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Vorwort  zur  zweiten  Ausgabe. 


Der  am  Schlüsse  des  Vorwortes  zur  *sten  Ausgabe  vom 
Verfasser  ausgesprochene  Wunsch  hat  sich  erfüllt !  Mit  dem  neuen 
Gemeindestatut  hat  sich  ein  neues  Gemeinwesen  und  Gemeinde- 
wesen gebildet,  welches,  auf  gesetzlicher  Grundlage  erbaut,  heute 
fest  und  sicher  dasteht.  Befestigt  durch  das  Fühlen  der  Zu- 
sammengehörigkeit der  Mitglieder,  gesichert  durch  den  Schutz  des 
Hamburgischen  Staates  ist  die  deutsch -israelitische  Gemeinde  in 
Hamburg  eine  der  bedeutendsten  Gemeinden  Deutschlands  geworden. 

Nennzehn  Jahre  sind  seit  dem  Erscheinen  der  ersten  Aus- 
gabe dieses  Buches  verflossen  und  gar  Manches  hat  sich  seitdem 
geändert,  Manches  wird  sich  in  nächster  Zeit  ändern,  denn  das 
Streben  der  Gegenwart  ist  anders  als  das  der  Vergangenheit. 
üna  das  Streben  der  Gegenwart  zu  verstehen,  muss  man  jedoch 
die  Vergangenheit  kennen  lernen,  da  sich  die  Gegenwart  aus  del: 
Vergangenheit  entwickelt.  Darum  hat  gerade  jetzt,  wo  sich  ein 
regeres  Leben  in  der  Gemeinde  zeigt,  der  Herr  Verleger  eine 
neue  Ausgabe  dieses  Buches  veranstaltet,  eine  Volksausgabe,  deren 
billiger  Preis  es  Jedem  ermöglicht,  die  Stadien  der  geschichtlichen 
Entwickelung  der  deutsch-israelitischen  Gemeinde  in  Hamburg  zu 


verfolgen.  Diese  Ausgabe  wird  sich  nur  durch  den  billigeren 
Preis  von  der  ersten  Ausgabe  unterscheiden  und  sie  wird  deshalb 
hoffentlich  bald  in  jeder  israelitischen  Familie  Hamburgs  als 
Chronik  zu  finden  sein,  in  welcher  Jung  und  Alt  Belehrung  findet 
über  das,  was  die  Väter  erstrebt  und  erstritten. 

Und  nun  hinaus  zum  zweiten  Male  in  das  rege  Leben  der 
Gegenwart,  Du  Buch  der  Vergangenheit!  Trete  vor  sie  alle  hin 
und  erzähle  die  Geschichte  der  Entwickelung  der  Gemeinde;  er- 
zähle von  dem  Kämpfen  und  Mühen  der  Väter  um  die  idealsten 
Güter  der  Menschheit!  Poche  an  die  Herzen  der  Jugend  und 
errege  dort  das  Interesse  für  die  reinsten  Ideale;  erwecke  die 
Erinnerungen  des  Alters  und  erwärme  dasselbe  für  das  Streben 
der  Jugend,  dann  wird  im  Verständnis  der  Gegenwart  durch  die 
Vergangenheit  der  Gemeinde  eine  segensreiche  Zukunft  erblühen! 

H.  Berger. 
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S.  122  Zeile  1  und  4  von  unten  statt  7«  7o  lies  V«  7o. 


Drnek  von  M.  Kosen  borg. 


1810. 

JClandert  Jahre,  waren  verflossen,  seitdem  ein  organisches  Gesetz 
die  Verhältnisse  der  Juden  in  Hamburg  geordnet,   und  zwanzig 
Jahre ,   seit  Frankreich   die  Gleichstellung  aller  Religionen  ver- 
kündigt hatte.     Hamburg,  seit  1806  von  französischen  Truppen 
besetzt,  stand  am  Vorabend  des  Verlusts  seiner  Unabhängigkeit, 
und  mit  dem  Siegeswagen  Napoleons  sollten  auch  die  selbst  für 
ihn  nicht  ganz  bezwingbaren  Lehren  der  Revolution  ihren  Ein- 
zug halten  in  die  freie  deutsche  Reichsstadt,  die  nun  die  unfreie 
Stadt  eines  undeutschen  Reiches  werden  sollte.     Biese  Zeitepoche, 
das  Jahr  1810,    wählen   wir   zum   Ausgangspunkt   unserer  Dar- 
stellung  und  beginnen,    indem  wir  die  Sachlage  schildern,    wie 
sie  sich  in  Folge  innerer  Entwickelung  und  äusserer  Einwirkung 
bis  dahin  ausgebildet  hatte. 

Wenn  wir   nun  zuvörderst  die  Gesetze  betrachten,   unter     Geiat 
denen  die  Hamburgischen  Juden  seit  den  reichlich   150   Jahren     J^^^J^, 
ihres   Aufenthaltes    (abgesehen  von .  einer   nachgewiesenen   noch  geaetze  in 
älteren  zeitweiligen  Niederlassung)  gelebt  hatten,  und  dabei  den 
Geist  jener  Zeiten  berücksichtigen,  so   können  wir  nicht  umhin 
über  deren  relative  Freisinnigkeit,  einer  Frucht  des  mächtigsten 
Hebels  aller  Civilisation ,    des  Handels,  zu  erstaunen.     Ganz  im 
Widersprach  mit  sämmtlichen  die  Juden,  namentlich  Deutsch- 
lands, berührenden  Gesetzgebungen  ist  da  weder  von  Schutzgeld^ 
von  Tribut  und  Kirchengebühren  noch  andererseits  von  Wucher- 
privilegien die   Rede.     Da3   Recht   der  Niederlassung  erscheint 
vöDig  unbeschränkt  zu  einer   Zeit,    wo   sonst   überall  hundert 
Schlagbänme  die   Zahl   der  Judenfamilien    eng  begränzten  und 
selbst  der  Ausschluss  von  den  meisten  Handwerken  '-und  vielen 
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Zweigen  des  Schnitthandels  war  kein  Ausfluss  der  eigentlichen 
Staats-Gesetzgebung,  vielmehr  nur  der  Sonder-Gerechtsame  der 
Zünfte,  der  Professionisten  und  Krämer.  An  eine  Zurückweisung 
der  Religion  wegen  war  gewiss  nicht  gedacht  worden*),  da, 
was  manche  deutsche  Städte  den  Juden  kaum  heute  noch  ein- 
räumen, die  Theilnahme  an  der  Bürgerwehr  ihnen  gleich  den 
Christen  von  Anfang  an  oblag;  und  was  die  Beschränkung  des 
Häuserkaufes  und  des  Wohnrechts  auf  einen  gewissen,  doch 
mehr  als  30  Strassen  umfassenden  Bezirk  anbelangt,  so  ist  diese 
mehr  durch  die  Gewohnheit  der  Juden,  in  der  Nähe  ihrer,  da- 
mals täglich  angefüllten  Synagogen  zu  wohnen,  und  auf  ihren 
eigenen  Wunsch,  zuletzt  mehr  durch  das  Herkommen  als  durch 
ein  förmliches  Gesetz  gebildet  und,  weit  entfernt  von  der  Idee 
eines  abgesonderten  Judenviertels,  lag  vielmehr  die  lächerliche 
Furcht  vor,  es  möchten  allmälich  grosse  Theile  der  Stadt  in 
den  Besitz  dieser  Nichtbürger  übergehen  und  dadurch  die  Zahl 
der  Erbgesessenen  solcher  Strassen  in  der  Bürgerschaft  sich 
merkHch  mindern. 

Freilich  blieben  noch  Einschränkungen  genug,  die  unserem 
jetzigen  Gefühl  so  ungerecht  als  unerträglich  erscheinen,  doch 
legen  wir  nicht  unseren,  sondern  den  Massstab  von  Zeiten  an, 
in  welchen  die  bürgerliche  und  politische  Berechtigung  noch 
auf  bewusstloser  Unmittelbarkeit  beruhte,  so  müssen  wir  gestehen, 
dass,  wenn  nur  in  demselben  Geist  von  Jahrzehend  zu  Jahr- 
zehend  fortgeschritten  worden  wäre  ,  die  Hamburgischen 
Juden  schon  lange  vor  1789  Alles  besassen,  was  wir  unter 
dem    Namen    Emancipation     zusammenzufassen     gewohnt    sind. 


*)  Auch  die  Bemerkung  möge  hier  sogleich  Platz  finden,  dass 
Alles,  was  die  Juden  im  weitesten  Umfange  zu  il>rer  Religion 
zählten,  hier  zu  jeder  Zeit  nicht  nur  allein  Schutz,  sondern  auch 
bei  Regierang  und  Publicum  stets  die  rücksichtsvollste  Achtung  ge- 
funden hat,  obgleich  die  Katzenfreundlichkeit  mit  den  «loyalen, 
orthodoxen,  bescheidenen  Juden»  im  Gegensatz  zu  den  verhassten, 
«anspruchsvollen  Reformjaden»,  deren  es  namentlich  unter  den  Por- 
tugiesen \Eiel  gab,  noch  nicht  erfanden  war. 


Als  das  vornehmste  der  betreffenden,    1810  noch  in  Kraft ^*****®*** 

des 

befindlichen  Gesetze  nehmen  wir  hier   das  bekannte  Judenregie-    juden 
ment  von  1710  auf,  ein  auf  Anlass  des  Senats,  in  nicht  deutlich  »«Kie»"« 

von  171 

ausgesprochener  Beziehung  auf  den  von  demselben  ohne  Zu- 
stimmung der  Bürgerschaft  abgeschlossenen  Juden-Contrakt  von 
1650,  durch  die  damals  hier  zur  Regulirung  vieler  wichtigen 
inneren  Angelegenheiten  thätige  kaiserliche  Commission  ausge- 
arbeitetes und  nachmals  von  der  Bürgerschaft*)  genehmigtes 
Gesetz.  Es  besteht  aus  zwei  Theilen,  davon  der  erste  die 
portugiesischen  und  der  zweite  die  deutschen  Juden  betrifft. 
Bis  auf  den  Art.  23  sind  beide  Redactionen  m.  m.  ganz  gleich- 
lautend. Wir  copiren  hier  aus  der  Original- Acte**),  in  welcher 
Kaiser  Carl  VI.  1717  dies  von  seinem  Bruder  Joseph  I.  im 
Jahre  1710  ausgegangene  Gesetz  bestätigt: 

«Wir  Carl  der  Sechste  v,  G.  G.  erwählter  römischer  KaiaorUc 
Kayser  zu  allen  Zeiten  Mehrer  des  Reichs,  König  in  Ger-  '°^^ 
manien,  zu  Castilien,  Aragon  etc.  etc.  bekennen  öffentlich 
mit  diesem  Brief  und  thuen  kund  allermänniglich ,  dass  uns 
n.  n.  gesambte  Portugies  und  Hochteutsche  Juden  in  unserer 
und  des  heyl.  Reiches  Stadt  Hamburg  gewisse  die  Juden- 
Bchaft  hauptsächlich  betreffende  und  von  unseres  in  Gott 
seeligst  ruhenden  Herrn  Bruders  Keysers  Josephi  Mayt.  und 
Ldn.  am  siebenten  Septembris  im  Jahre  1710  allermildest 
bestättigte  Articulos  oder  sogenanntes  Reglement  furbringen 
lassen,  welche  von  "Worth  zu  Worth  sambt  des  Kaysers  alier- 
gnädigster  Confirmation  hernach  geschrieben  stehen  und  also 
lauten : 

«Wir  Joseph  von  Gottes  Gnaden  Erwählter  Römischer 
Kayser  zu   allen   Zeiten   Mehrer   des   Reichs,    in  Germanien, 


*)  Es  wurde  nicht  der  gesammten  Bürgerschaft,  sondern  nur 
den  von  ihr  delegirten  Hundertmännern  vorgelegt  und  von  diesen 
genehmigt.  Dasselbe  geschah  bekanntlich  mit  mehreren  Punkten 
des  Hauptrecesses. 

**)  Alle  in  diesem  Werke  erwähnten  Schriftstücke  erklärt  der 

Verfasser  entweder  aus  Urschriften    oder  aus   glaubhaften  Copieen 

gezogen  zu  haben. 
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zu  Hungarn,  Böheimb  etc.,  König  etc.  etc.  bekennen  öffentlich 
mit  diesem  Brief  und  thuen  kund  allermänniglich ,  dass  uns 
unsere  zu  Abthuung  deren  in  unserer  und  des  heyl.  Reichs 
Stadt  Hamburg  fürgewesten  difPerentien  angeordnete  Kayserl. 
Commission  gebührend  zu  vernehmen  gegeben,  was  gestalten 
Sie  unter  anderen  zur  Verbesserung  des  gemeinen  Stadt- 
wesens abzillende  Verordnungen  nach  zuvor  darüber  einge- 
zogenen reifen  Bedenken  und  genauer  Ueberlegung  auch  ein 
Reglement  der  Judenschaöt  in  Hamburg,  so  Portugies  als 
Hochteutscher  Nation  entworffen,  und  dieses  zu  desto  mehrerer 
stett  und  vesthaltung  zu  unserer  allergnädigsten  Kayserl. 
Ratification  und  Confirmation  gestellet  haben,  so  von  Wort 
zu  Wort,  also  lautet; 

^**  ^*'''  Reglement   der  JudenschafPt  in  Hamburg   so  Portugie- 

Tuden- 

§iements       sischer  als  Hochteutscher  Nation  de  Anno  1710. 

Primo;     Portugiesische   Juden    betreffend     (mutatis 
mutandis  mit  den  folgenden  gleich  lautend). 


thmn 
gfiDBti^rt. 


Secundo:  Hochteutsche  Juden. 
•nntags-  ^^.^    2      Sollen   sie  ein  stilles   frommes    Leben    fahren 

leier. 

und  selbigem  zu  Folg  an  der  Christen  Sonn-  und  Feyertagen 
sich   still  und  eingezogen  halten,   denen  Christen   auch   mit 
Handel  und  Wandel,   Handarbeit  oder   sonsten    an    selbigen 
Tagen  kein  Aergemiss  geben. 
»bertritt  ^^    2.     Sollte  sich   auch  Jemand  unterstehen,  einen 

zun  ' 

denthnm       Christen   zn  der  jüdischen  Religion   zu  reitzen  oder  wirklich 

jrboten.        ^^   bereden  und  er   dessen  rechtlich  überführet  würde,    soll 

derselbe  denen  Reichsconstitutionen  gemäss  nach  befundenen 

Umbständen  noch  criminaliter  bestraffet  werden. 

übertritt  j^^   3      g^   ^^^len  sie   auch  bei  schwerer  Straff   sich 

Kam 

hristen-  unterfangen  denen  Juden,  wann  sie  über  14  k  16  Jahre  alt, 
so  zum  christlichen  Glauben  sich  etwa  begeben  wollten,  einige 
Hinderung  zu  machen  noch  weniger  sie  desswegen  zu  ver- 
folgen oder  ihnen  Verdruss  und  Ungelegenheit  zuzufügen, 
noch  ihnen  ihre  Erb-  und  andere  Güter  zu  vorenthalten. 
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Art.  4.      Würden    sie    mit    ordentlichem    Rechte    über-    Ajignir- 
führet  werden  können,  dass  sie  in  Schrifften  oder  mit  Worten   chriBtei.- 
oder  bei  ihrem  Gottesdienst  auf  die   christliche  Religion   ge-     ^^""^ 
schmähet,  auch  gar  in  die  Bosheit  verfallen  waren,   dass  sie 
den  Herrn  Christum  geschimpfet   hätten,   so  sollen   sie    nach 
Beschaffenheit  der  Umbstände  an  Ehr,  Gut  oder  an  Leib  und 
Leben  exemplariter  gesiraffet  werden. 

Art.   5.      Zu  Exercirung   ihrer   Religion   und   Haltung  ö^ö««*^'''-- 

,  ,  .  Gottes - 

ihrer  Zusammenkünften  sollen  sie  keine  publique  Gebäuden  uäusei 
haben,  folglich  ihren  Gottesdienst  in  Privathäussern  halten,  verböte... 
bei  Verrichtung  ihres  Gebettes  oder  Haltung  ihrer  Bettstunden 
aber  den  Talmud  oder  andere  unter  den  Christen  verbottene 
Bücher*)  nicht  lesen,  auslegen  oder  disputiren,  auch  nichts 
anderes  als  die  Psalmen  Davids,  die  Bücher  Moysis,  der  Pro- 
pheten und  andere  des  alten  Testaments  oder  auch  die  dieser 
Stadt  alten  seeligen  Vorfahren  von  ihnen  vorgezeigten  Gebetts- 
formularia,  auch  was  sonsten  zu  Pflanz-  und  Beförderung  des 
Guten  gereichet,  lesen,  singen,  beten,  thun  und  verrichten; 
dann  ferner  sich  bey  Verrichtung  all  solcher  ihrer  Gebetter 
des  lauten  Gerufs  und  Blasens  auf  Hörnern  und  Posaunen 
enthalten,  auch  die  Lampen  in  ihren  eigenen  Wohnhäussem 
an  solchen  Orthen  aufhangen,  dass  dieselben  von  aussen  nicht 
so  leicht  können  gesehen,  und  also  Niemandem  dadurch 
Aergemüs  möge  gegeben  werden. 

Art.    6.       Wenn    auch   ein   nothwendiges    Stück    ihrer    Schnelle 

Beerdigung. 

Beligion  ist,  dass  ihre  Todten  am  Tag  des  Absterbens  gleich 
ausgeführt  und  bestättiget  werden,  so  wird  ihnen  solches 
hiermit  verstattet,  jedoch  dass  sie  den  todten  Cörper  ohne 
Gepränge,  und  falls  der  Sterbefall  an  Sonn-  oder  anderen 
Feyertagen  sich  begebe,  nicht  eher  als  nach  der  Nachmittags- 


*)  Dies  bezieht  sich  auf  den  Erlass  Pabst  Benedict  XHI.  vom 
Jahre  141S.  Von  den  späteren  Reachlin'schen  Vorgängen  scheinen 
die  Kaiserl.  Commissarien  keine  Notiz  genommen  und  die  Hamburgi- 
schen Protestanten  nichts  gewusst  zu  haben. 


Jnkeusch- 

heit 
zwischen 
Fuden  und 
Christen. 

ienstboten. 


cstohlenes 
Gut. 


Wucher. 


Wncher : 
irsteckter. 


Predigt  mit  einer  oder  zwo  Gutschen,  den  Todtenwagen  nit 
mitgerechnet , '  ausbringen  lassen ,  die  Alten  der  Judenschafft 
aber  solches  billig  einige  Stunden  vorher  bei  dem  präsidirenden 
Herrn  Bürgermeister  gehörig  anmelden  und  um  Erlaubnüs 
gebührende  Ansuchung  thun,  auch  darfür  der  Cämmerey  ein 
gewisses  erlegen  müssen. 

Art.  7.  Wann  sie  auch  mit  ordentlichem  Recht  über- 
führet werden  mit  Christen  Hurerey  oder  Ehebruch  getrieben 
zu  haben,  so  sollen  sie  denen  Umbständen  und  kayserl.  rechten 
nach  angesehen  und  bestraffet  werden;  so  sollen  sie  auch  die  » 
christlichen  Ammen,  Mägde  und  sonstige  Bedienten  entweder 
in  ihren  Diensten  nicht  haben,  oder  aber  wenn  solches  ge- 
schieht dieselben  des  Sonntags  oder  in  der  Woche  nicht 
allein  zur  Kirche  lassen  gehen  und  an  ihrem  christlichen 
Gebett  und  anderer  Andacht  in  ihren  Häussem  nicht  hinderen 
oder  irren,  sondern  auch  des  Sonntags  mit  solcher  Arbeit, 
die  denen  Christen  alsdann  nicht  geziemet,  verschonen  und 
solche  Arbeit  an  den  anderen  Werckeltagen  in  der  Wochen 
thun  lassen,  sie  Selbsten  aber  unter  der  Predigt  und  christl. 
Gottesdiensten  sich  der  Barchhöfe  entäussem  und  ohne  Noth 
nicht  herüber  gehen,  in  der  Christen  Kirchen  (von  denen 
damals  mehrere  zu  öffentlichen  Durchgängen  dienten)  kein  Gezänk 
und  was  sonsten  ärgerlich  treiben;  auch  auf  der  Christen 
Sabbat,  grossen  Fässt-  Buss-  und  Bettägen  keinen  Handel, 
Kauffmannschafft  oder  Handthierung  treiben. 

Art.  8.  Würden  sie  gestohlene ,  geraubte  und  andere 
verdächtige  Gütter  wissentlich  an  sich  kauffen,  oder  Geld 
darauf  vorschiessen ,  sollen  sie  ,  wenn  sie  dessen  rechtmässig 
überführet,  befundenen  Umbständen  nach  nicht  nur  das  Ge- 
stoUene  ohne  entgelt  herausgeben,  und  dessen  was  sie  vor- 
geschossen Verlustiget  seyn ,  sondern  auch  Anderen  zum 
Abscheu  und  Exempel  denen  Gesäzen  nach,  gestraffet  werden. 

Art.  9.  So  sollen  sie  auch  Alles  in  denen  Rechten 
verbottenen  übermässigen  Wuchers  bei  Verlust  des  Capitals 
und  Zinsen  sich  enthalten. 

Art.  10.  Wider  man  auch  öffters  verspüret,  dass  der 
Wucher  damit  verdecket  werde,  dass  sie  in  denen  Obligationen 


das  Capital  sambt  Zinsen  in  einer  Summe  sich  verschreiben 
lassen,  so  sollen  sie  hinkünftig  die  Obligaiiones  also  einrichten 
lassen,  dass  die  Summa  Capitalis  allein,  und  die  Zinsen  in 
selbigen  Obligationen  besonders  exprimirt  werden,  in  Ver- 
bleibung dessen  aber  der  paraten  Execution  sich  nicht  zu 
erfreuen  haben. 

Art.  11.     Wie  dann  erstlich  ihnen  auch  und  bei  Verlust    ^***°*ie'- 
des    Capitals    und   Zinsen   verbotten   wird,    die    Obligationen 
und  Contracten  auf  Verfallung  der  Pfander  einrichten  zu  lassen. 

Art.    12.      Wann    erweislich    dargethan    werden    kann,    liehen  an 

Unmündige. 

dass  sie  junge  unter  Vormündern  und  Curatoren  stehende, 
auch  andere  ihre  Mittelnotorie  übel  administrirende  leuth  an 
sich  gezogen  und  ihnen  Obligationes  oder  Wechsel,  wofür  die 
Valuta  nicht  völlig  vergnügt  wäre,  abgeschwärzet  hätten,  so 
sollen  sie  nicht  allein  des  würklich  vorgeschossenen  Capitals 
und  Zinsen  verlustig,  sondern  überdies  auch  gestalten  Sachen 
nach  gestrafPet  werden. 

Art.  13.     In   ihren  Kleidungen   sollen   sie  modest   und  Kleidung. 
ohne  Prahlerey  und  Uebermuth  sich  aufführen. 

Art.  14.     Alle  ordinaire  und  extraordinaire  Stadt-Onera  Oeffentiich« 
und  Auflagen   sollen   sie   gleich  denen  Bürgern,   und  anderen 
Contributionibus   aber  unter  was  Praetext  es  auch  sey,  nicht 
beschwehret  werden, 

Art.  15.     Dahingegen  wird  es  ihnen  hiemit  und  ki-affb    Bürger- 

lieber 

Dieses  aller  Obrigkeitliche  Schutz   und  zulängliche   Hilffe   in    Schutz. 
ihren  gerechtsamen  gegen  jedermänniglich  versprochen. 

Art.  16.     Wann  sie  ihre  Bettstunden  mit  denen  ihrigen  Betstunden. 
halten,  sollen  sie  von  niemand  gehindert  noch  molestirt  wer- 
den,   sondern    vielmehr   von    denen   p.  t.   Gerichtsverwaltern 
alle  Obrigkeitl.  Assistenz  gegen  die  Contrayenienten  als  Gewalt- 
thäter  zu  gewarten  haben. 

Art.  17.     Aller   Frevel  und   MuthwiUen  so  auf  öffent- ^**^«**^''"»«- 
lieber  Strasse  und  sonsten  an  ihnen  verübet  wird  soll  befun- 
denen Umbständen  nach  bestraffet,  auch  auf  begebenen  Fall 
von  denen  in  der  Nähe  stehenden  Wachten  ihnen  Schutz  ge- 
halten werden. 
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Art.  18.  Imgleiclieu  wird  jedermänniglich  bei  hoher 
willkührlicher  und  rechtl.  Straffe  hiemit  ernstlich  verbotten 
die  Juden  auf  öffentlichen  Strassen  noch  weniger  in  Häussern 
unter  dem  Praetext  des  Jagens,  Visitirens  und  anderer  Ur- 
sachen ohne  Erlaubnüs  der  Obrigkeit  anzugreiffen,  noch  das- 
jenige,  was  sie  bey  sich  haben,   gewaltsam  ihnen  abnehmen- 

Art.  19.  Sollten  jedoch  dieselben  etwas  unternehmen, 
so  denen  privilegirten  und  recipirten  hiesigen  Aembtern 
zuwider  wäre,  sollen  zwar  sothane  Aembter  bei  ihren 
Gerechtsamen  allerdings  geschützet  werden,  diese  aber  auch 
jene  vor  die  Herren  Ambts-Patronen  oder  gestalten  Sachen 
nach  für's  Aembter-Gericht  vorfordern  zu  lassen  und  Bescheidts 
zu  erwarthen  schuldig  seyn  und  via  facti  wie  erst  erwähnt, 
nicht  verfahren. 

Art.  20.  Wann  auch  einige  Juden  mit  der  Hand  Arbeit 
oder  anderer  kleinen  Handlung,  so  den  privilegirten  Aembtern 
nicht  zuwider,  sich  ernähren  wollten,  soll  ihnen  solches  nicht 
verwehret  werden;  dahingegen  sie  der  auch  unter  Christen 
selbst  verbothenen  Vorhökerey  sich  gäntzlich  enthalten  und 
weder  selbst  noch  durch  ihre  Weiber,  Jiingen  und  Gesind 
vor  den  Thören  oder  sonst  iii  dieser  Stadtgebiethen  gehen 
und  daselbst  Wachs-  und  andere  hereinkommende  Yictualien 
anfkauffen  und  dem  ordentlichen  Marktgang   entziehn  sollen. 

Art.  21.  Imgleichen  werden  die  Alten  der  Hochteut-  t 
sehen  Nation  hiemit  authorisiret,  wenn  jemand  verstirbet  der 
unmündige  Kinder  nachlasset,  denen  Unmündigen  bei  dem 
präsidirenden  Herrn  Bürgermeister  gleich  tutores  auszubitten, 
welche  nebst  ihnen  denen  Alten  die  Aufsicht  haben  sollen, 
damit  der  Unmündigen  Haabseeligkeit  conserviret  und  sie 
umb  das  ihrige  nicht  gebracht  werden  mögen. 

Art.  22.  In  allen  anderen  geistlichen  und  weltlichen 
Fällen  so  allhier  ausdrücklich  nicht  exprimirt  soll  es  der 
Juden  halben  bei  dieser  Stadt  Statuten,  auch  des  heyl.  römi- 
schen Reichs  und  dieser  Stadt  Policey  Ordnung  so  weit  jene 
nach  dieser  Stadt  Verfassungen  stattfinden  auch  gemeynen 
kayserl.  Rechten  allerdings  sein  Verbleiben  haben,  denenselben 


auch,  dass  sie  in  gewissen  Fällen,  als  in  Matrimonial  und 
Erbschafitssachen  nach  Inhalt  der  mosaischen  Gesetsse  ver- 
fahren mögen  zwar  erlaubet,  hingegen  aber  Imo  in  gradibus 
prohibitis  levit  18.  sich  zu  verheurathen  und  also  Blutschande, 
wodurch  die  ganze  Stadt  verunreiniget  wird,  zu  begehen, 
2do  Polygamie  oder  Yielweiberey  zugleich  zu  exerciren,  und 
3do  ohne  obrigkeitliche  Erkenntnus  Scheidbrieif  zu  geben 
oder  sonsten  die  Ehe  zu  trennen  ernstlich  verbotten  seyn, 
gestalten  sie  auch  dieser  Stadt  Jurisdiction  nach  wie  vor  in 
bürgerlichen  und  peinlichen  Sachen  allerdings  unterworfen 
bleiben. 

Art.  23.  Weil  endlich  die  Erfahrung  bezeiget,  dass  ''«"•mde 
Hochteutsche  Juden  von  unterschiedlichen  Oehrtem  sich  '"''"• 
gleichsam  trouppeweise  anhero  versammeln  und  niderlassen 
auch  verschiedener  Sorten  und  Qualitäten  seyn,  so  dass  man 
dieselbe  schwehrlich  Mann  für  Mann  taxiren  kann,  als  wird 
die  Verfügung  hiemit  gemacht,  dass  sie  sich  unter  sich  selbst 
taxiren  sollen,  wie  viel  ein  jeder  von  ihnen  zu  dem  mit  der 
Stadt  accordirten  Quanto  jährlich  geben  müsse,  welches 
dann  von  E.  E.  Rath  dafem  es  nicht  richtig  kommen  sollte, 
per  executionem  eingetrieben,  wann  aber  auch  von  ein  und 
anderen  derselben  solche  Contribution  durch  Execution  nicht 
zu  erhalten,  die  Uebrige  zwahr  solch  rückständiges  Quantum 
bezahlen,'  dergleichen  nothdürfftige  Juden  aber  sofort  aus  der 
Stadt  geschafft  werden  sollen. 

In  fidem.     Christoph  Wilh.  Wieder. 

Wann  uns  nun  diese  der  Commission  angewandte  Fleiss 
und  Sorgfalt  nicht  allein  zu  unserm  gnedigsten  Gefallen  ge- 
reicht, sondern  auch  solches  durch  sie  vermitteltes  Reglement 
als  ein  zu  der  Stadt  Beruhigung  diensames  Werk  gnedigst 
erwogen,  als  haben  wir  solches  in  allen  seinen  Articulen, 
Puncten,  Clausulen,  Inhalt,  Meyn-  und  BegrifEUngen  aus 
Kayserl.  Macht  und  wohlbedachtem  Muth  gutem  Rath  und 
rechtem    wissen    auch    gnedigst    ratificirt ,     confirmirt     und 
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bestättiget,  Thuen  das  auch  hiemit  wissentlich  in  krafPt  dieses 
Briefs  was  wir  von  recht  und  billigkeit  wegen  daran  zu  con- 
firmiren  und  zu  bestättigen  haben  sollen  und  mögen,  und 
meynen,  setzen,  und  wollen,  dass  obinferirtes  Reglement  in 
allen  seinen  Worten  punkten  Clausulen,  Inhalt  Meyn-  und 
Begriffungen  mächtig  und  kräfftig  seyn  und  in  vim  sanctionis 
pragmaticae  et  legis  perpetuo  valiturae  von  allen  interessirten 
Theillen  steet  vest  und  unverbrüchlich  gehalten  und  in  Allem 
vollzogen  auch  von  keinem  wer  der  auch  seyn  als  von  uns 
oder  einem  jeweiligen  römischen  Kayser  hinwiederum  aufge- 
hoben werden  könne  oder  solle,  jedoch  uns  und  dem  heyl. 
Reich  auch  sonsten  jedermänniglich  an  seinen  rechten  und 
gerechtigkeiten  ohnpraejudicirlich.  Und  gebiethen  demnach 
allen  und  jeden  Churfürsten,  Fürsten,  geistlichen  und  welt- 
lichen Prälaten,  Grafen,  Freyen  Herren,  Rittern,  Knechten, 
Landvögten,  Hauptleuthen ,  Vizdomben,  Vögten,  Pflegern, 
Verweesern,  Ambtleuthen,  Landtrichtem,Schultheissen,  Bürger- 
meistern, Richtern,  Räthen,  Bürgern,  Gemeinden  und  sonst 
allen  anderen  unseren  und  des  Reichs  Unterthanen  und  Ge- 
treuen, wes  Würden,  Standt  und  Weesen  sie  seyend,  ernst 
und  kräfftiglich  mit  diesem  Brief  und  wollen,  dass  sie  be- 
nannte Judenschafft  wider  dieses  durch  unserer  kayserl.  Com- 
mission  vermitteltes  und  durch  uns  als  ein  immerwährendes 
Gesäz  confirmirt  und  publicirtes  Reglement  nicht  irren  oder 
hinderen,  sondern  sie  dessen  was  obstehet,  geruhiglich  und 
unperturbirt  freuen  gebrauchen  und  gemessen  lassen.  In- 
sonderheit aber  befehlen  wir  Bürgermeister  und  Rath  auch 
gesambter  Judenschafft  mehr  besagter  Stadt  Hamburg,  dass 
sie  auch  ihrerseits  respective  über  solches  Reglement  halten 
und  demselben  insoweit  es  einen  jeden  bindet  und  gegen- 
wärtiger unserer  darüber  ertheilter  Kayserl.  Confirmation  in 
allen  Puncten,  Articuln,  Clausuln,  Inhalt,  Meyn-  und^egrif- 
fungen,  wie  obstehet,  stracks  nachkommen  und  geleben,  dar- 
wider  nichts  thuen,  handeln  oder  fümehmen,  noch  das  jemand 
anderen  zu  thuen  gestatten  sollen  in  keiner  Weiss  noch  weeg 
als   lieb    einem  Jedem  Unsere   Kayserl.   Ungnad   und    Straff, 
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tmd  dazu  ein  Poen,  nämlich  fünfzig  Mark  löttiges  Gold  zn 
vermaiden,  die  ein  jeder  so  oft  er  freventlich  hierwider  thete 
Uns  halb  in  nnsere  Kayserl.  Cammer  und  den  anderen  halben 
Theil  denen  Beleidigten  unnachlässig  zu  bezahjen  v  erfallen 
seyn  soll.  Mit  Urkund  des  Brieffs  besiegelt  mit  unserem 
Kayserl.  anhangenden  Insiegel  der  geben  ist  in  unserer  Stad^ 
Wien  am  7ten  Tag  Monats  Septembris  nach  Christi  u.  1.  H. 
u.  S.  Geburt  im  ITlOten,  Unserer  Reiche  der  Römischen  im 
21ten,  des  Hungarischen  im  23ten  und  des  Bohaimischen  im 
6ten  Jahre. 

Joseph. 

Yt.     Friedrich  Carl  Graf  von  Schönbom 

ad  man.  sacr.  caes.  maj.  propr. 
F.  Consbruch. 

und  uns  darauf  obbenamete  gesambte  Portugies  und  Hoch- 
teutsche  Juden  in  Hamburg  demüthigst  angeruffen  und  ge- 
betten,  wir  geruheten  als  jetzt  regierender  Römischer  Kayser 
ihnen  solche  vorbeygedruckte  articulos  oder  Reglement  eben- 
falls aus  tragender  allerhöchster  Macht  und  Gewalt  aufs  Neue 
aUergnedigst  zu  bestättigen.  Wann  wir  nun  dieser  mehr- 
gedachter Juden  zu  Hamburg  an  uns  gebrachte  unterthenigste 
ziembliche  Bitte  in  Kayserl.  Gnaden  angesehen,  Als  haben 
wir  ermeldtes  Reglement  in  allen  seinen  articuln  ,  Punkten 
(der  Schluss  wie  oben). 

Carl. 

Vt.     Ludwig  F.  V.  Sintzendorff. 

ad  mand.  etc. 
E.  F.  V.  Glaudorff. 


Vergleichen  wir  mit  diesem  Gesetz  das  80  Jahre  später 
nämlich  1790  von  Friedrich  Wilhelm  III.  für  die  Breslauer 
Judenschaft  promulgirte  Gesetz  (Rönne  und  Simon,  Verhältnisse 
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der  Juden  im  preuss.  Staat,  pag.  226),  so  werden  wir  wirklich 
in  den  Epochen  irre.  Und  dabei  sind  in  der  Hamburgischen 
Praxis  alle  Härten  der  Art.  5,  6,  8,  10  etc.  nie  angewendet 
worden:  so  wie  hier  überhaupt  die  gleiche  Berechtigung  der 
Juden  mit  den  übrigen  contribuircnden  Einwohnern  als  Basis, 
die  Beschränkung  nui*  als  Ausnahme  dasteht.  Auch  haben  die 
Juden  nicht  für  nöthig  gehalten,  von  den  späteren  Kaisem  eine 
Bestätigung  ihrer  Privilegien  zu  erbitten. 

Nächst  diesem  Grundgesetz  haben   wir   folgendes    Senats- 
Decret  vom  21.  Januar  1734  anzuführen: 

«Auf  verlesene  Supplication  und  übergebene  Vorschläge 

ar  der  Aeltesten  hiesiger  hochdeutschen  Judenschaft,  auch  abge- 
statteten  Relation  der  zu  dieser   Sache    verordneten    Herren 

*^       Gommissarien  decretirt  E.  E.  Rath*): 

®"  1.     Dass  an  die  p.  t.  wohl  weise  Herren  der  Wedde  die 

Juden-Aeltesten  ein  accurates  Namen- Verzeichniss  aller  hier 
wohnenden  verheiratheten  und  unverheiratheten  Gewerbe 
Wechsel  und  Handlung  treibenden  oder  sonst  hieselbst 
deutschen  Juden  und  deren  Häupter  von  den  Familien  inner- 
halb 4  Wochen  übergeben,  darauf  dieselben  gebührlich  der 
Stadt  sich  verwandt  Ynachen,  auch  die  itzigen,  wie  künftig 
alle  zu  erwählenden  Aeltesten,  welche  sofort  nach  .der  Wahl 
dem  p.  t.  W^ddeherm  zu  präsentiren  sind,  zu  hiesiger  Stadt 
Sicherheit  und  zum  Besten  der  Nation,  auch  zu  ihren  eignen 
desto  mehreren  Ansehn,  auf  die  Weise,  gleich  solches  der 
Wedde  aufgetragen  worden,  besonders  verpflichtet,  hingegen 
der  bisher  von  fremden  recipirten  Juden  gegebene  Schutz- 
Thaler  in  so   weit   abgestellet   und  alle  Juden    die    aus    der 

a.  Fremde  sich  hier  niederlassen  wollen,  zwar  denen  Aeltesten 
sich  sistiren  und  von  diesen  ob  solche  anzunehmen  oder  nicht 


Jer 


'*')  Dieses  Decret  ist  am  31.  Mai  dahin  interpretirt ,  dass  die 
Juden  nicht  mittelst  körperlichen  Eides,  sondern  nur  vermöge  Hand- 
schlaigs  an  Eides  Sta^,  sich  der  Stadt  verpflichtet  machen  sollen. 
Indessen  ist  auch  diese  Förmlichkeit  bald  weggefallen.  Siehe  weiterhin. 
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vorgängig  untersucht ,  jedoch  ohne  der  p.  t.  Wohlweisen 
Herren  der  Wedde  ausdrückliche  Erlaubniss  und  Autorität 
keiner  hier  zugelassen  oder  abgewiesen,  Bettler  und  anderes 
Gesindel  durch  die  vor  den  Stadt-Thören  beständig  zu  hal- 
tenden Aufpasser  sofort  zurückzuweisen  und  was  von  der-  ^"^p 
gleichen  mit  keiner  redlichen  Hanthierung  sich  nährende 
Leute  bereits  sich  allhier  befindet,  mit  Namen  aufgezeichnet, 
selbige  an  die  p.  t.  Herren  Prätores  übergeben  und  nach 
geschehener  Untersuchung  aus  der  Stadt  und  de  rem  Gebiete 
relegirt  und  da  sie  sich  dennoch  hier  wieder  betreffen  liessen, 
öffentlich  und  nachdrücklich  bestrafet  werden  sollen,  wobei 
jedoch  die  Aeltesten  bei  schwerer  Verantwortung  sich  wohl 
vorzusehn  haben,,  dass  sie  den  Wohlw.  Herren  Prätoren  nie- 
mand aus  partheyischen  und  feindseb'gen  Absichten  angegeben 
und  dieselben  durch  falschen  Bericht  zur  Hinausweisung  aus 
der  Stadt  verleiten. 

2.  Dass   wegen  des   Schosses  und   desfalls   zu  errich-    Sci 
tenden  neuen  Contraktes,  Supplicanten   an  die  zur  Annahme 
der  Fremden  verordnete   Deputation    zu   verweisen   sein    bis 
dahin    es    bei    dem    gewöhnlichen   Quanto   des   Schosses    und 
dessen  gewöhnlicher  Bezahlung  verbleibe. 

3.  Dass  hiesige  Judenschaft  und  deren  Rabbinen  und  ^*>* 

Fol 

Aeltesten  bei  schwerer  unausbleiblicher  Strafe  sich  aller 
Oitationen,  Erkenntnisse,  Entscheidung  und  Jurisdiction  in 
Civil-  und  Matrimonial-Sachen  der  klaren  Verordnung  des 
22ten  Artikels  des  ihnen  insinuirten  Juden-Reglements  gemäss, 
gänzlich  zu  enthalten  haben,  insonderheit  niemand  sich  unter- 
stehen soll  bei  empfindlicher  Leibes-Strafe,  fremde  Oitationen 
allhier  zu  bestellen  oder  zu  insinniren  oder  dergleichen  an- 
zunehmen, daferne  aber  in  streitigen  Sachen  beyde  jüdische 
Parteien  derer  allhier  wohnenden  Jnden  -  Aeltesten  arbitrio  Sci 
sich  freiwillig  unterwerfen  wollten  (jedoch  dass  solche  ohne 
Deposition  einiger  Geld-Summen  oder  auf  eine  andere  einen 
Zwang  mit  sich  führende  Weise  geschehe)  sodann  zwar  den 
hiesigen  Aeltesten  als  guten  Männern  in  solchen  Sachen  zn 
laudiren  und  zu  sprechen  freistehn,  der  in  deutscher  Sprache 


geri 
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vernehmlich  und  ordentlich  verfassete  und  den  Rechten  ge- 
mässe  Ausspruch,  oder  das  Laudum,  aber  wenn  die  Parthey 
demselben  zu  pariren  sich  weigert,  nicht  anders  als  durch 
einen  der  p.  t.  präsidirenden  Hochw.  Herren  Bürgermeister 
oder  der  Herren  Prätoren  Wohlw.  (welche  geziemend  darum 
zu  ersuchen  sein)  zur  Execution  gebracht  werden  soll.  Und 
wird  übrigens  hiemit  die  im  Jahre  1721  privatim  erschlichene 
nach  dem  beschehenen  Verbot  dennoch  höchst  strafbar  ge- 
missbrauchte  Vergünstigung  gänzlich  aufgehoben. 

4.  Dass ,  wie  Supplicanten  der  Gebrauch  des  soge- 
nannten schwarzen  Bretts  in  ihren  Schulen,  zu  ihren  Reli- 
gions-Sachen auch  vor  der  Hand  und  zum  Versuch,  auf  der 
Aeltesten  inständiges  Anhalten,  zu  Beytreibung  des  Accor- 
dirten  und  der  Billigkeit  nach  unter  ihnen  repartirten  und 
der  Armen-Gelder  zwar  hiemit  vergönnet  also  sie  zugleich 
ernstlich  bei  Vermeidung  empfindlicher  Ahndung  gewarnt 
werden ,  sich  dessen  nicht  zu  missbrauchen  noch  überhaupt 
des  Bannes  in  andern  Sachen  ohne  obrigkeitliche  Erlaubniss, 
zu  bedienen,  viel  weniger  einen  von  auswärtigen  Rabbinen 
wider  hiesige  Schutz  verwandte  Juden  ausgelassenen  Bann 
anzunehmen  in  der  Schulen  auszurufen,  oder,  es  sey  nun 
durch  dieses  schwarze  Brett  oder  auf  andere  Art,  bekannt 
zu  machen,  noch  einen  solchergestalt  widerrechtlich  vermeinten 
Verbannten  von  ihrer  Gemeinschaft  und  Gottesdienst  auszu- 
schliessen;  sonst  im  widrigen  Falle  E.  E.  Rath  an  die 
Aeltesten  der  Judenschaft  sich  halten  und  die  Schulen  ver- 
sperren lassen ,  auch  gegen  dergleichen  der  Stadt  höchst 
nachtheilige  Unternehmungen  alle  sonst  erforderliche  zu- 
reichende Mittel  verkehren  werde. 

5.  Dass  wenn  der  gesuchten  Handlungs-Freyheit  mit 
einigen  Waaren  es  bei  dem  20ten  Artikel  des  angezogenen 
Juden-Reglements  zu  lassen  und  übrigens  die  Untersuchung 
ob  hierunter  ein  mehres  vergönnt  werden  könne,  imgleichen 
welche  Waaren  dem  Kramer -Amt  allein  und  jjrivative  zu 
verkaufen  gebühren,  an  die  hiezu  vorhin  bereits  besonders 
verordnete  Commission  zu  verweisaa  sei. 
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6.  Dass    bei    Absterben    eines    Judens ,    die    Aeltesten  Vormö 
zwar  vorläufig  und  ehe  die  p.  t.  Wohlw.  Zehnpfennigs-Herren 
Nachricht    davon    erhalten    den  Nachlass    versiegeln    können, 
jedoch  sie,  sobald  sie  von  dem  Absterben  etwas  erfahren   als 
auch  diejenigen  in  deren  Behausung  der  Todesfall  sich  zuträgt 

den  p.  t.  Wohlw.  Zehnpfennigs-Herren  zu  gleicher  Zeit  ohn- 
gesäumte  Nachricht  davon  zu  ertheilen  und  dass  mittlerweile 
von  dem  Nachlass  nichts  abhanden  komme  zu  verantworten 
schuldig  seyn  sollen. 

7.  Dass  die  anzulegende  Accise  und  andere  dergleichen  ^**«*' 
Auflagen  gänzlicli  abzuschlagen,  wenn  aber  die  Nation  freiwillig 
unter  sich  einige  Zulage  zum  Besten  der  Nation  und  ohne 
Beeinträchtigung  der  Stadt  Gerechtsame  beliebet  ihr  sobald 
zwar  zu  überlassen  sei,  jedennoch  dafeme  sich  jemand  dabey 
beschweret  zu  seyn  erachten  mögte ,  demselben  allerdings 
freystehen  soll  bey  den  p.  t.  Wohlw.  Wedde-Herren  sich  des- 
falls  zu  melden  welche,  nach  Befinden,  entweder  darin  zu 
erkennen,   oder   da   die   Sache   von   grosser  Wichtigkeit,  an 

E.  E.  Rath  zu  verweisen. 

8.  Dass  wegen  des  Abzugs  bei  der  Zehnpfennigs- 
Ordnung  und  der  bisherigen  Art  zu  verfahren,  es  sein  Be- 
wenden habe  und  die  p.  t.  Wohlw.  Zehnpfennigs-Herren  von 
selben  insonderheit  bei  Aussteurung  der  Kinder  nach  Befinden 
und  Beschafienheit  der  Umstände  die  Billigkeit  dabey  beobachtet 
werden. 

9.  Dass   wenn   Supplicanten  den  Entwurf  einer  neuen   ^®*"** 

Ordnu 

Kleider-Ordnung  übergeben  würden ,  alsdann  desfalls  weitere 
Verfügung  ergehen  solle.     Und  schliesslich: 

10.  Dass  gleich  wie  als  lange   die  hiesige  Judenschaft     ^^^^ 

schul 

zumalen  getreuen  und  gehorsamen  Unterthanen  gebühret,  der 
Stadt  Verfassungen  und  Gesetzen  auch  ihrer  Pflichten  und 
Beception  gemäs  anbei  still  und  ruhig  sich  aufiuhrt  E.  E.  Kath 
deren  nicht  weniger  denn  anderer  Einwohner  Bestes  und 
Conservation  sich  von  selbst  obrigkeitlich  angelegen  sein 
lassen  wird;  also  auch  insonderheit  denen  jedermal.  Wohlw. 
Weddeherren  desfalls  die  speciale  Vorsorge  und  Aufsicht  über  - 
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dieselbe  vornehmlich  auch  zur  Verhütung  alles,  zum  Abbruch 
der  Stadt  Hoheit,  Jurisdiction  und  Gerechtsame  gereichenden,  , 
Nachtheils,   hierdurch   committiret   und  Supplicanten  in  vor- 
kommenden Fällen  an  dieselben  verwiesen  werden. 

Decretura  Jovis  die  21.  Jan.  1734.. 


Aufpasser.  j)|g     erste    Bestimmung    dieses   Mandats    scheint   nie    ins 

Leben  getreten  zu  sein,  vermuthlich  weil  die  Juden  darin  ei 
beabsichtigte  Einschränkung  witterten,  sowie  denn  auch  der 
Handschlag  und  das  anfanglich  eingeführte  Aufgebot  der  Copu- 
landen  in  den  Hauptkirchen  allmälich  ausser  Gebrauch  kamen- 
Die  jüdischen  Aufpasser  in  den  Thoren  waren  jedoch  1811  noch 
^n  Thätigkeit:  sie  hatten  kleine  Buden  neben  den  Wachen  am 
Stein-  und  Miller nthor,  wo  sie  auf  die  einwandernden  fremden. 
Juden  Acht  hatten,  die  durchs  Dammthor  einpassirenden  wurden 
ans  Millemthor  gewiesen.  Wie  Artikel  3  gehalten  wurde  das^ 
ist  bekannt.  Schon  wegen  des  ihnen  gestatteten  Erb-  und  Ehe- 
rechts waren  die  Juden  a^  das  Forum  ihres  geistlichen  Ober- 
haupts, des  Altonaischen  Oberrabiners  gewiesen,  und  so  war 
nichts  natürlicher ,  als  dass  sie  auch  ihre  Civilstreitigkeiten 
dahin  brachten.  Es  wurden  auch  die  Vorladungen  wenig  oder 
gar  nicht  versteckt  in  Hamburg  ausgetragen  und  bei  Sterbe- 
fallen Versiegelungen  vorgenommen,  wovon  weiterhin  noch  Einiges 
zu  sagen  sein  wird. 
^^^  Es  wären  nun  noch  zu  erwähnen:  ein  Decret  vom  10.  April 

VachtdienBt  ^  ^ 

)etreffende  1752,    welches    die  Juden  vom   persönlichen    Bürgerwachdienst 
Decret.    ^ispensirt  und  dafür  ein  besonderes  Wachtgeld  einführt  («Statt- 
gehabte Unzuträgliclikeiten>  werden  darin  als  Motive  angegeben), 
und   endlich   ein  Senatsbeschluss  vom  18.  Februar  1767,  worin 
Herren-    ^j^  Ordnung  des  den  jüdischen  Armen  von  der  Herrenmühle  zu 

müble.  ^ 

verabfolgenden  wohlfeileren  Mehls  festgesetzt  wird.  Diese  Be- 
günstigung ist  Alles  was  die  Stadt  je  direct  für  die  jüdischen 
^'"®°'  Armen  geleistet  hat.  Es  sei  hier  übrigens  bemerkt,  dass  weder 
^in  G^etz  noch  ein  Vertrag  vorhanden  ist,  wodurch  die  Juden 
genöthigt  wären  (wie  doch  bis  1865  geschah)  ihre  Armen  ohne 
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alle  Beihülfe  des  Staats  zu  unterhalten,  dies  Yerhältniss  ward, 
namentlich  hei  Aufstellung  der  vornehmlich  wegen  der  einwan- 
dernden Armen  eingeführten  jüdischen  «Thorsteher >,  still- 
schweigend vorausgesetzt;  wie  ^s  denn  auch  nicht  anders  sein 
konnte  zu  einer  2jeit,  wo  fast  alles  Armenwesen  Kirchensache 
war.  Sonst  Hesse  sich  aus  den  Worten  des  Decrets  von  1734, 
das  ü  rigens  weit  mehr  hei  den  Portugiesischen  als  den  deutschen 
Gemeinden  in  Wirksamkeit  gehliehen  ist,  Artikel  10,  sehr  leicht 
entwickeln,  dass  die  Stadt  nöthigenfalls  auch  für  die  jüdischen 
Armen  zu  sorgen  hätte,  so  lange  nicht  die  Armenpflege  wesentlich 
Staatssache  wurde,  was  erst  1786  his  1791  durch  Begründung 
der  neuen  Armenordnung  geschah.  Diese  ward  aher  (Armen- 
ordnung Art.  23)  ausdrücklich  auf  arme  Christen  heschränkt 
nnd  man  herücksichtigte  die  dürftigen  Juden  nur  insoweit,  dass 
man  so  grossmüthig  war  nicht  nur  ihnen  das  Betteln,  sondern 
anch  den  wohlhahenden  Juden  das  Almosen  gehen  hei  Strafe 
zu  verhieten.  In  Folge  dessen  und  unter  Angahe  dieses  Motivs 
wurden  nun  1789  die  jüdischen  Armenanstalten  jeder  Gemeinde 
nnter  diesem  neuen  Namen  durch  die  folgende  Bekanntmachung 
in  gemischter  deutsch  und  ehräischer  Sprache  vom  Sahbath 
Noach  5549  (Nov.  1789)  neu  organisirt. 

Es    ist    bekannt,    dass    von    Seiten    unserer  Regierung    Bekannt 

,      .        machnng 

w^en  der   neuen  Armen-Anstalt  und  wider   die  Bettelei  em       ^g, 
neues  Mandat  ergangen,   woi*in  es  heisst:     Art.  2)    dass  das   JüdiacheK 

_  Armen- 

Betteln    der    Einheimischen    und    Fremden    sowohl    auf    den     Anstalt 

Strassen  als  an  den  Thüren  und  wo  es  auch  sonst  sei  sowohl       i's». 

in  der  Stadt,  als  vor  den  Thoren  gänzlich  verboten  sein  soll 

nnd    davor   auf   das    Emstlichste    gewarnt    wird,    dass   Alle 

welche  sich   künftig    im  Betteln-  betreffen  lassen,    nach   dem 

Znchthause   gebracht   und   daselbst    zu  angemessener  Arbeit 

angehalten  werden  sollen ;  so  wie  ferner  in  Art.  3)  dass  femer 

der  Almosengeber  selbst,   er   möge  auf  der  Strasse  oder  an 

der  Bbnsthür  oder  durch's  Fenster,   in   der    Stadt   oder   vor 

den  Thoren  geben,  jedesmal  in  5  Thaler  Strafe  verfallen  sein 

soll.       Dahingegen   sind    für    die   nichtjüdischen    städtischen 

Armen  neue  Veranstaltungen  getroffen,   um   sie  zu  erhalten 
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Bubacription 
für  die 
Armen' 
Anstalt. 


und  ZU  ernähren,  und  es  liegt  nun  auch  uns  ob  für  unsere 
urmen  israelitischen  Brüder  Sorge  zu  tragen,  dass  sie  nicht 
gänzlich  verlassen  und  aller  ihrer  Ho&ungen  beraubt  werden, 
wenn  sie  in  ihrem  Elende  durch  die  Strassen  der  Stadt  gehen 
und  nicht  einmal  die  Hand  ausstrecken  dürfen,  und  was  Gott 
verhüte  ihnen  Niemand  etwas  darreiche,  und  sie  völlig  zu 
Grunde  gehen  müssen.  —  Desshalb  haben  die  Gemeinde- 
vorsteher und  in  sämmtlichen  Synagogen  einige  anerkannte 
Männer  auserwählt,  die  sich  bei  allen  bemittelten  Besuchern 
dieser  Synagogen  verwenden  sollen,  um  sie  durch  Bitten  und 
Vorstellungen  zu  bewegen  und  anzuhalten,  dass  jeder  nach 
der  Milde  seines  Herzens  monatlich  ein  Gewisses  nach  seinen 
Kräften  zu  dieser  grossen  und  ausserordentlichen  Wohlthat 
nämlich  der  Ernährung  unserer  Armen  beitragen  möge,  und 
wird  morgen  und  folgende  Tage  der  Anfang  mit  Aufnahme 
der  Subscriptionen  gemacht  werden.  Die  Herren,  welche  sich 
dieser  Arbeit  unterzogen  haben,  werden  alsdann  monatlich 
das  Geld  erheben  und  es  unter  die  Armen  nach  der  Grösse 
ihrer  Familien  und  ihi-es  Bedürfnisses  austheilen.  Ihr  aber, 
wohlthätige  Männer,  Saamen  der  durch  Barmherzigkeit  be- 
rühmten Gemeinde  Israels ,  die  ihr  gewohnt  seid ,  Liebe  und 
Wohlthat  zu  üben,  wohlthätige  Kinder  von  "Wohlthätern, 
barmherzige  Kinder^  von  Barmherzigen;  thut,  wie  ihr  von  je 
her  gethan  habt  etc.  etc. 


SchOBfl- 
Oontract. 


Inzwischen  lässt  sich  doch  nicht  behaupten,  der  Bedarf 
der  jüdischen  Armen  sei  von  Seiten  der  Stadt  gar  nicht  weiter 
berücksichtigt  gewesen;  denn  die  Schoss- Abgabe,  bekanntlich 
eine  Vermögenssteuer  von  V*  pro  Cent,  welche  jeder  Bürger 
einzeln  nach  geheimer  seinem  Gewissen  überlassener  Schätzung, 
entrichtete — war  mit  den  Judengemeinden  im  Ganzen  zu  Achttausend 
MarkBanco  veraccordirt  zu  einer  Zeit,  wo  einzelne  Firmen  notorisch 
das  ganze  Steuer-Capital  zu  diese  Summen  (Bco.  V^  3,200,000)  be- 
sassen:  und  das  geschah,  wie  sich  mehrfach  in  den  Acten  aus- 
drücklich erwähnt  findet,  «in  anerkannter  Rücksicht  darauf, 
dass  die  Juden  gar  keine  Beihülfe  aus  der  Staats-Casse  bezögen>. 
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Im  Scboss-Contract  war  nämlich  veraccordirt : 


Für  jedes  Bank- 
folium  Bco.  J^  150. 
Für  jedes  neue  Eta- 
blissementeinesHie- 
sigen  nach  Classen 
10,  20  u.  40 /Cour. 
Für  jeden  angeses- 
senenFremden  40  J^. 


Banktoli« 


Etablis- 
aemoiit. 


Jahr«  1777— 1786  SchossjährUchBco.Jt  4500  ^ 
«     1787—1791      <«  <  <      4200 

«     1792—1796      «  <  «      5000 

^     1797—1800      *  <  «      6000 

«     1801—1805      *  <  <      8000 

^     1806—1810      «  <  «      8000 

DasB  Hamburg  seine  jüdische  Bevölkerung  von  jeher  als 
eine  nützliche  betrachtet  hat,  und  nicht  etwa,  wie  in  manchen 
anderen  deutschen  Staaten,  als  ein  möglichst  zu  beschränkendes 
üebel,  das  können  wir  nicht  umhin  durch  den  Inhalt  einer  vom 
10.  Januar  1731  datirten  Supplik  dieser  Stadt  an  den  deutschen 
Kaiser  zu  documentiren,  der  damals  von  den  hiesigen  Juden 
einige  sonst  im  Reich  übliche  Judensteuem  —  Goldgulden  und 
Opferpfennige  genannt  —  gefordert  hatte.     Es  heisst  darin: 

«Ew.   Mai.    sehen   selber  allergnädiffst  aus  der  Juden-  ^"pp^*^  ^ 
Schaft  Supplicato,   dass   dieselben  lieber  die  Stadt  und  Alles       den 
verlassen,    als   der  Forderung   des  Opferpfennigs,   der  ihnen   ^*'"*';*^^^ 
auch  in  Ansehung  ihrer  gewöhnlichermassen  zahlreichen  Fa-  wegen  g 
milien   unerträfiflich   und  unmöglich    fallt,    sich    unterwerfen    ^o**^®^* 

^    ^  ^  ,   ®  /  Goldguld. 

wollen.  Und  es  ist  kein  Zweifel,  dass  sie  solches  ins  Werk  steuor. 
setzen  werden,  sobald  wir  nur  den  Anfang  machen  würden, 
durch  die  Execution  sie  zur  Erlegung  dieser  vorhin  ihnen 
ganz  unbekannten  Abgabe,  anzustrengen,  insonderheit  da  wir 
nicht  den  Abzug  derselben  mit  einigem  Fug  weigern  können, 
dass  wir  vielmehr,  vermöge  der  von  Altersher  mit  ihnen  bei 
ihrer  Aufnahme  geschlossenen  Verträge  und  darin  beiden 
Tbmlen  vor  behaltenen  Loskündigung  nach  Leistung  der  Ge- 
bühr solchen  zu  verstatten  den  Rechten  nach  verbunden 
seyn  würden. 

Bey  Erfolgung  dessen  aber  geruhen  Ew.  k.  M.  allergn. 
in  Erwägung  zu  ziehen,  wie  nicht  nur  sodann  hiedurch  einige 
100  Häuser ,  die  von  Juden  anjetzo  hier  bewohnt  werden  zu 
der  Eigenthümer  und  der  gantzen  Bürgerschafft  unüberwind- 
lichem   Schaden  ledig  zu  stehen   kommen,    die   Stadt   einen 
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ansehnlichen  Theil  ihrer  Einwohner  und  die  allemal  damit 
verknüpfte  Zehrung  und  Gontributiones  verlieren  und  die 
Handlung  durch  dieselbe  noch  mehr  ab-  und  zu  anderen 
Orten  hingezogen  werden,  sondern  auch  dennoch  nicht  einmal 
hiedurch  der  freye  Besuch  der  Börse  und  Treibung  ihres 
Gewerbes  und  Handels  in  hiesigen  Bingmauem  wegen  der  so 
nahe  gelegenen  nur  etwa  V*  Stunde  weit  entfernten  frembden 
Herrschafften  mit  Nachdruck  zu  wehren  seyn,  mithin  in  der 
Taht  ihnen  nur  mehrere  Freyheit  und  Vortheile,  der  Stadt 
allein  hingegen  nichts  als  Yerdruss,  Schade  und  Verlust  zu- 
wachsen würde. 

Im  Verfolg  wird  die  Höhe  der  geforderten  Steuer  von  drei 
Eheinischen  Gulden  für  jeden  männlichen  über  13  jährigen  Kopf 
gerügt  und  dann  fortgefahren : 

Hienächst  aber  wird  solche  Schätzung  bemittelte  Juden, 
die  einen  erlaubten  Kauffhandel  treiben,  allhier  sich  nieder- 
zusetzen abhalten,  und  wie  ohnedas  durch  den  blossen  Ruf 
der  an  hiesige  Judenschaft  gemachten  Forderungen  bereits 
geschehen,  anderwärts  ihre  Wohnung  zu  erwählen  noch  mehr 
veranlassen,  den  allhier  sich  auffhaltenden  Juden  aber  von 
ihren  übrigen  Glaubensgenossen  dadurch  der  unleidliche  Vor- 
wurff  einer  besonderen  Knechtschafft  vor  allen  Anderen  auf- 
gebürdet werden. 

Zu  kais.  Maj.  allerhöchst  erleuchteter  Einsicht  ver- 
stellen wir  dabei  in  tiefster  Unterthänigkeit  ob  nicht  dem 
teutschen  Vaterlande  selber  nicht  geringer  Vortheil  entzogen 
würde  wenn  begüterte  Juden  von  demselben  noch  mehr 
sollten  abgehalten  und  bei  anderen  Nationen  sich  niederzu- 
lassen bewogen  werden. 

Es  haben  dieselben  an  des  allgemeine  Commercii  Wesen 
anjetzo  unstreitig  einen  so  grossen  Antheil,  dass  wie  Engel- 
land und  Holland  mit  ihrem  Exempel  bezeugen,  als  woselbst 
man  ihnen  gerne  und  klüglich  alle  Freyheit  einräumet,  allen- 
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thftiben  ein  stattliches  Gewerbe  und  Handlung  ihnen  auf  dem 
Fasse  nachfolget.'*') 


Die  deutschen  Juden,  abgesehen  von  den  Portugiesischen,    t^^^^^^^ 

in  dre: 

blieben  bis  1811  in  drei  Gremeinden:  der  eigentlich  Hamburgischen,    deatsci 
der  Altonaischen   und   der  Wandsbecker,    gespalten.      Letztere    Jüdiach 

Genieind 

beiden  waren  beziehungsweise  mit  den  jüdischen  Gemeinden  in 
Altona  und  Wandsbeck  in  Associationsverhältnissen  und  bildeten 
mit  denselben  zwei  Doppelgemeinden,  deren  contractliche  Ver- 
haltnisse sich  jedoch  namentlich  bei  der  Altonaischen,  deren 
ToUe  Firma:  «Hochdeutsche  Judengemeinde  in  Altona  und 
Hambarg>  lautete,  nur  auf  die  höheren  Verhältnisse,  nicht  auf 
die  Gasse  und  die  Armenpflege  erstreckte,  welche  vielmehr  ge- 
trennt waren.  Das  numerische  Verhältniss  drückt  sich  ungefähr 
darin  aus,  dass  bei  vereinigten  Sitzungen 

Altona  (die  Doppelgemeinde)  17.  Hamburg  6  und 

Wandsbeck  4  bis  5  Stimmen  besass. 
Der  Ursprung  dieses  Associationsverhältnisses  ist  in  dem  Schutze 
zu  suchen,  den  die  Herzoge  von  Holstein  (Könige  von  Dänemark) 
den  Juden  in  ihren  Ortschaften  Altona  und  Wandsbeck  schon 
früh  verliehen  hatten,  und  der  ihnen  Eingang  und  Niederlassung 
in  Hamburg  früher  sicherte  als  die  eigentlich  Hamburgischen 
Juden  zugelassen  oder  mindestens  zur  Stiftung  einer  Gemeinde 
befugt  waren.  Dieser  Schutz  war  übrigens  nicht  wohlfeil. 
Jeder  König,  von  Christian  IV.  1641  an,  ertheilte  bei  seiner  »»»"sch 
Thronbesteigung  einen  Schutzbrief,  alle  von  gleichem  Inhalte 
mit  dem  folgenden  von  Christian  VI.  im  März  1731 ,  demselben 
Jahre,  wo  der  Hamburger  Senat  die  Juden  gegen  die  kaiserlichen 


*)  Es  ist  noch  anzuführen  §  13  der  Wechselordnung  v.  1711: 
«Wenn  Wechselbriefe  auf  hiesige  Juden  an  einem  Sonnabend  oder    wechse 
«der  Juden  Festtage  ankommen,  sollen  die  Juden  an  solchen  Tagen    Ordnonf 
«zwar  unmolestirt  bleiben,   aber  dennoch  schuldig  sein,  wenn  die 
«Wechsel  nach  Sicht  lauten,  von  dem  dato  dass  sie  hier  angekommen, 
«zu  acceptiren.» 
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Ansprüche  durch  obige  Supplik  vertheidigte,  erlassenen,  dessen 
Rubrum  lautet: 


Altonaer 
Gemeinde. 

Königl. 
Privilegien. 


«Confirmation  derer  Privilegien,  Freyheiten,  Conces- 
sionen,  Resolutionen,  Declarationen,  Decreten  und  Extensionen 
fiir  die  sämptliche  Schutzverwandte  Juden  zu  Hamburg  und 
Altonah.>     Der  Inhalt  besagt  folgendes: 

1. 

Dass  die  Schutzverwandte  Juden  bei  der  auf  ihre  Kosten 
in  unserer  Stadt  Altonah  erbaueten  Synagoge  und  deren  dazu 
gehörigen  Häusern  mainteniret  und  selbige  sampt  dem  Rabbi, 
Vorsänger  und  Schuldiener  von  allen  Contributionen  und 
AbgiflFten  gegen  Erlegung  der  accordirten  jährlichen  Schutz- 
gelder befreyet  seyn  sollen. 

2. 

Dass  der  oder  diejenigen  so  von  der  jüdischen  Nation 
aus  Hamburg  oder  von  anderen  Orten  austreten  und  mittelst 
Producii'ung  eines  von  uns  erhaltenen  Eönigl.  Protectorii  in 
unserer  Stadt  Altonah  Schutzverwandt  werden,  schuldig  und 
gehalten  seyn  sollen,  sich  zu  der  Synagoge  daselbst  zu  halten 
und  sich  in  Allem  den  dortigen  Jüdischen  Ceremonien  zu 
unterwerflFen. 

3. 

Dass  kein  frembder  Jude  zu  Altonah  in  unsem  Schutz 
aufgenommen  werden  solle,  es  sey  denn,  dass  derselbe  vorhero 
von  denen  Aeltesten  der  Nation  wegen  seines  untadelhafft 
geführten  Lebens  und  Wandels  ein  zulängliches  Attestatum 
beybringe. 

4. 

Dass  zur  Verhütung  allen  Betrugs  ein  jeder  von  der 
jüdischen  Nation  der  aus  Hamburg  oder  anderswo  ausgetreten 
und  in  Altonah  in  Schutz  genommen  zu  werden  gedencket, 
gehalten  sein  solle,  sich  bei  den  Aeltesten  allda  zu  addressiren 
und  durch  seine  Handelsbücher  zu  erweisen,  dass  sein  Aus- 
tritt nicht  aus  Vorsatz  und  um  sich  dadurch  zu  bereichem 
geschehen. 
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5. 
Dass  kein  königliches  Moratorium  oder  indultuin  mo- 
ratorinm  dem  Falliten  gegen  die  Schutzverwaudten  Juden  zu 
Hamburg  und  zu  Altonah  zu  Statten  kommen,  vielmehr  ein 
solcher  Fallit  schuldig  und  gehalten  seyn  soll  dieselben  gleich 
anderen  unseren  würküchen  getreuen  ünterthanen  mit  Gleich 
und  Becht  zu  begegnen. 

6. 

Dass  zu  desto  besserer  Beibehaltung  der  jüdischen 
Kirchen-Disciplin  alle  und  jede  in  unseren  Fürstenthümern 
und  Landen  bis  an  den  kleinen  Belt  nebst  denen  in  Hamburg 
sich  aufhaltenden  Hochteutschen  Juden,  so  ihren  Kirchhoff 
auf  unserm  Grund  und  Boden  liegen  haben  (die  in  unserer 
Stadt  und  Vestung  Glückstadt  wohnende  Schutzverwandter 
Juden  allein  ausgenommen)  schuldig  und  gehalten  seyn  sollen 
vor  dem  Rabbiner  zu  compariren,  und  was  unter  ihnen  streitig 
oder  straffbar  ohne  Zuziehung  des  Stadtmagistrats  daselbst 
beurtheilen  oder  vertragen  zu  lassen;  jedoch  nur  in  so  weit 
unser  hohes  Königliches  Interesse  darwider  nicht  versiret, 
auch  die  Sache  kein  delictum  criminale  betrifft,  als  weswegen 
es  bey  dem  Inhalte  vorermeldtes  Königl.  Rescripte  vom 
17.  Martii  1722  nach  wie  vor  sein  unverändertes  Be- 
wenden hat. 

7. 

Dass  Niemand  derer  Schutzverwandten  Juden  in  Trei- 
bung seines  ehrlichen  Handels  und  Wandels  Kunsts  oder 
Handwercks  im  Geringsten  nicht  verhindert,  noch  ihuen  ein 
Schild  oder  Zeichen  ihres  Handwercks  auszuhängen,  so  weit 
es  bishero  üblich  gewesen  verwehret  werden,  imgleichen  auch 
den  Schutzverwandten  Juden  das  Metschen  und  Schlachten 
auf  jüdische  Art  und  Weise  nach  wie  vor  zu  treiben  vergönnet 
seyn  soll,  dass  jedennoch  nicht  mehr  als  die  bereits  privilegirten 
14  Juden-Schlächtern  zu  dulden,  nach  Abgang  aber  Eines  oder 
des  Anderen  dieser  14  dem  Aeltesten  der  Schutzverwandten  Juden 
erlaubet  seyn  soll  an  des  Abgegangenen  Stelle  einen  anderen 
Schlachter  von  ihrer  Nation  zu  setzen. 
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8. 

I)as8  denen  Schutzverwandten  Juden  zu  Altonah  gleich 
anderen  unserer  Unterthanen  der  ungesperrte  Handel  und 
Wandel  in  unsern  Reichen  Fürstenthümern  und  Landen  auf 
die  bisher  gewöhnliche  Weise  offen  bleiben,  noch  dieselbe  auf 
allen  publiquen  Jahrmärkten,  so  lange  sie  währen,  wegen 
ihres  Glaubens  und  der  Ceremonien  in  so  weit  dies  eines 
oder  des  andern  Orts  zulässig  und  gebräuchlich  gewesen, 
nicht  turbiret  werden. 

9. 

Dass  denen  Schutzverwandten  Juden  nicht  erlaubet 
seyn  soll  von  jedem  Mark  lübsch  die  Woche  mehr  als  einen 
Pfennig  Zinsen  zu  nehmen.  Wohingegen  sie  aber  die  ver- 
setzte Pfänder,  dem  Verpfander  zum  Besten  auf  Jahr  und  Tag 
zu  behalten  schuldig  seyn  sollen. 

10. 

Dass  wenn  die  Schutzverwandten  Juden  anvertraute 
Güter  gekaufft  oder  auch  Geld  darauf  geliehen  und  solche 
Güter  innerhalb  sechs  Wochen  wieder  besprochen  werden, 
die  Schutzverwandten  Juden  gehalten  sein  sollen  solche 
Güter  jedoch  gegen  Erstattung  des  Pretii  oder  Pfandgeldes 
dem  Besprecher  ohne  Zinsen  zu  restituiren. 

11. 

Dass  wenn  die  Schutzverwandten  Juden  ihnen  unwissend 
gestohlene  Güter  gekauffb  oder  Geld  darauf  geliehen ,  ihnen 
das  Pretium  oder  Pfandgeld  gegen  Auslieferung  der  Güter 
wieder  zurück  gegeben  werden,  daferne  es  aber  als  gestohlen 
Gut  anhero  in  der  Synagoge  publiciret  gewesen  und  sie  also 
der  Wissenschafft  überwiesen,  sie  angehalten  werden  sollen, 
das  gekaufte  oder  verpfändete  Gut  ohne  Entgelt  (die  Straffe 
aber  uns  als  der  höchsten  Landes -Obrigkeit  vorbehaltlich) 
wieder  zurück  zu  liefern. 


Diniich«  Das  Schutzgeld  betrug  anfänglich  5,  nachher  6  Thaler  für 

Schutz*  .       .  -r 

geider.     j®*^®   Haushaltung    und   wurde   unter    Christian    VII.    von    der 
Gemeinde     im     Ganzen     mit    1200     Species  -  Ducaten     jährlich 
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(9600  Mark  Coorant)  bezahlt;  ausserdem  aber  ward  bei  jedem 
Regiemngs Wechsel  ein,  der  Sage  nach  zu  der  Königinn  Nadel- 
geld bestimmtes,  don  gratuit  von  1000  Speciesducaten  entrichtet. 
Zu  beiden  trug  der  in  Hamburg  wohnhafte  Theil  der  Gemeinde 
die  Hälfte  bei.*) 

Die  Wandsbecker  Gemeinde  hatte  ihre  Schutzbriefe  von  ^»^ 
den  jedesmaligen  Besitzern  dieses  adlichen  Gutes ,  sie  sind  aus-  ^^^^^^ 
gestellt : 

am  25.  August  1671  von  Gabriel  Bares, 

am  30.  December  1679  von  Fr.  von  Kielmannsegge, 

am  10.  Juni  1684  von   Fr.  von  Rantzau  (enthält  Con- 

cession  zum  Synagogenbau), 
am  2.   Mai   1688    von   demselben,    enthält   Gestattung 

eines  eigenen  Rabbiners  und  die  Befugniss, 
auswärts  (nämlich  in  Hamburg)  wohnende 
Juden   gegen  Schutzgeld  in  den  Schutz 
der  Gemeinde  zu  nehmen,  — 
am  13.  August  1705  von  J.  von  Ahlefeldt, 
am  30.  Juli  1708  von  T.  F.  Volckmar, 
am   7.  Juli   1740  von   König   Christian   VI.   als   Guts- 
besitzer. 
Die  Summe  des  Schutzgeldes   war  auch  in   diesen  Schutzbriefen 
nicht  benannt:   sie  ging  ebenfalls  nach  Zahl  der  Haushaltungen 
and  betrug  im  Ganzen  ungefähr  fünfzig  Ducaten  jährlich.     Der 
Inhalt  war  den  Altonaischen  Schutzbriefen  im  Allgemeinen  gleich. 

Es  möchte  wohl   ein  Irrthum  sein,    zu  glauben,   dass  die^®'^** 
in   Hamburg  wohnenden  Juden    sich   hauptsächlich    wegen    des    ^en 
Altonaischen     Oberrabbinats,    dem    theuren   Schutzgelde  unter-  ^^^^^ 


*)  Ausserdem  besagt  §  2  des  Privilegiums  König  Friedrichs  HI., 
datirt  vom  15.  Juli  1664 :  1)  Von  den  fremden  und  nicht  im  Schutz 
begriffenen  Juden-Todten  welche  auf  dem  vorstädter  Kirchhof  beer- 
digt werden  (d.  i.  in  Ottensen)  sollen  sie  uns  von  dem  was  von  ihnen 
dafür  hingenommen  wird,  ein  gewisses  Quantum  und  zwar  von  alten 
gewachsenen  Menschen  Zwei  Beichsthaler  und  vom  Kinde  Einen 
Reichsthaler  an  unser  Regrister  abtragen. 
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warfen,  denn  die  eigentlich  Hamburgische  Gemeinde,  welche  kein 
Schatzgeld  an  die  Dänische  Krone  zahlte,  indem  ihre  Mitglieder 
sich  zuerst  einzeln  als  Angehörige  der  schon  früher  concessionirten 
Portugiesen  angesessen  machten,  benutzte  dies  Rabbinat 
und  seine  Jurisdiction  und  hatte  ihren  Friedhof  ebenfalls 
auf  Holsteinischem  Gebiet:  der  wahre  Schlüssel  scheint  vielmehr 
in  einer  Stipulation  zwischen  den  Gemeinden  vom  Jahre  1744 
(intercommunale  Constitut.  No.  20,  Art.  4)  zu  suchen  sein,  wo 
es  heisst: 

«Da  die  Mitglieder  der  Hamburger  Gemeinde  keinen 
nahen  Ort  haben,  wohin  sie  sich  retten,  wenn  sie  irgend  eine 
Gefahr  von  Verfolgung  betrifft,  so  haben  wir  beschlossen, 
dass  wenn  der  benannten  Gemeinde,  wo  Gott  vor  sey,  der- 
gleichen widerfahren  sollte,  so  mögen  sie  zu  uns  nach  Altona 
entfliehen  und  ihren  Wohnsitz  da  nehmen.» 

Die  nie  ganz  erloschene  Gefahr  veranlasste  mithin  die  Altonaische 
Gemeinde,  sich  und  der  Hamburgischen  Gemeinde  diesen  Zu- 
fluchtsort offen  zu  halten.  Ueberdies  gewannen  die  Altona- 
Hamburger  und  Wandsbeck  -  Hamburger  Juden  auch  das  Recht 
der  Niederlassung  und  des  Handels  in  Holstein  und  den  Besuch 
der  dortigen  Orts-Märkte. 
Babbinat  in  j)as  wesentlichste  Band   zwischen   sämmtlichen   Gemeinden 

Altona. 

Jnrtodiction.  bestand  indess  allerdings  in  jenem  Rabbinate,  dessen  geistlicher 
und  weltlicher  Jurisdiction  ein  so  ausgedehnter  Sprengel  unter- 
geben war.  Obgleich  nun  der  Hamburgische  Senat  sich  be- 
ständig dieser  ausländischen  Justiz  in  Hamburgs  Mauern  nach 
Kräften  erwehrte,  so  konnte  ihm  dies  nicht  gelingen,  so  lange 
die  Verhältnisse  Hamburgs  zu  der  Holsteinischen  Krone  noch 
nicht  geregelt  waren,  und  diese  Hamburg  noch  inmier  ihre  erbunter - 
thänige  Stadt  nannte,  und  überdies  weil,  wie  mehrfach  erwähnt, 
den  Juden  ihr  eigenes  Ehe-  und  Erbrecht  nebst  einem  Communal- 
Schiedsgericht  vorbehalten  war,  dem  man  doch  nicht  verbieten 
konnte,  sich  bei  dem  Altonaischen  Rabbinate  Raths  zu  erholen. 
Auch  scheint  das  jüdische  Erbrecht  gleich  von  vornherein  nicht 
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wie  Art.  22  des  Juden-Reglements  sagt,  bloe  auf  specielle  Be-  ^^ 
rufnng  gestattet,  sondern  habituell  bei  allen  Intestatfallen  ge- 
golten zu  haben,  wie  es  denn  auch  bis  auf  die  neueste  Zeit- 
Epoche  mit  geringer  Abweichung  ^  in  Geltung  geblieben  ist* 
Ein  solcher  Particularismus  lag  übrigens  als  vollkommen  selbst- 
verständlich in  der  damaligen  Weltanschauung,  das  Territorial- 
system, Sieger  auf  kirchlichem  Gebiete  durch  die  Reformation, 
war  in  der  Justiz  noch  wenig  anerkannt  und  nicht  allein  die 
Juden,  sondern  auch  die  etwas  früher  eingewanderten  nieder- 
ländischen Familien  schleppten  ihr  eigenes  Brabantisches  Erb- 
recht an  ihre  Personen  geknüpft  in  Hamburg  mit  sich  herum. 
Das  Eherecht  vor  Allem  war  der  Cognition  der  Rabbinen  nicht  ^^ 
zu  entziehen,  weil  die  spätchristliche  Betrachtung  der  Ehe  als  eines 
vorwiegend  kirchlichen  Instituts  noch  gar  nirgends  angetastet 
war  und  von  den  Juden  gern  acceptirt  wurde. 

Das  Verfahren  bei  den  Rabbinatsgerichten  war  musterhaft    ^ 
gerecht,  einfach  und  wohlfeil.     Eine  Citation   von  Altona  nach  j^ 
Hamburg    kostete    6   Schillinge,   eigentliche   Advocaten  wurden     « 
gar  nicht  zugelassen,   Bevollmächtigte  ad  hoc  waren  indess  er- 
laubt, und  die  ganzen  Gerichtskosten  bestanden  in  einem  unbe- 
deutenden Spruchgelde,  welches  jede  Parthei  vor  Anhörung  des 
Erkenntnisses    zu   erlegen    hatte.      Der   zugleich    als    Gerichts- 
präsident fungirende  Oberrabiner  musste    ein  Fremder  und  mit      < 

ral 

keiner  einheimischen  Familie  verwandt  sein,  auch  durfte  er 
ausser  bei  religiösen  und  officiellen  Anlässen  (Trauungen,  Con- 
dolenzen  ,  Amtsantritten  etc.)  bei  keinem  Gemeinde mitgliede 
Besuche  abstatten.  Neben  ihm  bestand  das  Gericht  aus  zwei 
bis  vier  von  den  einzelnen  Gremeinden  gestellten  Richtern 
(Dayanim)  und  Alles  wurde  mündlich  verhandelt.  Vormund-  i>< 
Schäften,  welche  in  Hamburg  nach  Artikel  21  des  Judenregie-  ▼<> 
ments  zu  behandeln  waren,  wurden  vom  Gericht  nach  Angabe 
des  Testators  oder  in  deren  Ermangelung  nach  eigenem  Ermessen 
bestellt;  doch  beanspruchten  die  Gemeindevorstände  hiebei  eben 
sowohl  als  bei  Inventuren  das  Recht  der  Mitwirkung:  ein 
Competenzstreit,    welchen    nach    vielen    Debatten    die    dänische 
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Regierung  zu  Gunsten  der  letzteren  entschied.  Ein  Haupt- 
argument des  Rabbinats  war  gewesen,  dass  Vormünder  eigentlich 
Pupuien-  nichts  weiter  sind  als  Commissarien  des  Gerichts.  Pupillengelder 
mussten  eingeliefert  werden^  und  blieben  bei  der  Gemeinde  bis 
zu  der  Volljährigkeit  belegt, 
^on-  Eine  Unbequemlichkeit   bei    den  jüdischen  Gerichten  war 

'erfahren.  ^®^  ^^^^  gänzliche  Mangel  an  einem  Contumacial- Verfahren,  und 
daher    an    Proclamen    und    Edictal  -  Ladungen.      Bei    einfachen 
Fragen  über  das  Mein  und  Dein  wurde  indess  beim  Ausbleiben, 
was    aber    schon    vermöge    des    Religionsbandes    höchst    selten 
vorkam,     auf   die    dritte    Vorladung    unter    Voraussetzung    der 
Anerkennung  citirt.     Nach   erfolgtem  Erkenntniss   auf  Zahlung 
Kirchen-    ward  eine  14-  30tägige  Frist  (Issur)  und  dann  der  kleine  Bann 
kleiner     (Cherem)  erkannt.     Dieser  bestand  in   dem  Ausschluss  vom  Be- 
Cherem).   such  der  Synagoge,  an  deren  Eingange  die  Namen  der  Gebannten 
auf  ein  schwarzes  Brett  (siehe  S.  14  §  4)  geschrieben  wurden, 
und  diese  wurden  überdies  zu  keinem  Hochzeits-,  Beschneidungs- 
und   sonstigem    religiösen    Feste    zugelassen.     Half   nun    dieser 
auf  Anbahnung  von  Vergleichen  berechnete  kleine  Kirchenbann, 
Grosser     (der  grosse,  fast  eine  Excommunication ,   stand  blos   auf  grobe 
INidduy).    I^ligionsverletzungen)  nicht,   wovon  Fälle   in  der  früheren  Zeit 
aber  gar  nicht  vorgekommen  sein  mögen,   so  erfolgte  nach  Ab- 
lauf einer  angesetzten  Frist  von  Einem  bis  zu   Sechs  Monaten 
Bxecntion.  auf  Requisition  des  Rabbiners  die  wirkliche  Pfändung,   in  Hol- 
stein  durch  die  Magistrate   (siehe  königl.  Rescript  vom   6.  Ja- 
nuar   1681,    communicirt    durch    das   Albonaer   Oberpraesidium 
am  19.)   und   in  Hamburg   bei  vorkommender   Gelegenheit  ver- 
mittelst der  Aeltesten. 
Qottorfer  Di©  Stadt  Hamburg  hatte  sich  1768  beim  Gottorfer  Frieden, 

der  ihre  Verhältnisse  zu  Holstein  endlich  rein  herstellte,  die  Abschaf- 
fung dieses  Umstandes  sehr  angelegen  sein  lassen,  und  glaubte  schon 
am  Ziele  zu  sein  (siehe  Kühl  R.u.  Beschlüsse  pag.  126  u.  128),  aber  die 
Juden  hintertrieben  es.  Das  ProtocoU  der  Altonaer  Gemeinde 
von  jener  Zeit  —  dem  Winter  des  jüdischen  Jahres  5528  — 
erzählt,  wie  in  dieser  grossen  Noth,  wo  die  Geltung  des  heiligen 
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jodischen  Gesetzes  in  Gefahr  gewesen,  fünf  Depatirte  mit  unbe-  Srhaitai 
schrankter  YoUmacht  und  mit  grossen  Geldmitteln,  über  deren  moMdacii 
Verwendung  sie  nie  Rechnung  ablegen  sollten,  nach  Schleswig  B«chti 
abgesandt  worden.     Man  sieht,  sie  haben  mit  Erfolg  gearbeitet. 

Der  kirchlichen  Autorität  des  Altonaischen  Rabbinats  ^^^» 
widersetzte  sich  Hamburg  weiter  nicht  und  das  in  den  achtziger 
Jahren  überall  erfolgte  Verbot  des  Kirchenbannes  aus  Religions- 
gründen ging  in  der  damaligen  (Melchior  Gözischen)  Zeit  nicht 
von  der  Hamburgischen,  sondern  von  der  Dänischen  Regierung  aus, 
wie  untenstehendes  hier  sehr  bekanntes  Guriosum  darthun  mag :  es 
war  hier  die  Zeit  die  Wasserscheide  zwischen  alter  und  neuer  Welt.*) 


*)  Wenn   sich  der  Jade  Samuel  Marcus  junior  in  Hamburg     Samue 
(NB.  der  Mann   soll  in  der  Synagoge  gesagt  haben:   die  Thora  sei     *^*"^ 
sehr  gut,  werde  aber  von  schlechten  Händen  verwaltet)  allerhöchsten      ^^^ 
Orts  darüber  beschweret,  dass  er  von  dem  Oberrabbiner  hieselbst 
auf  eine  unerhörte  Weise  verfolget  werde ,  indem  derselbe  ihn  nicht 
allein  anf^glich  in  den  Unterbann  schreiben  lassen,  sondern  auch 
ihm  nachher,  unter  Androhung  des  über  ihn  zu  verhängenden  grossen 
Flachbannes,  eine  aus  folgenden  sechs  Punkten  bestehende  schimpf- 
liche Busse  auferleget  habe,  nämlich: 

1)  Ein  ganzes  Jahr  lang  weder  Morgens  noch  Abends  den 
Gottesdienst  zu  versäumen;  2)  Ein  ganzes  Jahr  lang  des  Montags 
and  Donnerstags  zu  fasten;  3)  des  Abends  dieser  Fasttage  niemals 
etwas  anderes  als  Milchspeise  zu  gemessen  oder  diese  Fasttage  mit 
Geld  an  die  Armen  auszulösen;  4)  einen  Rabbi  zu  besolden,  der  ihn 
im  Gesetze  unterrichte;  5)  den  bisher  getragenen  Haarbeutel  abzu- 
legen, dagegen  eine  runde  Frisur  und    6)  einen  Bart  zu  tragen. 

Diese  Beschwerden  aber,  und  das  despotische  Verfahren  des  hie- 
sigen Oberrabbiners  haben  allerhöchsten  Orts  das  äusserste  Befremden 
erwecket,  So  wird  auf  Sr.  Majestät  des  Königs  unmittelbaren  Befehl 
dem  hiesigen  Herrn  Oberrabbiner  hierdurch  zu  erkennen  gegeben: 
l)  dass  er  ohne  den  allergeringsten  Widerspruch  sich  künftig  eines 
solchen  Verfolgungsgeistes  entäussem,  und  sich  nicht  erkühnen  solle, 
dergleichen  vermeSsentliches  Unternehmen  Öfter  zu  wagen ;  widrigen- 
falls gegen  ihn  als  Einen  der  sich  strafbarer  Eingriffe  in  die  königl. 
landesherrliche  Macht  und  Gewalt  schuldig  gemacht,  nach  Vorschrift 
der  Gesetze  verfahren  werden  wird,  und  2)  dass  es  Sr.  Majestät  des 
Königs  Wille  sei,  dass  gedachter  Oberrabbiner  den  Juden  Samuel 
«Haarens  junior  in  Hamburg  der  ihm  auferlegten,  aus  6  Punkten  be- 
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Erst   1796    (königliches  Rescript  vom  7.  September)   ward   dem 

Gerichte  befohlen,   seine  Protokolle   auch   in  deutscher  Sprache 

Deutsche    ^u  fuhren,  wofür  ein  besonderer  von  den  sämmtlichen  Gemeinden 

protocoUe.  besoldeter   Protokollist  angestellt  ward.     Ausserdem  hatte  jede 

Gemeinde  zwei  mit  notariellem  Glauben  bekleidete  Beglaubte  — 

BegUnbigte.  gewöhnlich  Vorsänger  und  Küster  —  welche  die  Testamente 
und  alle  Verlobungs-,  Ehe-  und  sonstige  Contracte  gewöhnlich 
in  ebräischer,  ofb  auch  in  gemischter  deutsch-ebräischer  Sprache 
abfassten. 

Wohnungs-  Die    Strassen   die  den  Juden  in  Hamburg   zur   Wohnung 

und  zum  Hausbesitz  freistanden,  waren  folgende :  Altewallstrasse, 
blauen  Thurm,  Böhmkenstrasse,  Brunnenstrasse,  3  Elbstrassen, 
Grosser  Neumarkt,  Grünensood,  Hütten,  Holerweg,  beide  Jacob- 
strassen ,  Eohlhöfen ,  Eräte ,  Eurzestrasse ,  3  Marktstrassen, 
Michaelisstrasse,  Mönkendamm,  Mönkendammstwiete,  beide  Marien- 
strassen,  Mühlenstrasse,  Neuensteinweg,  Poolstrasse,  Pilatuspool, 
Peterstrassen,  Rothersood,  Scheelengang  vom  alten  Wall  bis  an 
die  Bank  (?),  Schlachterstrasse,  Thielbeck,  Zeughausmarkt.  Die 
Vorstadt  St.  Georg  war  gestattet,   aber  wenig  oder   gar   nicht 

Hambuiger-  benutzt,  der  Hämburgerberg  (St.  Pauli)  war  sogar  zum  blossen 

berg. 

Uebernachten  verboten,  dies  jedoch  wegen  der  dort  von  allerlei 

Gesindel  den  Juden  stets  drohenden  Gefahr.     Aller  Kirchengrund, 

Kloster-    sowie   alles   Gebiet   der   beiden  Klöster   in  und  ausserhalb   der 

gebiet. 

Stadt  war  verboten,  und  dazu  gehörte  unter  andern  die  Ostseite 
der  Poolstrasse,  wo  sp&ter  der  israelitische  Tempel  gebaut 
worden  ist. 


stehenden  Busse  sogleich  entlassen,  und  alle  Arten  von  Verfolgung 
wider  ihn  und  seine  Freunde  einstellen  solle. 

Welchem  Allerhöchsten  königl.  Befehl  der  Herr  Oberrabbiner 
bei  Vermeidung  der  ernstlichsten  Maasregeln  sogleich  und  ohne 
Verzug  Folge  zu  leisten,  auch  dass  solches  pünktlich  geschehen,  mir 
sofort  anzuzeigen  hat. 

Altona  im  Oberpraesidio  den  17.  October  1781. 

Gabler. 


31 


Cs  besteht  hierüber  keinerlei  förmliches  Gesetz,   als   eine    ^^ 

8«cbn 

Yereinigong   zwischen    Rath    und    Sechszigern   von    1752.     Die     ^^^ 
Orandstücke   in   den   erlaubten  Strassen  wurden  zwar  jüdischen  Wohnt 
Käufern    auf    ihren    Namen    zugeschrieben    —    und    sogrr    den 
jüdischen  Klaus-Instituten   auf  ihren   Namen  —  allein  jedesmal  HausiL 
nur  auf  besondere  Supplication  beim  Senat. 

Ausser  den  zu  den  drei  Gemeinden   gehörigen  Juden,   bei     Nied 
welchen  die  Formalität  des  Handschlags  bei  der  Aufnahme,  wie    ^nm 
schon  berichtet,  bald  in  Vergessenheit  kam,  und  den  Portugiesen,    <^on*» 
gab   es   noch  eine  kleine   Anzahl,    die    von  der   Stadt  auf  den 
sogenannten    Niedersächsischen   Contract    aufgenommen    waren; 
diese  leisteten  den  Einwohner-Eid  und  veraccordirten   und  ent- 
richteten ihren  Schoss  direct  an  die  Kammern.     Die  letzte  Auf- 
nahme dieser  Art  geschah  1808.     lieber  die  Zulassung  deutscher   ^^^^^i« 
Juden     zur     beeidigten     Mäkelei     gibt     folgende     Verhandlung 
Auskunft: 

«Bürgerconvent  vom  11.  October  1784   (Rühl,  pag.  166). 

Das    Commercium  hatte   anf  Vermehrung    der   Makler 

angetragen,  so  wie  darum: 
«die  Zahl  der  Portugiesischen  Juden-Mäkler ,  welche  im 
3.  Artikel  der  Mäkler-Ordnung  auf  zwanzig  festgestellt  ist, 
deren  aber  gegenwärtig  nur  10  angestellt  sind,  mit  Hoch- 
teutschen''')  Juden  zu  ergänzen,  wenn  es  an  guten  Subjectis 
unter  der  Portugiesischen  Nation  fehlen  würde. 

Der  Rath  hatte  hierzu  erklärt,  er  fände  die  Gründe,  weshalb 
einige  Juden-Mäkler  hochdeutscher  Nation  einzusetzen  sind,  sehr 
treffend,  halte   es  aber  für  besser,   das  Gesetz,    welches  einmal 


*)  Die  officielle  Benennung  der  cHochteutschen  Jaden»,  welche 
noch  jetzt  in  Altena  gilt,  entstand,  weil  die  Portugiesischen  Juden 
bei  ihrer  Einwanderung  die  damals  hier  allgemeine  plattdeutsche 
Sprache  annahmen,  die  deutschen  Jaden  aber  den  oberdeutschen 
Dialect  aus  Süddeutscbland  und  Polen  etc.  mitbrachten  und 
beibehielten. 


32 


zwanzig  portugiesischen  Juden  die  Mäkelei  erlaubt,  nicht  zu 
verändern  und  der  löblichen  Deputation  zur  Mäkler-Ordnung 
etwas  freiere  Hand  zu  geben,  um  für  die  Folge  allen  etwanigen 
Vorstellungen  wegen  deren  Vermehrung  vorzubeugen.  Er 
schlage  vor: 

es  bei  der  gesetzmässigen  Zahl  der  zwanzig  Juden-Mäkler 
Portugiesischer  Nation  zu  lassen  und  ohne  darauf  zu  sehen 
ob  solche  vollzählig  sind  oder  nicht  die  Mäkler-Deputation 
zu  befugen  ausserdem  noch  fünfzehn  hochdeutsche  Juden  zu 
Mäklern  nach  Zeit  und  Umständen  anzunehmen,  jedoch  dass 
bei  der  Auswahl  ausser  den  gewöhnlichen  Requisitis  noch 
auf  die  persönlichen  anderweitigen  Eigenschafken  der  Sub- 
jectoren  Acht  gegeben  werde. 

Das  Commercium  fügt  hinsichtlich  der  Juden  noch  den  ganz 
besonders  wichtigen  Grund  hinzu,  dass  einige  Mäkler-Geschäfte 
dem  grössten  Theile  nach,  fast  möchte  man  in  Kücksicht  des 
Uebergewiehtes  «ganz»  sagen ,  in  der  Hochdeutschen  Juden 
Händen  sich  befänden,  und  besonders  zeichnen  sie  sich  in  der 
Mäkelei  in  Geld  und  Wechseln  und  in  weissen  Cattunen  aus. 
Der  Einwurf,  dass  durch  die  gesetzliche  Zulassung  der  hoch- 
deutschen Juden  zur  Mäkelei  diese  eben  erwähnten  Geschäfte 
den  Christen-Mäklern  noch  mehr  entzogen  werden  dürften,  hebt 
sich  durch  die  erwiesene  Wahrheit,  dass  in  einem  freien  und 
handelnden  Staate  der  Kaufmann  weder  auf  Privilegien  noch 
auf  Religion,  sondern  auf  seinen  Nutzen  sieht;  wenn  er  solchen 
findet,  nutzet  er  ihn.  Dies  ist  also  die  Ursache,  woher  die  eben 
angeführten  und  noch  mehrere  andere  Mäkler-Geschäfte  meistens 
in  den  Händen  der  hochdeutschen  Juden  sind. 

Resolutio  civium. 
Die  Erbg.   Bürgerschaft  ist  der  Meinung,    dass  die  löbliche 
Deputation  zur  Mäkler-Ordnung  befugt  werde  die  auf  zwanzig 
bestimmte  Zahl  der  portugiesischen  Juden-Mäkler  mit  hoch- 
deutschen Juden  den  Umständen  nach  zu  complettiren. 
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Demzufolge  wurden  einige  der  letzteren  als  Waaren-  und 
als  Hausmäkler  zugelassen  und  den  christlichen  Mäklern  in  jeder 
Hinsicht  gleichgestellt,  bis  auf  die  ziemlich  kindische  Beschrän- 
kung, dass  ein  jüdischer  Mäkler  in  den  Auctionen,  selbst  wenn 
er  der  älteste  war,  nicht  ausrufen  durfte,  so  lange  noch  ein 
christlicher  Makler  anwesend  war.*) 

Die    Anstellung    der    Notare     geschah     bis     1806    durch 

®  *  Notare. 

Autorität  von  Kaiser  und  Beich  mittelst  der  Pfalzgrafen, 
und  so  waren  auch  mehrere  Juden  als  Notare  angestellt.  Dass 
dies  blos  Portugiesen  waren,  scheint  lediglich  Zufall  zu  sein, 
doch  befähigte  sie  ihre  grössere  Kenntniss  fremder  Handlungs- 
sprachen mehr  dazu. 

Ton  Stadt-Aemtern  konnte  natürlich   nicht  die  Rede  sein;      stadt- 
nur   die    Stadtpost   hatte  zu   ihrer   Bequemlichkeit   einen  Juden      *™ 
als  Unter-Briefträger  angestellt,   weil   nur  ein  eingebomer  Jude 
sich  in  dem  damaligen  Wirrwarr   der  Vor-   und   Familiennamen 
seiner    Glaubensgenossen   zurecht   finden  konnte.     Auch   für  die 
Besorgung  der  Zölle  gab  es  einen  gewissermassen  amtlich  aner- 
kannten Vermittler,  der  die  damals  sehr  einfachen  Declarationen      Zou- 
auf  dem  Bathhause  abgab   und  die  Zahlung  besorgte.     Die  von      *®^ 
dem  französischen  Gesandten  Bourienne   um    1808  bis  1810   für 
willkührlich  angesetzte  harte  Speciesthaler  zu  erlangenden  Certi- 
ficate besorgte  jedoch  schon  ein  jeder  selbst. 

Wie  man  sieht,  sind  der  damaligen  Gesetze  und  Herkommen 
über  die  Verhältnisse  der  Juden  nicht  gar  viele ;  dagegen  drückten 
aber  namentlich  die  Privilegien  der  Aemter  und  darunter  zumeist  Aemter 
die  des  Kramer- Amts,  weil  die,  auf  den  Kleinhandel  angewiesenen  Kramen« 
Juden  mit  letzterem  besonders  in  Conflict  kamen;  dies  Amt 
hatte  und  übte  nicht  selten  das  Becht  des  Jagens  d.  h.  allen 
unzünftigen  Ladenhaltern  und  Colporteurs  die  dem  Amtszwange 
unterworfenen    Waaren,    besonders    Tuch,     Leinwand,     Cattun, 


*)  Jüdische  Schiffsmakler  giebt  es  aber  bis  auf  den  heutigen  Tag 
nicht.  Dies  Geschäft,  Yfie  Alles,  was  auf  die  Rhederei  Bezug  hat,  lag 
ihnen  bis  auf  unsere  Zeit  wegen  ihrer  Nichtbefreiung  vom  Stader  Zoll, 
welche  nur  Hamburgischen  Bürgern  zu  Gute  kam«  zu  fem. 

3 
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Seidenzeug  etc.  wegzunehmen  und  zu  confisciren.  Gewürzkrämer  ei 
und  Eisenwaarenhandlung  konnte  nach  denselben  Privilegien  kein 
Jude  betreiben. 
Synagogen.  j)Iq  ^j.q{  Judengemeinden  besassen    6  Synagogen,    in   vul- 

gärer Sprache  «Schulen»  genannt,  davon  je  eine  in  der  Neustadt 
Haupt-     mid    eine    als    Filial    in    der    Altstadt.     Die  Hauptsynagoge  der 

Synagoge. 

Altonaischen  Gemeinde,  1.  Eibstrasse  No.  20,  ward  1788  durch 
Sonnin  erbaut,  nachdem  der  Juwelier  Berend  Cohen,  kaiserl. 
Hofagent,  sein  Grundstück,  in  dessen  Hinterflügel  er  bisher  eine 
Klause  unterhalten,  dazu  vermacht  hatte.  Die  Gesammtkosten  des 
Baus  betrugen  über  Cour.  #  50,000 ,  wozu  die  Mitglieder  mit 
Vermeidung  aller  öffentlichen  CoUecten  beigesteuert  hatten,  und 
ein  grosser  Theil  wurde  durch  den  Verkauf  der  Stellen  gedeckt. 
Im  Ganzen  enthält  sie  398  Manns-  und  219  Damenstellen.  Vor 
diesem  Bau  hatte  diese  Gemeinde  auf  der  Neustadt  sogar  vier 
Vora&nger.  Synagogen,  in  denen  jeder  ein  Unter- Vorsänger  den  Gottesdienst 
leitete,  während  der  Ober- Vorsänger  der  Keihe  nach  darin  an 
Sabbat-  und  Feiertagen  fungirten;  zwei  Oberkantoren  hielt  sie 
mit  Altona  gemeinschaftlich. 
Synagoge  J){q    Synagoge    der   Hamburgischen  Gemeinde,    «die  Ham- 

.?Z.  burger  Schule>  genannt  und  auf  dem  Neuensteinweg  hinter  den 
Häusern  No.  72  bis  75  belegen  (eingegangen  1859),  war  nicht 
mehr  und  nicht  weniger  als  ein  dort  im  Hofe  befindlicher  Sahl, 
eine  Treppe  hoch,  nothdürftig  zum  gottesdienstlichen  Gebrauche 
eingerichtet,  indem  zwei  über  einander  stehende  Etagen  zu  einer 
durchbrochen  sind;  der  leidliche  Eingang  von  der  Strasse  ist 
erst  1804  eingerichtet,  als  die  Häuser  an  der  Strasse  nieder- 
gebrannt waren.  Diese  Synagoge  war  die  älteste  (sie  ist  er- 
richtet 1654,  vergrössert  1740)  und  es  wurde  desshalb  jährlich 
der  Erub  (eine  symbolische  rituelle  Handlung ,  durch  welche 
einige  Sabbatsgesetze  erleichtert  werden)  darin  gelegt*).  Sie 
enthielt  176  Manns-  und  123  Damenstellen. 


*)  Merkwürdiger  Weise  legen  die  Portugiesischen  Juden,  als 
die  noch  ältere  Gemeinde,  ebenfalls  einen  Erub  und  nehmen  von 
dem  Erub  der  Deutschen  ebensowenig  Notiz  als  diese  von  dem 
ihrigen. 
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IHe   1729  errichtete  Synagoge  der  Wandsbecker  Gemeinde  8yn*«of« 

rtioiiiniit 
befEuid   sich  ebenfalls   auf  einem  Sahl,    jedoch   an    der    offenen 

Strasse ,    über   dem   Eckhaose  der  dritten  Elb-  und   der  dritten 

(westlichen)    Peterstrasse.      Sie  mnfasste    noch    weniger    Stellen 

als  die  Hamburger. 

Die  altstädtischen  Synagogen   lagen  alle  dicht  neben  ein-  8ynagog.n 
ander,   und   zwar   die  Altonaer   in   dem  Altonaer  Schulhof,  die  gtädtiMhe. 
Hamburger  in  dem  Hamburger  Schulhof,   beide  auf  dem  Alten- 
wall; die  Wandsbecker  lag  im  Scheelengang  *).  • 

Auch  besass  jede  Gemeinde  eine  Badeanstalt   in  der  Neu-     ^^^ 
Stadt  und  eine  in  der  Altstadt  in  der  Nähe  der  Synagogen. 

Der   Begräbnissplatz   der  Hamburger   Gemeinde    war    der  Begrabni«- 

platz  in 

noch  jetzt  im  Gebrauch  befindliche  in  Ottensen,  ursprünglich  ottensen. 
um  1660  mit  der  Altonaischen  Doppelgemeinde  gemeinschaftlich 
gekauft  und  allmählig  durch  weiteren  Ankauf  von  den  Besitzern, 
der  Familie  Kölln,  erweitert.  Eine  Ecke  davon  gehört  noch 
jetzt  der  Gemeinde  in  Altona  und  wird  zu  Grabstätten  für 
Fremde  benutzt. 

Der  Begräbnissplatz  der  Altonaischen  Doppelgemeinde,  an  <*ö»«^-  ^ 
der  Eönigstrasse  in  Altona  belegen,  ist  seit  1660  in  Gebrauch; 
die  Leichen  der  in  Altona  und  in  Hamburg  wohnhaften  Mit- 
glieder wurden  ohne  Absonderung  der  Beihe  nach  begraben. 
Auch  dieser  Platz  ist  noch  1808  durch  Ankauf  von  dem  Nachbar 
Benthien  vergrössert. 

Auch  auf  dem  Friedhofe   in  Wandsbeck,    belegen  hinter   «^esgi.  in 

j       _  -        Wandsbeck. 

der  Langenreihe  **)  wurden  die  daselbst  und  in  Hamburg  wohn-    r,  j  ^  i 
haften  Gemeindeglieder  durcheinander  begraben***). 


*)  Auch  die  Portugiesische  Synagoge  lag  in  derselben  Strasse, 
an  deren  südwestlicher  Krümmung  nahe  der  Schliekuthsbrücke 

**)  Lant  der  Goncession  ist  die  Gemeinde  berechtigt,  denselben 
mittels  des  daran  stossenden,  ihr  ebenfalls  gehörigen  Gartens  zu 
erweitern. 

•**)  Das  den  Friedhof  auf  dem  Grindel  Betreffende  findet  sich 
in  der  zweiten  Abtheilung. 

8* 
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Krankenhaus  pjg  Altonaische  Gemeinde  hatte  ihr  Krankenhaus  in  Altena, 

in  Altona. 

WO  es  1763  am  Eingange  ihres  Friedhofs  erhaut  ward.  Die 
eigentliche  Hamburgische  Gemeinde  schickte  ihre  Kranken  gegen 
Kostgeld  dahin  und  zahlte  15  Procent  zu  den  allgemeinen 
Kosten,  wofür  sie  das  Recht  hatte,  einen  Verwalter  aus  ihrer 
Mitte  beizuordnen, 
dwgi.  in  j)£g  Wandsbecker  Gemeinde  hingegen,    seit   1717  mit  den 

Hamburg. 

anderen  Gemeinden  brouillirt,  hatte  ein  kleines  Hospital  in  einem 
damals  wenig  bewohnten  Theil  Hamburgs  selbst,  nämlich  am 
Wall  unweit  des  Millernthors,  der  Peterstrasse  gegenüber. 

Unterrichte-  j)g^g    Unterrichtswesen    hatte   seinen   Uebergang   von   dem 

alten  Zustande  in  den  neuen,  was  die  Privatschulen  anbelangt, 
grösstentheils  vollendet.  Die  Lehrer,  fähige  Köpfe  und  fast  alle 
sehr  brave ,  gewissenhafte ,  hei  dem  einseitigen  aber  geist- 
schärfenden Talmudstudium  aufgewachsene  Männer,  waren  bald 
durch  Kenntniss  der  Menschen  und  der  Dinge  zu  der  Ueber- 
zeugung  gelangt,  dass  jetzt  praktische  Bedürfnisse  in  der  Ge- 
meinde vorhanden  waren,  die  Anderes  und  anders  zu  lehren 
geboten.  Auf  alle  erreichbare  Weise,  zumeist  mit  wenig  Hülfe, 
erwarben  sie  sich  aus  Büchern  die  nöthigen  Kenntnisse  und 
lehrten  heute,  was  sie  gestern  erst  gelernt  hatten.     Zuerst  waren 

Hauiiehrer.  gg  einzelne  Hauslehrer,  die  als  Apostel  der  neuen  Richtung 
auftraten;  denn  es  war  hier  von  früher  schon  herkömmlich, 
dass  bemittelte  jüdische  Familien  Hauslehrer ,  gewöhnlich  pol- 
nische Talmudisten,  hielten,  die  öfters  eine  Art  von  Hauspatern 
vorstellten.  Dass  die  ganze,  wenig  vorbereitete  Richtung  vor 
Moses      nicht   gar   langer  Zeit  von    der  Moses  Mendelösohnschen  Schule 

Mendelssohn. 

ausging,  und  dass  seine  deutsche  Uebersetzung  der  Thora  und 
der  Psalmen  (1785 — 1788)  die  Brücke  zum  Anschluss  der  deutschen 
Juden  an  die  neuere  europäische  Civilisation  bildete,  darf  als 
bekannt  vorausgesetzt  werden.  AUmählig  stifteten  nun  diese 
Privat-    wackeren  Autodidakten  Privatschulen,  die  ihnen  trotz  des  hohen 

schulen.  " 

Schulgeldes  wenig  Geldnutzen  gewährten,  weil  sie  genöthigt 
waren,  eine  Masse  theurer  Fachlehrer  zu  besolden.  Die  dazumal 
bestehenden  Institute  für  Knaben  waren  die  von  Isler,  Wessely, 
Wolff  Lissa  5  Damier  ,    Gans  ,    Heinemann ,    Hahn  ,  und  Wolffson 
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Die  Ünterrichts-Gegenstände  waren  hauptsächlich:  deutsche 
Grammatik ,  Literatur ,  Deklamation ,  Schönschreiben  und 
kanfmännisches  Rechnen ,  sodann  Französisch  und  Englisch. 
Mathematische  und  Bealkenntnisse  wurden  nach  Belieben  und 
bis  auf  etwas  Geographie  und  Weltgeschichte  wenig  gelehrt.  * 
Art  und  Umfang  des  Religionsunterrichts  richtete  sich  ganz 
nach  den  Wünschen  der  einzelnen  Eltern:  mehr  und  weniger 
ward  die  ebräische  Bibel  gelehrt,  wo  es  aber  nur  Wenige  bis 
wir  Kenntniss  der  ganzen  Tora,  geschweige  noch  weiter  brachten 
oder  zur  Grammatik  und  den  Commentaren  gelangten. 

Jüdische  Privatschulen  für  Mädchen  gab  es  bis  auf  einige   Mädchen- 
vornehme    Pensionate    (Jeiteles,    Meyer    in    Altona)    gar   nicht: 
schon  in  der  früheren  Zeit   hatten   die  hiesigen    Töchter  Israels 
nur  christliche  Schulen  besucht. 

Da  übrigens  eine  Verbindung  zwischen  Schule  und  Kirche 
bei  den  Juden  gar  nicht  existirt,  so  war  von  dieser  Seite  her 
kein  Widerstand  zu  besiegen,  und  es  ist  wohl  vorgekommen, 
dass  hier  und  da  ein  Rabbiner  die  Mendelssohnschen  Ueber- 
setzungen  anathematisirte,  aber  kein  Mensch  brauchte  darauf  zu 
achten.  Den  Widerstand  der  christlichen  Geistlichkeit  gegen 
die  Aufnahme  jüdischer  Knaben  in  das  Johanneura  hatte  schon  Johanneum. 
früher  der  berühmte  Gurlitt  völlig  gebrochen. 

« 

Das  Armenschulwesen  hingegen  war  sehr  zurückgeblieben.  Annen- 
Die  schauderhaften  Muster,  die  man  im  vorigen  Jahrhundert 
zufolge  der  Berichte  der  neueren  Pädagogen  an  den  meisten 
christlichen  Volksschulen,  selbst  in  dem  hiesigen  Waisenhause 
vor  sich  gesehen  hatte,  wurden  in  den  jüdischen  Armenschulen 
treu  wiedergefunden,  und  selbst  im  altrabbinischen  Sinne  war 
ungemein  wenig  geschehen.  Die  sehr  beschäftigten,  Oberrabbiner 
hatten  nie  eine  eigentliche  hohe  Talmudschule  (Jeschiba)  gehalten,  »»bbinen- 
und  so  konnte  sich  der  rabbinisch-theologische  Unterricht  nie 
zu  der  Höhe  erheben,  wie  in  Prag,  Frankfurt  u.  s.  w.  Der 
Elementar-Ünterricht  war  demzufolge  schlecht  besorgt,  und  mit 
Ausnahme  einiger  ausgezeichneter  Köpfe  gelangten  die  Armen- 
kinder kaum  zur  Kenntniss  einiger  ebräischer  Bibelstücke  und 
des  jüdisch-deutsch  Schreibens.     Bis  zu  den  letzten  Jahren  waren 
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die  Kinder  durch  die  hiezu  ernannten  Verwalter  und  Aufseher 
(Gabbaim  und  Maschgichini)  um  ein  monatliches  Spottgeld  bei 
einzelnen  Privatschullehrern,  die  von  Gemeindewegen  zu  solcher 
Aufnahme  verpflichtet  waren,  angedungen  gewesen,  und  erst  um 
Tsimuii-  ig04  erhielt  die  Schulanstalt  (Talmud-Tora)  der  Ältonaischen 
Gemeinde  von  zwei  Wohlthätern,  Michel  Leman  und  Eliaa  Rüben, 
ein  SchulhauB  in  der  dritten  Eibstrasse,  während  die  Hamburger 
Gemeinde  ihre  Schule  in  einem  Hofe  auf  dem  Neuen  Steinweg 
etablirte.  In  dieser  Zeit  gelangte  die  ordentliche  deutsche 
Sprache  darin  noch  nicht  zur  gebührenden  Geltung,  und  nur 
höchst  langsam  machte  sich  ein  schwacher  Fortschritt  bemerklich. 
Die  Examina  dieser  Schulen  wurden  aUe  Jahre  öflentlich  in  den 
Synagogen  gehalten.  Zu  den  Kosten  contribuirte  die  Altonaieche 
Gemeinde  3600,  die  Hamburgische  1800  und  die  Wandsbecker 
600  Mark  Courant, 

WflrtMT'iche  Neben  diesen  Schulen  bestand  bis  1808  eine  humanistische 

Schule  für  arme,  zunächat  jüdiaehe  Knaben,  1793  von  einer 
Freimaurer-  (Winkel-)  Loge  gestiftet,  und  damals  von  einem 
sehr  aufgeklärten  christlichen  Gelehrten,  dem  durch  Wöllner  aus 
Preusaen  vertriebenen  Dr.  Heiniucli  Würtzer,  einem  Hamburger, 
geleitet:  das  Local,  zuerst  auf  dem  Raboisen,  war  zuletBt  beim 
Dammthorwall,  dem  Fiiratenplatz  gegenüber.  Diese  Schule  lehrte 
statQtengemass  keine  positive  Religion slehre  und  zählte  in  ihrer 
besten  Zeit  nur  etwa  25  jüdische  Schüler. 

BniuTichto-  Dagegen    war   die  1798  gestiftete  •  Unter richts-Anstalt  für 

uiuB      81'in*'  jüdische  Mädchen»  in  vollem  Flor.     Daa  Nähere  über  diese 
Jüiiiiohfl    Schule  späterhin. 

Die  Waisenkinder  besuchten   die  Talmud-Tora;  ihre   Ver- 
w»i<on-    sorgung  war  Sache  der  Armenpflege  überhaupt,  und  eines  Con- 
trihnenten- Vereins,  wovon  ebenfalls   späterhin. 

Für  die  Beerdigung  —  diese  bei  den  Juden  von  jeher  in 
erster  Linie  stehende  Wohlthat,  «der  wahrhafteate  Liebesdienst- 
genannt, weil  er  nie  auf  Vergeltung  von  dem  Empfänger  rechnen 
kann  —  bestand  in  jeder   Gemeinde  eine  aelbatändige   für   den 

■•"*'«™«''Dienst  in  Wachtmannschaften  getheilte  Brüderschaft  (Kabranim). 
■d»H>D.    nie  der  Ältonaischen    Doppelgemeinde   fungirte  gemeinschaftlich 


39 

in  beiden  Städten,  ähnlichermassen  die  Wandsbecker.  Ausserdem 
hatte  sich  1804  aus  Mitgliedern  aller  drei  Gemeinden  die  «neue 
Israelitische  Beerdigungsgesellschaft»  gebildet,   um    dem   damals      ^®^® 

israelitische 

noch   allgemeinen   frühen   Beerdigen   (siehe  Artikel  6  des  Juden-Beerdigung«. 
reglements  von  1710)  entgegenzutreten,  und  als  Grundgesetz  die®*'*®"**'***'*' 
Bestimmung  aufgenonunen ,    dass   keine   Leiche    ihrer    Mitglieder 
vor  abgelaufenen  72  Stunden  begraben  werden  dürfe.     Zugleich 
wurden   hier   zum   ersten  Male    besoldete   Leute    für   diese   Ver- 
richtungen angestellt,  indem  die  Mitglieder  beim  Reinigen,  Ein- 
kleiden und  Begraben  nur  die  Aufsicht  der   Reihe   nach   führen. 
Welche    Schwierigkeiten   die   unbedingten   Anhänger   des  Herge- 
brachten   dieser    Neuerung    in    den    Weg    legten,    ist    leicht   zu 
erachten.     Es  musste  erst  mit  vieler  Mühe   eine    Verfügung   der 
Holsteinischen  Regierung    (datirt  vom  13.  September  1804)  und 
die  Zusicherung  der  Unterstützung  der  Hamburgischen  Behörden 
erlangt  werden,  und  dann  erst  erfolgte  am  5.  Chesvan  5565  eine 
Vereinbarung    mit    den    Aeltesten    der    drei    Gemeinden,    worin 
vornehmlich  der  den  Leichen  schuldige  Respect  gegenseitig    zu- 
gesichert  ward.     Dadurch    sollte   verhindert   werden,    dass   man  . 
den    durch    die    Gesellschaft    bestatteten    Leichen     etwa     einen 
schimpflichen  Platz   anwiese,    da    es   ein   noch  jetzt    nicht    ganz 
verschwundener   Gebrauch   ist,    auf   dem    jüdischen    Begräbniss- 
platze   die    Leichen    in  Reihen    nach  dem  taxirten    Grade  ihrer 
ceremoniellen  Religiosität  zu  ordnen. 

Beiläufig  sei  bemerkt,  dass  diese  Gesellschaft,  nebst  der 
Mädchenschule  und  der  Torf-Vertheilungs-Gesellschaft,  die  ersten 
Stiftungen  waren,  an  der  sich  Glieder  aller  drei  Gemeinden  und 
selbst  Portugiesen  betheiligten  und  so  die  alte  Gemeindeeifersuoht 
in  Abnahme  brachten. 

Betrachten  wir  jetzt  die  Verfassungen  der  Gemeinden  und 
beginnen  mit  der  am  meisten  in  legaler  Form  ausgearbeiteten, 
der  Altonaischen : 

Die    Gesammtheit   der   Gemeinde   war    hier,    wie   bei    den  Gemeinde- 

Verfassiuigen 

Juden    überall,    im    Besitz    der    weder    durch    Rabbinats-    noch Aitonaische. 
anderer  Autorität,   sondern  blos  durch  die  Religionsvorschriften 
beschränkten    gesetzgebenden    und   vollstreckenden    Gewalt    und 
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alle  Gemeindeämter  waren  nur  zeitweilige  Delegationen  derselben. 

Oberrabiner.  Selbst  der  Oberrabbiner   war   immer  nur  auf  fünf  Jahre  ange- 

Aeiteato     stellt.     Die   Spitze   der  Verwaltung   bildeten  drei  Aelteste  (Par- 

nassim)  und  drei  Neben- Aelteste  (Manhigim),  denen  für  einzelne 

(Nttben&ltostd 

(Manhigim).  Fälle  einige  erwählte  Beisitzer  (Ickurim)  beitraten.  Die  Gasse 
BeiBitEer  führten  drei  Cassirer  (Gobim),  ausserdem  gab  es  für  einzelne 
(icknrim).  Zweige  eine  Anzahl  Verwalter  (Gabbaymj,  von  denen  drei  für 
Caaairer    (j^g   Schulwesen,   drei   für    die   Krankenpflege   und   drei   für  die 

(Gobim).    _^ 

Terra  sancta  Armencasse ,   und    endlich  hatte  man  Deputirte  für 

(Oabbaym).  ^^  Synagogenordnung ,   für   die    Gebäulichkeiten  u.  s.  w.     Alle 

DepQtirte.  diese  Aemter  waren   nur   auf  ein  Jahr  besetzt  und  jährlich   am 

18.  Siwan  d.  i.  kurz  nach  Pfingsten  ward  eine  neue  Wahl  vor- 

Amtsdaner.  genommen.  Doch  ist  es  fast  nie  vorgekommen,  dass  ein  solcher 
Ehren-Beamter ,  zumal  ein  Aeltester ,  nicht  wieder  gewählt 
worden  wäre. 

wahimodus.  Die  Wahloperation  geschah  folgendermassen :  Zuerst  machten 

die  Cassirer  bekannt:  es  möge  Jeder  seine  rückständigen  Steuern 
entrichten,  weil  er  sonst  von  Wahlrecht  und  Wählbarkeit  für 
diesmal  ausgeschlossen  sei.  Hierauf  wurden  sämmtliche  Gemeinde- 
glieder aufgefordert,  an  dem  Wahltage  ein  Jeder  in  seiner 
Wohnung    anwesend    oder    wenigstens    leicht    anzutreffen    sein 

Wahiminner  Es  waren  nämlich  sieben  Wahlmänner  durchs  Loos  zu  ernennen 
und  jeder  konnte  hiezu  gelangen,  der  fünf  Jahre  verheirathet 
und  vierzig  Jahre  alt,  drei  Jahre  —  und  war  er  aus  der  Fremde 
sechs  Jahre  —  hier  selbständig  etablirt  war  und  die  Vermögens- 
steuer von  mindestens  300  Thalern  Capital  entrichtete.  Ausge- 
schlossen waren  Falliten  auf  zehn  Jahre,  alle  durch  geheimen 
Beschluss  der  Verwaltung  in  pleno  für  bescholten  Erklärte,  alle 
des  Schreibens  Unkundige  und  alle  mit  der  Gemeindesteuer  in 
Rückstand  Befindliche.  Auch  mussten  mindestens  zwei  von 
diesen  Wahlmännesn  in  Besitz  des  untersten  theologischen  Grades 
Chaber-    (Chaber,   gleich   dem    englischen    Prädicate    fellow)    sein.       Die 

Grad. 

Namen  sämmtlicher,  auf  diese  Weise  wahlfähiger  Männer  lagen 
in  einer  versiegelten  Urne  bis  zur  Wahlhandlung,  die  dann  in 
Altona  auf  der  Gemeindestube  vor  sich  ging.  Die  Aeltesten  und 
alle  Ehrenchargen    der  Gemeinde  waren   versammelt    und   auch 
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der    Oberrabbiner   nebst    den  Beglaubten   waren   herbeigezogen. 
Die  sieben  Namen  wurden  hierauf   durch   den  Oberrabbiner  aus 
der  Urne  gezogen    und  die  Bezeichneten  unverzüglich  durch  die 
Beglaubten    in   bereit   gehaltenen   Wagen   herbeigeholt.     So   wie 
die  Boten  die  Wohnung  des  Wahlmannes  betraten,  dui'fte  dieser 
mit  Niemand  mehr  communiciren  imd  auch  mit  der  eigenen  Frau 
nichts  über  die  Wahlangelegenheit  reden.     Der  Wahlmann  musste 
nun   erst   in  der  Synagoge  Unpartheilichkeit  und  Verschwiegen- 
heit, sowie  auch  darauf  schwören,    dass  er  sich  nicht  selbst  er- 
nennen  wolle,    und   wurde   dann   in   ein  Zimmer   allein  geführt, 
wo    er    die   Namen    von   sechs  nicht  unter  einander  verwandten, 
die   nöthigen   Eigenschaften   besitzenden  Personen   für   das  Amt 
der  Aeltesten  —  drei  für  Altena  und  drei  für  Hamburg  —  und 
ebenso   von   vier   Neben-Aeltesten   aufzeichneten.     Wählbar   warWähibwke 
nämlich  nur,  wer  eines  der  geringeren  Aemter    schon  bekleidet, 
seit   zehn   Jahren   verheirathet   und   im  Besitz  eines  reinen  Ver- 
mögens von  mindestens  Tausend  Thalern  war.     Die  sämmtlichen 
Wahlzettel  wurden  dann  in  eine  Urne  gelegt,  diese  vom  Oberrabbiner 
geöffiiet ,  die  Wahl  festgestellt  und  das  Resultat  verkündigt.     Die 
Erwählten  wurden  sogleich  herbeigeholt   und  in  Eid  genommen. 
Hierauf  wurden  durch  die  Wahlmänner  unter  Beitritt  der  Aeltesten 
und  Neben-Aeltesten  auch  die  subalternen  Aemter   besetzt,    und 
zwar    fünf  Cassirer,    nämlich  drei  für  Hamburg,  welche  4000  J^, 
und   zwei   für    Altena,   welche   1000  ^  Steuervermögen  besitzen 
mussten;   zwei  Beisitzer    und   fünf  Armencassen- Verwalter,   von 
denen  ebenfalls    drei   für  Hamburg  und  zwei  füi-  Altena.     Diese 
letzteren   verwalteten    auch   die   Spenden    und    Mizwoth  -  Gelder 
CSpenden  für  die  Ehrenfunctionen  beim  Gottesdienste). 

Die    Zusammensetzung   specieller  Wahl-Comites    war    ver-  B»i>binen- 
schieden ;  so  z.  B.  ward  der  Oberrabbiner  durch  28,  die  Küster, 
Vorsänger  etc.  durch  15  Männer  gewählt,  letztere  bestehend  aus    zahlen. 
zwei   activen   oder   gewesenen  Aeltesten,   zwei   Neben-Aeltesten 
zwei  Cassirern,  einem  Beisitzer  und  acht  durchs  Loos  designirten 
Gemeindegliedern. 

Es   gab    eine    stehende,    im  Jahr  1727    eingesetzte  Verfas- '^®'^*'"^fi 
sungs-Commission,  die  die  geltenden  Institutionen  und  Herkommen 
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der  Gemeinde  sammelte  und  hinzukommende  Novellen  f  egistrirte. 
Ihre  sechs  Mitglieder  mussten   schon  höhere  Gemeindeämter  be- 
kleidet haben  und  wurden  von  den  sieben  Wahlmännern  erwählt. 
Oompetenz  J)Iq    Wirkungskreise    der    verschiedenen    Collegien    waren 

der 

CoUegien.  scharf  abgegräuzt;  das  der  Aeltesten,  bestehend  aus  diesen,  den 
Neben-Aeltesten  und  in  besonderen  Fällen  auch  den  Beisitzern, 
hatten  das  rein  Administrative,  die  oberste  Leitung  des  Cultus, 
der  politischen  Verhältnisse,  der  Beziehungen  zu  anderen  Ge- 
meinden und  die  inneren  Geschäfte,  mit  Ausnahme  des  eigent- 
lichen Finanz-  und  Armenwesens.  Ausserdem  waren  sie  Ober- 
vormünder, Obercuratoren  aller  Institute  und  Stiftungen  und 
hatten  auch  sehr  viele  Familien-  und  Privat- Verhältnisse  zu 
beaufsichtigen;  denn  da  das  ganze  jüdische  Leben  sich  sehr  dem 
patriarchalischen  näherte,  so  stand  das  Ansehn  eines  Familien- 
hauptes, eines  Grreises  und  eines  Gemeindeältesten  sehr  hoch  und 
überdies  bedingte  auch  die  den  Juden  aufgebürdete  Solidarität, 
wodurch  die  Gesammtheit  für  das  Vergehen  jedes  Einzelnen 
oft  unmittelbar  in  sehr  derben  Anspruch  genommen  ward, 
während  die  Tugenden  des  Einzelnen  der  Masse  nur  sehr  all- 
mählig  einige  Anerkennung  verschafften,  eine  genauere  Aufsicht 
Sitten-  über  die  Gemeindeglieder.  Die  Aeltesten  hatten  daher,  und  das 
schon  von  uralter  Zeit  her,  das  Recht  und  die  Pflicht,  sich  um 
die  Auffuhr ung  der  Einzelnen  und  der  Familien  zu  kümmern, 
Kleider-  und  Luxusordnungen  festzustellen  —  bekanntlich  ward 
den  Juden  beständig  Verschwendung  und  Geiz  zu  gleicher  Zeit 
vorgeworfen  — ,  Auffälligkeiten  zu  rügen,  Warnungen  ergehen 
-    zu  lassen  u.  s.  w. 

Es  versteht  sich,  dass  1810  wenig  mehr  von  dem  hier 
geschilderten  Geiste  übrig  geblieben  war  —  wenigstens  in 
Hamburg;  in  Altona  schon  mehr  —  und  hier,  wie  überall,  selbst 
bei  den  mährischen  Brüdergemeinden,  mag  Rüge  und  öffentliche 
Beschämung  die  Reicheren  nicht  allzu  häufig  getroffen  haben; 
Spuren  waren  aber  reichlich  vorhanden,  und  wer  z.  B.  vom 
Aeltesten  das  erforderliche  Zeugniss  verlangte,  um  sich  einen 
Pass  zu  verschaffen,  konnte  erwarten,  über  den  Zweck  seiner 
Reise  examinirt  zu  werden.     Auch  bei   den  Verlobungen  wurde 
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diese  Aufsicht  angewendet  und  die  Beglaubten  waren  genöthigt, 
bei  Ausfertigung  von  Verlobungsacten ,  wo  die  Mitgift  unter 
2000  Mark  Courant  betrug,  zuvor  die  Erlaubniss  der  Aeltesten 
einzuholen. 

Der  directen  Gemeindesteuern  gab  es  folgende:  ^^^^ 

1\  Erech  (Schätzung),  eine  Vermögenssteuer,  im  Betrage 
wechselnd  nach  dem  jährlichen  Bedarf  der  Gemeinde-Casse.  Alle 
drei  Jahre  wurde  dazu  durch  das  gesammte  Aeltesten-CoUegium 
eine  besondere,  auf  Verschwiegenheit  beeidigte  Taxations-Com-  Taxato 
mission  (Samaim)  erwählt,  welche  der  Reihe  nach  alle  steuer- 
fahigen  Gemeindeglieder  vor  sich  lud  und  von  ihnen  eine  eid- 
liche geheime  Angabe  ihres  Vermögens  (oder ,  wenn  ohne 
Capital  arbeitend ,  ihres  Erwerbs)  entgegen  nahm ,  so  weit 
solches  in  Beweglichem  oder  Unbeweglichem,  in  ausstehenden 
Forderungen  etc.,  mit  alleiniger  Ausnahme  des  Mobiliars  in  der 
eigenen  Wohnung,  und  in  als  Hochzeitsgeschenk  erhaltenem 
Silbergeräth    bestand  *)  **).     Die    Aeltesten    erfuhren    blos    den 


*)  Zur  Abschätzung  dieser  Taxatoren  selber  bestand  wiederum 
eine  Neben-Commission. 

**)  Folgendes  ist  der  Wortlaut  des  Steuerdeclarations-Eides 
nach  der  jüngsten  Redaction  um  1804: 

«Hier  schwöre  ich  auf  die  Intention  des  hochgelobten  Gottes 
(al  Daath  ha  Makom  baruch  hu)  und  auf  die  Intention  der  mich 
beschwörenden  Herren  Taxatoren,  ohne  die  geringste  Hinterlist,  Ge- 
föhrde  und  Reservation,  wie  solche  nur  irgend  erdenklich  sein  könnte, 
dass  ich  bei  Angabe  meines  Vermögens  vor  dem  Protokoll  der  jetzigen 
Herren  Taxatoren  alles  berechnet  habe,  was  ich  besitze,  sowohl 
baares  Geld  als  Waaren  und  andere  Effecten,  auch  ausstehende 
Schulden,  mit  Ausnahme  von  Mobiliar  und  Hausgeräth  die  ich  im 
Gebrauch  habe  und  welche  in  jener  Summe  nicht  mit  inbegriffen 
sind,  sonst  aber  überhaupt  allen  Geldeswerth  der  mir  zngehört ,  er 
habe  Namen  und  befinde  sich  an  welchem  Orte  er  wolle.  Auch  dass 
ich  keinerlei  List  gebraucht  habe  um  Etwas  zu  verheimlichen,  es 
sei  dass  ich  jemandem  Etwas  zum  Aufbewahren  gegeben,  oder  auf 
eine  Zeitweile  oder  bedingungsweise  geschenkt  oder  verkauft  haben 
solltp,  oder  sonst  auf  eine  nur  irgend  mögliche  Weise.  Ich  habe 
auch  nichts  verheimlicht,  was  ich  etwa  für  meine  Kinder  als  Mitgabe 
zurückgelegt  habe,  noch  ist  mir  bewusst,  dass  meine  Frau  etwas 
besitzt,  was  ich  hier  nicht  berechnet  und  angegeben  hätte.    Sondern 
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Totalbelauf  der  steuerpflichtigen  Summe  und  fixirten  nach  dem 
Bedarf  des  Jahres  die  nöthigen  Procente,  welche  von  7*  bis 
ly*  Procent  des  ermittelten  Vermögens  variirten;  den  Cassirern 
wurden  die  einzelnen  Taxen  mitgetheilt,  und  sie  nahmen  die 
Beiträge  halb-  oder  vierteljährlich  entgegen*). 
mUien-  2)   Rosche  -  Bayit  (Familiensteuer).     Diese  wurde  von  jedem 

"ZZ.  Familienhaupt,  reich  oder  arm,  selbst  von  den  Ahnosenge^iessern, 
ayit).  denen  die  Gemeinde  sie  auf  andere  Weise  ersetzen  musste,  mit 
fünf  bis  sechs  Thalern  jährlich  bezahlt.  Diese  Steuer  mag  aus 
dem  holsteinischen  Schutzgelde  entstanden  sein,  doch  finden  wir 
sie  auch  bei  der  Hamburgischen  Gemeinde,  die  kein  Schutzgeld 
nach  Copenhagen  zahlte,  mit  16#8/5  bis  17  ^  4  ß  jährlich. 
Im  Jahre  1809  beschlossen  die  drei  Gemeinden,  von  dem  jähr- 
lichen hamburgischen  Schossgeld  von  Achttausend  Mark  Banco 
Zweitausend  auf  die  Familiensteuer  und  Sechstausend  auf  die 
Vermögenssteuer  anzuweisen:  ein  Beweis,  wie  wenig  einträglich 
die  erstere  damals  war. 
tttegeid  3)  Mass  (Tribut),  eine  blos  in  der  Altonaer  Gemeinde    in 

Hamburg   auf   die    Wohlhabenden    gelegte    wandelbare    Abgabe 
zur    Deckung    des     dänischen    Schutzgeldes     von     sechshundert 
Ducaten.     In  Altona   selbst  ist   nämlich    diese   Summe   auf  den 
ässignng Ertrag  der  Fleischauflage  angewiesen.     Von  allen   directen  Ab- 
J^"^*^  gaben   wurde  (laut  Statut  128  de  Anno  5449  [1689])   Wittwen, 
Waisen  und   solchen  Männern,    die   sich  ganz  den  theologischen 
Studien  widmeten,  die  Hälfte  erlassen, 
waoth-  4)   Eimcha  de  Pisscha   (Mehl  auf  Ostern)  war  eine  nach 

j^^j^  ^^  der  Vermögenssteuer  normirte   kleine   directe   Abgabe   zur   An- 
BBcha).   schaflung  des  ungesäuerten  Osterbrots  (Mazzoth)  für  die  Armen 
während    der   achttägigen    Passahfeier.     Die   Hamburgische    Ge- 


alles dieses  habe  ich  bei  meiner  Angabe  meines  sämmtlichen  Ver- 
mögens vor  dem  Protokolle  der  jetzigen  Herren  Taxatoren  genau 
und  richtig  angegeben  in  des  Himmels  Namen.    So  wahr  m.  G.  h. 

*)  In  der  Hamburger  Gemeinde  holten  die  Cassirer  früherhin 
die  Beiträge  persönlich  ein. 
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meinde    hatte    ausserdem    noch    eine    ähnliche    Abgahe    für    den'«««ran{ 
Feuerungsbedarf  der  Armen. 

Von   indirecten   Steuern  war   die   wichtigste   eine   Abgabe  indirect 
Yon  zwei  Procent  von  allen  Mitgiften  an  Geld  und  Geldes  wer  th. 
Sie      begründet     sich     auf     das     Religions  -  Gesetz ,      welches    Mitgifi 
gebietet,  von  allem   Verdienst    sowohl    als   zufallendem   Capital, 
unter  welche  Rubrik  auch  Erbschaften  und  Mitgiften  fallen,  den 
Zehnten  an  die  Armen  zu  geben*).     Nun  war  es  ein  Gegenstand   Zehutei 
der  Verabredung   zwischen   den   Partheien:    ob   die   Summe   der 
Mitgift  in  den  Acten  einschliesslich  oder  abzüglich   des  Zehnten 
angegeben  werden  solle,  da  diese  Angabe  wieder  die  Ansprüche 
der  Frau  beim  Todesfall  des  Mannes  normirte,  weil  ihr,  die  von 
eigentlicher  Erbschaft  ausgeschlossen  war,  blos  ihr  Eingebrachtes 
nebst  dessen  üblicher  Vermehrung  (in  der  Altonaischen  Gemeinde     Mitgif 
33 V«  Procent,    in   der  Hamburgischen   50  Procent)   zukam.     Bei   /Toggei 
vaterlosen  Bräuten  ward  zu  ihren  Gunsten  ein  doppelter  Zehnten   Ketuba 
berechnet    und    z.    B.    bei    baar  eingebrachten  1000  Mark  statt 
1100  Mark   1250  Mark  Nominal-V ermögen  eingeschrieben,   die 
dann  im  eintretenden  Fall  nebst  der  Augmentation   1650  Mark 
oder  1875  Mark  ausmachten**). 

Was  nun  die  Abgabe  selbst  betrifiFt,  so  lautet  der  des- 
fallsige  Beschluss  am  18.  Tamus  5542  [1782],  gefasst  von  dem 
Siebenzehner -Comite  der  Altonaischen  Gemeinde  in  deutsch- 
ebräischer  Sprache  folgendermassen : 


*)  Dies  alte  Gesetz  wird  hie  und  da  noch  jetzt  so  streng 
beobachtet,  dass  in  manchen,  sogar  Societäts-Handlungen,  ein  be- 
sonderes Conto  für  den  ganz  geschäftlich  behandelten  Zehnten  ge- 
führt wird.  Es  kommen  nicht  selten  Gewissensfragen  vor,  z.  B.  ob 
man  die  Gaben  an  arme  Geschwister  auf  den  Zehnten  schlagen  könne 

• 

**)  Bei  allen  Verlobungen  wurden  Acten  (Tenaim  Rischonim, 
zum  Unterschied  von  den  Ehecontracten,  welche  Tenaim  Acharonim 
heissen)  aufgenommen,  in  welchen  eine  Mitgifts-Summe,  zahlbar  in 
dritte  Hand  drei  Tage  vor  der  Copulation,  zu  deponiren  versprochen 
und  das  etwanige  Rücktrittsgeld  auf  ein  Drittel  derselben  stipulirt 
wird.  Für  dieses  letztere  wurde  Garantie  gestellt  und  der  ganze 
Act  daher  «Enass  (Bussgeld)  legen»  genannt. 
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€tomeinde- 

beachluss  y. 

1782  wegen 

der  Bräu- 

tiganiB- 

abgabe  für 

la«  Kranken- 

haua. 


3apitalfonda 

für  das 

Hospital. 


«Da  die  Ausgabe  für  das  Krankenhaus  sehr  viel  er- 
fordert, ist  es  billig  einen  Fonds  hiezu  zu  stiften,  welches 
dann  mit  heute  abgefasster  Tekana  (Gemeindegesetz)  mit  der 
Länge  der  Zeit  mit  Gottes  Hülfe  gereichen  wird  und  ein 
jedes  Gemeindeglied  nichts  Merkliches  aus  seinem  Beutel 
kostet,  nämlich: 

Da  zur  Zeit  der  Verehelichung  jeder  Jungmann,  der 
eine  Jungfrau  oder  Wittwe  heirathet,  so  wie  jeder  Wittwer. 
der  eine  Jungfrau  oder  Wittwe  heirathet*),  verpflichtet  ist, 
den  Zehnten  von  seiner  Mitgift  auszutheilen  (nämlich  an 
Arme),  so  soll  vor  der  Hochzeit  entrichtet  werden  der  fünfte 
Theil,  sage  ein  Fünftel  von  den  Zehnten  aus  dem  Betrage 
der  Mitgift  und  dieses  soll  von  den  Cassirern  festgestellt 
werden  zu  einem  Capitalfonds  für  das  Hospital.  Trifft  es 
sich  aber  dass  die  Hochzeit  von  Angehörigen  unserer  Ge- 
meinde auswärts  gefeiert  wird,  und  dann  wie  üblich  die  aus- 
wärts wohnenden  Brautväter  jedesmal  ein  Drittel  des  Zehnten 
(für  die  Armen  ihres  Orts)  nehmen;  dieses  Drittel  ist  frei 
von  der  Pflicht  sein  Theil  zum  Hospital  zu  geben.  So  auch 
wenn  das  Brautpaar  sich  an  auswärtigen  Plätzen  etabliren 
und  dann  üblicher massen  ebenfalls  ein  Drittel  des  Zehnten 
(wieder  für  ihre  neuen  Ortsarmen)  nehmen,  dieses  Drittel 
ist  ebenfalls  frei  wenn  die  Hochzeit  an  dem  fremden  Orte 
gefeiert  wird.  Hält  aber  das  Brautpaar,  welches  wirklich 
sich  auswärtig  etabHren  wird,  seine  Hochzeit  hieselbst,  so 
muss  von  dem  Antheil  des  Brautpaars  ebenfalls  der  fünfte 
Theil  wie  oben  an  die  Cassirer  entrichtet  werden. 


Zu  bemerken  ist ,  dass  diese  Abgabe  vom  ersten  Anfang 
an  nicht  für  den  bezeichneten  Zweck  separat  angesammelt  wurde. 
Vermuthlich   erlaubten  es   die  Zeiten   nicht,    oder    man    machte 


*)  Dass  man  auch  ein  Frauenzimmer  heirathen  könne,  das 
weder  Jungfrau  noch  Wittwe  ist,  scheint  von  den  guten  Leuten 
nicht  beachtet  worden  zu  sein. 


47 

bald  die  Erfahrung,  dass  der  Ertrag  lange  nicht  an  die  laufenden 
Kosten  des  zwanzig  Jahre  früher  erbaueten  Hospitals  reichte: 
genug  das  Geld  ward  ohne  Weiteres  zm*  laufenden  Hospital- 
Casse  genommen,  wie  die  alten  Cassabücher  beweisen. 

Ausser  dieser,  nach  der  dargelegten  Ansicht  gar  nicht  als  ^*<^*" 
Belastung  betrachteten  Auflage  wurde  noch  von  den  Mitgiften 
die  in  allen  deutsch -jüdischen  Gemeinden  bekannte  Abgabe 
Rachasch  (gebildet  aus  den  Anfangsbuchstaben  der  Worte  Rab, 
Chasan,  Schamasch,  d.  i.  Rabbiner,  Vorsänger,  Küster)  vor  jeder 
Copulation  zu  Gunsten  dieser  überhaupt  meist  auf  Sportein  an- 
gewiesenen Beamten  bezahlt  mit  26  Schillingen  von  jedem  Hun- 
dert Thalem,  welche  unter  diese  Beamten  mit  10,  9  und  7  ß 
vertheüt  wurden. 

Hakdama,  Eintrittsgeld  —  in  der  eigentlich  Hamburgischen  Hakdi 
Gremeinde  nach   Classen   zu  3,  6  und  12  Thalern,   in   der   Alto-- 
naischen    mit   36    Schillingen    —    ward   von    den   verheiratheten 
Männern  ein  Jahr  nach   ihrer  Yerheirathung   entrichtet   als   Re- 
cognition  für  einige  kirchliche,  nur  Familienvätern  vorbehaltene 
Beneflcien. 

Eine  fernere  bedeutende  indireote  Steuer  lastete  auf  dem  Fiele 
ritualgemäss  (koscher)  geschlachteten  Fleisch  mit  21  Schillingen 
von  jedem  Ochsenviertel.  Hiervon  wurden  die  Schächter  und 
Aufseher  dieses  im  jüdischen  Ceremonialwesen  überaus  wichtigen 
und  schwierigen  Geschäfts  besoldet  und  der  Rest  floss  in  die 
Gemeinde-Casse.  Es  war  nämlich  vermöge  der  Zunftgesetze  den 
Juden  in  Hamburg  verboten,  das  Vieh  für  eigene  Rechnung  ab- 
schlachten zu  lassen,  vielmehr  kaufte  der  jüdische  Knochenhauer 
das  Vorderviertel  von  dem  zünftigen  christlichen,  welcher  dann 
das  Thier  durch  den  jüdischen  Schächter  ritualgemäss  abschlachten 
liess  und  das  Hinterviertel,  von  dem  die  orthodoxen  Juden  nicht 
essen,  zurückbehielt.  Schächter,  (Schochetim)  als  direct  zum  Sch&c: 
Cultuswesen  gehörige  Personen,  und  Knochenhauer  oder  Aus- 
hacker (Kazabim)  stehen  unter  genauer  religiöser  Aufsicht:  erstere  Fieis 
werden  von  den  Gemeinden  besoldet  und  letztere  erhalten  ihre  Stellen 
—  Schlachterblöcke  —  von  der  Gemeinde  auf  Lebenszeit  lehens  weise. 
Beide  haben  beim   Antritt  nach    bestandenem    Examen  schwere 
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Diensteide  zu  leisten,  und  zuvor  musste  auch  der  Consens  der 
portugiesischen  Gemeinde  eingeholt  werden. 

^  

Koscherwein.  Noch  Waren  einige   kleine   Abgaben   auf  Beerdigungsfalle, 

auf  den  Verkauf  von  Kos  eher  wein  und  Käse  gelegt. 

^steiiwi*"  Ferner  gehören  hierher  die  Miethen  der  Synagogenstellen, 

so  wie  die  regulairen  und  freiwilligen  Fest-  und  sonstigen  Spenden 
Sodann  als   eine   ganz   abgesonderte  Verwaltung    die    Gasse    für 
Terra Sancta-^ig  Armen  in  Palästina,   deren  Einkünfte  theils  aus  bestimmten 

Armencasse. 

Fest  spenden  (am  Purim  />  Sekel,  zu  2  />  Schilling  angenommen, 
für  jeden  Erwachsenen,  an  den  drei  ordentlichen  Festtagen  das 
Todtenfeiergeld  Matnat  Yad),  theils  aus  freiwilligen  Opfergaben 
und  Vermächtnissen  bestehen.  Die  Beträge  wurden  den  von 
Zeit  zu  Zeit  eintreffenden  Boten  der  vier  Gemeinden:  Jerusalem, 
Chebron,  Zefad  und  Tiberias,  nebst  einem  Geschenke  für  den 
Boten  selbst  eingehändigt. 

Gemeinde-  Eingeborene,  Söhne  sowohl  als  Töchter  aus  der  Gemeinde, 

recht 

und    die  einheirathenden  Ehemänner   der   letzteren  besassen  das 
Abfltam-   Gemeinderecht  ohne  alle  weitere  Kosten.  Die  Aufnahme  von  Fremden 
Anrecht    geschah,  insofem  es  Abkömmlinge  von  Gemeindegliedern  waren, 
(Cheekat  ha  duroh  Nachzahlung  einer  Steuer  seit  dem  Austritt  oder  Tode  des  Vor- 
fahren, auf  den  sie  den  Anspruch   (Cheskat  ha  Kehilla)  begrün- 
Aufaahme.  ^eten ;  waren  sie  das  nicht,  so  wurde  über  ihre  Aufnahme  durch 
ein  Comite  von  drei  Aeltesten,    drei   Neben- Aeltesten   und  neun 
durchs  Loos  designirten  Hausvätern   entschieden   und   eine   Ein- 
Auflw&rtige  kaufssumme   stipulirt.     Doch   hatte    die   Gemeinde    (Statut  131) 
'  eine   Anzahl   auswärts   domicilirter    Mitglieder,    nämlich    Einge- 
borene, die  weggezogen  waren  oder  weggeheirathet  hatten :  diese 
konnten  sich  für  einen  kleinen  jährlichen  Beitrag  das  Gemeinde- 
recht    erhalten      und     jederzeit     ohne     Weiteres     wieder      ein- 
Beamte,  treten.     Der    Rabbiner,    die    Vorsänger,    Küster    etc.    erwarben 
durch    ihre    Anstellung    die    Mitgliedschaft    für    sich    und    ihre 
Kinder  nicht,  ähnlich  wie  die  angestellten  Pastoren,  Professoren 
etc.  in  Hamburg  dadurch  noch  keine  Bürger  sind ,  ebensowenig  wie 
hier  die  Klausrabbiner,  Haus-  und  Schullehrer.    Wer  auswanderte 
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hatte  fanf  pro  Cent,  und  blieb  er  der  Gemeinde  verwandt,  zwei  AbaugrsgeW 
pro  Cent  Abzugsgeld  (Statut  117)  zu  zahlen.     Ebenso  bezahlten 
ausgehende  Erbgelder  fünf  pro  Cent,  und  zwei  pro  Cent,  wenn  KrbKeiaer. 
die  Erben  im  Gemeindenexus  blieben. 

Zwang  zur  Beitreibung  der  Gemeindesteuern   durfte  nicht  Kxecutiuu. 
angewandt  werden  (Statut  126),  bevor  die  sämmtlichen  Mitglieder 
der  Verwaltung   ihre  eigenen  Abgaben  völlig  entrichtet  hatten. 

Die  vielen  heimathlosen  und  vagirenden  Juden  waren  bis    Sabbats- 

Qäste. 

in  die  neueste  Zeit  eine  grosse  Last  der  Gemeinden.  Sie  kamen 
in  der  Regel  am  Donnerstag  und  Freitag,  so  wie  an  den  Fest- 
Rüsttagen  an  und  erhielten  Billete,  gleichsam  Einquartierungs- 
zettel zur  Sabbathsmahlzeit  bei  den  Familien  nach  der  Reihe, 
(Statut  136  etc.)  und  jede  Familie  war  zur  Aufnahme  der  ihr 
zugewiesenen  Gäste  gehalten.  Die  Sitte  brachte  es  mit  sich, 
diese  Gäste  mit  an  den  eigenen  Tisch  zu  nehmen,  und  fahrende 
Theologen  waren  in  den  altfränkischen  Häusern  sehr  willkommen. 
In  vorigen  Jahrhunderten  ward  durch  diese  Leute  eine  Art 
persönlicher  Verbindung  zwischen  entfernten  Judengemeinden 
erhalten,  und  obgleich  im  jüdisch-deutschen  Jargon  (Idiom)  das 
Wort  «Gast*  synonym  war  mit  «Lump,  Vagabund»,  so  war  es 
auch  Veranlassung  zu  den  Sprüchwörtern: 

«Durch  Gäste  und  durch  Gesinder 
Verheirathet  man  seine  Kinder> 

und 
«Gast  auf  die  Weile 
Sieht  auf  die  Meile». 
Das  Ehestiften    war   überhaupt   ein   ziemlich    einträgliches      ^^^' 

Mäkler. 

Brot,  da  wie  bei  den  französischen  Edelleuten  und  Bauern  die 
Mitgaben  in  der  Regel  veraccordirt  wurden,  ehe  die  jungen 
Leute  sich  auf  «der  Besicht»  kenhen  lernten.  Die  Provision 
betrug  gesetzlich  (Statut  159)  ein  pro  Cent  von  jeder  Seite, 
wenn  beide  Partheien  in  derselben  Stadt,  und  doppelt  so  viel, 
wenn  sie  in  verschiedenen  Städten  wohnten. 

Unter  den  mancherlei  Verfügungen  zu  Gunsten  der  Armen  verwandte 

Arme. 

finden  wir  auch  die,  dass  die  Gemeinde  wohlhabende  Leute 
zwingen  konnte,   ihren    Verwandten   —   nicht  blos   Ascendenten 
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und  Descendenten,  denn  das  lag  ausser  der  Frage  —  eine  ange- 
messene   regelmässige    Unterstützung    und    einen    Zuschuss    bei 
Ausstattung  ihrer  Töchter  zukommen  zu  lassen. 
Verbrecher.  Auf    begangene    infamirende    Verbrechen    stand    zugleich 

Ausstossung    ans   der    Gemeinde   und    Vertreibung   aus  der  Um- 
gegend. Dieses ,  so  wie  eine  Anzahl  anderweitiger,  jedes  öffentliche 
Auftreten  einengenden  Statuten  ist  ebenfalls  Frucht  der  auf  den 
Juden  lastenden  Solidarität. 
Statuten-  Das   Statuteubuch    der   Gemeinde  «Ä.ltona   und  Hamburg» 

besteht  aus  einer  handschriftlichen  Sammlung  von  222  Statuten 
in  guter  ebräischer  Sprache  mit  deutscher  üebersetzung.  Das 
Original  ist  abgefasst  1726,  die  Üebersetzung  1791 — 1792  und 
die  im  Hamburger  Gemeindearchiv  befindliche  Abschrift  ist  nach 
älteren  Exemplaren  1827  verfertigt*).  **) 


buch. 


*)  Eine  andere  Abschrift  dieser  Gemeindestatuten  (Tekanoth 
ha  Kehilla),  beglaubigt  von  den  Aeltesten,  ist  deponirt  bei  dem 
Holsteinischen  Oberappellationsgerichte. 

*♦)  Hieher  gehört  noch,  als  einer  der  spätesten  statutarischen 
Zusätze  das  folgende 

Publicatum  in  sämmtlichen  Synagogen 

der  Altonaischen  Gemeinde  in  Altona  und  Hamburg 

Donnerstag  19.  Siwau  5560 

(12.  Juni  1800). 

Im  Namen  des  Gemeindevorstandes,  Aeltesten  und  Nebenältesten 
wird  hiemit  bekannt  gemacht,  dass  in  Betreff  der  bevorstehenden 
Vorsteherwahl ,  nämlich  von  Aeltesten,  Nebenältesten,  Cassirer  und 
Armenpfleger,  Folgendes  in  der  Versammlung  der  17-Männer  unter 
Zuziehung  des  ehrw.  Herrn  Oberrabbiners  am  Sonntag  den  15.  d.  M. 
beschlossen  worden  ist: 

1)  Ist  statt  des  bisher  gewöhnlichen  Strafgeldes  von  40  Thlr., 
welches  auf  einen  Jeden,  der  die  Erwählung  zum  Aeltesten,  Neben- 
ältesten oder  Cassirer  und  Armenpfleger  nicht  annehmen  will,  gesetzt 
war ,  bei  der  nächsten  Wahl  (und  weiter)  solches  Strafgeld  auf 
1000  Mark  Courant  festgesetzt.  Und  für  einen  Wahlmann,  welcher 
nicht  erscheint,  in  allen  Fällen,  wo  nach  den  Statuten  eine  Geldbusse 
Statt  findet,  an  der  Stelle  von  10  Thlr.  nunmehr  50  Thlr.  Courant 
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In^  Betreff  der    «Hamburgischen    Gemeinde»    können    wir     ^*™ 

bnrgiK 

kürzer  sein,    auch   ist   keine   Statutensammlung   im   Archiv  vor-  Gemein 
banden,  obgleich  in  den  alten  Sitzungsprotokollcn  die  Abfassung 
derselben  mehrfach  beschlossen  ist.     Drei  Aelteste ,  wie  in  allen  Verfasw 

deraelb 

Gremeinden  mit  monatlich  wechselndem  Vorsitz,  drei  Nebenälteste 
(Manhigim)  —  aber  weder  Beisitzer  (Ikurim)  noch  Schätzungs- 
manner  (Samaim)  —  drei  Cassirer  und  eine  Anzahl  Verwalter 
(Gabbaim)  bildeten  hier  die  Verwaltung.  Doch  waren  Gemeinde- 
Regiment  und  Finanzen  so  sehr  aus  den  Fugen  gewichen,  dass 
im  Sommer  1808,  auf  Anforderung  der  Aeltesten  selbst,  eine 
Revisions-Commission  von  fünf  Personen  mit  ausgedehnter  Voll-  ^^viiic 

CommiS; 

macht  durch  ein  Fünfzehn-Männer-Comite  gewählt  und  eingesetzt  yon  is 
worden  war. 

Unter   den  derselben   vorgelebten    Documenten  findet  sich    ^^^«^ 
das  folgende  Einnahme-Budget: 


bestimmt  worden.  Aueh  soll  von  jetzt  an  ein  Jeder ,  welcher  sich 
weigert,  eines  von  denjenigen  Aemtern  zu  übernehmen,  zu  welchen 
die  Ernennung  dem  Gemeindevorstande  zusteht ,  ohne  Nachsicht 
ebeDmässig  50  Thlr.  Strafe  bezahlen. 

2)  Werden  auch  bei  dieser  nächsten  Wahl  alle  diejenigen 
Gemeindeglieder,  welche  bis  heute  wegen  Nichtannahme  der  Aemter 
eines  Aeltesten,  Nebenältesten  oder  Cassirers  Strafgelder  gezahlt 
haben,  wenn  auch  ein  solcher  zu  keiner  Zeit  ein  Gemeinde- Amt  bekleidet 
hat,  auf  den  Aeltesten- Wahlaufsatz  gestellt  werden  (NB.  es  waren 
eigentlich  nur  solche  Männer  wählbar,  die  bereits  subalterne  Aemter 
bekleidet  hatten)  mithin  zu    solchem  Amte  gewählt  werden  können. 

3)  Wenn  Jemand  in  unserer  Gemeinde  zu  einem  Amte  gewählt 
wird,  derselbe  aber  das  Alter  von  70  Jahren  bereits  erreicht  oder 
überschritten  hat  und  die  Wahl  nicht  annehmen  will,  derselbe  von 
allen  und  jeder  Geldbusse  befreit  sein  soll. 

üebrigens  verbleiben  alle  Statuten  und  Stipulationen,  welche 
hinsichtlich  der  Aemter -Wahlen  in  unserer  Gemeinde  bestehen,  in 
voller  Kraft  und  Geltung  nach  der  hergebrachten  Ordnung  ohne 
die  mindeste  Veränderung,  wonach  sich  zu  richten. 

4* 
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Ordentliche      Vermögenssteuer      von 

144    Contribuenten    von     einer 

Totalsumme  v.  Crt.#  1,519,500 

zu  V*  pro  Cent Court.#  11,396»     4  ß 

Bewilligte  Zulage  V*  pro  Cent  .  .  «  3,798.  12  * 
Familiensteuer  derselben  144  Contri- 
buenten                 <  2,310.  —  « 

Des  gleichen    von    40    Familien ,     die 

keine    Vermögenssteuer    zahlen  «  730.     8  « 

Abgabe  für  Osterbrot  und   Torf  für 

die  Armen «  1,827.     4  « 

Zinsen  belegter   Capitalien    (Häuser- 

miethe) <  3,230.  —  < 

Total  für  ein  einfaches  Jahr     .     .     .      Court. J^  23,292.  12/3 

Für  ein  jüdisches  Schaltjahr  von 
dreizehn  Monaten  kommt  Vis 
Steuern  hinzu Court. #     1,520.  —  ß 

Court.^  24,812.  12  ß 

Dies  sind  die  festen  Einnahmen ;  die  wandelbaren  indirecten, 
im  Wesentlichen  dieselben  wie  bei  der  Altonaischen  Gemeinde, 
erscheinen  hier  gar  nicht,  der  Bericht  der  Revisions-Commission 
giebt  jedoch  die  jährliche  Unterbilanz  zu  circa  Sieben  Tausend 
Mark  Courant  an,  was  mit  der  aus  den  Cassabüchern  hervor- 
gehenden Ausgabe   von  Vierunddreissig  Tausend  Mark*)   über- 


*)  Diese  Ausgabe  vertheilt  sich  wie  folgt: 

Armenwesen  inclusive  Beerdigungen  ca.  Court.#  10,839 

Kranken  wesen «  «  4,505 

Osterbrot  für  die  Armen      .     .     ,     .    «  «  3.693 

Cultus-Ausgaben «  «  1,246 

Salarien   für  Cultus  und  Verwaltung    «  «  4,690 

Schoss-Abgabe «  «  2,246 

Zinsen «  «  4,417 

Talmud-Toraschule «  «  2,600 


Total  Court.#  34,236  circa. 


• 
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einkommt,    eine   enorme   Summe   bei   der    schwachen    Zahl    von 
Contribuenten. 

Dabei  ist  zu  bemerken,    dass  die  Aufklärung  der  Neuzeit-^'^'^^^^* 
in  dieser  Gemeinde  am  frühesten   Wurzel   gefasst    und    das    alt- 
jüdische Leben  aufgelockert  hatte ;  auch  wendete  sie  am  Meisten    '^'^'™ 

Tor 

auf  ihre  Talmud-Toraschule  und  fing  an  sie  zu  verbessern. 

Die  Armenpflege  ward   ebenfalls   1808   neu  organisirt  und^"»«^r 
die    Austheilung    der    säiiimtlichen    Armengelder    einem    Ober- 
Armenverpfleger  anvertraut  worden. 

Die  Revisions-Commission    arbeitete    mit    grossem    Erfolg,  Re^iai. 
und  in  jeder  Sitzung   erschienen  wohlhabende   Gemeindeglieder, 
um  trotz  der   schweren  Kriegeszeit   freiwillig   ihr   Steuercapital 
zu  erhöhen.      Diese  Sitzungen   wurden    bis  in   den  März    1812 
fortgesetzt. 

Was  die  Wandsbecker  Gemeinde  betrifft,  so  ist  aus  demWandsb 
Mangel  von  Urkunden  und  Protokollen  auf  ein  schwach  ent- 
wickeltes Gemeindeleben  zu  schliessen,  woran  die  geringe  Seelen- 
zahl, die  wenigen  vermögenden  und  unterrichteten  Mitglieder 
und  die  Association  mit  der  Halbgemeinde  (Yischub,  Nieder- 
lassung) in  Wandsbeck  Schuld  sein  mag.  Verfassung  und  Ab- 
gaben waren  im  Wesentlichen  dieselben  wie  die  der  anderen 
Gemeinden :  die  Conto-  und  Cassenbücher  sind  erst  in  den  letzten 
Jabren  ordnungsmässig  geführt. 

Es   sind  nun  noch   einige   der  intercommunalen    Statuten  interc. 
(Tekanot  de  Schalosch  Kehillot)  zu  erwähnen.     Diese,  gewöhnlich  pui^y, 
in  Folge  vorgefallener  Streitigkeiten  von   dem   Rabbi natsgericht 
in  Altona  compromissorisch  geordnet,  betrafen  neben  dem  Geld- 
Contingent  jeder   Gemeiinde  für  das  Rabbinat  etc.   zumeist   die 
Zulassung  fremder  Ansiedler,    deren    Aufnahme    als  Mitglieder 
jeder  Gemeinde  in  turno  zustand,   während   die   blos  als  «Bei- 
sitzer*   oder   «angesessene   Fremde»   Zugelassenen   ohne   weitere 
Anrechte  zur  «Drei-Gemeinden-Casse>  steuerten.  Ferner  die  Ver-      ^'®' 
pflegung  armer  oder  kranker  Durchreisender  und  ihre  Beerdigung,     cass 
so  wie  die  der  fremden  Hauslehrer,  Handlungsdiener,  Handwerks- 
und  Fabrikgehülfen  und   Dienstboten ;  und  endlich   die  Unter- 
drückung   der   Privat-Betstuben   (Minjanim).      Letzterer    Punkt  Betatqi 
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scheint  neben  der  Kleiderordnung  zu  den  am  wenigsten  befolgten 
Gesetzen  zu  gehören,  dafür  zeugt  deren  häufige  Erneuerung* 
Bei  Verheirathungen  zwischen  Mitgliedern  verschiedener  Ge- 
meinden folgte  die  Frau  immer  dem  Manne  in  die  seinige 
(intercomm.  Statut  14  de  Anno  1717). 
Ober-  Zu  dem  Gehalte  des  Oberrabbiners  zahlte 

die  Altonaer  Gemeinde     V», 
die  Hamburger      «  V*? 

die  Wandsbecker  «  V» 

(ibid.  Statut  12  de  Anno  1713). 
Fremden-  Das   ganze   Fremdenwesen  in   Hamburg  war   dreien  Com- 

ommiBs on     .gg^^^^    (Memunnim),   einem  von  jeder  Gemeinde,   anvertraut. 

Mit  der  Portugiesischen  Gemeinde  bestanden  mehrere  Sti- 

Portu- 

giesieche    pulationen,    sowohl    in    Bezug   auf  Fremde  etc.,  als  auf  Privat- 
Gemeinde.  Verhältnisse.      Eine   Uebereinkunft  dieser   Art  vom  Jahre    1718 

Stipulationen 

mit       verbietet   bei   schweren    Geld-  und  Bannstrafen  den  Mitgliedern 
derselben,  gämmtlicher   Gemeinden,   einander   die  Wohnhäuser    (und  später 
sogar  die  Dienstboten)  heimlich  auszumiethen  (ibid.  pag.   15). 

Eine  Uebereinkunft  dieser  Art  vom  28.  Nisan  5429  (1669), 
Fremde,  Schächterei,  Synagogenstellen  etc.  betreJßFend,  beginnt 
mit  den  historisch  nicht  unerheblichen  Worten: 

«Da.  die  Portugiesische  Gemeinde  seit  sehr  langer  Zeit 
hier  in  Hambui'g  das  Wohnrecht  hat,  und  wegen  der  Gunst, 
die  sie  uns  erzeigt,  theils  indem  sie  uns  hier  Wohnung  ge- 
geben, theils  indem  sie  sich  unsertwillen  bei  der  Regierung 
verwendet,  theils  auch  in  anderen  Hinsichten  Fürsprache  für 

uns  gethan  hat  etc ,  so  verpflichten  wir  uns,  ihnen 

das  Wohnrecht  in  Altona  zu  verschaffen  und  zu  erhalten  und 
auch  ihrentwillen  bei  den  Regierungsbeamten  in  Altona  zu 
intercediren.» 

Dass  die  Portugiesische  Gemeinde  V*  des  Reinertrags  der 
Fleischabgaben  erhielt  und  etwa  dagegen  auf  die  Anstellung  von 
eigenen  Schächtern  verzichtete,  ist  vermuthlich  in  einem  solchen 
Vertrag  niedergelegt  gewesen,  der  aber  nicht  zu  finden  ist. 
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Der  öffentliche    Cultus   sämmtlicher    deutschen  Gremeinden  Poioi»ci 

Mlnha, 

ging  von  ihrer  ersten  Begründung  an,  wie  der  fast  aller  nord- 
elbischen  Gemeinden,  nach  der  sogenannten  Polnischen  Agende 
(Minhag)  mit  Ausnahme  der  Copulationsceremonien ,  welche  hier^^P"'*^* 

ccrenion 

immer  einfach  waren. 

In  der  Liturgie  hatte  jede  Synagoge  einige  unbedeutende  Liturgie 
Eigenthümlichkeiten  z.  B.  bei  Einschaltung  und  Vertheilung  des 
Waisen-Kaddisch ,    beim  Recitiren   einiger  Festgebete  u.  dgl.  m. 
In  der  grossen  Synagoge  (Eibstrasse)  war  gleichzeitig  mit  ihrer 
Einweihung  eine  feste  Anordnung   für   die   freiwilligen   Fasttage  . 
in  den  acht  Winterwochen  jedes  Schaltjahrs  eingeführt  und  durch  Sc*»a>Uai 

TT  •  n    T  •  •  •  fasten 

ein  besonderes  Legat   eine   Stiftung   für   die   ständigen    Vigilien 
(Schomer  la  boker)  als  Zeugniss  besonderer  Religiosität  begründet,   ^»ß*'**^ 
In  der  Hamburger  Synagoge  (Steinweg)  ward  zum  Gedächtniss  des 
gefahrlichen,  unter  dem  Namen  «des  Henkeltöpfchens»  bekannten 
Juden-Tumults*)  von  1730  jährlich  ein  halber  Fasttag  gehalten  töpfche 
und  das  Psalmbuch  durchrecitirt.  "™" 

In  diesen  Formen,  in  denen  sich  die  Einwirkung  des  Ham-  ^®^'*  ^ 

Gemcind 

burgisch  republikanischen  Geistes  nicht  verkennen  lässt,  bewegte 
sich  das  Leben  dieser  Gemeinden  in  fortwährender  innerer  Ent- 
wicklung bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1810.  Da  findet  sich 
kein  Uebergewicht  einzelner  Persönlichkeiten ;  eine  freudige  Theil- 
nahme  Aller  an  dem  Gedeihen  des  Ganzen  herrschte  und  mit 
Selbstbewusstsein,  aber  auch  mit  Vertrauen  ordnete  sich  Jeder 
den  gesetzlichen  Organen  unter,  wenn  freilich  auch  gleich  das 
altfranzösische  Recht  des  Verurtheilten ,  seinen  Richtern  den 
ganzen  ersten  Tag  fluchen  zu  dürfen,  auch  in  diesem  Kreise 
nicht  unbenutzt  blieb.  Die  gesetzliche  Existenz  war  gesichert, 
das  Niederlassungsrecht  wie  vom  Staate  auch  von  den  Gemeinden 
nicht    über    die    Nothwehr    hinaus    beschränkt.     Die    Gemeinde- 


*)  Ein  Chrif  tenknabe  mit  einem  Henkeltopf  am  Arm  sollte  in 
ein  Judenhaus,  Ecke  der  Schlachter-  und  Elbstrasse,  gegangen  und 
nicht  wieder  herausgekommen  sein.  Der  Kravall  dauerte  acht  Tage, 
obgleich  das  Kind  schon  am  ersten  wieder  erschien. 
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vorstände  hatten  nicht  um  die  Gnade  einzelner  Machthaber  zu 
buhlen,  desshalb  war  auch  der  beständige  Reflex  der  Kriecherei 
vor  Oberen,  die  kleine  Tyrannei  gegen  die  Niederen  nicht  zu 
finden,  kein  Gelehrter  und  kein  Millionair  übte  einen  besonderen 
Einfluss  aus.  Dagegen  wur  der  Begriff  der  Respectabilität  in 
seiner  kaufmännischen  Auflassung  Alles  in  Allem. 

Es  ist  schon  öfter  bemerkt  worden,  dass  die  Juden  Ham- 
burgs zu  keiner  Zeit  einen,  ihnen  ganz  eigenthümlichen  Geschäfts- 
bezirk bildeten ;  das  Wort  «zum  Juden  gehen»  in  seiner  gewöhn- 
lichen Bedeutung  kam  hier  nie  vor,  und  so  war  auch  das  ver- 
schmitzte Wesen,  das  den  Juden  einiger  Theile  von  Deutschland 
früher  charakterisirte,  hier  nicht  häufig  zu  finden.  Selbst  im 
Hausirhandel,  im  Strassentrödel,  im  Pfänderleihen  hatte  hier  der 
Jude  zu  jeder  Zeit  chi'istliche  Collegen.  Der  Zinswucher ,  als 
eigentliches  Geschäft  kam  wenig  vor,  und  was  den  Grosshandel 
anbelangt,  so  war  es  wohl  besonders  wegen  des  beschränkten 
Wohnrechts  der  Fall,  dass  die  Juden  an  dem  eigentlichen  See- 
handel —  der  übrigens  1810  ganz  unterbrochen  war  —  weniger 
Theil  nahmen,  als  an  dem  inländischen  und  Messhandel  und  an 
dem  Geld-  und^^ Wechselgeschäft  nebst  der  damit  verbundenen 
Mäkelei;  allein  bei  Weitem  nicht  in  dem  Grade,  um  irgend  eine 
Art  von  corporativem  Einfluss  auf  die  Börse  zu  üben.  Das  all- 
gemeine Vertrauen  fehlte  den  jüdischen  Kaufleuten  und  Mäklern 
durchaus  nie  und  wenn  es  auf  gegenseitige  Hülfe  von  Geschäfts- 
leuten ankam,  so  sind  die  Beispiele,  wo  Christen  den  Juden 
unter  die  Arme  griffen,  wohl  noch  zahlreicher,  als  die  umge- 
kehrten Fälle. 

Was  aber  die  jüdischen  Aerzte  anbelangt  —  und  schon 
unter  den  zuerst  eingewanderten  Portugiesen  befanden  sich 
solche  —  so  hat  sich  ihnen  die  Volnsgunst  hier  wie  überall  von 
jeher  in  einem  hohen  Grade  zugewandt. 

Die  Gemeindelasten  waren,  wie  wir  gesehen  haben,  sehr 
gross  und  ans  Ansammeln  eines  Gemeindevermögens  war  nicht 
zu  denken,  vielmehr  waren  alle  drei  Gemeinden  schwer  verschuldet, 
so  dass  die  Zinsenlast  schon  einen  bedeutenden  Theil  der  jähr- 
lichen Ausgabe  bildete,  wodurch  dann  dem  ferneren  Aufschwung 
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ein  schweres  Hinderniss  in  den  Weg  gelegt  war ,  das  nur  in 
dem  wachsenden  Wohlstande  der  Mitglieder,  den  man  vornehmlich 
durch  die  bessere  Erziehung  erwartete,  seiner  Beseitigung  ent- 
gegen sah. 

Wir  unterlassen  es,    weil   es   keine  besondere   Eigenthüm- 
lichkeit  gerade  dieser  Judengemeinden  ist,   auf  den  Einfluss  der 
bis  dahin  noch  wenig  geschwächten  Religiosität  hinzuweisen,  die 
bei    den    früheren  Juden  auch  die    speciellsten   Beziehungen  des 
,  Lebens  durchdrang ;    und    bemerken   blos ,    dass   sie    nicht  allein 
den  Vermögenden  alle  Leistungen  in  naiver  Hingebung  darbringen 
hiess,  sondern  auch  dem  Unvermögenden  das  ßewusstsein  seiner 
Persönlichkeit  und  ihrer  Berechtigung  nicht  raubte.     Wie  jenem 
das  Geben,  erschien  ihm  da,  wo  die  eigene  Kraft  nicht  ausreichte, 
das  Empfangen  als  etwas  Natürliches,  Selbstverständliches,    das 
weder  den  Einen  erniedrigt,  noch  den  Anderen  erhebt.     Zu  einer 
solchen  Anschauung  trugen  freilich    auch  die  alten  Formen  des 
jüdischen  Cultus,  wo  auch  das  geringste  Individuum  sich  nicht 
in  der  Masse  verliert,  sondern  zu  Zeiten  gleich  dem  Vornehmsten 
als  Person  hervortritt,  in  unauslöschlicher  Kraft  das  Meiste  bei. 
Dass    indess    das    fortdauernde    Zusammenleben    eines   be- 
schränkten Kreises  eine   unschöne  Eigenthümlichkeit  in  Sprache 
und  Manieren  erzeugte,   die  sich,   selbst   nachdem   den  Nackten 
die  Augen  aufgegangen  waren,  um  so  langsamer  bekämpfen  Hess, 
als  seltener  die  Furcht  vor  Anstoss  nach  Aussen  mitredete;  das 
ist  noch  auf  Jahrzehende  hinaus  unverkennbar.     Geschehen  war 
indess  in  den  wohlhabenden  Klassen  Vieles,  ja  häufig  zu  viel  für 
den    schwachen    Faden    ihrer    Einwirkung    auf  die  Masse;    und 
täglich  feierte  der  Geist  der  Verbrüderung  mit  der  umgebenden 
Welt  über  den  Geist  der  Isolirung  neue  Siege. 


1811. 

JJevor  wir  unsern  Bericht  über  die  Einführung  der  französischen 
Gresetze  eröffnen ,  wird  es  nöthig  sein ,  diese ,  die  sonst  nur  an 
verschiedenen  Stellen  zerstreut  zu  finden  sind,  selbst  anzuführen, 
weil  gegenüber  dem  Inhalt  der  vorigen  Abtheilung  nur  auf  diese 
Weise  die  eingetretene  Veränderung  veranschaulicht  und  ein 
Begriff  gewonnen  werden  kann  von  dem  gewaltsamen,  ja  betäu- 
benden Ruck,  der  so  plötzlich  die  Juden  Hamburgs  in  eine  neue 
Welt  hineinschleuderte.  Diese  Gesetze,  gegründet  auf  die  in 
allen  französischen  Constitutionen  vom  Beginn  der  Revolution 
an  ausgesprochene  gleiche  bürgerliche  und  politische  Berechtigung 
der  Genossen  aller  Religionen,  gingen  von  den  hier  folgenden 
Sanhedrin  Erklärungen  der  grossen  Pariser  jüdischen  Versammlung,  San- 
hedrin  genannt,  vom  Juli  1806  aus,  die  diese  auf  zwölf  von  der 
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Regierung  vorgelegte  Fragen  abgegeben  hatte; 


Zwölf  1. 

*^*'°'  Ist  es  den  Juden  erlaubt,  mehr  als  eine  Frau  zu  nehmen? 

Antwort:  Nein;  zwar  verbietet  es  Moses  nicht  aus- 
drücklich und  im  Orient  ist  es  daher  nicht  ganz  ungewöhnlich. 
Aber  in  den  Abendländern  hat  die  europäische  Sitte  auch  bei 
den  Juden  solche  Gültigkeit  erhalten,  dass  eine  Versammlung 
von  Rabbinern,  welche  im  11 .  Jahrhundert  in  Worms  gehalten 
worden,  alle  Juden,  welche  mehr  als  eine  Frau  nehmen,  mit 
dem  Bannflüche  belegt. 

2. 
Ist  nach  jüdischer  Religion  die  Scheidung  zulässig,  und 
ist    sie    gültig    gegen    den   Ausspruch   der   Gerichtshöfe   und 
gegen  die  Landesgesetze? 
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Antwort:  Die  Scheidung  ist  nach  dem  Gesetz  Mosis 
erlaubt,  aber  nicht  gültig  ohne  Ausspruch  der  Gerichte.  Vor 
der  Revolution,  als  die  Juden  nach  ihren  eigenen  Gesetzen 
lebten,  durften  sie  zwar  sich  eigenmächtig  von  ihren  Weibern 
trennen*),  haben  aber  selten  davon  Gebrauch  gemacht. 
Nachdem  sie  aber  die  Rechte  des  Bürgers  erlangt  und  dagegen 
ihren  besonderen  Richtern  entsagt  haben,  müssen  sie  die 
Staatsgesetze  für  verbindlich  erkennen. 

3. 
Kann  sich  eine  Christin  mit  einem  Juden  und  eine  Jüdin 
mit  einem  Christen  verheirathen,  oder  erlaubt  das  Gesetz  den 
Juden  nur  die  Ehe  mit  ihren  Glaubensgenossen? 

Antwort:  Das  Gesetz  verbietet  nur  namentlich  die 
Ehe  mit  den  sieben  Canaanitischen  Völkerschaften,  mit  den 
Ammonitern,  Moabitern  und  den  Egyptern.  Das  Verbot  be- 
zieht sich  lediglich  auf  Götzendiener  und  der  Talmud  erklärt 
ausdjpücklich,  dass  die  Christen  und  Mohammedaner  nicht 
dafür  gehalten  werden  können,  weil  sie,  gleich  den  Juden, 
den  einzigen  wahren  Gott  anbeten.  Doch  ist  die  Lehre  der 
Rabbiner  dagegen,  weil  zur  kirchlichen  Schliessung  der  Ehe 
gewisse  religiöse  Feierlichkeiten  gehören ,  welche  nur  die 
Glaubensgenossen  verbinden  können.  Eine  solche  Ehe  würde 
daher  von  den  Rabbinern  nicht  eingesegnet  werden  und  nur 
als  bürgerliche  Ehe  bestehen.  Die  Kirche,  welche  in  diesem 
Falle  ein  eheliches  Band  gar  nicht  anerkennt,  würde  auch 
bei  einer  willkührlichen  Auflösung  der  Verbindung  nichts  zu 
erinnern  haben,  doch  würde  der  jüdische  Theil  dadurch  nicht 
von  der  kirchlichen  Gemeinschaft  ausgeschlossen  werden. 

4. 
Sind  in   den   Augen   der  Juden  die   Franzosen  Brüder 
oder  Fremde? 


*)  Doch  seit  der  erwähnten  Wormser  Synode  nicht   ohne  Zu- 
stimmung der  Frau  vor  einem  Rabbinats-Collegium. 
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Antwort:  Die  Franzosen  sind  für  Brüder  und  nicht 
für  Fremde  zu  halten.  Die  mosaischen  Gesetze  und  der 
Talmud  gebieten  Bruderliebe  gegen  jeden  Ausländer,  welcher 
nur  die  noachidischen  Gebote  anerkennt. 

5. 

In  welchem  Verhältniss  stehen  dann  in  beiden  Fällen 
die  Juden  nach  ihrem  Gesetz  gegen  die  Franzosen,  welche 
nicht  ihres  Glaubens  sind? 

Antwort:  In  denselben  Verhältnissen,  wie  die  Juden 
unter  einander.  Da  die  Juden  heutzutage  keine  besondere 
Nation  mehr  ausmachen,  sondern  in  Frankreich  der  franzö- 
sischen Nation  einverleibt  sind,  welches  sie  als  eine  ma- 
terielle Erlösung  betrachten,  so  ist  es  unmöglich,  dass  ein  Jude 
einen  Franzosen  anders  behandle  als  einen  Glaubensgenossen. 

6. 

Betrachten  die  in  Frankreich  geborenen  und  als  fran- 
zösische Bürger  bshandelten  Juden  dasselbe  als  ihr  Vater- 
land? Sind  sie  schuldig,  dasselbe  zu  vertheidigen  und  seine 
Gesetze  zu  beobachten? 

Antwort:  Ja.  Jerem.  XXIX.  befahl  ihnen  sogar 
Babylon  als  ihr  Vaterland  anzusehen.  Die  Pflicht  der  Ver- 
theidigung  haben  mehrere  Juden  treulich  erfüllt  und  davon 
ehrenvolle  Anerkenntnisse  aufzuzeigen. 

7. 

Wer  ernennt  die  Rabbiner? 

Antwort:  '  Alles,  was  die  Ernennung  der  Rabbiner 
angeht,  ist  gegenwärtig  unbestimmt.  In  den  meisten  Orten 
werden  sie  von  den  Hausvätern  nach  Mehrheit  der  Stimmen 
gewählt. 

8. 

Welche  obrigkeitliche  Befugniss  in  Polizei-  und  Rechts- 
pflege haben  die  Rabbiner  unter  den  Juden? 

Antwort:  Die  Rabbiner  haben  gar  keine  Polizei- 
gewalt. In  den  mosaischen  Gesetzen  kommt  ihr  Name  gar 
nicht  vor.  Zur  Zeit  des  zweiten  Tempels  wurden  die  Juden 
durch   Sanhedrins   oder   Gerichtshöfe   regiert.     Zu   Jerusalem 
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hatte  das  grosse  Sanhedrin,  aus  71  Richtern  bestehend,  seinen 
Sitz.  In  den  Ortschaften  bestanden  Gerichte  von  drei  Mitgliedern, 
in  dem  Hauptorte  eine  Behörde  von  zweiundzwanzig  Richtern, 
das   kleine    Sanhedrin    genannt.      In    der    Mischna    und    im 
Talmud  kommt    der    Name    Rabbi   zum   erstenmal    vor    und 
bedeutet   einen    Lehrer  des   Rechts.      Nach    der   Zerstreuung 
bildeten  die   Juden   kleine   Gemeinden,    und   hie   und    da  er- 
theilte  ein  Rabbiner  mit  zwei  anderen  Rechtsgelehrten  Rechts- 
sprüche unter  dem  Namen  eines  Beth-Din  (Gerichtshaus).     All 
dieses    hing    von    dem   Willen    der   Landesregierung    ab.     In 
Frankreich   und   Italien  haben    diese    Rabbiner  -  Gerichte   seit 
der  Revolution   ganz   aufgehört,   und   die   Juden   haben   sfich 
ganz   den  bürgerlichen  Gesetzen   unterworfen.     Die  Amtsver- 
richtungen der  Rabbiner  sind  blos  darauf  beschränkt,  in  den 
Tempeln  die  Moral  zu  lehren,  die  Ehen  einzusegnen  und  die 
Scheidungen  auszusprechen.     Die  Ehen  kann  aber  auch  jeder 
andere  unterrichtete  Israelit  einsegnen. 

9. 
Ist   die    Art    der    Ernennung    der    Rabbiner    und    ihre 
obrigkeitliche  Gewalt  im  Gesetz  angeordnet,  oder  blos  durch 
den  Gebrauch? 

Antwort:  Alle  gerichtliche  oder  polizeiliche  Befug- 
nisse der  Rabbinen  so  wie  die  Art  ihrer  Ernennung  ist  lediglich 
Gewohnheitssache  und  im  Gesetz  darüber  nichts  bestimmt. 

10. 
Ist     den    Juden    irgend    eine     Handirung    von    ihrem 
Gesetz  untersagt? 

Antwort:  Keine,  im  Gegentheil  der  Talmud  sagt 
wörtlich :  «Der  Vater ,  welcher  sein  Kind  nicht  ein  Gewerbe 
lernen  lässt,  erzieht  es  zum  Räuberhandwerk.» 

11. 
Verbietet    den    Juden    ihr    Gesetz ,   von   ihren  Brüdern 
Wucherzinsen  zu  nehmen? 

Antwort:  Das  Gesetz  Mosis  verbietet  alle  Zinsen 
und  wird  missverstanden,  wenn  man  das  Verbot  blos  von 
wucherlichen  oder  gesetzwidrigen  Zinsen  deuten  will.     Moses 
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hatte  den  Zweck,  eine  gewisse  Gleichheit  des  Vermögens  in 
seinem  Volke  zu  erhalten  und  zu  verhindern,  dass  allzugrosser 
Keichthum  in  den  Händen  einzelner  Bürger  angehäuft  werde. 
Dahin  zweckte  auch  das  Sabbathjahr ,  welches  alle  Schuld- 
forderungen tilgte,  und  das  Jobeljahr,  in  welchem  alle  ver- 
kauften Grundstücke  wieder  an  ihren  alten  Eigenthümer 
zurückfielen.  Der  Talmud  erklärt  das  mosaische  Zinsenverbot 
nur  vom  Darleihen  an  unbegüterte  Leute,  nicht  von  Handels- 
capitalien.  Es  konnte  nur  bei  einem  armen  Volke  von  Land- 
bauern und  Hirten  anwendbar  sein,  und  seit  der  Zerstreuung 
haben  sich  die  Juden  dadurch  nicht  mehr  verbunden  erachtet. 

12. 

Verbietet  oder  erlaubt  das  Gesetz  den  Wucher  gegen 
Fremde  ? 

Antwort:  Das  Zinsen  verbot,  welches  nicht  auf  einem 
Grundsatze  des  Handels ,  sondern  der  Menschenliebe  und 
Wohlthätigkeit  beruht,  bezieht  sich  auf  die  Mitbürger  eines 
anderen  Glaubens  eben  so  gut,  als  auf  die  Juden  unter  ein- 
ander. Die  Erlaubniss ,  von  einem  Ausländer  Zinsen  zu 
nehmen,  ist  von  Bürgern  eines  fremden  Staats  zu  verstehen, 
mit  welchen  man  Handel  treibt,  und  enthält  keine  Erlaubniss 
zu  ungerechter  Bevor theilung  oder  Wucher.  Die  entgegen- 
stehende Lehre  des  Maimonides  ist  von  den  angesehensten 
Rabbiner  verworfen  worden.  Die  mit  der  bürgerlichen  Moral 
nicht  übereinstimmende  Meinung  eines  Gelehrten  kann  eben 
so  wenig  auf  Rechnung  der  allgemeinen  jüdischen  Religion 
gesetzt  werden ,  als  die  Vergehungen  einzelner  Menschen 
ihren  Glaubensgenossen  zum  Vorwurf  gemacht  werden  dürfen. 

Nach  Abgabe  dieser  Erklärungen  wurden  sie  —  denn  Geist- 
liche mussten  es  nach  den  kaiserlichen  und  katholischen  Ansicht 
einmal  sein  —  von  einer  unter  dem  antiken  Namen  <das  grosse 
Sanhedrin»  vom  9.  Februar  bis  zum  4.  März  1807  tagenden 
Rabbiner-Versammlung  in  neue  Resolutionen  gefasst  und  nach 
altjüdischem  Recht  bündig  vermöge  folgender  Eingangsworte 
sanctionirt : 
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«Das  göttliche  Gesetz  enthalte  religiöse  und  bürgerliche  Kiuganj 
Verfügungen.  Jene  seien  unbedingt  und  für  alle  Zeiten  und  j^^  ^^ 
Umstände  gültig,  diese  aber  nur  für  den  jüdischen  Staat  in  Kntact 
Palästina  gegeben  und  nicht  mehr  anwendbar,  da  das  israeli- 
tische Volk  kein  nationales  Ganzes  mehr  ausmache.  Die  Folgen 
dieser  unstreitigen  Thatsache  könnten  nur  durch  eine  als 
grosses  Sanhedrin  vereinigte  Versammlung  von  Gesetzgelehrten 
bestimmt  werden,  und  dass  dies  bis  jetzt  nicht  geschehen 
rühre  daher,  weil  seit  der  Zerstreuung  kein  solches  ver- 
sammelt worden  sei.  Kraft  des  Bechts,  welches  Herkommen 
und  Gesetz  dem  Sanhedrin  beilegen,  dass  nämlich  dem  Verein 
der  Gelehrten  jederzeit  wesentlich  die  Befugniss  beiwohne, 
dasjenige  festzusetzen  was  zur  Beobachtung  sowohl  der  ge- 
schriebenen als  auch  der  mündlich  überlieferten  Gesetze  ge- 
höre, wurde  der  Gehorsam  gegen  die  bürgerlichen  Gesetze 
des  Staats  auch  als  eine  religiöse  Pflicht  anerkannt,  allen 
Bekennern  des  Israelitischej;i  Glaubens,  beiderlei  Geschlechts, 
die  gewissenhafte  Befolgung  der  Erklärungen,  Statuten  und 
Verordnungen  des  grossen  Sanhedrins  anbefohlen,  die  franzö- 
sischen und  italienischen  Juden  *)  aber,  welche  dieselben  über- 
treten würden,  für  offenbare  Sünder  gegen  den  Willen  des 
Gottes  Israels  erklärt.» 

Hieran  schliesst  sich  das: 

«Kaiserliches   Decret»,   welches    die   Vollziehung   der   Verord- 
nung vom  10.  December  1806,  die  Juden  angehend,   befiehlt 

vom  17.  März  1808. 

«Die   in   der   allgemeinen   den    10.    December    1806   zu 
Paris   gehaltenen   Judenversammlung    berathschlagte  Verord- 


*)  Es  waren  auch  einige  deutsche  Kabbiner  Mitglieder  des 
Sanhedrins,  unter  Anderen  der  um  1847  verstorbene  Frankfurter 
Rabbiner  Salomon  Trier. 
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nung  soll-  vollzogen   und   dem  gegenwärtigen  Decrete   beige- 
heftet werden. 


irchenver- 
.SBung  der 
raden  im 
nzöiiRchen 
Belebe, 
üserli  dies 

Beeret 
darüber. 


Verordnung. 

Die  Deputirten  von  der  Versammlung  der  Israeliten, 
durch  das  kaiserliche  Decret  vom  30.  Mai  1806  zusammen- 
berufen, nachdem  sie  den  Vortrag  der  Commission  der  Neune, 
die  zur  Vorbereitung  der  Arbeiten  der  Versammlung  ernannt 
worden,  angehört,  über  die  Einrichtung  berathschlagend ,  die 
ihren  Religionsgenossen  des  fränkischen  Reichs  und  des 
Königreichs  Italien  in  Hinsicht  auf  die  Ausübung  ihres 
Gottesdienstes  und  ihrer  inneren  Polizei  zu  geben  erspriesslich 
wäre,  haben  einmüthig  folgenden  Entwurf  genehmigt: 

Art.  1. 

Es  soll  eine  Synagoge  und  ein  israelitisches  Consisto- 
rium  in  jedem  Departement,  welches  2000  Individuen  der 
mosaischen  Religion  begreift,  örrichtet  werden. 

Art.  2. 

Falls  in  einem  einzigen  Departement  nicht  2000  Israe- 
liten befindlich ,  soll  der  Bezirkumfang  der  Consistorial- 
Synagoge  so  viel  Departements  in  allmähliger  Progression, 
als  nöthig  sein  wird,  um  sie  zu  vereinigen,  in  sich  fassen. 
Der  Sitz  der  Synagoge  soll  immer  in  der  Stadt  sein,  worin 
sich  die  meisten  Israeliten  befinden. 

Art.  3. 

In  keinem  Falle  darf  mehr  als  eine  Consistorial-Syna- 
goge  für  jedes  Departement  bestehen. 

Art.  4. 

Keine  besondere  Synagoge  darf  errichtet  werden,  wenn 
desshalb  von  Seiten  der  Consistorial- Synagoge  nicht  ein  Vor- 
schlag an  die  befugte  Gewalt  geschieht.  Jede  besondere 
Synagoge  soll  von  zwei  Notabein  und  einem  Rabbiner,  die 
von  der  befugten  Gewalt  ernannt  werden,  zu  verwalten  sein. 

Art.  5. 

Jeglicher  Consistorial  -  Synagoge  steht  ein  Oberrab- 
biner vor. 
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Art.  6. 
Die  Consistorien  bestehen  aus  dem  Oberrabbiner,  einem 
anderen  Rabbiner,  so  viel  es  thunlich  ist,  und  dreien  anderen 
Israeliten,  wovon  zwei  unter  den  Einwohnern  der  Stadt,  wo 
das  Consistorium  Sitz  hat,  erwählt  werden. 

Art.  7. 
Das   Consistorium   hat    das  bejahrteste    seiner   Glieder 
ziun  Präsidenten,   man   legt   ihm  den  Namen  eines  Aeltesten 
(ancien)  des  Consistoriums  bei. 

Art.  8. 
Es  sollen  in  jedem  Consistorialbezirke  von  der  befugten 
Gewalt  25  Notabein  bezeichnet  werden,  die  unter  den  höchst- 
besteuerten und  empfehlungswürdigsten  der  Israeliten  gewählt 
werden. 

Art.  9. 
Diese  Notabein   soUen  zur  Erwählung   der  Glieder  des 
Consistoriums  schreiten,    die    hernach    von    der   competenten 
Gewalt  zu  genehmigen  sind. 

Art.  10. 
Keiner  darf  Mitglied  des  Consistoriums  sein 

1)  wenn  er  nicht  30  Jahre  alt  ist, 

2)  wenn  er  fallirt  hat,  er  sei  denn  förmlich  rehabi- 
litirt  worden, 

3)  wenn  er  bekanntermassen  Wucher  getrieben  hat. 

Art.  11. 
Jeder  Israelite,  der  sich  in  Frankreich  oder  im  König- 
reich Italien  festsetzen  will,   muss   binnen  drei  Monaten  dem 
Consistorium,  welches  dem  Orte,  wo  er  zu  wohnen  gedenkt, 
am  nächsten  liegt,  Wissenschaft  davon  geben. 

Alt.  12. 
Die  Verrichtungen  des  Consistoriums  sollen  sein: 
1)  darüber  zu  wachen,  dass  die  Rabbiner  weder  öffentlich 
noch  privatim  Unterweisungen  oder  Erklärungen  der  Gesetze 
geben,  die  nicht  den  Antworten  der  Versammlung,  welche 
durch  den  grossen  Sanhedrin  in  Doctrinal  -  Entscheidungen 
verwandelt  sind,  gemäss  seien; 

5 
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2)  die  Ordnung  im  Innern  der  Synagogen  zu  bandhaben, 
über  die  Verwaltung  der  besonderen  Synagogen  die  Aufsicht 
zu  führen,  die  Erhebung  und  Verwendung  der  zu  den  Kosten 
des  mosaischen  Gottesdienstes  bestimmten  Summen  anzuordnen 
und  darauf  Acht  zu  geben,  dass  sich  der  Religion  wegen 
oder  unter  Vorwand  derselben  keine  Gebetsversammlung  ohne 
ausdrückliche  Ermächtigung  bilde; 

3)  durch  alle  mögliche  Mittel  die  Israeliten  des  Con- 
sistorialbezirks  zur  Ausübung  nützlicher  Gewerbe  aufzumuntern 
und  der  Obrigkeit  diejenigen  bekannt  zu  machen,  die  keine 
bekannten  Unterhaltsmittel  haben: 

4)  jedes  Jahr  die  Obrigkeit  von  der  Anzahl  israelitischer 
Conscribirten  des  Bezirks  zu  unterrichten. 

Art.  13. 
Es  soll  zu  Paris  ein  Central- Gonsistorium  sein,  aus  drei 
Rabbinern  und  zwei  anderen  Israeliten  bestehend. 

Art.  14. 
Die    Rabbiner    des    Central- Consistoriams    sollen  unter 
den  Oberrabbinern  genommen  werden   und  die  anderen  Mit- 
glieder soll  man  den  im  Art.  10  bemerkten  Bedingnissen  der 
Wählbarkeit  unterwerfen. 

Art.  15. 
Es  soll  jährlich  ein  Mitglied  des  Central-Consistoriums 
austreten,   jedoch   allzeit  wieder  erwählt  werden  können. 

Art.  16. 
Es  soll  für  seine  Ersetzung   durch  die  bleibenden  Mit- 
glieder  gesorgt  werden.     Der  Neugewählte   wird  nicht  eher 
eingesetzt,   als   bis  er  die  Genehmigung  der  befugten  Gewalt 
erhalten  hat. 

Art.  17. 
Die  Verrichtungen  des  Central-Consistoriums  sollen  sein : 

1)  mit  den  Consistorien  zu  correspondiren ; 

2)  über  die  Vollstreckung  dieser  Verordnung  in  allen 
ihren  Theilen  zu  wachen; 

3)  der  befugten  Gewalt  alle  Eingriffe,  die  entweder 
durch  Uebertretung  oder  durch  Nichtbefolgung  in  die  Voll- 
ziehung besagter  Verordnung  gethan  würden,  anzuzeigen; 
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4)  die  Ernennung  der  Rabbiner  zu  bestätigen  und 
eintreffenden  Falls  der  befugten  Gewalt  die  Absetzung  der 
Rabbiner  und  Mitglieder  der  Consistorien  vorzuschlagen. 

Art.  18. 
Die  Erwäblung  des  Oberrabbiners  soll  durch  die  Art.  8 
bezeichneten  25  Notablen  bewerkstelligt  werden. 

Art.  19. 
Der  Neugewählte  darf  erst  nach  erhaltener  Bestätigung 
des  Central-Consistoriums  eingesetzt  werden. 

Art.  20. 
Kein  Rabbiner  kann  gewählt  werden: 

1)  wenn  er  nicht  geborener  oder  natural isirter  Franzose 
oder  Italiener  des  Königreichs  Italien  ist; 

2)  wenn  er  nicht  ein  Fähigkeitszeugniss  darbringt, 
unterschrieben  von  drei  Italienischen  Oberrabbinem,  wenn  er 
ein  Italiener,  und  von  Französischen,  wenn  er  Franzose  ist, 
und  von  1820  an,  wenn  er  nicht  die  Französische  Sprache 
in  Frankreich  und  die  Italienische  in  Italien  weiss.  Der, 
welcher  nebst  der  Kenntniss  der  hebräischen  Sprache  einige 
Kenntniss  der  griechischen  und  lateinischen  Sprache  beifügt, 
soll  vorgezogen  werden,  sofern  übrigens  alle  Dinge  sich  gleich 
verhalten. 

Art.  21. 
Die  Verrichtungen  der  Rabbiner  sollen  sein: 

1)  die  Religion  zu  lehren; 

2)  die  Lehre,  die  in  den  Entscheidungen  des  grossen 
Sanhedrins  enthalten  ist,  zu  verbreiten; 

3)  in  allen  Umständen  zum  Gehorsam  gegen  die  Gesetze 
zu  ermahnen ,  namentlich  und  insbesondere  gegen  die  in 
Betreff  der  Vertheidigung  des  Vaterlandes,  aber  haupsächlich 
noch  alle  Jahr  zur  Zeit  der  Conscription  seit  dem  ersten 
Aufrufe  der  Gewalt  bis  zur  gänzlichen  Vollziehung  des  Ge- 
setzes dazu  aufzumuntern; 

4)  den  Israeliten  den  Kriegsdienst  als  eine  geheiligte 
Pflicht  vorzustellen  und  ihnen  zu  erklären,  dass  während  der 
Zeit,  wo  sie  sich  diesem  Dienste  widmen,  das  Gesetz  sie  von 

5* 
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den  Religionspflichten   freispreche,    die   sich   nicht  mit  ihren 
militärischen  Obliegenheiten  vertragen  könnten; 

5)  in  den  Synagogen  zu  predigen  und  die  Gebete  her- 
zusagen, die  gemeinschaftlich  für  den  Kaiser  und  die  Kaiser- 
liche Familie  allda  geschehen; 

6)  die  Heirathen  zu  begehen  und  die  Ehescheidungen 
zu  declariren,  ohne  dass  sie  in  keinem  Falle  dazu  schreiten 
dürften,  wenn  ihnen  nicht  die  requirirendeu  Partheien  den 
Civilact  der  Heirath  und  der  Ehescheidung  gehörig  vorge- 
legt haben. 

Art.  22. 

Der  Gehalt  der  Rabbiner,  Mitglieder  des  Central -Con- 
sistoriums  ist  auf  Sechstausend  Franken  festgesetzt,  der  Ge- 
halt der  Oberrabbiner  der  Consistorial-Synagogen  Dreitausend 
Franken,  der  Gehalt  der  Rabbiner  von  den  besonderen  Syna- 
gogen soll  durch  die  Vereinigung  der  Israeliten,  die  die  Er- 
richtung der  Synagoge  begehrt  haben,  bestimmt  werden ;  er 
darf  nicht  unter  Tausend  Franken  sein.  Die  Israeliten  der 
respectiven  Bezirke  sollen  für  eine  Zulage  zu  diesem  Gehalte 
stimmen  dürfen. 

Art.  23. 

Jedes  Consistorium  soll  der  befugten  Gewalt  einen  Ent- 
wurf vorlegen,  nach  welchem  der  Beitrag  zur  Entrichtung 
des  Gehalts  der  Rabbiner  unter  die  Israeliten  des  Bezirks 
vertheilt  werden  soll.  Die  anderen  Kosten  des  Gottesdienstes 
sollen  auf  Gesuch  der  Consistorien  durch  die  befugte  Gewalt 
bestimmt  und  umgelegt  werden.  Die  Besoldung  der  Rabbiner, 
Mitglieder  des  Central- Consistoriums ,  soll  man  verhältniss- 
mässig  aus  den  Summen,  die  in  den  verschiedenen  Bezirken 
erhoben  werden,  vorher  bestreiten. 

Art.  24. 

Jedes  Consistorium  soll  aus  seiner  Mitte  einen  Israeliten, 
der  kein  Rabbiner  ist,  bezeichnen,  um  die  Summen  zu  empfangen, 
die  in  dem  Bezirke  erhoben  werden  müssen. 

Art.  25. 

Dieser  Einnehmer  soll  quartalweise  die  Rabbiner,  wie 
auch  die  anderen  gottesdienstlichen  Kosten  auf  eine  Ordonnanz, 


69 

die  wenigstens  von  drei  Mitgliedern  des  Consistoriums  unter- 
schrieben ist,  bezahlen.  Er  hat  jedes  Jahr  auf  einen  gesetzten 
Tag  d«n  versammelten  Consistorium  seine  Rechnungen  ab- 
zulegen. 

Art.  26. 
Jeder  Rabbiner,  der,  nachdem  gegenwärtige  Verordnung 
in  Vollziehung  gesetzt  worden,  sich  nicht  angestellt  findet 
und  jedoch  seinen  Wohnsitz  in  Frankreich  oder  im  König- 
reich Italien  behalten  will,  ist  verpflichtet,  den  Entscheidungen 
des  grossen  Sanhedrins  durch  eine  von  ihm  unterschriebene 
förmliche  Declaration  anzuhängen;  Abschrift  dieser  Declara- 
tion  soll  von  dem  Consistorium,  das  sie  aufgenommen,  an  das 
Central-Consistorium  gesandt  werden. 

Art.  27. 
Die  Rabbiner,  welche  Mitglieder  des  grossen  Sanhedrins 
sind,  sollen,  so  viel  es  thunlich  sein  wird,   allen  anderen  für 
die  Stellen  von  Oberrabbinern  vorgezogen  werden. 

Femer  sind  hier  zu  erwähnen  aus  dem  Organisations-  Organis« 
Decrete  des  Hanseatischen  Departements  (32te  Militair-Division)  der  Hai 
vom  10.  December  1810:  aeatischc 

Departe 
ments. 

§  20. 
In  der  Verwaltung  der   Gefangnisse   und   milden    Stif- 
tungen  wird  nichts   geändert.     Sie  bleiben  auf  dem   gegen- 
wftrtigen  Fuss.     Und 

§  48. 
Unser    Minister    der    geistlichen    Angelegenheiten  wird 
uns  die  Bedürfnisse  der  Earchen  und  geistlichen  Beamten  zu 
erkennen  geben,   damit  im  Fall  der   Unzulänglichkeit   dafür 
gesorgt  werde. 

Dns  waren  die,  die  Juden  berührenden  allgemeinen  Gesetze, 
welche  zugleich  mit  Hamburgs  Einverleibung  in  das  französische 
Kaiserreich  hier  in  Kraft  traten.  Diese  Einverleibung  hatte 
Napoleon  am  10.  December  1810  in  ganz  kurzen  Worten  decretirt; 
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Einver-    denn    in    der    damaligen    Periode    hielt   es   die   Gewaltthätigkeit 

leibuDgs- 

Periode.  ^^^^^  immer  füi*  nöthig,  sich  in  wohltönende  Phrasen  zu  hüllen. 
Die  Umwandlung  traf  die  Juden  zu  einer  Zeit  grosser  Handels- 
zerrüttung und  die  Gemeinde- Cassen  befanden  sich  in  einem  sehr 

ctemmis-   fühlbaren   Verfall.     In   der   «Hamburger»    Gemeinde   war   schon 

Gemeinden.  ®^°®  ausserordentliche  Commission  niedergesetzt  und  in  der 
Altonaischen  waren  den  Aeltesten  kurz  vorher  einige  Particuliers 
zur  Handhabung  der  Geldverhältnisse  beigegeben  worden.  Der 
ersteren  ward  überdies  bald  die  Nothwendigkeit  klar,  sich  von 
der  Gemeinde  in  Altona,    der   sie  Jahr  für  Jahr  hatte  aushelfen 

Separation  müssen,  endlich  zu  trennen,    und  schon  am  26.  December  ward 

ein  Ausschuss  zur  Anbahnung  dieser  Trennung  ernannt  worden. 

Vereinigung  Die  erste  Vereinigung  von  Deputirten  aller  drei  Gemeinden 

Gemeinden  ^^^^  ^^^  ^^^  Altonaischen  Gemeindestube  (Eibstasse  in  Hamburg) 
am  11.  Januar  Statt,  um  über   die   Begrüssung   der   neu   ange- 

Begrussung  kommenen   französischen   Behörden,    namentlich    des    thätigsten 

franzöiischen^^^^^^^®^  ^^^  Organisationscommission,  Staatsrath  Grafen  Chaban 
Behörden,  sodann  des  Präfecten  de  Conninek  und  etwas  später  des  General- 
gouverneurs Davoust,  Fürsten  von  Eckmühl,  zu  berathen.     Die 
Portu-     hiezu  eingeladene  Portugiesische  Gemeinde,  in  der  noch  der  alte 
Gemein  de   castilianische   Hochmuth   gegen  die   deutschen  Juden  nicht   ge- 
brochen war,   hatte  den  Anschluss  abgelehnt,    und   der   Besuch 
beim   Grafen   Chaban   ward  durch   die   nachmals   zu   Municipal- 
räthen  ernannten   Moses  Isaac  Hertz    und    Jacob   Oppenheimer 
abgestattet,  wo  sie  den  Auftrag  erhielten,  der  Behörde  in  einem 
baldigst  auszuarbeitenden  Memoire  die  Verhältnisse  ihrer  hiesigen 
Glaubensgenossen  darzulegen.     Diese  Ausarbeitung,   zu  der  Ab- 
geordnete jeder    Gemeinde    ihre    Beiträge    lieferten,    war    keine 
leichte  Aufgabe,  weit  schwieriger  aber  die  nun  sehr  zu  beschleu- 
nigende Abwickelung  der  Verhältnisse  der  Gemeinden  und  darin 
wieder   die    Separation   von   Altona  und   von  Wandsbeck.     Man 
kann  wohl  sagen:    hätte   nicht   der    Name   Napoleons    als  Sporn 
gedient,  das  Geschäft  wäre  vielleicht  heute  noch  nicht  vollendet. 
Memoire  Indess   war   das  Memoire  eine  sehr  gelungene  Arbeit  und 

französische  wir  nehmen  keinen  Anstand,    es   hier  in  ganzer  Ausdehnung  zu 
Regierung,  geben,   mit  der  Hinweisung,   dass   zugleich   die  Absicht  vorlag. 
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die  Anwendung  derjenigen  Ausnahmsmassregeln  fem  zu  halten, 
welche  durch  ein  Decret  vom  17.  März  1808  auf  zehn  Jahre 
über  die  Elsasser  Juden  verhängt  waren  (jährliches  Moralpatent,  ^ 
Beschränkungen  im  Geldverkehr  und  in  der  Kriegsdienst-Stell- 
vertretung). Chaban  sagte  diese  Rücksichtsnahmen  am  1.  März 
zu,  mit  Vorbehalt  der  Genehmigung  in  Paris. 

Mömoire. 

Le  sort  deplorable  de  nos  ancetres  pendant  le  cours 
des  siecles  passes,  est  si  connu,  que  nous  croyons  devoir  ne 
le  rappeler  ici  que  legerement.  Ils  ont  infiniment  souffert, 
mais  leurs  descendans  aiment  k  esperer  que  tant  de  calamites 
n^interesseront  d^sormais  que  comme  des  documens  de  Thistoire 
qui  ne  sauraient  avoir  une  influence  ni  sur  le  present,  ni  sur 
l'avenir.  En  effet  le  siecle  de  lumiere  est  enfin  arrive,  l'hu- 
manite  rentre  peu-ä-peu  dans  ses  droits.  Le  plus  grand  des 
monarques  dispense  le  bonheur  k  tous  ses  sujets ,  et  parmi 
les  peuples  divers  qui  ont  passe  sous  le  sceptre  bienfaisant 
du  grand  Napoleon,  nous  avons  vu  les  Israelites  participer 
a  leur  bonheur.  Habitans  d'une  ville  qui  vient  d'etre  reunie 
au  grand  Empire,  nous  aimons  ä  repaitre  notre  Imagination 
des  douces  idees  que  sa  majeste  daignera  repandre  aussi  ses 
bienfaits  sur  les  Israelites  de  Hambourg  et  qu^ls  seront  admis 
k  la  jouissance  de  tous  les  avantages ,  de  tous  les  droits ,  de 
tous  les  Prärogatives  et  libert^s  dont  jouissent  tous  ses  autres 
sujets.  C^est  dans  cet  espoir  consolateur  que  nous  allons 
tracer  aussi  succinctement  que  possible  Thistoire  des  rapports 
des  juifs  depuis  leur  Etablissement  dans  ces  contrees  jusqu^ä 
nos  jours. 

Lors  du  bannissement  des  Juifs  du  Portugal  par 
Philippe  II  quelques  familles  se  port^rent  vers  le  Nord  de 
TEurope,  et  ce  n^est  que  vers  la  fin  du  seizieme  siecle  que 
Ton  apper^oit  quelques  traces  de  leurs  etablissemens  dans 
nos  contrees  oü  ils  furent  re^ues  sous  des  conditions  qui 
portent  toutes  Tempreinte  de  ces  tems  obscurs  oü  le  fana- 
tisme  et  Tintolerance  foulaient   aux  pieds  les  droits  les  plus 
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sacres  de  rhomme,   et  oü   les   pers6cutions   contre   les   Juifs 
faisaient  partie  des  dogmes  de  TEglise. 

Plus  tard,  des  Juifs  Allemands  s'etablirent  aussi  dans 
ce  pays-ci.  Les  Juifs  Portugais  obtinrent  quelques  prero- 
gatives  tant  ä  cause  de  leurs  connaissances  dans  le  commerce 
et  de  leur  fortune  que  parceque  les  relations  de  commerce 
avec  l'Espagne  et  le  Portugal,  qu'ils  furent  les  premiers  ä 
etablir  ä  Hambourg  promettaient  des  avantages  k  la  ville: 
cependaut  on  leur  opposa  surtöut  dans  l'exercice  de  leur 
religion  des  difficultes  sans  nombre,  qu'ils  ne  parvinrent  ä 
surmonter  qu'avec  bien  de  la  peine  et  par  de  grands  saori- 
fices.  A  cette  epoque  il  regnait  d6jä  plus  de  la  liberalite 
dans  les  principes  du  Gouvernement  Danois,  qui  savait  honorer 
rhomme  dans  chaque  individu  de  quelque  religion  qu'il  füt. 
Le  roi  de  Danemarc  et  un  comte  de  Wandsbeck  residant  dans 
le  yoisinage  de  Hambourg  assignerent  des  cimetieres  aux  Juifs 
d'Altona  et  de  Wandsbeck,  et  leur  permirent  de  bätir  des 
Synagogues.  Ce  füt  alors  que  les  Juifs  Allemands  demeu- 
rants  ä  Hambourg  s'unirent  avec  ces  communes  d'Altona  et 
de  Wandsbeck  pour  ce-qui  avoit  rapport  k  leur  eglise  parce- 
qu'il  ne  leur  etait  pas  permis  d'avoir  des  Synagogues  ä  Ham- 
bourg, oü  on  ne  leur  avait  pas  meme  assigne  des  cimetieres, 
car  il  n'y  a  ä  peu-pres  qu'une  centaine  d'annees,  qu*ä  l'occa- 
sion  d'une  maladie  epidemique  et  pestilentielle  on  leur  indiqua 
une  certaine  place  hors  de  la  ville  (pres  du  Dammthor)  et 
c'est  de  cette  reunion  qui  datent  les  communes  juives  coünues 
sous  le  nom  de 

«Communes  d'Altona,  de  Hambourg  et  de  Wandsbeck 

etablies  ä  Hambourg» 
ainsi  que  Tetablissement   d'un   tribunal   fonde   sur  les  lois  de 
de  Moyse  et  sur  les  ordonnances  du  Rabbin    sous   la  protec- 
tion du  roi  de  Danemarc. 

Ce  tribunal  compose  d'un  Grand  Rabbin  assermente  et 
de  plusieurs  Assesseurs  de  chaque  commune  decidait  en  pre- 
miere  instance  non  -  seulement  dans  les  affaires  de  l'eglise, 
mais   encore    des    heritages,  des  mariages   et  en  fait  de  droit 
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pour  les  trois  communes  en  gen^ral,  comme  pour  chacun  de 
8es  membres  en  particolier,  excepte  seulement  dans  les  affaires 
criminelles  oü  dans  les  faillites. 

On  n^appellait  point  de  ses  jugemens  au  tribunal  de 
Hambourg,  mais  bien  au  roi  de  Danemarc,  qui  jugeait,  ä  la 
yerite,  en  dernier  ressort,  non  d'apres  les  lois  du  pays,  mais 
toiyours,  conformement  au  privilege,  d'apres  les  lois  de  Moyse. 
Voila  pourquoi  ä  tres  peu  d^exceptions  pres  les  jugemens  du 
tribunal  juif  d' Altena  etaient  toujours  confirmes. 

Quoique  le  venerable  Senat  de  Hambourg  n'ait  jamais 
reconnu  formellement  cette  Jurisdiction,  et  qu'en  diverses 
oecasions  lors  de  Tarrangement  de  certains  diflferends  entre 
Hambourg  et  le  Danemarc  nommement  en  dernier  lieu  lors 
de  Tarrangement  de  Gottorp  en  1768  il  ait  ete  question  des 
rappbrts  des  Juifs  de  Hambourg  il  n'est  cependant  survenu 
aucun  cbangement  et  tout  est  reste  dans  l'ancien  ordre  de 
choses  jusqu'ä  la  mort  du  dernier  Grrand  Rabbin  d'Altona 
qui  eut  lieu  il  y  a  quelques  annees. 

Depuis  ce  tems  nous  avons  eu  lieu  de  presumer  qu'il 
y  avait  des  negociations  d'entamees  entre  le  Gouvernement 
Danois  et  celui  de  Hambourg  et  par  cette  raison  nous  cruraes 
ne  devoir  pas  proceder  h  l'election  d'un  Grand  Rabbin,  ayant 
Tespoir  le  plus  fonde  et  confirme  par  la  communication  de 
quelques  membres  du  Senat  qu'en  cas  que  les  liens  qui  nous 
attachaient  au  Danemarc  vinrent  a  etre  rompus ,  de  voir 
disparaitre  le  mur  de  Separation  eleve  entre  les  autres  bour- 
geois  et  nous ;  car  ,  quoique  de  tout  tems  le  Senat  ait  tache 
avec  beaucoup  d'humanite  d'adoucir  notre  sort  et  que,  ne 
pouvant  nous  accorder  des  nouveaux  droits  par  de  voies 
legales,  vu  qu'il  en  etait  empeche  par  Tesprit  des  corps  de 
metiers  et  par  la  bourgeoisie  qui  tenaient  a  la  jouissance  de 
leurs  Privileges ,  il  ne  soit  pas  oppose  ä  ce  que  les  Juifs  ne 
se  conformassent  pas  au  reglement  imperial  confirme  par  la 
ville  en  1710  (ce  reglement  qui  fixe  nos  rapports  et  qui 
respire  encore  toute  rintolerance  de  ce  tems  lä).  il  n'est  pas 
moins  affligeant  pour  nous,  nous  le  sentons  vivement,  de  voir 
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que  si  depuis  30  ä  40  ans  nous  avons  goute  quelques  soula- 
gemens  ce  soit  simplement  ä  Tesprit  du  tems  et  ä  la  tole- 
rance  du  Senat  mais  non  ä  des  lois  et  ä  des  libertes  acquises 
et  confirmees  que  nous  en  soyons  redevables. 

Si  d^un  cote,  les  Souvenirs  affligeans  des  vieux  tems 
des  tenebres,  que  nous  avons  ete  obliges  ä  rappeler  en  esquis- 
sant  nos  rapports  publics  jusqu'ä  present  ont  renouveles  nos 
douleurs,  de  Tautre,  l'expose  aussi  simple  que  vrai  que  nous 
allons  faire  de  nos  affaires  interieures  va  nous  ofi&ir  quelques 
soulagemens  et  nous  esperons  qu'il  contribuera  k  nous  meriter 
la  protection  et  la  bienveillance  des  autorites  desquelles  nous 
aimons  k  attendre  Torgauisation  de   notre  prochaine  felicite. 

L'occupation  presque  generale  des  Juifs  qui  vivent  ä 
Hambourg  est  le  commerce,  seul  moyen  d'existence  qui  leur 
soit  accorde.  Ils  le  fönt  dans  sa  plus  grande  etendue  comme 
dans  sbn  moindre  detail. 

C'est  par  son  activite,  par  son  assiduite  aux  travaux 
et  par  sa  probite  que  le  negociant  Israelite  s'est  rendu  tres 
necessaire  et  presque  indispensable  dans  le  commerce  et  a 
merite  de  tout  tems  la  confiance  de  ses  concitoyens,  et  de 
Tetranger;  il  y  a  meme  plus  d'un  siecle  —  c'etait  en  1697  — 
que  la  chambre  de  commerce  de  Hambourg  convaincue  de 
Timportance  toute  particuliere  des  Juifs  pour  les  affaires, 
voyant  qu'ils  faisaient  mine  d'emigrer  ä  cause  des  contribu- 
tions  enormes  qu'on  leur  imposait,  pria  le  Senat  de  la  ma- 
niere  la  plus  pressante  d'empecher,  que  cette  emigration  eüt 
lieu,  parceque  (d'apres  son  opinion)  eile  aurait  entraine  in- 
failliblement  la  ruine  totale  du  commerce. 

Ce  fait-lä  parle  clairement  en  faveur  de  la  probite 
exemplaire  de  nos  ancetres  dejä  dans  ces  siecles  passes. 
Leurs  descendans  ont  marche  sur  les  memes  traces,  et  ils  ont 
aussi  peu  recouru  ä  de  moyens  illicites  de  subsistance  que 
leurs  concitoyens  de  toute  autre  religion.  Le  reproche  de 
Fusure,  que  Ton  a  fait  noQ  sans  quelque  fondement  nous 
l'avouons,  aux  Juifs  de  divers  autres  departements  de  TEm- 
pire,  reproche,  qui  les  fait  mepriser  k  juste  titre  ne   saurait 
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üous  atteindre,  et  nous  croyons  ä  ce  sujet  pouvoir  nous  en 
rapporter  hardiment  au  temoignage  du  public  commlBr^ant 
d'ici  et  de  Tetranger. 

Depuis  plusieurs  anuees,  il  n^est  pas  jusqu*a  la  basse 
classe  des  Juifs  meines  les  plus  genes,  qui  reconnaissant  Tim- 
portance  de  Teducation,  ne  se  soient  soumis  k  toutes  sortes 
de  privations  dans  les  objets  meme  de  la  premiere  necessite 
pour  faire  instruire  leurs  enfans  dans  les  sciences  les  plus 
ntiles,  afin  de  leur  pro  eurer  par  lä  le  moyen  de  se  passer 
du  commerce  et  de  pourvoir  d'une  autre  maniere  ä  leur 
entretien. 

Nous   avons   dejä    ä    cet    efFet    plusieurs    etablissemens' 
ntiles;  nous  comptons  parmi  uous  plusieurs  artistes  distingues, 
et  plusieurs  individus  qui  se  vouent  ä  Teconomie  rurale. 

Entierement  exclus  de  tous  lous  les  metiers,  de  toutes 
les  charges  etc.  etc.  et  bornes  pour  tout  moyen  de  subsistance 
au  seul  commerce  pour  la  classe  aisee,  et  la  friperie  pour  la 
basse  classe,  nous  comptons  malheureusement  beaucoup  de 
familles  appauvries  et  qui  sont  meme  dans  Tindigence.  Ces 
familles  sont  entretenues  tant  par  les  individus  aises  que  par 
les  catsses  des  communes  qui  sont  administrees  gratis  par 
des  commissions  cboisies  parmi  nous. 

Le  uombre  de  ces  malheureux  ne  va  qu'en  augmentant, 
mais  il  n'y  a  pas  de  doute,  qu'on  ne  parvienne  ä  le  faire  di- 
minuer  en  multipliant  les  moyens  de  subsistance,  ce  que  nous 
esperons  en  confiance  du  nouvel  ordre  de  cboses ,  aimant  ä 
croire  qu'il  admettra  les  Juifs  ä  tous  les  arts  et  metiers  sans 
distinction  et  les  fera  jouir  absolument  de  tous  les  avantages 
et  de  tous  les  prerogatives  dout  jouissent  dejä  tous  les  autres 
Sujets  de  TEmpii'e  de  quelque  religion  qu'ils  soient. 

Le  tribut  annuel  que  les  communes  d'Altona  et  de 
Wandsbeck  paient  au  roi  de  Danemarc,  Tentretien  des  pauvres, 
l'höpital ,  l'ecole  des  pauvres  et  autres  etablissemens  de 
charite  aggravent  considerablement  les  debours  des  caisses 
des  communes,  que  Ton  facilitait  autrefois  par  des  emprunts 
moderes.     Mais  ä  present  pour  ne  pas  augmenter  d'avantage 
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le  poids  des  dettes,  les  depenses  occasionnees  par  une  popu- 
lation  de  7000  ämes  (non  compris  130  Portugals)  sont  re- 
parbies  sur  les  individus  aises,  sur  lesquels  cette  charge 
s^appesantit  d^autant  plus,  qu^ils  ont  nonobstant  cela  ä  payer 
encore  toutes  les  contributions  ordinaires  et  extraordinaires 
de  la  ville  en  proportion  egale  avec  tous  les  autres  habitans 
de  Hambourg.  excepte  la  seule  contribution  appelee  «Lucien- 
Schoss»  que  chaque  commune  paie  en  entier,  mais  qu'elle 
repartit  ensuite  sur  chacun  de  ses  membres,  d^apres  sa  propre 
estimation. 

Le  venerable  Senat  a  soulage  les  commuues  dans  cette 
demiere  contribution  en  considerant  vraisemblablement  que, 
malgre  qu'elles  contribuassent  meme  aux  etablissemens  de 
charite,  du  benefice  duquel  nous  n'avions  point  la  jouissance, 
tel  que  celui  des  orphelins,  celui  des  pauvres  etc.  etc.,  elles 
n'ont  jamais  ete  ä  charge  aux  caisses  de  la  ville,  et  que  ce 
Bont  Celles  des  communes  qui  ont  pourvu  aux  besoins  de  nos 
indigens.  Nous  croyons  devoir  mentionner  particulierement 
ici  que: 

«les  lois  fondamentales  de  notre  religion  ne  nous 
«imposent  aucuu  devoir,  qui  soit  en  contradiction 
«avee  l'exercice  des  devoirs  du  sujet  et  du  citoyen.» 
Ce  point  essentiel  et  l'expose  que  nous  venons  de  faii'e  nous 
donnent  Tespoir,  que  Sa  Majeste  TEmpereur  notre  gracieux 
souverain,  penetre  de  ces  sentimens  de  liberalite  et  d'huma- 
nite  qui  le  caracterisent  au  plus  haut  degre  fera  disparaitre 
ces  prejuges  persecuteurs  qui  nous  aMigent  depuis  tant  de 
siecles,  en  daignant  ordonner  que  les  juifs  habitans  de  Ham- 
bourg soient  mis  au  meme  rang  que  les  autres  Juifs  les  plus 
favorises  des  vieux  departemens  de  TEmpire  et  qu'ils  jouissent 
des  memes  libertes  et  de  tous  le  droits  de  bourgeoisie  dont 
ils  ont  ete  si  longtemps  prives. 

La  regeneration  de  cette  nation  opprimee  et  morte 
politiquement  depuis  plus  de  mille  ans,  lui  imposera  le  devoir 
le  plus  sacre  qu*elle  remplira  au  plus  haut  degre  de  recon- 
naissance,    celui    d^offrir    ä   Tauguste    monarque,    qui    Taura 
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d^livree  de  Tesclavage  du  prejugö,  les  stgets  les  plus  fideles 
qui,  toujours  attentifs  k  meriter  la  bienveillance  du  Grand 
Napoleon  s^efforceront  sans  cesse  de  Tobtenir. 

Enfin,  nous  demandons  avec  la  .soumission  la  plus 
respectnense,  qu'il  seit  forme  un  tribunal  ecclösiastique  -  juif 
dans  Penceinte  de  la  ville  de  Hambourg. 

* 
Das   Schluss-Petitiun   obiger  Eingabe   bezog  sich  auf  den 

umstand,    dass  die  Juden  augenblicklich  nicht  wussten,    woran 
sie  mit  ihren  Erbschafts-   und   Rechtssachen  waren;    denn    am  ^^^^^ 
13.  Februar    war   der    Senat    abgetreten    und    die   vorhandenen 
Hamburgischen  Gerichte  waren  provisorisch   als  Kaiserliche  Ge-  •^"■^^'"^ 
richtshöfe  eingesetzt  worden,  um  vorläufig  nach  den  bisherigen 
Landesgesetzen  im  Namen  des  Kaisers  Recht  zu  sprechen.    Wegen 
der  Juden  war  nichts  gesagt,  und  doch  war  wohl  nichts  unthun- 
lieber,   als  sie   für    die   wenigen  Monate   der  Zwischenzeit  einer 
ihnen  bisher  unbekannten  Jurisdiction  zu  unterwerfen,  wodurch 
sie  im  Verlauf  von  sieben  Monaten  dreierlei  Civil-Gesetzen  unter- 
worfen gewesen   wären.     Sie   wandten   sich    daher   auch  an  den 
Prafecten  mit  einem  Gesuch  um  Errichtung  eines  interimistischen 
jüdischen  Tribunals,    dessen    Procedur   sie  zugleich  beschrieben, 
und  um  Instructionen   für  vorkommende  Sterbefalle  baten.     In 
Erwartung  der  Antwort  fuhren  sie  indess   fort,   sich  in  Altona 
Rechtssprüche  zu  holen  und  die  Erbmassen  von  Gemeindewegen 
auf  gewohnte  Weise  zu  behandeln. 

Neue    und    sofort    auszuführende    Proceduren    erforderte'*^****'" 

Script] 

jedoch  die  herannahende  Conscription ;  Proceduren,  die  nicht  nur 
schwierig,  sondern  auch  gefahrdrgj^end  waren;  denn  öflPentliche 
Geburtsregister  hatten  die  Juden  bisher  nicht  geführt*),  und  ^^ 
wenn  man  auch  Alles  that,  um  diesen  Mangel  bestmöglich  zu 
ersetzen,  konnte  doch  leicht  die  lückenhafte  Nach  Weisung  für 
bösen  Willen   gehalten  und,  wie  den  Elsasser  Juden,  auch  den 


*)  Eigentlich  auch  die  Christen  nicht;  doch  mau  kannte  da- 
mals  hier  keinen  Unterschied  zwischen  Geburts-  und  Taufregistem. 


Volks- 
zählung. 
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hiesigen  die  Befugniss  entzogen  werden,  sich  vertreten  zu  lassen. 
Es  fand  daher  zuerst  eine  genaue  Zählung  Statt  und  zwar 
wegen  eines  bekannten  Aberglaubens  der  Juden  auf  die  Weise, 
dass  der  Beamte  von  jedem  Hausvater  Erbsen  nach  der  Zahl 
der  jüdischen  Hausgenossen  in  einen  Beutel  werfen  Hess.  Das 
Ergebniss  war  die  Zahl  von  6299  Seelen,  aus  welcher  man  nun 
schon  annähernd  die  Zahl  der  Dienstpflichtigen  abschätzen  konnte, 
und  nun  ward  das  Mittel  angewandt,  die  Register  der  Beschneider 


Beschnei- 
dungslisten. 

(Mohelim)  zusammenzuholen.  Zuverlässig  war  dies  Hilfsmittel 
nun  keineswegs,  denn  diese  Register  ermangelten  jedes  officiellen 
Charakters,  manche  Beschneider  hatten  gar  kein  Register  ge- 
führt, manche  konnten  nicht  schreiben,  einige  waren  verstorben 
und  hatten  ihre  Verzeichnisse  mit  sich  begraben  lassen,  andere 
hatten  solche  absichtlich  vernichtet  oder  verfälscht.  So  kostete 
die  gehässige  Nachsuchung  eine  unsägliche  Mühe,  bis  endlich  mit 
Hülfe  der  Rabbiner,  durch  Eidesleistungen  und  Strafandrohungen 
eine  brauchbare  Liste  dem  Maire  der  Stadt,  vormaligem  Bürger- 
meister Heise,  für  die  Altersklassen  von  1790  und  1791  übergeben 
werden  konnte. 
Feier  für  KuTz  vorher   hatte  die   Gemeinde   zweimal  den  Sohn  Na- 

den  Konig 

von  Rom.  poleons  Und  Maria  Louisens,  den  König  von  Rom,  splendid  ge- 
feiert. Das  erstemal,  bei  der  Geburtsfeier,  fand  das  Fest 
am  31.  März  Abends  in  der  aussen  und  innen  glänzend 
erleuchteten  Synagoge  bei  Musik,  Gesang  und  reicher  Blumen - 
decoration  Statt.  Der  damals  bekannte  ebräische  Dichter  Scha- 
lom  Cohen  hatte  eine  Hymne  gedichtet,  deren,  einem  alten 
jüdischen  Festgebete  nachgebildeter  Refrain  lautete: 

«Gott  waltet  iili  Himmel 
und  auf  Erden  waltet  Napoleon  !>*) 


*)  Derselbe  ebräische  Schriftsteller  hatte  kurz  vorher  unter 
dem  Namen  «Orient»  ein  Blatt  für  biblische  Forschung  und  Er- 
bauung in  deutscher  Sprache  begründet.  Dies  Blatt  fand  seiner 
Unverfanglichkeit  wegen  Gnade  vor  der  Censur-Commission  (Johannot) 
und  sollte  bei  der  Einziehung  anderer  Journale  fortbestehen.  Der 
bekannte   Dr.    C.    N.  Röding,    welcher     frühzeitig    hieiTon    Kunde 
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üeber  dem  Eingang  der  Synagoge  enthielt  ein  Transparent  den 
5.  Vers  des  89.  Psalms  in  ebräischer  Sprache,  und  die  Behörden 
beehrten  die  Versammlung  mit  ihrem  Besuch.  Am  9.  Juni  ward 
die  Taufe  dieses  Kindes  abermals  gefeiert,  aber  einfacher  und 
Vormittags.  Das  erste  Fest  kostete  3614  Mark  8  Schillinge 
Banco ,  das  zweite  565  Mark  1  Schilling  Courant,  und  die  Ge- 
meinden trugen  im  Yerhältniss  von  *A?  V"  und  V'  die  Kosten. 
Uebrigens  war  schon  seit  dem  14.  Februar  Napoleons  Name  in 
das  Kirchengebet  gesetzt  und  den  ganzen  März  für  die  glück- 
liche Entbindung  der  Kaiserin  gebetet  worden. 

Hier  muss  nun  zum  erstenmal  von  einer  Angelegenheit  ^^^ 
die  Bede  sein,  die  durch  viel  spätere  Jahre  fortläuft.  Der  letzte  j^^^^i 
Schutzcontract  mit  der  Bänischen  Ej'one  *)  war  nämlich  1808  auf 
aehn  Jahre  erneuet  und  das  Schutzgeld  halb  von  Hamburgischer 
und  halb  von  Altonaischer  Seite  alle  Johannis  regelmässig  be- 
zahlt worden,  und  zwar  dergestalt,  dass  die  Gemeinde  in  Altona 
die  ganze  Zahlung  nach  Copenhagen  übermachte,  nachdem  sie 
jedesmal  die  Hamburgische  Hälfte  sich  hatte  zustellen  oder  in 
laufender  Rechnung  gutschreiben  lassen.  Als  nun  1811  der  ge- 
wöhnliche Zahlungstermin  heranrückte,  fragte  die  Gemeinde  beim 
Präfecten  an,  ob  das  Schutzgeld  des  verflossenen  Jahres,  als 
eine  fällige  Schuld  betrachtet,  auszuzahlen  sei.  Der  Präfect 
erwiderte  (25.  Juni),  er  könne  den  Fall  nicht  entscheiden,  rathe 
indessen,  die  Zahlung  vorerst  zu  sistiren.  Bald  darauf  erkundigte 
er  sich  wieder,  ob  jenes  Schutzgeld  nicht  etwa  speciell  für  die 
Benutzung  der  auf  Holsteinischem  Boden  belegenen  Begräbniss- 
plätze gelte.  Man  wies  ihn  darauf  hin,  dass  die  alte  Ham- 
borgische  Gemeinde  kein  Schutzgeld  an  Dänemark  bezahlt  habe, 
obgleich  ihr  Friedhof  in  Ottensen  liege,  und  so  gab  der  Präfect 
die  Weisung,  in  der  Sache  nichts  vorzunehmen,  worauf  sie  dann 


bekam,  kaufte  dem  nicht  benachrichtigten  Cohen  die  Concession 
rasch  ab,  setzte  das  Blatt  in  einer  anderen  Richtung  fort  und  ver- 
wandelte später  dessenNamen  in  den  des  «norddeutschen Beobachters.» 
*)  Es  unterliegt  wohl  keinem  Zweifel,  dass  dieses  Schutzgeld 
zwar  nach  Copenhagen  gezahlt  wurde,  aber  nur  an  den  König  als 
Herzog  von  Holstein.  Dänemark  hat  Schutzgelder  weder  in  alter 
noch  in  neuer  Zeit  von  seinen  Juden  erhoben. 
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liegen  blieb,  um  späterhin  wieder  aufgenommen  zu  werden. 
Es  ist  übrigens  sicher,  dass  die  französische  Gesandtschaft  in 
Copenhagen  sich  mit  der  Angelegenheit  beschäftigt  hat,  doch 
fehlen  alle  Notizen  über  das  Geschehene. 

Das  Geschäft  der  Auseinandersetzung  mit  Altona  selbst 
ging  anfanglich  sehr  schläfrig.  Am  17.  April  waren  hiesiger 
Seits  Deputirte  ernannt,  doch  die  Altonaer  erklärten  auf  deren 
erste  Anzeige:  «so  dringend  die  Sache  auch  geschildert  werde, 
so  seien  sie  doch  nicht  im  Stande,  ohne  vorherige  Genehmigung 
ihrer  Regierung  darin  vorzugehen».  In  der  nächsten  Zusammen- 
kunft verlangten  die  Altonaer  wieder  die  unbedingten  Befehle 
der  französischen  Regierung  zu  sehen,  und  da  die  Hamburger 
sich  nur  auf  mündliche  Mittheilungen  der  Behörden  beziehen 
konnten,  so  wiesen  sie  den  Gegenstand  als  «nicht  dringlich»  für 
jetzt  ab  und  die  Hamburger  mussten  sich  das  gefallen  lassen 
Im  Ganzen  scheinen  diese  von  dem  Altonaer  Vorsitzenden, 
Meyer  Benjamin  Cohen,  bedeutend  in  Schach  gehalten  worden 
zu  sein,  wozu  noch  die  Unlust  kam,  mit  welcher  die  älteren 
Hamburger  an  die  Arbeit  gingen.  Erst  im  August  auf  wieder- 
holtes Andringen  des  Grafen  Chaban  ward  die  Auseinander- 
setzung lebhafter  betrieben,  und  die  Altonaer,  die  sich  nicht 
einmal  darüber  ausliessen,  ob  sie  nun  wirklich  von  ihrer  Re- 
gierung autorisirt  seien,  die  aber  jedenfalls  keinen  Grund  zur 
Eile  hatten,  erlangten  dadurch  merklich  bessere  Bedingungen, 
zumal  da  den  Hamburgischen  Deputirten  am  19.  August  von 
ihrer  Gemeinde  unumschränkte  Vollmacht  zum  Abschluss,  ohne 
Hamburg-  Vorbehalt  der  Ratification  ertheilt  worden  war.  Die  Ausfertigung 
äeparations- der  Separations  -  Acte  ist  inzwischen  erst  vom  26.  April  1812 
^^'  datirt.  Sie  enthält  nichts  über  jenes  Schutzgeld  und  ist  unter- 
zeichnet : 

Altonaischer  Seits  von 

M.  B.  Cohen.    J.  B.  Schiff.    A.  J.  Ree.    A.  H.  v.  Halle. 

Salomon  Meyer,     und 
Hamburgischer  Seits  von  f 

L.  H.  Wallach.     R.  S.  Haarbleicher.     L.  J.  Riesser. 

R.  M.  Rüben.     Jacob  Oppenheimer. 
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Ibre  wesentlichsten  Stipulationen  sind: 

§  3,   4.)     Ueberlassung    alles    auf   Hamburgischem    Gebiete 
befindlichen   Eigenthums   an    die  Hamburgische,  und  des  auf 
Altonaischem  Gebiete  belegenen  an  die  Altonaische  Gemeinde 
mit  Ausnahme    (§   6.)    des    erst    1810    gekauften    und    noch 
wenig    benutzten   Theils    des    gemeinschaftlichen    Friedhofes, 
von  welchem   Hamburg   zwei   Drittel  und  Altona   ein  Drittel 
erhalten  und  wo  das  bisherige  Durcheinanderlegen  der  Leichen 
aus  beiden   Städten   aufhören,   indem  ein   Scheidungsgraben 
die  beiden  Antheile  trennen  solle.     Femer    blieb   den  Ham- 
burgern   (§  10.)    die   Mitbenutzung    des    Krankenhauses    auf 
noch    zwei    Jahre    reservirt.       Was     dip     gemeinschaftlichen 
Schulden  anbelangt,  von  denen  (Annexen  zu  §  12.)  die  Ham- 
burger  Casse  297,771  Mark  11  Schillinge   und  die  Altonaer 
186,360  Mark  Couranf  contrahirt  hatte ,  so  wird  die  Solida- 
rität für    dieselben  aufgehoben  und  haftet  jede  Contrahentin 
separat    für    ihren    Theil    mit    Ausnahme   einer   Summe    von 
31,000  Mark  in  verschiedenen  Passivis,  die  Hamburg  Altona 
abnimmt,  so  dass  nun  Hamburg  328,771  Mark  1 1  Schlg.  und  Altona 
155,360  Mark  Ort.  Schulden  hat.  Ausserdem  überlässt  Hamburg 
den  Altonaern  zum  alleinigen  Besitz  20,000  Mark  in  dänischen 
3pCt.    transportablen    Staatsfonds  -  Obligationen.      Auch    soll 
(§  13,  14.)  ein  General-Proklam  erlassen  und  den  respectiven 
Gläubigern  —  grösstentheils    Testaments-Verwaltern  —  neue 
Obligationen    des    nunmehrigen    Separatschuldners    zugestellt 
werden.     (Diese  Bestimmung   ist  jedoch   in  dem  Drange  der 
Zeit  niemals   ausgeführt   worden.)     Die   Protokolle  der  Vor- 
steher-Sitzungen bleiben  (§  16)  in  den  Händen  der  Altonaer 
und  die  der  Testamente   in  denen  der  Hamburger.     Endlich 
ist  für  den  Fall  einer  zweifelhaften  Interpretation  des  Contracts 
der  Berufung  an  ein  «mosaisches  Schiedsgericht»  vorbehalten. 

Ging  man  mit  Widerwillen  und  Trägheit  an  die  Auflösung  Vereinig 
alter,  durch  Gewohnheit  lieb  gewordener  Verhältnisse,  so  machte  Gemein« 
man  sich  um  so  freudiger  an  die  Vereinigung  der  drei  Gemeinden. 

6 


82 


Wer  gehörte,  zumal  als  Mitglied  der  Verwaltung,  nicht  lieber 
zu  einer  grossen  ansehnlichen  Körperschaft,  als  zu  einer  winzigen  ? 
Der  definitive  Beschluss  des  grossen  Ausschusses,  gefasst  am 
4.  August  1811,  besagt: 

«dass  in  Folge  der  von  dem  engeren  Ausschuss  gemachten 
Mittheilung  und  überzeugt  von  der  Wohlthätigkeit  und  dem 
Nutzen,  der  aus  einer  Vereinigung  dieser  drei  Gemeinden 
entstehen  wird,  der  grössere  Ausschuss,  kraft  der  ihm  von 
den  drei  Gemeinden  am  18.  Februar  a.  c.  ertheilten  General- 
Vollmacht,  beschliesst: 

dass  die  drei  Gemeinden  vereinigt  werden  sollen,  und 
dass  sie  ihre  sämmtlichen  Activa  und  Passiva  gemeinschaftlich 
ohne  weitere  Auseinandersetzung  übernehmen,  dass  die  Epoche 
der  Vereinigung  ein  Gegenstand  fernerer  Berathung  sein 
dass  solche  aber  nicht  später  als  drei  Monate  von  heute  an 
Statt  finden  solle,  dass  übrigens  die  Auseinandersetzung  der 
Altonaer  Gemeinde  in  Hamburg  mit  der  in  Altona  der 
Altonaer  Gemeinde  allein,  und  die  der  Wandsbecker  Gemeinde 
in  Hamburg  mit  der  in  Wandsbeck  der  Wandsbecker  Ge- 
meinde allein  überlassen  bleibt,  deren  Beschleunigung  aber 
auf  das  Fördersamste  zu  betreiben  ist. 

(Dieser  Beschluss  ist  unterzeichnet  von:) 

Mendel   Hirsch.       H.   Würzburg.       Isr.   Lev.   Lazarus. 

Levin    Lazarus.       H.    A.    Jonas.        M.    E.    Delbanco. 

P.  M.  Schlesinger.     D.  W.  Hertz.     R.  S.  Haarbleicher. 

S.  Assur,    L.  J.  Riesser.    J.  Oppenheimer.    R.  M.  Rüben. 
M.  J.  Hertz  und  A.  Embden. 

Der  20.  August  war  der  Endpunkt  des  Provisoriums  im 
Hamburgischen  Staate  und  der  vollständigen  Einführung  der 
französischen  Gesetze,  und  mit  diesem  Tage  ward  die  besondere 
jüdische  Jurisdiction  zu  Grabe  getragen.  Es  ward  dem  Rab- 
binatsgericht  in  Altona  von  Seiten  Hamburgs  durch  die  Be- 
glaubigten der  Gemeinden  wörtlich  notificirt: 
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«dass  e%  tar  Hamburg  nicht  mehr  existire*),  dass  es  weder  ^*°«>***'*» 
Gitationen   an   Hamhurgisehe   Einwohner   zu    erlassen,    noch    gericht. 
Hamhurger  Rechtssachen  vorzunehmen,   auch  die  hereits  an- 
hängigen liegen  zu  lassen  habe.> 

Zu  gleicher  Zeit  verlangte  der  Präfekt  einen  Bericht  über 
alles  Geschehene  und  alles  für  die  Zukunft  zu  Wünschende, 
worauf  er  eine  Antwort  in  allgemeinen  Ausdrücken  erhielt. 
Doch  getreu  dem  Geiste  seines  Kaisers  verlangte  er  sofort  einen 
fertigen  Organisationsplan,  den  dann  die  an  solche  Arbeiten 
und  Verhältnisse  wenig  gewöhnten  Juden  am  24.  September 
einreichten. 

Dies  interessante  Actenstück  möge  hier  in  seinem  ganzen 
umfange  folgen: 

Plan  d'organisation. 

Oemeiode 
Art.    1.  TwrfMiungi 

Vu  l'ordre  de  Tautorite  comp^tente  les  habitans  de 
Hambourg  profesant  le  culte  mosai'que  s^organiseront  confor- 
mement  aux  lois  de  Tempire. 

Art.  2. 
Les    communes    Isra^lites,     nommees    d^Altona    et    de 
Wandsbeck,  se  separent  de  individus  residans  dans  ces  lieux 
et  seront  röunis  k  la  commune  de  Hambourg. 

Art.  3. 

Les  resultats  de  cette  Separation  influeront  gen^ralement 

gor  les  trois  communes  ci-devant,   de   maniere  que  la  masse 

des  dettes  qui  tomberont  k  leur  charge  serait  port^e  en  com- 

munaut6  et  sans  6gard  ä  leur  position  ant^rieure  k  la  r^union 


*)  Diese  Hyperbel  ist  jedenfalls  cu  stark;  denn  wenn  ein 
Hamburgischer  oder  sonstiger  Jude  einen  Altonaischen  oder  sonstigen 
Holsteinischen  Juden  verklagen  wollte,  so  musste  es  fortwährend 
(bis  1863)  vor  dem  Rabbinatsgerichte  geschehen. 

6* 
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de  mSme  que  les  bienfonds,  synagogues,  fabriques,  et  autres 
ödifices  communaux  leur  appartiendront  egalement  en  com- 
mnnaut^. 

Art.  4. 
Yu  que  les  cimeti^res   sur    le   territoire   danois  sont  la 
propri6te  bien  acqnise  des  communes,  elles  sont  autorisöes  de 
continuer  leurs  inhamations  dans  ces  cimeti^res. 

Art.  5, 
Les  communes  reunies  procederont  sans  delai  k  T^lection 
d'un   consistoire    et   des   employes    n6cessaires    conform6ment 
au   d^cret  du  10  D6cembre  1806   en  soumettant  les  nomina- 
tions  k  l'autorit^  competente. 

Art.  6. 
Pour  mieux  r6pondre  aux  vues  bienfaisantes  du  gou- 
vernement  et  pour  y  arriver  d'une  maniere  plus  prompte  et 
plus  efQcace,  consid6rant  que  Teloignement  du  consistoire 
central  de  Paris  entrainerait  des  longeurs  dans  Texecution 
des  lois  tant  k  cause  de  leur  nouveaute  que  par  la  difPerence 
des  langues,  mais  surtout  par  le  travail  immense  qui  en 
r^sulterait  pour  ce  consistoire  vu  le  nombreux  accroissement 
des  Israelites  habitans  des  departemens  reunis  de  TElbe,  du 
Weser  sup^rieur  et  du  Lippe*).  On  propose  pour  faire 
tomber  ces  difficult^s,  de  suivre  le  mode  adopte  pour  le  culte 
Protestant,  d^etablir  un  second  consistoire  central  k  Hambourg 
qui  veillera  k  Tex^cution  des  lois  et  entrera  en  relation  avec 
Tautorite  competente  et  le  ministre  des  cultes. 

Art.  7. 

Le  consistoire  fera  batir: 

1)  un  hopital,  ou  couvertir  un  des  ^difices  appartenent 
ä  la  commune  pour  cet  objet  en  soumettant  le  plan  k  l'au- 
torit6  competente; 


*)  Diese  von  .dem  ephemeren  Königreich  Westphalen  Über- 
kommenen Namen  wurden  kurz  nachher  verwandelt  in  die  der  Eib- 
mündungen, Wesermündungen  und  Ober-Ems. 
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2)  une  Bynagogue  vaste  capable  de  contenir  3500  k 
4000  individos  pour  satisfaire  k  la  loi  qui  n^admet  qu^une 
synagogue  consistoriale; 

3)  un  Etablissement  ponr  servir  d^instruction  publique 
et  de  s^minaire  surveill6  et  administrE  par  le  consistoire  et 
nn  comite  de  six  notables  nommE  parmi  les  derniers  au 
Bcmtin  et  ä  la  majorite  absolue.  Le  consistoire  assiste  par 
neof  notables  formera  le  conseil  de  fabrique.  Le  conseil 
se  subdivisera  en  diff(6rentes  sectioQS  qui  administreront  les 
interets  des  fabriques,  de  Thopital,  de  la  synagogue  et  du 
seminaire. 

Art.  8. 
L^autorite  comp6tente  apres  un  examen  exact  du  budget 
approximatif  k  lui  presentE  par  les  deputes  des  communes, 
▼u  la  n^cessite  absolue  de  pourvoir  aux  besoins  urgens  des 
depenses  ne  consistant  qu'en  paiement  des  int^rSts,  fraix  du 
culte,  secours  n^cessaires  et  indispensables,  autorisera  le  con- 
sistoire ou  une  commission  nommee  par  lui  ad  boc  de  con- 
server  l'ancien  droit  tant  pour  la  perception  des  arrerages 
que  po.ur  Timposition  des  contribuables  suivant  le  mode  usite 
jusqu'ä  present: 
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'VL€3Lm^'t 


Depenses  ordinaires. 

1)  Interets  des  dettes    communales  650,000  Francs 

ä  4  7o 

Cnlte. 

2)  Traitement  du  Grand  Rabbin 

id.  de  2  rabbins  membres  du  consistoire 
ä  2500  

id.  du  secretaire  et  fraix  du  bureau  .... 

id.  des  chantres,   marguilliers,   entretien 

des  omemens,  eclairage  etc.  .  . . 

3)  Pensions  aux  membres  de  l'ancien  consistoire  et 

k  d'autres  employes  reformes 

4)  Fraix  d^hopital  et  secours  portes  k  des  individus 

malades  k  domicile 

5)  Sepulture  des  indigens 

6)  Entretien  des  cimetieres 

7)  Pain    sans  levain    pour  les  paques    accorde  aux 

pauvres 

8)  Instruction  publique  servant  de  seminaire 

Bienfaisanoe. 

9)  Secours  fixe  aux  pauvres,  vieillards,  valetudinaires, 

veuves,  orphelins  etc 

10)  Combustibles  pendant  la  saison  rig^ureuse 

Depenses  eztraordinaires. 

11)  Secours  dans  des  malheurs  imprevus,  .dons  aux 

etrangers  etc 

12)  Fetes  generales 

Total  Francs 
Observation. 


Francs. 
26,000 

6,000 

5,000 
4,000 

9,000 

6,000 

86,000 
5,400 
1,600 

8,000 
15,000 


30,000 
8,000 


5,000 
2,000 


167,000 


Les  Tsraelites  etant  empeches  par  des  causes  religieuses 
de  profiter  des  institutions  generales  comme  des  cimetieres,  des 
seminaires,  des  höpitaux  k  cause  des  lois  du  culte  regardant  la 
boucherie  etc.,  et  comme  il  est  rigoureusement  prescrit  de  ne 
<  manger  pendant  les  paques  que  du  pain  saus  levain,  les  articles 
4,  5,  6,  7,  8  ue  peuvent  etre  portes  que  dans  les  frais  du  culte. 
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Beoette  ordinaire. 

1)  Revei  aefl  des  bienfonds 

2)"  Contribntion  personnelle  (Familiensteuer)  *) 

Francs  28,000 
k  deduire  ponr  non-valeurs        «         14,000 


8)  Solde   ponr  imposer  par  repartitiou  lor  les  con- 
tribaables 


Francs. 
12,000 


14,000 
141,000 


Total  Francs 


167,000 


Observation. 

On  a  omis  dans  la  recette  la  portion  contributive  qui  nous 
lera  accordee  par  la  commune  pour  Pentretien  des  pauvres, 
[i*ayant  pas  jnsqu^ä  present  fait  de  demande  pour  cet  objet. 


*)    Es   fällt   auf,    dass  hier  die  Familiensteuer   als  schon 
feststehend  angenommen  ist,  die  indirecten  Einnahmen  des  Cultus, 

Hochzeitsgebühren  u.  s.  w.  aber  ganz  fehlen. 
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Begleitet    war    dieser    Entwurf  von   folgendem   Schreiben 
an  den  Präfekten: 


Schreiben  «Suivant  vos  ordres  nous  avons  l'honneur  de  soumettre 

der 


a  VOS  vues  un  plan  d'organisation  et  le  budget  approximatif 
an  den  conforme  ä  ce  meme  plan.     II  en  resülte  une  somme  de  francs 

r»e  ten.  141^000  que  vous  voudrez  bien  nous  permettre  d'imposer  en 
la  repartissant  sur  nos  contribuables  suivant  le  mode  usite 
savoir;  qu'une  commission  elue  par  le  consistoire  les  imposait 
tant  d'apres  leur  fortime  que  d'apres  leur  revenu.  Ceux  qui 
se  croyaient  leses  avaient  le  droit  de  reclamer  devant  cette 
commission  et  de  se  taxer  eux  memes  afOrmant  par  serment 
qu'une  plus  grande  contribution  excederoit  leurs  moyens.» 

Armenpflege.  Dass   man   den   von   der    Stadt   zu   erwartenden  Zuschuss 

zu  den  Kosten  der  Armenverpflegung  noch  in  der  Schwebe  Hess 
und  überhaupt  diese  gerechte  Forderung  nicht  sogleich  mit 
allem  Nachdruck  geltend  machte,  können  wir  den  damaligen 
Administratoren,  die  sich  darin  von  dem  Gesammtwillen  der 
Gemeinde  gestutzt  wussten,  nicht  verübeln ;  wenn  wir  aber  noch 
im  Mai  des  Jahres  1812  sehen,  wie  die  Mairie  den  Juden  jüdische 
uneheliche  Kostkinder  zur  Verpflegung  auf  ihre  alleinigen  Kosten 
zuschickt,  und  diese  dies  gutheissen,  so  erhebt  sich  die  Frage, 
ob  die  Blödigkeit  einerseits  oder  die  Dreistigkeit  andererseits 
mehr  zu  bewundern  ist.  An  ein  Zusammenwerfen  der  Armen- 
anstalten scheint  beiderseits  nicht  gedacht  worden  zu  sein.  Die 
nächsten  Monate  gingen  mit  dem  Detail  aller  dieser  Organisations- 
Arbeiten  hin,  bei  welchen  das  jüngste  Verwaltungsmitglied,  der 
schon  genannte  Adolph  Embden,  sich  grosse  Verdienste  erwarb. 
Die  meiste  Umsicht  erforderte  die  Verfolgung  des  angegebenen 
Central-  Plans,  Hamburg  ein  eigenes,  von  dem  Pariser  unabhängiges 
Central  -  Consistorium  zu  verschaffen.  Der  damalige  Cultus- 
Minister,  Bigot  de  Preameneu,  welcher  den  Pariser  Oberrabbiner, 
Ritter  de  Cologna,  einen  Italiener,  sehr  begünstigte,  scheint 
dieser  Absicht  nicht  hold  gewesen  zu  sein.  Er  wandte  sich  im 
pecember  an  das  Consistorium  zu  Amsterdam,  um  von  ihm  alle 
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Data  zur  Errichtang  der  neuen  Consistorialbezirke  zu  erhalten, 
und  dieses  wandte  sich  durch  Vermittlung  des  Präfekten  an  die 
Hamburger  Administration*),  welche  sich  aber  fortwährend  taub 
stellte,  ausweichende  Antworten  ertheilte  und  namentlich  jede 
Aaskunft  über  die  übrigen' Juden  ihres  Departements,  als  ihr 
ganz  fremd,  ablehnte. 

Am  5.  April   1812   ward  endlich  vom   grossen   Ausschuss  o»m«i> 
der  vereinigten  Gemeinde  deren  provisorische  Verfassung,  welche 
man  aber  zu  einer  definitiven  zu  machen  hoffte,  festgestellt,  und 
die  nöthigen  Wahlen  wurden  vorgenommen. 

Hier  folgt  diese 

Verfassung. 
I. 
Von dör  Errichtung  eines  General -Administrations-  ©«»erai 
Conseils  der   Israelitischen   Gemeinde    in   Hamburg  ^i^^^^,^ 
und  der  Ernennung  von  Notabein. 

1. 
Bis  zur  Ernennung  eines  Israelitischen  Consi8toriums**)consi8toi 
wird  ein  General-Administrations-Conseil  formirt,  das  in  seinen 
Functionen  von  dem  nachherigen  Consistorio  remplacirt  wird, 
bis  dahin  aber  provisorisch ,  unter  den  in  Art.  4  und  5  an- 
geführten Beschränkungen,  alle  in  dem  Consistorio  gesetz- 
mässig  vereinigten  Verwaltungszweige  in  sich  vereinigen 
soll ,  sowohl  dem  Cultus  als  dem  Finanzwesen  der  Ge- 
meinde vorstehen  ,  die  erforderlichen  Unterhandlungen 
mit  den   competenten  Behörden   betreiben,    alle  zum   Besten 


*)  Die  Amsterdamer  Dazwischenkunft  war  überflüssig;  aber 
selbst  in  Pariser  Regierungskreisen  glaubte  mau  Amsterdam  und 
Hamburg,  beide  zum  «le  Nord»  gehörig,  müssten  die  genaueste 
Kenntniss  von  einander  haben. 

**)  Dieses  erwartete  Consiatorium  hätte  sich  dann  auch  über 
die  Portugiesisch^  Gemeinde  erstreckt,  weil  gesetzlich  nur  Eine 
Gemeinde  in  einer  Stadt  existiren  durfte.  Einstweilen  ward  hierauf 
nicht  geachtet. 
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der  Gemeinde  und  ihrer  Mitglieder  ihm  nöthig  oder  nützlich 
erscheinenden  Einrichtungen  anzuordnen,  die  Organisation 
des  Consistoriums  gesetzmässig  einzuleiten  und  zu  hefördern 
und  das  ganze  Finanzwesen  dergestalt  zu  yerwalttji ,  dass 
sämmtliche  bisherige  Cassirer  und  Administratoren  der  ver- 
schiedenen Finanzeinrichtungen  sämmtlicher  Gemeinden  ihre 
Rechnungen,  Bücher  und  Etats,  wie  nicht  weniger  den  Be- 
stand ihrer  respectiven  Kassen  diesem  Conseil  abzuliefern 
und  in  der  Folge  ihre  Instructionen  einzig  und  allein  von 
demselben  zu  erhalten,  so  wie  überhaupt  alle  von  den  bis- 
herigen drei  Gemeinden  angestellte  und  salarirte  Beamte  sich 
einzig  und  allein  nach  der  Instruction  dieses  Conseils  zu 
richten  haben. 

2. 
Dieses  Conseil  soll  aus  Sieben,  durch  absoluta  Stimmen- 
mehrheit von  dem  grossen  Ausschüsse  gewählten  Mitgliedern 
und  einem  von  dem  Conseil  selbst  zu  ernennenden  Secretair 
bestehen. 

3. 
Babbiaer.  ^^®  gegenwärtig   angestellten  Rabbiner  (Bajanim)  sind 

autorisirt  und  befugt,  die  auf  den  Cultus  Bezug  habenden 
Gegenstände  dem  Conseil  mitzutheilen  und  über  die  ihnen 
deshalb  dienlich  scheinenden  Massregeln  mit  demselben  zu 
unterhandeln. 

4. 
Notubie.  ^*s    Conseil    soll   sich    unverzüglich ,    nachdem    es    in 

Function  getreten,  mit  der  Ernennung  von  fünfundzwanzig 
Notabein  beschäftigen,  die  aus  den  Geachtetsten  und  Meist- 
belasteten der  Gemeinde  zusammengesetzt  werden  müssen.  — 
In  der  Zahl  dieser  25  Notabein  sind  die  7  Mitglieder  dieses 
Conseils  begriflfen,  und  sind  demnach  noch  18  Mitglieder  von 
demselben  zu  ernennen.  Das  Conseil  ist  verpflichtet,  diese 
Notabein  halbjährig  zusammen  zu  rufen  und  ihnen  dasjenige 
vorzutragen,  was  es  in  seiner  bisherigen  Administration  ver- 
richtet, wobei  aber  namentlich  das  Budget  ihrer  Genehmigung 
vorgelegt  wird;    ebenso  sollen  die  mit  der  Regierung  vorzu- 
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nehmenden  Unterhandlungen  der  Genehmigung  der  Notabein 
imterworfen  sein.  Indessen  sollen  die  Beschlüsse  der  Notabein 
keine  rückwirkende  Kraft  haben,  wohl  aber  für  die  Folge 
als  Massstab  dienen,  ohne  jedoch  die  früher  genommenen 
Beschlüsse  des  Gonseils  dadurch  zu  schwächen,  insofern  solche 
bereits  ausgeführt  sind. 

In  der  Versammlung  der  Notabein  wird  durch  Stimmen- 
mehrheit entschieden.  Der  Präsident  des  Gonseils  präsidirt 
in  der  Versammlung  der  Notabein.  Jeder  Notable  hat  das 
Recht,  Vorschläge  zu  machen,  jedoch  nur  durch  das  Organ 
des  Gonseils,  dem  er  vorher  schriftlich  seine  Vorschläge  ein- 
reichen muss,  -^  und  das  Gonseil  ist  gehalten,  diese  der 
Versammlung  mitzutheilen.  Im  Fäll  ein  oder  mehrere  Mit- 
glieder des  Gonseils  durch  Todesfall  oder  freiwillige  Nieder- 
legung ihrer  Stelle  abgehen,  so  ist  das  Gonseil  gehalten,  die 
Notabein  zusammenzurufen,  die  dann  das  oder  die  abgegan- 
genen Mitglieder  ersetzen. 

Die  Ernennung  des  Gonsistoriums  soll  nach  erlangter 
Autorisation  nach  Vorschrift  der  Reichsgesetze  durch  die 
Notabein  geschehen. 

5. 

Nach  Verlauf  von  zwei  Jahren  soll  das  Gonseil,  falls 
es  nicht  früher  schon  durch  Ernennung  eines  Gonsistoriums 
aufgelöst  wird,  zur  grösseren  Hälfte  durch  die  25  Notabein 
erneuert  werden. 

II. 

Von  dem  General-Gassirer  der  Gemeinde. 

6. 

Es  wird  ein  General-Gassirer  der  Gemeinde  ernannt, 
der  die  respectiven  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Gemeinde 
besorgt. 

7. 

Dieser  General-Gassirer  erhält  seine  Instructionen  von 
dem  General- Verwaltungs-Gonseil,  wird  seine  Rechnungen  und 
Etats  demselben  ablegen  und  ist  demselben  für  seine  Ver- 
waltung verantwortlich. 


Gener 
OaMir 


Syndici. 
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8. 

Diesem  wird  ein  salarirter  Buchhalter  zugesellt,  der 
von  dem  Conseil  ernannt  und  instruirt  wird. 

9. 

Falls  der  General-Cassirer  an  der  Ausübung  seiner 
Functionen  auf  eine  Zeitlang  verhindert  würde,  wovon  er 
dem  Conseil  gehörige  Anzeige  zu  machen  hat,  so  wird  dieser 
von  einem  Mitgliede  des  Conseils  supplirt.  Bei  freiwilliger 
Niederlegung  seines  Amtes  oder  Absterben  desselben  wird 
jseine  Stelle  von  den  Notabein  aus  den  zu  diesem  Behuf  von 
dem  Conseil  vorgeschlagenen  Candidaten  wieder  ersetzt. 

III. 

Von  den  Syndicis  der  Gemeinde. 

10. 

Es  werden  drei  Syndici  und  drei  Adjuncten  ernannt, 
deren  Function  sich  auf  die  innere  Einrichtung  der  Synagoge 
bezieht,  um  Ordnung  und  Anstand  darin  zu  erhalten ;  die  die 
Einnahme  der  in  den  Synagogen  selbst  gespendeten  Almosen 
und  der  sogenannten  Mitzwoth-Gelder.  so  wie  die  zur  inneren 
Einrichtung,  Beleuchtung  und  Reinigung  der  Tempel  erfor- 
derlichen Ausgaben  besorgen,  die  Rechnungen  hievon  aber 
dem  Verwaltungs  -  Conseil  abgeben  und  von  demselben  ihre 
Instruction  über  Alles,  was  auf  ihre  Functionen  Bezug  hat, 
erhalten,  der  sie  genau  nachzuleben  verbunden  sind. 

11. 
Bei  der  Wahl  derselben  wird  auf  die  jetzt  bestehenden 
drei   Haupt -Synagogen   der    Gemeinde  derart  Rücksicht   ge- 
nommen,  dass  für  jede   derselben  ein  Syndicus  und  ein  Ad- 
junct  gewählt  wird.*) 


*)  Diese  Einrichtung  hat  den  seitdem  eingetretenen  Wandel 
überlebt  und  jede  Synagoge  hat  (bis  1859)  Ihren  Syndicus  und  ünter- 
syndicuB  behauptet. 
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12. 

Es  werden  ferner  für  die  drei  Synagogen,  welche  der- 
malen anf  dem  Dreckwall  (Alterwall)  bestehen,  ebenfalls 
drei  Syndici  ernannt. 

13. 

Dem  Conseil  bleibt  es  indess  überlassen ,  die  in .  der 
Folge  erledigt  werdenden  Stellen  der  Syndici  und  Adjnncten 
wieder  nach  seinen  Einsichten  zu  besetzen,  so  wie  die  Zahl 
derselben,  nach  der  in  der  Folge  etwa  statthabenden  Ver- 
minderung der  Zahl  der  Tempel,  zu  beschränken. 

IV. 

Von  den  Armen-Vorstehern. 

14. 
E»  werden  drei  Armen- Vorsteher,  so  wie  drei  Vorsteher    Armei 
dee  Krankenkanaea  und  der  erkrankten  Haasarmen  ernannt,  ^""*"' 
die  ihre   Instructionen   ebenfaUs    von    dem    Conseil    erhalten 
und  ihre  Etats  und  Rechnungen  vor  demselben  ablegen  müssen. 
Das  Conseil  kann  die  Zahl  berselben  vermehren  oder  beschränken 
und   besetzt   die   etwa    erledigten    Stellen    nach    seinen  Ein- 
sichten. 

Die  Wahlen  zum  Administratlons-Conseil  fielen  auf:  Adminig 

tioniwafa 

Jacob  Oppenheimer,  Moses  Isaac  Hertz. 

Wolff  Elias  von  Halle.  Rüben  Moses  Rüben. 

Philipp  Moritz  Schlesinger.  Lazarus  Jacob  Riesser 

und  Adolph  Embden; 

und  zum  General-Einnehmer  auf: 

Raphael  Samuel  Haarbleicher. 
Besoldeter  Secretair  des  Conseils  ward: 

Heymann  Würtzburg, 
Buchhalter  waren: 

Heymann  Sander  May  und  L.  H.  Beyfus. 


94 


Am    3.    Mai    leisteten    die    Erwählten    in    die    Hände    der 
Rabbiner  Läse,  Japha  und  Speyer  den  Eid : 

«die   Vermögens  -  Umstände   der  einzelnen  Mitglieder  der  Ge- 
meinden,  welche   ihnen   durch  die  zu  übernehmenden  Bücher 

4 

und  Scripturen  bekannt  würden,   geheim  zu  halten  und  Nie- 
mand zu  entdecken» 
und  hierauf  traten  sie  ihr  Amt  an. 
Gesinnung  So   War   denn  nun  das  alte  Begime   völlig  beseitigt.     Die 

^  ^^  ^  Juden  standen  da,  verwandelt  in  Bürger  des  mächtigen  Reichs. 
1811.  Offen  lag  die  Welt  vor  ihnen,  und  jede  Stufe,  die  Fleiss,  Talent 
und  Glück  erreichen  konnten  —  und  was  war  diesen  Potenzen 
in  jener  Zeit  unerreichbar?  —  war  eben  so  wohl  für  sie  vor- 
handen, als  für  ihre  übrigen  Mitbürger;  die  Zeit  der  Erniedri- 
gung war  (zeitweilig!)  vorüber  wie  ein  böser  Traum.  Und 
doch  war  ihnen  nicht  wohl  bei  dieser  Umwandlung  und  die 
Zahl  der  französisch  Gesinnten  beschränkte  sich,  abgesehen  von 
einigen  von  niedrigster  Habsucht  Geleiteten,  auf  nur  Wenige,  die 
nicht  durch  unmittelbares  Gefühl ,  sondern  erst  durch  ver- 
gleichende Reflexion  sich  in  diese  Gesinnung  hineingearbeitet 
hatten.  Noch  freier  fast  als  bei  den  christlichen  Bürgern  konnte 
man  in  jener  Blüthezeit  der  Spione  und  Denuncianten  in  jüdischen 
Kreisen  seinen  unfranzösischen  Aeusserungen  freien  Lauf  lassen, 
und  während  sich  jene  schaarenweise  zu  allen  Staatsdiensten 
drängten,  Hessen  sich  trotz  guter  Bezahlung  und  trotzdem,  dass 
die  Behörden  in  der  Voraussetzung  grösserer  Ergebenheit  vor- 
zugsweise Juden  anstellten ,  nur  wenige  junge  Leute  auf 
den  Verwaltungsbureaux  anstellen,  und  solch  ein  Fall  wurde 
dann  immer  als  ein  Ai'muthsbekenntniss  der  Familie  betrachtet. 
Für  die  französischen  Zoll-  und  Polizei  -  Aemter  meldete 
sich    vollends    kein    einziger    hiesiger   Jude.*)      Was    war    nur 


*)  Die  Kenntniss  der  französischen  Sprache  war  dabei  unter 
den  jüngeren  Juden  so  verbreitet,  dass  ein  geistreicher  Redner  bei 
der  fünfiindzwanzigj  ährigen  Stiftungsfeier  der  Freischule  mit  Recht 
sagen  konnte:  die  deutschen  Juden  hätten  früher  gutes  Französisch 
als  gutes  Deutsch  sprechen  gelernt. 
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der  Gnind  dieses  Widerwillens?  Die  Sehnsucht  zurück  nach 
dm  verlassenen  Fleischtöpfen  Egyptens,  die  mangelhafte  poli- 
ÜBche  Ausbildung  würde  ihn  nur  bei  einem  kleinen  Theil  der 
jüdischen  Bevölkeying  erklären,  die  Berechnung,  dass  der  für 
das  erlangte  Gut  der  Gleichstellung  bezahlte  Preis,  der  Verlust 
des  Seehandels,  ein  zu  hoher  sei,  traf  nicht  zu,  denn  dieser 
Handel  war  schon  seit  mehreren  Jahren  dahin  und  die  Aussicht 
für  den  binuenländischen  Betrieb  hatte  sich  durch  den  Anschluss 
eher  gebessert.  Anhänglichkeit  an  die,  nur  Wenigen  näher 
bekannte  Hamburgische  Verfassung  war  es  gewiss  nicht,  und 
was  das  jüdische  Gemeindewesen  betrifft,  so  war  die  Vereinigung 
der  Gemeinden  von  allen  ihren  Mitgliedern  als  eine  Wohlthat 
anerkannt.  Ich  finde  den  Grund  der  Erscheinung  in  nichts 
Anderem,  als  in  der  unmittelbaren  Liebe  zur  Vaterstadt  und 
noch  mehr  in  dem  unvertilgbaren  Rechtsgefühl,  das  in  jeder, 
selbst  der  wohlthätigen  Handlung  der  fremden  Herrscher  einen 
Act  der  Gewaltthätigkeit  und  der  Tyrannei  erblicken  liess. 
^or  diese  Gefühle,  erzeugt  und  getragen  von  tief  eingedrungenen 
religiösen  Anschauungen,  geben  den  Schlüssel  zu  dem  brennenden 
Enthusiasmus,  mit  dem  die  Juden  bald  darauf  die  Sache  der 
Befreiung  Hamburgs  von  dem  französischen  Joche  ergriffen. 

Am  3.  Mai  erblicken  wir  das  neue  Administrations-Conseil  instaiiatioi 

j  a-  11  41  /-■«  '     t       '        ^  ^^^  neuen 

m  dem  Sitzungssaal   der  Altonaischen    Gemeinde  m   der  ersten  verwaitum 
Eibstrasse    versammelt;    zum    ersten    Male    sehen    diese   Räume  ^^^  ^'^»"k 
unbedeckte  Häupter,  zum  ersten  Male  wird  alles  Schriftliche  in  derselben, 
deutscher  Sprache  und  Schrift  geführt.     In   dieser,   wie  in    den 
folgenden  Sitzungen  werden  die  alten  Bücher  und  Gassen  abge- 
liefert,  doch   zögert   der   älteste  Cassirer    der  Altonaischen  Ge- 
meinde, Wallach,  die  Ablieferung  seines  Saldos  von  Banco-Mark 
58,309.  II  Schillingen,  die  er  gegen  jede  veränderte  Bestimmung 
vertheidigen  zu  müssen  glaubt,   bis  zum   27.   August.     Es   ge- 
schieht   die    vorgeschriebene    Wahl    der    18    Notabein ,    welche 
wegen  häufiger  Ablehnungen  erst  spät  zu  Stande  kommt.     Durch 
einen  Beschluss,   der    sich  auf  ein  Gutachten  der  drei  Rabbiner 
stützt,  werden  alle  solche.  Legate,  deren  Genuss  vom  Stifter  den 


96 


Armen  aus  Einer  der  bisherigen  Separat -Gemeinden  reservirt 
war,  für  nunmehriges  Gemein-Gut  der  vereinigten  Gemeinde 
erklärt*),  und  es  wird  auch  schon  an  eine  Verschmelzung  der 
drei  Altstädter  Filial  -  Synagogen  in  eine  einßige  gedacht.  In- 
structionen werden  ausgearbeitet  für  den  Einnehmer,  für  die 
Buchhalter,  für  die  Verwalter  der  Grundstücke,  für  die  Armen- 
und  Krankenpfleger,  für  die  Synagogen-Inspectoren.  Es  werden 
Taxen  festgesetzt  für  die  Trauungsgebühren  (10  bis  50  Francs 
nach  Vermögensclassen ,  statt  des  bisherigen  Kechasch),  für  die 

Orabitatten.  Beerdigung  wohlhabender  Fremder  (150  Mark  Courant  pro 
minimo)  u.  dgl.  m.     Es  wird  die  sehr  schwierige   und  von  den 

®*®'^«f^«*"Interessenten  sehr  bestrittene  Trennung  der  Beerdigungs-Brüder- 

Brüder- 

■chaften-  schaften  von  denen  in  Altona  und  Wandsbeck,  so  wie  ihre  Ver- 
einigung unter  einander  durchgeführt,  und  eben  so  die  Ausein- 
andersetzung einer  Anzahl  anderer,  bisher  mit  Altona  verbunden 
Aussichten  gewesenen    wohlthätigen   Vereine.      Nur    von    einer   Veredlung, 

für  das 

cuitueiie  voll  einer,  wenn  auch  noch  so  geringen,  wenn  auch  noch  so 
Lsben.  regelrechten  Reform  im  Cultus  ist  nicht  im  Entferntesten  die 
Rede  und,  obgleich  das  1809  errichtete  Consistorium  in  Cassel, 
dessen  geistliche  Jurisdiction  sich  über  das  ganze  Königreich 
Westphalen  und  bis  auf  wenige  Stunden  von  Hamburg  erstreckte, 
die  lobenswerthesten  Anfange  zu  übrigens  völlig  im  rabbinischen 
Sinn  gehaltenen  Reformen  im  Ceremonialwesen  machte,  so  blieb  in 
Hamburg  doch  Alles  beim  Alten.  Theils  war  die  Ansicht,  die 
Religion  sei  nur  für  das  geringe  Volk,  damals  zu  sehr  unter  den  Auf- 
geklärten verbreitet,  theils  aber  mangelte  es  an  einem  Manne,  der 
wie  der  Präsident  Jacob  Israel  Jacobson  in  Braunschweig  den  Bürger 
und  den  Weltmann  mit  dem  rabbinischen  Juden  theologisch 
vereinigen  zu  können  glaubte.  Einige  freilich  hofften  oder 
fürchteten ,   dass   späterhin   beim  Eintreffen  des  zu  erwählenden 


*  *)  Mit  wenigen  Ausnahmen  waren  damals  die  sämmtlichen 
Capitalieu  frommer  jüdischer  Stiftungen  bei  der  Gemeinde  selbst 
belegt.  Diese  Gelder  wurden  zur  laufenden  Gasse  genommen  und 
mit  verbraucht,  wie  das  auch  in  allen  darüber  ausgestellten  Gemeinde- 
Obligationen  ausdrücklich  verordnet  ist.  Solche  Gelder  rem  als 
Deposita  zu  behandeln,  fing  man  erst  1817  an,  wovon  späterhin. 
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Grand-Rabbin  und  defmitiver  Errichtung  des  Gonsistoriums 
eUras  auf  diesem  Felde  geschehen  würde,  iusbesonde  wenn  es 
gelang ,  sich  von  dem  Pariser  Central  -  Consistorium  unab- 
hängig zu  machen;  aUein  diese  Hofibung  war  wenig  begründet. 
Die  aufgedrungene  Einförmigkeit  der  Lehre  und  der  Kirchen- 
Terfaasung  war  ein  viel  zu  achtes  Erzeugniss  des  Napoleonischen 
Despotismus,  und  dieser  war  viel  zu  bange  vor  Sectenspaltungen 
und  der  damit  verbundenen  Denkthätigkeit ,  als  dass  hier  dem 
Interesse  eines  partiellen  Fortschritts  ein  Zugeständniss  hätte 
gemacht  werden  dürfen.  Zeigt  sich  dieser  Geist  des  Despo- 
tismus, der  damals  Alles  durchdrang,  ja  sogar  in  der  oben  an- 
geführten Bestimmung  (Art.  4  und  anderen  der  Gemeinde ver- 
&ssung). 

Die  Schuldenlast,  die  die  drei  Gemeinden  zusammenbrachten 
mid  die  wir  auf  dem  vorgelegten  Budget   mit  650,000  FrancsSchuWen 
angegeben   fanden,   betrug  zusammen   515,000  Mark   Courant*) 


*)  Es  kann  uns  von  dem  Standpunkte  eines  geordneten  Haus- 
haltes auffallen,  wie  sich  eine  so  beträchtliche  Gemeindeschuld  an- 
häufen konnte;  bei  näherer  Betrachtung  müssen  wir  es  aber  ganz 
natürlich  finden.  Die  grosse  Last  der  nach  zwei  und  noch  mehr 
Seiten  hin  zu  zahlenden  Schutzgelder,  die  Kosten  der  häufigen  Bitt- 
schriften und  Rechtshändel,  ja  selbst  die  directen  und  verschleierten 
Bestechungen  subalterner  Beamten,  die  in  der  früheren  Zeit  nöthig 
waren,  um  den  Juden  die  persönliche  Sicherheit  zu  erhalten ,  zumal 
in  dieser  freien  Reichs-  und  Hansestadt,  gegenüber  den  noch  bis 
aaf  die  neuesten  Zeiten  den  Juden  verschlossenen  Städten  Bremen 
und  Lübeck,  sodann  die  Erwerbung  der  Synagogen,  Friedhöfe 
and  caltuellen  Etablissements  rechtfertigen  es  hinlänglich ,  dass 
die  damaligen,  innigst  aus  dem  Gesammtbewusstsein  der  Gemeinde 
hervorgegangenen  Vorstände  die  ihnen  unkündbar  zur  freien 
Verfügung  eingezahlten  Stiftungscapitalien  für  diese  Bedürfnisse 
aof  brauchten ,  um  den  Nachkommen  neben  dem  dadurch  er- 
langten Genuss  auch  die  Zinsenlast  zu  hinterlassen.  Es  lässt 
lieb  behaupten  und  zum  grösseren  Theil  nachweisen,  dass 
die  Zinsen  jener  Schuld  nichts  Anderes  sind,  als  die 
Zinsen    der   Kosten   für    den   Eintritt    der   Juden    in   den   Staats- 
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(auBser  der  hypothekarisoten  Belastung  der  Grundstücke),   i 
kündbar  S8,000  Mark  Courant.     Davon  rührten  lier : 
Couranty   268,000  unkündbar  und 

27,000  kündbar  von  der  Altonaer  Gemeinde; 
137,000  unkündbar  und 

10,000  kündbar 

23,000  uakündh; 

51,000  kündbar 
tere  ein  scbli  esslich 
den   Juden  in  We 


<D  der  Hamburger  Gemeinde, 

u  der  Wandsbecker  Gemeinde, 
on  8000  Mark  Bauco  Hypothekscbulden,  di( 
dsbeck   abnehmen  muaste,  um    nur   von 


Gemeinachaft  loszukommen.  Die  baaren  Activa  besfitiideu  in 
circa  60,000  Mark  Ranco  baar  und  22,000  Mark  Banco  Nenn- 
werth  in  zu  jener  Zeit  sehr  entwertheten  Staatapapieren.  Die 
Zinazablung  erforderte  jährlieh  über  17,000  Mark  Courant  und 
überhaupt  war  die  Ausgabe  eher  über  ale  unter  dem  Anschlag 
Ton  167,000  Francs  (111,333'/»  Mark  Cour,  nach  der  damaligen 
officiellen  Rechnung  von  3  Francs  für  2  Mark  Courant).  Es 
war  indessen  ein  so  starker  Fonds  von  Gemeingeist  vorhanden, 
dass  die  Einzahlung  der  Beiträge  wohl  selten  leichter  und  mit 
wenigeren  Reclamationeu  von  Statten  ging ,  ala  damals.  Die 
*'  Steueransätze  waren  mit  Bewilligung  der  Behörden  noch  nach 
dem  alten  Maassstab  gebildet  worden;  die  Absicht,  die  Gemeinde- 
steuer aus  eiuer  Vermögens-  und  Einkommens-  in  eine  Classen- 
steuer  zu  verwandeln ,  ward  auf  eine  spätere  Zeit  ausgesetzt. 
Inzwischen   wurden   Steuerzettel   in  folgender  Form  ausgeaandt: 


verband  nnd  ihres  Verbleibens  darin,  zumal  in  der  vorgeschriebenen 
Form  einer  Corporation. 

Esgiebtkaum  eine  grÖBeere  alte  Judangemeinde,  welche  nicht  eine 
bedentende ,  aus  ähnlichen  Quellen  entstandene  alte  Schuldenlast 
besäsae;  die  meisten  haben  jedoch  häufig  förmliche  Anleihen  g'e- 
macht,  während  hier  die  unkündbaren  Schulden  ausschliesslich  in 
Renten  für  wohlthätige  Stiftungen  bestehen  ,  deren  Nutzniesser 
wiederum  die  Armen  in  der  Gemeinde  sind.  Das»  solche  Capitalien 
besser  separat  aufzubewahren  seien ,  das  war  ein  Bejiriff.  der  der 
damaligen  Welt,  nicht  bloaa  der  jüdisi-htn,  fast  gänzlich  fehlte. 
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«Die  Administration  der  Israelitischen  Gemeinde  ersucht 

Herrn  N.  N.,  seinen  Beitrag  zu  den  Bedürfhissen  der  Gemeinde 

vom  1.  April  1812  bis  31.  December  1812,  und  zwar: 

für  Kosten  des  Cultus  und  Bezahlung  der  Zinsen       Frcs.  .  . 

«   Unterstützung  und  Krankenpflege  der  Armen  «      .  . 

Frcs.  .  . 
zu  entrichten.» 

Allerdings  machten  manche  Mitglieder  bemerklich,  sie  betrach- 
teten nur  die  erste  Position  als  unbedingt,  die  Unterstützung 
aber  für  freiwillig;  sie  bezahlten  aber  dennoch  mit  grosser  Be- 
reitwilligkeit. Dass  übrigens  das  Almosenwesen  bei  den  nah-^""*°^*** 
nmgslosen  Zeiten  immer  kostspieliger  wurde,  hatte  das  Gute, 
dass  das  Armen-Collegium  sich  allmählig  besser  organisirte,  wozu 
unter  Anderen  die  Einführung  des  noch  jetzt  bei  Hochzeiten 
etc.  erscheinenden  Spendenbuchs  gehört.  Die  erste  Einrichtung 
Rumfordischer  Suppenanstalten  fallt  in  den  November,   und   zu    s^pp«»* 

^^^  ^  Au8t«ltei 

gleicher    Zeit,     bei    der    durch    die    ausserordentlichen    Kriegs- 
rüstungen herbeigeführten  Theuerung,   kaufte  die  Armenanstalt'''**®"®''"'*' 
für  7000  Francs   Lebensmittel  auf,    und    veranstaltete   die    Ge- 
meinde   in  ihrer  Mitte    eine   Collecte   für   den  Krankenhof  der 
Christen. 

Unter   den   Organisationsmassregeln   dieser  Epoche   ünden  ^"^*»®^™ 

«ler 

wir  als  die  allerschwierigste  die  Aufhebung  oder  eigentlich  nur  setiukai« 
die  Verminderung  der  Privat  -  Betlokale ,  Minjanim  genannt. 
Schon  im  vorigen  Jahrhundert,  ja  so  lange  überhaupt  die  Ge- 
meinden bestanden,  hatten  die  Vorstände  vergeblich  gegen  diese 
Anstalten  gekämpft,  die  doch  so  natürlich  sind  in  einem  Cultus, 
der  keinen  ordinirten  Priesterstand,  keine  Mysterien  und  keine 
Sacramente  kennt,  dessen  Theilnehmer  insgesammt  kirchlich 
gleichberechtigt  sind  und  dessen  Formen  von  ihren  Stiftern 
darauf  berechnet  waren,  sich  auch  bei  äusserster  Zersplitterung 
derBekenner  ohne  geistliche  Beamten  zu  erhalten.  Wo  das  gemein- 
schaftliche Gebet  als  eine  von  Jedermann  abzuleistende  Aufgabe  be- 
trachtet wird,  da  sucht  jeder  Gläubige  sich  dieser  Pflicht  so  leicht 
als  möglich  zu  entledigen,  am  warmen  Ofen  lieber,  als  auf  dem 
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kalten  Eatricli ,  zu  Hauae  lieber  ,  als  in  einer  entfernten 
Strasse,  und  es  iät  deshalb  leicht  zu  ermessen,  dass  die  Auf- 
hebung dfir  Minjunim  da,  wo  ein  einmal  osistirteu,  immer  nur 
mit  der  Vernacliltlsüiguug  des  j^anzen  obligatoriBchen  C'ultus  zu 
erkauten  aein  wird.  Auch  hier  konnte  diese  Aufhebung  nicht 
gelingen,  obgleich  mau  vom  Jidi  an  eifrig  daran  arbeitete,  um 
das  Werk  gegen  die  Zeit  der  Instalürung  des  ConsistoriniuH  zu 
volleadeu,      SpiLterhin  nach  Einiges  hierüber. 

Die  Wohlthaten  des  neuen  Regimes  erfolgten  nur  spärlich. 

j  Ausser  der  schon  erwähnten  Ernennung  zweier  Municipalräthe 
erfolgte  die  von  zwei  Notareu  und  von  mehreren  jüdischen 
Lotterie  -  Einnehmern  (dagegen  ist  noch  heut«  kein  Jude 
Haupt  -  Collecteup  der  hiesigen  Stadt  -  Lotterie).  Die  Ge- 
werbefreiheit  ward  nur  iiiaoferu  benutzt,  dass  einige  Juden 
Läden  ihnen  bisher  durch  das  Krameramt  verbotener  Artikel 
-  -  Tuch,  Gewürze  etc.  —  eröfineten  und  dasa  einige  Dutzend 
Knaben  zu  Handwerkern  in  die  Lehre  gethan  wurdeu.  Häuser 
and  Grundstücke  in  deu  bisher  nicht  gestatteten  Strassen  wurden 
von  nur  etwa  vier  Juden  gekauft,  woran  freilich  die  gewerbloae 
Zeit  und  die  schwere  Einquartierungslast  zumeist  Schuld  waren. 
Dagegen  bedienten  sich  die  hiesigen  Juden  mit  I^ifer  dea 
Schutzes     der    französischen    Regierung    gegen    den    Bostocker 

"Magistrat,  der  am  Pfingstmarkt  den  alten  Leibzoll  von  ihnen 
verlangte. 

Bevor  noch  die  Zusammenziehung  der  drei  Gemeinde- 
Bchulen  vorgenommen  war ,  brachen  unter  den  Schulräthen  der 
Altonaer  Talmud-Tora- Schule  Zwiatigkeiten  aus.  welche  es  ver- 
anlassten ,  dass  das  bisher  selbst  stand  ige  Institut  vom  Mai  an 
gänzlich  unter  das  Supremat  der  Gemeinde  gestellt  wurde.     Dass 

'"jede  Leiche  eines  Hamburgiacheu  Gemeinde-An gehörigen  auch 
nach  der  Vereinigung  auf  demselben  Begräbnissplatze  beerdigt 
werden  solle,  auf  den  sie  in  der  früheren  Trennung  gehört 
hatte .  war  mehr  stillschweigend  vorausgesetzt  als  ausdrücklich 
beschlossen  worden;  doch  war  durch  föiToliche  Beschlüsse  vom 
21.  Mai  und  4.  Juni  jedem  Individuum  und  sogar  jedem  Fremden, 
dor  eine  Grabstätte  erkaufte,  die  Wahl  des  Friedhofs  für  seinen 
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I^icbnaiii  freigestellt.  Die  richtige  Eintragung  der  Geburten'^«™'Wedeii« 
in  das  öffentliclie  Register  der  Mairie  ward  mehrfach  eingeschärft, 
deBgleichen  die  Ablieferang  der  Testamente  Verstorbener  an  den 
Fnedensrichter ,  statt  wie  bisher  an  die  Aeltesten.  Endlich 
wurden  die  gegen  Störungen  beim  öffentlichen  Gottesdienst  ge- 
richteten Artikel  261,  262  und  263  des  Code  penal  wiederholt 
verkündigt. 

Noch  zweimal  wurden  französische  Feste  in  den  Synagogen   *'«***  '*®' 

franzÖHischeu 

gefeiert,  am  15.  August,  dem  Geburtstage  des  Kaisers,  und  am  ^^^gieru^g 
8.  October  wegen  der  in  Spanien  und  am  Nienien  erfochtenen 
ephemeren  Siege.  Ausserdem  wurde  freilich  noch  am  2.Decb.  1812 
Napoleons  Erönungsfeier  begangen,  dies  aber  schon  unter  den 
bedrohlichsten  Ahnungen  und  Gerüchten ;  denn  am  18.  desselben 
Monats  wurde  das  berühmte  29.  Bulletin  der  grossen  Armee  2».  Bulletin 
hier  publicirt. 

Ein  mit  der  widerlichsten  E^riecherei  angefülltes  Schreiben  Centrai-Con- 

-_^,  ■^-r-irt-i  ßißtorium  in 

des  Pariser  Central-Consistonums  vom  9.  November  forderte  zur     ^^^^^ 

Wahl  eines  Oberrabbiners  auf.     Diese,    durch   die  Notabein  am 

23.  November  vorgenommen,   fiel  auf  einen   Elsasser  Rabbiner ,oterrabbiuer 

Wahl 

H.  Lazar,  und  ward  durch  ein  kaiserliches  Decret  vom  18.  Februar 
bestätigt,  worauf  die  Notabein  dann  auch  Geld  zur  Reise  und 
zum  Meublement  —  welches  jedoch  Eigenthum  der  Gemeinde 
bleiben  sollte  —  bewilligten.  Die  Zeitumstände,  welche  ohnehin 
die  Aufmerksamkeit  von  diesen  Dingen  ablenkte ,  bewirkten 
jedoch,  dass  die  Wahl  weiter  keine  Folgen  hatte  und  so  über- 
gehen wir  die  Details. 

Der   Rückzug   aus    Russland ,  —  Napoleon  geschlagen,   —  BetVtiung«- 
die  Erhebung    Preussens    und   Deutschlands  —  eine   neue  fran- 
zösische Armee  hervorgezaubert!  —  wer   hatte   da  Sinn  für  die 
kleinen  Zustände  einer  Judengemeinde?       1813  am  24.  Februar 
fand  in  Hamburg  ein  Yolksaufstand  gegen  die  Franzosen  Statt     Voike- 
tuid  die  Juden  waren  nicht  die  letzten,  die  mitrevoltirten. 

Am  19.  März  rückte  ein  russisches  fliegendes  Corps  unter     Einzug 

m  russischer 

Tefctenborn  ein:  dieser  unvergessliche  Tag  erfüllte  Christen  und   Trupp 
Jaden  mit  nie  geahnter  Begeisterung.     Entzückt  lag  Alles   ein- 
ander in   den   Armen   und   Jeden   durchflammte   das  Gefühl  der 


en. 


Borgcrga, 
Bvreer 

BHtmiriit 
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'  wiedererlftngtiBr  Freiheit  für  die  Sf adt ,  die  Personen  und  den 
Handel  ku  deu  enthusiastiachaten  Aeusaerungen  und  Thuten. 
Die  freiwilligen  EnroUirungen,  die  Spenden  an  Geld-  und  Geldee- 
werth,  die  Beacliäftigung  der  Frauen  für  den  Uieoat  dei'  Uospi'- 
täier  etc.  füllten  die  drei  Monute ,   wenigstens   die   erst«    Hälfte 

ederaelbeu ,  mit  einem  fortwährenden  Rausciie.  Unter  der  neu 
errichteten  Bürgergarde  dienten  mehrere  Juden  als  Officiere  — 
wie  denn  auch  der  nachmalige  ÄUESchluas  derselben  von  allen 
Chargen  nicht  im  Gesetze  begründet  wai-  — ,  viele  nahmen  an 
den  bald  darauf  erfolgenden  Kämpfen,  an  den  Gefechten  auf 
den  Elbinseln  Theil,  viele  marschirten  mit  dem  ausziehenden 
Thdl  der  Büi'gergarde  unter  Mettlerkamp  fort.  Doch  hierüber 
sind  Details  genug  in  den  Berichten  aus  joner  Zeit  zu  finden. 
Am  20.  März  1813  wurde  der  erste  Bürgerconvent  nach 
deu  alten  Gesetaen  gehalten;  es  ist  leicht,  die  Versäumuisa  eines 
Protestes  dagegen  von  jüdiauher  Seite  zu  entschuldigen,  obwohl 
ein  solcher  Schritt  vielleicht  raaachei'  späteren  Bedrückung  vor- 
gebeugt hätte;  denn  jener  Rausch  war  noch  so  mächtig.  Jeder 
war  BO  froh,  nun  wieder  AUea  auf  dem  alten  FuBse  zu  sehen, 
dEies  auch  die  Leiter  sich  hingerissen  fühlten:  wer  hätte  wohl 
aas  Sonderinteresseu  einen  Misston  in  die  grosse  Harmonie 
bringen  mögen?  Weniger  zu  rechtfertigen  ist  aber  die  Unter- 
lassung eines  kräftigen  Protestes,  eijier  Anrufung  der  grossen 
Mächte  allenfalls,    bei   dem  aweiten  und  dritt«u  Büi-geroonvent, 

^"■wo  nicht  nur  alle  alten  Gesetze  (vom  27.  März  an)  wieder 
gültig  gemacht,  sondern  auch  neue,  sich  über  alle  Bürger  und 
Einwohner  erstreckende  beliebt  wurden,  die  über  Eigeuthum 
und  Person  der  Juden  ohne  deren  Mitwirkung,  ja  ohne  sie  uur 


zu    vernehmen,     schalteten ; 

obgleich    z.    B.    die    Verpflichtung 

der    Juden     zum    Dienst    in 

der    Bürgergarde     den    alten     Ge- 

setzen   sogar  entgegen  war. 

Statt   eines   solchen  Protestes    oder 

irgend   einer  kräftigen   That, 

oder    olme    sich    auf    irgend    eine 

Weise  an  die  Oeffentlichkeit 

zu  wenden,  begnügte   man   sich  mit 

der    stillen    Einreichung    der 

folgenden,    vom    '^     Mai    datirten 

Supplik  an   den  Rath  alle 

n,    die  selbst,    abgesehen  von  dem 

Petitum,  BO  ziemlich  in  dem 

Tone  eines  reuigen  Natuiburschen 
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spricht,  der  gar  nioht  weiss,  wie  so  er  eine  kurze  Zeit  dazu  ge- 
kommen war,  in  dem  Costüm  eines  Ebenbärtigen  zu  erscheinen. 
Und  das  zu  einer  Zeit,  wo  ein  grosser  Theil  der  jüdischen  Be- 
völkerung für  die  Stadt  den  feindlichen  Kugeln  gegenüber  stand- 
So  weit  hätte  selbst  das  damalige  gränzenlose  Vertrauen  nicht 
gehen  dürfen. 

Hier  ist  der  Text  dieser  Supplik,    der  Anfang  eines  fünf- 
unddreissigjährigen  Schmerzenskampfes : 

«Für  eine  aufgeklärte  Obrigkeit  wird  es  kaum  der 
Anführung,  weniger  noch  des  Beweises  bedürfen,  dass  das  im 
Jahre  1710  für  die  Hochdeutschen  und  Portugiesischen*) 
Juden  publicirte  und  von  der  damals  hier  anwesenden  hohen 
kaiserlichen  Commission  confirmirte  Reglement  auf  die  jetzigen 
Zeiten  keine  weitere  Anwendung  finden  könne,  da  in  dem 
vom  Tage  der  Publication  dieses  Reglements  verflossenen 
Jahrhundert  alle  Nationen  und  Secten  in  der  Bildung  riesen- 
hafte Fortschritte  gemacht  haben,  und  fast  alle  in  mehr- 
erwähntem  Reglement  enthaltene  Verfügungen  vielleicht  für 
jenen  Zeitpunkt  nothwendig  gewesen  sein  mögen,  gegenwärtig 
aber  ohne  allen  Werth  sind ,  da  es  so  wenig  jüdischen 
Glaubensgenossen  in  den  Sinn  kommt ,  Christen  zu  ihrer 
Religion  überzuziehen ,  als  christlichen  Glaubensgenossen, 
Juden  zu  verspotten  oder  zu  misshandeln**). 

Es  bedarf  aber  eben  so  wenig  eines  in  die  Stelle  des 
alten  Reglements  tretenden  anderweitigen,  auf  den  Geist  der 
Zeit  besser  berechneten  Reglements,  weil  die  Scheidewand, 
die  vormals  zwischen  Christen  und  Juden  gezogen  war,  nicht 
mehr  vorhanden ,  weil  erstere  die  letzteren  achten ,  weil  sie 
sie,  mit  einzelnen  wenigen  Ausnahmen,  jedes  Gewerbe  treiben 
lassen,  weil  man  von  den  Vorurtheilen ,  die  beide  Religionen 
früherhin  von  einander  trennten,    zurückgekommen   ist,    weil 


*)  Die  Portugiesen  schlössen  sich  abermals  nicht  an. 
*♦)  Merkwürdige  Naivetät! 


die  jüiiischen  GlaubensgenosBen  sich  ernsthaft  mit  den  christ- 
lichen GlauljeDBgenoBsen  zu  araalgamiren  bes(.räben,  weil  cie 
auf  leure  Ritual geeetze,  die  xie  so  lauge  in  der  Absonderung 
erbieltea ,  längstens  Verzicht  geleistet  Laben  und  nur  dit; 
weaeiitlichen  Gesetze  ihrer  Religion  in  ihrer  vollen  Reinheit 
aufrecht  zu  eihalt«n  bemüht  sind. 

Fast  alle  grösseren,  näheren  und  entfernteren  Staaten 
sind  darin,  dass  sie  den  jüdischeu  Qlaubensgenosseu  gleiche 
Rechte  mit  deu  übrigen  Staatsbürgern  eingeräumt  haben, 
voran gügaagcn,  nirgends  hatte  diese  Einrichtung  Widersacher 
gefunden,  ntrgeuda  uacbtheilige  t'olgeu  geäussert. 

Sollte  Hamburg,  diese  nicht  allein  ihres  Handels  wegen 
■von  gttnü  Europa  geachtete  Stadt,  hierin  zurückbleiben  wulleii, 
sollt«  diesem  Freistaat  weniger  daran  liegen ,  eiuo  zahlreiche 
Olasae  iüesiger  Einwohner  aus  einer  fortwährenden  Ubscurität 
hervor KUiiie heu,  als  den  monarchischen  Staaten,  die  es  doch 
mehr  in  ihrsi'  Macht  haben ,  aus  Menschen  zu  schafl'en ,  war 
sie  wollen ;  sollte  es  nicht  vielmehr  dem  allgemeiuen  Interesse 
gemäss  sein,  den  Ehrgeiz  des  minder  gebildeten  Theils  uuserer 
Nation  dui'ch  einen  äu»8eren  Impuls  zu   weckeuV 

Die  temporäre  Vereinigung  unserer  Stadt  mit  dem 
framiöBlBcheu  Kaiserreiche  hat  diu  Bande,  die  uns  früherhin 
in  gewisser  Hinsicht  an  die  Krone  Dänemark  ketteten,  zt'r- 
rissen,  hat  die  Verbindungen,  die  sieh  vorhin  der  Ausführung 
des  Vereiniguugs-I'lans  eutgegeu gesetzt  habeu  würden ,  auf- 
gelöset;  jetzt  oder  nie  ist  der  Zeitpunkt  da,  daaa  ein  Hoch- 
weiaer  1-tath  unsere  Gemeinden  der  Stadt  ganz  zueignen  kann, 
dass  wir  daa  ganz  werden  können,  was  wir  zu  sein  bisher 
nur  ungern  entbehrt  haben. 

Wenn  Einheit  der  Gesetze,  des  Contributions- Systems, 
der  Rechtspfiege  schon  an  und  für  sich  Gewinn  für  jeden 
Staat  ist,  so  erscheint  dieser  Gewinn  für  einen  kleinen  Frei- 
staat dann,  wenn  dieser  ein  Sechs  zehntheil  der  ganzen  Volka- 
raasse,  welchea  bis  jetzt  in  vielfacher  Hinsicht  in  einer  Art 
von  Absonderung  lebte,  sich  ganz  aneignen  kann,  gedoppelt 
gross,   da  nicht  allein  das  Aerarium  dabei  gewinnt, 
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da  der   viel  grössere    Vortheil   des   steigenden  Gemeingeistes 
bewirkt  wird. 

Die  Natur  der  Sache  bringt  es  mit  sich,  dass  wir  auf 
alle  Exemtionen,  auf  alle  wesentlicheren  und  minder  wesent- 
lichen Vortheile  dann ,  wenn  wir  anderen  Bürgern  gleich 
gesetzt  werden,  Verzicht  leisten,  dass  wir  weder  in  finanzieller, 
noch  in  judiciärer,  noch  in  politischer  Hinsicht  besser  oder 
auch  nur  anders  gesetzt  zu  werden  wünschen  als  andere 
Bürger  unseres  Staats. 

Allerdings  mag  es  auffallen ,  dass  unsere  Gemeinde 
freiwillig  auf  wesentliche  Vortheile  Verzicht  zu  leisten  sich 
erbietet  und  unaufgefordert  Staatslasten  sich  zu  unterziehen 
bemüht  ist,  die  ihr  bis  dahin  fremd  waren;  allerdings  mag 
es  Manche  geben,  die  dem  anscheinend  in  solchen  Anerbie- 
taugen liegenden  Bürgersinn  eine  andere  Deutung  zu  geben 
suchen,  dennoch  aber  ist  es  Anhänglichkeit  an  den  Staat,  in 
welchem  wir  leben,  reine  Vaterlandsliebe,  verbunden  mit  dem 
Wunsche,  Glieder  des  Staates  zu  werden,  dessen  Bürger  in 
den  neueren  Zeiteu  so  manche  Beweise  eines  reinen  Patrio- 
tismus und  einer  uneigennützigen  Anhänglichkeit  an  die  von 
ihren  Vätern  ererbte  Verfassung  gegeben  haben ,  die  uns 
veranlasst,  persönliche  Vortheile  dann  nicht  zu  achten,  wenn 
wir  uns  und  unsere  Nachkommen  zu  activen  Staatsbürgern 
erheben  können. 

Während  der  Vereinigung  Hamburgs  mit  Frankreich 
haben  wir  mit  aufrichtiger  Rührung  wahrgenommen ,  wie 
sehr  Hamburgs  Bürger  von  dem  alten  Vorurtheil ,  keine 
jüdischen  Glaubensgenossen  in  ihrer  Mitte  dulden  zu  wollen, 
zurückgekommen  sind,  wie  keiner  weiter  darnach  fragte 
welches  Glaubens  dieser  oder  jener  sei,  sondern  nur  welchen 
Ruf  er  geniesse. 

Betrachtungen  dieser  Art  haben  uns  bewogen ,  mit 
einem  Gesuch  hervorzutreten,  für  welches  der  gegenwärtige 
Augenblick  ein  schicklicher  Zeitpunkt  zu  sein  scheint. 

Einem  Hoch  weisen  Senat  legen  wir  demnach  unsere 
ehrerbietige,    dahin   gehende   Bitte,    uns  zur  Gewinnung  des 
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hiesigen  Biirgerrechta  zuzulaBsen ,  uneere  Gern  ein  deangelegeu- 
heiteu  unter  seine  besondere  Aufsicht  zu  stellen,  UDseren 
National- Instituten  endlich  die  Verfassiing  zu  geben,  die  uns 
zur  möglichst  schnellen  Annäherung  führt,  zn  einer  der 
Wichtigkeit  des  Gegenstandes  angemessenen  weiteren  Prüfung 
vor,  so  wie  wir  die  eventuelle  Bitte :  um  Niedersetzung  einer, 
die  Angelegenheiten  Huserer  Gemeinden  mit  den  Gemeinde- 
Vorstehern  in  nähere  Berathung  zu  ziehenden  Co: 
hinzuzufügen. 


'  Man  sieht,  die  Sonnenglut  der  Revolution  seit  1789  und  selbst 

n  das  Gewitter  der  Napoleoni sehen  Herrschaft  hatte  das  politische 
'"'BewuBfltsein  der  Juden  noch  niuht  so  weit  gereift,  dasa  sie  ihre 
politische  Gleichstellung  als  ein  natürliches ,  humanes  und  nun 
auch  historisch  gewordenes,  durch  schwere  Staatslasten  theuer 
erkauftes  und  noch  weiter  an  erkaufendes  Recht  auch  nur  in 
einer  leisen  Hindeutung  in  Anspruch  genommen  hätt«n.  Und 
Btellt«n  die  Juden  selbst  sich  freiwillig  auf  den  Boden  der 
selbstverständlichen  Wiedergeburt  aller  alten  Verhältuisee :  wie 
hätten  da  die  christlichen  Bürger  anders  denken  sollen  ?  und 
dann  noch  weiter:  auf  diesem  Boden  stehend  hatte  das  damalige 
Adminiatrations-Conseil  der  gar  nicht  befragten  Gemeinde  gegen- 
über nicht  einmal  das  Hecht,  die  alten ,  wenn  auch  jetzt 
odiösen  Privilegien  und  Exemtionen  zu  opfern;  Gegenstände, 
welchu  überdies  die  gewöhnlichste  Klugheit  gebot,  als  lockenden 
Kaufpreis  so  lange  wie  möglich  in  Händen  zu  bewahren.  Der 
Erfolg  war  auch  danach. 
'"  Die  Tettenbornsche  Zeit  ging  hin,   die   Franzosen  kamen 

1.  wieder.  Formell  war  Alles  wieder  wie  vorher ,  die  Senatoren 
hatten  ihre  weissen  Kragen ,  die  Bürger  ihre  schwärzen  Mäntel 
wieder  weggepackt;  der  Handel  stockte  ganz  und  gar  nnd  die 
Armen  darbten  und  hungerten  noch  etwas  mehr  als  gewöhnlich, 
denn  auch  das  letzte  widrige  Ilülfsmittel  der  letzten  Jahre,  die 
Schmuggelei,  war  nicht  mehr  vorhanden.  Dagegen  nahmen  die 
politischen  und  kriegeristheu  Ereignisse,  so  dürftig  und  einseitig 
auch  die  Nachrichten  waren,  die  man  erhielt,  alle  Aufmerksamkeit 
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in  Anspruch  und  Jedermann  hatte  alle  seine  Kräfte  nöthig,  um^^««^*" 
die  schweren  Kriegs-  und  Strafcontributionen ,    die  Steuern  und 
Lieferungen    aller    Art   aufzutreiben.       Ein     grosser    Theil    der 
steuerfähigen    Juden    hatte    die  Stadt    verlassen ,     und    da    die      ^"«- 
Armen-Last   unter    diesen   Umständen   eher    zu-    als    abnehmen 
musste,   leerte   sich   auch  die  Gemeindecasse    mit  reissender  Ge- 
schwindigkeit und  an  Zwangsmittel   zur  Beitreibung    der  Rück- 
stände war  nicht  zu  denken.     Ein  Voranschlag  zu  den  Ausgaben    ^"^8®^ 
von   1813    war   dem    Präfecten   mehr   der   Form   als    der   Sache 
wegen   am    13.    Juli    eingereicht;    denn   die   wichtigsten  Glieder 
der  Verwaltung  waren  ebenfalls  abwesend,   und    namentlich    im  i>p8o>*g« 
Laufe   des   August   und  September   trat  eine  völlige  Desorgani- 
sation    ein.       Es    waren    blos    zwei    Mitglieder    des    Conseils, 
Ph.  Schlesinger  und  Ad.  Embden,  im  Amte  geblieben,  denen  es 
am  14.  September  mit  grosser  Mühe  gelang,  noch  drei  Männer, 
S.  H.  Oppenheim,  H.  S.  Stettiner  und  den  früheren  Oberküster 
und  Gemeindesecretair,  damals  Notar  Bresselau,  zur  Theil  nähme  inter*« 
an  einer  Interimsverwaltung  zu  bewegen.     Geld  ging  nun  freilich 
wieder  ein ,    doch   so    knapp ,    dass   die   wenigen  Thaler   sehr  zu 
Rathe  gehalten  werden  mussten,  so  dass  jede  Woche  zwei  Drit- 
theile  der   Einnahmen   zu   Abschlagszahlungen   an   die    Beamten 
nnd  der    Rest   für   die  Armenanstalten    ausgesetzt  wurden.     Die 
jüdische  Gemeinde   in  Altena,   an  die  man  sich  gewendet  hatte, 
erklärte  sich  am  22.  November  bereit,  die  vielen  sich  dort  auf- 
lialtenden  Hamburger  zur  Zahlung  ihrer  Rückstände  zu  nöthigen ; 
allein   auch  dies  brachte  für  den  Augenblick  wenig  Geld  in  die 
Casse.     Freilich    hatte    sich    Jedermann   so  viel   als  möglich  mit 
baarem  Gelde  versehen,  weil,  obgleich  die  Schlacht  bei  Leipzig  Schiachi 
ßchon  für   das   übrige   Deutschland    die  Entscheidung   gebracht 
hatte,  in  Hamburg  doch  Niemand  wissen  konnte,  wann  für  ihn 
die  Stunde  der  Flucht  schlagen  werde;  allein  eben  aus  demselben 
feinde  mochte  sich  auch  der  Wohlbehaltenste  nicht  davon  trennen. 
Schon  hatten  die  Rabbiner  auf  Anfrage  der  Verwaltung  erklärt, 
68  sei   unter   diesen  Umständen    religiös  zulässig,    das   Kirchen-    Kirch© 
Silber  zum  Nutzen  der  Armen   zu    verpfänden,    aber    wer   hätte 
damals  auf  ein   solches  Faustpfand   Geld  leihen   mögen?     Dazu 


i 


^ 


"  kam  uun  die  Sequestration  und  allinälili^e  Ausleerung  der  I^auli, 
worin  die  Gemeinde  bei  der  endlichen  ConflBcntion  Banco#9B18. 
6  ß)  den  Rest  des  alliuäblig  aufgezehrten  oben  erwähnten 
Sparfonds*),  und  Banco#  540  Saldo  unter  S.  H.  Oppenheim 
stehen  hatte.  Unterm  22.  Dezember  wurde  in  Bezug  hierauf 
durch  Schlesinger  und  Bresselau  dem  Grafen  Chaban  folgende 
Petition  überbracht: 


<Mr.  le  Comte !  Les  soussignes  membres  de  l'admi- 
nistration  israelite  de  cette  ville  vous  demandent  la  peruiisaion 
de  vous  presenter  leur  trfes-humhie  soumissiou  : 

La  caisse  des  pauvres  et  malades  de  1»  couimuuaute 
mise  SDua  leur  surveillance ,  avait  dana  la  banque  quelques 
Boiumes  provenant  en  partie  de  leg»,  en  pai'tie  de  coutribu' 
tions  des  membres  de  notio  communaute. 

Loreque  le  gouvernement  fran^ais  decida  la  sequestra- 
tioo  de  la  banque  ce  n'etoit  aui'ement  pBS  son  intention  de 
faire  eprouver  le  meme  sort  a  notre  communaute  et  que  leur 
pen  de  fonda  soient  s^questrea  egalement.  LifB  sentimens  de 
toutes  les  autorltes  superieures  uoub  tranquilliacnt  sur  ce 
point.  NouB  hesitamea  büub  ces  rapports  de  vous  incomuioder 
Mr.  le  comte  de  iios  reclamatioua  pour  les  renvofor  ä  dea 
i  plus  calmes. 

Mais  le  grand  beuoin  de  noa  böpitaux ,  qui  n'exiatent 
ar  la  bunne  volonte  de  noa  conl'reree,  l'engagement  que 
avona  sur  nous  par  rapport  ä  ces  fonds  pour  lea  pauvi*es 
höpitaux  vis'ä-vis  dea  houlangers,  bouchers  et  autreu 
US  pennet  pas  d'atteudre  plua  long-tema,  d'autant  plus 
ouB  avona  ete  instrttita  que  nos  confrferea  chretiena  ont 
le  les  fonds  de  leur   hoapicea. 


♦)  Von  den  Uco.Jt  10,358  gingen  ÖO  pro  Cent  verloren,  weil 
IP17,  wo  Frankreich  nach  beendigtem  Kriege  den  Inhalt  der  Bank 
in  aprocentiger  R- nte  erselzt  hatte,  die  (.iemeinde  diese,  nach  dem 
Beispiele  sehr  vieler  Hamburger,  zu  vierzig  pro  Cent  realieirte. 
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Qne  y.  E.  nous  permette  de  suivre  lenr  exemple  et  de 
recommander  ä  la  magnanimite  de  son  coeur  g6n6renx  et 
bienfaisant  notre  caase  en  la  priant  de  vouloir  bien  s'int^resser 
pour  les  pauvres  et  malades  de  notre  communautö  afin  que 
les  Bommes  d^sign^  sur  le  bordereaa  inclus  soient  rendues 
k  nous  les  administrateurs  de  leur  fonds  etc.  etc. 

Anf  diese  Adresse  machte  Chaban  den  Vorschlag,  die 
Gemeinde  möge  eine  gleiche  Summe,  wie  die  reclamirte,  in  Münze 
gegen  ihr  zu  liefernde  Silberbarren  umwechseln  (die  französische 
Behörde  war  damals  bekanntlich  sehr  verlegen  um  baare  Münze 
und  hatte  noch  nicht  den  Ausweg  gefunden,  Hamburger  Zwei- 
Markstücke,  sogenannte  Chabans,  zu  schlagen),  in  welchem  FaUe 
ihr  die  für  ihr  Gifthaben  reclamirten  Barren  unverzüglich  heraus- 
gegeben werden  sollten.  Da  die  Delegirten  sich  jedoch  begreif- 
licherweise hierauf  nicht  einlassen  konnten,  so  versprach  Chaban 
sich  bestens  beim  Prinzen  Eckmühl  zu  verwenden. 

Von  hier  an  folgen  wir  fast  wörtlich  den  Ausdrücken  des  ^o'» 

vor 

Cemeinde-Protokolls :  ^^y^e 

«Am  20.  December  hat  der  Colonel  der  Gensdarmerie  und  Bö*»«< 
6rand-Prev6t  Charlot,  der  die  Mitglieder  der  Administration 
Tags  vorher  zu  sich  bestellte,  ihnen  Namens  des  Prinzen  ange- 
deutet, dass  sie  ihren  Administrirten  bekannt  zu  machen  haben, 
wie  diejenigen  von  ihnen,  die  nicht  bis  zum  nächsten  ersten  Juli 
verproviantirt  sind,  die  Stadt  noch  denselben  Tag  bis  zwei  Uhr 
ZQ  verlassen  haben,  widrigenfalls  man  sie  mit  Gewalt  hinaus- 
treiben und  ihr  Vermögen  confisciren  würde.  Die  Mitglieder 
baben  in  Befolg  dieses  Befehls  gesucht,  demselben  schleunigst 
alle  mögliche  Publicität  zu  geben  unter  den  Israeliten.  Zugleich 
l>68chlossen  sie,  den  freiwillig  Auswandernden,  die  sie  darum 
ansprechen  würden,  eine  Geldunterstützung  zur  Abhülfe  ihrer 
ersten  Bedürfnisse  auf  einem  fremden  Ort  zu  reichen.  Weshalb 
sie  heute  (den  21  sten  und  228ten  December)  in  der  Behausung 
^es  Mitgliedes  Herrn  Bresselau  versammelt  waren  und  den  häufig 
zum  Auswandern  sich  Meldenden  eine  Unterstützung  gereicht 
)en. 


Mitglieder     der 
zwar  nach  dem 


"Pen  23.  December  verffigtan  sich 
Ädministratifin  aliermals  zum  Grand-Prevßt 
ana  drück  liehen  Verlangen  desselben  in 
Rabbiner  Jacub  Meyer  Jaffe  und  ZadUt  Fersen.  Er  machte  sie 
mit  folgendem  au  ihn  gerichteten  Schreiben  des  Prinzen  Eck- 
mühl  bekannt ; 


Uamboui'g,  le  22  Decembre  1813. 
Mr.  le  Colone) :  faites  signifier  anx  rabhins  et  aux 
principauz  Juifs  que  ai  sons  4S  beures  ils  n^ont  pas  fait 
partir  de  Hambourg  tonu  ceux  de  leur  r^ligion  qui  doivent 
^vftcuer  la  ville  par  suite  de  mon  arrete  du  18  c.  a.  d.  toiis 
ceux  ()ui  ne  Bont  pas  approvisionnes  jusqu'au  1er  Juillet,  Je 
les  ferai  partir  eux  memes  et  leurs  familleBi» 


und  forderte  sie  demzufolge  auf,  ihr  ganzes  Ansehen  zu  ver- 
wenden ,  um  die  Nichtverproviantirten  bis  morgen  Nachmittag 
zwei  Uhr  aus  der  Stadt  zu  aeliaffen;  die  Rabbiner  aber,  dasa 
sie  solches  als  eine  heilige  Sache  empfehlen  möchten,  unter  der 
Androhung,  dasa  widrigenfalls  die  Mitglieder  der  Ädininisti-ation 
sowohl  als  die  Rabbiner  mit  ihren  Familien  sofort  ausgetrieben 
werden  sollen.  Er  machte  sie  zugleich  mit  einem  denselben 
Tag  noch  publicirt  werdenden  Befehle  bekannt,  welchem  zufolge 
die  Niehtverproviantirten ,  falls  sie  nitch  Ablauf  dieses  Termins 
noch  hier  befunden  werden  würden,  ausser  der  Conflscation 
ihres  Vermögens  noch  fünfzig  Stdckprügel  erhalten  sollen ,  und 
versicherte,  dass  er  solches  ohne  Gnade  vollziehen  lassen  werde. 
«Im  Laufe  dieser  Unterredung  liess  sich  der  Herr  Prevöt 
vernehmen,  dass,  da  die  hiesige  Judenschaft  an  zehntausend 
Familien  stark  sei.  wie  ihm  solches  von  dem  Herrn  Maire  adjoint 
versichert  worden,  die  bisherige  Auswanderung  mit  jener  Anzahl 
in  gar  keinem  Verhlltniss  stehe*).     Die   anwesenden  Mitglieder 


*)  Es  ist  wahrlich  nicht  zn  hart,  dies  Verfahren,  wer 
nämlioh  die  Wahrheit  gesagt  hat,  noch  jetzt  in  Erinnerung  t' 
da  es  gar  keinem  Zweifel  unterliegen  kann,  dass  der  Mai 


^  Charlot 
bringen, 
B  adjoint 


Hl 

versicherten  ihn,  dftaa  uie  auch  nur  so  viel  jüdische  Seelen, 
geBchweige  Familien,  hier  gewesen  sind.  Da  er  dieses  aber 
nicht  zu  glauben  schien,  so  hat  die  Administration  ihn  vermit- 
telst eines  vom  Secretariat  der  Mairie  besorgten  Auszuges  der 
in  1811  gemathten  Volkszählung  vön  der  Wahrheit  ihrer  Be- 
banptuug  überfuhrt. 

•Da  ührigena  alle  Gegenvorstellungen  gegen  die  gemachte 
Anmuthung  nichts  fruchteten,  so  hat  die  Administration  noch 
angelegentlicher  die  Publication  der  mehrgedachten  Befehle  fort- 
gesetzt und  hat  daher  diesen  Tag  so  wie  den  folgenden  24  sten 
wiederum  den  sich  häufig  einfindenden  Auswandernden  in  der 
Behausung  des  Mitgliedes  Bresselau  mit  field  (zusammen  mit 
Cour.j:   986.   8  ß)  unterstützt. 

-Am  26.  December  wurde  beschlossen,  für  die  in  Hamburg 
bleibenden  Beamten  der  Gemeinde  und  für  das  hiesige  Hospital 
in  Altona  Proviant  ankaufen  zu  lassen,  zu  welchem  Behufe  die 
Administration  von  einer  in  Altona  unter  den  dorthin  geflüchteten 
begüterten  Israeliten  ans  ihrer  Mitte  veranstalteten  Sammlung 
GoBT.jI  1500*)  und  ausserdem  von  den  Verwaltern  der  Terra 
Sancta - ArmencABse    Cour.Jl   900    vors chuss weise    erhalten    hat.» 


Ton  dem  wahren  Verliältniss  überzeugt  war.  Aber  natürlich,  waren 
äie  Jaden  so  zahlreich  nnd  waren  ihrer  sa  wenige  ausgewandert, 
BO  konnte  man  hoffen,  späterhin  manche  Lasten  auf  sie  allein  zw 
wilzen. 

*)  Die  offioielle  Eröffnung  der  Altoaaiecben  Commission  für 
äie  aas  Hamburg  vertriebenen  laraeliten  fällt  auf  den  13.  Dec.  1813 
M  welchem  Tage  ihre  Constitnimng  dem  Vorstände  der  bochdeut- 
tchen  Juden gemi'iti de  in  Altona  angezeigt,  von  diesem  anerkannt  und 
"igleich  durch  dessen  Vermittelung  die  Anerkennung  und  der  SohutE 
der  Stadt-  und  Eegierungsbehörden  in  Altona  erlangt  wurden.  Dia 
Reldnammlungen  hatten  unter  Altonaiecben  und  Hamburgiachen  Juden 
loiioii  vorher  begonnen  und  wir  finden  die  Hamburgischen  Namen 
JE,  Jonas,  S.  Lesaer,  A.  B.  Franck,  Sal.  El.  Warburg  und  die 
Altonaischen  J.  B.  SchÜE,  Jacob  Meyer  jun.,  M.  D.  Warburg  und 
"- J.  Schiff  unter  den  Colk'ctanten.  Die  Commiesiou  selbst  bestand 
*"'  iJen  .\ltonaern  W.  S.  Warburg,    M.  D.  Warbiirg,    D.  L.  Meyei 


I 


'S     geschali     durch    Vermitteliing     der    AUonae? 
1  präaidirender  Aelteater,  Isfiac  Deiidii  Schiff,  ■ 


Gemeinde, 
ne  Special' 


J.  B.   Sebiff  und  Tt.  .1,  Schiff,  und  den  Hamburgern  Mos.  S.  Fränckal, 


.  Abr.  Schwerin.  Hapb.  Samuel 
Secrelaire  waren  die  Hamburger 
'  VerfaaBer  gegenwärtiger  Schrift.  Das 
in  der  temperairen  H.  S,  F  ran  ekel 'sehen 


Hirsch  Sal,  Fränckel. 
Haarbleioher   und   A.  ß.  Fri 
Moaes   Mendetson   und    der 
Bureau  war  GriinPBtraase , 
Wohnung, 

Es  wurden  zum  I'nterbringen  der  Vertriebenen  sieben  Lokale 
in  Mietbe  genommen ,  nämlich  ein  Tanzsadl  in  der  Marienstrasse, 
eine  Kegelbahn  in  der  Bergstraese,  ein  Saal  in  der  HreitenetrasBe 
Dud  einer  im  Präsidenten  gang',  ein  Haus  auf  der  groaaen  Freiheit 
und  eines  in  Bergmanns  Hof  (letiterfs  war  Kranken  lokal). 

Eb  wurde  eine  hinlängliche  Zah!  von  Inspectitren  für  diese 
Lokale  gewonnen,  von  denen  einer.  Nathan  .lacub  Speyer  (Aitönaer), 
ieine  Menschenliebe  mit  dem  Tode  —  am  Typhus  —  beaiegeUB. 
Ein  anderer  laraelit,  Simon  Dehn,  ßbenfalis  ein  Altonaer,  welcher 
in  der  <allgemeinen>  Commission  arbeitete,  starb  auf  dieselbe  Weise. 

Mit  den  im  Text  erwähnten  1500  ß  begannen  die  Geldver- 
theilangen  der  CommisaiOD,  welche  am  2.  Januar  die  Auslieferung 
der  den  Vertriebenen  nachg'esandten  Betten  von  den  Schuten  leitete. 
Wahrend  der  Weihnacbtstage  ward  von  den  nach  Altona  gekom- 
menen Hamburger  Christen  ebenfalla  eine  «allgemeines  C.oramission 
gebildet,  welche  Zweigbebörden  in  Bremen  und  in  Lübeck  errichtete 
von  welchen  Ürten  am  6.  Januar  1614  die  Anzeige  ihrer  Consti- 
tuirung  und  daas  sie  ihre  Spenden  und  ihre  Pflege  ohne  Unterschied 
der  Religion  ertheile,  einging. 

Die  allgemeine  Commission  in  Altena  zahlte  von  Anfang  des 
Februars  der  jüdischen  1200  -fl,  nachher  1800  U  wöchentlich  und 
sonst  noch  Zuachüase,  im  Ganzen  Uour.^  31427,  Die  jüdische  Com- 
mission, bei  welcher  sich  bis  zum  13.  Februar  Kur  Unterstützung 
gemeldet  hatten  917  Familien  mit  2930  Personen,  von  denen  676 
Personen  sogleich  mit  Heisegeld  weiter  gingen  ,  verausgabte  im 
Ganzen  ca.  Cour.|i  70000,  brachte  also  gegen  40000  y.  theUa  aus 
hiesigen  ,  tbeils  aus  speciell  jüdischen  Beiträgen  von  auswärts, 
namentlich  ans  London ,  Copenhagen  und  Berlin ,  auf.  (Protokolle 
und  Rechnungsbücher  der  jüdischen  Commission  befinden  sich  im 
Arohiv  der  hochdeutschen  Judengemeinde  in  Altona.)  Die  allgemeine 
Commission  erhielt  an  Beiträgen  von  hier  und  vom  Auslände  im 
Ganzen  Cour.^  317,438,  worunter  Lstr.  10000  von  der  englisahen 
Regierung  in  Folge  besonderer  Parlaments  acte. 
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Vollmaclit  zur  Eintreibuug  der  rückständigen  Gemeinde  beitrage 
von  den  Hamburgern  erhielt,  um  von  den  Eingängen  theils  die 
Hamburger  im  Altonaischen  Krankenhause  zu  verpflegen,  theils 
solche  nach  Hamburg  zu  liefern. 

«Am  27.  December   hat   der  Divisionsgeneral   Graf  LoisonErpressung« 

,  r»   1  1  Versuche. 

ZU  dem  Rabbiner  Lazarus  Joseph  (R.  Läse)  geschickt,  dass  er 
zu  ihm  kommen  möge.  Anstatt  selbst  hinzugehen,  schickte 
derselbe  einen  seiner  Söhne,  dem  dann  der  General  auftrug, 
seinem  Vater  zu  sagen :  dass  er  den  vornehmsten  Juden  bekannt 
zu   machen  habe,   dass   von   der  gesammten  Judenschaft  fünfzig 

Tausend  Francs  verlangt  würden. Der  Rabbiner  liess  dem 

General  durch  seinen  Sohn  die  Antwort  bringen,  dass,  da  die 
vornehmsten  und  reichsten  Juden  die  Stadt  längst  verlassen 
haben,  er  nicht  wisse,  wem  er  jenen  Befehl  zu  hinterbringen 
habe.  —  Der  General  erwiderte  hierauf:  dass,  wofern  jene  Summe 


Die  Gesammtzahl  gesunder  und  kranker  successive  verpflegter 
Hamburgischen  Familien  betrug  einschliesslich  der  Juden  5279. 

Am  9.  März  befahl  der  Altonaer  Magistrat  wegen  einreissender 
Theaerung  und  Epidemie,  dass  alle  gesunden  Vertriebenen  die  Stadt 
sa  verlassen  hätten.  Es  wurden  im  Ganzen  aus  Altena  expedirt 
12,300  Individuen,  worunter  etwa  1500  Juden.  Letztere  erhielten 
von  der  Altonaischen  Judengemeinde  Zeugnisse  darüber,  dass  sie  zu 
den  Hamburger  Vertriebenen  gehörten,  welche  Zeugnisse  von  den 
Civil-  und  Militär  -  Behörden  der  Umgegend  wie  Pässe  respectirt 
wurden.  Es  wurden  deren  etwa  1500  sowohl  für  Arme  als  für  Wohl- 
habende ausgestellt.    Letztere  zahlten   dafür   eine  beliebige  Spende. 

Die  Gesammt- Ausgabe  der  allgemeinen  Commission,  welche 
übrigens  auch  drei  jüdische  Mitglieder  zählte,  betrug  Cour.j^  433,673 
in  Altena,  Bremen  und  Lübeck,  und  Cour.#  297,315,  welche  unter 
die  nach  beendigter  Belagerung  arm  zurückkehrenden  Hamburger 
Tertheilt  wurden.  Der  Saldo  wurde  den  ausserordentlich  in  Anspruch 
genommenen  Hamburgischen  Anstalten  zugestellt. 

Die  Berichte  der  allgemeinen  Commission  erwähnen  häufig 
einer  sehr  unerquicklichen  Correspondenz  mit  der  jüdischen  Com- 
mission, welche  sich  bei  der  Vertheilung  benachtheiligt  glaubte 
namentlich  bezüglich  einer  von  Londoner  Juden  remittirten  Summe 
von  Lstr.  5000,  welche  nach  ihrer  Behauptung  für  sie  ausschliesslich 
bestimmt  und  blos  irrig  adressirt  gewesen  war. 
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niclit  bianen  vieruudzwinizig  Stunden  herbeigeschafft  wäre, 
sämmtliche  Juiien  ausgetrieben  werden  sollten.  Der  Rabbiner 
liesa  dieses  der  Administration  mittbeüen,  diese  aber,  der 
darüber  nicbta  Directea  vom  General  bekannt  geworden  i  hielt 
es  für  angemesaen,  davon  keine  Notiz  au  uehmen.  *) 

«Am  28.  Deeember  hat  genannter  Genera!  Loison  wiederum 
zwei  Gensdarmen  mit  der  Ordre  ausgesandt ,  den  Rabbiner 
Lazarus  Joseph,  falls  er  nicht  gutwillig  mitkommen  würde, 
sammt  noch  drei  andern  Rabbinern  gewaltsam  au  ihm  zu.  bringen. 
Der  Rabbiner  entscbnldigte  sich  jedoch  abermals  mit  seiner 
Schwächlichkeit  und  schickte  wiederum  seinen  Sohn,  verwies 
aber  die  Genadarmen ,  statt  ihnen  ihrem  Verlangen  nach  die 
1  das  Administrationsraitglied 
diesen  zum  General  gefuhrt 
a  der  Prinz  von  Eckmühl  zur 
anderen  höchst  nothwendigen 
,  welcbea  die  neu  errichtete 
In  hinlänglicher  Quantität  zu 
dasa  unter  den  Juden  Capitaüaten 
seien ,  die  baare  Münze  im  Vorrath  haben ,  so  habe  er  dem 
Prinzen  vorgeschlagen,  bei  der  hiesigen  Judenschaft  eine  Anleihe 
von  3,  4 — 500,000  Francs  zu  machen.  Er  erbiete  sich,  für  den 
Betrag  bei  den  Repräsentanten  der  Judenschaft  den  Werth  in 
Silberbarren  als  Unterpfand  zu  deponiren  und  diese  wiederum 
nach  und  nach  gegen  Münze  einzulösen ,  nach  Maassgabe ,  als 
diese  ausgeprägt  sein  werde,  was  bis  nächsten  Febrnar  geschehen 
sein  solle.  Er  wolle  die  Barren  früher  niederlegen  und  das 
baare  Geld  nach  und  nach  oeziehen,   ohne    sich    um  die  indivi- 


anderen  Rabbint 
Bresselau ,  welcher  demnach  vc 
ward,  welcher  ihm  eröffnete,  di 
Besoldung  der  Truppen  und  zu 
Ausgaben  baarea  Geld  gebrauch 
Münze  noch  nicht  im  Stande  s 
prägen;    da    er  nun    wisse,    dasf 


*)   Es  \ 


:  dies  wohl  ein  auf  eigene  Hnnd    und   für    eigene 


Rechnung  anternommener  Geniestreich,  wie  deren  wohl  früher  i 
Italien  gelungen  waren,  von  Seiten  Loisons,  eines  Gewaltmenschen,' 
der  EU  derselben  Zeit  auch  einen  braven  jüdischen  Schullehrer  eine 
ganze  Woche  in  Arrest  setzen  liess,  weil  er  ihm  seine  Pflegetochter 
die  jener  im  Vorbeii'eitcn  schön  gefunden  hatte,  nicht  auaUefern 
wollte.     Das  Mädchen  entwischte  unterdes 
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duellen  Namen  der  Darleiher  zu  bekümmern.  Die  Absicht  des 
Grafen  war,  dies  dem  Chef  der  Synagoge  zu  sagen  und  ihm 
die  Effectuirung  aufsratragen.  *) 

«Als  ihm  hierauf  Bresselau  vorstellte,  die  hiesige  Synagoge 
habe  gar  keinen  Chef,  indem  der  Grand-Rabbin  nicht  angekommen 
und  die  Mitglieder  des  Consistoriums  in  Folge  der  letzten  Er- 
eignisse die  Stadt  geräumt  haben,  übrigens  auch  das  Consisto- 
rimn  noch  nicht  einmal  installirt  sei,  war  der  Graf  der  Meinung, 
dass  der  Prinz  bei  bewandten  Umständen  ein  anderes  Consisto- 
rium  provisorisch  ernennen  und  installiren  müsse,  um  alsdann 
seine  Absicht  ins   \Verk  zu  setzen. 

«Wogegen  ihm .  Bresselau  aber  die  Vorstellung  machte, 
dass  es  ungerecht  sein  würde,  die  Judenschaft  anders  als  in 
Rücksicht  ihrer  Religionsverhältnisse  als  einen  von  der  übrigen 
Bürgerschaft  abgesonderten  Körper  zu  betrachten  und  sie  also 
auszuzeichnen ,  dass  man  ihnen  mehr  Lasten  auflege ;  dass  es 
gegen  die  Billigkeit  und  die  jederzeit  geäusserten  Grundsätze 
der  Regierung  sein  würde,  welche  alle  Bürger  ohne  Unterschied 
ihres  Glaubens  gleich  achte;  dass  die  Juden  übrigens,  was  jeden 
Einzelnen  betrifft,  an  allen  Lasten  Theil  nehmen  etc.  etc. 

«Der  General  fand  diese  Bemerkungen  richtig  und  ver- 
tprach  solche  dem  Prinzen  mitzutheilen.» 

(Die  Sache  war  damit  beendigt.) 
«Am    31.    December    ist   von    dem    Cantonscommandanten  J*'^^'^  ^ 

Austreibui 

durch  den  Quartiermeister  der  Tempel  in  der  Eibstrasse  requirirt 
worden,  um  die  auszutreibenden  Armen,  welche  diese  Nacht  im 
fünften  Canton  aufgehoben  werden  sollten,  bis  zu  Tagesanbruch 
darin  zu  beherbergen.  Durch  Bresselaus  Bemühung  ist  jedoch 
dies  sogleich  widerrufen  worden  und  der  Commandant  begnügte 
rieh  mit  einem  anderen  dazu  angewiesenen  Lokale. 


*)  Das  gleiche  Anerbieten,  von  den  vortheilhaf testen  Bedin- 
gungen begleitet,  war  an  mehrere  Stellen,  namentlich  nach  Altena 
ergangen;  doch  Niemand  mochte  auf  die  aus  der  Bank  geraubten 
Silberbarren  etwas  leihen. 

8* 


"■  "Am  2.  Januar  1814  hat  die  Adminiatraüoii  unter  Vorsitz 

j,  dea  Herrn  David  Gottschalck  Goidschmidt  eine  ComiuisBion 
etablirt,  um  die  Betten  der  armen  Ausgewanderten  (b.  S.  112, 
Anmerkung)  auf  Konten  der  Gemeinde  au  Wnaser  ihnen  nach 
Altena  nachzuschicken,  woselbst  eine  andere  dort  zur  Verpflegung 
jener  Ausgewanderten  znsamnicngetretene  Gesellschaft  wohlthätiger 
Israeliten  sich  der  Beförderung  der  Betten  an  ihre  Eigenthüniej" 
unterzog. 

«Am  6.  Janaar  sind  die  Mitglieder  der  Administration, 
in  Folge  der  am  Tage  zuvor  an  sie  gelangten  Aufforderung  des 
Grand-Prevöt  Charlot ,  welche  zugleich  das  Mitbringen  einiger 
der  reiehaten  Juden  gebot,  zu  demselben  gegangen.  Derselbe 
hat  ihnen  einen  wiederholten  Befehl  des  Prinzen  vorgelegt,  daas 
er  den  angesehensten  und  reichsten  Juden  andeute,  ihm,  dem 
Prevöt,  binnen  vier nndz wanzig  Stunden  eine  Liste  von  allen 
denjenigen  zur  jüdischen  Religion  gehörigen  Individuen  zu 
bringen,  welche  nicht  bis  auf  den  ersten  Juli  hinlänglich  ver- 
proviantirt  sind,  widrigenfalls  sie  selbst  mit  ihren  Familien  aus 
der  Stadt  gewiesen  werden  sollen, 

«Alle  Vorstellungen  dagegen  abseiten  der  Administration 
dasB  sie  in  Hinsicht  der  Answandernng  mehr  als  ihre  Pflicht 
gethao ,  dass  die  zur  Untersuchung  des  Proviants  bestehende 
allgemeine  Commissi on  fiir  alle  Einwohner  ohne  Unterschied 
ihrer  Religion  etablirt  worden,  und  daher  jene  die  Liste,  wie 
verlangt,  zu  gehen  im  Stande  sei ,  indess  die  Administration 
unmöglich  wissen  könne ,  wer  von  ihren  Adniinistrirten  mit 
Proviant  versehen  sei  oder  nicht;  dass  die  eigentlichen  Armen, 
die  Unterstützung  erhielten  und  über  welche  einige  Aufsicht 
dieser  Art.  möglich  sei,  bereits  die  Stadt  verlassen  hätten;  dass 
es  übrigens  iinffallend  sei ,  wenn  man  dea  jüdischen  Rebgiona- 
verwandten  und  deren  Repräsentanten  andere  Pflichten  auflegen 
wolle,  als  anderen  Cnlten. 'J     Alle  diese  und  andere  Vorstellungen 


*)  Allerdings  war  wobl  ein  aolciioa  Verfahren  nicht  auf  fran- 
zösischem Buden  gewachsen ;  aber  der  SohlÜasel  dam  liegt  wohl  bei 
Hamburger  Mitbürgern. 
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blieben  jedoch  fruchtlos.  Der  Prevot  beharrte  darauf,  die  Liste 
müsse  und  solle  angefertigt  werden,  die  Administration  solle 
sich  dies  vermittelst  sofortiger  Haussuchungen  möglich  machen, 
sie  solle  sich  dabei  von  Gensdarmen  begleiten  lassen,  welchen 
letzteren  er  besonders  auftrug ,  sich  von  der  Richtigkeit  der  Unter- 
suchung zu  vergewissern.  Endlich  kündigte  er  den  Mitgliedern 
der  Administration  bis  zur  XJebergabe  der  verlangten  Listen 
Arrest  an.  Es  begleiteten  sie  auch  sogleich  vier  Gensdarmen 
nach  Hause. 

«Die  Mitglieder  der  Administration  theilten  sich  demnach 
sofort  zu  zwei  und  zwei,  wovon  jeder  Theil,  von  zwei  Gens- 
darmen begleitet,  die  Untersuchung  in  den  Häusern  begann.*) 
Abends  erhielten  sie  ein  Schreiben  vom  Maire,  der  sie  darin 
dringend  aufforderte,  dem  Verlangen  des  Prevot  Gentige  zu 
leisten,  um  sich  selbst  keinen  Unannehmlichkeiten  auszusetzen* 
Dieses  Schreiben  lautet  folgendermassen : 

-cAn  die  Herren  Vorsteher  der  Israelitischen  Gemeinde !  s<^^®*^ 

d«i  Ma 

«Mit  der  Offenheit,  die  ich  Männern  Ihres  Verdienstes, 
Ihrer  reinen  Religiosität  und  Humanität  schuldig  bin,  rede 
ich  zu  Ihnen,  meine  Herren  Administratoren  des  jüdischen 
Cultus. 

«Auch  Ihnen  wurde  von  dem  Herrn  Grand  -  Prevot, 
Colonel  Charlot,  die  strenge  Ordre,  Ihre  letzten  Armen  aus 
der  Stadt  zu  transportiren. 

«Sie  wollen  solche  hier  behalten ;  aber  wollen  Sie  deren 
Glück  und  Ruhe? 

«Fast  alle  sind  sie  schwach  und  alt,  die  Sie  früher 
nicht  wegschickten.     Sie  haben  mit  Grossmuth  Vieles  für  die 


♦)  Für  den  Menschenkenner  bedarf  es  wohl  kaum  der  Erwäh- 
nung, dass  der  grössere  Theil  der  jüdischen  Bevölkerung,  welchem 
die  Details  unbekannt  waren,  das  Gehässige  dieser  Vornahme  grossen- 
iheils  auf  die  Administratoren,  zumal  auf  Bresselau,  warf. 
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Kriegsgetümmel  sei  lediglich  auf  diesen  Fleck  beschränkt  während 
im  übrigen  Deutschland,  schon  wenige  Meilen  von  Hamburg  zu 
beginnen,  alles  in  Ruhe  und  Freude  sich  befand*),  musste  die 
Gemeinde  Massregeln  treffen  um  ihren  dringendsten  Bedürfnissen 
zu  begegnen  und  es  ist  ihr  grösster  Ruhm,  dass  damals  nicht 
alles  aus  einander  fiel.  Die  vier  in  der  Stadt  gebliebenen  Ver- 
waltungsmitglieder beschlossen  demnach  am  13.  Januar: 
N®*^-  1.   allen   besoldeten   Gemeindebeamten   blos  ä  Conto   Zah- 

BeschlÜBse. 

lungen  zu  machen, 

2.  alle  Zinszahlungen  der  Gemeinde  zu  suspendiren, 

3.  auf  Salarien  und  auf  Unterstützung  an  Ausgewanderte 
für  jetzt  keine  Rücksicht  zu  nehmen, 

4.  einen  Anschlag  der  unerlässlichsten  Zahlungen  für  die 
Dauer  der  Belagerung  aufzumachen.  (Es  betrug 
wöchentlich  Crt.#  360  —  wovon  120#  für  Kranken- 
pflege ,  50  #  für  die  Armen ,  30  #  für  Beerdigungen 
Unvermögender,  140  #  Salarien  und  Unterhaltung  der 
Tempel,  10  #  für  Schulanstalten  und  10  #  für  diversi). 

5.  bis  7.  alle  in  der  Stadt  anwesende  Contribuenten  zu 
wöchentlichen  Beiträgen  aufzufordern,  die  sie  in  ruhiger 
Zeit  mit  der  Gemeinde  auf  ihre  Steuern  für  1814  etc. 
verrechnen  könnten,  — 

8.  u.  9.  diese  Beiträge  besonders  zu  buchen  und  sie 
lediglich  zu  laufenden  Ausgaben,  nicht  aber  zu  Schuld- 
abträgen zu  verwenden. 

Der  Januar  war  vorüber,  die  Blockade  hatte  die  Form 
eines  geregelten  Zustandes  angenommen  und  die  Geschäfte  der 
Gemeinde  gingen  ebenfalls  einigermaassen  nach  dem  angenom- 
menen  Plane ,    da   fast   alle   Contribuenten   sich   bei   der   Admi- 


*)  Die  seit  der  Schlacht  bei  Leipzig  allgemein  feststehende 
Ueberzeugung,  diese  ganze  Belagerung  und  alle  unsere  Erduldungen 
seien  ganz  überflüssige  Quälerei  und  keinesweges  durch  den  Gang 
des  Krieges  geboten,  trug  nicht  wenig  dazu  bei,  unsere  Erbitterung 
nocb  tägfich  zu  steigern. 
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nistration  eingefunden  und  zu  den  wöchentlichen  Beiträgen 
verpflichtet  hatten.  Im  Februar  bereitete  sich  jedoch  eine  An- 
gelegenheit von  grosser  Schwierigkeit  für  das  jüdische  cultuelle 
Leben  vor.     Es  ging  gegen  das  Passahfest,   und  wie  sollte  man    re«8ac 

WällF  C  D  d 

der   Gemeinde   Mazzoth    (ungesäuerte   Osterkuchen)   verschaffen  ?  ßeiager 
Es    wurde   eine    besondere    Commission    für    diesen   Gegenstand 
niedergesetzt,   welche  endlich  von  der  Militairbehörde  eine  noch 
ungebrauchte  Handmühle  erhielt,    und  so   wurden  Mazzoth  ge- 
fertigt,   vermuthlich    mit  derselben    rituellen  Scrupulosität ,   die 
hierorts  jederzeit  auf  diesen  Gegenstand  gewendet  wird.     Auch 
erliessen    unterm    24.    März     die     drei     angestellten     Rabbiner 
(Dajanim)  unter  Assistenz  von  sieben  anderen  nicht  angestellten, 
einen   Beschluss,    durch   welchen   sie    den    Genuss    der    Erbsen, 
Bohnen  und  Linsen   sowie   der  gesalzenen  Häringe  während  der 
bevorstehenden  Ostertage   allen  denen,    die   sonst  Mangel   leiden 
würden,  für  gesetzmässig  erlaubt  erklärten.     So  viel  dem  Ver- 
fasser   erinnerlich,    ward  vom    betreffenden   Publicum    blos    die 
Erlaubniss  zum  Genuss  der  Häringe  benutzt,  nicht  aber  zu  den 
Hülsenfrüchten,   vielleicht  deshalb,   weil  das  für  halb  ketzerisch 
gehaltene    Casselsche    Consistorium    diese    bei    den     Portugiesen 
ohnehin    gestatteten  Nahrungsmittel   ein  für    alle  Mal    für    den 
Passah  erlaubt  hatte. 

Ganz  verloren   ging   diese  Periode   übrigens  für   die  Ge-  ^^^j^ 
meindeordnung  nicht.     So   rief  unterm  8.  März   die  Noth   eine  haus-'s 
verjüngte  Verwaltung    des  Krankenhauses  hervor.     So    brachte 
die  fortwährende   Verödung    der   Hauptsynagogen    eine    Unter-  BeUok 
drückung  der  Privatbetlokale  hervor,  die  so  streng  gehandhabt 
ward,    dass    als    die    „Klausen"    die    Grenzen    der    ihnen    nach 
laugen  Verhandlungen  durch  eine  grosse  Commission  ausnahms- 
weis    eingeräumten   Erlaubniss    überschritten,    bloss    am   Alltag 
den  Gottesdienst   und  das    nur  mit   einer  gewissen  Zahl  vorher 
namhaft  gemachten  Besucher  abzuhalten,  an  Sabbath-  und  Fest- 
tagen  jedoch    nur  halben  Gottesdienst   ohne  Toraverlesung   und 
Mussaf  zu   verrichten,    die    Tora-Rollen   aus    diesen    Betlokalen 
pbgeholt   und    in    die    Hauptsynagogen    gebracht    wurden.     Die 
Klausvorsteher  verschlossen  darauf  selbst  ihr  Lokal  und  wollten 
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den  Gottesdienst  in  Privatwohimngen  halten,  und  so  zog  sieb 
diese  verdriesa liehe  Geschichte  bis  aae  Ende  der  Belagerung 
hin,  wo  dann  so  wie  in  allem  Uebrigen  auch  hierin  der  alte 
Zustand  wieder  hergestellt  ward. 

Diese  Epoche  trat  am  15.  Mai  ein  und  mit  ihr  neue 
Verlegenheiten  für  die  Gemeiude,  denn  nun  war  die  Zah!  der 
ausgewanderten  Armen  verdoppelt  oder  verdi'eifacht  zurückzu- 
erwarten. Diese  Befürchtung  erfüllte  sich  indess  nicht  ganz  ; 
denu  es  waren  in  Altona  allein  203  gCGtorben ,  und  manche 
waren  bei  verbesserten  Umständen  im  Auslande  gebliehen,  ho 
dass  die  Verminderung  der  Gemeinde  bei  dieser  Gelegenheit  im 
Ganzen  auf  6  bis  700  Seelen  anzuschlagen  ist*).  Die  erste 
Wassregel  in  Beziehung  hierauf  war  eine  grosse  Collecte  bei 
Gelegenheit  der  wegen  Befreiung  der  Stadt  und  Aufhebung  der 
B!o»kade  gehaltenen  grossen  allgemeinen  Feierlichkeit,  bei 
welcher  in  der  Synagoge  Psalme  und  Gesänge  mit  Orchesterbe- 
begleitung  gesungen  wurden. 

Schon  am  2.  Juni  ward  in  einer  Vai-sammlung  von 
"'dreissig  Mitgliedern  eine  Comraission  von  sieben  Personen  (Jac. 
Oppenheimer,  S.  H.  Oppenheim,  S.  J,  Fränkel,  M.  J.  Bresselau, 
E.  Michaelis,  Ä.  Embden  und  S.  Assur  erwählt,  mit  dem  Auf- 
trage die  Erlangung  der  BürgeiTechte  und  was  dem  sonst  an- 
hängt mit  allen  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  zu  betreiben. 
Ueher  diese  Behörde,  die  den  Namen  „Israelitische  Keorganisatons- 
Comraission"  annahm  und  deren  Arbeiten  bis  1821  fortwährten, 
wii'd  später  zu  berichten  sein.  Schon  wenige  Tage  nach  ihrer 
Einsetzung,  am  13.  Juni,  hatte  sie  das  Vergnügen,  eine  Bekannt- 
machung des  Senats,  die  Abnahme  der  Bürgereida  von  den  seit 


*)  Dies  ist  wohl  zu  beachten,  wenn  man  die  Seelenzahl  der 
Gemeinde  nach  der  officiellen  Zählung  von  1811  berechnet.  — 
Ueberhaupt  ist  bei  dergleichen  Berechnungen  nicht  zu  übersehen, 
dasB  die  jüdischen  Bevölkeruiincn  nicht  allein  durch  den  Tod, 
sondern  auch   durch   den  Auatritt   aus   dem  Judenlhum  Abgang   er- 
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dem  1.  Januar  1811  hier  Eingetretenen  betreffend,  zu  lesen,  an 
deren  Schlüsse  es  heisst: 


Bück- 


„in  Ansehung  der  nicht  christlichen  Religionsverwandten 

schritt« 

wird  das  Nähere  bestimmt  werden/^ 
Auch  bestimmte  die  Zollbehörde  sofort,  dass  die  Juden 
ihre  Zoll-  und  Transito-Declarationen  „an  Eides  Statt'^  zu 
unterzeichnen  hätten,  statt  wie  [die  christlichen  Kaufleute  „auf 
geleisten  Bürgereid/^*)  Eben  so  fangt  ein  am  25.  Juli  erlassenes 
Publicandum  gegen  das  Feilbieten  von  Waaren  auf  den  Strassen, 
dem  ersten  Athemzuge  der  so  ganz  verarmten  und  ausge- 
hungerten Kleinhändlerclasse,  mit  den  Worten  an: 

„Da  der  unleidliche  Unfug  überhand  zu  nehmen 
anfängt,  dass  vorzüglich^Juden  u.  s.  w.'^ 
Das  geschah  mitten  unter  allen  Dankfesten,  Illuminationen,  Dankfesi 
Kirchenfeiem  wegen  der  hergestellten  Freiheit,  ja  nachdem  so- 
eben (30.  Juni)  eine  Denktafel  in  der  Michaeliskirche  aufgestellt 
werden,  auf  welcher  die  Namen  der  gefallenen  Vaterlands ver- 
theidiger,  darunter  fünf  Juden,  zu  lesen  sind,  während  an  dem- 
selben Tage  der  Bürgermeister  Bartels  den  Zurückgekehrten 
Kriegern  ankündigte:  es  stände  ihnen  nun  frei,  in^s  bürger- 
liche Leben  zurückzutreten.  Es  klingt  freilich  fabelhaft,  ist 
aber  dennoch  wahr,  dass  nicht  einmal  für  die  aus  dem  Kriege 
zurückgekehrten  Juden  eine  Ausnahme  gemacht  wurde,  und  sie 
sofort  nachdem  sie  die  Uniform  ausgezogen  hatten,  allen  6e- 
werbs-  und  sonstigen  Beschränkungen  wiederum  unterlagen. 

Es    ist    wahr,    um   diese  Zeit  arbeitete  die  aus    zwanzig  Testam« 
Bürgern  bestehende  „Hamburgische  Reorganisations-Commission'S  Zwanrig« 
und  ihrem  in  Hamburgs  Geschichte  berühmten  „Testamente  der 
Zwanziger"  ist  der  Eintritt  der  Juden  in's  Bürgerrecht  als  un- 
erlässlich   aufgestellt:   wir  werden  gleich  sehen,  was  damit  aus- 
gerichtet ward. 


♦)  Eine  ähnliche  Proklamation  war  übrigens  schon  am  1.  Mai 
1813  erlassen  worden,  ist  aber  wegen  Rückkunft  der  Franzosen  nicht 
in  Wirksamkeit  getreten.' 


"■  Die    4 ,    nachiuab    5    Administrationsglieder   liatten    indeas 

,  ibre  Noth  ein  gehöi'iyea  Verwaltungs-Coliegium  zusammenzu- 
bringen. MebrmalH  erklärten  eie  iliren  Willen  abzutreten,  aber 
□iemaaii  wallte  die  Verwaltung  üLemehmeu.  Kaum  gelang  es 
ihnen,  Vörwallm'  fiii'  die  uötLigaten  Commiasionen  zu  erhalten, 
alle  Verauche,  aich,  wenigstens  proviBoriscii  einige  Mitglieder 
beizugeseilen,  wai-en  vergebens,  und  dabei  fehlte  es  schon  niclit 
an  Leuten,  die  Alles  wieder  auf  den  Fnse  deB  vorigen  Jahr- 
hunderts an  rück  gebracht  wissen  wallten.  —  Manches  dieser  Art 
kehrte  nun  freilich  von  selbst  zurück,  z.  B.  unbefugte  flopulanten, 
die    Brautpaare    „vor    den   Tboren"   d.    h.    ohne   Vorwiasen    der 


Behörden  zu  Mann  und  Frau  machten :  Kudererseits 

aber  fanden 

ich    schun   bin   und   wiedi^r    wohlhabende  Fremde  e 

in,   die  sich 

n    der   Gemeinde    gegen   ein,    ihi'en    Verhältnissen  r 

ngemessenea 

Recognitionsgeld  einkauften.  —  Unter  dieaeo  befinde 

n  sich  meh- 

ere  der  späterhin  vermögendsten  Mitglieder. 

'^j  Der  achtzehnte  Ootober  1814  war  ein  sehr  wichtiges  Fest 

durch  ganz  Deutschland:  der  erste  Jahrestag  der  Schlacht  bei 
Leipzig,  die  auch  die  Schlacht  der  Völker  genannt  wird,  —  Er 
wurde  mit  aliem  Feuer  einer  jungen  noch  wenig  euttänschten 
Welt  gefeiert,  nachdem  am  ersten  desselben  Monats  der  Wiener 
Congress  eröffnet  worden  war,  diese  Versammlung,  auf  die  da- 
mals alle  Aufstrebenden  ihren  Flug,  alle  Bediückten  ihre  Hoff- 
nung richteten.  Unter  den  Letzten  vor  Allen  die  Juden ,  die 
damals  zuerst  das  Gefühl  eines  nicht  allein  angeborenen,  sondern 
nun  auch  wohlerworbenen,  durch  Lasten  und  Opfer  erknuften 
Rechts  beseelte.  Und  sie  wussten  es,  dass  ihre  Sache  dort,  mit 
Wohlwollen  vorgenommen  würde,  dass  Metternich  ihr  günstig 
gewonnen,  Hardenberg  für  sie  begeistert  war.  —  Und  im  März 
desaelbeu  Jahres  hatte  ein  ebenfalls  in  Wien  anwesender  Fürst, 
Mitglied  des  deutschen  Bundes ,  Frederik  VI. ,  ein  ehemaliger 
Schutaherr  der  Juden  Hamburgs,  wiewohl  nur  in  seinen  ausaer- 
deutschen  Staaten  die  bürgerliche  Gleichstellung  seiner  jüdischen 
l^nterthanen  proklamirt. 

Auch   Hamburg    feierte    jenen    18,   October    mit  gerechtem 
Enthusiasmus.     Noch  heute    strahlt   er    dem    Greise ,    der   Theil 
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daran   genommen,   als   ein   lichter  Punkt   aus  einer  begeisterten 
Welt.     Deutschland  befreit  von  einer  fremden,   ungerechten  und 
gewaltthätigen  Uebermacht,  Hamburg  erlöst  von  einer  Belagerung, 
die  ihr  die  Wohlthaten,  deren  das  übrige  Vaterland  genoss,  fast 
um    ein   ganzes  Jahr  vorenthielt,    die  Noth   des  stockenden  Ge- 
werbes beseitigt,    der  Hafen   wieder   voller   Schiflfe,    die   vater- 
städtische   Flagge  endlich    wieder   auf  den  Wimpeln,   das   drei- 
thürmige   Wappen    wieder    auf   den    Staatsgebäuden,    und   eine 
Verfassung,    die  mehr  Freiheit  gewährte,   als  die  anderen  deut- 
schen Staaten  selbst  nur  verlangten,  —  es  war  ein  Jubelrausch, 
der  Alles   erfüllte,    und   den  zu   schmälern   man  der  kalten  Re- 
flexion nicht    gönnen    mag.     Auch    die   Juden    waren    von    der 
allgemeinen  Freude  ergriffen,  sie  wohnte  in  ihrer  Aller  Herzen, 
sprudelte  von  ihren  Lippen,  durchdrang  ihre  Kreise,  und  obwohl 
eine  Predigt  oder  eine  Rede  in  irgend  einer  Sprache   damals  in 
den  hiesigen  Synagogen  zu   den  Unmöglichkeiten    gehörte*),   so 
waren   doch  ihre  Bethäuser  in   einer  musikalischen    Aufführung 
und   der  Recitation   mehrerer  Psalmen   bestehender  Gottesdienst 
überfällt,  und  es  mangelte  dabei  nicht  die  Thräne  des  Dankes» 
noch  der  Seufzer  des  Entzückens,  noch  die  freigebige  Hand  der 
Menschenliebe.     Das  Gotteshaus   in   der  Eibstrasse   war   Abends 
von  Aussen  glänzend  erleuchtet  und  mit  passenden  Transparenten 
geschmückt. 

Man  wusste,  der  Rath  werde  nun  einen,  wie  es  heisst  Kmanci- 
vom  Bürgermeister  Amsinck  ausgearbeiteten ,  Entwurf  über  die  ^^^f 
bürgerliche  Gleichstellung  der  Juden  einbringen.  —  Zweifelte 
man  an  der  Genehmigung?  Das  mag  nur  bei  wenigen  der  Fall 
gewesen  sein.  Die  Tradition  behauptet ,  ein  Mann  von  vielem 
Einflüsse  in  der  Bürgerschaft  habe  sich  erboten,  mittels  einer 
nicht  sehr  hohen  Summe,  eine  Majorität  dafür  zu  erwirken, 
aber  die  Leiter  der  jüdischen  Reorganisations-Commission  haben. 


*)  Das  ist  so  zu  verstehen,  dass  die  hiesigen  Rabbiner  in  jedem 
Sinne  auf  der  tiefsten  Stufe  der  Unfähigkeit  standen.  Sonst  ward 
unter  deutschen  Juden  schon  hie  und  da  halbdeutsch  und  hoch- 
deatsch,   in  Copenhagen  auch  schon  deutsch  und  dänisch  gepredigt. 


^ 
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im   Vertrauen    auf   ilire  gute    Sache,    den   Vorschlag   mit    Ent- 
rüstnng  abgelehnt. 

Endlich  ain  20.  October  sollte  diese  eigenthümliche  Nach- 

gj  feiev    dea    Freiheits festes    vor    sich    gehen.  —  Es    war    Bürger- 

Conver.t  unt!  der  Senat  legt«  den  fünf  Kirchspielen  einen  Antrag 

"^  wegen     Regulirung    der     hürgerlichen     ^'el■halt^iBse     der     nicht 

lutherischen  Christen  sowohl  als  der  Juden  vor. 

Das   motivirende  Promemoria   wegen   der  Letzteren  lautet 
wie  folgt : 

„In  Rücksicht  auf  die  damit  verwandte  Angelegenheit 
der  Bekenner  der  Israelitischen  Religion  verdient  es 
jedoch  noch  ferner  eine  vorzügliche  Erwägung ,  wie  groai 
der  Abstand  dessen,  was  diese  unter  der  französischen  Regie- 
rung in  der  Gleichheit  mit  andern  Bürgern  an  öffentlicher 
Ehre  ui:d  Achtung,  selbst  in  der  Freiheit  des  Gewerbes  und 
in  dem  Besitz  von  Eigenthum  und  Wohnung  bereits  hie- 
aelbst  genossen ,  von  ihrer  vor  1811  bestandenen  Ein- 
und  welche  grosse  Veränderungen  sowohl 
telen  Landen,  z.  B.  in  Frankreich,  Preussen 
1  der  gröBsten  Ausdehnung  der  Rechte  und 
Pflichten  in  dem  handelsklugen  Holland  selbst  bei  der 
neuesten  Constitution,  als  auch  in  ihren  innern  vormaligen 
Staataverhältnissen  vorgegangen  sind,  durch  die  Öffentlich 
sanctionirten  Grundsätze  des  grossen  Sanhedrins  von 
IS 07,  welches  gleich  den  Concilieu  bei  den  Katholiken  die 
gesammte  Nation  verpflichtet ,  sowie  ihre  Gesetze  grössten- 
theils  aus  den  Aussprüchen  der  Sanhedrin  gezogen  sind,  ist 
es  insonderheit  auch  den  hiesigen  Israeliten  späterhin  als 
iranzösischen  Unterthaneu  zum  Gesetz  gemacht  worden,  dasa 
die  Unterwerfung  unter  die  Gesetze  des  Staats  eine  religiöse 
Pflicht,  dass  es  in  der  israelitischen  Religion  gegründet  ist, 
da  wo  die  Nation  als  Bürger  behandelt  wird ,  sich  den 
bürgerlichen  Gesetzen  auch  des  Civilrechts  zu  unterwerfen, 
and  ohne  irgend  ein  Hindcrniss  der  Religion  gleich  allen 
Bürgern  und  Unterthanen,  dem  Staat  und  der  Regierung 
treu  und  aus  allen  Kräften  willig  und  gehorsam  zu  sein.    Es 


schränkung  ist , 
aUgmem  in  .o  , 
und  vorzüglich  ii 
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ist  daher  denn   auch  nicht  allein  während  der  französischen 
Begierong  schon  in  Ausübung  gekommen,   dass  die  sonst  so 
sehr   von   den  christlichen  verschiedenen  Bestimmungen  aller 
ihrer  Gesetze  auch  der  Civilgesetze  aufgegeben  wurden,  und 
ausser    den    eigentlichen    Religionsanordnungen    eine   völlige 
Gleichstellung  mit  allen  übrigen  Bürgern  des  Staats  wirklich 
eintrat,  sondern  es  ist  die  Unterwerfung  unter  unsre  Rechte 
auch  nunmehr  von  der  israelitischen  Gemeinde  per  supplicas 
ad  senatum  wiederholt  erklärt.   Ausserdem  ist  mit  bedeuten- 
den   Aufopferungen    durch    einen    förmlichen    Vergleich    die 
längst   von    der    Stadt    gewünschte    Trennung    der    hiesigen 
israelitischen  Gemeinde  von  der  Altonaer  und  die  Vereinigung 
aller   vormaligen    hiesigen   deutschen   Gemeinden,    der   soge- 
nannten   Altonaer,    Hamburger    und    Wandsbecker    bewirkt. 
Nor   die  im  Religions-Ritual  unterschiedenen,    längst  schon 
den  christlichen   Gesetzen  sich  annähernden  Portugiesen   (da 
dieselben  keine  jüdische  Gerichtsbarkeit  hatten)*),    bedürfen 
freilich  auch  einer,  indessen  auf  bürgerliche  Verhältnisse  im 
Ganzen    nicht   zu   erstreckenden,    sondern    bloss    die    innere 
Organisation   der  Gemeinde  betreffenden  Absonderung,   wenn 
auch    ihre    nur    annoch    etwas    über   200   Seelen   begreifende 
Zahl    und   ihre    gesammte   Vermögenheit   leider    durch   die 
ehemaligen     auf    Veranlassung    der    strengeren    Ein- 
schränkungen eingetretenen  Auswanderungen  der 
Wohlhabenden,  so  sehr  gelitten  hat. 

Uebrigens  sind  während  der  französischen  Regierung, 
wodurch  alle  hiesige  Religionsbekenner  von  selbst  das 
Bürgerrecht  überkommen  haben,    noch  ungefähr  zweihundert 


*)  Das  hier  den  Portugiesen  ertheilte  Zeugniss  beruht  im 
Grunde  auf  weiter  nichts,  als  dass  diese  sich,  seitdem  sie  Hamburg 
bewohnen,  in  der  Sprache,  als  resp.  platt-  und  hochdeutsch,  von  den 
Christen  nicht  sehr  auszeichneten,  und  ihnen  das  sogenannte  «Juden- 
deutsch»  unbekannt  blieb.  —  Ob  hierzu  nicht  ganz  besonders  ihre 
helle  jambische  Aussprache  des  Hebräischen  beigetragen,  wäre  zu 
untersuchen. 
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Israeliten  in  die  Bürgerregister  ausdrücklich  eingezeichnet. 
Und  bei  allen  erhaltenen  und  beschützten  Be- 
günstigungen dieser  Gleichheit  ist  nicht  allein 
keine  zuweilen  besorgte  Anmassung,  noch  irgend 
ein  anderer  Nachtheil  christlicher  Bürger  erspürt*), 
sondern  es  hat  vielmehr  ein  stilles,  bescheidenes 
und  gemässigtes  Benehmen**)  selbst  in  Rücksicht 
des  von  den  erhaltenen  Vorzügen  gemachten  Ge- 
brauches und  die  willigste  Anstrengung  mit  andern 
fürs  allgemeine  Wohl,  ja  selbst  eine  vorzügliche 
Wohlthätigkeit  und  Vaterlandsliebe  mehrerer  unter  ihnen 
sich  auszeichnet. 

In  dieser  Lage  wird  also  auch  die  für  mehrere  ver- 
fassungsmässig zu  sanctionirende  Begünstigungen  der  Israeliten 
sowohl  die  Religion  als  die  Politik  der  herrschenden 
Kirche  ungezweifelt  reden.  Ihre  Religion  macht  die  Liebe 
des  Nächsten  zur  ersten  Menschenpflicht,  und  beantwortet 
die  Frage,  wer  der  Nächste  sei,  sehr  ausgedehnt.  Sie  ver- 
bietet allen  Religionshass ,  jede  willkührliche  Kränkung  und 
Bedrückung  (!).  Und  wenn  das  äussere  Religionsbekenntniss 
auf  den  Staat  so  wenig  Einfluss  hat,  dass  selbst  Menschen 
ohne  Religion  Staatsbürger  sein  und  werden  können,  so 
kann  auch  die  Religion  der  Israeliten  an  sich  als  die  älteste 
Religion  der  Bibel  und  die  Vorgängerin  der  bessern  christ- 
lichen, deren  Stifter  ihr  wesentliches  Ritual  bis  an  seinen 
Tod  selbst  beobachtete,  und  deren  Moralgesetze  wir  noch  in 
unsern  Schulen  lehren,  kein  Hinderniss  sein. 

Die  Politik  aber  von  der  Gerechtigkeit  unter- 
stützt, fordert  uns  auf,  dass  wir  eine  grosse  Zahl  Menschen, 
die  als  Mitglieder  des  Staats  unter  uns  leben,  auch  den 
Formen  nach  als  Bürger  fester  zu  verpflichten  suchen, 
dass  wir  sie,  nachdem  sie  von  allen,   vorhin  befolgten  beson- 

*)  Es  waren,   wie  schon  früher  erwähnt,  zwei  Juden  neben 
vielen  Exsenatoren  Munizipal-Räthe  gewesen. 

**)  Worte  des  Judenreglements  von  1710. 
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dem  Civilgesetz^n  und  Gericlilen  ahstt'lien.  und  von  den 
Verhältnissen  zu  dem  Staate  prleiclie  Grundsätze  mit  uns 
hegen  in  demjenigen,  worin  sie  allen  andern  Rnri^ern  gleich 
die  wesentlichste  Aufnahme  des  Staats  belördern  helfen  .  in 
Handelsgegenständen  insonderheit ,  ferner  nicht  schimpflich 
zurücksetzen:  dass  wir  die  bessern  der  Aufhelfung  des  ohne- 
hin gesunkneu  Staats  nützlichem  Mitglieder  durch  Kränkung 
und  durch  Entziehung  schon  grösserer  billig  zu  gestattender 
und  befriedigender  Vorgänge  nicht  von  hier  in  andere 
weiser  regierte  Gegenden  oder  wohl  gar  in  die  Nähe,  wu 
keine  der  hiesigen  wesentlichen  A'ortheile  entbehrt 
werden,  vertreiben,  und  dagegen  einen  dem  Staat  alsdann 
desto  lästigern  Rest  allein  zurückbehalten ,  dass  wir  durcJi 
mildern  Schutz  eine  grosse  sich  über  7000  Seelen  erstreckende 
Zahl  von  Einwohnern,  die  sich  mit  grossen  Aufopferungen 
und  zu  unsers  Staats  wesentlich(^m  Nutzen  von  fremdem 
Einfluss*)  zu  befreien  gesucht  haben,  abhalten,  möglichen 
und  der  Stadt  bedenklichen  Anlockungen  dazu  wiederum 
Gehör  zu  geben,  und  dass  wir  Ehrgefühl  und  Dankbarkeit 
dazu  benutzen ,  auf  die  Verbesserung  einer  grossen  Classe 
günstiger  als  vorher  aufgenommener  ICinwohuer  mannigfaltig 
hinzuwirken. 

Dennoch  aber  wird  die  sehr  grosse  Verschiedenheit  der 
israelitischen  Religion  nebst  ihren  besondern  religiösen  Ge- 
bräuchen auch  Sabbath  und  Festen,  bei  aller  gegenseitigen 
Toleranz  und  Aufklärung,  immer  noch  eine  Absonderung 
veranlassen.  Insonderheit  wird  die  gegenwärtige  Lage,  die 
grössere  Zahl  geringer  Classe  und  der  Armen  mit  allen  ihren 
besondern  Armen-  und  Krankenpflegen,  und  vorzüglich  die 
Abhaltung   Fremder   der   geringern    Classe   eine    vermehrtere 


*)  Hier  ist  die  bereits  angedeutete  von  Seiten  der  Juden 
freiwillige  Ablösung  von  dem  Schutz  und  der  Gerichtamacht  der 
dänischen  Krone  gemeint,  welche  vorhin  bestanden  hatten  und  die 
die  Juden  auch  nieht  wieder  erhielten  als  der  Gesetzentwurf  durch- 
gefallen war. 
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und  strengere  Polizei-Aufsicht  deato  dringender  erforderlich 
machen ,  jemehr  in  den  letKtern  Jahren  auch  diese  neuere 
Angelegenheit  in  Unordnung  gerathen  ist,  wie  denn  auch  die 
Aufhebung  der  -vorigen  äussern  Verhältnifise,  80  wie  die  Ver- 
einigung mehrerer  Gemeinden,  die  unsere  Verfassung  gänz- 
lich verändert  und  daher  eine  neue  zweckmässige  Organisation 
erforderlich  macht. 

In  allen  diesen  Hinsichten  wird  es  denn  einleuchten, 
daSB  das  Reglement  der  Juden  von  1710,  welches  unter  ganz 
andern  Umst&nden  entworfen  wurde  und  daher  Manches  ent- 
hält, was  gar  nicht  mehr  pasat,  und  Manches,  was  durch 
die  nunmehrige  Anwendnng  aller  unarer  Gesetze  auf  sie 
überflüssig  ist,  hingegen  den  Mangel  jetzt  erst  zu  treffender 
Verfügungen  bemerken  lässt,  dsss  eine  gänzliche  Uraarheitung 
mit  der  Beibehaltung  des  Zweckdienlichen  in  der  Sache  er- 
forderlich ist,  so  hat  E.  E.  Rath  daher  in  dem  sub  Litera  C. 
anliegenden  Entwurf  eines  neuen  Reglements  für  aämmtliche 
hiesige  Israeliten,  an  der  einen  Seite  die  nunmehrige  Er- 
theilung  des  Bürgerrechts,  als  der  Gerechtigkeit,  der 
Staataklugheit  und  dem  wahren  Wohl  des  Staates 
angemessen ,  festgestellt ,  an  der  andern  Seite  aber  durch 
mannigfaltige  Modi£cstionen  und  Einschränkungen,  theils 
nur  die  wohlhabenden  und  dem  Staate  nützlichen  Bürger 
unter  ihnen  begünstigt  und  zugleich  die  Verbesserung  des 
Ganzen  eingeleitet ,  theils  die  polizeilichen  Verfügungen ,  wo 
es  annoch  erforderlich  ist,  selbst  geschärft.  Und  wenn  man 
billig  TOVBussetzen  muss,  dass  nirgends  mehr  ein  bloss  leiden- 
schaftliches Vorui'theil  herrsche,  welches  in  unsern  Tagen 
doppelt  den  Vorwurf  gehässiger  Geainnungengen  zu 
fürchten  hat,  und  snh  von  den  \oihiu  bemerkten  andern 
Ländern  so  sehr  untei  scheiden  wuide,  so  hofft  E  E.  Rath 
auch  so  sehr  die  Besorgnis'fe  derer,  wehhe  noch  bedenklich 
in  neuen,  mit  der  Zeit  fortruckenden  Foi  ta(  hi  itten  verbleiben, 
geschont  und  beruhigt,  als  manchen  rasiher  unter  uns  fort- 
schreitenden heinedigt,  im  Ganzen  aber  nich  Lage  und 
Umstanden    das     \\obl    der     Einzelnen    mit    dem     Wohl    des 
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Ganzen  zweckmässig  vereinigt ,  und  hauptsächlich  durch 
manchen  Vorbehalt  den  Weg  zu  etwa  nothwendigen  künftigen 
Veränderungen  geöffnet  und  dadurch  zugleich  der  israeliti- 
schen Nation  Antriebe  zum  Bessern  ertheilt  zu  haben. 

Es  darf  demnach  E.  E.  Rath  hoffen,  dass  nunmehr 
auch  die  erbgesessene  Bürgerschaft  das  in  der  Anlage 
sub.  Lit.  C.  enthaltene  Reglement  über  die  Aufnahme  der 
Israeliten  nach  den  bürgerlichen  und  Religion s Verhältnissen 
unsrer  Stadt  Ihrerseits  genehmigen  werde.  E.  E.  Rath 
bemerkt  übrigens,  dass  das  Collegium  der  Sechsziger  den 
obigen  Propositionen  des  Senats  nicht  beigetreten  sei,  zweifelt 
indessen  nicht,  dass  erbgesessene  Bürgerschaft,  in  Erwägung 
der  bemerkten  wichtigen  für  diese  Proposition  redenden 
Gründe,  selbigen  ihre  Beistimmung  zu  ertheilen  sich  bewogen 
finden  werde." 

Der  Reglements-Entwurf  über  die  Aufnahme  der  Is- 
raeliten nach  den  bürgerlichen  und  religiösen  Ver- 
hältnissen, in  der  freien  Hansestadt  Hamburg  hat 
folgenden  kurzen  Eingang: 

„Nachdem  durch  die  Veränderung  der  Zeiten  und 
Umstände  nicht  allein  die  israelitische  Nation  überhaupt  in 
ihrer  Bildung  grosse  Fortschritte  gemacht  hat,  sondern  auch 
insonderheit  ihre  Geneigtheit,  sich  in  Rücksicht  aller  bürger- 
lichen Gesetze  und  Verhältnisse  den  übrigen  Bürgern  gleich- 
zustellen, und  die  Aufhebung  mancher  Lokalhindernisse  den 
Genuss  bürgerlicher  Rechte  für  sie,  als  billig  und  dem  Wohl 
der  Stadt  angemessen  begründen,  so  ist  nunmehr  durch  Rath 
und  Bürgerbeschluss  vom  d,  d.  das  Reglement  der  Juden- 
schaft in  Hamburg  vom  7.  September  1710  völlig  aufge- 
hoben, und  sind  dagegen  für  sie  die  folgenden  Grundsätze 
und  Bestimmungen  angeordnet: 

Hierauf  folgen  zwanzig  Artikel,  die  wir  hier  nur  im 
Auszuge  geben,  und  den  der  sie  vollständig  zu  lesen  wünscht, 
auf  Lohmann 's   gedruckte    Protokolle  verweisen,    in    denen    das 

obige  Promemoria  hingegen  fehlt. 
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Artikel  1  vevpfliehtet  alle  Juden,  die  liier  ilir  danBrn- 
des  Domicil  hnben,  HamburgiBche  Bürger  au  werden  und 
den  Bürgereid  zu  leisten,  und  enthält  ausserdem  Bastimmungen 
wegen  der  sicii  hier  aufhaltenden  Fremden ,  jüdischen  Hand- 
lungsdienern*)  Dienstboten  n.  s.  w. 

Artikel  2  verlangt  und  ordnet  die  Annahme  regulärer 
Familiennamen  f&r  alle,  die  noch  keine  besitzen. 

Artikel  3  und  4  theilen  die  aämmtüchen  Juden  in 
zwei  Glaaaen,  dei-en  erste  die  grÖBsera  Kanfleute,  die  Capita- 
liaten  von  50,000  Mark  Capital  an  und  die  Gelehrten,  die 
zweite  aber  die  geringern  Standesclasseu  begreift**).  Die 
ClftSHenliaten  werden  dann  der  Polizeibehörde  übergeben  in 
deren  Attribute  die  Details  der  jüdistben  Angelegenheiten 
unbedenklich  gestellt  werden, 

Artikel  5  verfügt  die  Unterordnung  der  Juden  unter 
)der  ihnen  speciell  (sie)  auferlegten  Staats- 
lichtet  sie  in  religiöaer  Hinsicht  anf  die 
i'iser  Sanhedrins. 
und  7  verbieten  den  Gebrauch  der  ebr&i- 
Handlungsbücbern  und  Documenten  mit 
Aiianahme  der  Traunnga- Protokolle  (Ketnba)  und  Scheide- 
briefe ,  und  verfügen  transitor lache  Maasaregeln  wegen  der 
bereits  nach    dem    Gesetz    und  jüdischen   Recht    vollzogenen 

Artikel  8  spricht  die  Zuläasigkeit  au  jedem  Gewerbe, 
und  zur  gelehrten  Praxis***)  aus,  schweigt  aber  über  die  Zu- 
läsaigkeit  zur  Beamten- Carriere. 


.11. 
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*)  Von  fremden  Gesellen  und  Handwerkagekülfen  ist  merk- 
würdigerweise g'ar  keine  Rede, 

■*)  Die  riaaaificirnng  leidet  an  einer  unglaublichen  Ungeaobick- 
lichkeit  und  I.'ndeutlickkeit,  die  iedoeb  jetzt  noch  naohzaweiien 
höchst  unnütz  wäre. 

***)  Pia  Advocatur  war  damals  hier  noch  ganz  frei,  nnd  nicht 

einmal  an  das  tiürgerrecht  i^ebunden. 
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Artikel  9  beschränkt  die  Wohnungen  auf  den  bis- 
herigen Rayon  für  die  zweite  Classe  und  auf  die  Stadt  und 
Vorstädte,  mit  Ausschluss  des  Landgebiets,  für  die  erste. 

Artikel  10  befugt  die  Juden  zum  Besuch  der  Ver- 
sammlungen des  ehrbaren  Kaufmannes,  zur  Commerz-Depu- 
tation und  zum  Amte  eines  Handelsrichters  (?) ,  und  verfügt  die 
Erwählung  von  zehn  Juden,  welche  das  Recht  haben  sollen, 
zu  zwei  in  jedem  Kirchspiele,  die  Convente  der  Bürgerschaft 
zu  besuchen. 

Artikel  11  beschränkt  die  Befugnisse  der  nicht  fest 
domicilirten  Juden. 

Artikel  12  regulirt  die  Anzahl  der  Synagogen,  ver- 
bietet ausser  liehe  Kennzeichen  der  jüdischen  Gotteshäuser, 
sowie  die  öffentliche  Ankündigung  religiöser  Uebungen*)  und 
Versammlungen,  und  öffentliche  Processionen ,  unterwirft  die 
Copulationen  der  vorgängigen  Genehmigung  der  Staatsbe- 
hörde, und  ordnet  ein  Synagogen-Colle^ium  von  sieben  Mit- 
gliedern an. 

Artikel  13  gestattet  die  Aufnahme  eines  Ober- 
rabbiners, welcher  aber  hier  Bürger  sein  oder  werden 
muss.  Ferner  gestattet  er  eigene  jüdische  Schulen  unter 
Leitung  von  vier  zu  ernennenden  Schul-Deputirten ,  wäh- 
rend  er  den  Kindern  der  ersten  Classe  und  nach  Prüfung 
einer  vorzüglichen  Moralität  und  Fähigkeit  auch  einzelnen 
Kindern  der  zweiten  Classe  „die  Aufnahme  (seil,  unentgelt- 
lich) in  die  öffentlichen  Schulen  der  Stadt  gestattet. 

Artikel  14  will  die  besonderen  jüdischen  Armen-  und 
Kranken-Anstalten  erhalten  wissen,  ohne  ihnen  jedoch  Staats- 
ZuBchüsse  zu  versprechen. 

Artikel  15  befreit  die  Juden,  ausser  wo  Gefahr  im 
Verzuge    ist,  von   allen  Pfändungen  an   Sabbath  und   Feet- 


'*'''')  Das  ist  sogar  ein  Rückschritt  gegen  die  früher  factisch 
bestandenen  nie  bestrittenen  Freiheiten. 
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tagen,  reguKrt  die  Wechselrechts-Präjudize  an  solchen  Tagen, 
und  gibt  Bestimmungen  über  jüdische  Eidesformeln,  ver- 
botene Grade ,  Scheidebriefe ,  Beerdigungen  und  vei'bietet 
den  Kirchenbann,  indem  er  zugleich  diese  namentlichen  Fälle 
als  die  einzigen  bezeichnet,  in  welchen  durch  israelitische 
Religionsgrundsätze  eine  Abweichung  von  den  hamburgischen 
Gesetzen,  Gebräuchen  und  Gewohnheiten  Statt  findet. 

Artikel  16  enthält  die  Organisation  des  jüdischen 
Gemeindewesens.  Dieses  steht  unter  zwei  Oelegirten  des 
Senats  und  zwei  des  Sechsziger  Collegiums.  Die  Verwaltung 
der  aus  der  Deutschen  und  Portugiesichen  vereinigten  Ge- 
meinde sollte  ein  engerer  Ausschuss  von  sieben  Gemeinde- 
vorstehern (worunter  ein  Portugiese)  führen,  die  ein  vom 
Senat  aus  vierzig  vorgeschlagenen  Ganditaten  erwähltes  Col- 
legium  von  fünf  und  zwanzig  Personen  (General-Versammlung 
der  Gemeinde  genannt)  aus  seiner  Mitte  zeitweilig  su  er- 
nennen hat. 

Artikel    17   und    18    beschäftigen   sich   mit   den    Bei- 
trägen  der  Gemeindeglieder,    deren  Rechtsbeständigkeit   und 
Eintreibung,  mit  den  ferner  gestatteten  und  nicht  gestatteten 
jüdischen  Anstalten  u.  dergl.  m. 

Artikel  19  reservirt  dem  Senat  allein  die  organische 
Ausführung  dieses  Reglements,  während  der 

S  chluss-Artikel  20  das  Recht,  dies  Gesetz  nach 
Zeit  und  Umständen,  dem  Wohle  der  Stadt  gemäss,  ver- 
fassungsmässig abzuändern,  zu  mindern  und  zu  mehren, 
der  aus  Rath  und  erbgesessenen  Bürgerschaft  bestehenden 
Legislatur  vorbehält*), 

Resultat.  ö^r   Gesetzentwurf   fiel  nun  bekanntlich    am    20.   October 

gegen  eine  Majorität  von  54  Virilstimmen  durch  ,    und  zwar  in 


*)  Ich  kann  nicht  umhin  zu  erwähnen,  weil  es  mit  zur  allge- 
meinen deutschen  Reactions-Geschichte  gehört,  dass  ich  dies  Gesetz 
nebst  Promemoria  1831  abdrucken  Hess,  dass  aber  die  Censur  die 
Publication  verbot.  H. 
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einer  Bürgerschaft,  die  so  ungemein  schwach  besucht  war  (nur 
198  Personen  waren  anwesend),  dass  wir  in  Rücksicht  auf  jene 
Epoche  und  auf  den  seitdem  so  heiss  bekämpften  und  ver- 
theidigten  Gegenstand  dies  kaum  glauben  würden,  wenn  die 
Protokolle  nicht  sprächen.  Wenigstens  zeigt  aber  diese  Theil- 
nahmlosigkeit ,  dass  keine  Leidenschaft  dagegen  erregt  war. 
Freilich  auch  keine  dafür,  nicht  einmal  bei  den  Juden,  die 
wirklich  sehr  wenig  durch  diesen  Unfall  afficirt  wurden.  Er- 
klären lässt  sich  dies  jedoch  dadurch,  dass  sie  mehr  auf  den 
Wiener  Congress  rechneten,  und  dass  ihr  Mittelstand  von  einer 
Gesetzgebung  wenig  erbaut  war,  die  die  bisherige  Gleich- 
stellung aller  Juden  unter  einander,  ja  nicht  selten  die  der 
Glieder  einer  und  derselben  Familie  aufhob.  —  Auch  meinte 
man  damals,  der  Entwurf  hätte  ein  besseres  Schicksal  erlebt, 
wenn  er  nur  wenige  einfache  Bestimmungen  enthalten  und  nicht 
durch  seine  Weitläufigkeit  den  Bürgern  in  einem  solchen  Grade 
unverständlich  geblieben  wäre  —  zumal  bei  dem  damaligen 
Mangel  an  aller  vorbereitender  Oeflfentlichkeit  —  dass  drei 
Kirchspiele  ohne  böse  Absicht  leicht  dahin  gelangen  konnten  zu 
denken,  beim  vorläufigen  Verwerfen  sei  gewiss  nichts  verloren. 
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1841 


(nebst  einigen  Angaben,  die  in  «lic  Zeit  bis   1865  fallen,  wegen  welcher,  so  wi»;  an« 

sonstigen  angenfälligen  Ursachen  in  dieser  Abthcilnng  -häufig   das  Präsens   mit   d^ni 

Präteritum  durclKinander  geworfen  i.-<t,  was  man  entschnldigon  wolle). 
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en  Faden,  den  wir  mit  dem  Schlüsse  des  Jahres  1814  fallen 
Hessen,  nehmen  wir  mit  dem  Jahr  1847  wieder  aiii ,  indem 
wir  wiederum  mit  einer  Schilderung  des  dem  grossen  Um- 
schwünge der  Verhältnisse  vorangehenden  Zustands  beginnen, 
und  das  zwischen  beiden  Epochen  Liegende  nur  in  eo  weil 
erwähnen,  als  es  die  nothwendige  Verbindung  erfordert. 

Für  die  Emancipations-Bestrebungen  jener  33  Jahre  wissen 
wir  keine  zutreffendere  Bezeichnung  als  das  alte  vielgebrauchte 
der  biblischen  Androhung:  «Eure  Kraft  zehre  sich  vergeblich  auf» 
entsprechende  Bild: 

<Auc]i  den  Sisyphos  sah  ich,    von  :  chrecklicher  Mühe  gefoltert. 

Eines  Marmors  Sciiwere  mit  grosser  Gewalt  fortheben. 

Äri^f stemmt  arbeitet"  er  slai'k  mit  Händen  und  Füssen 

ihn  von  der  Au  aufwälzend  zur  Berghöh'.    Glaubt  er  ihn  al)er 

Schon  auf  den  Gipfel  zu  drehn,  da  mit  einmal  stürzte  die  Last  um: 

I  hin  ig  mit  Donnergepolter  entrollte  der  tückische  Marmor. 

Das  IJonnergepolter  lieferten  1811)  die  bekannten  llepp- 
Hepp-Hetzen  und  1830  und  1835  die  Tausende  eingeschlagener 
Fensterscheiben  und  sonstiger  Steinwürfe.  Der  erste  tückische 
Rücksturz  aber  war  der  bereits  beschriebene  üble  P]rfolg  in  der 
Bürgerschaft.  Der  zweite  Hess  nicht  lang  auf  sich  warten:  es 
war  die  Schlussredaction  des  16.  Art.  der  deutschen  Bundesacte 
datirt  vom  15.  Juni  in  der  es  nun  hiess: 

«Die  Verschiedenheit  der  christlichen  Religionspartheien  kann 
Art.  16.         in  den   Ländern  und  Gebieten    des   deutschen  Bundes  keinen 


Dentiili" 
Bundeeact« 
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Unterschied  in  dem  Genuas  der  bürgerlichen  und  politischen 
Rechte  begi'ünden.  Die  Bundesversammlung  wird  in  Be- 
rathung  ziehen,  wie  auf  eine  möglichst  übereinstimmende 
Weise  die  bürgerliche  Verbesserung  der  Bekenner  des  jüdi- 
schen Glaubens  in  Deutschland  zu  bewirken  sei,  und  wie 
insonderheit  denselben  der  Genuss  der  bürgerlichen  Rechte 
gegen  die  U  eher  nähme  aller  Bürgerpflichten  in  den  Bundes- 
staaten verschaftt  und  gesichert  werden  können,  jedoch  wer- 
den den  Bekennern  dieses  Glaubens  bis  dahin  die  denselben 
von  den  einzelneu  Bundesstaaten  bereits  eingeräumten  Rechte 
erhalten.* 

In  der  früher  bekannt  gewordenen  Fassung  hiess  es  näm- 
lich:   in   den   einzelnen  Bundesstaaten,    wo   dann  der  durch  die 
französischen  Gesetze  eingeführte  Zustand  beibehalten  worden  wäre. 
Diese   Verwechselung    soll    der    berühmte  Bremer  Bürgermeister 
Smidt  durchgesetzt  haben,  welcher  dann  hier  «eine  ersten  Sporen 
verdiente,  indem  er  seiner  Stadt  und  der  Schwesterstadt  litibeck, 
trotz  der  eindringlichen  bekannten  Schreiben,  die  der  preussische  Schreiben 
Staatskanzler     Hardenberg      und     der     österreichische     Premier  deutschen 
Metternich,    ja    bogar    der    russische    Minister     !Nesselrode     im^roBsmachte. 
Naiiien    ihrer  Monarchen   an   sie  erliessen,    die  nicht  beneidens- 
werthe  Befugniss  verschafft  hätte,  ihre  während  der  letzten  Jahre 
eingewanderten  jüdischen  Mitbürger,  deren  Söhne  (die  Denktafel 
in    der  Lübecker  Marienkirche  erzählt  es)  mit  für  sie  ihr  Leben 
geopi'ert  hatten,  schonungslos  auszutreiben. 

Nur  eine  dieser  Correspondenzen   möge  hier  Platz  finden, 
da  sie  sonst  nicht  bekannt  geworden  ist. 

An  den  Magistrat  der  Stadt  Hamburg  ▼.Höftr»8che 

am     13.    Februar    1815    von    dem    österreichischen 
Gesandten  G.  C.  v.  Hoefer. 

Nota. 
Unterzeichneter  Oesterr.  Kaiserl.  und  Königl.  Geschäfts- 
träger und  General-Konsul  beeilt  sich ,  einem  Hochedlen  und 
Hochweisen  Rath    dieser  freien    Hansestadt   Hamburg   in   die 
Kenntniss  des  ihm  so  eben  gewordenen  Befehls    seines   aller- 


höchsten  Hofes ,  den  er  ebenfalls  in  Ansehung  Lübecks  und 
Bremens  zu  vollziehen  im  Begriffe  steht,  zu  setzen ,  vermöge 
welcher  er  angewteseu  ist  demselben  nicht  ua bemerkt  zu 
1  aasen ,  dass  in  dem  Moment,  wo  die  jüdischen  Glaubensge- 
nossen eine  —  nach  liberalen  Grundsätzen  berechnete  Be- 
stimmung ihrer  Verhält-  und  Befugnisse  von  dem  zu  Wien 
versammelten  Kongresse  zu  erwarteo  berechtigt  sind ,  nicht 
mit  Gleichgültigkeit  angesehen  weiden  können,  wenn  hillige 
Wünsche  und  Forderungen  gedachter  Nation  nicht  nur  nicht 
berücksichtigt  werden,  sondern  wohl  gar  ihre  bisher  be- 
standenen Rechte  Schmälerung  oder  Ki'änkangen  erfahren 
sollten. 

Man  findet  sich  demnach  allerhöchsten  Orts  zur  'fheil- 
nahme  an  ihrem  Schicksale  um  so  mehr  aufgefordert,  als  in 
der  Oesterreichischen  Monarchie,  so  wie  in  mehreren  andern 
Staaten  Deutschlands  die  jüdischen  Gemeinden  schon  längst 
sich  einer  den  Forderungen  der  Menschlichkeit,  dem  Bedürf- 
üisse  der  Zeit  und  einem  väterlichen  Eegierungssystem  an- 
gemessenen Behandlung  zu  erfreuen  haben,  und  der  Uruck 
den  sie  noch  an  einigen  Orten  im  Auslande  erleiden  auf  die 
—  unter  dem  schützen  ilen  Scepter  Oesterreichs  lebenden 
jüdischen  Familien  —  ihrer  bestehenden  Handelsverbindungen 
wegen  —  eine  höchst  nachtheilige  Hückwirkung  haben  müsste. 

Uiese  Gründe  und  Bemerkungen  haben  den  allerhöchsten 
Hof  bewogen  Unterzeichneten  den  Befehl  zugehen  zu  lassen, 
sich  dahin  nachdrücklich  zu  verwenden,  damit  die  zum 
Nachtheil  der  jüdischen  Einwohner  etwa  schon  ergi'iffenen 
Msssregeln  aufgehoben  —  ihre  Verhält-  und  Befugnisse,  bis 
zur  endlichen  ^  ans  der  künftigen  Verfiissung  Deutschlands 
hervorgehenden  Bestimmungen  unverrückt  gelassen,  und 
ihren  billigen  auf  Menschlichkeit  und  dem  Zeitgeiste  sich 
gründenden  Ansprüchen  und  Wünschen  Eingang  gegönnt 
werden  möge. 

Der  allerhöchste  Hof  findet  sich  von  den  humanen 
Gesinnungen  eines  hochedien  Raths  und  seinen  auf  die  Ver- 
beasernng  der  Lage  —  und  dif  daraus  folgende  Verfeinerung 


139 


der  Kultur  und  Sitten  der  jüdischen  Nation  und  selbst  auf 
das  Beste  der  Stadt,  welches  in  möglichst  gleichhaltenden 
Schritten  mit  dem  Bedürfnisse  der  Zeit  das  sicherste  Ge- 
deihen hat,  abzweckenden  rühmlichen  Bemühungen  zum  be- 
sonderu  Wohlgefallen  vollkommen  unterrichtet,  und  darf  sich 
daher  tiberzeugt  halten,  dass  derselbe  fortfahren  werde  durch 
Entfernung  etwaiger  irriger  Ansichten  oder  Vorurtheile  in 
Uebereinstimniung  mit  der  achtbaren  Bürgerschaft  sich  zu 
einem  gemeinsamen  Beschlüsse  zu  vereinigen. 

Indem  Unterzeichneter  diesen  Gegenstand  aufs  Beste 
empfiehlt  und  um  eine  Antwort  hierauf  ersucht,  benutzt  er 
diese  Veranlassung  etc.  etc. 


Nota 


Antwort  des 


des  Magistrats  zu  Hamburff. 

®  °  Senat«. 

Der  Senat  verfehlt  nicht,  dem  österreichischen  Kaiserl. 
und  Königl.  Herrn  Geschäftsträger  und  General-Consul  Herrn 
von  Hoefer  für  die  Mittheilung  der  gefälligen  Note  vom 
13.  d.  M.  zuvörderst  verbindlichst  zu  danken.  Es  ist  ihm 
überaus  schmeichelhaft,  auch  bei  seiner  bisherigen  Leitung 
der  innern  Angelegenheiten  dieser  Stadt  nach  den  Grund- 
sätzen und  nach  dem  Beispiele  einer  erhaben  und  weisen 
Regierung,  der  Regierung  eines  allverehrten  Monarchen  ver- 
fahren zu  sein,  den  die  vereinte  Stimme  des  deutschen 
Vaterlands  an  der  Spitze  seines  getreuen  Bundes  zu  sehen, 
mit  so  unbegränztem  Vertrauen  das  Glück  hat. 

In  dem  grossen  Zeitabschnitt  in  welchem  hieselbst  die 
Erfahrungen  und  Verdienste  des  Herrn  Geschäftsträgers  sich 
gleichmässig  gehäuft  haben,  kann  es  Ihnen  nicht  entgangen 
sein,  dass  selbst  bei  manchen  für  die  Stadt  unbequemen 
äusseren  Verhältnissen,  den  Israeliten  ihre  hiesige  Lage  im 
Wesentlichen,  besonders  in  Rücksicht  des  Erwerbs  nicht 
lästig  für  sie  war,  und  dass  der  bessere  Theil  unter  ihnen 
daher  schon  bis  jetzt,  so-  im  Wohlstande  als  in  der  Kultur 
bedeutende  Fortschritte  machte.  Es  scheint  also  dem  Senat 
allerdings  jetzt  der  richtige  Zeitpunkt,    an   der   einen    Seite 


einige  bisherigü  ausaere  Gesckränkungüu  zu  mildern  und  den 
Geist  der  patriotischen  Anliängliciikeit  und  einer  wahren 
Ehrbegierde  zur  immer  weiteren  Bildung  hucH  des  noch  un- 
vollkommenen Theils  unter  ihnen,  höher  zu  heben  und  an 
der  andern  Seite,  bei  den  jetat  wegfallenden  änsBeru  Hinder- 
nisHen,  den  EinIluBB  der  städtischen  Polizei  für  eben  diesen 
Zweck  wirkaam  zu  macheu. 

Wenn  nun  der  Senat  in  diesem  hieselhat  noch  nicht  all- 
gemein verbreiteten  liberalen  Ansichten  noch  zur  Zeit  bei  meh- 
reren Mitbürgern  einige  Bedenklichkeiten  gefunden  hat,  bo  hat 
doch  dieses  nicht  allein  in  der  vorigen  Lage  der  Israeliten 
hieselbst  nicht  verschlimmern  können,  sondern  es  darf  auch 
der  Senat  nicht  zweifeln,  dass  das  erhabene  Beispiel  des 
ersten  Monarchen  von  Europa  und  die  angekündigten  Be- 
schlüsse des  deutschen  Kongresses  demselben  die  angenehmste 
und  wirksamst«  Gelegenheit  geben  werdeu,  bei  seinen  fernem 
gemässigten,  einem  freien  Staat  vorzüglich  angemesHenen 
Schritten,  mit  der  grössten  innern  und  äussern  Zufriedenheit, 
die  etwa  noch  herrschenden  Vorurtheüe  dergestalt  au  be- 
siegen, dass  auch  die  Israeliten  hieselbst  in  den  fernem 
Beschlüssen  einen  Grund  dankbarer  Anerkennung  der  libe- 
ralen Gesinnungen  des  grossem  aufgeklärteren  Theils  der 
höchsten  hiesigen  Staatsbehörde  finden  weiden. 

Üei-  Senat  ersucht  daher  den  Charg^  d' affaires  ergebenst. 
mit  dies  ei- Lage  dessen  allerhöchsten  Ilof  unfehlbar  zu  Allel- 
höchst  dessen  beglückenden  fernem  Beifall  bekannt  zu 
machen ,  und  bei  dieser  Gelegenheit  persönlich  die  erneuerte 
Versicherung  einer  unwandelbaren  auBge>:eichneten  Hoch- 
achtung geneigtest  aufzunehmen. 

Hamburg,  den  16.  Februar  1815. 


Hei) 
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Lübecker   Juristen    Dt.   Friedrich    Buchholz,    setzten    nun    ihre^*^- ®"^*^®** 

uach 

Bemühungen  in  Frankfurt  und  in  Wien  fort  und  glaubten  sich  Frankfurt 
im  Besitz  ziemlich  guter  Aussichten,   als   im  Sommer  1819   die   ««^andt. 
durch  einen  grossen  Theil  Deutschlands  ausgebreitete,   von    der 
Parthei  die  damals  das  ganze  Mittelalter  heraufbeschwor,  ange- 
fachte   und    begünstigte    Judenverfolgung,    bekannt    unter    der 
Benennung  des  Hepp-Hepp-Tumults ,   die   auch  hier  eine  Woche 
dauerte  ohne  sich  hier,  die  Angst  der  Juden  abgerechnet,  über 
Kaffeehaus-Prügelei  und  Scheiben-Einwerfen  hinaus  zu  erstrecken, 
auch  die  wohlmeinendem  deutschen  Staatsmänner  zu  der  Ansicht 
leitete,    die    Yolksstimmung    sei     allzusehr     gegen     die     Juden 
um    jetzt    Etwas    für    sie    zu     thun ,    weshalb    denn    vorläufig 
Alles     liegen    blieb*).      Ein    Jahr     später    begann    indess    das 
Streben  der  hiesigen  Juden  mit  neuem  Eifer,  da  es  so  eben  den 
Frankfurtern  gelungen  war,   ihre   während   der  Rheinbundszeit 
imter    onerosem    Titel    erworbene    Bürgerrechte    zu    behaupten. 
Sie  legten   über   Bco.j^  100,000   zusammen    und    schickten    aus 
ihrer  Mitte  zwei  Abgesandte,   den  Bankier  Jacob  Oppenheimer 
und  den  Notar  Bresselau   mit   discretionairer  Gewalt   über   das   j^idigche 
Creld  nach  Wien  um  bei  der  Schlussacte  zu  erreichen ,  was  bei  Mandatare 
der    Bundesacte    versäumt    worden    war.     Diese    Abgeordneten 
kehrten  indess  1821  mit  so  viel  als  gar  keinem  Erfolge  zurück. 
Ihre  gesammmten  Trophäen  bestanden  nämlich  in  einem  ausge- 
leerten Greldbeutel  und  in  folgender  Mittheilung: 

<Dem  Notar  Bresselau  aus  Hamburg  in  Erledigung    "^^^^^^^ 

CongresB- 

seiner  bei  der  Cabinets-Conferenz  gemachten  Eingabe  zuge-  Beschiuss. 
stellter  Extract  aus  dem  Protocoll  der  am  20.  Mai  1820  ab- 
gehaltenen   zweiunddreissigsten    Sitzung   der    zu    Wien    ver- 
sammelten Conferenz  der  deutschen  Cabinette. 


*)  Bei  dieser,  aber  auch  allein  bei  dieter  Gelegenheit,  er- 
iBAQgelt  die  Sprache  des  Senats  gegen  die  Juden,  sowohl  in  den 
öffentlichen  Erlassen,  als  in  seinen  Comissorien  der  Sprache  des 
Wohlwollens,  ja  selbst  der  Urbanität  und  auch  er  hatte  die  Feder 
^  Dinte  getaucht,  die  von  der  damaligen  miasmatischen  Jauche  in 
G&hnmg  gebracht  war. 
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«Die  Vollziehung  des  16.  Art.  der  Bundesacte  in  Betreff 
der  bürgerlichen  Verbesserungen  der  Juden  betreffend: 

«Der  Herr  Fürst  Metternich  verlas  den  sub  A.  zu  Pro- 
tocoll  gegebenen  Vortrag  über  diesen  Gegenstand  und  da 
sämmtliche  Herren  Bevollmächtigte  mit  dem  Vorschlage,  die 
in  den  verschiedenen  Bundesstaaten  bestehenden  Gesetze  in 
Ansehung  der  bürgerlichen  Verhältnisse  der  Juden  zu  sammeln 
und  als  Grundlage  zur  ferneren  Bearbeitung  der  Frage  durch 
eine  dieserhalb  zu  ernennende  Commission  zusammenstellen 
zu  lassen,  vollkommen  einverstanden  waren,  so  ward  beschlossen, 
den  Vortrag  des  Herrn  Fürsten  sämmtlichen  Höfen  und  Re- 
gierungen mitzuth  eilen.» 

Diese    Commission   ist  aber    nie  ernannt   worden  und   der 

ganze  Gegenstand  ist,  abgesehen  von  der  die  Frankfurter  Juden 

angehenden  speciellen  Rechtsfrage,   so  viel  bekannt,  nie  wieder 

beim  Bundestage  berührt  worden. 

Fortgesetete  Freilich  wurden  fortwährend  die  Verheissungen  des  Art.  16 

Bemühungen 

Schwache  der  Bundesacte  bei  allen  Emancipationsbestrebungen*)  als  Hebel 
Erfolge,  jjj  Anwendung  zu  bringen  gesucht,  allein  wie  hätte  man  sich 
von  einem  Werkzeug  Erfolg  versprechen  können,  welches,  was 
Hamburg  betrifft,  nicht  allein  in  Bezug  auf  die  Juden,  sondern 
auch  auf  die  nichtlutherischen  Christen  sich  so  gebrechlich 
zeigte,  dass  auch  diese  noch  bis  1848  nicht  zur  völligen  poli- 
tischen Gleichstellung  gelangt,  sondern  ausgeschlossen  von  den 
bürgerlichen  CoUegien  blieben.  Die  Sache  lag  in  Hamburg 
in  der  Hand  des  Senats,  der  schon  Mühe  genug  hatte,  die 
Juden  in  so  weit  gegen  die  rücksichtslosen  Forderungen  der 
Zünfte  zu  schützen,  dass  mindestens  das  Jagen  des  Krameramtes 
nicht  wieder  aufkam  und  dass  einige  Lakenhändler,  wie  auch 
ein  Glaser meister ,  kraft  ihrer  französischen,  obwohl  immer  nur 


*)  Verzeihung  für  einen  Anachronismus!  Das  Wort  Emanci- 
pation  ward  in  Deutschland  ^rst  seit  1831  auf  die  jüdische  Sache 
angewendet. 
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auf  ein  Jahr  gelösten  Patente  für  ihre  Lebenszeit  und  für  ihre 
alleinige  Person  zu  ihrem  Geschäfte  befugt  blieben:  eine  Be- 
günstigung, die  ihnen  wohl  nur  deshalb  gewährt  wurde,  weil 
dieselbe  zahlreichen  christlichen  unzünftigen  Patentmeistern  füglich 
nicht  versagt  werden  konnte. 

Die  Juden,    denen    der  Ausschluss   von   den  Handwerken  Verein  zur 

Beförderung 

täglich  unerträglicher  ward,  machten  unsägliche  Anstrengungen,  nützlicher 
um  sich  von  dieser  Seite  Luft  zu  verschaffen.  So  ward  1823  bewerbe, 
der  «Verein  zur  Beförderung  nützlicher  Gewerbe  unter  den 
Israeliten»  gestiftet,  welchem  die  Aufgabe  gestellt  war,  die 
Fähigkeit  und  Bereitwilligkeit  der  Juden  zum  Handwerkerleben 
auf  dieselbe  Weise  darzuthun,  wie  Diogenes  die  Bewegung 
bewies,  indem  er  in  der  Academie  auf  und  ab  ging. 

Die  Israelitische  Freischule,  gestiftet   1817,   mit  der  aus- ^«"*"*^"^*^« 

Freisehnlt. 

gesprochenen  ausschliesslichen  Tendenz,  Handwerker  zu  erziehen, 
fand  sich  hingegen  schon  1821  genöthigt,  diese  Ausschliesslich- 
keit bei  der  geringen  Aussicht  auf  Eröffiiung  dieser  Carriere 
wieder  aufzugeben.  Inzwischen  brachte  es  doch  der  Zeitgeist 
zuwege,  dass  mehrere  Zünfte  von  ihrer  Strenge  nachlassen 
mussten.  Das  Privilegium  des  Krameramts  wurde  in  der  Praxis  ^rameramt. 
auf  wenige  Branchen:  den  Detailbetrieb  in  Gewürzen,  Eisen- 
waaren  und  Seidenwaaren  beschränkt,  und  vermöge  der  Zuwan- 
derung judischer  fremder,  sowohl  unzünftiger  (preussischer)  als 
zünftiger  (bairischer  etc.)  Gesellen  bildete  sich  z.  B.  von  jüdischen 
Schneidern  ein  förmliches  Nebenamt,  1847  etwa  fünfzig  Meister  Jöditjche 
zählend.  Auch  existirten  einige  zwanzig  Schuhmacher,  und  so  bil- 
dete sich  allen  Schranken  zum  Trotz  allmählig  eine  jüdische 
Handwerkerklasse  von  ungefähr  hundertundzwanzig  Meistern. 

Wenn  wir  nun  die  Erscheinungen  einzeln  betrachten,  durch 
welche  die  Fortschritte  der  Humanität  in  ihrer  Anwendung  auf 
die  Judeufipge  gefördert  wurden,  so  finden  wir  sie  so  eng  ver- 
kettet mit  dem  sonstigen  Entwicklungsgange  der  deutschen 
Mitwelt,  dass  jede  derselben  Ursache  und  Wirkung  zugleich  ist. 
Der  sorgfältigere  Schulunterricht  bei  den  Juden,  die  engere  und 
weitere  Germanisirung  und  Reform  des  öffentlichen  jüdischen 
Goltus,    sind  sie    nicht    fortgebärende    Schöpfungen    des   Jahr- 


hmiderfH   und, 

dieBer  Gemeiudi 

über  die  Emancipation  der 

leiten  und  sie  theorstiBch  : 


«agen  ist  (t  ibue!  RiesiPi  dei  Sohn 
B  mcht  allem  \eLatftnd  die  Prleiuil 
Judtn  auf  das  allgemeine  (lebiet  zu 
um  Mchlufs  zu  bringen     »  uderu  der 


auch  nlle  Welt,  \ ertheidiger  wie  deguer  zwang  sie  nnzuerkeunen 
als  einen  Ilauptbestandtbeil  der  Glaubens  und  Gewissenafreilieii 
—  bt  er  nicht  ebenfalls  Product  und  Organ  djesfs  /eitaiteis' 
Und  «wie  er'a  gedeutet  so  wies  laih  a  aus»  mit  jeder  neuen 
FluthzeitT  der  Fieiheit  kam  dei  Tag  der  ErloHung  auch  Ham 
burga  Juden  nahm    mit  jedei    Ebbe  trat  ei   wieder  in  di     Feme 


in  wii'htigeB  Hülfsiuittel  in  der  Entwiclielimgsgeschichfe 
r  hiesigen  Zustände  bildete  unbezweifelt  auch  die  lH4fi  ans 
'"  jüdischen  und  christlichen  Theiluehmerü  gebildete  ■>  Gesell  ach  ait  für 
I  die  socialen  und  politischen  Interessen  der  Juden,  welche,  abge- 
sehen von  eimtelneu  Äua wüchse n  ihres  Prugramms  und  von 
manchen  einseitigen  Ausübungen  ihrer  ThiLtigkeit,  in  Elandwerka- 
und  GewerbeTerbveitung,  Journalistik  u.  b.  w.  durch  ihre  öffent- 
lichen Debatten  viel  dazu  beigetragen  hat ,  das  zu  sllgeineiner 
Kenntnias  bu  bringen ,  was  bisher  nur  bei  Wenigen  xuni  Be- 
wueatsetn  gekammen  war ,  dass  nämlich  eins  Animosität  gegen  die 
Juden  durchgehends  bei  den  hiesigen  niedriger  gestellten  Volks- 
ktoBsen  gar  nicht  vorbanden  sei,  und  dass  ihre  Freiheit  Eine  und 
dieselbe  sei  mit  der  Befreiung  aller  übrigen  Schichten  dei'  Gesell- 
Bchaft.  Es  war  ein  bedeutender  Fortschritt,  dass  die  Behauptung 
vor  aller  Welt  Lügen  gestraft  ward,  als  sei  der  Geist  des  eigent- 
lichen Hamburger  Volkes  den  Juden  feindseKg. 
"  Der  Rath  hatte  es  indeas  fortwährend  nicht  übel  gemeint, 

n-  wenn  wir  ihn  auch  in  manchen  seiner  Erlasse  unglanblicji  tiei 
°"in  verrosteten  Vorm-theilen  befangen  erblicken.  Indessen  kann 
man  ihn  keinenfaUs  von  einer  alkugrossen  Zaghaftigkeit  frei- 
sprechen, denn  was  war  am  Ende  verloren,  wenn  die  Judenfrage 
im  Laufe  der  Jahrüehende  auch  ein-  oder  zweimal  von  der 
Bürgerschaft  würe  abgelehnt  worden?  Ganz  aufgegeben 
hat  er  sie  indessen  niemals,  könnt«  es  auch  nicht,  weil  unauf- 
hörlich Verwaltungacoiiflicte  an  die  ganz  verkehrte  Stellung  der 
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Juden  in  diesem  Staatswesen  mahnten.  So  bestand  denn  fort- 
während eine  wenn  auch  meist  latente  Senatscommission,  welche 
eine  gründliche  Beschäftigung  mit  den  Präparativen  nie  völlig 
abbrach.  Unter  den  zahlreichen,  meist  ganz  aufrichtig  gemeinten 
Antworten,  welche  die  Gemeindevorsteher  auf  ihre  ungeföhr  alle 
zwei  Jahre  wiederholten  dringenden  Bittschriften  erhielten,  sagt 
die  eine,  datirt  vom  15.  December  1834,  ausdrücklich: 


«Dass  E.  H.  Rath   bereits   früher  eine  Commission  zui*    seimts- 

eacheid  > 
5.  Dec.  183 


Erörterung    der    Regulirung    der    Verhältnisse    der    hiesigen^®*^^'^*"'^^  ^^ 

10 


Israeliten  ernannt  und  diese  auch  bereits  desfallsige  Vorschläge 
in  Erwägung  gezogen  habe ,  dass  ein  Hoher  Rath  die  Wich- 
tigkeit der  Sache  und  die  dringende  Nothwendigkeit  zur  Er- 
greifung abhelfender  Massregeln  vollkommen  würdige,  und 
dass  wenn  gleich  die  allbekannten  höchst  bedeutenden 
Schwierigkeiten,  welche  mit  der  Erledigung  derselben  ver- 
bunden seien,  und  namentlich  die  so  schwer  zu  beantwortende 
Frage,  wie  weit  die  Anträge  auf  Verbesserung  des  Zustandes 
für  jetzt  auszudehnen  seien,  und  ob  nicht  die  desfallsigen 
Vorschläge  der  Denkschrift  zu  weit  gehen  möchten,  eine  sehr 
sorgfältige  Ueberlegung  und  daher  auch  einen  sehr  grossen 
Zeitaufwand  erheischen  werde,  dennoch  E.  H.  Rath  diese 
Angelegenheit  soweit  die  Umstände  es  gestatten ,  thunlichst 
befördern  werde.» 

Es  war*  dies   die   Antwort   auf  eine  CoUectiv- Adresse  der    Adresse 
Juden,  zu  welcher  eine  1834,    von  Riesser*)  ausgearbeitete,   als  ^^*^ 


♦)  Zu  derselben  Zeit  gab  Riesser  seine  Wochenschrift  «Der 
Jude,  ein  Organ  für  Gewissensfreiheit»  heraus.  Er  war,  wie  allen 
seinen  Freunden  und  Zeitgenossen  bekannt,  in  allen  Angelegen- 
heiten nicht  allein  der  hiesigen  sondern  auch  der  Juden  in  allen 
andern  Staaten  so  bewandert,  dass  man  ihn  jederzeit  um  die  ein« 
zelnsten  Specialitäten  befragen  konnte.  Die  Juden  haben  nie  einen 
solchen  Vertreter  gehabt,  und  können,  so  sehr  sie  auch,  wenn  auch 
in  Hamburg  nicht,  dessen  bedürfen,  in  Deutschland  auch  nie  wieder 
einen  solchen  erhalten. 

10 
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Manuscript  gedruckte  Denkschrift  (Kaiser  und  Fränkel,  120  S.) 
zugleich  unter  sämmtliche  Mitglieder  der  bürgerlichen  Collegien 
ausgetheilt  war.  Neben  der  gemässigsten  aber  eindringlichsten 
Schilderung  der.  nicht  minder  für  den  Staat  nachtheiligen 
Stellung  der  Juden,  war  hier  der  Angelegenheit  noch  eine  neue 
Seite  abgewonnen,  und  nachgewiesen  worden ,  dass,  so  wie  jede 
sich  nicht  fortbildende  Gesetzgebung  noth wendig  zurückschreitet, 
die  hiesige.  Sachlage  —  ohnehin  vermöge  der  aufgeklärten  Denkart 
und  Weltanschauung  schmerzlicher  empfunden  —  selbst  die  un- 
günstigste Auffassung  des  16.  Art.  der  Bundesacte  noch  über- 
biete, indem  die  Juden  zur  Zeit  noch  schlechter  gestellt  seien, 
als  vor  1811  ,  weil  sogar  einige  bis  dahin  von  dem  einzelnen 
Bundesstaate  ihnen  eingeräumte  Rechte  nicht  aufrecht  erhalten 
seien.  Diese  Rechte  bestanden  freilich  in  den  eigenthümlichen, 
an  die  alten  Sonder- Verhältnisse  geknüpfte  Privilegien :  den 
dänischen  Schutz,  das  fast  kostenfreie  Rabbinatsgericht ,  die 
völlig  autonome  Gemeindeverfassung,  die  Erleichterung  bei  der 
Schossabgabe  und  die  Befreiung  vom  persönlichen  Kriegsdienst; 
Vortheile  die  die  Juden  gewiss  nicht  zurück  wünschten,  deren 
sie  jedoch  nur  durch  offenbare  Rechtsverletzung  ohne  Ersatz 
enteignet  werden  konnten.  Durch  die  Notariats-Ordnung  und 
Gerichts-Ordnung  von  1816  waren  sie  offenbar  ganz  direct  be- 
nachtheiligt ;  denn  ihre  Zulassung  zum  kaiserlichen  Notariat 
war  früher  unbeschränkt,  und  die  Advokatur  ein  völlig  freies 
Gewerbe  und  nicht  an  das  Hamburgische  Bürgerrecht  geknüpft 
gewesen. 
ComniiBsion  Die    Raths-Couimission    verdoppelte    damals    um    so    mehr 

'  ihre  Thätigkeit ,  als  zu  gleicher  Zeit  eine  Anzahl  von  Christen 
aus  den  höchsten  Rangklassen  Hambui'gs,  sich  mit  einigen 
Juden  zu  einem  Juden-Emancipations-Comite  vereinigt  hatte. 
Indessen  eine  Opposition  von  nicht  edler  Art  in  der  Tagespresse 
und  ein  bald  darauf  gegen  die  Juden  (August  1835)  ausge- 
brochener Caffeehaus-Crawall ,  der  wie  actenmässig  bewiesen 
ist  —  bei  früheren  Anlässen  dieser  Art  blieb  es  bloss  bei  ge- 
gründeten Muthmassungen  —  mit  Geld  angestiftet  war,  und  bei 
dessen  Behandlung  der  Senat  allerdings  nicht  mit  dem  nöthigen 
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Nachdruck  verfuhr,  reichte  hin.  um  die  ganze  Saclie  wieder  ins 
Stocken  zu  bringen ,  dem  Vorwande  von  allgemein  gegen  die 
Juden  gerichteter  Stimmung  neue  Nahrung  zu  geben  und  —  die 
Krämeramts-  und  sonstigen  Zunftgenossen  von  ihrer  kindischen 
Concurrentenfurcht  zu  befreien. 

Alles  was  der  Rath  auf  diesem  Felde  zu  Gunsten  der 
Juden  erlangte,  war,  dass  in  dem  neuen  Aemter-Reglemente  von 
1840  die  folgende  Bestimmung,  Art.  37.  Aufnahme  fand: 

«Weder  Geburt,  noch  Stand,  noch  Religion,  noch  vor-    Aemtcr- 
gerücktes    Alter    soll    die    Annahme    als    Lehrling    hindern.  ^.„„  ^^q. 
Diejenigen  Religionsverwandten  jedoch,  welche  das  Bürgerrecht 
nicht    erlangen    können,    bleiben    zur    weiteren    verfassungs- 
mässigen Regulirung  ihrer  Verhältnisse  davon  ausgeschlossen*, 

so  dass  es  wenigstens  nicht  von  den  Zünften  abhing,  über  die 
dereinstige  Zulassung  zum  Bürgerrecht  hinaus,  die  Fernhaltung 
der  Juden  aus  ihrem  Kreise,  wie  ehedem  die  der  Katholiken, 
zu  verlängern.  Man  muss  gestehen ,  dass  dieser  Fortschritt 
nicht   mit  dem  Namen  Ueberstürzung   bezeichnet  werden  kann. 

Kurz   vorher   war  ein   Antrag    des  Senats  auf  Regulirung^""''^^'*'*"^^*^^ 
des  Hausirhandels  von  der  erbgesessenen  Bürgerschaft  abgelehnt 
worden,  weil  er  den  unbemittelten  Juden  diesen  Nahrungszweig 
nicht    so    verkümmerte,    wie    es    von   den    Krämern    gewünscht 
wurde  und  ohnehin  das  ganze  Gesetz  nicht  lebensfähig  war. 

Die  Commission  unterbrach  nun  ihre  Thätigkeit  bis  1840,  ^«'»»^'t 
zu  welcher  Zeit  der  Senator  Dr.  Hudtwalker  Referent  derselben 
wurde  und  mit  Eifer  und  Wohlwollen  seine  Entwürfe  auszu- 
arbeiten anfing.  Langsam  ging  es  freilich  damit:  deutsche 
Grründlichkeit ,  reichsstädtisches  Zopfthum,  die  Lehre  vom  ger- 
manisch-christlichen Staat,  zumeist  aber  kleinstädtische  Furcht 
waren  mächtige  Hindernisse.  Furcht  nicht  etwa ,  dass  der 
Bundestag  kommen  werde,  um  wie  ein  Gläubiger  die  alte  Schuld, 
die  Verheissung  von  1815  zu  Gunsten  der  Juden  einzufordern, 
davor  wusste  man  sich  sicher,  und  es  gehört  nicht  zu  den 
schwächsten  Zügen  dieser  Behörde,    dass  während  jener  langen 

10* 
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Periode  die  Juden  sich  auch  nicht  ein  einziges  Mal  bewogen 
gefunden  haben,  sich  an  sie  zu  wenden;  —  nein,  ordinaire  stadt- 
bürtige  Furcht  vor  irgend  einer  Strassendemonstration ,  vor 
irgend  einem  möglichen  Fensterscheibenschiessen,  die  eine  unbe- 
hagliche Viertelstunde  schaffen  könne,  war  es,  die  hier  wirkte. 
Feuersbrunat  Inzwischen  erfolffte  der  grosse  Brand  vom  Mai  1842   und 

von  1842. 

die  Proclamation  des  Eaths  mit  der  Ueberschriffc  «Mitbürger! 
Freunde!*  und  mit  der  berühmten  Hinweisung  auf  die  «ver- 
jüngenden Keime»,  die  in  Hamburgs  alter  Verfassung  lägen. 
Ein  solcher  Keim  reifte  dann  am  1.  December  in  der  Form  des 
folgenden  Kath-  und  Bürgerschlusses,  der  freilich  eben  so  sehr 
auf  Besserstellung  der  Juden,  als  auf  bessere  Verwerthung  der 
Grund-Parcelen  berechnet  war. 

Bath  und  III.  Propositio  in  forma.     Trägt  E.  H.  Rath  unter  Be- 

Bürger- 

schinss  Yom  ziohung  auf  die  nähere  Auseinandersetzung  in  der  Anlage  3 
1.  Dec.  1842  darauf  an ,  dass  die  bisher  bestehenden  Beschränkungen  der 
Grundbegitz.  Israeliten  in  Ansehung  des  Erwerbs  von  Grundeigenthum  und 
in  Ansehung  des  Wohnens  sowohl  in  der  Stadt  als  auf  dem 
Landgebiete,,  für  die  Mitglieder  der  hiesigen  Israelitischen 
Gemeinden,  jedoch  ohne  dass  denselben  daraus  eine  Erweite- 
rung ihrer  politischen  und  sonstigen  Befugnisse  erwachse, 
aufgehoben  werden. 

Der  Antrag  ward  von  der  Bürgerschaft  angetragener- 
massen  genehmigt. 

Diejenigen  Israeliten,  welche  Grundstücke  zugeschrieben 
zu  haben  wünschten,  wurden  angewiesen,  sich  zum  Beweise, 
dass  sie  Mitglieder  einer  der  hiesigen  israelitischen  Gemeinden 
seien,  mit  einem  Atteste  der  Vorsteher  ihrer  Gemeinden  zu  ver- 
sehen, um  solches  vor  der  Zuschi-eibung  der  Hypothekenbehörde 
und  bei  Kammercontracten  den  Verordneten  löblicher  Kämmerei 
vorzuzeigen. 

Solchen  Juden,  die  bisher  offenkundig  ein  Grundstück  auf 
den  Namen  eines  christlichen  Freundes  hatten  schreiben  lassen 
(die  Steuerbehörde  hatte  solchen  ihreGrundst^uerzettel  immer  schon 
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direct  zugesandt),  wurde  jedoch  bei  nunmehriger  Umschreibung  wohnunj 
auf  die  eigenen  Namen  die  Immobiliensteuer  von  2  pCt. ,  aller  ^°^' 
Reclamationen  ungeachtet,  nicht  erlassen. 

Bis  dahin  war,  was  Wohnung  und  Grundbesitz  betrifft, 
Alles  so  ziemlich  ganz  beim  Alten  geblieben.  Es  wohnten  aller- 
dings mehrere  Juden  in  den  verbotenen  Strassen  und  Vorstädten, 
und  von  Fällen,  wie  sie  noch  um  1830  vorkamen,  dass  christ- 
liche Nachbarn  sich  mit  Erfolg  die  jüdische  Nachbarschaft  ver- 
bitten konnten,  hatte  man  seither  nichts  gehört,  allein  damit 
war  noch  kein  Recht  verliehen,  damit  war  es  Juden  noch  nicht 
gestattet,  in  jenen  Strassen  offene  Läden  zu  halten ,  und  damit 
war  die  bei  jedem  öffentlichen  Hausverkauf  vorgelesene  Warnung 
nicht  beseitigt: 

«Sollte  der  Käufer  ein  Jude  sein,  so  bleibt  es  dem 
Hochedlen  Rathe  vorbehalten,  den  Kauf  zu  genehmigen  oder 
umzustossen.» 


Und  so  war  es  denn  nun  dem  Feuer  gelungen,  diesen, 
fast  den  einzigen  Fortschritt  an  bürgerlichen  Rechten  während 
dieser  ganzen  Periode  herbeizuführen  und  so  eine  Bresche  in 
die  alterthümliche  Mauer  der  Ungleich  Stellung  zu  brechen. 

Ein  anderer,  obwohl  minder  in  die  Augen  fallender  Fort-io.  Juli  is 
schritt  war  in  dem  Gesetz  vom  10.  Juli  1827  über  das  Bürger-  und  ^.^^.jj^ 
Heimathsrecht  enthalten,  welches  doch  wenigstens  die  Juden  Mann 
vor  Mann  als  förmliche  Staatsangehörige  und  Heimathsberechtigte 
anerkannte,  was  bisher  trotz  1710  und  1734 mehr  stillschweigend 
angenommen  als  ausdrücklich  deiinirt  war,  ja,  in  der  alten  Zeit 
wegen  des  Verhältnisses  zum  Könige  von  Dänemark  gar  nicht 
mit  voller  Rechtswirkung  hätte  geschehen  können.  Die  betref- 
fenden Paragraphen  jenes  Gesetzes  lauten: 

§  1.  Das  Heimathsrecht,  d.  h.  das  Recht,  als  dem 
Staate  und  dessen  einzelnen  Districten  angehörig  behandelt 
zu  werden,  wird  erworben: 


1) bei  Israeliten  durch  die  definitive  Aufnahme 

in  eine  hiesige  israelitische  Gemeinde.  —  2)  Durch  Geburt 
von  einer  heim  athsb  er  echt  igten  Mutter.  —  3)  Bei  Frauen- 
zimmern durch  mit  Einwilligung  der  competenten  Behörde 
erfolgte  Verheirathung  mit  einem  Heimathsberechtigten.  — 
4)  Durch  15jährigen  ununterbrochenen  Wohnort  in  der  Stadt 
und  dem  Gebiet,  ohne  Rücksicht,  ob  der  nunmehr  Heimaths- 
berechtigte  einen  selbstständigen  Erwerb  hatte  oder  in  einem 
Dienstverhältnisse  stand.  —  5)  Kinder  von  Fremden  unter 
12  Jahren  mögen  durch  ihre  Eltern  das  Heimathsrecht  er- 
werben, über  12  Jahre  nur  auf  die  oben  angegebene  Weise. 
—  6)  Durch  eine  den  hiesigen  Gesetzen  gemäss  goschehene 
Adoption  von  Kindern  unter  12  Jahren. 

In  allen  diesen  Stipulationen  sind  die  Juden  den  übrigen 
Staatsangehörigen  völlig  gleichgestellt  und  es  fiel  eine  Menge 
älterer  Gemeindestatuten  dadurch  über  den  Haufen. 

Hieran  knüpft  sich  das  Gesetz  vom  2.  Mai  1833  über  die  Kosten^ 
türgeriicho  ^j^g  Bürgerrechts,  welches  den  Juden  gegen  Zahlung  der  ganzenKosten 
für  das  Grossbürgerrecht  die  beiden  noch  erhaltenen  Vorrechte  der 
Grossbürger:  Transit-Zoll-Freiheit  und  Bankfolium  gewährt  und 
den  Kindern  dieser  Quasi  -  Grossbürger  dasselbe  Vorrecht,  wie 
den  in  gleichem  Fall  befindlichen  Christen  zuerkennt.  Die  dies 
festsetzenden  Paragraphen  lauten  in  der  revidirten  Fassung 
vom  23.  October  1845  und  finden  hier  ihren  Platz,  weil  sie 
noch  viele  Jahre  den  Juden,  deren  Aufnahme  (wenn  Auswärtige) 
noch  lange  dem  Gemeindevorstande  allein  überlassen  blieb,  zur 
Richtschnur  dienten: 

§  1.  Jeder,  der  in  der  Stadt  in  eigenem  Namen  oder 
für  eigene  Rechnung  ein  Geschäft  treiben  oder  ein  Grund- 
stück sich  zuschreiben  lassen  oder  sich  verheirathen  will, 
muss,  insofern  er  nicht  zur  israelitischen  Gemeinde  gehört 
oder  nach  den  Bestimmungen  der  Verordnung  vom  27.  Fe- 
bruar 1843  die  Schutzverwandtschaft  erlangen  oder  in  der- 
selben verbleiben  kann,    das  Hamburgische  d.  h.  das  hiesige 
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städtische  Bürgerrecht  gewinnen.  Auch  Handelsfrauen  sind 
dazu  verpflichtet,  welche  übrigens  bei  Gewinnung  des  Bürger- 
rechts, wenn  sie  sich  als  Töchter  eines  Bürgers  Icigitiniiren, 
hinsichtlich  des  zu  entrichtenden  Bürgergeldes  dieselben 
Rechte  haben  wie  Bürgersöhne.  Bürger wittwen  brauchen, 
auch  wenn  sie  das  Geschäft  ihres  Mannes  fortsetzen  oder  ein 
neues  anfangen,  nur  dann  persönlich  das  Bürgerrecht  zu 
gewinnen,  wenn  das  Geschäft  eine  Erklärung  auf  geleisteten 
Bürgereid  erforderlich  macht,  z.  B.  beim  Verzollen. 

Hinsichtlich  der  Kosten  haben  sie  jedoch  das  Recht 
von  Bürgersöhnen.  Grundstücke  können  Büi-gerfrauen  und 
Töchtern  wie  bisher  zugeschrieben  werden,  ohne  dass  sie  das 
Bürgerrecht  persönlich  zu  erwerben  brauchen. 

§  3.  Wer  ein  Folium  in  der  Bank  haben  und,  nach 
Massgabe  der  Zollordnung,  Waaren  auf  Transito  declariren 
will,  muss^das  Grossbüi'gerrecht  gewinnen. 

Mitglieder  der  hiesigen  israelitischen  Gemeinde,  so  wie 
jüdische  Handelsfrauen  und  Söhne  von  Mitgliedern  der  israeli- 
tischen Gemeinde,  müssen  für  die  in  diesem  Paragraphen 
erwähnten  Rechte  dasselbe  bezahlen,  was  Christen  unter 
gleichen  Verhältnissen  obliegt,  wie  dies  der  Anhang  näher 
ausweiset. 

§  14.     Das  Bürgerrecht  geht  verloren: 

1)  Wenn  dasselbe  als  erschlichen  annullirt,    oder    sonst  nach 
•  Vorschrift   der  Gesetze  dem  Betheiligten  wieder   entzogen 

wird; 

2)  durch  fünfzehnjähriges  Domicil  im  Auslande,  wenn  wäh- 
rend dieser  Zeit  auch  keine  directe  Steuern  hieselbst 
bezahlt  worden  sind; 

3)  durch  üebernahme  eines  Amtes  im  Auslande  und  Eintritt 
in  fremden  Militairdienst  ohne  beschränkte  Dienstzeit; 

In  den  unter  2.  und  3.  erwähnten  Fällen  kann  der  Senat 
ausnahmsweise  auf  Ansuchen  der  Betheiligten  die  Beibehaltung 
des  Bürgerrechts  gestatten. 

4)  durch  freiwilligen  Austritt  aus  dem  Staatsverbande  mittelst 
angesuchter  und  erlangter  Entlassung  aus  demselben. 
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§  15.  Das  Recht,  als  Bürgersohn  und  Bürgerstochter 
betrachtet  zu  werden,  geht  verloren: 

1)  durch  Verheirathung  in  oder  nach  dem  Auslande; 

2)  durch  freiwilligen  Austritt  aus  dem  Staatsverbande,  mit- 
telst nachgesuchter  und  erlangter  Entlassung  aus  dem- 
selben ; 

3)  für  Bürgersöhne  durch  Uebernahme  eines  Amtes  im  Aus- 
lande und  Eintritt  in  fremden  Militair  dienst  ohne  beschränkte 
Dienstzeit,  vorbehaltlich  der  in  einzelnen  Fällen  etwa  vom 
Senate  ertheilten  Dispensation; 

4)  für  Bürgersöhne  unter  20  und  Töchter  unter  18  Jahren, 
wenn  der  Vater,  oder  nach  dessen  Tode  die  Mutter  als 
Wittwe  aus  dem  Staatsverbande  austritt. 

Auch   die   Verpflichtung    zum   Militairdienste    fallt    in 
diesem   Falle  für    Bürgersöhne    unter    20  Jahren  weg* 

§  16.  Hinsichtlich  der  Israeliten  gelten,  so  weit  sie 
verwendbar  sind,  die  in  den  Paragraphen  14  und  15  enthal- 
tenen Vorschriften. 

§  17.  Ein  hiesiger  Bürger  oder  Bürgersohn,  der  aus 
dem  hiesigen  Nexus  zu  treten  wünscht,  so  wie  ein  Mitglied 
einer  hiesigen  israelitischen  Gemeinde,  welches  gänzlich  von 
hier  zu  ziehen  beabsichtigt,  hat  sich  deshalb  mittelst  einer 
Bittschrift  an  Einen  Hochedlen  Rath  zu  wenden  und  ein 
Attest  der  Steuer-Deputation  beizubringen,  dass  er  mit  keinen 
Steuern  rückständig  ist  *),  so  wie,  wenn  er  das  24.  Jahr  noch 
nicht  zurückgelegt,  ein  Attest  der  Bewaffnungs - Comniission, 
dass  er  der  Militairpflicht  Genüge  geleistet  hat  oder  von 
derselben  entfreiet  worden  ist.  Der  Bürgerbrief  ist  von 
Bürgern,  welche  die  Entlassung  nachsuchen,  allemal  einzu- 
liefern. 

Anhang.  10)  Mitglieder  der  hiesigen  israelitischen 
Gemeinde  entricliten  für  das  Recht,  ein  eigenes  Bank-Folium 


*)  Bei  Juden  auch  wegen  der  Gemeindesteuer. 
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ZU  halten  und  auf  Transite  zu  declariren,*)  750  Mark  Cour.. 
Söhne  solcher  Israeliten,  welche  diese  beiden  Rechte  bereits 
erworben  haben,  gelangen  in  den  Genuss  derselben  gegen 
^Entrichtung  von  25  Mark  Cour,  und  brauchen,  wenn  sie 
Christen  geworden  sind,  zur  Erlangung  des  Grrossbürgerrechts 
nicht  mehi*  zu  bezahlen,  als  Grrossbürgersöhne. 

11)   Die   Israeliten  haben   diese  Ansätze  dii-ect  an  Ver- 
ordnete löblicher  Cämmerei  zu  bezahlen   und   müssen    die  er- 
folgte  Berichtigung    darthun ,    ehe    ihnen    ein    Bank  -  Folium 
•  verstattet    wird    und    sie    zur    Transit-Declaration   zugelassen 
werden**). 

Es  scheint  übrigens  nicht  gerechtfertigt,  dass  die  hiesigen 
eingeborenen  Juden  750  Mark  Cour,  gleich  den  Fremden  zahlen 
sollten,  da  sie  doch  wohl  den  Söhnen  von  Kleinbürgern  hätten 
gleichgestellt  bleiben  müssen.  Der  Concipient  des  Gesetzes  ver- 
sicherte dazumal,  so  sei  auch  seine  Absicht  gewesen.  Der  Senat 
und  die  Cämmerei  interpretirten  aber  in  pejus  und  Oberalte 
und  Sechziger,  an  welche  die  Juden  Recurs  nahmen,  stimmten 
ihnen  bei. 

Wir  bringen  hier  den  folgenden  Senatsbeschluss  vom 
4.  Januar  1832: 

«Conclusum  et  Commissum  dem  wohl  weisen  Weddeherrn,  ^ormundei 
die  Vorsteher  der  Israelitischen  Gemeinden  darauf  aufmerksam 
zu  machen,  dass  die  bisher  übliche  Vormuudschaftsbestellung 
und  Entschlagung  von  Vormündern  durch  des  ältesten  präsi- 
direnden  Herrn  Bürgermeisters  Magnificenz  von  Petri  an 
aufhöre  und  an  die  Vormundschaftsdeputation  übergehe,  ihnen 


Firmen- 


*)  Nämlich  «an Eides  Statt ^>  undiiicht  «auf  geleif^teteii  Bürgereid». 

**)  Bei   dem   1835    als  Zweigbehörde   des  Handelsgerichts  er- 
richteten Firmeubureau   hat  die   Praxis  mehrmals   geschwankt   und     bureau. 
es    ist    am  Ende    dabei    geblieben ,     dass    Niemand    zum    P'irmiren 
zugelassen  wird,  ohne  seine  Mitgliedschaft  oder  sein  Contributions- 
verhältniss  zur  jüdischen  Gemeinde  nachzuweisen. 
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auch  anzuzeigen,  dass  sie,  die  Vorsteher,  dabei  erforderlichen 
Falles  in  Anleitung  Articuli  9  der  Vormundschaftsordnung 
zu  verfahren  hätten,  so  wie  dass  die  Beeidigung  jüdischer 
Vormünder  und  Vormünderinnen  von  Petri  an  vor  Commis- 
sariis  der  Vormundschafts-Deputation  erfolge. 

gez.  E.  Banks,  Dr. 
concord.  Westphalen. 

W.  ddeherr. 

Gedachter  Artikel  9  lautet: 

«Bei  Kindern  von  Israeliten  haben  die  Vorsteher  der 
Israelitischen  Gemeinde  auf  Anforderung  der  Deputation  der- 
selben entweder  taugliche  Männer  in  Vorschlag  zu  bringen 
oder  über  die  anderweitig  Vorgeschlagenen  vor  deren  Bestal- 
lung ein  Gutachten  abzugeben.» 

Ferner  findet  sich  in  dem  Bath-  und  Bürgerschluss  vom 
25.  Mai  1840  die  Bestimmung  (erlassen,  nachdem  der  in  der 
französischen  Zeit  ernannte  Notar  Bresselau  gestorben  war): 

Notariats-        «dass   künftighin  auch   ein  oder  zwei  Mitglieder  der  Israeli- 
ordnung,       tischen  Gemeinde  zu  Notarien  gewählt  werden   können,   dass 
indess  die  übrigen  Notare  Christen  sein  müssen.» 

L»fändungen.  Das  ist  nun  Alles  *),  was  in  dem  Zeitraum  von  28  Jahren 

von  der  Hamburgischen  Legislatur   zu   der  von  ihr  selber  stets 


*)  Man  könnte  indessen  auch  folgende  Bestimmung  aus  der 
am  2.  Januar  1828  publicirten  «Instruction  für  diejenigen  Prätur- 
Officianten,  welche  mit  den  Pfändungen  und  Aussetzungen  beauftragt 
oind»,  hieher  rechnen: 

§  16.  —  —  —  In  der  Charwoche  so  wie  in  der  Woche  vor 
dem  heiligen  Pfingst-  und  Weihnachtsfeste  und  bei  Israeliten  unmit- 
telbar vor  und  während  der  langen  Nacht  (d.  i.  des  Versöhnungs- 
tags) und  während  ihres  Neujahrsfestes  werden  ebenfalls  keine  Aus- 
petzungen  vollzogen. 
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als    unaufschiebbar    betrachteten    Regulirung    des    Verhältnisses 
der  Juden  geschehen  ist. 

Der  Vollständigkeit  wegen  fügen  wir  noch  hinzu,  dass  Bürger- 
verschiedene  gemachte  Versuche,  Juden  zu  Bürgerofficieren  zu 
wählen  —  was  bekanntlich  nach  dem  Bürgergardengesetz  von  1814 
nicht  verboten  war  —  ,  ihnen  den  Zutritt  zu  den  Versammlungen  des 
«ehrbaren  Kaufmanns;*  zu  verschaffen  und  (1836  in  Folge  des 
ElbschifEfahrts-Congresses  in  Dresden)  die  Befreiung  ihres  Gutes 
vom  Stader  Zoll  gleich  anderem  unter  Hamburger  Flagge  fah- 
renden Bürger-Gute  zu  bewirken,  erfolglos  geblieben  sind.*) 

Wir    haben    hier    eines,    1842    von   einer  Commission  der Comniissions 

T)6i*iclit)  clor 

patriotischen  Gesellschaft   abgestatteten   Berichtes   zu   gedenken,patj.ioti8chen 
welcher   zweierlei    ausführliche   Entwürfe   auf  Verbesserung    des  ^«»«"»chaft. 
bürgerlichen  Zustandes  der  Juden  brachte.     Dieser  Bericht  hatte 
die  Folge,  dass  die  Senats-Commission  sich  wieder  in  Bewegung     ö<;"at8- 
setzte  und  es  endlich  1844 — 1845  bis  zu  einem  fertigen  Gesetz- 
entwurf brachte ,    der   den  Juden  Bürgerrechte ,   Zunftfähigkeit,    Kntwurf 
einen    beschränkten    Zutritt    zu    den    Bürgerconventen    und    zu 
mehreren  Staatsämteru,  zur  Advocatur  etc.  verlieh  und  auch  die 
gemischten  Ehen  gestattete. 

Dieser  Entwurf  ward  von  dem  Oberalten  -  Collegium ,  wie  Gomiöchte 
es  heisst  —  denn  officiell  ist  nichts  darüber  bekannt  geworden  oberaito. 
—  mit  einem  Tadel  gegen  die  Unchi-istlichkeit**)  des  Raths  ab- 
gewiesen. Die  Commission  gab  jedoch  ihre  Arbeit  nicht  auf  und 
beschloss  vielmehi*,  freiHch  immer  nach  einem  Zwischenraum  von 
Jahren,  den  Entwurf  an  die  Bürgerschaft  zu  bringen,  insbe- 
sondere nachdem  die  jüdischen  Gemeindevorsteher  dem  Senat 
sehi*  dringend  erklärt  hatten,  sie  schätzten  das  Uebel  des  Durch- 


*)  Die  Befreiung  jüdischer  Bet-  und  Schulgebäude  von  Abgaben, 
und  der  jüdischen  Kirchen-  und  Schul-Beamten  von  persönlichen 
Leistungen ,  gleich  den  christlichen ,  war  hier  stets  herkömmlich 
gewesen. 

♦*)  Wer  die  Personen  gekannt  hat,  muss  lachen,  wenn  er  bedenkt, 
was  das  für  Leute  waren,  die  einem  Hudtwalker,  dem  Referenten, 
diesen  Vorwurf  machten  1 
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fallens  bei  Weitem  geringer  als  das,  ihre  Sache  nun  schon  mehr 
als    dreissig    Jahre    von    der    Bürgerschaft   gänzlich   ignorirt  zu 
sehen. 
Erbrecht  u.  ^as  nun   das   durch  den  Artikel  22  des  Judenreglements 

von  1710*)  gestattete  mosaische  Erb-  und  Eherecht  anbelangt, 
so  hat  die  Hamburgische  Legislatur  von  1814  an  beständig 
Theile  daran,  obwohl  mit  sehi'  zweifelhafter  Befugniss,  zu  abro- 
giren  gestrebt,  und  das  merkwürdiger  Weise  nicht  so  sehr  beim 
Erbrecht  als  beim  Eherecht  und  selbst  da  mehr  bezüglich  der 
persönlichen  als  der  Güterverhältnisse.  Ein  besonderes  Erbschafts- 
gesetz für  eine  beträchtliche  Zahl  von  Staatsangehörigen  musste 
gleichwohl  den  Gerichten  höchst  unbequem  fallen,  da  die  Kichter 


*)  Wir  können  zwar  nicht  umhin,  dieses  Reglement  als  bis 
zu  der  neuesten  Zeit  in  Recht  bestehend  zu  erkennen,  zumal  da  der 
Rath  sich  noch  einigemal  darauf  bezogen  hat;  wollen  jedoch  an- 
führen, wie  sich  der  Bürgermeister  Bartels  in  seiner  Schrift  «Einige 
Abhandlungen  über  Gegenstände  der  Hamburgischen  Verfassung  — 
Hamlurg  1835»  darüber  ausdrückte  (S.  374):  «In  Hinsicht  der  Juden 
ging  der  Antrag  des  Senats  vom  20.  October  1814  noch  weiter  als 
die  Reorganisations-Commission  in  ihrem  6.  Postulate;  aber  der 
Bürgerschluss  fiel  nicht  günstig  aus  und  so  ruht  jetzt  die  Sache. 
Doch  es  ist  nicht  allein  billig  und  recht,  dass  in  Hinsicht  der  Juden 
eine  wesentliche  Verbesserung  bald  verfügt  und  das  nicht  mehr 
passende  Juden  -  Reglement  von  1710  (das  ich  ungern,  so  wie  die 
Sachen  jetzt  stehen,  noch  zu  unseren  Grundgesetzen  zählen  müsste, 
wenn  ich  einen  neuen  Abdruck  der  Hamburgischen  Verfassungs- 
gesetze zu  besorgen  hätte)  aufgehoben  werde;  sondern  ich  halte  es 
für  ein  höchst  dringendes  Staats  -  Bedürfniss ,  dass  in  Hinsicht  der 
Verhältnisse  der  Israeliten  zum  Staate  eine  Verbesserung  eintrete: 
weniger  wegen  der  Reicheren  und  Gebildeteren,  als  wegen  der 
grossen  Zahl  der  ärmeren  Juden,  denen  man  kein  anderes  Gewerbe 
gestattet  als  das  Schachern  und  Hausiren,  und  die  unfehlbar  dem 
Staate  zur  unerträglichen  Last  würden,  wenn  einmal  die  Zahl  der 
reicheren  Juden,  die  unglaublich  viel  für  ihre  ärmeren  ungebildeten, 
verwahrlosten  und  zurückgesetzten  Glaubensgenossen  thun,  abnehmen 
sollte.  Das  Staatsbedürfniss  wie  die  Menschlichkeit  erheischt  hier  eine 
baldige  und,  ungeachtet  ihrer  nicht  zu  verkennenden  Schwierigkeiten, 
doch  kräftige  Hülfe. 


157 

die  betreffenden  Gesetze  nur  sehr  unvollkommen  kannten,  und 
bei  irgend  bezweifelter  Gültigkeit  der  Formalitäten  für  Testa- 
m^ite,  Verlobungs-  und  Ehepacten,  vor  Allem  aber  bei  vielen 
Intestatfallen,  sich  nicht  anders  zu  helfen  wussten,  als  durch 
eingeholte  Gutachten  auswärtiger  Kabbiner,  wobei  man  natürlich 
das  in  Altena  fortbestehende  Rabbinatsgericht  möglichst  vermied. 
Häufig  widersprachen  diese  Gutachten  einander  und  in  wichtigen 
Fällen  konnte  man  bei  enormen  Kosten  öfters  gar  nicht  zum 
richterlichen  Schlussentscheid  gelangen.*) 

Dennoch  ist   es  vor  1864  nicht  geschehen,    dass  man  die 
jüdischen  Erbrechte  geradezu  beseitigt  hätte,    obschon   Gerichte 
«nd  Vormundschafts-Deputation  diesen  Wunsch   mehrfach  gegen 
den  Senat  äusserten.     Ganz  entgegengesetzt   aber   verfuhr   man 
mit    den    eigentlichen   persönlichen    Eherechten.       Schon    1816 
legte   sich   der  Senat,    weit  über  die  buchstäblichste  Auslegung 
jenes  Artikel  22  hinausschreitend,  das  Dispensationsrecht  bei  den^**?®"»***^" 
nach  dsm  distinctiv  lutherischen  Kirchenrechte  verbotenen  Graden 
bei**):  späterhin  aber  erklärte  er  bei  Fällen,  wo  die  jüdischen  Gesetze 
eine  Ehe  (z.  B.  bei  Copulationen  von  kinderlosen  Witt  wen  bei  man- 
gelnder  Chaliza)   erschwerten,    die   Geltung  der  jüdischen  Ehe- 
rechte sei  nach  jenem  Artikel  22  discretionär  und  nicht  absolut, 
die  Gesetze  des  Staats  untersagten  aber  die  fragliche  Ehe  nicht, 
weshalb    der    Senat    solche    denn     ungeachtet    Einspruchs    der 
Kirchenbehörde   erlaube.     Aehnlich   ging   es    mit   den  Eheschei- 
dungen.    Bis  1838  hatten  die  Juden,   älterer   Inhibirungen   un- 
geachtet, ihre  kirchlichen  Ehescheidungen  fortwährend  vor  dem 
Babbinatsgerichte  in  Altona  vorgenommen***)  und  es  ward  ihnen 


♦)  Vgl.  Baumeister,  Hamburger  Privatrecht  I.  (1856)  S.  57 — 60. 

*♦)  Wenn  z.  B.  ein  Jude  seines  Bruders  Tochter  heirathete 
(nicht  bei  Vetterheirathen,  die  blos  bei  den  Katholiken  des  Dispenses 
Würfen),  hatte  er  zu  suppliciren  und  erst  3,  später  1  Spec.-Ducaten 
^^spensgebühr  zu  entrichten. 

***)  Dies  beruhte  mit  auf  der  sonderbaren  Idee,  dass  für  die 
chaldaischen  Scheidebrief -Formulare  keine  legal  bestimmte  Ortho- 
graphie des  Namens  Hamburg  in  ebräischer  Schrift  aufzufinden  und 
^ben  80  wenig  zu  bestimmen  sei,  ob  man  sagen  müsse:    Hamburg 
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^'»«-      dies  damals  durch  folgendes  Raths-Conclusum  vom  18.  September 

Scheidungen. 


Senats- 
beschluss 
darüber. 


1838  verboten: 

«Auf  verlesenes  und  reassumirtes  Conclusum  des  Ober- 
gerichts vom  1.  Juli  dieses  Jahres  die  Vollziehung  der  Ehe- 
scheidungen hiesiger  Israeliten  vor  dem  Rabbiner  in  Altona 
betreffend,  und  auf  desfallsige  schriftliche  Relation: 

Conclusum  et  Commissum  Sr.  Hochweisheit  Herrn 
Dr.  Hudtwalker  als  ältesten  Weddeherrn,  den  Vorstehern  der 
hiesigen  Deutsch-Israelitischen  Gemeinde  zu  eröfihen,  wie 
E.  H.  Rath  missfällig  bemerkt  habe,  dass  die  Ertheilung  von 
Scheidebriefen  unter  den  hiesigen  Israeliten  annoch  vorkomme, 
ohne  dass  ein  Erkenntniss  hiesiger  Gerichte,  welches  der 
Artikel  22  des  Reglements  von  1710  vorschreibe,  vorange- 
gangen sei,  und  dass  in  Zukunft  gegen  die  Uebertreter  des 
desfallsigen  Verbots  unfehlbar  mit  Strafen  werde  verfahren 
werden,  weshalb  E.  H.  Rath  sie  beauftrage,  zur  Vermeidung 
solcher  nachtheiligen  Folgen  ihre  Gemeindeglieder  bei  vor- 
kommenden Gelegenheiten  darauf  aufmerksam  zu  machen, 
auch  ihre  geistlichen  Beamten  davon  in  Kenntniss  zu  setzen. 

gez.    J.  M.  Lappenberg,  Dr.» 

Zugleich  wurden   aber  auch  die  jüdischen  Ehescheidungs- 
prozesse  der    Cognition  des   Nieder-  und  Obergerichts*)  unter- 


an  der  Elbe,  an  der  Alster  oder  an  beiden  zugleich.  Die  Benen- 
nung des  Flusses,  an  dem  die  Stadt  liegt,  gehört  nämlich  zu  dem^ 
Formular,  an  welchem  mit  Englischer  Buchstäblichkeit  gehalten 
wird.  Ueberhaupt  contrastirt  die  masorethische  Sorgfalt  der  meisten 
deutschen  Juden  bei  Scheidungsbriefen  und  TrauprotocoUen  für  die 
herkömmliche  Rechtschreibung  der  jüdisch  -  deutschen  Vornamen 
merkwürdig  mit  ihrer  bis  in  die  neueste  Zeit  fortgesetzten  Nachläs- 
sigkeit in  Bezug  auf  ihre  bürgerlichen  Vor-  und  Familiennamen. 

*)  Auch  diese  Cognition  ist  sehr  bestreitbar,  denn  die  Ham- 
burger Gerichte  handeln  in  reinen  Ehesachen  als  (christlich- 
lutherische) Consistorialgerichte ,  wie  dies  die  Hamburger  Gerichts- 
verfassung ausdrücklich  anerkennt  und  die  Appellation  nach  Lübeck 
für  dieselben  nicht  zulässt,  wohl  aber  für  die  damit  verknüpften 
Güterverhältnisse. 
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worfen  und  diese  behandelten  sie  wieder  nach  dem  Stadtgesetz- 
buehe  ,     welches    auf   das    canonische    Recht    der    herrschenden 
Kirche    gegründet    ist.       Die    jüdisch  -  kirchlichen    Scheidungen 
werden    seitdem    in  Hamburg    von    der   Rabbinatsbehörde   nach 
erfolgtem    niedergerichtlichen,    obergerichtlich    bestätigten    Er- 
kenntniss  auf  Anweisung  des  Gemeindevorstandes  ,  ohne  alle  Unter- 
suchung und  Beurtheilung  der  Sache,  blos  auf  schliessliche  Anfor- 
derung beider  Partheien  nach  deren  «freiwilliger»  Uebereinkunft  *) 
vorgenommen,  damit  eine  Ehe,  die  nach  jüdischen  Matrimonial- 
gesetzen  pactirt  und  geschlossen  war,   nicht   nach   Motiven    für 
aufgelöst  erklärt  werde,  die  jenen  Gesetzen  völlig  zuwiderlaufen. 
Dies  würde  besonders   schroff  in  Ehebruchsklagen   hervortreten, 
weil  sie  nach  dem  jüdischen  Rechte  weit  schwerere  Beweismittel 
erheischen,  als  nach  dem  statutarischen;    während  Contumacial- 
Scheidungen   in  jenen  aber  gar  nicht  existiren,    eben   so    wenig 
als  Scheidungen  von  Tisch  und  Bett. 

Diese  jüdischen  Special-Rechte  wurden  in  ihren  pecuniären 
Beziehungen  1864  den  1.  Juni  aufgehoben  durch  folgendes 

Gesetz, 
betreffend   die   Aufhebung  des   mosaischen  Rechts  für 
Matrimonial-,    Testaments-    und  Erbschaftssachen   der 

hiesigen  Israeliten. 
Der   Senat   hat   in   Uebereinstimmung   mit  der  Bürger- 
schaft beschlossen  und  verkündet  hierdurch  als  Gesetz,  was  folgt: 

§  1- 

Die  Art.  23,  resp.  22  der  beiden  Judenreglements  von 
1710,  soweit  sie  die  Anwendung  des  mosaischen  Rechts  auf 
Matrimonial-,  Testaments-  und  Erbschaftssachen  der  hiesigen 
Israeliten  zulassen,  sind  mit  Eintritt  des  1 .  Juli  d.  J.  aufgehoben. 

§  2. 
Vom    1.   Juli   d.   J.    an   sind   alle    betreffenden  Rechts- 
verhältnisse   der    hiesigen    Israeliten    nach    den    allgemeinen 
Hamburgischen  Gesetzen  zu  beurtheilen. 


*)  Die  Scheidung  durch  Uebereinkunft  der  Partheien  ist 
Dämlich  im  jüdischen  Recht  anwendbar,  wie  sie  es  im  preuss.  Land- 
f^ht  and  dem  Code  Napoleon,  aber  nicht  im  Hamb.  Stadtrecht  ist. 
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Auf  die  bei  der  Schliessung  und  Trennung  Israelitischer 
Ehen  vorkommenden  religiösen  Formen  hat  das  gegenwärtige 
Gesetz  keinen  Einfluss. 

§3. 

Verfügungen  auf  den  Todesfall,  welche  von  hiesigen 
Israeliten  in  Testamenten,  Ehe-  und  Erbverträgen  vor  dem 
1.  Juli  d.  J.  errichtet  sind,  werden  in  Betreff  der  Form  und 
des  Inhalts  nach  den  bisher  geltenden  Gesetzen  beurtheilt. 

Es  treten  jedoch  bei  denjenigen  Israelitischen  Ehen, 
welche  nach  dem  30.  Juni  d.  J.  durch  den  Tod  getrennt 
werden,  mit  der  Wiederverheirathung  des  überlebenden  Theiles, 
falls  das  Vermögen  beider  Ehegatten  bis  dahin  ungetheilt 
geblieben  ist ,  die  im  Hamburgischen  Rechte  begründeten 
Abtheilungs-Ansprüche  der  Descendenten  in  volle  Kraft, 

Ebenso  können  die  im  Hamburgischen  Rechte  begrün- 
deten Pflichttheils- Ansprüche  an  den  Nachlass  der  nach  dem 
30.  Juni  d.  J.  versterbenden  Israeliten  auch  gegen  früher 
nach  mosaischem  Rechte  errichtete  Verfügungen  auf  den 
Todesfall  geltend  gemacht  werden.  Die  Pflichttheils-Ansprüche 
der  Ascendenten  sind  jedoch  in  dem  Falle  ausgeschlossen, 
wenn  in  einem  früher  auf  Grund  des  mosaischen  Rechts  ge- 
schlossenen Ehevertrage  das  ausnahmslose  Erbrecht  des  Ehe- 
mannes an  den  Nachlass  seiner  Ehefrau  stipulirt  worden  ist. 

§  4. 

Der  Ehefrau  eines,  nach  dem  30.  Juni  d.  J.  ohne 
Hinterlassung  eines  Testaments  versterbenden  hiesigen  Israeliten 
steht,  wenn  vor  dem  1.  Juli  d.  J.  ein  Ehevertrag  nach 
mosaischem  Rechte  errichtet  ist,  die  Wahl  frei,  ob  sie  die  ihr 
nach  dem  Ehecontracte  oder  die  ihr  nach  Hamburgischem 
Rechte  zustehenden  Ansprüche  geltend  machen  will,  wenn 
nicht  der  Ehemann  nach  Publication  dieses  Geseszes  in  einer, 
seinen  Willen  genügend  constatirenden  schriftlichen  Form 
ausgesprochen  hat,  dass  seine  Ehefrau  auf  die  ihr  im  Ehe- 
vertrag eingeräumten  Rechte  beschränkt  sein  soll. 

Gegeben  in  der  Versammlung  des  Senats, 
Hamburg,  den  1..  Juni  1864. 
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Die   bisherige   de  -  facto  -  Verfassung   der  Gemeinde  hat  zu  VerfaMung 

der 

ihrer,  fast  ganz  auf  thatsächlichem  Wege  erfolgten  und  daher  Gemeinde, 
sehr  lückenhaften  Ent Wickelung  den  Zeitraum  von  1814  — 1823 
gebraucht  und  ist  seitdem,  obwohl  immer  nur  unter  provisori- 
schem Charakter  und  in  steter  Erwartung  der  von  dem  bürger- 
lichen Fortschritt  unzertrennlichen  Umformung,  unverändert 
geblieben. 

Zu  den  fünf  nach  der  Belagerung  übrig  gebliebenen 
Vorsteheni  ernannte  der  Senat  unter  dem  6.  Juli  1815  noch  vier 
neue  durch  folgendes  Conclusum: 

«dass  Se.  Magnificenz  Herr  Bürgermeister  Amsinck  zu  ersuchen,  '^««ret  vom 

5.  Jali  1816. 

den  sämmtlichen  itzigen  Vorstehern  der  Israeliten  bekannt  zu 
machen,  wie  E.  H.  Rath  während  der  noch  zu  erwartenden 
Beschlüsse  der  teutschen  Bundesversammlung  und  vorgängig 
zur  besseren  Regulirung  der  Angelegenheiten  der  Israelitischen 
Einwohner  überhaupt  und  ihrer  Administration  insonderheit 
sich  bewogen  gefunden  habe,  die  bisherigen  fünf  Vorsteher 
der  Gemeinde ,  P.  M.  Schlesinger ,  Adolph  Embden ,  Hirsch 
Simon  Stettiner,  Meyer  Israel  Bresselau  und  Süskind  Hersch 
Oppenheim  in  solcher  Qualität  zu  bestätigen  und  ihnen 
L.  H.  Wallach,  Moses  Seligmann,  R.  S.  Haarbleicher  und 
Salomon  Oppenheim  für  die  ferneren  Geschäfte  unter  der 
bisher  gewöhnlichen  Beeidigung  hinzuzufügen,  auch  Sr.  Hoch- 
weisheit Herrn  Dr.  Hasse  und  Sr.  Wohlweisheit  Herrn  Jencquel  Commi»- 
zu  committiren,  vorgängig  bis  auf  weitere  Verfügung  bei  den  genau 
Angelegenheiten  dieser  Gemeinde  und  für  ihre  innere  Admini- 
stration, auch  ratione  ihrer  National-Anstalten  die  erforder- 
liche directe  und  obrigkeitliche  commissarische  Einwirkung 
zu  übernehmen;  bei  der  Bestimmung  der  Geldbeiträge  über 
vorkommende  Beschwerden  und  Differenzen,  und  bei  deren 
Eintreiben  erforderlichen  Falls  mit  der  Erkennung  der  Exe- 
cution  auf  gewöhnliche  Weise  zu  Hülfe  zu  kommen.  > 

Seitdem  ist  die  Zahl  von  neun  Vorstehern  festgehalten, 
das  Institut  der  zwei  Senatscommissarien   aber  durch  folgenden 

Decret  rom 

Beschluss  vom  9.  Februar  1820  wiederum  aufgehoben  worden.  9.F«br.i820. 
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Ad  reiationeni 
wegen  und  aiif  Änlass  de 
verbreiteten  Stimmung): 


i.  Praesidia  (nlio  von  Regierunga- 
'olge  der  Hepp-Hepp- Verfolgung 


-«da  daa  schlieasliche  vollständige  Reglement  der  Verhältnisse 
der  Israeliten  nach  den  Uraatänden  und  insonderheit  auch 
wegen  der  annocl»  zu  erwartenden  allgemeinen  Bundestaga- 
beechlnase  noch  zur  Zeit  nicht  zu  treffen,  aber  in  der  vielleicht 
läng  er  n  Zwischenzeit  die  vormalige  Einheit  der  Direction 
ihrer  Angelegenheiten,  so  weit  sie  bei  der  Wedde  bestanden, 
wiederum  zu  wünschen  sei. 

Conclusum :  i^aas  die  p.  Commiaeorium  vom  6.  Juli  1815 
angeordnete  besondere  Commiasion  mit  dem  verdientesten 
Danke  für  die  bisherigen  Bemühungen  der  Wohlweiaen  Herrn 
Commiasarien  wiederum  aufzuheben  und  nunmehr  den  Wohlw. 
Wedde-  und  Poüzeiherrn  zu  committiren,  wiederum  wie  darum 
auch  ganz  in  deren  Stelle  bei  den  übrigeua  annoch  bestehen 
bleibenden,  durch  gedachtes  Conunissorium  getroffenen  iuteri- 
mistiachen  Verfügungen  zu  treten. 

Et  oommissum  Sr.  Wohlweisheit  Herrn  Dr.  Bartels  ala 
ältesten  Wedde-  und  Polizeiherrn  den  Vorstehern  der  Israeliten 
diese  getroffene  Veränderung  bekannt  zu  machen. 

Et  detnr  copia  hujua  conclusi  den  bisherigen  Commia- 
sarien Herren  Dres,  Hasse  und  Jencquel. 

Et  commisBum   eisdem    die    sämmtlichen    i 
Acten  dem  Wohlältesten  Weddeherrn  auszuliefern. > 


Die  weiteren  SenatsheBchlüase  über  dieses  Capitel  sind  die 
folgenden;  *) 


*)  Woher  nahm  der  Senat  überall  die  BefugniBS,  die  innern  jüdi- 
schen Gemeinde -Angelegenheiten  zu  ordnen,  Vorsteher  lu  ernennen, 
die  Steaomorm  featznsetjen?  Er  hatte  hÖchatcna  die  Pflicht,  den 
Gemein devorstehem  auf  den  Grund  des  Decrets  von  1734  Hülfe  au 
ieisten.  Es  erscheint  durchaus  ungerechtfertigt,  dass  nicht  die  Ge- 
meindeverfttsaung  von  1811  wiederhergestellt,  oder  die  Gemeinde  zur 
Entwerfang  einer  neuen  aufgefordert  wurde.  Freilich  glaubte  man 
dazumal  nur  ein  ganz  kurzes  Provisoriom  vor  sich  zu  haben. 
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5.  Aprü  1819.  Concluronr 

vom 

«Ad  relatioAefici'  ei  supplicis  der  Vorsteher  der  Jiiedigen  s.  ^ov.  I8i9. 
Israelitischen  Gremeinde    die  Wiederbesetzung   der    erledigten 

Ernennungen 

vier  Vorsteher-Stellen  betreffend,  Supplicanten,  Conclusum  et 


von 


commissum  den  zu  den  Angelegenheiten  der  Israelitischen  Vorstehern. 
Gemeinde  verordneten  Wohlweisen  Herren  Commissarien  den 
Bupplicantischen  Vorstehern  anzuzeigen,  dass  E.  H.  Senat  die 
in  supplicis  vorgeschlagenen  vier  Gemeindeglieder  Rüben  Moses 
Rüben,  Levin  Hertz,  Lazarus  Gnmpel  und  Nathan  Jacobsohn 
zu  Mitvorstehem  der  Gemeinde  an  die  Stelle  der  resp.  gestor- 
benen und  entlassenen  Vorsteher  Oppenheim,  Wallach,  Bresselau 
und  Schlesinger  ernannt  habe,  Supplicanten  Ersteren  von 
dieser  Ernennung  sofort  in  Kenntniss  zu  setzen,  die  Ernannten 
aber  zum  Behuf  der  Verpflichtung  auf  ihre  Obliegenheiten 
in  der  hier  verstandenen  Eigenschaft  und  der  offlciellen  üeber- 
nahme  an  die  Wohlweisen  Herren  Commissarien  unverzüglich 
sich  zu  wenden  und  Supplicanten  demnächst  auf  der  Herren 
Commissariorum  fernere  Verfügung  die  von  E.  H.  Rath 
geschehene  Ernennung  und  in  Folge  derselben  stattgehabte 
Verpflichtung  der  vorgenannten  Mitvorsteher,  der  Gemeinde 
auf  die  übliche  Weise  bekannt  zu  machen  hätten. 

E.  H.  Senat  bemerke  übrigens,  dass,  wenngleich  der- 
selbe für  dieses  Mal  bewogen  worden  sei,  den  Mangel  des 
Vorschlages  mehrerer  zu  der  Verwaltung  des  Vorsteher- 
geschäftes geeigneter  Gemeindeglieder  für  eine  erledigte  Vor- 
steherstelle zu  übersehen,  diesem  Mangel  bei  künftigen  ahn- 
liehen  Fällen  unerlässlich  abzuhelfen  sei,  damit  solchergestalt 
die  Ernennung  eines  Vorstehers  abseiten  E.  H.  Senats  weder 
durch  den  ausschliessenden  Vorschlag  der  Mitvorsteher  un- 
statthafterweise bedingt  werde,  noch  der  Vorgeschlagene  die 
Unannehmlichkeit  der  Nichtzulassung  zu  dem  Geschäfte 
erfahre.» 

Das  Jahr    1821    bringt    die    folgenden    Verfügungen    des    T^mpei- 


Raths   als   eine   Folge    mancher   Reibungen   in    d«r   Gemeinde, 


Tereiu. 
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hauptaächlicli  vernnlaset  durch  die  Errichtung  Jes  *  Neuen 
israelitischen  Tempels»  durch  einen  Theil  der  Gemeinde,  und 
des  Verlangens  nach  einem  geistlichen  Beamten  für  die  GesAinint- 
gemeinde,  über  welche  beiden  Gegenstände  weiterhin  beim  Cultus 
die  Rede  sein  wird. 

Auf  das    von    den    damaligen    drei    Dajanim    (AsBistenK- 
„  Bahhinem)    eingegebene    Gesuch,    dii 
überhaupt  dem  Voiateher-Collegium  s 
selben  ebenfalls  unteim  5.  Januar  1821  den  Bescheid: 


■«dasH  zwar  ihrem  Gesuche  eine  Trennung  der  ( 
säramtlicher  Vorsteher  hinsichtlich  des  Israelitischen  Cultns 
Angelegenheiten  nicht  zu  deferiren;  übrigens  die  Gemeindt 
Vorsteher  ihrer  Verpflichtung  in  solcher  Beziehung  nac 
■r    erlassenen    obrigkeitlichen    Bestimmungen    z 


Das  Wesentliche  des  obigen  Conclusi  besteht  darin,  dass 
der  Senat  die  Verwaltung  des  Cultus  und  der  Ädiiiinistrationa- 
Angelegenheiten  in  derselben  Hand  vereinigt  wissen  wollte. 
In  gleichem  Sinne  hat  sich  der  Senat  auch  bei  andern  VorlMlen, 
namentlich  bei  den  1841/42  bei  Gelegenheit  eines  neuen  Gebet- 
buches für  den  Tempel  u.  a.  w.  entstandenen  Weiterungen  aus- 
gesprochen. Alle  Anträge  sowohl  des  Vorsteher- Coliegiums  selbst 
als  von  Farticuliers,  demselben  die  Cultus -Angelegenheiten  zu 
entziehen,  oder  wenigstens  die  zum  Collegium  gehörenden  Cultus- 
Vorsteher  als  eine  separate  Autorität  anzuerkennen,  wurden  mit 
Beharrlichkeit  vom  Senate  abgewiesen. 


.  Januar  1821. 
mpplicis  der  Vorsteher  der  Deutsch- 


Vom  r 

■Ad  relfttionem  e 

Israelitischen  Gemeinde,  Supplicanten,  hetrefiend  die  Gestattung 

der  TrauungH  -  Vollziehung  auch  durch  die  Lehrer  der  neuen 

Erbauuugs-Anstalt,  die  Anordnung  einer  Gemeinde-Repräsen- 
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tation,  die  Anstellung  eines  Moreh-Zedek  *)  und  das  abseiten^®"^«*»"^®**«*^ 
der  Supplicanten  hinsichtlich  des  Mitvorstehers  der  Gemeinde  Gemeinde- 
Nathan  Jacobsohn  zu  beobachtende  Verfahren :  Coiiegiums. 

Conclusum  et  Commissnm  Sr.  Wohl  Weisheit  Herrn  Dr. 
Hasse  den  Supplicanten  Folgendes  anzuzeigen: 

1)  Ein  Hoch  weiser  Senat  müsse  mit  Missfallen  ansehen, 
dass  die  Vorsteher  der  Gemeinde  denjenigen  Obliegenheiten, 
welche  die  obrigkeitliche  einstweilige  Gestattung  der  neuen 
Erbauungs- Anstalt  in  dem  Commissorio  Senatns  vom  17.  Sep- 
tember 1819,  theils  ausdrücklich,  theils  seinem  unverkennbaren 
Sinne  nach,  ihnen  zur  Pflicht  gemacht  habe,  nicht  gehörig 
nachgekommen  seien.  Nur  dasjenige,  was  unmittelbar  der 
Erbauung  angehöre,  enthalte  der  Gegenstand  der  Senats- 
Beliebung.  Von  selbst  ergebe  sich  hieraus,  dass  dasjenige, 
was  die  Theilnehmer  dieser  Anstalt  als  solche  betreffe,  aber 
ausserhalb  der  Grenzen  jener  obrigkeitlichen  Beliebung  liege, 
der  ausdrücklichen  Genehmigung  E.  H.  Senats  unerlässlich 
bedürfe.  Unstatthaft  stelle  sich  solchergestalt  das  eigen- 
mächtige Verfahren  der  Supplicanten,  in  Ansehung  der,  den 
Lehrern  der  neuen  Erbauungs-Anstalt  ertheilten  Befugniss 
zu  Trauungs- Vollziehungen  dar.  Die  behauptete  Allgemeinheit 
dieser  Befugniss  in  der  Gemeinde  vermöge  die  Sache  nicht 
zu  ändern.  Es  sei  hier  von  einer  Befugniss  die  Rede,  welche 
den  Lehrern  der  neuen  Erbauungs  -  Anstalt  als  solchen  ver- 
liehen werden  solle. 

Der,  abseiten  der  Gemeinde- Vorsteher  nunmehr  gehörig 
nachgesuchten  Befugung  der  Lehrer  der  neuen  Erbauungs- 
Anstalt  in  der  fraglichen  Hinsicht  wolle  E.  H.  Senat,  fernerer 
anderer  weitiger  Verfügungen  vorbehaltlich,  nun  zwar  für 
jetzt  willfahren,  verordne  in  solcher  Beziehung  jedoch 


*)  Moreh-Zedek  ist  eigentlich  ein  Rabbiner  dritten  Ixauges. 
Man  hat  diesen  Titel  (Tugendlehrer)  gewählt,  weil  die  übrigen  rabbi- 
nischen  Titel  zugleich  einen  Richter  bezeichnen;  doch  ging  man 
später  wieder  davon  ab.  Das  Wort  «Rabbiner»  wollte  man  damals^ 
als  von  übelm  Klang,  vermeiden,  bald  nachher  hat  sich  das  geändert. 
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a)  dass  in  Ansehung  der  bestehenden,  die  zu  voUzielien- 
den  Ehen  der  Israeliten  betröffenden  obrigkeitlichen  Verfü- 
gungen und  Wedde-  und  Polizei -Bestininiuiigen;  so  wie  in 
Ansehung  der  bei  den  VorBtehern  der  Gemeinde  iiUemal  nach- 
zusuchenden Trauung s-Erlaubnis8  und  was  dem  anhängig, 
dadurch  nichts  geändert  werde  ; 

b)  dasB  hinaichtlich  der  Trauuags-Vollziehungen  in  der 
Gemeinde  gänzlich  kein  Zwang  atatthaben,  einem  jeden 
Gemeinde-Gliede  vielmehr  unbenommen  sein  solle,  entweder 
durch  die  mit  der  Trauung h- Vollziehung  in  der  Gemeinde 
beauftragten  Personen  oder  durch  die  Lehrer  der  neuen 
Erb auungs- Anstalt  und  nach  deren  Einrichtung,  an  jeglichem 
von  den  Vorstehern  der  Gemeinde  genehmigten  Orte,  den 
Trauunga-Act  voUiriehen  zu  lassen; 

c)  dass  nach  dem  Massstabe  der  §§  7  und  8  des  aub 
lit.  B  den  gegenwärtigen  Supplicis  anliegenden  Entwurfes 

die  bisher  adhibirten  Vorsänger  und  Küster,  der  be- 
stehenden Reihenfolge  nach,  auch  bei  den  von  den  Lehrern 
der  neuen  Erbaoungs  ■  Anstalt  zu  vollziehenden  Tvaunngs- 
Acten  assistiren  und  die  gewöhnlichen  Sportein  erhalten  sollen, 
es  wäi'e  denn,  dass  sie  auf  diese  Assistenz  verzichteten  oder 
derselben  eich  weigerten ; 
nicht  weniger, 

dass  den  Dajanim  auch  für  die,  von  den  Lehrern  der 
Erb  au  UQgs- Anstalt  vollzogen  werdenden  Tr  auungs- Acte,  und 
zwar  für  einen  jeden  einzelnen  Trauungafall  ausser  der  unter 
dem  Namen  Rechasch  für  sie  mit  bestimmten  Abgabe,  noch 
eine  gemeinschaftliche  Gratification  von  ß  —  CO  Mark ,  nach 
vorheriger  jedesmaliger  Bestimmung  durch  die  Gemeinde - 
Cassirer  er th eilt  werde.  *) 

Was  übrigens  den  Supplicis  sub  lit  B  anliegenden 
bereits  bemerkten  Entwurf  betreffe,  so  genüge  derselbe  keines- 


*)  Dieis  Entschädigung  fiel  weg,  nachdem  die  bejatirten 
BereehtigtBn  aasgestorben  waren.  Der  unter  c)  erwähnte  Entwurf 
ilt  die  Convention  des  Gemeinde-VoretandeB   mit  dem  Tempelverein. 
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wegs  den  in  §§^  1 — 3  bemerkten  Bestimmungen,  und  würden 
Supplicanten  hierdurch  angewiesen,  einen  zweckgemässern 
Entwurf  fiir  die  fraglichen  Gegenstände  Senatui  durch  den 
Herrn  Commissarium  fördersamst  vorzulegen. 

2)  Hinsichtlich  des  supplicantischen  Antrages,  dass  den 
Vorstehern  der  Gemeinde  für  die  financiellen  Angelegenheiten 
derselben  einzelne  Gemeinde-Glieder  noch  beigeordnet  werden 
möchten,  genehmige  und  gestatte  E.  H.  Senat,  dass  interi- 
mistisch und  vorbehaltlich  einer  andern  Beschlussnahme  des- 
selben, ein  Gemeinde-CoUegium  aus  28  Mitgliedern  bestehend, 
angeordnet,  und  dass  aus  und  von  demselben  ein  Ausschuss 
von  7  Mitgliedern  gewählt  werde,  um  den  Vorstehern  bei 
der  Entwerfung  des  jährlichen  Budgets   zur  Seite  zu  treten. 

E.  H.  Senat  verordne  in  solcher  Beziehung: 

a)  dass  zwar  die  höchste  Besteuerung  den  Vorschlag 
zu  der  Theilnahme  in  dem  gedachten  CoUegio  begründen, 
allemal  aber,  und  ^ventualiter  unter  Aufopferung  dieses 
Grundsatzes,  auch  darauf  Rücksicht  genommen  werden  solle, 
dass  einige  Miglieder  der  Gemeinde,  welche  den  Synagogen- 
Cultus  noch  beobachten,  in  diesem  Collegio  sich  befinden; 

b)  dass  zwar  der  Vorschlag  der  Mitglieder  dieses 
Gollegii  von  den  Vorstehern  der  Gemeinde  geschehe,  die 
Ernennung  derselben  aber,  so  wie  die  Entlassung  nur 
abseiten  Senatus  Statt  habe; 

c)  dass  jedesmal  für  Ein  zu  wählendes  Mitglied  Gollegii 
Drei  Gemeinde-Mitglieder  vorgeschlagen  werden,  und  endlich, 

d)  dass  dieser  Verein  von  Gemeinde-Gliedern  nicht  eine 
Gemeinde-Repräsentation,  sondern  Gemeinde-Oollegium  bilde 
und  genannt  werde. 

Betreffend 

3)  den  supplicantischen  Antrat  auf  die  Anstellung  eines 

^  ^r  e  ö  MorehZedel 

Moreh  Zedek,  so  werde  E.  H.  Senat  durch  die  für  dessen 
Anstellung  angeführten  Gründe  und  durch  die  behauptete 
Allgemeinheit  des  Wunsches  der,  dem  Synagogen-Gottesdienst 
ergebenen  Gemeinde-Glieder  in  solcher  Beziehung  bewogen, 
dem  gedachten  Antrage   nach   Massgabe   des  in   der  Anlage 
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CoDclusam 

vom 

8.  Oct.  1821. 


C^meinde- 
Oollegiam. 


Gonclasum 
vom 
.4.  April  1822. 
Vorsteher- 
Amt. 


ad  Bupplicas  enthaltenen  Reglements  sich  znstimmig  erklären. 
£.  H.  Rath  sei  jedoch  hiebei  des  Vertrauens,  dass  die  Vor- 
steher die  Wahl  dieses  Mannes  mit  der  grössten  Umsicht 
treffen,  und  zu  dem  fraglichen  Amt  nur  einen  solchen  berufen 
werde,  der  den  Erfordernissen  der  jetzigen  Zeit  möglichst 
entspreche.  Uebrigens  behalte  sich  E.  H.  Rath  die  Confir- 
mation  der  künftigen  Wahl  ausdi'ücklich  vor. 

Gez.  J.  H.  Heise  Dr.» 
Vom  8.  October  1821. 
«.    .    .    .    dass  nach  Massgabe  des  unter  dem  vom  5.  Januar 
dieses  Jahres  erlassenen  Beschlusses  Eines  Hochweisen  Senates 
dahin  lautet 

ad  2)  «dass   filr   die  finanziellen  Angelegenheiten   der  Ge- 
meinde interimistisch  und  vorbehaltlich  einer  ander- 
weitigen Beschlussnahme  E.  H.  Senates,  ein  Gemeinde- 
Collegium,  aus  21  Mitgliedern  bestehend,  angeordnet 
und  von  und  aus  demselben  ein  Ausschuss  von  sieben 
Mitgliedern  gewählt  werde,  um  den  Vorstehern  bei 
der  Entwerfung  des  jährlichen  Budgets  zur  Seite  zu 
treten,» 
E.  H.  Raih,  aus  dem  ihm  gegenwärtig  vorgelegten  Namens- 
Verzeichnisse  von  Gemeindemitgliedern   die   nachfolgenden  zu 
Mitgliedern   des   vorgedachten   Gemeinde-GoUegiums   ernannt 
habe  und  Supplicanten  denselben  diese  Ernennung  anzuzeigen, 
anzuweisen.»     (Folgen  die  Namen.) 

EndHch  1823  den  4.  Aprü. 
«Concl. dass  Senatus  die  Besetzung  der  Vorsteher- 
Stellen  für  die  Zukunft  folgendermassen  regulirt  und  bestimmt 
habe: 

1)  dass  jährlich  Einer  der  Vorsteher,   und  zwar  jedes- 
mal der  älteste,  regelmässig  abgehen  müsse,  *)    und  dass  der 


*)  Mit  diesem  €  m  ü  s  s  e  »  hörte  das  Vorsteher  -  Amt  auf,  ein 
lebenslängliches  zu  sein,  was  es  unter  der  alten,  ursprünglichen  Ver- 
fassung, ungeachtet  der  jährlich  erneuerten  Wahl,  factisch  immer 
gewesen  war. 
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-A-bgegangene  erst  nach  Ablauf  von  zwei  Jahren  wieder  erwählt 
werden  dürfe.  Dass  wie  bisher  zur  Besetzung  der  erledigten 
Stelle  ein  Aufsatz  von  wenigstens  zwei  Personen  dem  Senate 
zu  präsentiren  sei,  damit  aus  diesen  die  Stelle  besetzt  werden 
kann. 

2)  Dass  des  Endes  schon  jetzt  die  Anciennetät  der 
sämmtlichen  Vorsteher  definitive  zu  bestimmen,  um  damit 
dem  ersten  Passus  dieses  Conclusi  gemäss  verfahren  werden 
könne.     Dass 

3)  es  den  Vorstehern  jedoch  zu  überlassen,  den  \'orsitz 

der  Versammlung  nach  ihrer  Convenienz,  jedoch  nur  auf  ein  Präsidium. 
Jahr,  zu  bestimmen. 

4)  Dass  wenn  ein  Vorsteher,  besonderer  Umstände  wegen,  ^"*^*"'*"«»" 
während  seiner  Administrationsjahre   seine  Entlassung  nach- 
zusuchen sich  veranlasst  sehen  sollte,    er   deshalb    wie  bisher 

per  supplicas  ad  Senatum  sich  zu  wenden  und  dessen  Ent- 
scheidung zu  gewärtigen  habe,  dass  aber,  da  Senatus  vernom- 
men habe,  dass 

5)  mit  der  Rechnungsablegung  mit  allen  Belegen  über  Bechnungs- 
die  geführte  Administration   bisher  nicht  immer  regelmässig  *^®8"°«- 
verfahren  sei,  die  Rechnung  in  Zukunft  regelmässig  vor  dem 
Wohlweisen  Weddeherrn  jährlich  nach  Abschluss   des   Rech- 
nungsjahres abzulegen  und  von  demselben  in  Senato  zu  pro- 
duciren  sei,  nachdem  solche  Rechnung  vorher  von  den  übrigen 

aus  der  Mitte  der  Gemeinde  zu  erwählenden  Revisoren  revidirt  Beviooren. 
und  richtig  befunden  worden.» 

Die  Vorsteher  beschwerten  sich  über  den  fünften  Punkt 
dieses  Conclusi  mit  um  so  stärkerem  Grund,  als  nun  schon  seit 
zwei  Jahren  das  auf  ihr  Gesuch  eingesetzte  Gemeinde-Collegiom 
bei  Abfassung  des  Budgets  zu  Rathe  gezogen  war.  Sie  erklärten: 
die  erwähnte  Rüge  könne  nur  eine  Folge  von  anonymen  und 
ihnen  nicht  einmal  mitgetheilten  Denunciationen  sein.  Wenn  es 
bei  der  Rechnungsablage  «mit  den  Belegen»  auf  eine  Mit- 
theilung der  Steuerrolle  abgesehen  sei,  so  widerspreche  dies 
nicht  nur  ihrem,  so  wie  aller  ihrer  Vorgänger  seit  Begründung 


der  Gemeinde  geleisteten  Eide,  sondern  eine  solche  Maassregel 
würde  auch  jedenfalls  das  ganze  Gemeindewesen  über  den  Haufen 
werfen.  Sie  seihst  wärtn  sich  des  vollkomnienen  Vei-tranens 
sowohl  des  Geraeinde-CoUegiums  als  der  Mitglieder  mit  unbedeu- 
tenden Ausnahmen  bewusst,  und  fülilteu  sich  durch  eine  solche 
Rüge  unverdientermassen  verletzt.  Das  sei  aber  wahr,  dass  die 
Lasten  der  Gemeinde  und  ihrer  Mitglieder  schwer  und  bald 
unerschwinglich  seien,  dass  im  Erbrecht  aber  völlige  Gesetz- 
losigkeit herrsche  und  daas  sie  bei  der  in  weite  Ferne  gerückten 
Entscheidung  des  Bundestages  den  Rath  bäten,  eine  Commission 
zur  Regulirung  ihrer  Angelegenheiten  niederzusetzen. 
"  Wegen    des    accessori sehen     obwohl    wichtigen    Schlusses 

j3.  dieser  Supplik  erljess  der  R«th  »m  30.  Juli  1828  wieder  eine 
yerheissungs volle  Antwort  und  ausserdem  die  folgende  Ver- 
ordnung : 

Conol.    et    comm.  —  Den    Supplicanten    Folgendes    zu 
eröffnen : 
'■  Ampi.    Senatus    habe    keineswegs    die    Absicht    gehabt, 

den  Gemeindevorstehern  Vorwürfe  über  die  fehlerhaft*  Buch- 
und  Rechnungsführung  machen  zu  wollen,  und  erkläre  ihnen 
gern,  dass,  wenn  das  Conclusum  vom  4,  April  a.  o.  wohi 
einer  aolchen  Deutung  Raum  geben  könne,  darin  dennoch 
durchaus  nichts  einem  Vorwurfe  Aehnliches  habe  augedeutet 
werden  sollen.  Was  dagegen  den  Passum  V.  dicti  oonclusi 
selbst  betreffe ,  so  modificire  ampl.  Sen.  zwar  solchen  dahin, 
dass  derselbe  die  Supplicanten  von  Vorlegung  der  Belege 
als  Regel  dispeusire  und  sich  luit  einer,  dem  jedesmaligen 
•  Wohlweisen  Weddeherrn  einzureichenden,  von  diesem  aber 
„  in  Senatu  zu  produciren  und  von  den  Revisoren  zu  contra- 
siguirenden  Gener albilance  begnügen  wolle  und  sich  nur  das 
Recht  vorbehalte,  bei  eintretenden  besonderen  Umständen 
sich  die  specieilen  Conten  als  Ausnahme  vorlegen  zu  lassen, 
wogegen  sich  die  Supplioanten  über  Vorlegung  einer  General- 
Bilanz,  rücksichtlich  deren  es  beim  Concluso  vom  4.  April  a.  c. 
1  behalte ,    um    so  weniger   beschweren  dürften. 
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da    sie    hierin    den    Vorstehern    aller   Kirchen    und  frommen 
Stiftungen  gleichgestellt  wären. 

Dabei  hat  es  denn  sein  Bewenden  gehabt,  und  es  ist 
seitdem  jährlich  die  Generalbilanz  einigen  angeseheneu,  von  dem 
Vorsteher-CoUegio  hiezu  ernannten  Mitgliedern  der  Gemeinde  Revisor 
zur  Revision  vorgelegt  und  mit  deren  Visa  versehen  dem  Senat 
übergeben  worden.  Die  Thätigkeit  des  Gemeinde  -  Collegiums, 
welches  übrigens  bis  auf  die  allerletzten  Jahre  beständig  in 
seiner  Vollzahl  gehalten  wurde,  erlahmte  inzwischen  bald,  denn 
die  Veränderungen  des  Budgets  von  einem  Jahre  zum  anderen  (und 
nur  auf  diese  war  ja  seine  Wirksamkeit  beschränkt)  waren  zu 
unbedeutend  und  das  Gleichgewicht  zwischen  Einnahme  und 
Ausgabe  zu  sehr  festgestellt,  um  den  Zusammenkünften  von 
einundzwanzig  Männern  einen  hinlänglichen  Spielraum  zu  bieten, 
Kumal  da  auch  die  zwei  Revisoren  immer  aus  ihrer  Mitte  ge- 
nommen waren.  Vom  21.  Mai  1829  an,  an  welchem  es  den 
Vorstehern  Dank  für  die  Führung  der  Angelegenheiten  der 
Gemeinde  votirt,  hat  dies  Collegium  keine  Versammlungen  mehr 
gehalten,  und  es  ist  überhaupt  über  die  Verwaltungsformen 
nichts  weiter  verfügt  worden,  als  das  folgende  Conclusum  vom 
5.  Februar  1838. 


Conc.  et  comm.  —  Den  Snpplicanten  anzuzeigen,  dass  Conciusu 

18 


der  Senat   zwar  auf  ihr  Ansuchen   die  per   Conclusum  vom^  y^|,j 


4.  April  1823  vorgeschriebene  Modalität  der  Vorsteher  wählen 
der  Deutsch  -  Israelitischen  Gemeinde  dahin  zu  modificiren,  Vorstehe 
dass  ein  abgehender  Vorsteher  mit  seiner  Einwilligung  ohne 
Rücksicht  auf  den  vorgeschriebenen  Zwischenraum  von  zwei 
Jahren  sofort  wieder  zur  Wahl  präsentirt  werden  könne, 
dahin  eingehen  wolle,  dass  in  einem  solchen  Fall  der  ab- 
gehende Vorsteher  das  Supplicat  zum  Zeichen  seines  Consenses 
mit  zu  unterschreiben  habe,  dass  ausserdem  zwei  Candidaten 
zur  Wahl  präsentirt  würden  und  ein  solcher  Vorschlag  der 
Wiedererwählung  für  dieselbe  Person  nur  einmal  gemacht 
werden  dürfen,  übrigens  unter  der  ausdrücklichen  Reservation 


daBH,   wenn  eich 
oder  ein  solcher 
stehe r   nicht    eine 
des    ConcliiBi   voi 


rgend  hiconvenienzen  hieraus  ergeben  aoUten 
irneuerter  Wahl  Vorschlag  ahaeiten  der  Vor- 
ssltene  Ausnahme  bleihe ,  die  Modification 
L   4.   April   1823   wieder  werde    aufgehoben 


''  Die    Geschäftsordnung    den    Vorsteh er-Colleginma     ist    am 

20.  September  1815  eingeführt  und  fast  unverändert,  beibehalten. 
Die  jährlich  oder  so  oft  wie  nöthig  zu  vertheilenden  Aemter 
sind,  abgesehen  von  dem  Präsidium,  welches,  wenn  nicht  ganz 
besondere  Ursachen  es  anders  wollen ,  jederzeit  von  dem  amts- 
ältesten  Vorsteher  geführt  wird,  die  folgenden; 
3  (in  den  ersten  Jahren  4)  Cassirer, 
3  für   das    Armenwesen    (1   Präses  und  ein   Vicepräsea    des 

Armen-  und  Krftnken-Collegiuiiis), 
3  für  das  Schulwesen,    von  denen  ein  Präses  der  T^mud- 

Tora-  Schuldireotion, 
2    (früher  3)   für  die  Cultns-Institute ,   welche   in   neuerer 
Zeit,  HO   oft  es   nöthig  wird,  mit  dem  ersten  geist- 
lichen Beamten  als  «Cultna- Vorstand»  zusai^imentreten, 
2 ,   gewöhnlich  ein   Cassirer    und  ein   Cultusvorsteher    für 

die  Beerdigungen, 
2  für  die  Depositen-Casse  der  milden  Stiftungen, 
2  für  das  Legntenwesen ,    gewöhnlich  ein  Caasen-  und  ein 

Depositen-Vor  Steher, 
2  für  das  Fremdenwesen, 

1  für  die  Mazzoth-Besorguug, 

2  für  das  liauwesen  nnd  die  Grundstüclte ; 

sodann  noch  Deputirte  für  die  Commnnication  mit  den  Behöideu, 
mit  den    benachbarten  Gemeinden   und  mit  einigen   wichtigeren 
Anstalten  und  Vereinen,  von  denen  z.  B.  die  Vorschuse- Anstalt 
von  einem  Vorsteher  präsidirt  und  geleitet  wird. 
''  Für  die  Protoooll-  und   Buchführung,    die  Con-espoudeua, 

e.  die  Attestate  u,  s.  w.  hat  das   Vorsteher  -  Co  1  legi  um   einen   von 
ihm  beeidigten  Secretair   mit  Conrant-Mark  25Ü0  (später  3000) 


173 

Gehalt  und  einigen  festen  Sportein,  nämlich  3  Mark  12  Schill, 
f&r  jeden  Gemeinde-Mitgliedschafts-Schein  und  2  Mark  8  Schill* 
f&r  jede  Copulations-Erlaubniss.  Für  das  Cassenwesen  ist  ein 
Gassenschreiber  mit  1800  (später  2900)  Mark  angestellt.  Erst  Gassen- 
1862  erhielt  dieser  einen,  damals  mit  800  Mark  besoldeten 
Assistenten. 

Alle  Mittheilungen  an  das  Vorsteher -Collegium  müssen 
schriftlich  und  zwar  in  deutscher  Sprache  und  Schrift  abgefasst 
sein,  und  die  sämmtlichen  einzelnen  Verwaltungen  haben  jährlich 
Bilanzen  und  Berichte  einzuliefern.  Die  Abstimmungen  im  Col- 
legio  geschehen  nach  Reihenfolge  der  Anciennität  und  der  Präses 
stimmt  zuletzt.  Bei  Stimmengleichheit,  die  freilich  bei  voll- 
zähligem Collegio  nicht  eintreten  kann,  wird  die  Sache  in  der 
folgenden  Sitzung  abermals  vorgenommen ,  .  und  bleiben  die 
Stimmen  dann  noch  nach  beiden  Seiten  gleich,  so  entscheidet 
das  Loos.  In  den  Sitzungen  trägt  der  Präses  zuerst  die  aus 
dem  Protocoll  sich  ergebenden  und  die  neu  eingelaufenen  Ange- 
legenheiten vor,  und  hernach  bringen  die  Cultusvorsteher,  die 
Gassirer  u.  s.  w.  die  ihrigen  zur  Berathung.  Eingegangene 
Eingaben  ist  der  Präses  nicht  länger  als  vierzehn  Tage  zurück- 
zulegen berechtigt.  Zur  Beschlussfahigkeit  genügt  die  Anwesen- 
heit von  fünf  Mitgliedern.  Vorsteherwahlen  werden  jedoch  nur, 
wo  irgend  möglich,  bei  vollzähligem  Gollegio  vorgenommen  und 
es  entscheidet  dabei  die  absolute  Majorität.  Wichtigere  Ein- 
gaben an  den  Senat  und  Wahl-Suppliken  (Präsentationen)  werden 
von  sämmtlichen  Vorstehern  unterzeichnet.  Minoritäts-Eingaben 
an' den  Senat  sind  gestattet,  jedoch  nur  als  Annexen  zur  Ma- 
joritäts-Supplik  und  auf  Kosten  der  Minoritätsmitglieder  persönlich. 

Der  Aufsatz  zur  Wahl  eines  Vorstehers  wird  formirt,^***'*'*'^**- 
indem  der  Präses  (gewöhnlich  zugleich  das  ordnungsmässig 
abgehende  Mitglied)  die  Anwesenden  auffordert,  ihre  Gandidaten 
zu  nennen.  Dies  bildet  dann  den  grösseren  Wahlaufsatz,  aus 
dem  durch  offene  Besprechung  der  engere  gebildet  wird.  Die 
Qualification  eines  Vorstehers  besteht  in  einem  Alter  von  min- 
destens   31    Jahren    und    einem    Steuerbeitrag    von    100  Mark; 


früliei'  ancli  in  mindestena  fünfjährigem  ve rehelichtem  Stande. 
Die  Wahl  geschieht,  indem  jeder  Stimmende  ein  vom  Secretair 
ausgeBchriebenes  VerKeichiilss  von  allen  auf  den  engeren  Aufsatz 
gebrachten  Kamen  euthält,  das  zwischen  jedem  Namen  halb 
eingeschnitten  ist.  Jeder  reisst  nun  den  Namen  seines  Candidaten 
ab,  wirft  ihn  geschlossen  in  die  Wahlurne  und  vemichnet  den 
Rest  seines  Verzeichnisses.  Der  Präses  Öfiiiet  die  örne,  verliest 
die  nach  obigem  Verfahren  sainratlich  von  einer  Hand  geschrie- 
beneu Zettel  und  verkündet  das  Ergebniss.  Dasselbe  Verfahren 
findet  auch  für  die  Wahl  des  zweiten,  dem  Senat  zu  präsen- 
tirenden  Candidaten.  Statt. 

'•■  Sobald  das  Wahldecret  vom  Senate  erfolgt  ist  —  und  bis 

dahin  wird  strenge  Verschwiegenheit  beobachtet  —  wird  dasselbe 
nebst  einem  Begleitschreiben  vom  neu  eintretenden  Präses  an 
die  Erwählten  erlassen  und  durch  den  Gemeinde  secretair  über- 
bracht.  Ablehnung  ist  nicht  zulassig  und  in  den  wenigen  Fallen, 
wo  gegen  die  Ernennung  zum  Rath  supplicirt  wurde,  blieb  dies 
ohne  Erfolg.  In  einem  Falle  decretirte  der  Senat  dem  Reni- 
tenten ein  Abkaufsgeld  von  1000  Mark  Banco. 

"■  Die   Einführong   geschiebt   in  der  Regel  in  der   nächsten 

SitiEung,  wo  denn  das  neue  Mitglied  etwa  eine  Stunde  nach  der 
Eröfinnug  eintrifft  und  nach  geschehener  Anmeldung  von  den 
zwei  jüngsten  Mitgliedern  in  den  Sitzungssaal  geleitet  wird. 
Auf  geschehene  Aufforderung  des  Vorsitzenden  erheben  sich  alle 
Anwesenden,  bedecken  sich  und  das  neue  Mitglied  verliest  den 
folgenden  Eid: 

'"■  «loh  schwöre  im  Namen  des  Allgegenwärtigen,  in  dem 

Sinne  der  Vorsteher,  die  mich  beschwören,  ohne  List  und 
Trug  und  ohne  eine  Entbindung  in  der  Welt  zu  gestatten, 
von  Allem,  was  der  Mund  nur  aussprechen  und  das  Herz 
nur  denken  und  ersinnen  kann ,  dass  ich  während  meiner 
Verwaltung  als  Vorsteher  der  Gemeinde  auf  das  Gewissen- 
hafteste zum  Wohl  der  (iemeinde  wirken  und  mich  sowohl 
darin ,    als    auch    bei    jeder    Berathung ,    Abgebung    mein«r 
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Meinung  und  Stimme  durch  keine  Nebenabsicht,  es  sei  welche 
sie  wolle,  leiten  lassen  will.  Ich  schwöre  ferner,  über  alle 
Verhandlungen,  welche  keine  Publicität  haben  sollen  sowohl, 
als  namentlich  über  die  Beiträge  der  Contribuenten  sowohl 
während  meiner  Function  als  Vorsteher,  als  auch  nachher, 
wenn  ich  abtreten  sollte,  es  sei  auf  welche  Weise  und  zu 
welcher  Zeit  es  wolle,  gegen  Jedermann,  wess  Standes  und 
welcher  Religion  er  sein  möge,  stets  die  grösste  Verschwiegen- 
heit zu  beobachten.  So  schwöre  ich  im  Sinne  des  obigen 
Eides  und  lade  auf  mich  bei  dessen  Uebertretung  die  Strafe 
eines  Meineides  der  heiligen  Thora,  Alles  ohne  irgend  eine 
Falschheit  in  der  Welt.     Amen.*) 

Das  neue  Mitglied  nimmt  hierauf  seinen  Platz  ein.  G-e- 
wöhnlich  erhält  er  vom  Cultusvorstande  den  synagogalen  Grad 
eines  Chaber  und  wird  am  nächsten  Sabbat  in  der  Synagoge 
feierlich  zur  Thora  gerufen. 

Für    im  Amte  sowohl    als  nach  Austritt   aus   demselben^'*'*®''*®'*** 
verstorbene  Vorsteher  wird  am  Sabbat   nach  der  Beerdigung  in 
den  Synagogen  und  im  neuen  Tempel  ein  herkömmliches  Trauer- 
gebet (El  male  rachamim)  abgehalten. 

Das  hier  folgende  Vorsteher-Verzeichniss  beginnt  1814 
und  geht  bis  zu  Ende  1865. 


*)  Diese  Eidesformel  ward  1847  vereinfacht. 
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"^M 

™ 

hDiM  Philipp  Marcus  SohleBinger  v 

om  B.  Juli  1815        bi 

19.  Juni  1819                 1 

VoJ 

'^^^    Adolph  Embden 

dgl. 

1.  Decemb.   1820           ' 

Hirsoh  Simon  Stettiner 

dgl. 

2.  März  1825 

Meyer  Israel  BreBaelan 

dgl. 

1.  October  1819 

Süakind  Herach  Oppenheim 

dgl. 

19.  April  1819  t 

Lerin  Herz  Wallach 

dgl. 

4.  Ootober  1819 

MoaeB  Seligmann 

agi. 

10.  Fabrnar  1826 

Raphael  Samuel  Haarbloieher 

dgl. 

3.  Noverab.  1833 

Salomon  Oppenheim 

dgl. 

19.  Juni  182B 

Rnben  Moses  Raben 

5.  Noverab.  1819 

3,  Januar  1827 

Levin  Herz 

dgl. 

19.  Februar  1823 

Lazarus  Gampel 

dgl. 

10.  Juni  1825 

Nathan  Jacob Bohn 

dgl. 

5.  Januar  182r> 

Marcus  Rabinow 

n.Dacemb.  ISJO 

4.  Novemb.  1825 

Lazarus  Jacob  RicBser 

22.  Januar   1S21 

11-  Januar   1828 

Lipmann  Raphael  Beit 

21.  März   1823 

30.  Januar   1629 

Joseph  WolEfaohn 

8.  Decemb.  1623 

6    März  1830 

Wolff  David  Hertz  A 

2.  März  1825 

4,  Man  163 1 

Moses  Joseph  Heilbnt  A 

14.  März  1825 

2.  Februar    1832 

Joaeph  Levy 

4,  Juli  1825 

17.  März  1834 

Klias  Heine 

2.  Decemb.  1625 

20.  Februar  1832 

6.  März  1826 

17.  März  1834 

Heinrich  Michael  Conitz 

31-  Januar    1827 

4.  März  1835 

Moses  Salomon  Fränckei 

25.  Janaar   1828 

15.  Octob.  1834  + 

Samuel  Levy 

30.  Januar    1829 

23.  März  1836 

Philipp  Neustadt 

8.  März  1830 

27.  Februar  1837 

Rüben  Hahn  A 

4.  Milrz  1831 

12.  April  1838 

Joel  Levin  Natbanson 

20.  Februar  1832 

23.  März  1839 

Louis  Lazarus  A 

23.  Deeemb.  1833 

29.  Mära  1840                J 

John  Raphael  Beit 

17.  März  1634 

29.  April  1843  ^^J 

Barnch  Heymann  Levy 

dgl 

.^H 

Moses  Joseph  Eeilbut  B 

26.  Novemb.  1834 

8.  März  1643  "^^^H 

Samuel  Levy  Woolfe 

4.  März  1836 

Juli  1647    ^^H 

Andrew  Israel 

23.  März  1836 

^M 

Adolph  Gobert 

27.  Februar  1837 

10.  Juni  1840   ^^H 

Rüben  Hahn  B 

30.  April  1638 

29,  März  1840             ■ 

laaac  Hartvig 

13.  MSrz  1839 

4.  August  1812  t 

Louis  Lazarus  B 

29.  März  1840 

21.  Octob-  1842 

k 

Nathan  Piutus  Nathan  A 

27.  März  1840 

3.  Juli  1846         ^J 

Jacob  Lieben 

Wolff  David  Hertz  B 

John  Raphael  Beit  B« 

Joel  Aron  von  Halle 

Isaac  Jessel 

Isaias  Levy 

Isaac  Philipp  Ree 

Elias  Warburg 

Nathan  Pintus  Nathan  B 

Dr.  Gabriel  Riesser 

Samuel  Michael  Rendsburg 

Martin  Moses  Fränckel 

Samuel  He3nnann  Jonas 

Ludwig  Meyer 

August  Sanders 

Heinrich  Joachim  Natorp 

Adolph  Alexander  A 

Benny  Ijion 

Moritz  M.  Bauer 

Dr.  Isaac  Wolffson 

Abr.  Mich.  Heilbut 

Henry  Gowa 

Sally  Gerson  Melchior 

Solm  Leopold  Jonas 

Siegmund  Meyer 

Julius  Bromberg 

John  R.  Warburg 

Adolph  Alexander  B 

Simon  May 

Emanuel  Rosenbacher 
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vom  8.  October  1840 
29.  April  1842 
dgl. 

21.  Octob.  1842 
8.  März  1843 

dgl. 

22.  Mai  1844 
10.  Mai  1845 
3.  Juli  1846 
22.  März  1847 
14.  Juli  1847 

6.  Juli  1848 

31.  August  1849 
10.  Decemb.  1848 
dgl. 

7.  März  1850 
6.  Juni  1851 
12.  Mai  1853 
19.  Novemb.  1852 
10.  August  1853 
5.  April  1854 
12.  Juni  1864 
14.  October  1855 
16.  Septb.  1857 

dgl. 
18.  März  18.58 
31.  Juli  1861 
16.  August   1861 
18.  Decemb.  1862 
14.  Novemb.  1865 


bis  22.  März  1847 
10.  Decemb.  1848 
22.  Mai  1844 
31 .  October  1849 
6.  Juni  1851 
12.  Mai  1852 

,  Mai  1848  t 
10.  Decemb.  1848 
19.  Novemb.  1852 

10.  August  1853 
6.  Juli  1848 

12.  Juni  1854 
.  Februar  1854 

11.  Januar  1850  t 
10.  Juni  1855 
16.Septemb.l857 
16.  August  1861 
10.  Decemb  1862 
2.  Juli  1861 

18.  März  1858 

.  Septb.  1865  f 


0 


Nach  Erledigung   der  allgemeinen  Organisation  dieser  Ge- 
meinde bietet  sicA  für  die  verschiedenen  besonderen  Fächer  keine 


*)  Im  Jahre  1843  hatten  sich  die  Mitglieder  des  Tempel-Ver- 
eins bei  Gelegenheit  einer,  die  Herausgabe  ihres  Gebetbuchs  betref- 
fenden Eingabe  beim  Senat  über  vermeintlichen  Ausschluss  aus  dem 
Vorsteher-Collegium  beklagt,  und  der  Senat  decretirte,  es  solle  eine  ' 
solche  principielle  Ausschliessung  nicht  Statt  finden. 

12 
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emigermassen  logische  Beihenfolge  mehr  dar  und  es  dürfte 
demnach  kein  Fehlgriff  sein,  hier  die  cultuellen  Einrichtungen 
zuerst  aufzuführen,  da  eine  jüdische  Gemeinde  doch  vor  Allem 
und  unläugbar  eine  religiöse  Yereinigung  darstellt,  die  einzelnen 
Mitglieder  mögen  in  ihrer  besonderen  Kichtung  noch  so  weit 
auseinander  gehen. 
Synagogen.  ]jjg    Gesammtgemeinde    hatte    auch    noch   jetzt    nur    zwei 

Hauptsynagogen,  nämlich  die  auf  der  Elhstrasse  und  die  auf 
dem  Neuensteinweg  (beschrieben  pag.  29 — 30),  welche  wie  früher 
officiell,  so  jetzt  noch  (1847)  vulgo  die  Altonaer  und  die  Hamburger 
Schulen  genannt  werden.  Eine  dritte  war  1836  auf  dem  Alten- 
wall, am  Fleth,  der  Schlieckuthsbrücke  gegenüber  erbaut  worden 
(bis  dahin  wurden  zwei  Bet Versammlungen  in  gemietheten 
Lokalen  in  dieser  Gegend  gehalten),  ist  aber  1842  beim  grossen 
Brande  mit  eingeäschert  worden.  Ausserdem  besteht  der  nicht 
zum  Ressort  der  Gemeindeverwaltung  gehörige  neue  Tempel  mit 
seinem  1843  eröf&ieten  Lokale  und  seinen  ihm  eigenthümlichen 
Gebet-  und  Gesangbüchern.  *) 
Neuer  j)gj.  geistliche  Beamte  (Chacham)  wurde  in  Folge  der  oben 

Tompe]. 

angeführten  Anordnungen   des   Senats    erwählt,    welcher   damals 
die  Sache,    als    eine   neue   in  dieser  Stadt  noch  nicht  vorhanden 


*)  Bis  dahin  hatte  der  «neue  israelitische  Tempel- Verein» 
seinen  Gottesdienst  iu  einem  gemietheten  Lokale  in  der  Brunnen- 
strasse, mit  einem  Ausgangs -Thorweg  nach  dem  Altensteinweg, 
welches  Lokal  sodann  von  der  Portugiesischen  Gemeinde  für  ilu'e 
Synagoge  yemiethet  ward  (sie  blieb  da  bis  lb55).  Der  Tempel  in 
der  Poolstrasse  enthält  ungefähr  350  Manns-  und  280  Damenstellen, 
eine  Kanzel,  eine  Orgel  nebst  Chor  für  etwa  50  Sänger,  sodann 
Sitzungs-,  Bibliothek-  und  andere  Zimmer.  Die  innere  Höhe  beträgt 
57,  die  Breite  73  und  die  Tiefe  78  Fuss.  Die  Estrade  (Almemor) 
ist  nicht  hoch  genug,  um  auch  von  den  hinteren  Seiten-Reihen  der 
Frauen-Empore  gesehen  zu  werden,  und  liegt  so  weit  nach  Osten, 
dass  der  Vorbeter  häufig  in  den  westlichen  Gaumen  nicht  verstanden 
wird.  Ausser  den  Streitigkeiten  auf  theologischem  Gebiet  hat  es 
auch  manchen  Kampf  gekostet  bis  dor  Tempelverein  durch  Senats - 
decret  sein  Grundstück  auf  eigenen  Namen  zugeschrieben  erhielt. 
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gewesene  kirchliche,  in  genau  vorgezeichnete  Gränzen  zu  bannende 
Einrichtung  seines  besonderen  Augenmerks  würdigte.  Das 
Schluss-Dekret  (1821)  lautet: 

Dass  E.  H.  Rath  unter  Berücksichtigung  der  in  Sup-  Geistlicher 
plicis  enthaltenen  Erklärung,  dass  durch  die  Anstellung  des  ßeruavs. 
in  Vorschlag  gebrachten  Beamten  in  den  pecuniären  Verhält- 
nissen der  vorhandenen  Rabbiner*)  Nichts  geändert  werden 
solle,  die  beabsichtigte  Anstellung  des  zu  Mainz  privatisirenden 
Gelehrten  Isaac  Bernays  als  geistlichem  Beamten  bei  der 
hiesigen  deutschen  israelitischen  Gemeinde^  nach  Massgabe 
der  in  der  sub  No.  3  ad  supplicas  enthaltenen  näheren  Be- 
stimmungen, genehmige. 

Vollzogen  ward  die  Wahl  vom  Vorsteher-Collegium  allein. 
Sie  fiel  auf  den  obgenannten  damals  etwa  25  jährigen  Theologie- 
Beflissenen  Isaac  Bernays  aus  Mainz,  von  welchem  mehrfach  weiterhin. 

Der  Gehalt  desselben  ward  auf  Courant-Mark  4500  fest-  Bestallung 
gesetzt  und  ausserdem  auf  Courant-Mark  lÖOO  als  Entschädigung 
für  alle  und  jede  Temporalia  (selbst  Ehescheidungen  und  Koscher- 
Atteste  sollen  gebührenfrei  sein)  und  eine  freie  Amtswohnung.  Von 
den  sonstigen  Bestimmungen  der  Bestallung  sind  die  folgenden 
interessant: 

«§  3.  Seine  Functionen  umfassen  alle  Cultus-,  Ritus-, 
Volks-  und  Jugend-Lehr- Anstalten ,  die  der  Leitung  der  Ge- 
meindevorsteher unterworfen  sind.  Es  gehört  nicht  zu  seinen 
Attributen,  Individuen  oder  Corporationen  in  unserer  Gemeinde 
oder  selbst  fremde  sich  hier  aufhaltende  Israeliten  wegen  be- 
gangener oder  unterlassener  religiöser  oder  nichtreligiöser 
Handlungen,  von  welcher  Natur  sie  auch  sein  mögen,  zur 
Rede    zu   stellen,    denselben    deshalb    kirchliche    Wohlthaten 


*)  Es  waren  dies  die  damaligen  alten  drei  Dajanim  R.  Baruch 
Austrieb,  Jakob  Japha  von  Halle  und  Michael  Speyer.  Für  sich 
selbst  hatte  Bernays  den  dazumal  sehr  herabgekommenen  Titel 
«Rabbiner»  verworfen. 

12* 


180 

entziehen  oder  sie  überall  gar  bestrafen  zu  wollen.  Er  hat 
an  Fest-  und  Feiertagen  Öffentliche  Reden  in  den  Synagogen 
der  Gemeinde  in  volksthümlicher  (sie)  Sprache  zu  halten  etc. 
—  §  4.  Er  ist  dem  Gemeindevorstande  unter  Recursnahme 
OuituB-  an  (Jen  Senat  verantwortlich.  —  §  5.  Eine  Commission  von 
drei*)  Gemeindevorstehern  hat  ihm  bei  wichtigen  Gelegen- 
heiten und  etwanigen  zeitgemässen  Cultus  -  Verhandlungen 
.  beizustehen.  Stimmt  diese  Commission  ihm  nicht  bei,  so  ist  das 
Vorsteher-Collegium  zu  befragen,  und  falls  auch  hier  keine  Eini- 
gung zu  Stande  kommt,  so  soll  der  Senat  die  letzte  Instanz  bilden. 

Die  letzte  Bestimmung  steht  wohl  einzig   in  ihrer  Art  da 
indem  sie   die  Schlussentscheidung  über  jüdische  rein  religiöse 
und  cultuelle  Einrichtungen  in  die  Hände  einer  specifisch  christ- 
lichen   nichttheologischen   Behörde   legt,   die    sich   freilich    beim 
eintretenden  Fall  wohl  selbst  perhorrescirt  haben  würde. 
Synagogen-  p^j,    Synagogen  -  Ritus    ist    übrigens    nicht,    wie    man    es 

Ritus. 

voraussetzte,  durch  Bernays  irgendwie  modificirt  worden,  mit 
Ausnahme  seiner  eigenen,  in  der  Elbstrassen-Synagoge  sabbath- 
lich,  obwohl  mit  häufigen  Unterbrechungen  gehaltenen  Pre- 
digten, oder  vielmehr  freien,  mehr  oder  minder  herme- 
neutifichen,  doch  durchaus  an  keine  Form  gebundenen  Vor- 
träge über  Religions  -  Gegenstände.  In  diesen  Reden,  so  wie 
in  seiner  sonstigen  Wirksamkeit  wählte  er  sich  das  Ziel,  den  in 
der  Masse  lebenden,  oder  vielmehr  in  den  von  ihr  herkömmlich 
beobachteten  Cultusformen  und  Symbolen  latenten  Geist  ächter 
Religiosität  wieder  zu  erwecken,  die  Superfötationen  des  Kabba- 
lismus und  der  Ascese  zu  entfernen  und  einer  künftigen  rabbi- 
nisch-gläubigen  wissenschaftlichen  Theologie  die  Wege  zu  bahnen. 
Dem  praktischen  Modemisiren  des  öffentlichen  Gottesdienstes 
Reformen.  ^^^  ^j^g  System  für  die  Gegenwart  nicht  günstig  und  so  blieb 
derselbe  hier,  wie  gesagt,  unverändert  bis  auf  das  regelmässige  Pre- 
digen, eine  kleine  Neuerung  bei  den  Copulationen  (der  Rundgang  der 


•)  Später  von  vier  Gemeindevorstehern  unter  seinem  Vorsitz. 
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Braut  um  den  Bräutigam    fiel   weg)    und    die    Verspätung    der 
Sabbatanfanges  um  eine  Viertelstunde  verschoben.*) 

Eine    neue    «Synagogen -Ordnung»    ist    vom    Jahre    1840 Synagogen- 
(Sabbat  Korach  5600).     Es  ist  dadurch  die  während  des  Gottes-  ^^^  jg^^ 
dienstes  stattfindende  Versteigerung  der  Ehrenofficien  und  Tora- 
Aufgänge   (Mizwoth   und   Alioth)  beseitigt  und  dafür  ein  fester 
Gebtihrentarif    eingeführt ,     zu     welchem    am     Freitag    Bestel- 
lungen  angenommen    werden.      Zugleich    ist    eine    «Synagogen-   inspoctioi 
Inspection»  für   die  Erhaltung   der  bei  dem  engen  Baum  leicht 
zu  störenden  Buhe  während  des  Gottesdienstes  eingerichtet  und 
der  sonst  nur  am  Alltag  fungirende  Untervorsänger  verpflichtet, 
an  Sabbath-   und  Festtagen    die   Responsen  der   Gemeinde  dem 
hier  (nach  dem  deutsch-polnischen  Rituale)  vor  dem  Tabernakel 
seinen    Stand    habenden    Vorsänger    (Ghasan)    gegenüber    anzu- 
stimmen und  zu  schltessen.     Ferner  soll  kein  Aharonide  (Cohen) 
zumAbsingen  des  Segens  zugelassen  werden,  der  dies  nicht  jedesmal 
zuvor  mit  eingeübt  hat.     Die  Direction  jeder  Synagoge  «besteht 
vor  wie  nach  aus  einem  Syndicus  und  einem  Untersyndicus  und    Syudid. 
aus  vier  Inspectoren.  Für  das  Vermiethen  der  Stellen  hingegen  ist 
eine  besondere  Commission  vorhanden,  welche  den  Ertrag  an  die 
Bauverwaltung   der  Gemeinde  abliefert.  Für  den  Dienst  bei  den   Beamte. 
Synagogen     existiren     zwei    Vorsänger,     zwei    üntervorsänger, 
zwei  Küster,  zwei  Unter küster  nebst  Gehülfen  und  vier  Ordnungs- 
wächtcr. 

Das  für  dasjenige  Erbe ,  in  welchem  auch  die  Altenwall-  Synagogen- 
Synagoge  sich  befand,  erhaltene  Feuerkassengeld  begründete 
nun  unter  dem  Namen  «Synagogen-Baufonds>  mit  dem  «Spar- 
und  Tilgungsfonds»,  wovon  weiterhin ,  zusammen  das  indessen  in 
getrennter  Rechnung  verwaltete  Capital ,  das  seitdem  durch 
Legate  und  Zinsen  ansehnlich  gewachsen  ist  und  aus  welchem 
später  die  neue  Synagoge,  erbaut  ward. 


*)  Das   Haman-Klopfen   und    die   Begleitung    der    Vorsänger 
durch  einen  Discantisten  und  einen  Bassisten  waren  schon  seit  1809 
und  1810  abgeschafit.      Die    Fixation    des    ^  Sekel    am    Purim    auf. 
2  Schill.  Bco.  ist  von  jeher  hier  üblich  gewesen.  Wie  so?  ißt  unbekannt. 
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Neuer  "V^ag  nun  den  «neuen  Israelitischen  Tempel*  anbelangt,  so 

bedürfen  die  Streitigkeiten,  die  seine  Entstehung  und  Befestigung 
veranlassten,  um  so  weniger  der  Erwähnung,  als  schon  längst 
ein  ruhiger  und  unangefochtener  gegenseitiger  Besitzstand  ein- 
getreten ist.  Gewiss  wäre  es  eines  der  bedenklichsten  Zeichen 
für  das  gesammte  Judenthum  gewesen,  wenn  ein  stark  umge- 
stalteter Bitus,  eine  neue  Sprache  des  öffentlichen  Gebets,  ein 
verändertes  Gebetbuch,  ein  ganz  neues  Gesangbuch,  Choral-  und 
Orgelmusik,  eine  laxere  Observanz,  ja  gewissermassen  eine  wenn 
auch  nicht  neue,  doch  bis  dahin  noch  nicht  corporativ  aufge- 
tretene Religionsanschauung  sich  darin  hätten  etabliren  können, 
ohne  heftigen  Widerspruch  zu  erfahren. 

Dieser  Kampf  hatte  indessen  das  Eigenthümliche ,  dass 
von  den  gelehrten  und  ungelehrten  Gegnern  des  Tempels  kaum 
Einer  das  Gebetbuch  desselben,  auf  das  es  doch  zumeist  ankam, 
je  gelesen,  geschweige  denn  geprüft  hatte.  Dieser  neue  Tempel 
hatte  «nämlich  unbegreiflicher  Weise  den  Preis  seiner 
Gebet-  und  Gesangbücher  so  hoch  gestellt,  dass  an  die, 
einem  neuen  System  so  nothwendige  weitere  Verbreitung  desselben 
als  unter  seine  Mitglieder  selbst,  nicht  zu  denken  war. 

Einige  spätere,  fast  kindische  Chicanen,  die  sogar  der 
Senat  (der  sonst  immer  nach  Apostelgeschichte  XVIII.  14.  15. 
handelt)  zu  schlichten  hatte,  z.  B.  dass  die  Befugniss  zum  Copuliren 
allerdings  auf  die  Amtsnachfolger  der  ersten  Prediger  übergehe, 
dass  der  Tempelverein  seine  Gebetbücher  «für  Israeliten»  betiteln 
dürfe,  gingen  in  Wirklichkeit  mehr  von  Indifferenten  als  von 
Orthodoxen  aus.*) 

Das  Gebetbuch  des  Tempels  (1818  erste  Auflage)  ist 
geordnet  und  herausgegeben  von  S.  J.  Fränkel,  Rentier,  und 
M.  J.  Bresselau,   Notar.     Diese   beiden  Männer   waren  auch  die 


*)  Man  hat  auch  viel  von  einem  förmlichen  Cherem  (Anathema) 
dvr  Rabbinatsbehördß  gegen  den  Tempel  gefabelt.  Es  ist  aber 
weiter  nichts  erfolgt  als  eine  ganz  bescheidene  «Warnung»,  dass 
Niemand  glauben  möge,  er  könne  aus  dem  neuen  Gebetbuche  seiner 
Gebetpflicht  genügen,  selbst  in  dieser  «neuen  Synagoge»  (Bet  ha 
kenecet  hochadascha)  nicht. 
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ersten  Vorsteher  desselben  und  mit  ihnen  der  Arzt  Dr.  Leo  Wolf 
und  der  Kaufmann  Marcus  Robinow.  Als  Prediger  war  zuerst 
Dr.  phil.  Eduard  Kley  und  bald  nachher  auch  Dr.  Gotthold 
Salomon  angestellt.  Erster em  folgte  1840  Dr.  N.  Frankfurter 
und  letzterem,  der  aus  Gesuadheitsrücksichten  resignirte,  1858 
Dr.  Hermann  Jonas.  —  Das  neue  Gesangbuch  ist  zuletzt  1840  bei 
Perthes,  Besser  &  Mauke  erschienen  und  ist  nie  angefochten  worden. 
Folgendes  ist  nun  die  vom  11.  December  1817  (am  2.  Tebeth 
A.  M.  5578)  in  einer  Generalversammlung  beschlossene 

Vereinigungs-Urkunde  ^^ 

des  neuen  Israelitischen  Tempelvereins  in  Hamburg.  ^ 

Im  Namen  des  Hochgelobten  Gottes.  Amen. 
Durchdrungen  von  der  Nothwendigkeit,  den  öffentlichen 
Gottesdienst,  der  theils  wegen  der  immer  mehr  abnehmenden 
Eenntniss  der  Sprache,  in  welcher  er  bis  jetzt  allein  gehalten 
worden,  theils  durch  die  mannigfaltigen,  dabei  eingeschlichenen 
Mängel  seit  einiger  Zeit  von  so  Vielen  vernachlässigt  worden, 
zu  seiner  ihm  angemessenen  Würde  und  Bedeutung  zurück- 
zuführen, und  von  dem  Wunsche  beseelt,  den  fast  erkalteten 
Sinn  für  die  ehrwürdige  Religion  der  Väter  wiederzubeleben, 
haben  die  Endesunterschriebenen  sich  vereinigt,  nach  dem 
Beispiel  mehrerer  Israelitischen  Gemeinden  in  Deutschland 
und  namentlich  der  in  Berlin,  auch  in  dieser  Stadt  für  sich 
und  AUe,  die  mit  ihnen  gleich  gesinnt  sind,  einen  würdigen 
und  geordneten  Ritus  herzustellen,  nach  welchem  an  den 
Sabbath-  und  Feiertagen,  sowie  bei  anderen  feierlichen  Ge-  • 
legenheiten  in  einem  eigends  zu  diesem  Behufs  einzurichtenden 
Tempel  der  Gottesdienst  gehalten  werden  soll.  Bei  diesem 
Gottesdienste  soll  namentlich  auch  eine  deutsche  Predigt 
und  Choral  -  Gesang  mit  Begleitung  der  Orgd  eingeführt 
werden. 

Der  erwähnte  Ritus  soll  übrigens  sich  nicht  blos  auf 
den  Gottesdienst  im  Tempel  beschränken,  vielmehr  sich  auf 
alle  diejenigen  religiösen  Gebräuche  bei  Handlungen  des 
bürgerlichen  Lebens  erstrecken,  die  durch  die  Kirche  geheiligt 
werden  sollen.  Die  vorzüglichsten  derselben  sind  die  bei  der 
Aufnahme  der  Neugeborenen  in  den  Bund  der  Väter,  bei  den 


\ 
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Trauungen  und  dergleichen  mehr.  Auch  soll  ein  religiöser 
Akt  eingeführt  werden,  durch  welchen  die  Kinder  beiderlei 
Geschlechts,  nachdem  sie  in  der  Glaubenslehre  einen  ange- 
messenen Unterricht  erhalten  haben,  als  Bekenner  der  mo- 
saischen Religion  eingesegnet  werden  sollen. 

Die  Endesunterzeichneten  haben  daher  einmüthig  die 
folgenden  Punkte  beschlossen  und  als  Grundgesetz  ihres 
Vereins  festgestellt,  nämlich: 

I. 

Die  Direction  des  Cultus  und  der  übrigen  damit  in 
Verbindung  stehenden  Angelegenheiten,  sowie  alle  Einrich- 
tungen und  Anordnungen,  die  jetzt  und  in  der  Folge  dieser- 
halb  noth Wendig  sind  und  sein  möchten,  werden  einer  Com- 
mission  von  vier  Personen  anvertraut,  die  sie  aus  ihrer  Mitte 
erwählen.  Von  dieser  Direction  tritt  alljährlich  im  Monat 
Elul,  und  zuerst  Elul  5579  (1819)  einer  nach  der  Anciennität 
ab,  dessen  Stelle  von  dem  im  Art.  VIII.  erwähnten  Comite 
wieder  besetzt  wird.  (Dieser  Termin  ist  auf  den  Eröf&iungs- 
tag  des  Tempels,  den  18.  October,  verändert  worden.) 

Die  ersten  dreimal  entscheidet  das  Loos,  wer  von  den 
zuerst  Erwählten  abzutreten  habe,  und  sämmtliche  Ausge- 
tretene können  wieder  erwählt  werden. 

II. 

Die  Direction  ist  verpflichtet,  ihre  Einsichten  und  ihre 
Thätigkeit  auf  die  Erreichung  des  ausgesprochenen  Zweckes 
und  die  möglichste  Befestigung  desselben  zu  verwenden,  und 
darüber  zu  wachen,  dass  dabei  nichts  einschleiche,  was  dem 
Geiste  dieser  Vereinigung  zuwiderläuft.  Zur  Norm  ihrer 
Einrichtungen  sollen  die  in  Berlin  bereits  mit  Erfolg  einge- 
führten dienen,  insofern  und  so  lange  diese  der  angegebenen 
Tendenz  entsprechen.  (Bekanntlich  ist  der  damalige  Berliner 
Tempel  bald  wieder  eingegangen.) 

III. 

Bei  den  Beschlussnahmen  der  Direction  haben  die  bei 
dem  Tempel  angestellten  Prediger,  insoweit  es  ihre  Amts- 
,verrichtungen    oder   sonst  die  eigentlichen  gottesdienstlichen 
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Handlungen  betriflPt,  eine  berathende  und  in  den  Fällen,  wo 
die  Mitglieder  der  Direction  einer  getheilten  Meinung  wären, 
auch  eine  entscheidende  Stimme.  Von  allen  Verhandlungen 
und  Beschlüssen  wird  von  der  Direction  ein  Protokoll  geführt. 

IV. 

Die  Verwaltung  aller  Güter  und  Effecten,  die  dem 
Tempel  gehören,  und  die  pecuniairen  Verhältnisse  des  Tempels 
überhaupt  werden  ausser  der  bemeldeten  Direction  noch  einer 
besonderen  Deputation  anvertraut,  und  können  alle  dahin 
zielenden  Verfügungen  von  der  Direction  nur  in  Gemeinschaft 
mit  dieser  Deputation  getroffen  werden. 

Diese  Deputation  soll  aus  fünf  Personen  bestehen,  die 
sie  ebenfalls  aus  ihrer  Mitte  wählen.  Von  den  Mitgliedern 
derselben  treten  jährlich  im  Monat  Elul,  und  zuerst  Elul 
5579  (1819)  abwechselnd  zwei  und  drei  Mitglieder  nach  der 
Anciennität  ab,,  deren  Stellen  durch  das  im  Art.  VIII.  er- 
wähnte Gomite  wieder  besetzt  werden. 

Das  erstemal  bestimmt  das  Loos  den  Austritt  und  auch 
bei  dieser  Commission  können  die  Ausgetretenen  wieder  ge- 
wählt werden. 

V. 

Diese  Deputation  ist  verpflichtet,  auf  die  Verwaltung 
des  Tempelguts  und  auf  die  Einführung  der  möglichsten 
Oeconomie  bei  allen  Ausgaben  zu  achten.  Sie  hat  ferner 
darüber  zu  wachen,  dass  diese  Ausgaben  durch  den  Ertrag 
der  Stellen  in  dem  Tempel  und  durch  andere  ausserordent- 
liche Einnahmen  so  viel  als  möglich  gedeckt  und  überhaupt 
solche  Einrichtungen  getroffen  werden,  dass  die  Mitglieder 
mit  bestimmten  Beiträgen  so  wenig  als  möglich  beschwert 
werden.  Endlich  hat  sie  diese  Beiträge,  wenn  solche  dennoch 
erforderlich  wären,  gewissenhaft  und  verhältnissmässig  auf 
alle  Mitglieder  des  Vereins  zu  vertheilen. 

VI. 

Das  Amt  eines  Directors  so  wie  das  eines  Deputii'ten 
ist  ein  Ehrenamt  und  wird  unentgeltlich  verwaltet.  Ein 
Vergehen  gegen  die  Gesetze  des  Staats  oder  gegen  den  Geist 


der  Vereinigunjt  schliesseii  dnvoii  aus.  Eine  Verwandtschaft 
der  Mitglieder  unter  einander  ist  kein  Grand  der  Aub- 
Bchlieaaixng. 

VII. 

Jeder,  auf  den  die  Wahl  zum  Director  oder  zum  De- 
putirten  fällt,  ist,  wenn  nicht  triftige  Entachuldigungsg runde 
vorhanden  sind,  verhundan ,  das  Amt  au  ütei'nehmen  oder 
Bofort  die  Summe  von  100  Mark  Couraut  zum  Best«n  des 
Tempel-Fonds  zu  erlegen  und  kanu  nach  Erlegung  dieser 
Summe  erst  nach  drei  Jahren  wieder  gewählt  werden. 

Die  Ordnung smäsaig  austretenden  Mitglieder  derDirection 
und  der  Deputation  sind,  wenn  sie  im  Laufe  von  drei  Jahren 
nach  ihrem  Austritte  wieder  gewählt  werden  sollten,  im  Fall 
der  Nichtannahme  von  der  Erlegung  dieser  Strafe  frei.  I 

vin,  ■ 

Jedesmal,  wenn  es  das  Bedürfniss  erheischt,  sollen  durch 
die  Directioö  aus  allen  männlichen  und  nach  den  Stadtgesetzen 
volljährigen  Mitgliedern  dieses  Vereins  1 5  durch  das  Loos 
bestimmt  wirden,  die  sich  zu  einem  Comite  bilden,  welches, 
ordnungsmäBsig  versammelt,  den  ganzen  Verein  repräsentirt, 
und  den  von  ihm  genehmigten  Beschlüssen  sind  sämmtliche 
Mitglieder  des  Vereins  unterworfen. 

Die  Bildung  und  Zusammensetzung  eines  solchen  Comites 
ist  erforderlich : 

a)  ordentlich,  wenigstens  einmal  des  Jahrs, 

1)  um  die  durch  den  Austritt  des  abgehenden  Directors 
und    der    Deputirten    erledigten    Stellen    wieder    zu 


2)  die  Rechnung  über  die  Verwaltung  des  vergangenen 
Jahres  anzuhören,  und  das  Budget  für  die  Ausgaben 
des  nächsten  festzusetzen ; 

b)  ausserordentlich; 

3)  wenn  eine  Veränderung  in  Hinsicht  des  zum  Gottes- 
dienste dienenden  Locals  beabsichtigt  wird; 

4)  um  die  Stelle»  der  geistlichen  und  anderer  etwaiger 
besoldeten  Aemter  zu  besetzen. 
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5)  und  endlich  in  allen  denjenigen  Fällen,  wo  die 
Direction  mit  Zuziehung  der  Deputation  dieselbe  in 
Hinsicht  auf  die  Wichtigkeit  des  Gegenstandes  zum 
Wohle  des  Vereins  nützlich  und  nöthig  erachtet. 

IX. 
Die  Loosung   geschieht  in  Gegenwart  eines  Mitgliedes 
der  Deputation    an    einem    durch    Anschlag    in   dem   Tempel 
vorher  zu  bestimmenden  Tage,    und   jedem    contribuirenden 
Mitgliede  steht  es  frei,  dabei  gegenwärtig  zu  sein. 

X. 
Die  ausserordentlichen  Versammlungen  des  Comite  sollen 
übrigens  den  Herren  Vorstehern  der  Israelitischen  Gemeinde 
hieselbst  vorher  angezeigt  werden,  und  dieselben  das  Recht 
haben,  zwei  aus  ihrer  Mitte  zu  delegiren,  um  solcher  Sitzung 
beizuwohnen.     (Ist  nie  zur  Ausführung  gekommen.) 

XI. 
Zur  Fassung  eines  Beschlusses  ist  erforderlich,  bei  der 
Direction  die  Anwesenheit  von  wenigstens  drei  Directoren, 
in  den  vereinigten  Sitzungen  der  Direction  und  der  Deputation 
von  wenigstens  sieben  Mitgliedern  und  in  den  ordentlichen 
sowohl  als  ausserordentlichen  Sitzungen  des  Comite  von 
wenigstens  zwei  Drittheilen  der  dazu  berufenen  Mitglieder. 
In  allen  diesen  Collegien  kann  nur  die  absolute  Stimmen- 
mehrheit entscheiden. 

XII. 
Das  erste  Mal  wird  die  Anstellung  der  geistlichen 
Beamten  uad  der  etwaigen  anderen  besoldeten  Kirchendiener 
so  wie  die  Bestimmung  des  Locals  zu  dem  Gottesdienste,  von 
der  Direction  in  Gemeinschaft  mit  der  Deputation  bewerk- 
stelligt, und  nur  erst  in  der  Folge  geschehen  diese  durch  das 
Art.  VIII.  erwähnte  Comite,  und  zwar  die  gedachten  An- 
stellungen nach  einer  dem  Comite  von  der  Direction  jedesmal 
vorzulegenden  Candidatenliste. 

xin. 

Die  Verleihung  anderer  etwa  erforderlicher  Ehren- Aemter 
bleibt  immer  der  Direction  allein  überlassen,  so  wie  die  An- 
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Stellung  eines  besoldeten  Boten.  Letzteres  jedoch  in  Gemein- 
schaft mit  der  Deputation. 

XIV. 

Die  Kosten  der  ersten  Einrichtungen  sollen  wo  möglich 
von  den  Unterzeichneten  durch  freiwillige  Geschenke  zusammen- 
gebracht werden,  und  die  Billigkeit  erfordert  es  daher, 
dass  jedes  neu  hinzukommende  Mitglied  zum  Besten  des 
Tempelfonds  ebenfalls  einen  ausserordentlichen  Beitrag  bei 
seinem  Eintritt  erlege,  welches  der  jedesmaligen  Direction 
zur  Beachtung  empfohlen  wird. 

Ein  austretendes  Mitglied  hat  seinen  Antheil  zu  den 
bereits  repartirten  Kosten  zu  bezahlen,  und  auf  Rückgabe 
seiner  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Beiträge/  aller  Art 
keine  Ansprüche  zu  machen. 

XV. 

Endlich  soll  jedes  neu  hinzukommende  Mitglied  gehalten 
sein,  sich  diesen  Einrichtungen  in  allen  Stücken  zu  unter- 
werfen und  zu  dem  Ende  die  gegenwärtige  Vereinigungs- 
Urkunde  mit  zu  unterschreiben.  > 

Diese   Verfassung    gilt    im   Wesentlichen    noch   jetzt,    die 

Repartition    der   Kosten    auf    die    Mitglieder   ist  indess    nie   in 

Anwendung  gekommen,   weil   Stellengelder   und  Spenden  immer 

genügt  haben.     Die  hauptsächlichste  Abänderung  geschah   184Ö 

OaitoB'    durch  die  Einsetzung  einer  Cultus-Commission,  welche  der  Direction 

Oommission 

dea       iu   der   ihr   laut  Artikel  III.  zustehenden  kirchlichen  Autorität 
Tempels,  ajg  begutachtende  Behörde  beigegeben  ist.    Dieselbe  besteht  aus 
einem  Director,  den  zwei  Predigern   und  vier  anderen  von  dem 
Wahlcomite  auf  Lebenszeit   erwählten  Mitgliedern.     In  zweifel- 
haften Fällen  hat  sie  auswärtige  Gutachten  einzuholen.-  EineGesang- 
Commission  wurde  1854  neu  eingerichtet.     Angestellt   sind  ausser 
den  oben  genannten  Predigern  ein  Vorsänger,  ein  Organist,  ein 
Küster,  ein  Castellan  und  hin  und  wieder  auch  ein  Tora-Vorleser. 
Angelegen-  DasGrundstück  desTempels  ist  ansehnlich  hypothekarisch  beschwert. 
Tempeu  Eröffnet    wurde  der  Tempel  durch  den  Prediger  Dr.  Kley 


*)  Dr.  Kley  resignirte  1840   und  ward  durch  den  bisherigen 
Rabbiner  in  Braunsbach,  Dr.  Frankfurter,  ersetat. 
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den  Vorsänger  A.  Meldola  und  den  Organisten  Störing  am  18.  October 
1818,  welcher  Tag  (Schlacht  bei  Leipzig)  fortwährend  als  Stiftungs- 
fest    gefeiert   wird.      Die    legale    Anerkennung '  erhielt     er    am 
17.  September  1819  durch  den  folgenden  Beschluss  des  Senats: 
Concl.  et  comm.    Ihre  Wohlweisheiten  Herren  Dr.  Hasse 
und    Herrn  Jencquel   an   Commissarien   für   die   israelitischen 
Angelegenheiten,  den  supplicantischen  Kabbmern  anzuzeigen:      ^^^ 

Dass  E.  E.  Rath,  ohne  darüber,  ob  die  seit  dem  October  i".  Septbr. 

1819 

vorigen  Jahres  stattgehabte  neue  Einrichtung  zum  Behuf  der 
öffentlichen  Erbauung  am  Sabbath  der  mosaischen  Religion 
gemäss  sei  oder  nicht,  zu  entscheiden,  da  diese  Einrichtung 
an  und  für  sich  nicht  unzulässig  erscheine,  auch  deren  Fort- 
dauer von  Vielen  gewünscht  werde,  sich  bewogen  gefunden 
habe,  diese  Fortdauer  für  jetzt,  und  aüderweitigen  ferneren 
Verfügungen  unbeschadet,  vor  der  Hand  geschehen  zu  lassen. 
E.  H.  Rath  habe  jedoch  hiebei  verordnet,  dass  nur  die  Voll- 
ziehung dessen,  was  die  unmittelbare  Erbauung  angehe,  der 
Gegenstand  dieser  neuen  Einrichtung  sein  solle.  Wie  denn 
auch  durch  diese  neue  Einrichtung  keine  Trennung  irgend 
einer  Art  in  der  Israelitischen  Gemeinde,  weder  in  politischer, 
polizeilicher,  administrativer  und  pecuniärer  Rücksicht  noch 
in  Beziehung  auf  die  bestehenden  Obliegenheiten  der  Gemeinde- 
mitglieder gegen  ihre  Institute  herbeigeführt,  auch  der  Kosten- 
aufwand für  die  neue  Einrichtung  und  deren  Unterhaltung 
der  Gemeinde  nicht  zur  Last  gebracht  werden  darf.»*) 

°  '  Concordat 

Am  9.  Juli  1820    ward   auf  den   Grund   obiger  Acte   ein       des 
Concordat  (Reglement)  zwischen  dem  Deutsch  -  Israelitischen  Ge-    ®°*®*°**®' 


*)  Es  verdient  besondere  Anerkennung,  dass  der  Hamburgische 
Senat  diese  Reform  in  gesetzlicher  Form  gestattete,  zu  derselben  Zeit, 
da  die  preussische  Regierung  den  Juden  alle  und  jede  Reform  ihrer 
Cultusformen  verboten  und  den  in  Berlin  eröffneten  Beerschen  Tempel 
geschlossen  hatte.  Aus  letzterer  Stadt  begab  sich  denn  der  Prediger 
Dr.  Eduard  Eley  hieher,  ward  zuerst  als  Oberlehrer  der  israelitischen 
Freischule  angestellt,  hielt  daselbst  religiöse  Vorträge  und  ward 
1818  am  18.  October  beim  hiesigen  cneuen  Israelitischen  Tempel» 
als  Prediger  augestellt.  Sein  College  war  Dr.  Gotthold  Salomoni 
bis  dahin  Lehrer  an  der  Franzschule  in  Dessau. 
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hauern),  welche  ihr  Yieh  auf  ritualgemässe  Weise  von  dem 
jüdischen  Schächter  (Schochet)  haben  schlachten  lassen.  Dies 
Geschäft  ist  bis  1843  ausschliesslich  im  «neuen  Schrangen>»  be- 
trieben worden,  und  fand  dapn  auch  im  «alten  Schlangen»  statt. 
Mit  beiden  Äemtern  existiren  besondere  Verträge. 
Fleisch-  Die  Gemeinde    bezieht   von  jedem  100  Pfund   koscher  ge- 

ÄTiflage.  schlachteten  Ochsen-  und  Kuhfleisches  eine  Abgabe  von  24  Schill. 
Courant  *)  und  besoldet  dagegen  drei  Schlächter.  Von  dem 
retnen  Ertrage  erhielt  die  Portugiesische  Gemeinde  den  vierten 
(später  nur  den  achten)  Theil,  was  noch  aus  der  Zeit  datirt,  wo  neben 
ihr  hier  drei  deutsche  Gemeinden  bestanden.  Es  giebt  15  jüdische 
händier.  Fleischhäudler  oder  Aushacker,  d^ren  Geschäfte  (Schlachterblöcke) 
förmliche  Lehen  der  Gemeinde  sind,  welcher  —  nämlich  der 
Cultus-Yerwaltung  —  sie  einen  Amtseid  auf  strenge  Beobach- 
tung der  Ritualgesetze  durchs  sie  selbst  und  ihre  Gehülfen  leisten. 
Bei  jedem  Todesfall  eines  Fleichhändlers  fallt  der  Block  zur 
Verfügung  zurück,  wird  jedoch  in  der  Kegel  der  Familie  aufs 
Neue  verliehen.  Die  Abgabe  wird  nach  Aufgabe  der  Küterhaus- 
Wagemeister  wöchentlich  beigetrieben.  Der  reine  Ertrag  der 
Abgabe  geht  an  die  Cultus-Verwaltungs-Casse.  Uebrigens  ist 
alles  Kalb-  und  Schaaffleisch,  so  wie  frisches  fär  den  Export 
bestimmtes  Ochsenfleisch  von  der  Abgabe  frei.  Die  Schächter 
erhalten  ausser  einem  festen  Gehalt  und  Schlachtgeld  für  das 
im  Hause  geschlachtete  Geflügel,  auch  noch  gewisse  Natural- 
gefalle an  Fett,  Schwäsern  u.  s.  w.  und  dürfen  diese  im  Detail 
verkaufen.  **)  Die  Oberaufsicht  über  diese  im  jüdischen  Cere- 
monialwesen  so  hochgehaltene  Angelegenheit  und  des  dabei  be- 
schäftigten Personals  führt  der  Oberrabbiner,  welcher  auch  sehr 
häufig  die  Schlachthäuser  zu  besuchen  hat. 

*)  In  alter  Zeit  21  Schilling  pro  Viertel. 

**)  Im  März  1850  ist  dies  geändert.  Die  Schächter  dürfen  seit- 
dem nicht  mehr  den  Fetthandel  betreiben  und  erbalteu  keine  Natural- 
gefälle; beziehen  aber  dagegen  ein  bestimmtes  Schächtgeld  von 
10  Schilling  für  einen  Ochsen  und  1  Schilling  für  ein  Kalb,  und  zwar 
ohne  Rücksicht,  ob  das  Thier  rituell  rein  oder  unrein  ausgefallen  ist. 


193 

Der  Frauenhäder  (Mikwot)  gab  es  zwei:  eins  neben  jeder  ^"'^"^ 
der  bestebeuden  Synagogen.  Sie  liesseu  beide  in  Hicaicbt  auf  (nitwai) 
zeitgemässen  Comfort  sehr  viel  zu  wünachen  übrig,  und  erbielten, 
da  sie  in  dem  böchsten  Stadttheile  lagen,  dai  i  ot  schriftsgemässs 
fliessende  (Regen-)  Waaser  nur  in  sogenannten  Cisternen.  Sie 
waren  zu  geringen  Preisen  verpachtet  und  die  Armen  wurden 
gratis  eugelasseo.  Erst  1860  ist  ein  neues  confortables  Gadehaus 
in  der  Elbstrasae  erbaut  und  die  anderu  emgezogeu  worden. 

Sabfaath-Oefeo  gietit  es  in  zwei  bi3  drai  Bau-khausern  unterB-i'bi.ihdten, 
Aufsicht  mehrerer  beeidigter  Wächter     Auch  haben  einige  Weisa- 
bäcker  auf  ihre  Kosten  jüdische  Aufsehei ,  welche  die  grösseren  und 
kleineren    Weissbrote    stempeln    zur    Beglaubigung ,    dasa    keine  Weiaabmi. 
Müuh  darin  enthalten  sei*). 

Die  Auslösung  der  Erstgeboreni,u  get>chieht  durch  5  altefeine 
Gulden  beaondererArt,  die  oft  je  mitlThaler  und  mehr  bezahlt  werden. 

Die  Bereitung  der  Mazzoth    (des  ungesäuerten  Osterbrots)  jaf^i,  ß^, 
ist  einer  eigenen  CommiBaion    von   einem    Gemeindevorsteher   als  «ofenne  ^r 
Präses  und  neun  Mitgliedern  ujivertraat.     Ausser  der  exemplarisch 
minutiösen  Befolgung  der  religiösen  Vorschriften  (z.  B.  sind  alle 

I  Tische  und    Roühölzer   von  Bronze)    und   genauester   Sorge    für 

Beinlichkeit  und  Gesundheit  der  Arbeiter  (welche  wöchentlich 
von  einem  hiezu  angestellten  Arate  untersucht  werden)  vertheilt 
diese  Commission ,  hierin  sich  mit  der  Armenanstalt  berührend, 
^^  ,  jedesmal  etwa  6000  Pfund  Mazzoth  gratis  und  12000  Pfund  zu 
^^^B  moderirten  Preisen  und  verschafft  beim  Kneten,  Brechen,  Rollen 
^^^*  n,  s.  w.  an  vierzig  Personen  bei  dem  ganzen  Fabrikat  von  mehr 
r  als  50000  Pfund   drei   Monate  lang  eine  lohnende   Arbeit.     Der 

Mazzoth-Backofen   ist  vom   Senat  mit  Zustimmung    der  Bäcker- 

Izunft  zum  Gebrauch  der  Gemeinde  einem  Bäckermeister  verliehen 
und    bleibt    nach    vollendetem    Gebrauch    von    einem  Jahr   zum  j 

Biüderen  unter  Siegel  der  Gemeinde  verschlossen.  ' 

L  Alle  diese  Institute,  wozu  noch  der  cultuelleTheilder  CopulA' 

tionen  kommt  (diese  mit  Ausnahme  dervon  den  Tempelpredigernein- 
Busegnenden)  stehen  untpr  zwei ,  zu  den  Cultus-Angelegenheitfin 
depntirten   Gemeindevoratehern ,    welchen   der   geistliche  Beamte 


*)  Wodurch  sie  rituell  nioht  zum  Fleisch  genieeabar  wären. 
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für  das  Casuistische  beitritt,    Diese  drei  führen  dann  den  Namen 
TT  J^\    <Cultus- Vorstand». 

vorgtand. 

Die  durch  den  oben  angeführten  Schlussartikel  der  Bernays- 

CommiflBion  ^^^^^    Bestallung    creirte    Cultus-Commission ,    welche    für    das 

Keglementarische  des  Cultus ,  für  Beamtenwahlen  zu  sorgen  hatte, 

bestand  aus  vier  Vorstehern  unter  Vorsitz   des  Chachams,  hielt 

aber  oft  in  Jahren,  keine  Sitzung. 

Die  Klausen.  You  ungemischt   religiösen   Stiftungen,    welche   nicht  zum 

Ressort    der    Gemeindeverwaltung    gehören,    sind    nunmehr    die 

Klausen  zu   erwähnen ,    bekanntlich   Stiftungen  zu   dem   Zweck, 

einige   Talmudgelehrte   durch   völlige  Versorgung  zu   befähigen, 

sich   gänzlich   den  religiösen  Studien   zu  widmen;   jede    grössere 

Judengemeinde   besitzt    solche  Klausen ,   auch  unter  dem  Namen 

Beth-ha-midrasch.     Hier  existiren  nur  folgende  drei : 

Alte  u.  neue  j)   «2)ie  Klause»    Schlechthin:    eigentlich   «die  vereinigten 

Klausen. 

alten  und  neuen  Klausen»  (Claus  jaschen  we-chadasch),  belegen 
in  der  zweiten  Peterstrasse  in  dem  ihr  von  Mathias  Salomon 
Elsas  vermachten  Grundstück.  Die  Zinsen  ihres,  seit  etwa  1750 
allmählig  aus  Legaten  und  Geschenken  gebildeten  Fonds,  nebst 
einer  Anzahl  von  jährlichen  Beiträgen  werden  verwendet  zum 
Unterhalt  von  zwei  Klausrabbinern,  die  die  eigentlichen  Beneficiaten 
der  Anstalt  sind ,  während  jdie  übrigen  drei  einige  besondere ,  der 
Anstalt  angeschlossene  Legate  repräsentiren.  Die  frommen 
Uebungen  und  Studien  dieser  Anstalt  dauern  ununterbrochen 
fort.  Zweimal  täglich  finden  Öffentliche  und,  zumal  Abends  ver- 
hältnissmässig  stark  besuchte  hermeneutische  Vorlesungen  Statt. 
Der  in  italienischem  Styl  1853  von  Rosengarten  erbaute  Betsaal  fasst 
an  Festtagen  wohl  hundert  Personen.  Die  Verwaltung,  aus  drei 
Administratoren  bestehend,  ist  völlig  unabhängig  und  blos  bei 
Wahlen  wird  aus  der  Zahl  sämmtlicher  Contribuenten  ein  Comite 
von  fünfzehn  Männern  durch  das  Loos  zugezogen.  Diese  Anstalt 
wird  als  die  eigentliche  Citadelle  des  Stabilismus  betrachtet, 
waiiichsche  2)   Die  Wallichsche  Klause  (R.  Jechiel's  Claus),  errichtet  in  den 

Klause.  —. 

ersten  Jahren  des  laufenden  Jahrhunderts  aus  dem  Testamente  des 
Bankiers  D.  S.  Wallich's.  Sie  liegt  in  der  ersten  Eibstrasse  und 
der  Betsaal  fasst  ungefähr  vierzig  Personen.     Klausrabbiner  hat 
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sie  zwei,  die  sehr  kärglich  honorirt  werden.  Die  Verwaltung 
besteht  aus  drei  Administratoren,  wo  möglich  Descendenten 
des  Stifters,  und  bei  der  Wahl  eines  Klausners,  bei  wichtigeren 
Beschlussnahmen  und  bei  allen  pecuniairen  Transactionen  ist  der 
älteste  Gemeinde  -  Cassirer  stiftungsgemäss  beizuziehen,  wo  er 
dann  nicht  nur  Stimmrecht,  sondern  ein  unbedingtes  Veto  hat. 
Die  Kosten  des  Betlokals  werden  durch  Spenden  beim  Gottes- 
dienste gedeckt.     Contribuenten  hat  die  Anstalt  nicht. 

3)  Die  Levin  Salomonsche  (Lob  Schaul)  Klausstiftung,  ^evin 
mit  dreissigtausend  Stück  Species  in  dreiprocentigen  dänischen  Kiaua- 
Obligationen  (die  bei  der  Gemeindecasse  deponirt  sind)  im  Jahre  Stiftung. 
1811  von  dem  Titularen  durch  Testament  gestiftet.  Sie  erhält 
zwei  Klausrabbiner,  denen  alle  und  jede  sonstige  rabbinische 
Function  —  obgleich  sie  die  Licenz  dazu  besitzen  müssen  — 
untersagt  ist.  Auch  sollen  nur  Fremde  und  keine  Hiesigen 
gewählt  werden,  damit  nicht  Familienverhältnisse  sie  von  dem 
beständigen  Studium  abhalten.  Damit  nun  in  Sterbefällen  die 
Angehörigen  nicht  der  Gemeinde  zur  Last  fallen,  war  die  Ein- 
richtung getroffen,  dass  sie  einen  Theil'  ihres  Einkommens 
jährlich  so  lange  bei  der  Gemeindecasse  einlegen,  bis  ein  solcher 
Fall  nicht  mehr  zu  befürchten  war.  Ein  Stiftungsartikel  sagt 
auch,  dass  sie  jungen  Leuten  von  mehr  als  fünfzehn  Jahren, 
die  sich  dem  theologischen  Studium  widmen  wollen,  im  Lokal 
der  Anstalt  Unterricht  ertheilen  müssen,  und  ist  diesen  auch 
ein  kleines  Stipendium  ausgesetzt.  Diese  Anstalt ,  welche 
stiftungsgemäss  immer  in  der  Altenwallstrasse  bleiben  sollte,  ist 
mit  dieser  1842  abgebrannt  und  hat  seitdem  noch  kein  bleibendes 
Lokal  wieder  gefunden.  Bei  Wahlen  von  Administratoren  und 
Klausrabbinern  haben  drei  Mitglieder  des  Gemeindevorstandes 
stiftungsgemäss  Sitz  und  Stimme. 

Noch    gehört    zu    den,    einen   halböffentlichen    Charakter  MoheUm- 
tragenden  Anstalten  die  Brüderschaft  der  Beschneider  (Mohelim 
Chebra) ,  welche  bei  freiwilliger  Unterordnung  unter  den  Geist- 
lichen der  Gemeinde   eine  rituelle  und  diätetische  Aufsicht  über 
ihre   Mitglieder   führt.     Die  Mohelim -Ordnung   folgt  weiterhin. 

Versuche,  die  von  einer  Seite  gemacht  wurden,  um  die  «Meziza» 

13* 
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zu  beseitigen,  haben  keinen  Erfolg  gehabt,   dagegen  lassen  seit 

einigen  Jahren  mehrere  Gemeindemitglieder  ihre  Söhne  gar  nicht 

UnteriMsenemg]^  beschneiden,  und  der  Senat  hat  durch  Dekret  erklärt,  dass 

Beschnei- 
dangen,   üi  diesem-  Punkt  kein  Zwang  Statt  finden  könne. 

Das  innere  Eegime  der  Gemeinde  haben  sich  zum  grossen 

Theil  aus  den  alten  Statuten  und  ebenso  aus  der  force  de  choses 

entwickelt,  wie  im  Folgenden  beschrieben  wird.     Es  ist  demselben 

indessen  noch  eine  genügende  Elasticität  verblieben   und  waren 

Aenderungen,  deren  Noth wendigkeit  erkannt  war,  nicht  allzuschwer 

einzuführen. 

Oemeinde-  Jedes  in  der  Gemeinde  geborene  Kind,  Sohn  oder  Tochter, 

recht. 

ist  im  Besitz  des  Gemeinderechts,  vererbt  es  seinen  in  der  Ge- 
meinde   geborenen    Kindern    und    theilt    es    seinem    hier    sich 
niederlassenden  Ehegenossen  mit. 
Xingabe  vom  Die  näheren  Bestimmungen  sind  bei  Gelegenheit  der  Ein- 

ll.M&rzl842.     . 

reichung  eines  Fremden-Begisters  dem  Senat  am  11.  März  1842 
auf  sein  Begehren  in  folgenden  Worten  mitgetheilt. 

Fremde  Con-  «Das  beifolgende  Begister  enthält  die  Namen  derjenigen 

tribuenten. 

Israeliten,  welche,  ohne  Gemeindemitglieder  zu  sein,  hieselbst 
ein  bekanntes  commercielles  oder  sonstiges  Etablissement 
haben  und  deshalb  eine  jährliche  Abgabe  an  die  Gemeinde 
zahlen.  Handlungsdiener  und  Dienstboten,  sowie  angesessene 
Fremde,  deren  gesunkene  Vermögensumstände  keine  Besteue- 
rung mehr  erlauben,  sind  nicht  inbegrifien.  Von  der  Kopf- 
zahl der  einzelnen  Familien  können  wir  keine  Nachricht 
geben,  da  darüber  Begister  zu  führen  ausserhalb  unseres 
Bessorts  liegt.  Es  findet  sich  daher  blos  die  Angabe,  ob 
verheirathet  oder  unverheirathet,  welches  letztere  fast  durch- 
gehends  der  Fall  ist,  indem  wir  einerseits  nur  höchst  selten  *) 
den  längeren  Aufenthalt  von  Verheiratheten  als  ansässigen 
Fremden  gestatten,  anderseits  auch  Familienväter  so  bald  wie 
möglich  die  Aufnahme  in  die  Gemeinde  zu  erlangen  streben, 
sobald  sie  Anrechte  nachweisen  können. 


*)  Und  seit  jener  Zeit  gar  nicht  mehr. 
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Eintrittsgeldei;  bezahlen  diese  ansässigen  Fremden  gar 
nicht,  dagegen  hat  ein  grosser  Theil  derselben  (die  aus  älterer 
Zeit  wohnhaften  sind  nämlich  ohne  diese  Formalität  aufge- 
nommen) eine  Bürgschaft  für  die  richtige  Zahlung  der  Bei- 
träge und  auch  dafür  zu  stellen,  dass  sie  der  Gemeinde  nicht 
zur  Last  fallen,  analog  der  Einrichtung  bei  unseren  ärmeren 
Gemeindegliedern,  die  bei  ihrer  Yerheirathung  ebenfalls  eine 
solche  Bürgschaft  auf  mehrere  Jahre  stellen  müssen.  Die 
Zulassung  zur  Fremdensteuer  geschieht  auf  ihr  Ansuchen 
unter  Production  von  Aufiuhrungs-Belegen  gemäss  dem  Be- 
richte unserer  Fremden-Commission,  die  bekanntlich  mit  der 
Polizeibehörde  in  steter  Correspondenz  steht. 

Die  zur  Aufnahme  in  die  Gemeinde  qualificirende 
Descendenz  von  einem  GemeindemitgHede  ist  im  weitesten 
Sinne  in  männlicher  und  weiblicher  Linie  zu  verstehen,  die 
Söhne  und  Töchter  und  deren  Nachkommen,  mögen  hier  oder 
auswärts  etablirt  und  verheirathet  gewesen  oder  es  noch  sein. 
Wir  bemerken  hiebei  als  ein  für  viele  unserer  Familien  höchst 
wichtiges  und  wohlthätiges  Moment,  dass  durch  diese  Ein- 
richtung vielen  unbemittelten  und  armen  Gemeindetöchtem 
ein  wesentlicher  Yortheil  erwächst,  indem  sie  oft  caeteris 
paribus  deshalb  von  fremden  Männern  vorgezogen  werden. 

Die   aus   der  Descendenz   entstehende    Zulässigkeit   ist  ^"»e*«^<*e- 

rechts- 

Übrigens   nur  facultativ:    die    Gemeinde   hat   statutengemäss  Anspruch 
das   Recht,    die   Zulassung   zu   verweigern.     Sie   übt   dieses  (^®*^**  *»» 

kehllla). 

Recht  jedoch  tiur  in  den  seltensten  Fällen,  z.  B.  an  einem 
notorisch  schlechten  Charakter  aus,  denn  stricte  geht  das 
Gemeinderecht  nach  drei  Jahren  verloren  und  kann  nur  durch 
Beschlussnahme  des  Gemeindevorstandes  wieder  in  Elraft  gesetzt 
werden.  Ein  in  die  Fremde  gezogenes  Mitglied  kann  sich 
jedoch  durch  Zahlung  eines  kleinen  jährlichen  Beitrags  sein 
Gemeinderecht  erhalten  und  dann  ist  seine  Wiederaufnahme 
unweigerlich.  Die  zu  zahlende  Nachsteuer  wird  niemals 
genau  nach  den  ausgemittelten  Rückständen  eingefordert, 
weil  sonst  mitunter  enorme  Summen  entständen,  und  es  ja' 
auch  erforscht  werden  müsste,  in  welchen  Vermögensamständen 
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die  Betreffenden  alle  die  Zeit,  vielleicl^  eine  lange  Beihe  von 
Jahren,  gelebt  haben  und  wie  viel  sie  Jahr  für  Jahr  hätten 
steuern  müssen.  Vielmehr  wird  die  Nachsteuer  nach  den 
Jahren  von  uns  angesetzt  und  dann  nach  dem  Stande  der 
Eintretenden  veraccordirt.  Auswärtig  geborene  Arme  und 
Unbemittelte  werden  natürlich,  um  der  Gemeinde  keine  neue 
Last  aufzubürden,  gar  nicht  aufgenommen,  hier  Geborene 
jedoch,  deren  Eltern  im  Besitz  des  Gemeinderechts  waren 
bei  ihrer  Rückkunft  ohne  Weiteres  zugelassen.  Haben  sie 
sich  auswärts  verheirathet  und  Kinder  gezeugt,  ohne  hier 
proclamirt  zu  sein,  so  werden  sie,  falls  nicht  besondere  Ent- 
schuldigungsgründe vorliegen,  wie  andere  von  hier  stammende 
Fremde  behandelt. 

Frauenzimmer  sind  in  allen  diesen  Fällen  mit  Männern 
gleich  berechtigt. 

Der  Nachweis  der  Abstammung  von  einem  in  unseren 
alten  Steuerbüchern  befindlichen  Mitgliede  wird  in  den  meisten 
Fällen  durch  Geburtsscheine  geführt,  in  deren  Ermangelung 
Privat-Atteste  aushelfen.  Jedes  neu  aufgenommene  Mitglied 
tritt,  wenn  nicht  besondere  Stipulationen  veraccordirt  sind, 
für  sich,  seine  Frau  und  unmündigen  ehelichen  Kinder  ein. 
Mündige  Kinder  und  verheirathete  Töchter  werden  nicht  mit 
recipirt.  Wer  durch  Heirath  in  die  Gemeinde  tritt,  bringt 
auch  seine  etwanigen  unmündigen  Kinder  aus  früherer  Ehe 
mit  hinein. 

Nachträglich  ist  noch  zu  bemerken,  dass  bei  uns 
durchaus  kein  Familienvater  als  völlig  unbesteuert  vorkommen 
kann,  und  daher  unter  benannten  Umständen  unvermeidlich 
einen  Rückstand  schulden  muss,  denn  als  für  den  kleinsten 
Beitrag  jährlich  belastet  wird  vermöge  der  Grundgesetze  der 
Gemeinde  *)  auch  der  Aermste  angenommen,  wenn  auch  vorerst 
und   auf  lange  Zeit   hinaus  keine   Zahlung  zu  erwarten  ist. 


*)  Weil  nämlich  die  frühere  feststehende  Familiensteuer   als 
eine  Capitation  betrachtet  wird. 
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Das  Verhältniss  der  erwähnten  auswärtigen  Gontribuenten 
besteht  demnach  lediglich  darin,  dass  sie  bei  ihrer  einstmaligen 
Zurückkunft  der  Gemeinde  für  die  Aufnahme  nichts  weiter 
zu  zahlen  haben;  doch  hört  dieser  Vortheil  auf,  sobald  sie 
in  drei  Jahren  diesen  Beitrag  nicht  geleistet  haben.  Es  wird 
hierauf  streng  gehalten,  da  eben  gegen  diese  Classe  kein 
anderes  Zwangsmittel  zu  Gebote  steht.  Bei  anderen  Auf- 
nahmen wird  eben  nicht  sehr  streing  auf  die  Beweismittel 
der  Abstammung  gehalten,  da  bei  dem  Mangel  jüdischer 
Kirchenbücher  aus  älterer  Zeit  solche  auch  bei  der  besten 
Begründung  gar  nicht  in  authentischer  Weise  aufzutreiben 
sind;  und  häufig  begnügt  man  sich  mit  dem  Zeugniss  zweier 
Gemeindeglieder,  dass  ihnen  diese  Abstammung  aus  persön- 
licher Kunde  hinlänglich  bekannt  sei.*) 

Man  muss  zugeben,  dass  dies  Aufnahmsrecht  ganz  abnorm 
war  und  es  möchte  ganz  ohne  Beispiel  in  einem  modernen  Staate 
sein,  dass  eine  aus  Privatleuten  zusammengesetzte  Administration 
die  Macht  hätte,  nach  ihrem  Gutbefinden  ohne  alle  Einmischung 
der  Staatsbehörden  fremde  Individuen  und  Familien  zu  Genossen  des 
Staats  zu  machen  oder  sie  abzuweisen.  Ein  noch  aufiallenderes  Privile- 
gium zeigt  sich  in  der  bereits  erwähnten  Zulassung  der  «angesessenen 
Fremden»,  also  einer  Classe,  die  bei  der  christlichen  Bevölkerung 
überall  kein  Analogon  fand.  Dieselben  durften  unter  dem  Schutze 
der  Gemeinde  gegen  eine  jährliche  Abgabe  an  dieselbe  hier, 
gleich  den  Einheimischen,  kaufmännische  und  andere  Geschäfte 
eröffnen  und  betreiben  (siehe  weiterhin).  Diese  Einrichtung  ist 
schon  aus  der  älteren  Zeit  vom  Staate  anerkannt,  wie  nach- 
folgender, kurz  nach  der  Hamburgischen  Eestauration  erlassener 
Beschluss  des  Senats-Commissariats  bezeugt: 


*)  In  älterer  Zeit  nahmen  die  Gemeinden  auch  ohne  Abstam- 
mungsnachweis Einwanderer  auf.  Dies  geschah  durch  besonderen 
Beschluss  eines  Comites  von  fünfzehn  Männern.  In  Altona  hat  man 
diese  Einriclitung  beibehalten,  was  hier  bei  den  veränderten  Verhält- 
nissen nicht  gut  möglich  war. 
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Cominis- 

gariats- 

beschluss 

wegen  der 

angesessenen 

Fremden. 


Die  Vorsteher  haben  die  Freiheit,  alle  Fremde  israeli- 
tischer Religion,  sowohl  diejenigen,  welche  seit  1813  durch 
Beiträge  zu  Stadtabgaben  hier  ansässig  sind,  als  die,  welche 
sich  ohne  diese  geleistet  zu  haben  hier  aufhalten,  für  die 
Angelegenheiten  der  israelitischen  Gemeinde  zu  besteuern, 
wodurch  alsdann  die  hier  Ansässigen  sowohl  als  die  sich  hier 
aufhaltenden  Fremden  die  Freiheit  erhalten,  gleich  denjenigen, 
welche  zur  Gemeinde  gehören,  freie  Handlung  hier  zu  treiben. 

Diejenigen  sowohl  Ansässigen  als  Fremden,  welche  die 
von  den  Vorstehern  ihnen  auferlegte  Steuer  sich  zu  zahlen 
weigern,  werden  nach  geschehener  nochmaliger  Aufforderung 
abseiten  der  Vorsteher  des  Rechts,  hier  Handlung  zu  treiben, 
verlustig. 

Hamburg,  den  1.  December  1815. 

gez.  Hasse,  Dr.,  Senator. 

Gommissarius  E.  H.  Raths  für  die  israelitischen 

An  gelegenhei  ten. 

P.  S.  Diese  Klasse  hier  Ansässiger  und  Fremder  gehören 
dennoch  nicht  eher  zur  Gemeinde,  als  nach  einer  neuen 
Verordnung  abseiten  der  Vorsteher. 


Fremden* 
Rteu«r. 


Es  war  ein  Beitrag  von  Courant-Mark  100  pro  minimo 
für  diese  Contribuenten  festgestellt,  und  nur  einige  wenige 
wurden  aus  besonders  dringenden  Gründen  geringer  besteuert. 
Seit  184^  war  die  Garantie,  die  sie  ohne  Ausnahme  zu  stellen 
hatten,  so  wie  ihre  contractmässige  Stellung  in  folgendes  For- 
mular präcisirt  worden. 


Anerkenntniss. 
Nachdem  mir  Unterzeichnetem  ,  N.  N.  aus  N.  N. ,  von 
der  hiesigen  Deutsch  -  Israelitischen  Gemeinde  die  Aufnahme 
unter  die  hiesigen  angesessenen  fremden  Israeliten  unter  den 
vorgeschriebenen  Garantieen  bewilligt  worden,  so  erkläre  ich 
hiemit,  mich  allen  jetzt  bestehenden,  so  wie  künftig  wegen 
dieser  Contribuenten  -  Classe  ordnungsmässig  einzuführenden 
Regulativen  zur  getreuen  Gelebung  zu  unterwerfen.  Namentlich 
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bekenne  ich,  bei  meiner  Aa6iahme  Namens  der  Gemeinde 
benachrichtigt  worden  zu  sein,  dass  mir,  so  lange  ich  dieser 
Contribuenten-Classe  angehöre,  untersagt  ist:  die  Betreibung 
von  Detailverkauf-,  Makler-,  Lotterie-,  Hausir-  und  Pfand- 
leihe-Geschäften. 

Femer  ist  mir  bekannt  gemacht ,  dass  angesessene 
Fremde  das  erstemal  eine  fünfjährige  Bürgschaft  und  nach 
deren  Ablauf  von  drei  zu  drei  Jahren  eine  neue  zu  stellen 
haben. 

Zugleich  unterwerfe  ich  mich  ausdrücklich  wegen  aller  ^"^®''®"°'^' 

Fremde. 

meiner  Geschäfts -Verhältnisse  den  hiesigen  Gerichten  und 
Gesetzen. 

Nichtangesessene  Fremde,  Handlungs-  und  Gewerbsgehülfen,     ^^*^^* 

^  o  »  angeaesaeni 

Hauslehrer,    Dienstboten  beiderlei   Geschlechts   u.  s.  w.  wurden    rromde. 
von   der   Gemeinde  nicht   besteuert.      Sie   standen  jedoch   unter 
Aufsicht   der   «Israelitischen  Fremden -Commission»,  welche  mit  ^"°*<*®°" 

OommiBsion 

der  Polizeibehörde  in  der  Weise  correspondirte ,  dass  diese  an 
Israeliten  nur  auf  ihre  Empfehlung  Aufenthaltskarten  ertheilte. 
Den  durchreisenden  Armen  —  einer  hier  durch  die  fortwährende 
Auswanderung  der  polnischen  Juden  über  See  sehr  beträchtlichen 
Menschenzahl  —  ertheilte  sie  Zehrpfennige  und  Reisegelder. 
(Vor  1845  war  dies  jedoch  ein  Attribut  der  Armenanstalt.) 
Ihr  Hauptzweck  war  indessen,  dafür  zu  sorgen,  dass  nicht  fremde 
Israeliten  hier  Yerkaufs-Geschäfte  betrieben.  Diese  Commission 
bestand  aus  fünf  bis  sieben  Mitgliedern,  denen  zwei  Gemeinde- 
vorsteher als  Praesides  vorgesetzt  waren,  und  die  für  ihren 
Geschäftsbetrieb  unter  sich  einen  «Director»  ernannten.  Zwei 
jüdische  Armen  -  Polizei-Officianten  waren  ihr  untergeben.  Das 
Reglement  für  die  Behandlung  der  armen  Durchreisenden  war 
den  Statuten  des  Armen wesens ,  wovon  weiterhin  ,  als  Anhang 
beigegeben. 

Das  scharfe  Vigiliren  auf  die  Fremden,  als  Vertheidigung  der 
hiesigenWohlthätigkeitsanstalten  gegen  unberechtigteÜeberlastung, 
war  in  neuerer  Zeit  hauptsächlich  Folge  des  Umstandes ,  dass  bisher 
fast  alle,  namentlich  deutsche  Länder,  die  ihre  jüdischen  Ange- 
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hörigen  hierher  schickten,  insbesondere  Preussen,  den  hiesigen 
Juden  verschlossen  waren.  Es  wurde  deshalb  sogar  für  jüdische 
Knaben,  die  hierher  zum  Schulunterricht  geschickt  wurden,  eine 
Bürgschaft  verlangt,  in  der  zugleich  ausgesprochen  war,  dass 
sie  durch  den  Aufenthalt  weder  Heimaths-  noch  Gemeinderecht 
erwarben. 
Verhäitniss  ^^g  ähnlichem  Grrunde   ist  durch  den  Senat  1821    festge- 

mit  der 

portu-  stellt,  dass  die  hiesige  portugiesische  Gemeinde  keine  deutschen 
giesischen  Juden,  die  Deutsche  keine  portugiesischen  aufnehmen  solle. 
Jene  hatte  nämlich  damals  ihre  bekannte  alte  Geringschätzung 
des  deutschen  Judenstammes ,  die  noch  1816  in  einer  fast  offi- 
ciellen  Broschüi'e  zu  den  wunderlichsten  Behauptungen  geführt 
hatte ,  insoweit  hintangesetzt ,  dass  sie  einige  Fremde  dieses 
Stammes  aufnahm,  und  es  entstand  die  Befürchtung,  es  möchten 
sich  alle  wohlhabenden  Einwanderer  ihr  anschliessen  und  der 
Deutschen  blos  die  unbemittelten  überlassen.  Diese  verlangte 
nun  die  erwähnte  wechselseitige  Exclusion ,  die  freilich  das 
eigenthümliche  Resultat  bewirkt,  dass  ein  deutscher  Jude  hier 
zu  den  Lutheranern,  Katholiken,  Deutsch-  und  Französisch- 
Reformirten  u:  s.  w.  übertreten  kann;  nur  Mitglied  der 
portugiesischen  Judengemeinde  darf  er  nicht  werden.  Bei- 
läufig sei  hier  erwähnt,  dass  die  Portugiesen  gegen  eine 
kleine  Vergütung  das  Krankenhaus  und  die  Freischulen  der 
deutschen  Gemeinde  benutzen,  ihre  rituellen  Entscheidungen 
häufig  von  den  deutschen  Rabbinern  einholen  u.  dgl.  m. 

Das   erwähnte  Senats -Decret  ist  vom    19.   Februar    1821 
und  enthält  folgende  Bestimmungen: 

D«cret  vom  §  1  ^   2 ,   5  Und  6  aunullireu  die  bereits  von  portugie- 

sischer Seite  vollzogenen  Aufnahmen.  —  Ausserdem  heisst  es  : 

§  3.  Das  in  dem  Commissorio  vom  31.  Januar  a.  c. 
enthaltene  interimistische  Verbot  (der  Aufnahme  von  Deutschen) 
nunmehr  ratione  der  Vorsteher  der  portugiesischen  Gemeinde 
(sollte  wohl  heissen:  Portugiesischer  Juden  im  Allgemeinen) 
zu  extendiren. 
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§  4.  Den  Vorstehern  der  deutschen  Gemeinde  zu 
injungiren ,  sich  Vorsteher  der  israelitischen  deutschen 
Gemeinde  zu  nennen.*) 

Es  ist  übrigens  auf  obigen  Gonflict  nicht  etwa  eine  ver- 
mehrte Eifersucht  entstanden;  vielmehr  ist  die  Scheidewand 
zwischen  diesen  beiden  israelitischen  Stämmen  in  den  letzten 
Jahren  hier  so  merklich  gesunken,  dass  sie  häufig  unter  einander 
heiiathen,  was  früherhin  bei  den  Portugiesen  als  anathematisirte 
Mesalliance  galt  (und  im  südlichen  Europa  so  wie  im  Orient 
wohl  noch  dafür  gilt).  Als  1843  die  Portugiesische  Gemeinde 
ihre  Synagoge  (Esnoga)  in  das  bisherige  Lokal  der  fast  ganz 
aus  deutschen  Juden  bestehenden  Tempelvereins  verlegte,  acceptirte 
sie  von  letzterem  unbedenklich  alle  Gestühle,  Portale,  Tribünen 
u.  s.  w.  zumGeschenk,  und  bei  den  ehren  werthen  späteren  Bemühungen 
dieser  kleinen,  aus  kaum  dreissig  Haushaltungen  bestehenden 
Gemeinde  um  einen  Fonds  zur  Erbauung  einer  neuen  Synagoge 
standen  ihr  die  deutschen  Juden  aller  Richtungen  brüderlich  bei« 

Mit    der    Altonaischen     «Hochdeutschen    Judengemeinde»  ^*'®°**»<'^« 

Gemeinde. 

bestand  die  Vereinbarung,  dass  Memand  ohne  Consens  aus  der 
einen  in  die  andere  Gemeinde  treten  konnte.  Auch  hatten  '  die 
Altonaer,  die  nach  Hamburg  zogen,  ein  sehr  massiges  Eintritts- 
geld zu  leisten  und  auch  bei  Fremden  wurde  die  Abstammung 
von  einer  Altonaischen  oder  Wandsbecker  Familie  wegen  der 
früheren  Gemeinschaft  gleich  einer  hiesigen  betrachtet. 

Wegen   der   Civilstands-Register   dieser  Gemeinde  ist  noch 


*)  Die  Gemeinde  nahm  indess  die  Firma  «Deutsch-israelitische 
Gemeinde  in  Hamburg»  an.  Bis  dahin  hatte  sie  sich  bald  Israelitische 
Gemeinde  zu  Hamburg,  bald  Hamburgische  Judengemeinde  genannt- 
Ihr  Sprengel  umfasst  Stadt  und  Vorstädte  und  auch  von  den  Behörden 
wurde  den  sich  auf  dem  Hamburger  privativen  Gebiet  aufhaltenden 
Juden  auferlegt,  sich  der  hiesigen  Gemeinde  anzuschliessen.  Die 
kleinen  Judengemeinden  zu  Bergedorf  und  Ritzpbüttel  stehen  jedoch 
mit  der  Hamburgischen  in  keiner  Verbindung. 
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*\ 


OiYiiitands-  jm  Jahre  1846  bei  Gelegenheit  einer  unterlassenen  Beschneidung  f 
vom  Senate  decretirt.  dass  dieselben  nur  einen  bürgerlichen  und 
keinen  kirchlichen  Charakter  haben,  und  sie  rangiren  neben  den 
Barchenbüchern  der  lutherischen  P^ochieen.  Sie  waren  nämlich 
eine  partielle  Fortsetzung  der  in  französischer  Zeit  auf  den  Mairieen 
geführten  allgem.  Register.    Der  Registrator  (bis  1830  H.  S.  May, 

iiegiatrator.  seitdem  sein  Sohn  Z.  H.  May)  war  ein  Jude,  jedoch  nicht  von 
der  Gemeinde,  sondern  von  der  Wedde  in  Eid  genommen,  und  hatte 
zu  bestimmten  Zeiten  die  Register  an  das  Stadtarchiv  abzuliefern. 

Bath-  und  A  U  8  Z  U  g 

BUTfiTGlT' 

schiuBs  vom      *^^  ^®™  Rath-  und  Bürgerschluss  vom  16.  November  1815. 

Prop.  5.  Dass  die  provisorisch  hieselbst  beibehaltenen  fran- 
zösischen Civilstands-Einrichtungen  nunmehr  aufzu- 
heben und  dagegen  für  die  Folge  für  das  Verfahren 
in  Ansehung  der  Geburts-,  Copulations-  und  Todten- 
Register  die  der  Anlage  No.  5  sub  1  und  2  beige- 
fügten Verordnungen  gesetzlich  zu  belieben. 

Replik.  Ehrb.  Bürgerschaft  tritt  in  allen  Punkten  bei,  mit 
dem  Zusatz  ad  5,  dass  der  Art.  4  der  Verordnung 
wegen  der  Geburts-,  Trau-  und  Todtenregister  dahin 
zu  erweitem,  dass  das  General- Register  jährlich 
nachgetragen  werde. 

Aus  der  Verordnung  vom  30.  November  1815. 

3)  Bei  jedem  Buche  soll  ein  genaues  Register  geführt  und 
von  jedem  Buche  ein  beglaubtes  Duplicat  nebst  dem  Re- 
gister zur  Bewahrung  ins  Archiv  alljährlich  eingeliefert 
werden. 

5)  Die  Vorschrift  dieser  Verordnung  soll  sich  nicht  nur  auf 
alle   Landkirchen ,    sondern    auf  alle   und  jede    hiesigen 


*)  Es  war  der  erste,  seitdem  häufig  nachgeahmte  Fall  dieser 
Art,  und  der  Senat  decretirte  die  Registrirang  des  Kindes  aus  dem 
angeführten  Gesichtspunkt,  indem  er  die  religiöse  Frage  auf  sich 
beruhen  liess. 
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fremden  Religionsverwandten  und  selbst  auf  die  Israeliten 
erstrecken  und  ist  jede  Gemeinde  solche  genau  zu  befolgen 
schuldig. 
6)  In  Absicht  der  Israeliten,  da  sie  bisher  überall  keine  civUstandi 
öffentlichen  Greburts-,  Trau-  und  Todtenregister  geführt, 
soll  zu  dem  Behuf  ein  öffentlicher  Beamter  jüdischer 
Beligion,  der  solche  obigen  Vorschriften  gemäss  und 
gegen  eine  ihm  von  jedem  Akt  von  dem  Declaranten  zu 
erlegende  Grebühr  in  deutscher  Sprache  zu  führen  hat, 
obrigkeitlich  bestellt  und  formlich  beeidigt  werden.*) 


*)  Folgende  Bekanntmachungen  sind  in  dieser  Materie  von 
der  Wedde  erlassen.  Sie  sind  in  den  Synagogen  afßgirt  und  werden 
hin  und  wieder  aufs  Neue  verlesen. 

Bekanntmachung  vom  August  1822. 

Da  ungeachtet  der  Verfügung  des  Hochweisen  Senats  vom 
15.  September  1783  dennoch  der  Missbrauch  wieder  Ueberhand 
nimmt,  dass  hiesige  Israelitische  Glaubensgenossen  sich  auswärts 
oder  auch  hier  ohne  Erlaubniss  copuliren  lassen  und  sich  dabei 
fremder  Rabbiner  oder  gänzlich  unbefugter  Personen  bedienen,  so 
wird  hiermit  von  Neuem  verordnet* 

1)  dass  kein  hiesiger  Israelitischer  Einwohner  sich  hier  oder 
auswärts  darf  copuliren  lassen,  als  insofern  er  von  der  Wedde  nach 
eingeholter  Bescheinigung  abseiten  der  Gemeindevorsteher  dazu  Er- 
laubniss erhalten  hat; 

2)  dass  die  Erlaubniss  ebenfalls  nachgesucht  werden  muss, 
wenn  auch  nur  die  Braut  oder  der  Bräutigam  von  hier  sind; 

3)  dass  gegen  diejenigen,  die  dagegen  handeln,  nach  Um- 
ständen mit  Geld-  oder  schwerer  Gefängnissstrafe  solle  verfahren, 
oder  sie  anderweitig  gestraft,  und  wegen  Gültigkeit  der  Ehe  eine 
Untersuchung  angestellt  und  der  competenten  Behörde  zur  Entschei- 
dung vorgelegt  werden; 

4)  dass  die  auswärtigen  und  nicht  angestellten  Habbinen,  so 
wie  die  gar  nicht  zur  Vollziehung  dieser  Handlung  befugten  Per- 
sonen, die  eine  solche  ungesetzmässige  Handlung  verrichten,  wenn 
sie  noch  hier  angetroffen  werden,  sofort  zur  Untersuchung  und  Haft 
sollen  gezogen  werden,  bei  Auswärtigen  aber  die  erforderliche  He- 
quisition  an  die  Behörden  zu  deren  Bestrafung  und  Anheroliefemng 
sofort  ergehen  soll; 


Es  ist  hier  anzumerken,  dass  ungeachtet  diese  Verordnung 
ganz  aUgemeinvon  «laraeliten»  spricht,  dennoch  die  Mitglieder  der 


5)  damit  auch  eine  aolohe  gesetu widrige  Handlung  sofort  zur 
Ecnatnisa  der  Obrigkeit  komme,  su  sind  säramtliche  Wedde-  und 
Polizeibeamte  angenieaen .  fleiseig  darauf  zu  vigiliren,  damit  ein 
solcher  Fall  sogleich  zur  Unteranchung  und  BeBtrafnug  gezogen 
werden  kann: 

6)  wenn  es  schon  von  den  hei  der  hiesigen  Gemeinde  ange- 
BteUten.  Geistlichen  ku  erwarten  ist,  dass  sie  auch  ohoe  weitere 
Autforderung  dieser  zum  Besten  der  Gemeinde  erneuerten  Verordnung 
nachkommen  werden,  so  wird  ea  ihnen  doch,  der  Keciprocität  mit 
den  henachbarton  Staaten  halber,  beaondera  zur  Pflicht  gemacht, 
keine  Auswärtigen  bu  oopuhren  ala  nur,  wenn  auch  nebst  der  F,r- 
lanbniaH  der  hiesigen  Obrigkeit  die  obrigkeitliche  Erlaub niaa  der 
auswärtigen  Behörde  zur  Copulation  beigebracht  ist; 

7)  dieser  Beschluss  ist  in  sämmtlichen  Synagogen  anzuschlagen 
und  zu  verlesen.  J 

gez.  Schaffhausen,  Dr.,  Weddeherr.  H 


Bekanntmachung  von  1829. 
Da  ungeachtet  der  vielen  früheren  Bekanntmachungen  und 
Erinnerungen  deuaoch  viele  Gemein  dem  itglieder  es  vernachUsBigen, 
ihre  Kinder  in  das  von  E.  H.  Rath  laut  Concluaa  vom  30.  November 
und  11-  December  1815  angeordnete  Geburtsregister  eintragen  zu 
lassen,  ohne  zu  bedenken,  welcher  Sei la den  ihren  Kindern  in  der 
Folge  aus  dieser  Unvorsichtigkeit  entstehen  könnte,  indem  sie  niemals 
einen  Geburtsschein  erhalten  können,  welcher  doch  in  so  vielen 
VerhältnisBen  des  Lebens,  hier  und  auswärts,  unumgänglich  nöthig 
wird,  um  sich  als  ehelich  geboren  und  zur  hiesigen  laraelitiEchen 
Gemeinde  gehörig  zu  legitimiren,  besonders  aber  bei  Erhschaftssachen 
und  Streitfällen,  wo  es  auf  den  Beweis  der  Abstammung,  der  Ver- 
waadtschaft  und  ehelichen  Geburt  ankommt,  untrügliche  Beweise 
führen  zu  können ;  und  da  zufolge  eines  unterm  27.  Juni  1828  von 
E.  H.  ßath  erlassenen  Dccreta  die  früheren  deafalisigen  Vorschriften 
noch  mehr  geachärft  sind,  so  werden  aämmtliche  hiesige  Gemeinde- 
mitglieder und  die  hier  domicilirten  Israeliten  auf  Befehl  dea  Hochw, 
Wpddeherrn  abseilen  der  Gemeindevorateher  hierdurch  abermals 
erinnert  und  gewarnt,  die  Anzeige  von  ihren  neugeborenen  Kindern 
bei  dem  beeidigten  Hegiatrator  der  Deutsch-Israeliti sehen  Gemeinde, 
Herrn  Z.  H,  May,   apäteatena   acht  Tage   nach   der  Geburt   entweder 
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portugiesischen   Gemeinde    eine  Civilstands-Einrichtnng  für  sich 
haben. 

Es  gab  hier  um  1847  etwa  sechszehn  gemischte  öemischt« 
Ehen,  wo  fast  durchgehend  s  der  Mann  Jude,  die  Frau  Christin 
yrar.  Einige  waren  noch  hier  in  der  französischen  Zeit  durch 
bürgerliche  Trauung  geschlossen,  bei  einigen  war  der  eine  Ehe- 
gatte zum  Christenthum  übergetreten  und  der  andere  im  Juden- 
thum  geblieben,  einige  in  Dänemark  andere  in  Nordamerika, 
die  meisten  in  England  geschlossen.  Ihre  formelle  Anerkennung 
ist  hier  zwar  nicht  erfolgt,  indess  decretirte  der  Senat  schon 
1845  bezüglich  einer  an  ihn  gebrachten  Anfrage,  die  Sache 
möge  vorläufig  ruhen  da  der  Gegenstand  in  legislatorischer  Ver- 
handlung stehe.  Und  wirklich  war  in  dem  oben  erwähnten 
Emancipationsentwurf  auch  von  der  Gestattung  dieser  Ehen  die 
Rede.     Der  weitere  Erfolg  1851.*) 

Bei  jüdischen  Ehen  ertheilte  die  Wedde  die  Proclamations-^"»«**°»»tic 
erlaubniss   erst,    wenn   neben    den    sonstigen  Papieren    auch  ein 
Attest    der   jüdischen  Gemeinde  darüber  beigebracht   war,    dass 
von  Seiten    derselben   nichts  entgegen  stehe.     Dies  ward  verab- 
folgt nachdem  die  Betreffende  mit  ihrer  Gemeindesteuer  nicht  im  Oopuiation 
Rück  stände    war    und  auch  ihre  zu  erhaltende  Mitgift  declarirt 
und  versteuert  hatten  (siehe  pag.  42.)    üeberdies  von  allen  den-     Mitgift- 
jen igen    welche    weniger    als  zweitausend  Mark  Courant  Mitgift 
(in  baarem  Gelde,    Geldeswerth   oder  Renten  zu  Capital  gerech- 
net,   doch    ohne    den  Werth    der  Aussteuer-Effecten)  declariren, 


selbst  oder  durch  einen  nahen  Verwandten  einzureichen  und  die  von 
E.  H.  Rath  vorgeschriebenen  und  dem  Registrator  zur  Pflicht  ge- 
machten Formalitäten  zu  beobachten.  Wer  solches  in  der  Folge 
verabsäumt,  verfällt  in  eine  Geldstrafe  von  zwei  Reichsthalern, 
welche  sofort  executivisch  beigetrieben  werden  soll. 

*)  Wir  haben  hier  noch  der  Worte  des  Mandats  zu  erwähnen, 
welches  hier  bis  1865  alle  sechs  Monate  bezüglich  der  allgemeinen 
Umschreibung  affigirt  wurde.  Die  Hauswirthe  sollten  nach  demselben 
den  Bürger-Capitainen  anzeigen,  «ob  unter  ihren  Einwohnern  auch 
Israeliten  sind ,  die  der  hiesigen  Israelitischen  Gemeinde  un- 
bekannt sind»  II 


päärdigni 


ift  eine  Bürgschaft    zu    stellen,    dasa  sie  innerhalb   dreier  Jahre  der 

.^  Gemeinde  und  ihren  milden  Stiftungen  nicht  zur  Last  fallen, 
und  auch  die  Gemeindesteuer  richtig  zahlen  würden.  Hierauf 
wird  in  den  öffentlichen  Blättern  angezeigt,  dass  dem  N.N.  dieErlauh- 
nisszur kirchiichenProtdamatioaertheiltsRi,  und  dieeeselhatfandin 
der  SynagogeElbBtrasse(späterauch  im  Tempel  Pooiatrasse)  dreimal, 
gewöhnlich  Donnerstags,  Sonnabends  und  Montags  aufeinanderfol- 
gend Statt.  War  in  der  vorgenchriehenen  Frist  kein  Einspruch  er*  { 
folgt,  80  ertheilten  die  Vorsteher  dem  geistlichen  Beamten,    und 

'[>.  den  Beglaubten  einen  Erlaub nissschein  (Kischayou)  zur  Vollzie>  J 
hung  der  Copulation.  Sollte  die  Ehe  durch  die  Prediger  desfl 
Tempels  eingesegnet  werden,  so  wurde  Diesen  —  da  sie  nichln 
directe  Gemein deheamten  sind  —  auf  Anzeige  des  Betreffenden  J 
ein  besonderer  Schein,  dass  nichts  dem  entgegenstehe*  )ertheilt.  I 
seit  1854  fiel  diese  specielle  Beschränkung  weg. 

s.  Beerdigungen  dürfen  in  Hamburg  überall  nicht  unter  24  Stundfai'J 

nach    dem    erfolgten  und  vom  Hausärzte  constatirten  Tode  a 
genommen    werden.      Das    desfallaige  Attest  muss  das    Sterbe»^ 
haus    der    bei    dem    hiemit    beauftragten  Gemeindevorsteher    : 
machenden  Meldung  beilegen,    welcher  dann  den  von  dem  be( 

ci-  digten  CivÜstonds-Registrator  auszusteUenden  Erdzettel  (Decret 
des    Senats    von    1818)     unterzeichnet.       Hierauf    beginnt    die 

ig»-Thatigkeit  der  «Hamburger  Deutsch-Israelitischen  Be-    , 

^"%rdigiings-Brüderscbaft»  «Chebra  Kadiacha  de  Kabranim 
goraele  chasaadim  de  Kehill:  Ked:  Aschkenasim  be  Hamburg.» 
Dieselbe  zählt  sieben  Wachmannschailien  zu  ungefähr  zwanzig 
Mann,  welche  die  Leichen  —  weibliche  durch  eine  afliliirte 
Schwesterschaft  —  abhebt,  bewacht,  (durch  besoldete  Boten) 
reinigt,  ankleidet,  einsargt,  begleitet  (durch  eine  bestimmte  Zahl 
besoldeter  Leichenhegleit«r)  und  begräbt.  Obgleich  die  meisten 
dieser  frommen  Functionen  gratis  geschehen,  so  lassen  sich  die 


*)  Auch  andere  Familienepochen,  bei  denen  die  Mitwirknng 
der  Gemeinde  begehrt  ward,   selbst  Beerdigungen,  wurden  bis  etwa 
1650  benutzt,  um  dabei  die  Steuer-Rückstände  nach  Ermessen  e 
Eutreiben.  , 
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wohlhabenderen  Mitglieder  häufig  durch  eine  kleine  Vergütung 
remplaciren,  so  dass  das  ganze  Werk  eigentlich  auf  etwa  acht- 
undvierzig Mitgliedern  ruht.  Inzwischen  ist  die  Aufnahme  in  die 
Brüderschaft  nicht  ganz  leicht  zu  erlangen  und  es  wird  dabei 
auch  auf  einen  streng  observanzmässig  religiösen  Lebenswan- 
del   gesehen.     Die  Brüderschaft  bezieht  zur  Deckung  ihrer  Ver-B««^>*digiing« 

Kosten. 

waltungskosten ,  Boten  u.  s.  w.  von  ihren  Mitgliedern  einen 
jährlichen  Beitrag  und  überdies  eine  kleine  Vergütung  von  drei 
Mark  für  jeden  gesetzten  Grabstein  und  vier  und  eine  halbe 
Mark  für  jeden  reservirten  Plat»  (Karka  betula,  was  aber  nur 
überlebenden  Ehegatten  bewilligt  wird).  Die  bei  den  Leichen- 
zügen begleitende  Armenbüchse  ist  zur  halbjährigen  Vertheilung 
zwischen  Arme,  namentlich  Mitglieder  der  Brüderschaft  bestimmt. 
Für  alle  Auslagen  bestand  unter  Autorität  des  Gemeinde  Vor- 
standes seit  1846 — 1847  ein  Tarif,  welchem  zufolge  eine  Beer- 
digung, ohne  die  Todtengewänder,  auf  ungefähr  28  Mark  Cour, 
(nachmals  höher)  zu  stehen  kam.  Kinderleichen  kosten  verhältniss- 
mässig  weniger.  Bei  Armen  ersetzt  die  Armen-Casse  die  Aus- 
lagen. Für  die  Gewänder,  wenn  das  Sterbehaus  keine  liefert, 
besteht  ebenfalls  ein  Tarif  in  drei  verschiedenen  Qualitäten.  Die 
Leichenwagen,  zwei  für  Erwachsene  und  einer  für  Bänder  sind 
Eigenthum  der  Gemeinde,  welche  dafür  eine  Gebühr  bezieht,  die 
jedoch  die  Abnutzungskosten  nicht  deckt. 

Das  Gefolge    besteht   aus   sieben   besoldeten,    auf  Kosten  i^eichen- 

Gefolge. 

der  Gemeinde  uniform  schwarz  (Gehrock,  Regenmantel,  runder 
breitrandiger  Hut)  gekleideten  Leichenbegleitern,  und  folgt  dem 
Leichenwagen  zunächst  vom  Sterbehause  bis  vor  dem  Stadtthore 
an  die  erste  Biegung  des  Weges.  Diese  Einrichtung  datirt  von 
1844.  Die  Begleiter  werden  meist  aus  unbemittelten  Mitgliedern 
der  Brüderschaft  genommen  und  erhalten  ihren  Lohn  pro  Gang. 
Ausserdem  besoldet  die  Brüderschaft  zwei  Boten  und  zwei  Prae- 
dikanten  welche  bei  den  Beerdigungen  sowohl  als  bei  den  Bet- 
versammlungen,  welche  dreissig  Tage  lang  im  Hause  eines 
verstorbenen  Mitgliedes  gehalten  werden,  religiöse  Vorträge 
halten.  Jährlich  am  siebenten  Adar  (dem  traditionellen  Sterbe- 
tag Mosis)   hält   die  Brüderschaft   einen  Fasttag  zur  Sühne  der 

'  14 
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etwanigen  Verletzungen  des  den  behandelten  Leichen  schuldigen 
Kespects.  Die  dabei  eingeführten  Predigten  werden  in  der 
Regel  auf  dem  Begräbnissplatze  gehalten.  —  Die  Verwaltung 
der  Brüderschaft  besteht  aus  sieben  Gabbaim  (Verwaltern) 
welche  zugleich  Chefs  der  sieben  Wachmannschaften  sind ,  und 
denen  bei  bestimmten  Gelegenheiten  noch  acht  Deputirte  theils 
helfend  theils  controllirend  zur  Seite  stehen.  Neue  Regulative 
bedürfen  indess  der  Zuziehung  von  noch  fünfzehn  Mitgliedern, 
die  aus  der  Gesammtzahl  durchs  Loos  gezogen  werden.  Die 
Statuten  sollen  von  fünf  zu  fünf  Jahren  von  dem  Gemeindevorstande 
bestätigt  werden.*)  Die  beräts  erwähnte  alte  Gewohnheit,  die 
Leichen,  ausser  in  acht  Reihen  für  Männer,  Frauen,  Jünglinge. 
Mädchen,  Greise,  Greisinnen,  Kinder  und  Wöchnerinnen  auch 
noch  nach  dem  Grade  der  Observanzentreue  zu  ordnen,  ist  von 
der  Gemeinde  verpönt,  und  findet  auch  wenig  mehr  Statt.**) 
Neue  Israel.  Neben    dieser  Brüderschaft    besteht   die  neue  Israelitische 

Beerdigungs- 

Qeseiuchaft.  Bß^rdigungs-Gesellschaft  (siehe  pag.  35.)  geleitet  von  drei  Di- 
rectoren  und  sechs  Inspectoren.  deren  je  zwei  bei  jeder  Beerdi- 
gung die  Aufsicht  haben.  Sie  bedienet  sich  derselben  Leichen- 
wagen und  das  Gefolge  unterscheidet  sich  wenig  von  dem  der 
alten  Brüderschaft.  Auch  sind  Sarg ,  Gewänder  und  Ri- 
tualien unverändert  bis  auf  den  Umstand  dass  bei  der  jungen 
Gesellschaft  besoldete  Personen  den  ganzen  Dienst  verrichten 
und  auch  den  Sarg  vom  Eingange  des  Friedhofes  bis  ans  Grab 
auf  den  Schultern  tragen,  während  letzteres  bei  der  älteren 
durch  Verwandte  und  Freunde  geschieht,  und  die  Symmetrie 
der  Gemüthlichkeit  geopfert  wird.  Das  Eintrittsgeld  der  Mit- 
glieder zur  jüngeren  Gesellschaft  beträgt  2  bis  5  '»^  und  der 
Jahresbeitrag  4  ^  (jetzt  1  4|^  Pr.),  wogegen  für  jede  Leiche  des 


*)  Was  aber  seit  1851  nicht  geschehen  ist. 

**)  Mit  qualificirten  Selbstmördern  beschäftigen  sich  blos  die 
besoldeten  Boten.  Ob  der  Verstorbene  aber  als  solcher  zu  betrachten 
sei,  wozu  bekanntlich  nach  jüdischen  Gesetzen  viel  gehört,  darüber 
entscheidet  das  Rabbinat,  dem  die  Gesellschaft  ihre  cultuellen  Fragen 
zur  Entscheidung  vorzulegen  hat. 
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Mannes  oder  der  Frau  dem  Sterbehause  sechszig  Mark  zu  den 
durch  die  verlängerte  Bewachung  etwas  vermehrten  Kosten  ver- 
gütet wird. 

Psalmen  werden  auf  dem  Begräbnissplatze  nach  Wahl  des  P«ft^men- 
Sterbehauses  entweder  gar  nicht,  oder  durch  einen  Chor  von 
Waisenknaben  oder  durch  den  des  neuen  Tempels  recitirt. 
Ausserdem  ist  es  einigemal  vorgekommen,  dass  die  Tempelpre- 
diger Grabreden  gehalten  haben ;  doch  scheint  die  Sitte  nicht  Grabreden, 
Verbreitung  zu  finden,  sowie  auch  bei  der  Gemeinde  im  Allge- 
meinen keine  Leichenreden  (Hesped)  gehalten  werden.  *) 

Die  Polizei  der  Friedhöfe  gehört  übrigens  nicht  den  Brü-  Friedhöfe, 
derschaften    sondern    dem  Gemeindevorstande    und  unter  seiner 
Autorität,  obwohl  auf  Antrag  der  ersteren,  ward  im  Jahre  1828, 
gemäss  einem  Bernays' sehen  Gutachten,  die  Entscheidung  abgegeben, 
dass    auf   den  Leichensteinen,    sie  mögen  in  deutscher  oder  eb-^®^*^**®"*"*®*' 
räischer  Sprache  abgefasst   sein,    die  Vorderseite  nie  die  christ- 
liche Jahreszahl  enthalten  dürfe,    weshalb    sie   denn   gewöhnlich 
auf   der  Rückseite    angebracht    ist.     Diese  Anordnung  ist  nach 
einer  vorgefallenen  Streitigkeit  auch  durch  ein  Conclusum  des  Senats 
vom  20.  Juni  1836  anerkannt ;  doch  darf  |die  Gemeinde  in  Contra- 
ventionsfallen   die    ordnungswidrigen  Steine    nicht   eigenmächtig 
entfernen  oder  umsetzen  lassen,  sondern  sie  hat  die  Abhülfe  beim 
Senat  nachzusuchen.  Pflanzungen  an  den  Gräbern  werden  geduldet.  Bepflanzte 
doch  sollen  es  keine  duftende  Blumen  oder  gar  Fruchtbäume  sein. 

Von  den  pag.  35  etc.  aufgezählten  Begräbnissplätzen  ist  nur  Begräbniss 

Dlät76 

der  in  Ottensen,  und  zwar  ausschliesslich  für  die  zur  ehemaligen 
schlechthin  Hamburgischen  Gemeinde  gehörenden  Familien  in 
Gebrauch,  die  in  Altona  und  Wandsbeck  befindlichen  sind  hin- 
gegen   seit    1834    dem    Gebrauch    der   Hamburger  entzogen.  **) 


*)  Dem  gegenüber  zeigt  sich  auch  bei  keinem  Theil  der  hiesigen 
Gemeinde  der  Wunsch,  die  Copulationen  in  den  Gotteshäusern  zu 
halten,  —  freilich  auch  nicht  bei  den  meisten  hiesigen  pro- 
testantischen Christen. 

**)  Veranlassung  war  eine  von  der  Holsteinischen  Regierung 
erhobene  bedeutende  Geldforderung  für  die  seit  1811  nach  ihrer 
Ansicht  ihr  von  den  zu  den  ehemaligen  hiesigen,  Altonaischen  und 
Wandsbecker  Gemeindegliedern  kommenden  Schutzgelder.  14'*' 
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Begulativ 

über 
Familien- 
gräber. 


Dagegen  ist  der  Friedhof  auf  dem  Grindel  (s.  pag.  31)  seitdem 
der  Hauptbegräbnissplatz  der  Gemeinde  geworden,  und  zeichnet  sich 
nicht  nur  durch  ein  geschmackvolles  Vorderhaus,  hinter  welchem 
eine  Kapelle  (Ohel)  zum  letzten  Zurechtlegen  der  Leichen,  so 
wie  durch  eine  backsteinerne  mit  einem  gusseisernen  Stacket  ge- 
krönte Umfassungsmauer  aus,  sondern  auch  durch  die  Einrich- 
tung von  Familiengräbern  nach  folgendem  Begulativ: 

Bedingungen, 
unter  denen  Plätze  zu  Familiengräbern  auf  dem 
Begräbnissplatze  beim  Grindel  verkauft  werden. 

1)  Jedes  Mitglied  der  hiesigen  Deutsch  -  Israelitischen  Ge- 
meinde hat  das  Kecht,  auf  der  dazu  angewiesenen  Stelle 
für  sich,  so  wie  Frau,  Kinder  und  sonstige  Verwandte, 
die  zu  derselben  Gemeinde  gehören,  einen  Platz  zur 
Buh'estätte  zu  kaufen. 

2)  Mitglieder  der  Gemeinde,  welche  selbst  oder  durch  Ab- 
stimmung zur  vormals  getrennt  gewesenen  Hamburger 
Gemeinde  gehören  und  deshalb  gewöhnlich  in  Ottensen 
begraben  werden,  können  ebenfalls  einen  Platz  auf  dem 
hiesigen  Begräbnissplatz  acquiriren. 

3)  Fremde,  die  sich  durch  üebereinkunft  mit  dem  Vorstande 
das  Recht,  hier  beerdigt  zu  werden,  erworben  haben, 
können    zu    gleichen    Bedingungen    wie  .  Hiesige    Plätze 

.  erlangen ;  jedoch  nur  die  Personen ,  für  welche  sie 
namentlich  das  Recht,  hier  beerdigt  zu  .werden,  erworben 
haben. 

4)  Der  Eigenthümer  eines  solchen  Platzes  hat  das  Recht, 
bei  etwaiger  Domicil- Veränderung  oder  sonst  eintretenden 
Verhältnissen,  die  eine  Eigenthrmis-Veränderung  erhei- 
schen, seinen  erkauften  Platz  im  Ganzen  oder  theilweise 
an  andere  hiesige  Gemeindemitglieder  zu  übertragen; 
solche  Uebertragung  muss  jedoch  gehörig  documentirt 
dem  Vorstande  der  Gemeinde  angezeigt  und  in  den 
Büchern  der  Gemeinde  eingetragen  werden;  ohne  Beob- 
achtung  dieser  Formalität  ist   keine  Uebertragung  und 
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kein  Verkauf  gültig.  Nach  dem  Absterben  des  Käufers 
j^ind  auch  die  übrigen  Theilhaber  unter  Consens  aller 
ursprünglichen  Mittheilhaber  zu  solcher  üebertragung 
berechtigt. 

5)  Es  hat  kein  Eigenthümer  eines  Familiengrabes  das  Recht, 
einem  Fremden,  nicht  zur  Gemeinde  gehörenden,  es  sei 
bei  Lebzeiten  desselben  oder  nach  dessen  Tode,  ohne 
Einwilligung  des  Gemeindevorstandes  einen  Platz  inner- 
halb des  ihm  gehörenden  Raums  zu  überlassen,  selbst 
nicht  wenn  der  Fremde  sein  naher  Anverwandter  ist.. 
Ausgenommen  hievon  sind  Kinder  des  Eigenthümers, 
wenn  solche  auch  durch  lange  Abwesenheit  von  hier  das 
Gemeinderecht  verloren  haben  und  hier  versterben. 
Kinder,  welche  zur  Zeit  des  Eintritts  ihres  Vaters  in 
die  Gemeinde  und  auch  späterhin  das  Gemeinderecht 
nicht  erworben  haben,  gehören  in  die  Kategorie  der 
ganz  Fremden. 

6)  Wenn  der  Eigenthümer  eines  Platzes  im  Auslande  stirbt 
und  beerdigt  wird,  ohne  erweislich  eine  Verfügung  über 
seinen  Platz  getroffen  zu  haben,  so  tritt  der  nächste  von 
ihm  Abstammende,  zur  Gemeinde  Gehörende  in  dessen 
Recht;  sind  solche  Abkömmlinge  überall  nicht  vorhanden, 
so  fallen  solche  Plätze  der  Gemeinde  zur  anderweitigen 
Verfügung  anheim. 

7)  Alle  Erbrechte  auf  Immobilien,  welche  den  hierin  ge- 
stellten Bedingungen  entgegen  sind,  finden  bei  den  ge- 
kauften Plätzen  keine  Anwendung  und  der  Käufer  ent- 
sagt denselben  hiemit  ausdrücklich  für  sich,  seine  Erben 
und  Rechtsnachfolger. 

8)  Es  kann  Niemand  eine  Verfügung  über  seinen  Platz  im 
Ganzen  oder  theilweise  treffen ,  wodurch  solcher  auf 
immer  unbenutzt  bleibt. 

9)  Es  kann  Niemand,  der  durch  Uebertritt  zu  einer  anderen 
Religion  aus  dem  Gemeindeverband  getreten  ist,  auf  den 
Familienplätzen  beerdigt  werden. 


214 


10)  Im  Fall  eines  erwiesenen  Selbstmordes  ist  es  dem  der- 
zeitigen Vorstande  der  Gemeinde  anheimgestellt,  darüber 
zu  entscheiden,  ob  die  Leiche  in  ein  Familiengrab  beer- 
digt werden  darf  oder  nicht.  Eben  so  wegen  Leichen 
unehelich  geborener  Personen. 

11)  Der  Käufer  eines  Platzes  muss  denselben  innerhalb  vier- 
zehn Tagen  nach  abgeschlossenom  Kaufe  in  Empfang 
nehmen  und  bezahlen,  widrigenfalls  der  Kauf  annullirt  ist. 

12)  Der  Käufer  ist  verpflichtet,  den  gekauften  Platz  vor 
Ablauf  von  zwei  Monaten  nach  geschehener  Empfang- 
nahme innerhalb  des  ihm  zujgemessenen  Raums  auf  be- 
liebige Weise  umzäunen  und  mit  dauerhafter  Schrift  als 
sein  Eigenthum  bezeichnen  zu  lassen,  und  steht  es  ihm 
frei,  den  Platz  mit  Bäumen  (unter  Ausnahme  von  Frucht- 
bäumen) bepflanzen  zu  lassen. 

13)  Damit  jedoch  in  Hinsicht  auf  Religion  und  Schicklichkeit 
kein  Anstoss  gegeben  werde,  muss  sowohl  die  Art  der 
Umzäunung  als  auch  jede  andere  auf  den  Familiengräbern 
zu  machende  Einrichtung  und  die  Inschrift  einer  vom 
Vorstande  der .  Gemeinde  hiezu  ernannten  Commission 
angezeigt,  erforderlichen  Falls  in  Zeichnung  vorgelegt 
und  deren  Zustimmung  erlangt  werden.  In  streitigen 
Fällen  hat  das  Vorsteher-CoUegium  zu  entscheiden. 

14)  Leichensteine  dürfen   nur  innerhalb  der  Umzäunung  ge- 
setzt und  die  Fusssteige  ausserhalb  derselben  auf  kein 
Art    und   Weise   beengt    werden.     Die    in    die  Erde    zu 
legenden  Sockel  zu  den  Umzäunungen  dürfen  das  Maass 
von  6  Zoll  im  Quadrat  nicht  übersteigen. 

15)  Die  bestehende  Ordnung,  dass  Leichensteine  auf  einzelnen 
Gräbern  die  Breite  von  zwei  Fuss  nicht  übersteigen 
dürfen,  ist  auf  den  gekauften  Gräbern  nicht  anwendbar; 
dahingegen  besteht  auch  für  diese  die  Verordnung 
rücksichtlich  der  Inschriften  auf  den  Leichensteinen. 


zwei  Gräbern 

5 

drei         « 

7 

vier         « 

9 

fünf        < 

lOV« 

sechs       « 

12 
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Maasse  und  Preise  der  Plätze. 

Bei  einer  durchgängig  gleichen  Länge  von  7V»  Fuss 
erhält  der  Käufer: 

zu  einem  einzelnen  Grabe  3  Fuss  Breite  und  zahlt  Crt.J«^  50, 

*  «  «  *  60, 
«  «  «  <  90, 
«         «         <«  «  110, 

*  *  <  <  130, 
«     .  «         «         «     150. 

Für  die  Erlaubniss  zur  Umzäunung  der  nicht  gekauften 
Ruhestätten  auf  dem  übrigen  nicht  abgesonderten  Theil  des 
Begräbnissplatzes,  wenn  die  Localität  die  Gestattung  zulässt, 
muss  dasselbe  bezahlt  werden,  wie  für  die  entsprechende 
Gräberzahl  der  einzelnen  oder  Familienplätze  auf  dem  abge- 
sonderten Theile. 

Jede  Leiche  wird  übrigens  auf  demjenigen  Friedhofe  be- 
graben, wo  ihre  Vorfahren  liegen,  d.  h.  nach  Ottensen  die  von 
ehemals  Hamburgischen  Gemeindegliedern  Stammenden,  und  die 
übrigen  kommen,  so  lange  das  Begraben  in  Altona  und  Wandsbeck 
untersagt  ist,  nach  dem  Grind elfriedhof. 

Dieser  Begräbnissplatz  hat  eine  Geschichte,   die  wir   nach    Grindei- 
der  Acte  geben,  welche  sich  in  dem  Grundstein  des  Vorderhauses     pj^t^. 
befindet : 

«Die  Mehrzahl  der  in  Hamburg  wohnenden  Juden 
bildeten  mit  denen  in  Altona  Eine  Gemeinde  und  genossen 
Königl.  Dänischen  Schutz,  wofür  sie  ein  jährliches  Schutzgeld 
zu  entrichten  hatten.  Ihre  Todten  begruben  sie  in  Altona 
und  Wandsbeck  auf  den  der  Gemeinde  eigenthümlichen  Plätzen, 
und  wedtir  in  Hamburg  noch  dessen  Gebiet  hatten  sie  einen 
Begrab nissplatz.  Als  aber  im  Jahre  1713  die  Pest  damals 
unter  dem  Namen  der  «schwarzen  Krankheit»  diese  Stadt 
heimsuchte,  und  die  Königl.  Dänische  Regierung,  eine  weitere 
Verbreitung  befürchtend,  den  Verkehr  zwischen  Hamburg 
und  dem  jenseitigen  Gebiet  untersagte,  sah  der  Senat  sich 
veranlasst,  sowohl  den  hiesigen  Portugiesischen  als  Deutschen 
Juden  einen  eigenen  Begräbnissplatz  «bei  dem  Grindelhof» 
anzuweisen.     Lazarus   Herz,    92  Jahre  alt,    war   der   Erste, 
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welcher  dort  beerdigt  wurde,  und  zwar  am  27.  August  1713. 
Während  der  Sperre  bis  den  21.  April  1714  wurden  keine 
Leichen  nach  Dänischem  Gebiet,  nach  Aufhebung  derselben 
und  bis  zum  Ausbruch  der  Pest  in  Altena  aber  keine  mehr 
nach  dem  Grindel  gebracht.  Als  jedoch  am  17.  August  1715 
der  Verkehr  mit  den  Königl.  Dänisch.  Holsteinischen  Staaten, 
wo  nunmehr  die  Pest  wüthete ,  diesseits  verboten  wurde^ 
brachte  man  die  Leichen  wieder  nach  dem  Begräbnissplatze 
auf  dem  Grindel,  in  dessen  Mitte  sich  ein  kleiner  Hügel 
g^  erhebt,  unter  welchem  die  an  der  Pest  Verstorbenen  ruhen. 
Nach  Wiedereröffnung  der  Communication  wurden  die  Beer- 
digungen nach  Ottensen,  Altena  und  Wandsbeck  ununterbrochen 
fortgesetzt,  und  der  Begräbnissplatz  beim  Grindel  diente  nur 
für  fremde  Juden,  welche  hier  verstorben,  ohne  hieselbst 
Anverwandte  zu  besitzen.  Nur  zwei  Familienväter  hiesiger 
Gemeinde,  Salomon  Dellevie  und  Marcus  Lazarus  Kyck,  ver- 
fügten testamentarisch,  daselbst  beerdigt  zu  werden.  Bereits 
im  Jahre  1806  suchten  die  hiesigen  Gemeinden  um  eine  Ver- 
grösserung  des  Platzes  nach  und  wurde  ihnen  derselbe  unterm 
8.  September  vom  Senate  zugestanden  und  dazu  eine  Fläche 
von  60  Fuss  Breite  und  226  Fuss  Tiefe  überwiesen.  (Hier 
wird  die  Vereinigung  der  drei  Gemeinden  erzählt.)  Am 
6.  September  1816  wurde  eine  nachgesuchte  abermalige  Ver- 
grösserung  des  Beerdigungsplatzes  bewilligt  und  am  8.  März 
1832  übernahm  die  Gemeinde  von  der  Stadt-Kämmerei  eine 
Fläche  von  89  Quadrat-Ruthen.  (Hier  folgt  die  Erwähnung 
des  Conflicts  mit  der  Dänischen  Regierung.)  Am  7.  Januar 
1835  erhielt  diesseitige  Gemeinde  von  E.  H.  Senat,  in  Betracht 
erwähnter  Verbote,  das  Anerbieten,  derselben  Plätze  zur 
Beerdigung  ihrer  Leichen  zu  überweisen.  Die  Gemeinde 
wählte  und  erbat  sich  die  Vergrösserung  des  bereits  ihr  zu- 
gehörigen Begräbnissplatzes  beim  Grindel,  und  kam  die  Ueber- 
weisung  der  hiezu  bestimmten  Parcellen  nach  mehrfachen 
durch  Verhandlung  mit  den  betreffenden  Behörden  herbeige- 
führten Abänderungen  im  August  1837'  zu  Stande.*) 


•)  Bei  Tracirung  der  Hamburg-Altonaischen  Verbindungsbahn 
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üeber  den  Friedhof  in  Ottensen  existiren  ziemlich  mangel-B^g**»'^"«- 

platz  iti 

hafte  Notizen,  aus  wekhen  Folgendes  hervorgeht.  otunaen. 

Die  ursprüngliche  Grösse  dieses  Platzes  ist  nicht  vermessen  und 
auch  aus  den  vorhandenen  Documenten  nicht  zu  ersehen.  Das  erste 
dieser  Papiere,  datirt  Pinneberg,  15.  Juni  1664,  verordnet  eine 
Geldbusse  wegen  zweier  dorthin  begrabenen  Kinder  von  solchen 
Juden,  welche  nicht  im  Schutzverbande  stehen.  Die  Abschrift 
eines  Gesuches  um  Erlaubniss  zur  Niederlassung  in  Ottensen  und 
Anlegung  eines  Begräbnissplatzes  daselbst,  gerichtet  an  den 
Kanzler  des  Königs,  verfasst  und  übergeben  durch  Jakob  Sosst- 
mann  in  Hamburg,  giebt  keinen  Aufschluss  über  die  Sache  und 
ist  ohne  Datum;  ebensowenig  ergeht  aus  einem  unterm  3.  Mai 
1666  zwischen  den  Altonaern  und  Hamburgern  in  Betreff  dieses 
Friedhofes  geschlossenen  Contractes  und  dabei  befindlicher  Spe- 
cification  der  Unkosten  bei  dessen  Ankauf,  welche  im  Ganzen 
Courant-Mark  871  betragen.  Aus  allen  diesen  Papieren  ist  nur 
zu  ersehen,  dass  der  Dänischen  Regierung  acht  Thaler  Recog- 
nition  zu  erlegen  waren.  Am  3.  Deoember  1679  erkauften  die 
Gemeinden  von  Tina  Lütgens  und  Peter  Baden  in  Ottensen  einen 
Strich  Landes  von  7  Ruthen  Länge,  oben  6,  unten  4  Fuss  breit, 
wofür  an  Erstere  vierzehn,  an  Letzteren  vier  Thaler  bezahlt 
wurden.  Die  Gemeinden  übernahmen  auch  ausserdem  die  Her- 
stellung der  durch  die  im  Lager  vor  Hamburg  gestandenen 
Königlichen  Truppen  niedergerissenen  und  verbrannten  Planken, 
so  wife  die  Absonderung  des  Begräbnissplatzes  von  den  Gehöften 
der  erwähnten  Nachbarn,  nebst  deren  fernerer  Unterhaltung, 
Laut  Extr.  Prot.  d.  d.  Ottensen  27.  April  1697  verkaufte  Hans 
Collen  daselbst  an  Levin  Moses  und  Moses  Kayser  für  die 
«Hochteutsche  Judengemeinde  in  Hamburg»  ein  Stück  von  seinein 
Ackerland  auf  dem  «Hahnenkamp»,  36  Fuss  lang  von  ihrem 
Kirchhof  in  Osten  gerechnet  und  so  breit  als  derselbe  sich  von 
Süden  nach  Norden  erstreckt,  für  acht  Thaler  mit  der  Ver- 
günstigung, dass  sie  neben  seinen  übrigen  Stücken,   welche   auf 


im  Jahre  1864  gewann  dieser  Friedhof  durch  Umtausch  von  Eck- 
stücken ein  Areal  von  etwa  2600  Quadratfass. 


218 


dem  Hahnenkamp  liegen,  ihre  Leichen  bis  an  den  Begräbnissplatz 
in  Kutschen  bringen  mögen.     Am  4.  Mai  desselben  Jahres  wurde 
laut  desselben  Protokolls   von  dem   Genannten  erkauft   16  Fuss 
von  Westen  nach  Osten  gerechnet   nach   der  ganzen  Breite  des 
Kirchhofs  für  zwölf  Thaler   und  ebenso  4  Fuss  für  drei  Thaler, 
im  Ganzen  54  Fuss.     Am  8.  August  1703  gestattete  Hans  Collen, 
dass   eine  in   der  Planke  angebrachte  Thür  nach  seinem  Lande 
und  zwar  in  den  Fusssteig,  der  von  dem  «langen  Balken»  her- 
kommt, hinaus  schlagen  darf.     Dieser  neu  angekaufte  Theil  blieb 
jedoch  wieder  ohne  alle  Planke  und  zwar,  wie  aus  der  Abschrift 
einer  Supplik  an  die  Königl.  Commission  erhellt,  weil  die  Drohung 
(von  wem,  ist  nicht  gesagt)  ausgesprochen  war,   die   zu  errich- 
tende  Planke   würde    sogleich   wieder  abgerissen   werden.      Am 
31.  Januar  1703   kam  ein   Contract  zu  Stande  zwischen  Jakob 
Hertz  und  Levin  Moses  mit  Hans  Collen,  wodurch  die  Gemeinde 
neuerdings  ein  Stück  Land  —  die  Grösse  ist  nicht  angegeben  — 
erlangten    «bei    dem    Judenkirchhof»,     dem    Fusssteige    liegend. 
Von  dem  von  ihnen  gekauften  Lande   ist  laut  Kaufbrief  in  der 
Länge    54    Fuss    noch   nicht    beplanket    gewesen,    von  dem  an, 
schnurgleich  über  bis  an  die  Gemeinweide  bei  der  letzten  Diener- 
weide, ist  am  £nde  von  Heinrich  Lütgens   seinem  Hof  liegend 
wo    sie   gleich   einen   Pfahl   setzen   lassen   für   die   Summe  von 
190  Mark  Lübisch   Courantem   Gelde,  welche   sogleich   bezahlt 
wurden.     Den   3.   September   1703  erschienen  Levin  Moses   für 
Hamburg  und  Berend  Salomon   nebst  Bendix   Goldschmidt  für 
Altena   vor   dem  Amte  zu  Pinneberg  und  erklärten  sich  dahin, 
dass  die  beiden  Gemeinden  alle  die  bisherigen  Grundkäufe  jede 
zur  Hälfte  trage,  daher  auch  gleiche  Ansprüche  auf  mehrbemel- 
deten  Begräbnissplatz  hätten,  wie  solches  auch  hinführo  bestehen 
solle.     Weiter  verkaufte  am    11.  Januar   1704  Hans  Collen  den 
Deputirten   Levin  Moses  und   Liepmann  Polack   «sein   Oehrtjen 
Landes,  ist  von  dem  Ohrtpfahl  der  Planken  des  Judenkirchhofs 
bis  gegenüber  das  ganze  Stück  nach  der  Frau  Majorin  Nielhöfels 
Planke,  welches  36  Fuss  breit,  «wo  sie  mit  ihren  Kutschen  wenden 
wollen»   für   die  baar  erhaltene  Kaufsumme  von  neun  Thalern. 
Aus  einem  Erlass  des  Landdrosten  von  Parchentin  zu  Pinneberg 
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vom  24.  Januar  1715  ist  ersichtlich,  dass  die  Hamburgische' 
Gemeinde  den  Schlüssel  zu  dem  Begräbnissplatze  der  Altonaer 
Gemeinde  verweigert,  weil  solche  einige  «verdächtige  Frembde 
Todten>  wider  ihren  Willen  darauf  gebracht  und  in  ihre  Striche 
gelegt  habe,  und  wogegen  Marx  Elias  für  die  Altonaer  Gemeinde 
zwar  Klage  erhoben,  die  Entscheidung  aber  zu  Gunsten  der 
Beklagten  ausfiel.  Ein  zweiter  Erlass  der  Landdrostei  vom 
25.  October  1740  befiehlt  aus  gleichem  Grunde  dem  Henning 
Bapern,  welchem  von  den  Vorstehern  der  Gemeinde  in  Hamburg 
die  Schlüssel  zum  Begräbnissort,  welcher  auch  hinterwärts  mit 
zwei  Schlössern  versehen  wurde,  anvertraut  waren,  nur  dem  ge- 
dachten Vorsteher  selbst,  oder  ihrem  mit  expresser  Ordre  ver- 
sehenen Bevollmächtigten  bei  eigener  Responsabilität  zu  öfihen. 
Anno  1745  den  19.  Mai  verkauften  die  sub  cura  stehenden  Erben 
des  Hans  (Johann)  Collen  an  Moses  Ahron  und  Levin  Samson 
Hertz  und  Consorten  60  Fuss  Ackerland  im  Hahnenkamp  von 
der  Juden  Kirchhofsplanke  ins  Osten  gerechnet  und  ist  breit 
bemeldeter  Kirchhof  vom  Süden  ins  Nord  sich  erstreckend  für 
Courant-Mark  2400  mit  jährlich  auf  Martini  zu  zahlender  Grund- 
hauer von  vier. Thalern  in  Dänischen  Baronen  und  acht  Thalern 
in  Courant  an  den  jederzeitigen  Besitzer  des  Hofes.  Die  Unter- 
haltung der  Planke,  welche  an  dem  neuerkauften  Theile  der 
Schärfe  des  Grabens  zu  ziehen  ist,  fällt  der  Gemeinde  allein  zur 
Last.  Diese  Aecker  wurden  nicht  zum  Begraben  verwendet, 
sondern  einstweilen  anderweit  verhäuert.  1746  den  20.  Juli 
wurde  der  Gemeinde  infolge  Königlicher  Resolution  \om  7.  Jan. 
ein  Stück  Landes  von  der  Ottenser  Gemeinwiese  nach  Norden  in 
der  Tiefe  23  Fuss   und  in  der  Breite    110  Fuss,   um  mit  ihren 

* 

Planken  darauf  hinauszurücken,  zugeschrieben  gegen  jährliche 
Bezahlung  von  vier  Thalern  in  Kronen.  Aus  dem  diese  und 
andere  Grundankäufe  betreffenden*  Extract  ist  ersichtlich,  dass 
damals  für  jeden  nach  Ottensen  zu  begrabenden  Todten  ein 
Thaler  Dänischer  Kronen  der  Königlichen  Gasse  bezahlt  werden 
musste.  Am  1.  März  1747  wurde  ein  Vergleich  zwischen  den 
Vormündern  der  CöUen'schen  Erben  und  den  Gemeindevorstehern 
Moses    Aaron   und   Joseph   Jacob    Götting    abgeschlossen ,    und 
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verpflichteten  sich  diese  <aus  Liehe  zum  Frieden»  wegen  des 
nach  ihrem  Kirchhofe  führenden  Weges  zu  einer  jährlichen 
Zahlung  an  die  CöUen'schen  Kinder  von  zwei  Thalern,  und  den- 
selben, «wie  dieses  auch  seit  langen  Jahren  geschehen»,  alle 
Jahre  für  sechszehn  Thaler  Courant  ^ephszeto  Thaler  Kronen  zu 
§6tJcii,  Wogegen  jene  versprachen,  bis  zu  ewigen  Zeiten  nicht 
die  geringsten  Streitigkeiten  noch  Prätensionen  wegen  des  Kirch- 
hofes und  Weges  zu  machen.  Den  20.  März  1805  wurde  endlich 
der  letzte  Ankauf  gemacht  von  Hans  Collen  (junior)  und  Con- 
sorten  durch  die  Vorsteher  Israel  Levin  Lazarus  und  Matthias 
Salomon  Elsas,  ein  Stück  Land  230||^  Quadratruthen  mit  dem 
Begräbnissplatz  im  Westen,  Verkäufers  Ländereien  an  den  andern 
drei  Seiten  begränzt,  zum  Kaufpreise  von  7000  Mark  Courant 
und  dreissig  Mark  jährlicher  Grundhauer.  Bie  vollständige 
Planken-Umzäunung  ist  vom  Jahre  1810,  die  nachmals  vergrös- 
serte  Capelle  ist  1819  erbaut.  1847  am  29.  November  ist  ein 
Vertrag  zwischen  der  Ottenser  Commune  und  der  Hamburger 
Gemeinde  geschlossen,  wodurch  ersterer  gegen  gewisse  eventuelle 
Gegenleistungen  ein  Eckstück  des  Begräbnissplatzes  zur  Anlage 
eines  Weges  abgetreten  wird.*)     (Siehe  übrigens  Seite  100.) 

Aitonaer  jgt  n^n  die  Gemeinschaft  mit  Altona  auch  hinsichtlich  des 

Begräbnissplatzes  suspendirt,  so  bestanden  doch  noch  bis  1864 
die  folgenden  Conventionen.  Bei  Verehelichungen  zwischen  Mit- 
gliedern beider  Gemeinden  wird  die  Bräutigams-Abgabe  (S.  42) 
von  derjenigen  Gemeinde  eincassirt,  in  welcher  die  Copulation 
Statt  findet,  hernach  aber  von  Zeit  zu  Zeit  so  verrechnet,  dass 
die  Gemeinde  des  Mannes  zwei  Drittel,  die  der  Frau  ein  Drittel 
bezieht. 

Von  diesen  Gegenständen  zu  der  eigentlichen  Finanz- Ver- 
waltung übergehend,   finden  wir  zuerst   die  General -Casse   der 


♦)  Obige  Notizen  über   die  beiden  Begräbnissplätze  sind  aus 

den  Original- Acten  wörtlich  zusammengetragen  vom  sei.  Jacob  Maas, 

meinem  Vorgänger  bei  der  Bauverwaltung  unserer  Gemeinde. 

H. 
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Gemeinde,  verwaltet  von  drei  cassaführenden  Vorstehern,  unter  denen    ^»»»"z- 

Verwaltuir- 

ein  besoldeter  Cassenschreiber,  seit  1863  auch  ein  Gehülfe,  und  ein 
Cassenbote  stehen,  sodann  der  aus  Ueberschüssen  gebildete  «Spar- 
und  Tilgungsfonds»,  verwaltet  vom  Präses  des  Vorstehercollegiums 
und  dem  ältesten  Cassirer,  endlich  die  «Depositen-Casse  milder  Stif- 
tungen der  Deutsch-Israelitischen  Gemeinde»,  verwaltet  von  zwei  Ge- 
meindevorstehern und  drei  von  der  Verwaltung  selbst  ernannten, 
vom  Gemeindevorstande  bestätigten  Partikuliers  aus  der  Ge- 
meinde, welche  einen  speciellen  Eid  zu  leisten  haben. 

Die  Gemeindecasse  war  geöfinet  Sonntags  von  11 — 1  Uhr  ötmoiiuie- 

Casso. 

und  Mittwochs  und  Donnerstags  Abends;  seit  Anfangs  1865 
Sonntags,  Dienstags  und  Donnerstags  Vormittags.  Die  ein- 
gehenden Gemeindesteuern  wurden  auf  den  Steuerzetteln  (lautend : 
Herr  N.  N.  hat  für  das  Jahr  ....  zu  den  Bedürfnissen  der  Ge- 
meinde beizutragen  Mark  )    und    die   übrigen  Eingänge  auf 

anderen  Formularen  von  den  Vorstehern  (seit  1865  vom  Cassen- 
schreiber und  Gehülfen)  eigenhändig  quittirt.  Die  Vorsteher 
der  einzelnen  Departements ,  nämlich  des  Armen-,  des  Cultus-, 
des  Schul-  und  des  Bauwesens,  weisen  ihren  Bedarf  auf  die  Casse 
an.  Die  Steuerbücher  werden  von  den  Vorstehern  eigenhändig 
geführt,  das  Hauptbuch  der  Gemeinde  führt  der  Gemeinde- ^^*^'*'**"** 
secretair  *). 

Die  Anstellung  der  Administrations-Beamten  geschah  bisher 
durch  das  Vorsteher- Collegium  allein  aus  der  Zahl  der  angemel- 
deten Bewerber,  mit  denen  die  Bedingungen,  so  weit  sie  nicht 
vom  Vorgänger  fortliefen,  verabredet  wurden. 

Cultus-Beamte  wurden  ebenfalls  vom  Vorsteher-CoUegium 
erwählt,  doch  nur  auf  Präsentation  der  Cultus-Behörden. 


*)  Seit  1840  besteht  bei  dem  Secretariat  auch  ein 
öffentliches  Depositorium  für  Testamente  und  andere  Docu- 
mente.  Die  Gebühr  für  Niederlegung  eines  Testamentes  ist 
Court.-Mark  7.  8.  Die  Aufnahms-Gebühren  seit  Erlassung  des  Re- 
gulativs vom  Januar  1854  sind  bestimmt  auf  9  Mark  für  Hiesige 
und  15  Mark  für  Fremde.' 
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Für  Rabbinats- Wahlen  besteht  keine  allgemeine  Ordnung 
und  wird  jedesmal  nach  dem  Bedürfniss  verfahren. 

Ein  Gesetz  über  Ruhe-  und  Wittwen-Gehalte  besteht  nicht, 
da  die  Zahl  der  Beamten  zu  klein  ist,  um  ein  Mortalitäts-Ver- 
hältniss  in  Rechnung  zu  bringen.  Altersschwache  Beamte  wurden 
bis  jetzt  noch  immer  als  activ  betrachtet  und  besoldet,  während 
ihre  Collegen  ihre  Functionen  mit  übernommen  hatten.  Für 
Wittwen  wurde  durch  specielle,  allmählig  ein  Herkommen  bildende 
Beschlüsse  gesorgt. 

Die  Quellen  der  Einnahme  waren  die  folgenden: 

1)  Die  Gemeindesteuer,  auf  Grundlage  des  folgenden  nor- 
mativen Senatsbeschlusses : 


Senats- 

Conclufiuni 

vom 

5.  Jnli   1815. 


Steaemorm. 


Steuer-Kid. 


«Da  ein  H.  u.  H.  Rath  sich  am  5.  Juli  1815  bewogen 
gefunden  hat,  aus  seiner  Mitte  eine  Commission  zu  ernennen, 
welche  während  der  noch  zu  erwartenden  Beschlüsse  der 
teutschen  Bundesversammlung  und  vorgängig  zur  besseren 
Regulirung  der  Angelegenheiten  der  Israelitischen  Einwohner 
überhaupt  und  ihrer  Administration  insonderheit,  dabei  die 
erforderliche  Direction  und  obrigkeitliche  commissarische 
Einwirkung  übernehmen,  bei  vorkommenden  Beschwerden  und 
Differenzen  über  die  von  den  Vorstehern  anzusetzenden  Geld- 
beiträge zu  den  Bedürfnissen  ihrer  Gemeinde  entscheiden,  und 
bei  deren  Eintreibung  ihnen  erforderlichen  Falls  mit  der  Er- 
kennung der  Execution  auf  gewöhnliche  Weise  zur  Hülfe 
kommen  möge;  da  ebenfalls  am  17.  September  1819  abseiten 
Eines  Hochw.  Raths  verordnet  worden: 

dass,  wenn  bei  Einem  H.  Rath  von  den  contribuirenden 
Mitgliedern  der  Israelitischen  Gemeinde  über  die  respectiven 
Gemeinde-Contributions-Ansätze  Beschwerde  geführt  werden 
sollte,  diese  Beschwerde  eventualiter  durch  einen  von  den 
Contribuenten  zu  leistenden  Eid:  dass  die  von  ihm  ver- 
langte Quote  sowohl  V*  pCt.  von  seinem  Vermögen  als 
3  pCt.  von  seinem  jährlichen  Erwerbe  übersteige  und  dass 
der  von  ihm  anzubietende  Contributionsbeitrag  nicht  minder 
als  V*  pCt.  von   seinem  Vermögen  und  3  pCt.  von  seinem 
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Erwerbe  betrage  —  bestimmt  und   erledigt,  und  zur  Ab- 
stattung   eines   solchen  Eides  more  judice  unter  Aufnahme 
eines  behufigen  Protocolls  die  Sache  auf  Kosten  des  suppli- 
cirenden  Theils   von  E.  H.  Rathe   ad  Dominum  Praetorem 
verwiesen  werden  solle; 
so  wird,  da  es  nicht  gleich  nach  jenen  Verfügungen  geschehen 
ist,  solches  noch  jetzt  zur  Kenntniss  der  hiesigen  Israelitischen 
Einwohner  gebracht,  und  sind  die  Vorsteher  autorisirt  worden, 
diese  Verfügungen  in  ihren  Synagogen  anschlagen   zu  lassen, 
auch  alle  und  jede  Mitglieder  der  Gemeinde  davon  in  gehörige 
Kenntniss  zu  setzen. 

Hamburg,  den  8.  Mai  1820. 

concordat  Bartels,  Dr. 

Es  versteht  sich,  dass  das  hier  angegebene  Steuermaas 
nur  als  Maximum  gelten,  nicht  aber  in  der  Wirklichkeit  bei 
jedem  Steuerpflichtigen  angewendet  werden  sollte ;  auch  erfordern 
die  Bedürfnisse  der  Gemeinde  gar  keine  so  hohe  Besteuerung, 
und  von  1855  an  wurde  auf  2  statt  auf  3  pCt.  vom  Einkommen 
als  Maximum  gehalten. 

In  der  Regel  wird  gegen  kein  Gemeindeglied  im  laufenden^^' 
Jahr  ein  Zwangsmittel  angewendet,  obgleich  die  ausgeschriebenen 
Steuern  jeden  Jahres  schon  als  am  ersten  Januar  fallig  betrachtet 
werden.     Die  Befugniss,  die  jeder  hat,   seine  Gemeindesteuer  in 
halbjährigen  Raten  zu  entrichten,   wird  fast  gar  nicht  benutzt' 
doch  existiren  Gemeindecassenbillets  in  der  Grösse  von  4  /8,  8  /J,^* 
1  #,    5  #    und    10  #,    die   man  jederzeit    nach   Belieben    gegen 
baares  Geld  erhalten    und   solche  bei  Berichtigung  des  Beitrags 
an    Zahlung    geben   kann.      Der    Totalbetrag    dieser   Billets    ist 
4250   Mark   Courant.     Die   Execution  erfolgt   nach   mehrfacher 
Anmahnung    auf  einfache    Requisition    des    Gemeindevorstandes  ^ 
durch  die  Staatsbehörde,  wenn  es  Hiesige,  und  durch  den  Polizei- 
herrn ,   wenn   es   angesessene   Fremde    betrifft.     Vieljährige   Er- 
fahrung  zeigt,  dass  im  laufenden^  Jahr  jedesmal  etwa   60  pCt.^*' 
der  ausgeschriebenen  Steuern  und  der  Rest  im  zweiten,  dritten, 
vierten  Jahre,  ja  noch  später  einzugehen  pflegt,  während  zwischen 
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6  und  10  pCt.  durch  Moderationen  und  sonstige  Ausfalle  ganz 
verloren  gehen.  Das  Minimum  der  Steuerquoten  (entstehend  aus 
der  früheren  Familiensteuer)  betrug  bis  1850  18  Mark  und  für 
Wittwen  9  Mark,  später  die  Hälfte.  Selbst  die  unbemittelten 
Gemeindeglieder,  denen  gar  kein  Steuerzettel  zugesandt  wird,  wurden 
wie  schon  erwähnt  als  diesen  geringstenBeitrag  schuldend  betrachtet, 
und  bei  vorkommenden  Gelegenheiten,  wenn  sie  der  Gemeinde  be- 
dürfen, z.B.  bei  Copulationen,  Beerdigungen  etc.,  haben  sie  oder  ihre 
Kinder  für  sie  —  da  diese  durch  ihre  Eltern  die  Gemeinde- 
mitgliedschaft haben  —  wenigstens  eine  kleine  Abschlagszahlung 
darauf  zu  leisten.  (Auch  dieses  Substitutions- System  ward  um 
Steuer-  1854  abgeschafft.)  Sämmtliche  besoldete  Gemeindebeamten,  so 
wie  die  Gemeindeschullehrer,  die  Prediger  und  Offictanten  des 
neuen  Tempels,  die  Klaus-  und  Stiftungs-Rabbiner  werden  gar 
nicht  besteuert,  erwerben  indessen  auch  nicht  durch  ihr  Amt 
die  Gemeindemitgliedschaft. 

Gegen  die  angedrohte  Execution  kann  lediglich  an  den 
Senat  recurrirt  werden,  welcher  dann  gewöhnlich  auf  die  Leistung 
des  oben  bezeichneten  Eides  erkennt. 

Hiesige  sowohl  als  Fremde,  die  sich  in  dienstlichen  Ver- 
hältnissen befinden,  als  Hauslehrer,  Handlungsdiener,  Gesellen 
und  Gehülfen,  auch  Militairs  wurden  nicht  besteuert,  falls  sie 
nicht  zugleich  ein  rentables  Vermögen  besitzen  oder  Familien- 
väter waren. 
Auswärtige  j)Iq  Gemeinde  besitzt  —  abgesehen  von  Hiesigen,   die  als 

tribuenteu.  solche  temporair  auswärts  leben  —  auch  eine  kleine  Zahl  von 
auswärtig  domicilirten  Contribuenten ,  nämlich  entweder  ausge- 
wanderte Hiesige  oder  Fremde,  die  eine  Gemeindetochter  gehei- 
rathet  haben.  Vermittelst  einer  veraccordirten  massigen  jähr- 
lichen Abgabe,  bleibt  ihr  Anspruch  insofern  in  Kraft,  dass  sie 
der  Gemeinde  kein  weiteres  Einkaufsgeld  zu  zahlen  haben,  falls 
sie  mit  Genehmigung  des  Staats  wieder  hierher  ziehen. 

Von  denjenigen  Hiesigen,  die  bei  ihrer  Verheirathung 
nicht  mindestens  2000  Mark  Mitgift  declariren  (Seite  208),  kann 
eine  Bürgschaft   gefordert  werden,   worüber  folgendes  Schema: 
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«Würde  Herr  N.  N.  iunerhalb    der  ersten    (gewöhnlich 
vier)  Jahre  nach  eeiaer  \'erheirathung  entweder  den  ihm  von 

(den  Herren  Voratehern  der  hiesigen  Deutsch  -  Israelitischen 
Gemeinde  Jährlich  auferlegten  Beitrag  zu  den  Bedürfnissen 
Ider  Gemeinde  nicht  prompt  entrichten ,  oder  der  hiesigen 
Gejneindecasae  auf  irgend  eine  Weise  zur  Last  fallen ,  so 
werden  Endesunterzeichnete  für  das  Eine  und  Andere  während 
der  angegebenen  Zeit  als  Selhstschuldner  bis  zu  dem  Betrage 

von prompt  und   unweigerlich  anfkonunen,    wie    wir 

uns   biemit   dazu   unter  Strafe  der  ausser  gerichtlichen  gegen 

.  nns  zu  verfugenden  Execution  hiedurch  verpflichten  und  uns 

I  au  dem  Ende  unter  ausdrücklicher  Verzichtleistung   auf  jede 

l  andere  Cognition ,  wie  namentlich  auf  die  des  Nied erger ichta 

allen  und  jeden  gegen  diese   hier  eingegangene  Verpflichtung 

zu   erhebenden    Einreden ,    sie   mögen    Namen   haben    wie  sie 

^  wollen ,    unwiderruflich    begeben.      Auf   Treu    und    Glauben 

unter  VerpiSndimg  von  Hab'  und  Gut. 


I 

L 


2}  Die  Nachzahlungen.  Sie  hegreifen  zum  grössten  Theil  "' 
die  unter  diesem  Titel  veraecordirten  Eintrittsgelder ,  wofür 
die  Vermögens- Verhältnisse  den  Maaasstab  geben.  Sonst 
werden  unter  «Nachzahlungen»  die  Prästationen  derjenigen, 
denen  wegen  ihrer  Zahlungsunfähigkeit  bisher  gar  keine 
Stenerzettel  zugesandt  sind,  verstanden. 

3)  Eintritta-Recognitionen  (Hakdama),  eine  Abgabe,  die  ^'"'' 
sich  aus  der  älteren  Zeit  (Seite  47)  erhalten  hat  und  die  der-  (Haiid, 
malen  selbst  ihrem  Namen  nicht  mehr  entsprach,  da  sie  hlos  von 
denjenigen  Geraeindemitgliedern  erhoben  wird,  die  in  den  Ehestand 
treten.  Ursprünglich  hing  der  Genuss  einiger  Synagogal- Vor- 
rechte ,  die  bloa  Ehemännern  zukommen ,  mit  der  Berichtigung 
dieser  Abgabe  zusammen.  Man  zahlt  nach  Unterschied  der 
Steuerclasse  Mark  9,   18,  36  oder  60. 

4)  Bräutigams -Ab  gaben,  nämlich  ^"''' 
a)  die  Abgabe   für   das    Krankenhaus,    unverändert    nach 

dem  Beschluss   von    1782    (S.  42.)    mit  der  allmählig  durchge-    ^' 
drungenen  Modification,  dass  hei  Ehen,  wo  ein  Theil  ausheimisch 


ij 


226 

ist,  im  Fall  hiesiger  Copulation  2  und  auswärtiger  iV»  pCt. 
entrichtet  werden.  Der  Bräutigam  hat  eine  eidliche  Declaration 
über  die  Mitgift,  sie  bestehe  in  Geld,  Renten  oder  Geldeswerth 
—  Ausstattung  und  vorhandenes  Mobiliar  ungerechnet  — ,  zu 
unterzeichnen.  Ist  keine  Mitgifts-Summe  stipulirt,  so  stellt  er 
Garantien  für  die  Zahlung  nach  erhaltenem  Betrag.  Findet  gar 
keine  Mitgift  Statt,  so  ist  dies  zu  declariren  und  die  Zahlung 
fällt  weg. 

Hochzeits-  ^)   (Jie  Hochzeits-Abgabe   von   »/s   pCt.    von   jeder    Mitgift 

und  ausserdem  Mark  7.  8  von  jeder  Copulation.  Dieselbe  besteht 
als  Gebühr  für  Vorsänger  und  Küster.  Sie  zerfiel  um  diese  Zeit 
in  acht  Theile;  davon  erhielten  die  vier  Beglaubigten  (zwei  Vor- 
sänger und  zwei  Küster)  jeder  V^,  die  Unter- Vorsänger  zusammen 
Vs  und  die  Gemeindecasse ,  eintretend  in  die  Stelle  von  zwei 
Vacanzen,  ebenfalls  7«. 

Stolgebühr.  c)  Die  Stolgebühr  von  V«*  pCt.  (10  Schillinge  vom  Thaler) 

der  Mitgift  und  6  Mark  von  jeder  Trauung.  Diese  erhielt  die 
Gemeindecasse  ganz.  Sie  stellt  die  frühere,  jetzt  von  der  Ge- 
meinde übernommene  Rabbinatsgebühr  vor.*) 

Trainings-  a)  Erlaubnissgebühr  zur  Trauung  wird  in  seltenen  Fällen 

gebühr.  ^^^  solchen  Fremden  erhoben,  die  sich  hier  copuliren  lassen, 
ohne  hier  wohnhaft  zu  werden.  Sie  erklären  durch  bündigen 
Revers,  aus  dieser  Trauung  kein  Anrecht  an  hiesige  Gemeinde 
schöpfen  zu  wollen,  und  zahlen  eine,  nach  Maassgabe  ihrer 
Vermögens- Verhältnisse  zu  veracoordirende  Summe.**) 


*)  Die  Abgaben  unter  b)  und  c),  zusammen  V**  pCt.,  bilden 
die  uralte,  wohl  in  allen  deutsch -jüdischen  Gemeinden  unter  dem 
Namen  Rachasch  (RAb,  CHAsan,  SCHamas)  bekannte  Abgabe. 

**)  Die  übrigen  Gebühren  bestanden  in  Mark  6  für  den  Trau- 
himmel (Chuppa),  Mark  2  für  das  auf  Pergament  geschriebene  Trauungs- 
Protokoll  (Chetuba)  und  Mark  2  Hochzeitsbitter-Geld  an  den  Küster,  der 
diese  Function  auf  Verlangen  dafür  leisten  muss.  Die  Gebühr  für 
die  an  die  Wedde  abzugebende  Bescheinigung,  dass  Seitens  der  Ge- 
meinde nichts  im  Wege  stehe,  betrug  Mark  2.  8. 
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Im  Laufe  der  Zeit  zeigte  sich  das  ganze  auf  die  Angabe 
von  Mitgiften  basirte  System  unhaltbar  und  es  trat  das  nach- 
folgend ausgeführte  an  die  Stelle : 

Bekanntmachung. 

Um  einem  allgemein  ausgesprochenen  Wunsche  nach 
Abänderung  der  Erhebungs weise  der  in  dieser  Gemeinde  be- 
stehenden Bräutigams -Abgaben  versuchsweise  zu  genügen, 
hat  das  Vorsteher-CoUegium  die  nachfolgenden  Beschlüsse 
gefasst  und  bringt  sie  hiermit  zur  öflPentlichen  Kenntniss. 

Es  wird  künftig  und  bis  weiter  jedem  angemeldeten 
Bräutigam  zur  freien  Wahl  gestellt: 

entweder  nach  der  bisherigen  Ordnung  seine  zu  er- 
wartende Mitgift  zu  declariren  und  zu  versteuern, 

oder  sich  ohne  alle  Declaration  einer  festen  nach  acht 
Classen  normirten  Steuer  zu  unterwerfen,  mit  welcher  dann 
die  Hospitalabgabe  und  die  Stolgebühr   völlig    abgelöst  sind 

Wer  sich  von  den  Herren  Cassirern  in  eine  zu  hohe 
Classe  gesetzt  glaubt,  dem  steht  es  frei,  sich  deshalb  an  das 
Vorsteher-Collegium  zu  wenden,  welches  dann  endgültig  ent 
scheidet.  In  allen  Fällen  muss  die  Abgabe  vor  Ertheilung 
der  Proclamations-Erlaubniss  berichtigt  sein. 

Die  achte  (unterste)  Classe  ist  von  dieser  Steuer  gänzlich 
befreit. 

Ausser  jener  Classensteuer  sind  von  allen  Classen 
gleichmässig  zu  zahlen: 

bei  hiesiger  Copulation         Cour.-Mark  35, 
bei  auswärtiger  Copulation  «  25, 

womit  die  Assistenz  der  Beglaubten,  die  etwanige  Besor- 
gung der  Einladungen,  wie  auch  die  Herbeischaffung  und 
Lieferung  sämmtlicher  zur  Proclamirung  und  zu  dem  Trau- 
ungs-Ritus erforderlichen  Documente  und  Requisiten,  ein- 
schliesslich der  Trau-Acte  (Ketubah)  berichtigt  ist. 

Für  die  Proclamirung  zahlen  die  ersten  sechs  Classen 
dem  Oberküster  3  Mark  und  die  beiden  untersten  Classen 
1  Mark  8  Schillinge. 

15* 


Die  Einlritta-Recogoition  (Hakdamah)  ist  abgL'Schafft 
und  wird  für  1863  und  weiter  nicht  mehr  erhoben. 

Gegenwärtige  neue  Ordnung  tritt  vom  1.  Milrz  dieses 
Jahrea   in  Kraft. 

Hanilnii-s,   Februar   18fi3.  J 

Das  Vorsteber-Collegium  I 

der  Deutsch- Israelitischen  Genjeinde.  u 


"■  5)    Grabstätten  -  Verkauf.      Die    Gemeindeglieder   und  ihre 

Familien  zahlen  nichts  für  die  Grabstätten;  für  durchreisende 
oder  hier  wohnhafte  Freinde  wird  ein  unbeatimmtea .  den  Ver- 
mag easveihältiiissen  angemessenes  Kaufgeld  bezahlt.  Die  Gebiihr 
von  4  Mark  8  Schill  für  reservirte  Grabstätten  (Karka  Betula) 
gehört,  wie  schon  berichtet,  der  Beerdigungs-Brüderschaft.  Auaaer*« 
dem  bezieht  die  Gemeindecasse  die  Gebühren  für  die  Familien-'f 
gräber  auf  dem  Grindelfriedhof. 

Die  Rubriken  der  Ausgabe  sind  die  folgenden : 

'f-  1)    Die    Zinsei]    dei"   Gemeindeachuld ,    welche,    insofern   sie 

nicht  dui'ch  vorhandene  Stamm  cap Italien  gedeckt  sind,  ein  Jahr 
ijis  andere  Cour. -Mark  16000  betragen.     Die  Gemeinde  verzinst 

'f  nämlich  Üb  bei  ür  unkündbar  fundirteu  Stift  ungsfoads 
oaeb  dem  ursprünglich  und  zwar  in  früherer  Zeit  in  förmlichen 
Obligationen  stipulirten  ZinsfuBS  von  3  und  4,  ja  in  einigen 
T-'ällen  5  und  6  pCt.  als  ewige  Eente.  Kündbare  Schulden  hat 
die  Gemeinde  gar  nicht,  ausser  den  unter  besonderer  Verwaltung 
stehenden,  von  Testamenten  herrührenden  Brautgeldern,  die  für 
die  Eligenthümerinnen  bis  zu  ihrer  VerheiratLung  deponirt  bleiben, 
einigen  ähnlichen  temporairen  Depots  und  den  auf  die  Grund- 
stücke hypothucirten  Posten.  Doch  sind,  namentlich  seit  1828 
(dem    Fall    der    hiesigen    «Central -Casae>\    eine   Anzahl    kleiner 

'  Capitalieu  von  frommen  Vereinen,  Krankenladen  und  dergleichen 
bei  ihr  deponirt  worden ,  die  jederzeit  ordnnngsmässig  wieder 
gehoben  werden  können. 

Unterm   30.  Juni  1841  ist  in  dieser  Materie    i 

11. Bekannt macliung  hierüber  publicirt  worden: 
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der  Erfahrung ,  dass  es  ohue  Nachtheil  für  die 
Casse  der  Gemeinde  niclit  möglich  ist,  küiidliare  Pöste 
mit  3  pCt.  pro  aimo  zu  verzinHen,  und  da  die  Vorsteher, 
wenn  gleich  Rücksicht  auf  fromme  Zwecke  sie  zu  der  müh- 
samen Verwaltung  dazu  bestimmter  (ielder  bewogen  hat,  sie 
dennoch  die  Finanzen  dadurch  nicht  in  fortwährenden  \'erluat 
gerathen  lassen  diiifen ,  so  bringen  sie  hiemit  den  folgenden 
Bescblusa  zur  öfientlichen  Kenntniss. 

§  1. 

Vom   1.  Juli  d.  J.    an    nimmt    die   Deutücb- Israelitische 
Gemeinde    weder    von    Vereinen   noi'h    sonatigen  wohlthätigen 
Anstalten  und  Stiftungen  kundbare  (ielder  au  einem  höheren 
Zinsfusfi  als  Zwei  Procent  (Geld  von  Geld)  an. 
§  2. 

Alle   kündbare  Gelder,    die   bereits    bei   der  Gemeinde 
stehen,  genieasen  bis  zum  31.   Uecember  d.  J.  die  bewilligten 
3  pCt.  pro  anno  und  von  da  an  weiter  nur  2  pCt. 
§  3- 

Alle  diejenigen  kündbaren  Poste ,  wegen  welcher  nicht 
bis  zum  nächsten  1.  September  eine  gehörige  Loskündigung 
auf  den  1.  Januar  1842  erfolgt,  werden  betrachtet  als  oll 
der  Consens  der  betreffenden  Verwaltung  zu  der  erwähnten 
Zinsreductiou  eingegangen  wäre. 

§  i 

Alle  als  unkündbar  bei  der  Gemeinde  zu  frommen 
Zwecken  belegte  oder  noch  zu  belegende  Gelder  erhalten, 
falls  nicht  besondere  Stipulationen  vorliegen,  wie  bisher  di'ei 
Procent  (Gteld  von  Geld)  jährliche  Zinsen. 

2)   Das    Armen  Wesen    der    Gemeinde    mit    durchschnittlich*''"^ 
60  —  70000  Mark  Cour,   jährlicher   Ausgabe  begreift    ausser  der 
Armen-Anstalt   im  engeren   Sinne   und    dem  Krankenhause  noch 
die  Beerdigung  der  Armen,  die  Verpflegung  armer  Durchreisender 
nnd  die  Versorgung  der  Armen  mit  Mazzoth  (Osterbrot).*) 

*)  Die  BBmmtlichen  Ausgaben  der  Gemeinde  sind  genau  ange- 
geben nnd  rubrioirt  in  dem  am  19,  Juli  1619  vom  Vorateher-Col- 
legiam  durch  den  Druok  publlcirten  FinanKbericbt. 
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Armen-  Pas  Armen-CoUegium  in  seiner  gegenwärtigen  Gestalt   ist 

allmählig     aus     den     früheren     Einrichtungen     hervorgegangen 

3tatuten  der  mi(j  zuerst  1817  durch  vollständige  Statuten  organisirt,   welche 

irmenanstalt  it».i  i  taii  .t 

1846    nach    Beziehung    des    neuen  Krankenhauses    neu  revidirt 
erschienen  sind*). 

Dasselbe  besteht  (bis  Ende  1865)  demzufolge  aus  dreiund- 
zwanzig Personen,  nämlich: 

1  Präses  i 

__.  }  beide  Gemeindevorsteher, 

1  Vicepräses      j 

4  Assessoren, 

7  Districtspfleger, 

7  Krankenhaus-Provisoren, 

1  Wortführer  der  jungen  Armenfreunde, 

1  Cassirer  (seit  1851  besoldet), 

1  Secretair  (besoldet).**) 
Die  Ernennungen  geschehen  durch  das  Vorsteher-CoUegium 
welchem  das  Armen- Collegium  für  jede  Vacanz  zwei  Candidaten 
praesentirt.  Die  verschiedenen  Functionen  vertheilt  das  Ar- 
men-CoUegium in  seiner  Mitte  selbständig.  Austreten  kann 
ein  Mitglied  erst  nach  dreijährigem  Dienste  und  dann  nach 
dreimonatlicher  Kündigung. 

Die  Armen  in  Stadt  und  Vorstädten  sind  in  sieben  Di- 
ßtricte  getheilt  deren  jeder  einen  Armenpfleger  hat.  Die  Unter- 
stützungen bestehen  in  Wochengeldern,  momentanen  Gaben,  und 


*)  «Armen-Ordnung 

der  Deutsch-Israelitischen  Gemeinde  in  Hamburg. 
Publicirt  zufolge  Beschlusses  des  Collegiums  der  Gemeindevorsteher 

am  1.  Juli  1846. 

Inhalt:  A.  Statuten  des  Armen  -  Collegiums.  B.  Statuten  des 
Krankenhauses.  C.  Statuten  des  Vereins  der  jungen  Armenfreunde 
zur  Vertheilung  von  Brot  und  Suppe.  D.  Reglement  für  die  Abfer- 
tigung armer  Durchreisender. 

**)  Auch  hat  die  Armenanstalt  zwei  «Armenpolizeiboten», 
welche  zugleich  von  der  Polizeibehörde  patentirt  sind.  (s.  Fremden- 
Commission.) 
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Bewilligungen  für  verschämte  Arme  und  Hauskranke,  Die  Wo- 
chengelder belaufen  sich  jährlich  auf  achtzehn  bis  zweiundzwan-  Wochen- 
zigtausend  Mark ,  und  die  Empfänger  waren  nach  der  1848 
aufgenommenen  Uebersicht  —  siebenundsiebenzig  Ehepaare, 
123  Wittwen ,  159  bei  diesen  lebende  unmündige  Kinder,  vier- 
undsechszig  unverheirathete  Personen,  zusammen  527  Seelen  auf 
291  Abhörungsbogen.  Von  den  Erwachsenen  zählten  achtzehn 
unter  vierzig  Jahre,  neunundfunfzig  von  einundvierzig  bis  fünf- 
zig, zweiundneunzig  von  fünfzig  bis  neunundfunfzig,  vierzig 
von  sechzig  bis  vierundsechzig,  vierundfunfzig  von  fünfund- 
sehzig  bis  neunundsechzig,  sechsundvierzig  von  siebenzig  bis 
vierundsiebenzig,  zweiunddreissig  von  fünfundsiebenzig  bis  neunund- 
siebenzig,  siebenundzwanzig  von  achtzig  und  darüber.  Diese  Wo- 
chengelder werden  auf  den  Bericht  des  Armenpflegers  in  Sitzung 
des  CoUegiums  bewilligt  und  das  Maximum  beträgt  vier  Mark 
wöchentlich  für  eine  Familie.  'Alle  drei  Jahre  findet  eine  all- 
gemeine Revision  säramtlicher  Unterstützungen  Statt.  Die  Pfle- 
ger beziehen  ihren  Geldbedarf  wöchentlich  durh  Anweisungen 
auf  die  Casse  der  Armenanstalt,  welche  sich  ihrerseits  \^öchent- 
lich  von  der  Gemeindecasse  deckt.  In  geeigneten  Fällen  werden 
neben  oder  statt  der  Unterstützung  von  der  Armenanstalt  Bürg- 
schaften bei  der  Vorschussanstalt  geleistet.     Verschämten  Armen  Verschämt 

^  Arme. 

darf  jeder  Pfleger  vorläufig  bis  vier  Mark  in  einer  Woche  oder 
fünfzehn  Mark  in  einem  Quartal  zuwenden,  hat  dies  aber  in  der 
nächsten  Versammlung  zu  justificiren.  Einmalige  Unterstützungen 
bis  zu  dreissig  Mark  können  durch  die  beiden  Praesides  und 
noch  höhere  durch  den  Gemeindevorstand  bewilligt  werden. 

Die  Hauskrankenpflege  (jährlich  Mark  5000  —  6000)  h*"»^^*"* 
wird  durch  zwei  Aerzte  und  einen  Wundarzt  besorgt,  welche 
unter  Beistand  des  Armenpflegers  Krankengeld,  Medicamente, 
Hülfsmittcl  und  nöthigenfalls  auch  einen  Krankenwärter  ver- 
ordnen. Bei  langwierigen  Krankheiten  erfolgt  der  Trans- 
port ins  Krankenhaus  der  Gemeinde;  das  Wochengeld  wird  der 
Familie,  wenn  sie  dessen  bedarf,  fortwährend  zugetheilt,  für 
Geisteskranke  zahlt  die  Gemeinde,  da  das  israelitische  Kranken- 
haus für  dieselben  keine  Einrichtung  besitzt,  Kostgelder  an  das 
allgemeine  Krankenhaus  in  St.  Georg. 


'"  Einen    Zweig-     der    Verwaltung    bildet     die    Wai Benpflege, 

indem  das  israelitische  Waisenhaus  —  eine  durch  eigenes  Ver- 
mögen und  jährliche  Subscriptionen  erhaltsue  Privat- Anstalt, 
wovon  weiterhin  —  Mädchen  {bis  1854)  gar  nicht  und  Knaben 
nur  vom  sechsten  Jahre  an  aufnimmt.  Die  Armenaustalt  giebt 
denmacli  eine  Anzahl  solcher  Kinder  bei  rechtlichen  Familien  in 
Kost  und  unterhält  sie  so  lange  als  nöthig.  Uie  Aufsicht  fdliren 
zwei  Annenpfleger ,  welche  jährliche  Berichte  über  jedes  Kind 
abstatten. 

Eb  istein  bei  dieserjüdiüchen  Armenana  talt  in  antik-religiösen 
Anschauungen  wurzelnder  Grundsatz ,  dass  die  gewöhnlichen 
Bedürfnisse  der  Armen  durch  die  ordentliche  Besteuerung  der 
Vermögenden  herbeigeschafft  werden  müssen ,  und  dass  alle 
auBserge wohnlichen  Spenden  auch  auf  ausserge wohnliche  Weise 
Bu  verwenden  sind.  Demzufolge  wird  AOes ,  was  in  Büchsen, 
Armenblöcke  und  Becken  fällt,  alle  Hochzeits-  und  sonstige 
Geschenke,  jährlich  zusammengelegt  und  in  Extraspenden,  die 
theilweise  in  Naturalien ,  Kleidungsstücken  u.  dgl.  angelegt 
werden ,  an  eingezeichnete  und  verschämte  Arme  vertheilt. 
Andere  Spenden,  die  zur  sofortigen  Vertheilung  bestimmt  sind 
—  namentlich  die  Gaben  während  der  Leichenbegängnisse  — , 
werden  an  jeden  Districtspfleger  nach  Zahl  seiner  Armen  vertheilt, 

^•"Eine  besondere  «Vertheiluiigs  -  Commission»  besteht  für  diese 
Verwendungen.  Alle  Geschenke  und  Legate ,  die  den  Belauf 
von  BancD-Mark  500  übersteigen,  werden,  falls  die  Geber  nicht 
sonstige  Bestimmungen  getroffen  haben,  zum  Capital  der  Armen- 
anstalt  geschlagen. 

"•  Das    Krankenhaus    ist    belegen    in  der  Vorstadt    St.   Pauli 

nnd  wird  von  dem  «Kiaiikenhaus-Collegium*  verwaltet.  Dieses 
besteht  aus  den  beiden  Gemeindevorstehern,  die  auch  dem 
Armen-CoUegium  präsidireu,  und  sieben  Provisoren,  die  auch  in 
den  allgemeinen  Versammlungen  des  Armen-Collegiums  Sitz  und 
Stimme  hohen.  Das  Haus  hat  zwei  in  der  Stadt  wohnhafte 
Aerzte ,  von  denen  einer  zugleich  Wundarzt  ist.  Ein  im  Hause 
wohnender  Arzt  soll  angesteUt  werden,  bis  dahin  hilft  ein  in 
der  Nähe  wohnender  Arzt  aus.     Die  Provisoren  vertheilen  unter 


einander  die  Functionen  eines  Wortfilhrers,  eines  ProtokoUisten, 
eines  Kranken  -  Annehmers ,  eines  Kostgeld-Rendanten  und  der 
Inspectoren.  Ihre  Geldmittel  empfangt  die  Anstalt  durch  Ver- 
mittlung der  Armenanstalt.  Die  Aufnahme  geschieht  hei  hiesigen 
armen  Kranken  auf  Auordnnag  des  Districtspflegers  und  des 
Armenarztes,  bei  Durchreisenden  auf  die  des  Fremdenverpflegera 
und  eines  Krankenhaus- Arztes ,  bei  Kostgängern  nach  veraccor- '''" 
dirtem  und  garantirtem  Kostgeld.  Die  Entlassung  geschieht 
auf  Anordnung  des  Arztes,  und  der  Ausgeschriebene  muss  dann 
innerhalb  vi  er  und  zwanzig  Stunden  das  Haus  verlassen.  Alle 
Auszahlungen  geschehen  durch  Vermittelung  des  Präses.  Die 
Aerzte  sind  auf  drei  Jahre  augestellt ,  mit  Ausnahme  des  Herrn 
Dr.  Heine,  welcher  zufolge  testamentarischer  Bestimmung  seines 
Onkels,  des  Gründers  des  Hauses,  auf  Lebenszeit  eogagirt  ist. 
Der  Oekonom  wohnt  im  Hanse  und  erhält  ausser  freier  Station 
für  sich  uad  seine  Familie  einen  Gehalt  von  2000  Mark. 

Bei  SterbefUUen  werden  die  eigentlichen  Leichen- Ritualien 
ftUBserhalb  des  Hauses  vorgenommen*),  und  der  Nachlass  haftet 
zuvörderst  fnr  die  wegen  eines  Verstorbenen  aufgewandten  Kosten. 

Die  Ausgaben  der  Anstalt  sind  nur  zam  kleinen  Theil 
durch  die  Zinsen  des  Fonds  —  worunter  ein  Capital  von 
30000  Mark  als  Salonion  Heine'scbes  Legat  —  und  sonstige 
Spenden  gedeckt.  Gegen  Kostgeld  werden  Christen  sowohl  als 
Jaden  aufgenommen.  In  Cholera-Zeiten  wui'den  häufig  Kranke  '^' 
aus  der  Vorstadt  angebracht,  und  die  Stadt  vergütete,  wenn 
es  Arme  waren,  die  Unkosten. 

Wie  die  ehemaligen  drei  hiesigen  Gemeinden  ihre  Kranken  "" 
versorgten,  ist  bereits  erzählt  worden.     Nach  deren  Vereinigung     b. 
und  Trennung  von  Altona  wurden  die  Hamburgischen  Kranken 
zum  Theil  noch  in  Altona  gegen  Kostgeld  verpflegt,  theils  aber 
in  einem  bei  den  Hütten ,  der  Peterstrasse  gegenüber  belegenen 
kleinen,  bisher  der  sogenannten  Wandsbecker  Gemeinde  gehörigen 


*)    18B3    ist    hierzu    ein    besonderes  Todtenhui 
1  erbaut  worden. 
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Hospital.  Im  Jahre  1817  war  iudesa  ein  neuer  Bau  projektirt, 
auch  ieOOO  Mark  Geld  dalür  von  Privaten  gespendet;  es  kam 
jedocli  nichts  weiter  zu  Stande,  als  ein  Hintergebäude  zum  ge- 
dachten Hospital,  das  27000  Mark,  und  eine  Vermehrung  des 
Inventars,  die  9000  Mark  kostete.  Nun  konnten ,  ob  zwar  in 
beachränkten  Räumen ,  dreiasig  bis  vierzig  Kranke  verpflegt 
werden,  doch  zeigte  sich  bald,  dass  daa  Bedürfuiss  grösser  war, 
und  so  reifte  endlich  1838  —  1839  der  Entschluss,  ein  neues 
Gebäude  auaserhalb  der  Stadt  zu  errichten.  Der  erste  Kosteu- 
öDBchlag  ging  auf  Banco-Mark  80000,  und  in  der  am  10.  No- 
vember 1839  auf  diese  Veranlassung  gehaltenen  Versammlung 
übernahm  der  1843  verstorbene  Salomon  Heine,  allein  diese 
Summe  herzugeben  unter  der  Bedingung ,  dass  daa  Haus  den 
Namen  seiner  1837  verstorbenen  Fran  Betty  geb.  Goldschmidt 
trage,  daas  der  Verkanfswerth  des  gegenwärtigen  Hospitals  zur 
Anschaffung  von  Inventarium  verwendet  und  dass  in  dem  im 
Hause  zu  errichtenden  Betsaal  ein  Stand  immerwährend  mit 
seinem   Namen  bezeichnet  bleibe. 

Den  Platz  zur  Anstalt  schenkte  nunmehr  die  Stadt  in  der 
Grösse  von  572  Quadratruthen*)  unter  sehr  liberalen  Bedin- 
gungen, nämlich  zwei  Mark  jährlicher  Grundhauer,  der  Pflicht, 
jederzeit  die  von  der  Staatsbehörde  zu  treffenden  Anordnungen 
wegen  der  Abflüsse  und  Wegschaffung  des  Unraths  au  befolgen, 
und  der  Beschränkung,  den  Platz  nie  zu  etwas  Anderem  als  zu 
einem  jüdischen  Krankenhause  zu  benutzen.  Dei'  betreffende 
Senatsbeachlusa  ist  vom  1.  und  3.  Juni  1840,  der  Kämmerei- 
Contract  vom  31.  Juli  und  das  üebergabe-ProtokoU  vom  15.  Juni. 
Die  Heine'schen  Bedingungen  wurden  dahin  modificirt,  dass  er 
Statt  80000  aUmählig  123000  Mark-Banco  hergab,  und  der  Ge- 
meinde vorstand  ihm  in  einem  Dankschreiben  vom  20.  September 
1843  erklärte,  'das  ganze  Haus  sei  nunmehr  seine  alleinige 
Gabe  und  der  Bau  ausschliesslich  mit  den  von  ihm  gespendeten 


•)  Die  Nordseita  misst  51!i,  die  Siidaeite  464-,  die  Osteeite  2 
und  die  Westseite  SU  Fuaa, 
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Mitteln  beschafft».  Wegen  der  Benennung  wurde  bestimmt, 
dass  das  Haus  nicht  etwa  Betty  Heine-Stift  oder  ähnlich  genannt 
wurde,  sondern  dass  blos  das  Giebelfeld  die  Inschrift  erhielt: 
«Krankenhaus  der  Deutsch-Israelitischen  Gemeinde,  der  sei.  Frau 
Betty  Heine  geb.  Goldschmidt  zum  Andenken  erbaut  von  ihrem 
Gatten  Salomon  Heine».  Für  das  Inventarium  ward  die  Summe 
von  Courant-Mark  16500  verausgabt  und  dazu  der  Rest  des 
1827  unbenutzt  gebliebenen  und  seitdem  durch  Zinswirthschaft 
angewachsenen  Geldes  mit  benutzt.  Die  sehr  feierliche  Grund- 
steinlegung fand  in  Gegenwart  eines  glänzenden  Publikums  am 
10.  Juni  1841*),  die  Einweihung  am  7.  September  1843  Statt 
und  im  December  hielten  die  Kranken  ihren  Einzug.  Eine 
Woche  lang  war  das  Haus  dem  Publikum  zur  Besichtigung 
geöffnet  und  es  fielen  dabei  Courant-Mark  5400  in  die  Becken. 
Das  zweistöckige  Gebäude  selbst,  welches  an  der  Südseite 
des  Platzes,  die  Fronte  nach  Süden,  steht,  ist  227V*  Fuss  lang 
und  besteht  aus  zwei  Seitenflügeln  von  69  V*  Fuss  und  einem 
6  Fuss  hervorspringenden  Mittelbau  von  40  •  Fuss  Tiefe.  Der 
übrige  Platz  ist  zum  Garten  und  zur  Bleiche  eingerichtet  und 
enthält  auch  ein  Gebäude  für  Pockenkranke  und  an  sonstigen 
epidemischen  Hautkrankheiten  Leidende.  Die  höchste  Capacität 
des  Hauses  geht,  abgesehen  von  diesem  Gebäude,  auf  100  bis 
120  Kranke.  Es  enthält  Dampf küche  mit  Sabbathsofen,  Wasch- 
küche ,  Badeanstalt ,  Operationszimmer ,  Garderobe  etc.  Eine 
ausführliche  Beschreibung  desselben  führt  den  Titel:  <Das  neue 
Krankenhaus  der  Deutsch- Israelitischen  Gemeinde  in  Hamburg, 
erbaut  von  Salomon  Heine ,  beschrieben  von  Dr.  Heilbut. 
Hamburg  1843,  bei  Perthes,  Besser  &  Mauke.>  —  Der  durch- 
schnittliche Krankenbestand    ist    von   beiläufig  sechzig   Köpfen. 


*)  Der  in  der  Hintermauer  des  Hauptbaus  zwei  Fuss  über 
dem  Boden  im  Eckpfeiler  der  Unterfahrt  befindliche  Grundstein 
enthält  nel>eii  Münzen,  Zeitungen  etc.  auch  einen  historischen  Bericht 
in  deutscher  und  ebräischer  Sprache.  Bei  der  Grundsteinlegung 
wurde  eine  Medaille  zu  Ehren  Heiners,  mit  dessen  Brustbild  versehen, 
auBgetheilt. 
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L  der  ersten  Etage  befindlicha  Betsaal  wird  von  den  Be- 
wohnern, hin  nud  wieder  aunh  von  den  Umwohnern  henutzt. 
Bei  der  Eröffnung  wurden  geHchentt :  ein  koHtbai-er  Tabernakel- 
Vorhang  von  H.  B.  Oppeiibeimer ,  eine  silberne  ewige  Lampe 
von  der  hiesigen  Portugiesiaeben  Gemeinde,  eine  ToraroUe  nebat 
silbernen  Paramenten  etc.  von  der  Firma  Gebr.  Meyer  in  Warschau 
und  eine  im  Giebelfeldi  des  Pockenhauaes  angebrachte  Schlaguhr 
von  Joimaauhn  in  Sanderland.  Den  ganzen  Platz  umfasst  eine 
Mauer  njit  aufgesetztem  gusseiaeraen  Staokete.  Bas  Wasser 
liefert  die  Elbwaaserkunat. 

Verein  der  jungen  israelitischen  Armenfreunde  zur  Ver- 
theilung  von  Brot  und  Suppe»  iat  IÖ17  gestiftet,  hanptaächlich 
um  der  damals  noch  starken  Strassenbettelei  entgegen  zu  arbeiten. 
Die  Verwaltung  besteht  aus  jungen  Männern,  von  welchen  der 
von  ihnen  selbst  erwählte  Wortführer  dadurch  zugleich  Mitglied 
des  Änuen-CollegiumB  ist.  Die  Beiträge  der  freiwilligen  Con- 
tribuenten,  welche  anfänglich  für  seine  Bedürfnisse  hinreichten, 
müssen  schon  seit  vielen  Jahren  durch  einen  diese  Einnahmen 
weit  übersteigenden  Zuschuas  der  Armencasse  ergänzt  werden. 
Zufolge  der  Statuten  von  1846  ist  der  Verein  vu'rpfliohtet,  alle 
Diejenigen  mit  seineu  Nahrungsmitteln  zu  versorgen,  die  itm 
von  der  Armeuanstait  zugewiesen  werden,  kann  aber  seinerseits 
keine  Pfleglinge  auihehinon,  ohne  dies  haldthnnlichst  vom  Armen- 
CoUegium  genehmigen  zu  lasaen.  Die  Unterstützungen  bestehen 
in  Schwarzbrot,  Weissbrot  und  Suppe.  Letztere  wurde  damals 
in  dem  der  Gemeinde  gehörigen  Hanse  Hütten  62  bereitet  und 
konnte  auch  dort  genossen  werden.  Es  ist  nicht  gelungen ,  die 
dürftigen  Familien  aus  der  Gemeinde  zur  vollständigen  Benutzung 
dieser  Wohlthat  zu  bewegen  und  die  meisten  Suppenportionen 
gehen  in  die  Armenschulen  der  Gemeinde. 
'"  Die    «Israelitische   Vorschuna- Anstalt»,   welche   die   äitaste 

aller  Vorschuss- An  statten  dieser  Gattung  ist,  ging  1817  —  1818 
aus  der  Armenanstalt  hervor,  indem  einige  Ärraenpfleger  ihren 
Pfleglingen  das  Wochengeld  auf  ein  halbes  Jahr  im  Voraus 
vorgeschossen  hatten  und  einen  ungemein  günstigen  Erfolg  von 
dieser  Operation  erblickten.     Es  wurden  gegen  süffisante  Bürg- 


k 


237 

Bchaften  Vorschüese  geleistet  bis  zu  500  Mark  (früher  nur  bia 
300  Mark)  gegen  Abzahlung  Ton  V>  Schill,  pio  Mark  wöchentlich 
und  von  500  bia  1000  Mark  gegen  Abtrag  von  25  pCt.  viertel- 
jährlich. Seit  1823  ist  die  Anstalt  vom  Armen -CoUegi um  abge- 
trennt und  wird  seitdem  durch  aieben  Mitglieder  verwaltet, 
iifimlich  durch  einen  G-emeindevorsteher  als  Präses,  einen  Secretair, 
einen    Cae sirer,    einen    Einsammler    und    drei    Assessoren. 

Die  Sitziingea  finden  jeden  zweiten  Sonntag  Vormittag 
Statt.  Die  Ausucheuden  melden  sich  beim  Präses  und  geben 
ihre  Biirgeu  auf.  Jeder  Bürge  übernimmt  einen  beliebigen 
Antheil  und  es  findet  zwischen  ihnen  keine  Solidarität  Statt 
ansBer  bei  den  Darlehen  über  500  Mark.  Wer  nicht  rein  ab- 
bezahlt und  wer  seinen  Bürgen  in  Verlust  gebracht  hat,  kann 
keinen  nenen  Vorschuss  erhalten.  Zinsen  werden  nicht  berechnet, 
doch  ist  eine  kleine  Gebühr  zu  den  Verwaltungsspesen  zu  ent- 
richten. Von  1816  an  bis  Schluss  1865  waren  durch  die  Anstalt 
im  Ganzen  ausgeliehen  Cuurant-Mark  3,020,290,  von  denen  zu 
derselben  Zeit  in  747  Darlehen  947327*  Mark  ausgeliehen 
and  theilweise  schon  abbezahlt  waren. 

Verluste  hat  die  Anstalt  nur  396  Mark  gehabt  und  die  Verluste 
der  Bürgen  variiren  zwischen  ]'/*  bis  3  pCt.  Das  (1865) 
64000  Mark  betragende  Capital  der  Anstalt  ist  zuerst  durch 
einen  Zuschuas  der  Gemeindeoasse  begründet  und  durch  Geschenke, 
Legate  und  die  erwähnte  kleine  Gebühr  so  weit  augewachsen. 
Bevor  dies  Capital  die  erforderliche  Stärke  erreicht  hatte,  halfen 
zeitweilige  Anleihen,  bald  von  der  Gerne indecasse,  bald  von 
einzelnen  Menschenfreunden,  aus.  *). 

Die  -Ooramiasion   für  die  Besorgung   der  Mazzotb-  wirkt '^" 
ebenfalls   für   die   Armen,   in    der    Weise  jedoch,    dass    sie    den  b 
gesammten  Bedarf  der  Gemeindemitglieder  an  ungesäuertem  Kuchen''" 
(Mazzoth)    während   des   Passah-  {Oster-)  Festes  i'abriciren  laast 
und  den  Preis  so  stellt,   dass   sie  die  Armen  theils  ganz  gratis, 


*)  Die  Statuten  dieser  Vorachusa- Anstalt  aind  nuletzt  gedruckt 


theüs  zu  mehr  uod  miudei-  moderirten  Preisen  versorgt.  Die 
Geraeindecasse  trägt  inzwischen  jährlich  einen  uach  der  Höhe 
der  Waizenpreise  varjirendän  Ausfall  von  2  —  3000  Mark.  Der 
ganze  Umsatz  steigt  auf  mehr  als  50000  Pfund  Mazzoth,  von  denen 
(wie  bereits  berichtet)  etwa  6000  ganz  frei  und  12000  ungefähr  zum 
halben  Preise  vergeben  werden.  Die  Commission  besteht  aus  acht 
Mitgliedern  unter  Vorsitz  eines  Gemeindevorstehera ,  sie  werden 
jäbrlieh  von  dem  Vorsteher-Collegium  ernannt  und  ihr  Geschäft 
beginnt  um  die  Erntezeit  mit  dem  Einkauf  des  abgesonderten 
Mehls,  das  Backen  beginnt  im  Februar.  Seit  1837  wird  blos 
in  dem  Zinimer'achen  Backhause,  ÄBCstrasse,  gebacken,  woselbst 
damals  ein  lediglich  diesem  Gesohäfte  gewidmeter  Ofen  errichtet 
wurde,  nachdem  ein  Senats-Decret  mit  Genehmigung  des  Bäcker- 
amta  der  Gemeinde  ein  besonderes  Privilegium  daau  ertheilt 
hatte.  Jedesmal  nach  vollendetem  Gebrauch  bleibt  der  Ofen  bis 
zum  Dienst  des  folgenden  Jahres  unter  Siegel  der  Gemeinde. 

^  Das  Arm en-Beerdigunga Wesen    ist  mit  dem  erwähnten  all- 

gemeinen verbunden.  Die  Beerdiguuga  ■  Casae  macht  alle  Aus- 
lagen und  zieht  sie  von  der  Äimeu-Caase  wieder  ein.  Diese 
trägt  auch  alle  Kosten  der  Leichenwagen  und  der  Uniformirung 
der  angestellten  Leichenhegleiter  und  bezieht  dagegen  I  Mark 
för  jede  Benutzung  der  Wagen. 

""  Eiuewichtige  und  fruchtbringende  Ausgab  eiirubrik  von  circa 

14000Mark,  das  ErziehungBweaen,  verschieben  wir  nun  auf  weiterhin, 
erwähnensummariach,  dass  die  der  Administrationsküsten,  die  Gehsite 
des  Rechts-GoDsulenten,  des  Seoretairs,  des  CassenpersoBak ,  die 
Bureaukoaten  und  der  Agio-Verlust,  jährlich  ungefähr  Courant- 
Mark  9000  erforderte,  und  wenden  uns  zu  der  Verwaltung  der 
Activa  der  Gemeinde.      Hier  findet  sich  zuerst ; 

Die  Bauverwaltungs-Commission  besteht  aus  zwei  Gemeinde- 
vorstehern und  drei  anderen  Mitgliedern.  Ihr  Wirkungskreis 
umfasat  die  sämmtlichen  Grundstücke  der  Gemeinde,  ala  Syna- 
gogen, Krankenhäuser,  Sohulgebiiude ,  Bäder,  Begräbnissplätze 
und  vermietheta   Häuser    in  Hinsicht  auf  ihre  baulichen  sowohl 
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ala  pecuniaireu  Verhältnisse.  Sie  caasirt  die  Haus-  und  Kirchen- 
HteQlen-MietheiL  ein*)  und  bezahlt  Zinsen  der  hypothekarischen 
u.  s.  w.  Die  Zahlungen  werden  Bämmtlich  vom  Präses  dieser 
Conimission  auf  die  Baucosae  angewiesen  und  ehenaü  werden  die 
Miethquittungen  ausgestellt.  Sitzung  wird  nur  gehalten ,  wenn 
ea  erforderlich  ißt.  Die  Protokolle  und  Scripturen  führt  ein 
Mitglied  der  Verwaltung  als  salarirter  Secretair,  Auch  hat  die 
Verwaltung  einen  eigenen  Boten.  Die  Zutheilung  nnd  Registri- 
rung  der  Familiengi-äher   gehört  eu  diesem  Ressort. 

Die  Gemeinde  besitzt  au  dteser  Zeit  die  folgenden  Grund-'^'i 
stücke  **) : 

Ä.  Erbe  1.  Elbstrasse,  4  Uäuser  No.  18  —  21.  Hinter 
No.  20  die  Synagoge  ,  im  Souterrain  das  Frauenbad, 
an  der  Diele  ein  Commissions  -  Zimmer  und  die  Wohnung 
de»  CftStellana.  Erste  Etage  fünf  Zimmer  für  die  Gemeinde- 
Verwaltung.  Ein  Eingang  besteht  vom  Neuensteinweg  zwischen 
No.  20  und  21,  kellerartig  durch  das  ehemals  Dentlersche  Erbe. 
Ferner  Haus  No.  21  Rabbinats  -  Amtswohnung.  Häuser  No.  18 
und  19  nebst  einem  darunter  befindlichen  Wohnkeller  vermiethet. 

B.  Erbe  Neuersteinweg,  3  Häuser  No.  71,  72,  75  und  ein  ' 
Hof,  worin  ein  Haus  No.  74 ,  welches  das  Frauenbad  enthält, 
und  zwei  Wohnkeller.  1859  ist  die  hier  belegene  Synagoge 
eingegangen  und  das  ganze  Grundstück  verkauft,  nachdem  der 
kleine  1812 — 1813  belegte  Begräbnissplatz  abgeschieden  und  der 
Gemeinde  separat  zugeschrieben  war.  ***) 


*)  Das  Eigenthumsbueh  über  die  ursprünglich  verkauf teo 
Stellen  in  der  Elbstraasen-Syaagoge  gehört  hingegen  zum  Gemeinde- 
Sflcretariat,  woselbst  auch  die  vorkommenden  Umschreibungen  vor- 
genommen werden. 

**)  Erst  1821  den  3,  Juli  wurde  durch  Dekret  des  Senats  die 
(koatenfraie)  Umschreibung  der  bisher  theils  auf  Privatnatoeu,  theils 
auf  Namen  dar  ehemaligen  drei  Gemeindea  eingetragenen  Grund- 
stücke auf  den  Namon  der  Deutsch-Israelitischen  Gemeinde  gestattet. 

***)  Die  Leichen  sind  dort,  gemäss  dem  jüdisohen  Ritualgesetz, 


C.  Erbe  Hütten ,  am  Wall ,  der  PeterstrasBe  gegenüber, 
ein  vermiethetes  Wohnhaus  nebst  Wohnkeller  aa  der  Strasse 
Bub  No.  62 ,  und  im  Hoi'e  das  fi'üher  zum  Hospital  benutzte 
Gebäude  der  Mädtbenschule  der  Gemeinde.  Hinter  demselben 
auf  dem  Wall  ist  ein  geräumiger,  von  der  Stadt  miethweiae 
überlas aener  Spielplatz  für  die  Kinder. 
U'  D.  Das  Krankenhaus -Gebäude  in  St.  Pauli  mit  Nebengebäuden 

und  Garten,  wovon  Näheres  anseinemOrt.  Die  dazu  führende  Strasse 
ist  1864  zu  Ehi-en  des  Itonatora  «Heine- Strasse»  benannt  worden. 
I  E.    Gebäude  auf  dem  Grindelfriedhof,  nämlich  Leichenhaus 

und   Wolmung  des   Aufsehers,   dahinter   die  sogenannte  Capelle. 
Ausserdem  die  Friedhöfe; 
»■  I)  in  Altona,  Konigstrasae,  ein  Theil,  seit  1834  uubenutzt; 

D.  2)  in  Otteneen.      Es    haften    darauf  Ottensener  Communal- 

und    Kirchenabgaben     circa    Courant  -  Mark  200.      Die 
Capelle  und  Flanke    ist  in  der  Finneberger  Brandcasse 
versichert ; 
■i*  3)  in  Wandabeck,   seit  1834  unbenutzt.     Zu  den  Repara- 

turen   an    der    Einfriedigung    haben  die  Wandsbecker 
Juden  Vertrags  massig  ein  Zehntel  beizutragen; 
4]  beim    Grindel    an    der    nach    ihm    »beim  Israelitischen 
Begräbniflspiatz»  benannten  Strasse.     Die  Gebäude  wie 
oben  erwähnt. 
Ausser  der  Unterhaltung  der  hier  genannten  Baalichkeiten 
hat  die  Gemeinde  vermittelst  der  Bauverwaltung  bis  1857  auch 
■   die    am   Talmud -Tora- Sohulbause    vorkommenden   Reparaturen 
j  bestritten. 

Die  Verwaltung  des  Spar-  und  Tilgungsfonds  ist  eigentlich 

1   Saohe    dea    gesammten    Vorsteher-Collegiuma,    doch   speciell    dem 

Präses  desselben  und  dem  ältesten  Cassirer  übertragen.     Dieser 

Fonds  ist  1826 — 1827  neu  begründet,  indem  festgesetzt  ward, 


aoadrücklich  AI  Tenay  begraben  d.  h,  auf  die  Bedingung,  später 
auf  den  ordentlichen  Friedhof  (den  guten  Ort,  wie  die  Juden  enphe- 
miatiBch  sagen)  transportirt  zu  werden.  1815  verlangte  die  Beerdi- 
gangs-Bniderachaft  diese  Transportirung ,  die  Sache  blieb  aber  auf 
aioh  beruhen. 
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die  vorhandenen  disponibeln  Gelder  —  namentlich  die  aua  dar 
ehemaligen  Gemeinschaft  mit  Altonn  herrührenden  20000  Mark 
Banco  in  3proceutigen  dä&iachen  Spe  des -Obligationen  separat 
au  verwalten  und  sie  durch  die  etwanigen  jährlichen  Ueberachüase 
nebst  den  zu  erzielenden  Zinsen  anwachsen  zu  lassen.  Eb  werden 
nnn  daraus  theils  grossere  ausserordentliche  Ausgaben,  Bauten 
u.  H.  w.  bestritten ,  theils  die  Unterbilauzen  einzelner  Jahres- 
rechnungen  gedeckt.  Die  Gelder  sind  theils  in  Hypotheken  auf 
Namen  der  Gemeinde ,  theils  in  Staatspapieren  tmd  theils  in 
Dis  conto  wechseln  angelegt. 

Die  Depositen- Gasse  milder  Stiftungen  der  Deutsch-Israe-  ^p" 
litiachea  Gemeinde,  bis  März  1844  Aussteuer-Commission  genannt,  n^, 
ist  vom  Vorsteher-Cullegium  gestiftet  und  mit  dem  1.  Januar  1817  S""" 
eröfinet.  Die  Terwaltung  besteht  aus  zwei  Vorstehern  und  drei  An,,, 
{onÜnglich  nur  zwei)  sonatigen  Gemein  dem  itgl  ledern.  Comm 

Die  nächste  Aufgabe  derselben  bestand  in  der  Bewahrung 
und  Verwaltung  der  aus  verschiedenen  testamentarischen  Stif- 
tungen (es  giebt  deren  15)  herrührenden  Brautgeldcr  (und  daher 
die  alte  Firma),  welche  jährlich  theils  durch  Verlosung  tbeils 
nach  sonstiger  Bestimmung  für  Jungfirauen  ausgesetzt  und  den- 
selben nach  ihrer  gesetzlich  vollzogenen  Heirath  ausbezahlt 
werden.  Diese  Gelder,  welche  mitunter  viele  Jahre  belegt  bleiben, 
und  bei  deren  grösserem  Theüe  ein  verschieden  normirter  Zins- 
suschlag  Statt  Sndet,  waren  bis  dahin  nur  bei  Vorkommen  ans 
der  laufenden  Casse  bezahlt  worden,  so  dasa  immer  eine  unbe- 
atiramte  und  schwer  zu  controUirende  Schuld  über  der  Gemeinde 
schwebte;  und  es  ward  nun  bestimmt,  dieselben  einer  besonderen 
Verwaltung  zu  übergeben,  Uiezn  gesellte  sich  der  Wunsch, 
die  damals  noch  nicht  erloschene  kündbare  Geaaeindeschuld 
allmählig  abzulösen  oder  sie  mindestena  durch  unkündbare 
Renten  zn  ersetzen. 

Die  Gemeinde  ward  Ton  dieser  neuen  Einrichtung  in 
Kenntnis«  gesetzt  im  Februar  1817  (Safahath  Ki-Tabo)  durch 
folgende,  die  Tendenz  nur  theilweise  aussprechende  Bekannt- 
machung : 


16 


i 


'Da  die  Vorsteher  der  Gemainde  in  Erfahrung  gebracht 
haben,  daas  noch  viele  Stiftungefoiide  (Keren  kayemet)  in 
den  Uänden  von  Partikuliera  sind,  welche  wünschen,  solcLe 
sicher  belegen  zu  können,  bo  ermangeln  sie  nicht,  hiedurch 
bekiinnt  zu  inai^hen,  dasa  sie  niuuuehr  beschlossen  haben, 
Stiftunga-Capitalien  aufzunehmen  und  damit  kündbare  Schulden 
der  Gemeinde  zu  tilgen.  Sie  hallen  in  dieser  Absicht  eine 
ComiuiBsion  ernannt ,  bestebend  aus  zwei  Vorstehern  und 
zwei  (drei)  anderen  Gemeindegliedern,  nämlich  den  Herren 
N.  N. ,  welche  ganz  abgesondert  von  der  eigentlichen  Go- 
meindecasse  sich  einzig  und  allein  mit  diesem  Gegenstände  _ 
zu  beschäftigen  haben. 

Ea    werden    daher    alle    diejenigen ,    welche    Stiftnngs^  I 
Capitalien  zu  belegen   haben ,   aufgefordert ,  sich   fördersami 
bei  dem  Präses  dieser  Commission  zu  melden,  wo  sie  nähOT«t1 
Ausknnft  darüber  erhalten  könnet 

Auch  kann  Jeder  Capitalien 
zeitlebens  die  Zinsen  selbst  beziehen ,    und  auf  seinen  Tode« 
fall   über   selbige   disponiren.     Diejenigen,    welche  c 
Verschweignng  ihres  Namens  zu  thuu  wünschen,    können  di»  ] 
Belegung  durch  einen  Dritten  bewerkstelligen  und  die  Zin 
durch  Obligation  auf  Inhaber  Jährlich  beben. 


Der  Zweck ,  die  Gemeinde  auf  keinen  Fall  weiter  in  V 
sohuldung  gerathen  zu  lassen,  als  sie  es  zu  jener  Zeit  war, 
wurde  in  dem  Regulativ  der  Commission  mehr  angedeutet  als 
ausgesprochen,  weil  man  sich  eines  aulchen,  nachher  noch  über- 
troffenen  Erfolges  nicht  sicher  fiililte.  Es  heisst  in  denselben 
(Statuten  der  Auasteuer-CommiBsion  vom  22.  Januar  1817): 


§  2.     Die  Functionen  der  Commission  sind: 

a)  Die  von  der  General-Casse  für  die  Aus  Steuer- Ca  sse  abge- 
sonderten Gelder  nach  den  weiter  unten  festgesetzten 
Bestimmungen  zu  verwalten; 

b)  wenn  unkündbare  Capitalien  bei  der  Gemeinde  belegt 
werden,  solche  von  der  General-Casse  zu  übernehmen  und 
kündbare  Schulden  der  Gemeinde  damit  zu  tilgen. 
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c)    Pläne  zur  Verbesserung    der  Finanzen    der   Gemeinde   bei 
den  Vorstehern  in  Vorschlag  zu  bringen. 

§  25.  Alle  unkündbaren  Capitalien,  welche  künftig  bei 
der  Gemeinde  belegt  werden,  sollen  dieser  Commission  zur 
Verwaltung  übergeben  werden. 

Im  Laufe  der  Zeit  hat  sich  der  Betrieb  dieser  Verwaltung 
bis  über  300000  Mark  Banco  gehoben,  und  zwar  nicht  allein 
durch  den  Zufluss  unkündbarer  Gelder,  sondern  auch  weil  eine 
Anzahl  jüdischer  Wohlthätigkeits-V ereine,  Krankenladen  u.  dgl. 
es  bequemer  fanden,  ihre  kleinen  Capitalien  durch  sie  verwalten 
zu  lassen.  Die  Summe  der  Brautgelder  ist,  weil  Eingang  und 
Abgang  sich  ungefähr  das  Gleichgewicht  halten,  fast  unverändert 
geblieben.  Aus  denjenigen  Brautgeldern,  die  ohne  Zinsvergütung 
stehen,  so  wie  aus  den  Zinsen  der  accumulirten  Zinsen  sammelt 
die  Verwaltung  zum  Nutzen  der  Gemeinde  einen  Reservefonds. 
Die  Gelder  sind  auf  pupillarische  Sicherheiten  belegt,  meist  in 
HauspÖsten,  und  ein  kleiner  Theil  in  Hamburger  Staatspapieren. 
Stiftungsgemäss  sollen  ungefähr  Banco-Mark  6000  für  die  Rou- 
lance  in  Diftconto wechseln  etc.  flüssig  erhalten  werden. 

Die  revidirten  Statuten  der  1817  unter  dem  Namen  «Aus- 
steuer-Commission»  gestifteten  «Depositen-Casse  milder  Stiftungen 
der  Deutsch  -  Israelitischen  Gemeinde»  sind  vom  Vorsteher  -  Col- 
legium  publicirt  am  16.  Januar  1850.  Ihre  fundamentalen  Be- 
stimmungen lauten  wie  folgt: 

A.  Der  Zweck  besteht ,  neben  Verwaltung  der  Testa- 
ments-Brautgelder  in  der  der  Gemeinde  zu  verschaffende  Ga- 
rantie dafür,  dass  die  ihrer  Verwaltung  übergebenen  Gelder 
zu  keinem  anderen  Zwecke  angewendet  werden,  als  —  in  so 
weit  sie  dazu  reichen  —  zur  Deckung  des  Capitals  der  Ge- 
meindeschuld. 

B.  Die   Gemeinde   darf  überall  keine   der  Verzinsung 

oder  der  Rückzahlung  unterworfene  Gelder  entgegen  nehmen, 

ohne  solche  sofort   der   Depositen  -  Casse  zur  Verwaltung  zu 

übergeben. 

16* 


Die  Statuten  bestehen  aus   21   Paragra 
über  den  Wirkungskreis,   3    über  Personal 
waltung,    8    über    Verwaltung    des    Capitals 
Zahlung ,    1    über  den  Jahresgcwinn ;    2  über 
hing   \ 

Zu    der 


h 


iheu ,  von  denen  4 
ind  Form  der  Ver- 
2  über  die  Zins- 
das  Reglement  der 
nd  2  über  die  Geschäft 8- Vertheilung. 
i'erwaltung  gehört  endlich  noch  die  «Freraden- 
iQ  Institut,  das  zwischen  den  jüdischen  Fremden 
und  der  Polizeibehörde  stand  und  aus  zwei  Gemeindevorst ehern 
nehat  fünf  bis  sieben  Mitgliedern,  von  denen  einer  Director  ist, 
sitli  zusammenaetsrt,  üeber  ihren  Wirkungskreis  ist  schon 
frühorhin  berichtet. 

Dieselbe  beschäftigte  sich  auch  mit  Unterstützung  der 
durchreisenden  Armen.  Sie  durften  sich  in  der  Kegel  nur  drei 
Tage  hier  aufhatten  und  erhielten,  sobald  aia  wirklich  abreisten^ 
einen  Zehrpfennig ,  oftmals ,  wo  es  die  Umst&nde  erforderten, 
auch  eine  grössere  Hülfe  und  wurden  auf  ihr  liegehren  zu  re- 
duojrten  Preisen  auf  DanipfschifFen,  Eisenbahnen  etc.  weiter  be- 
fördert. Gaben  von  6  bis  15  Mark  konnte  nur  der  Präses  be- 
willigen. Bei  Erkrankuiigen  und  Entbindungen  wurden  die 
Patienten  nach  geschehener  Visite  des  Hospitalar»tes  in  das 
Krankenhaus  geschafft.  Bis  1844  wurden  diese  Zehr-  und 
■■■  Heisegeider  durch  einen  Armenpfleger  besorgt  und  seitdem  in 
den  Wirkungskreis  der  Fremden  -  Commission  gezogen.  Die 
beiden  Armen-Polizeiboten  waren  zugleich  Boten  der  Fremden- 
Commission.  .,^ 


'■  Werfen  wir  nun  einen  Blick  auf  das  Unterrichtswesen  im 

Allgemeinen,  so  zeigt  sich,  daas  die  Blüt«nzeit  der  jüdischen 
Privatsehulen  Torfiber  ist.  Das  Institut  des  Dr.  Maimon  Fränkel, 
der  gerade  um  diese  Zeit  starb,  war  das  letzte,  das  sich,  obwohl 
mehr  als  Pensionsanstalt ,  mit  transatlantischen  Zöglingen  in 
Flor  erhielt,  Einige  Anstalten  von  zweitem  und  drittem  Rang 
führten  noch  eine  kümmerliche  Existenz  und  ea  war  sehr  iraglicb, 
ob  dieser  Äaronsstab  je  wieder  Mandeln   tragen  wird.     Ob  dies 


r 

^ 
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wünsch enswerth  ist  oder  nicht,  ob  die  Schuld  mehr  an  den 
Eltern  oder  an  den  Lehrern  oder  in  der  Natur  der  Sache  liegt, 
das  ist  hier  nicht  zu  untersuchen:  ist  ja  auch  auf  anderen  Ge- 
bieten die  Gränaherichtigung  zwischen  dem  allgemeinen  and  dem 
. distincÜY- jüdischen  Leben  noch  nicht  ganz  zu  Stande  gekommen; 
jedenfalls  ist  die  Erscheinung  nicht  tröstlich  für  den  jüdischen 
Lehrerstand,  so  lange  ihm  in  den  Lehraasfnlten  des  Staats  kein 
Wirknngskveis  offen  steht.  Jüdische  Privat  -  Töchterschulen  hat 
es  vollends  hier  fast  nie  gegeben,  und  so  besucht  —  abgesehen 
von  den  Armen  —  die  jüdische  weibliche  Jugend  ganz  und  die 
männliche  zu  fünf  Sechsteln  öffentliche  und  private  christliche 
Schulen*),  obwohl  in  keiner  einzigen  derselben  im  Geringsten  für 
jüdischen  Religionsunterricht  gesorgt  ist  Dieser  Unterricht 
wird  vielmehi'  von  schlecht  be zahlt enStundonlebi  ei  n  inzwei,  drei  bis 
sechs  Lectionen  wöchentlich  ei  theilt,  und  man  kann  leicht  berechnen, 
wie  weit  die  Kenntnisse  reichen  und  wie  viel  Antrieb  die  Schiller 
zu  diesen  Cuisen  gewinnen  konnten  Der  neue  Tempel  hatte 
1845  eine  Religion ssohule  für  die  Sountagmorgen  und  Mittwoch-  B^iip«"! 
nachmittage  gestiftet,  die  rasch  40  Schtilei  anzog,  aber  sich 
nach  wenig  Jahren  aus  unbekannten  Gründen  wieder  auflöste. 
Inzwischen  ertheileu  die  Prediger  Privatunterritht  m  der  Religion 
nnd  halten  jährlich  eine  Oonfirination  **) 

Seit  1856  ist  indcsien  eme  neue  Genemtioii  jüdischer 
Privatschulen ,  meist  von  sehi  einseitiger  Tendenz  nach  beiden 
Extremen  hin,  ins  Leben  getreten,  die  zum  Theil  Lobenswerthes 


*)  Unter  diesen  sind  ansBer  einigen  Kindergarten  und  Warte- 
(ichalen  anch  dieTaubBtummen-  und  Blindenschulen,  die  Schulen  der 
patriotischen  Gesallschaft  und  die  Navigation  ssohule  etc,  zu  nennen. 

*•)  1864  im  September  sandte  der  Senat  den  Entwurf  eines 
neuen  Schul(ceeetzeB  der  Gemeinde  zu,  um  diese  za  veraolassen,  das 
üdi  sehe  Schulwesen  demselben  zu  unterwerfen.  Der  Vorstand  ver- 
sammelte die  vornehmstan  jüdischen  Lehrer,  welche  aber  einstimmig 
den  Anscbluss  unter  diese  Bestimmungen  ablehnten.  Bald  darauf 
jverwarf  auch  dia  Bürgerschaft  den  Entwurf. 
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Dagegen     finden     wir     die     Gemeindeschulen     in     vollem 
Gedeihen. 
Talmud-  Zuerst    die   Talmud-Tora-Schule   mit  gegen    360   Schülern 

von  5  bis  15  Jahren.  Die  Direction  besteht  aus  6  Mitgliedern, 
welche  sich,  vorbehaltlich  Bestätigung  des  Vorsteher-Collegiums, 
selbst  ergänzen,  einem  Gemeindevorsteher  als  Präses  und  dem 
geistlichen  Beamten  als  Ephorus.  Das  Schulhaus,  belegen  in 
der  3.  Eibstrasse,  ist,  wie  bereits  erwähnt,  von  M.  Lemann  und 
J.  M.  Rüben*)  geschenkt.  Es  stand  im  Stadt-Erbe-Buche  auf  den 
Namen  der  Talmud-Tora- Armenschule  mit  folgender  zuletzt  1836 
stylisirten  Clausel: 

«1)  dass  an  diesem  Grundstücke,  welchem  keine  andere  Be- 
stimmung gegeben  werden  darf,  als  die  es  seit  dessen 
Erbauung  gehabt ,  nämlich  dass  es  zur  Israelitischen 
Talmud -Tora -Armenschule  im  eigentlichen  Sinne  des 
Worts  nach  der  jetzt  bestehenden  Unterrichtsweise  und 
Schulplan  dienen  soll,  Isaac  Moses  Buben  Erben  überall 
kein  Recht  zustehe  und  ohne  Consens  von  Levin  alias 
Leopold  Berend  Oppenheimer,  Gottschalck  Michael  Le- 
mann und  Selig  Wolf  oder  derjenigen,  die  ihnen  zufolge 
nachstehender  Clausel  substituirt  sein  werden ,  damit 
keine  Aenderung  vorgenommen ,  noch  dasselbe  umge- 
schrieben ,  höher  beschwert ,  noch  mit  einer  anderen 
Clausel  belegt  werden  könne,  auch  nach  des  Isaac  Moses 
Rüben  Absterben  dasselbe  an  den  zuerst  genannten  von 
den  obgedachten  drei  Mitberechtigten  oder  von  denen, 
die  diesem  zufolge  nachstehender  Clausel  substituirt  sein 
werden,  übergehen  und  an  denselben  übertragen  werden  soll. 
«2)  Dass  den  Erben  von  I^evin  alias  Leopold  Oppenheimer, 
Gottschalck  Michael  Lemann  und  Selig  Wolf  gleichfalls 
kein  Recht  an  diesem  Grundstück  zustehe  und  falls 
einer  von  ihnen  versterben  oder  austreten  sollte,  die 
zwei  Ueb erlebenden  oder  Bleibenden  und  Isaac  Moses 
Rüben  oder  derjenige,  der  zufolge  vorstehender  Clausel 
in   dessen   Stelle   getreten,    statt   des  Yerstorbenen   oder 


*)  Nicht  Elias  Rüben,  wie  früher  irrthümlich  angegeben. 


Ausgetretenen  und  im  ersten  Fall  ohne  Zuzieliung  aeiner 
Erben  einen  andern  ernennen  sollen,  auf  den  alle  Rechte, 
welche  dem  Verstorbenen  oder  Ausgetreteneu  zugestanden, 
übergehen  sollen.  *)> 

Der  reguläre  Beitrag  der  Gemeinde  beträgt  Ort, -Mark  6000  ^^ 
jährlich  und  die  übrigen  Einkaufte  besteben  in  den  Zinsen  des 
Cftpitflla,  den  Renten  aua  verschiedeuec  Testamenten,  den  jähr- 
lichen IJeiträgen  der  Coutribueuten,  dem  Ertrage  der  Büchsen 
und  Blöcke,  den  Spenden  einzelner  Wohlthäter,  den  herkömmlich 
bestehenden  CoUecten  bei  Familienfesten,  in  dem  durch  Stellen- 
miethen  und  Offerteagelder  sich  bildenden  Ueberschusa  des  im 
Hause  befindlichen,  von  der  Gemeinde  ooucessionirten  Betsaals 
(wo  das  ganze  Jahr  hindurch  Gottesdienst  gehalten  wird)  und 
endlich  in  dem  nicht  anderweitig  verwendeten  Ertrage  des 
Hirsch  Heymann  Oppenheim  er' sehen  Legats  (gestiftet  1834), 
welcher  jedoch  nur  für  Schulprämien  und  für  »usaerordentliche 
Bedürfnisse  verfügbar  ist. 

Die  Seite  38  angedeutete  Reform  dieser  Schule  wurde^"' 
im  Jahre  I8I8  eingeleitet  und  1822,  nachdem  der  geistliche  Beamte 
(Chaoham)  Bernays  in  die  Direction  getreten  war,  vollendet.  Ea 
waren  nämlich  1818,  als  die  Rechnungen  ergaben,  dass  von  dem 
ganzen  kostspieligen  Haushalt  nur  etwa  600  Mark  auf  bürger- 
liche Elementarkenntnisse,  der  ganze  Rest  aber  auf  die  theo- 
logische Richtung  verwendet  wurde  (ohne  dass  selbst  nach 
dieser  Seite  hin  bedeutender  Erfolg  erzielt  worden  wäre)  einige 
MSnner  moderner  Richtung  (S.  J.  Franke!  und  A.  Embden)  der 
Verwaltung  beigeordnet  worden,  welche  das  Werk  mit  Eifer 
begannen  und  auch  bei  ihren  Genossen ,  wohlwollenden ,  obwohl 
einseitig  gebildeten  Männern  im  Ganzen  keine  Opposition  fanden, 
aber  der  Dazwischenkunft  eines  Rabbiners  bedurften ,  um  das 
nöthige   Zutrauen    zu   erwecken   und   zu    erhalten.     Als  charak- 


•)  Diese   Clausel   ist  ihrem   wesentlichen  Inhalt   nach  auf  d 
1859  erbaute  nene  ScliulhaUB  übertragen  worden. 
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teriBtiach  für  die  damals  (1822)  in  den  betreffenden  1 
bestehende,  oder  weBigstena  zur  Schau  getragene  Richtung  g 
wir  hier  das  in  dieser  Beziehung  der  Aufbewahrung  werthe 
ScbluBSprotokoll  ganz,  das  eines  der  wenigen  nachgebliebenen 
Schriftstücke  jenes  interessanten  Mannes  ist:  _ 


•An  das  Hochlöbl.  Torsteher- CoUegium  der  deutsches 

israelitischen  Gemeinde  zu  Hamburg,  die  Verbesserang 

des  Unterrichtes  (vom  22.  März  1822J  in  der  Scbul- 

anstalt  Tahnud-Tora  betreffend. 

In  Gemässheit  eines  jenseitigen  sehr  ehrenden  Anschrei- 

bens  d.  d.  13.  hujns  hat   der  Unterzeichnete  auf  den  14.  h. 

Abends   die  jenseits   bestellten    Herren  Commissarien  zu  sich 

md  nach  allseitig  gepflogener  Rücksprache  sich  mit 

über     folgende    bei    diesem   religiös    und   politisch 

höchst   gewichtigen  Gegenstande   durchaus   berücksichtigende 

wie  über  die  einfach  daraus  fliessenden  Schluss- 

1  verständigt  und  sie  einmüthig  genehmigt. 


Me 


nto. 


1)  Ist  es  die  erste  und  dringendete  Pflicht,  hei  der  wohl- 
wollenden iUraorgenden  Uebernahme  der  Unterrichtsleitnng 
für  Kinder  unbemittelter  Eitern ,  dass  diesen  Kindern 
diejenigen  Elementarbildungs  -  Gegenstände  beigebracht 
werden,  die  den  heranreifenden  Jüngling  zu  einem  einstigen 
tüchtigen,  aber  doch  schlichten,  nicht  durch  halbästhetische 
Kost  verkrüppelten  Menschen  und  Bürger  vorzubereiten 
geeignet  sind.  Als  solche  sind  von  allen  Zeiten  and 
Völkern  die  Muttersprache,  Schreiben,  Reebnen  etc., 
etwas  Erd-  und  Weltkunde  anerkannt  und  durch  die 
tägliche  Ei'fabrung  für  unerlässlich  befunden  und  aus- 
Bchliesslich  approbirt. 

2)  Dem  Knaben,  dessen  3inn  durch  die  mannigfache,  von 
der  äusseren  Welt  ihm  aufgedrungene  Anschauung  viel- 
seitig hin-  und  hergeri^sen  wird,  kann  nicht  frühe  genug 
die  auf  seine  Weise  begreifbare  göttliche  Einheit  lehrlich 
gegeben    werden,    und    wenn    dieser    religiöse    Unterricht 
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ein  jüdischer  sein  musB,  der  nicht  liloa  auf  eiazeine 
dügmatiache  Begriffe  hiiiauBläuft,  sondern  das  ganze  Gebiet 
des  künftigen  thütigen  Lebens  des  jüdischen  Jünglings 
und  Manaea  historisch  und  praktisch  dermaBsen  durch- 
dringen soU,  dass  dem  hülfloaen,  mit  dem  Schicksale  sauer 
zu  kämpfen  den  Jünglinge  er  eine  solche  Haltung  und 
Trost  gewahren  und  einflössen  kann,  dass  dem  Staate  einst 
an  ihm  ein  tugendhafter  Bürger  heranwachsen  und  ge- 
wonnen werden  möge :  so  darf  dem  Gewissenhaften  das 
Augenmerk  von  dem  Elementarunterrichte  in  der  heiligen 
Schrift  verbunden  mit  der  dazu  unentbehrlichen  Elementar- 
kenntniss  der  hehrüischen  Sprache,  die  doch  ihrer  ein- 
fachen Conatruction  halber  jedem  auch  Niohtjnden  erwünscht 
sein  muBS,  nicht  minder,  nicht  vornehm  verrückt  werden, 
als  von  dem  praktischen  unterrichte  in  den  praktischen 
Gesetzen  der  Religion,  die  anf  einfach  klare  Weise  nnd 
dem  Bedürfnisse  des  jugendlichen  Gemüths  gemäss  vor- 
getragen, doch  gewiss  gesundere  und  richtigere  Begi-ifEe 
von  dem  gesellschaftlichen  Leben,  als  alles  willkürlich 
moralisirende  Geschwätze ,  dem  einst  in  die  Bahn  des  ge- 
selligen Verkehrs  tretenden  Jünglinge  gewähren,  die  ihn 
als  warnender  Leitstern  schützen  werden. 

3)  Dass,  insofern  das  fragliche  Institut  grossentheils  von  der 
Gesammtgemeinde  dotirt  ist ,  bei  dessen  Einrichtung  und 
Verwaltung  blos  auf  die  Erzielung  der  bestmöglichsten 
Wege,  die  fölrig  sind,  den  pflichtmässig  gebotenen  Zweck: 
diese  Zöglinge  zu  einstigen  tauglichen  Jüdischen  Bürgern 
heranzuführen,  am  schnellsten  zu  erreichen;  ausschliesslich 
ohne  Berücksichtigung  irgend  einer  Privatansicht ;  sie 
möge  aus  übertriebenem  religiösen  Scrupel  oder  aus  Belbst- 
gefälligerNeuerungssHchtfliessen,  geeehen  und  hingearbeitet 
werden   darf, 

4)  Dass,  eben  weil  dieses  Institut  aus  der  Corporation  ans- 
gehend  und  fundirt  genommen  wird,  und  diese  Coi-poration 
eine  jüdische  ist,  der  es  gesetzlich  obliegt,  auch  ausser 
der  praktischen  Erhaltung    des    Praktisch- Volksthümlich- 


Nöthigen    der    Religion     noch    für    ihre    wiBaenBchaftliche 


Seite  in   ao   weit  wenigsti 
Religionswiaaenschaft ,    dii 
docli    keiner    a äderen    an 
Antiquitäts würde  nachstellt . 
linge,   die  mit  einer  kräftig! 
für  das  göttlich  Einfache  eni 


geiatigen  Gehalt  und 
,  durch  dazu  taugliche  Jüng- 
!n  geistigen  Anlage  ein  aartes 
ipfangLiches  Gemüth  verbinden, 


fortgepflanzt  und  erhalten  werde.  «Lo  jemuscbu  mi-picha 
u-mi-pi  Sar'acha»  —  «Meine  lehrenden  Worte  aollen  nicht 
weichen  von  Deinem  und  Deiner  Saamen  Munde»,  jenem 
einfachen  Eleinentargehäude,  daa  hloa  schlichte  hürgerliche 
Menachen  erzwecken  will ,  noch  die  religiös  erhaltende 
Krone  aufznsetaen  sei  durch  eine  Pepiniere  für  künftige 
Religionslelirer  und  Gelehrte,  nämlich  durch  die  fortge- 
setzte AuBbildung  der  besten  Köpfe,  die  keinem  anderen 
wissenschaftlichen  Studium  eich  zu  widmen  unbeeiegbareu 
Beruf  fühlen ,  zu  einstigen  nützlichen  and  brauchbaren 
Snbjecten  für  das  Judenthuni ,  bei  welcher  allhalbjährlich 
voraunehmeuden    AuBwahl    nicht    so    sehr    auf   die  Durch- 


echnittshildung , 
classificirt  wird, 
Prüfung  sich  mai 
Bücksicht  genom 


die     nach    der    Jahreszahl     stufenweise 
als    vielmehr    auf   die    bei   jederzeitiger 
ifestirenden  Geistes-  und  Gemüthsanlageay 
aen  werden  musa.  I 

ßeschluss. 
Dass  dem  beigebogenen  Vorschlage  nach  seinem  Um- 
riaae  der  dreifachen  Klasseii-Eintheilung ,  deren  zwei  —  die 
zweite  und  diitte  —  die  aOgemeine  volisthümlich  jüdische 
Bildung  bezielen,  auf  deren  festen  Grund  die  erat«  eine  reli- 
giöa  wissenechaftliche  Blüte  mit  gehörigem  Bedachte  erziehen 
und  zur  gedeihlichen,  für  diis  Judenthum  fruchtbringenden 
Reife  hiuleiten  soll,  zu  genehmigen,  jedoch  mit  dem  auadrück- 
lichen  Vorbehalte,  daaa  aus  der  normalen  Klaasenbeatimmnng 
kein  Lehr  zwang  für  vorzügliche,  zumReligionsstudium  geeignete 
Subjecte  erwachsen  darf,  ao  dass  diese,  ohne  Secnnda  absolvirt 
Bu  haben,  da  sie  ohnehin  die  Elementar studien  immerfort  nicht 


251 


vernachlässigen,  dürfen  für  das  talmudische  Studium,  insofern 
durch  diese  abnorme  Vergünstigung  die  im  Vorschlag  fixirte 
Anzahl  Primaner-Zöglinge  nicht  überstiegen  wird,  bestimmt 
werden  können.  Dagegen  die  darin  fixirten  Lehrgegenstände 
für  die  Prima,  namentlich  die  ungeheure  Zeitverwendung  für 
Geschichte  und  Geographie,  zu  denen  doch  einem  wissenschaft- 
lichen Kopfe  eine  blosse  An-  und  Einleitung,  als  die  Art 
und  Weise,  die  Geschichte  zu  studiren,  gegeben 
werden  mag,  so  wie  der  übermässige  Zeitaufwand  für  die 
Naturwissenschaft,  von  welcher  einem  Theologen  höchstens 
eine  concentrirte  üebersicht  nöthig  ist,  durchaus  zu  rügen 
seien,  indem  von  einem  Theologen  die  theoretische  Kenntniss 
seiner  Religion  (Dogmatik)  mit  der  geziemenden  Rücksicht 
auf  die  Religionen  und  wissenschaftlichen  Ansichten  anderer 
Völker,  so  wie  ein  tieferes  Studium  der  Bibel  mit  fleissiger 
Benutzung  der  alten  Midraschim  und  Vergleichung  der  übrigen 
alten  Sprachen  weit  strenger  als  jene  allgemeinen  philosophi- 
schen Gegenstände  mit  Fug  und  Recht  gefordert  werden 
können.  Inzwischen  soll,  da  gegenwärtig  noch  keine  für 
Prima  reifen  Jünglinge  sich  vorfinden,  die  Detailbestimmung 
der  Lehrgegenstände  in  dieser  Klasse  für  jetzt  noch  ausgesetzt 
bleiben.  *) 

Indem  diesen  nach  reiner  religiöser  und  bürgerlicher 
Ansicht  reiflich  erwogenen  und  geprüften  Entschluss  Unter- 
zeichneter die  Ehre  hat  zur  Kenntniss  eines  verehrl.  Colle- 
giums  zu  bringen  u.  s.  w. 

gez.     Isaac  Bernays. 

Das  administrative   Verhältniss  dieser  Schule  zu  der  Ge- 
meindeverwaltung ,     namentlich    das    constante    Präsidium    der 


*)  Es  ist  inzwischen  nie  zu  einer  eigentlichen  Vorschule  für 
Theologen  gekommen.  Die  höhere  Talmud-Klasse  zählte  zwar  1847 
dreizehn  Schüler,  jedoch  nur  wenige  von  ihnen  widmeten  sich  hernach 
diesem  Berufe. 
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Schuldireolion  durch  einen  Gemeindevorsteher  hat  1830—  1832 
lu  einem  bis  zur  Entziehung  der  Subsidien  gehenden  Conflict 
Anlaas  gegeben,  der  erst  durch  die  folgenden  oonatitutiv  gewor- 
denen Decrete  des  SenalH  geordnet  ward. 


1.     Auf  eingeki 
Directoren  und  Comuiiasari 
Suppiicanten  cuntra  die  VoT8t«lier  de 
Gemeinde,  decretirt  E.  E.  Kath: 

Daas   die   verfügte  Commitisioii 
die   im   Streit    begriffenen  Verhältniflt 
und  Supplicaten  dahin  zu  reguliren , 
BeschluBses  des   Vorsteh  er- Coüegii  vt 
Verwaltung a -Behörde   di 
Cultua-Deputirten  (?)  zv 
als  Präses   vorzusetzen , 
langen  prSsidirt   und   deaaeii  Visa 
finanziellen  Verhältnisse  betrEffendc 


und  verlesene  Supplication  der 
■)  der  Talraud-Tora- Annenschule, 


Deutsch -laraelitiHChen 


^eder  aufzuheben  und 
zwischen  Suppiicanten 
laas  in  Gemäsaheit  des 
25.  Februar  v.  J.  der 
Talmud-Tora- Armen  schule  ein  ans 
wählender  VorBteher  der  Gemeinde 
weicher  in  den  Directionsversamm- 
ur  Äuaführung  aller  die 
Maass regeln  erforderlich 
ist,  wobei  es  jedoch  übrigens  binaichtlich  des  geiatliohen 
Beamten  Herrn  Bemaya  als  bleibendem  ersten  Mitgliede 
dieser  Direction  unter  dem  Namen  Ephorua  bei  den  ihm  in 
seiner  Bestallung  sowohl  in  Bezug  auf  den  Unterricht  im 
Allgemeinen  als  in  Bezug  auf  die  Talmud -Tora- Schule  insbe- 
sondere Zuge  sicherten  Eecbte  durchaus  sein  Verbleiben  habe, 
und  wobei  demselben  namentlich  die  Befugniss  zuzugestehen, 
bei  einem  in  religiösen  oder  anderen  Unterr ich ta- Angelegen- 
heiten von  seiner  Seite  obwaltenden  Dissense,  die  Sache  an 
das  Vorsteher  -  CoUegium  und  event.  ad  arapl.  Senatum  zu 
bringen,  wie  solches  im  Art.  5  seiner  Bestallung  in  allen 
Cultus-  und  unter richtsangelegenheiten  vorgeschrieben  worden, 
dasB  sodann  die  Wahl  der  Mitglieder  der  Verwaltung  der 
Talmud-Tora -Schule  in  Zukunft   von  den  Gemeindevorstehern 


*)    Es    hatte    sich    eine   Extra-CommiBBion   der  Direction  bei- 
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auH  einem  von  jener  Verwaltungsbehörde  zu  präsentir enden 
Aufsatze  von  drei  Personen  zu  gcBohehea  habe  und  sind 
nunmehr  die  Supplicaten  zu  verpflichten  ,  die  noch  rückstän- 
digen monatlichen  Beiträge  den  Supplicanten  innerhalb  vier- 
zehn Tagen  zu  entrichten ,  und  ist  das  Snpplicatum  zu  com- 

Deor.  in  Senat,  Hamburg.  Ven.  18.  Nov.  1830. 


2.  Auf  eingekommene  und  verlesene  Supplication  ab- 
seiten  der  Directioa  der  Talmud- Tora- Armenschnle ,  Snppli- 
canten,  contra  die  Vorsteher  der  Deutsch-Israelitischen  Ge- 
meinde, Supplicaten,  decretivt  E.  E.  Rath: 

Daas  Supplicaten,  der  Entscheidung  in  der  Hauptsache, 
deretvregen  unterm  12.  December  a.  c,  eine  Commission  ver- 
fügt worden ,  völlig  unbeschadet ,  die  annoch  rückständigen 
Termine  der  dar  Talmud-Tora-Schule  bisher  von  den  Vor- 
stehern dfer  Gemeinde  bezahlten  Courant-Mark  6000  p.  anno 
innerhalb  zweimal  24  Stunden  suli  poena  executionis  zu  be- 
zahlen schuldig,  und  werden  Supplicanten  übrigens  an  die 
am  12.  December  a.  c.  verfügte  Commission  verwiesen,  auch 
ist  das  Supplicat  zu  communiciren. 

Deor.  in  Senat.  Hamburg.  Marc.  14.  Dec.  1831, 

3.  Auf  eingekommene  und  verlesene  Supplication  ab- 
seifen der  Vorsteher  der  Deutsch  -  Israelitischen  Gemeinde, 
Supplicaten  modo  Implorante» ,  contra  die  Direction  der 
Talmud  -  Tora-  Armenschnle ,  Supplicanten  modo  Imploraten, 
decretirt  E.  E.  Rath: 

Dass  die  früher  verfügte  ,  wiederholt  gehaltene,  in  der 
Hauptsache  aber  fruchtlos  gebliebene  Commission  wieder 
aufzuheben,  dass  das  Decretum  vom  10.  Nov.  v.  J.,  so  weit 
es  die  Verhältnisse  des  von  den  Gemeindevorstehern  zu  er- 
nennenden Fräsidii  und  die  dem  geistlichen  Beamten  Herrn 
Bemays  beigelegten  Befugnisse  und  Titel  betrifft,  lediglich 
zu  confirmiren,  dass  dagegen  durch  die  Zuziehung  des  geist- 
lichen  Beamten   und   durch    die   ihm   in  Folge  Art,  5  seiner 


'ä 
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Bestallung  eingeräumt«  Befugniea .  die  la  aupplicis  ubseitmi 
der  Supplioanten  linplorauteu  geäusserte  BesüiguisG  Yon  ein 
auführenden  Neuerungen,  selbst  wenn  sie  je  gegiundet  ge 
fundeii  werden  sollte,  aufgehoben  wird  dagegen  die  Be 
Bchränkung,  daaa  der  von  den  Vorstehern  zu  ernennende 
PräBBB  aus  der  Cultua-Deputatioa  zu  wahltii  sei  aufzuheben 
und  wird  das  Decretum  vom  18.  November  in  diesem  Punkte 
dass  die  Gemeindevorsteher  die  "Wahl  der  Mitgliedei  der 
Verwaltung  der  Talmud- Tora- Armenschule  aus  einem  *ou 
jener  Verwaltungshehorde  zu  präsentirenden  Aufsätze  von 
drei  Personen  zu  wählen  hätten ,  da  ausweise  der  Acten  der 
Wahlaufsatz  bisher  von  der  Uirection  dei  Talmud  Tora 
Schule  den  Gemeindevorstehern,  der  WaLlfreiheit  der  letitereo 
unbeschadet,  eingereicht  worden  ist,  hienut  reforniirt,  und 
ist  daher  den  Geiaeindevorateheru  das  Recht  der  Wahii'reiheit 
vorzubehaJten.  Schliesslich  sind  die  Gemeindevorsteher  die 
rücksttodigen  Beiträge  innerhalb  zweimal  24  Stunden  sub 
poena  executionis  der  Direction  der  Talmud -Tora- Ar  menschule 
i  schuldig   und   ist  das   Supplicatum    : 


Decr.  in  Senat.  Homburg.  Ven.  20.  Jan.  1832. 


f  Oeldiwitrag  g, 

r  Trimud-jälirlich 


>ei  dem  Geldbeitrag  von  Cour. -Mark  6000 
ad  ausserdem  trägt,  wie  echon  erwähnt, 
■die  Gemeinde,  obwohl  durch  keinen  Vertrag  dazu  verpachtet 
die  Hauptreparnturen  des  SchulhauseB  und  den  grössten  Theil 
der  Pensionen  an  emeritirten  Lehrern  und  Custoden. 

Die  Sühnle  nimmt  überall  keine  bezahleuden  Schüler  auf 
und  bietet  die  eigenthümliche  Erscheinung  einer  ganz  ohne 
Oberlehrer  bestehenden  grösseren  öffentlichen  Schule  dar;  denn 
der  Ephorua  ist  keiner,  obwohl  er  den  höheren  Talmud-Unter- 
richt versieht,  und  auch  in  Gemeinschaft  mit  den  übrigen 
Directoren  die  Leistungen  der  Klassen-  und  Fach-Lebrer  beauf- 
sichtigt. Es  giebt  in  derselben  sechs  Klaasensectionen  und  es 
wird  das  System  befolgt,  welchem  aufolge  ein  Schüler  verschie- 
igleich,  nach  den  verschiedenen  Lehrgegenständen 
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mgehören  kann.  Dies  ist  Folge  des  ebräisuhen  und  rabbinischen 
Unterrichts ,  dem  etwa  die  halbe  Schulzeit  gewidmet  wird  und 
in  welchem  ein  Schüler  häufig  Fort-  oder  Rückachritte  macht, 
die  mit  seineu  übrigen  LeistUDgeu  in  gar  keinem  Yerhältnisa 
stehen.  Die  Zahl  der  Lehrer  ist  aus  dem  angedeuteten  Grunde 
grösser  ab  bei  anderen  Scb ulanstalten.  Auch  liegt  es  in  diesen 
Yerhältnissen,  dass  die  Schule  beständig  eine  Anzahl  ausgedienter 
Lehrer  zu  pensioniren  hat.     Seit  1822  gilt  es  als  herkömmlicher 

I  Grundsatz,   dass  der  erste  —  und  grossentheils  auch   der  zweite 

—  Lehrer  fiü"  Realien  und  deutsche  Sprache  kein  Jude  sein  dürfe. 

k  Die    regelmässigen    Coutribuenten     bilden    zwar    gewiaser- 

BiBiSsen  einen  Verein ,  haben  jedoch  auf  keine  Weise  corporative 

I  Rechte,   auch  stehen   ihnen    die    höchst  seltenen  Examina  nicht 

weiter  offen,   als   jedem   Änderen.     Ein   Statuten-Codex    esistirt 

.  nicht  und  selbst  der  Gottesdienst  im  Betsaal  besteht  ohne  eigent- 

'  liehe  beaufsichtigende  Behörde.  *) 

[  Zu   dieser   Schule   gehörig    ist   eine  «Bekleidungs- Anstalt^^"' 

armer  Schüler  der  Talmud-Tora- Schule-,    welche   durch  Subscri-      , 
beuten    und    einige    Legate    sich    erhält    und    etwa  60   Kindern'^*'" 
nöthige   Kleider    und   Schuhwerk   spendet.     Die   Verwaltung   der 
Anstalt  besteht  aus  drei  Personen ,   welche  sich  selbst  ergänzen. 
Wie  heim  Ärmenwesen  erwähnt,  erhalten  viele  Kinder  in  dieser, 
wie   in   den  folgenden  Schulen  täglich  Brot  und  Suppe. 

Die    «Israelitische    Freischule»,    seit    1832   auf  dem  Zeug-^"'' 
hausmarkt,    ist  gestiftet  im  Jahi'e   1817*)   aus  einem  Legat  von  Vi,r 
La  tri.    2000    von    einem    im    London    verstorbenen    Hamburger 
Namens   Baruch    Abraham  Goldechmidt.     Sie   besteht  durch  die 
Zinsen  dieses  Fonds ,   welcher    durch  spätere  Schenkungen    und 


*)  1857  bei  Eröffnung  des  neu  erbauten  SchulhauBea  wurde 
der  Lekrplan  und  die  sonstigeu  Einrichtujigen  wesentlich  verändert, 
wovon  weiterhin. 

"*)  Sie  lag  damals  in  einem  kleinen  gemiotheten  Hanse, 
Schlachtorstraase ,  Nordaeite,  Hockschora  Pforte.  Das  geg'^awärtiga 
Sohnlgsbäude  (Kaufpreis  Bauco-Mark  32000)  steht  auf  ihieu  Namen 
im  Stadt-Erbe-Buek. 


Vermächtnisse  bedeutend  angewachaen  sind,  sodann  durch  jähr- 
liche Suhacriptiuneu  und  sonstige  Geschenke,  durch  Schulgeider 
und  endlich  durch  eine  Subsidie  der  Gemeinde,  vor  1844  von 
1200,  aeitdem  in  2000*)  und  seit  1854  von  3000  Mark**).  Dies 
Institut  ist  in  seiner  Verwaltung  ganz  selbatatändig  und  steht 
mit  dem  Gemeinde  vorstände  lediglich  in  dem  Verhältniss ,  dass 
zwei  Mitglieder  des  letzteren  als  Commissarien  die  vorkommenden 
Angelegenheiten  vermitteln,  den  jährlichen  Prüfungen  beiwohnen 
und  eine  Abschrift  der  Bilanz  in  Empfang  nehmen.  Ausserdem 
sind  aüe  der  Schule  gehörigen  Hauspöate  so  wie  das  Schul- 
gebäude seibat  mit  der  Clausel  belegt,  daas  ohne  Consens  dea 
GemeindevoratandeB  keine  ünaachreibung  u,  s.  w.  Statt  finden 
könne.***) 

Der  Kosten  wegen  wurden  damals  öffentliche  Prüfungen  nur 
selten  vorgenommen  (und  dabei  vom  jüdischen  Religionsunterricht 
ganz  abgesehen)  obgleich  dies  nach  denStatuten  alljährlich  stattfinden 
soUte.  Die  Schülerzabl  betrug  IS64  über  350  von  sieben  bis 
fünfzehn  Jahren.  Die  ursprüngliche  Tendenz  der  Anstalt,  die 
Bildung  zum  Hand  Werksstande  vorzüglich  ZU  berücksichtigen, 
hatte  wegen  der  den  Juden  entgegenstehenden  Schwierigkeiten 
nicht  streng  eingehalten  werden  können  und  ao  wurde  das 
Institut  allmählig  auf  die  Stufe  einer  bürgerlich  vorbereitenden 
Handln ngascbule  gebracht  und  es  wird  englische  und  franzöaiBoha 
Sprache,  wie  nicht  minder  etwaa  Geaang  und  Turnen  getrieben. 
Die  Singstunde  bereitet  zugleich  die  Choristen  für  den  neuen 
Tempel  vor,  mit  welchem  die  Schule  jedoch  in  keiner  admi- 
nistrativen oder  sonstigen  Tendenz  -  Verbindung  steht.  Der 
jüdiache  ReUgions- Unterricht  geht  in  deutscher  Sprache  bia  zur 
Bibeikenntniss ,    Katechiamualehre    und    Aufsätze    über    religiöse 


*)  Die  Portngiesiache  Gemsinde  trägt  ebenfalla  veraaltniBa- 
mässig  bei,  wogegen  ihre  Kinder  aufgenommen  werden. 

»•)  De  letüte  Erhöhung  um  1000  Mark  fand  Statt,  um  den 
Oberlehrer  Herrn  Dr.  Ree  hier  zu  behalten,  welcher  damals  mit 
noch  besaeren  Bedingungen  ins  Ausland  berufen  war, 

«**)  Bis  1844  galt  diese  Bestimmung  blas  t&r  das  3tammcapital. 
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Themata,  und  in  ebräischer  Sprache  -  nach  sogenannter  por- 
tugiesischer Aussprache  *)  —  bis  zum  Uebersetzen  einzelner  Bibel- 
stücke  und    Gebete    und   zu   einigen  Sprachregeln. 

Als  eine  eigenthümliche  nachmals  häufig  nachgeahmte  Einrich- 
tung ist  zu  erwähnen  die  «Schillingscasse»,  zu  welcher  jeder  Schüler 
wöchentlich  2  ß  beiträgt  und  dafür  nicht  nur  alle  Schreibmaterialien, 
sondern  auch  die  erforderlichen  gedruckten  Schulbücher  erhält,  und 
wobei  die  Schulcasse  sogar  noch  profitirt.  Die  Schule  nimmt 
auch  bezahlende  Schüler,  worunter  viele  Christenknaben,  auf; 
doch  darf  dies  statutengemäss  nicht  über  ein  Drittheil  der  gesammten 
Schülerzahl  steigen,  und  auch  so  weit  nur  dann,  wenn  die  Zulassung 
von  Nichtzahlenden  nicht  darunter  leidet.  Von  den  Schulgeldern 
erhielt  früher  der  Oberlehrer  ein  Fünftel.  Ferien  hat  diese 
Schule  nach  jüdischer  Schulsitte  gar  nicht,  mitAusnahme  derSonntag- 
Nachmittage,  einiger  christlich  erFeiertage  und  der  sämmtlichen  jüdi- 
schen Sabbaths  und  Festtage,  der  Purim  und  der  Zerstörungsfeier.  **) 

Die  Verwaltung  besteht  in  einem  Präses,  zwei  Inspectoren, 
zwei  Assessoren,  einem  Cassirer  und  dem  Oberlehrer.  Letzteres 
Amt  bekleidete  seit  1818  Herr  Dr.  Kley  —  bis  1840 
auch  Prediger  am  Tempel  —  jetzt  hier  durch  Herrn  Dr.  Ree 
ersetzt.  Dennoch  wird  die  Schule  noch  immer  häufig  die 
Kley 'sehe  Schule  genannt.  Für  die  Lehrer  dieser  Schule  ist 
1862  durch  eine  Banco-Mark  20000  betragende  Dotation  des 
Herrn  Jacob  Meyer  eine  Pensions-Casse  gestiftet. 

Auch   diese   Schule  hat   eine   Anstalt    für    die   Bekleidung^«^'^'^"^*'^^-^^«^ 

FrauoTiv<'roin 

armer  Schüler,  nämlich  den  diesem  Zweck  ausschliesslich  sich 
widmenden,  1819  gestifteten  «Israelitischen  Frauenverein»,  der 
durch  einen  Kreis  von  Contribuenten  und  durch  die  Zinsen 
seines  aus  Geschenken  und  Legaten  angewachsenen  Fonds  er- 
halten wird.  Die  Direction  desselben  besteht  aus  sieben  Damen 
und  zwei  Herren. 

Die  «Mädchenschule  der  Deutsch-Israelitischen  Gemeinde»,  ^^^'^chon- 
belegen  am  Wall,  Hütten  No.  52,  in  einem  ihr  seit  1843  einge- 


*)  Dieser  geringfügige  Umstand  hat  für  die  Bildung  und  den 
nachmaligen  Wohlstand  der  Angehörigen  der  portugiesischen  Gemeinde 
die  segensreichsten  Folgen  gehabt. 

**)  Seit  1860  ist  auch  hierin  Aenderung  getroffen.  17 


räumten  ,  der  Gemeiii 
bereits  erwähnte  HoBpifal , 
gänidich  unterhaltene  Anstalt 
^ende  Capitalien  hat.      ? 


;UBe  ,  woriu  fniher  dae 
t  eine  von  der  Gemeinde 
ie  iöciess  auch  einig«  eigene 
ist    1818   begründet  ans  dem 


auf  den  Autheil  der  Juden  gefallenen  unverausgahteu  Saldu  einer 
1815  (gleich  nach  dem  Pariser  Frieden)  angestellten  CoUecte  znm 
Zweck  der  voriäufigen  Unterbi'ingung  der  groasen  Zahl  von  Kindern 
beiderlei  Geschlechts,  die  damals,  da  alle  Volkasuhnlen  deaorga' 
nisirt  wai-en,  unbeschäftigt  umherliefen.  Viele  Töchter  jüdischer 
Armen  wurden  sofort  in  (meist  christliche)  Nähschulen  vertheilt 
und  erhielten  aussei-balb  derselben  noch  Unterricht  im  Schreiben 
and  in  der  jüdisehen  Religion.  Erst  1831  wurden  die  Kinder 
in  ein  gemiethetea  Haus  zu sanunen gebracht.  Die  Schule  besorgt 
Näharbeiten,  deren  Ertrag  theilweise  der  Nählebrerin  zu  Gute 
kommt.*)  Die  Schülerzahl  beträgt  gegen  350.  Die  Verwaltung 
besteht  unter  Voraita  eines  Gemeindevorstehers  ans  sPchfi  vom 
Vorsteher-Collegium  erwählten  Directoren. 

Für   die    Bekleidung  der   ärmsten    Kinder   dieser   wie  der 

folgenden  Schule    sorgt  der  «Israelitische  Mädchen-Bekleidungs- 

Verein>,  geleitet  von  sechs  Vorsteherinnen  nebst  zwei  männlichen 

Assistenten.      Er   hat   ein  ldeine&   Capital ,    dessen    Grund    Herr 

H.  Lipschütz   zum  Andenken    an    seine  früh  verstorbene,  zu  den 

Vorsteherinnen  gehörenden  Gattin  Louise  geborenen  Goldschmidt 

gelegt  hat. 

I»-  Die    bereits    erwähnte   Mädchenschule    von    1798 ,    früher 

,    Unterrichts- Anstalt  für  arme  jüdische  Mädchen  genannt,  besteht 

seit    1798  durch  Privatsubacription,  erzieht  ungefähr  90  Kinder 

und  hat  einen  Fonds  von  ca.  Bco-Mark  10000.     Die  Verwaltnng 

besteht  aus  flinf  Directoren. 

"■  Zu    dem    Erziehungawesun    zählen    wir    noch    den    «Ham- 

,r  burgischen    Verein    zur   Beförderung    nützlicher    Gewerbe     unter 

'    den  Israeliten»-,  gestiftet  1823.     Die  Tendenz  desselben  ist  För- 

I    derung  des   Handwerksbetriebe!?    auf  jede   zweckdienliche  Weise, 


*)  Diese  Einrichtung  wurde  1855  fast  ganz  abgeeobafft. 
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zunächst  durch  das  Unterbringen  von  Lehrlingen:  eine  bis  1865 
mit  besonderen  Schwierigkeiten  verknüpfte  Aufgabe,  indem  die 
hiesigen  Zünfte,  so  lange  sie  in  ihrer  Kraft  waren,  jüdische 
Lehrlinge  weder  einschrieben,  noch  als  Gesellen  zuliessen,  wenn 
sie  auswärtig  eingeschrieben  waren,  ja  kaum  einmal  fremden 
zünftigen  jüdischen  Gesellen  hier  Arbeit  gaben.  Der  Verein 
hat  sich  demzufolge  gröstentheils  an  zunftfreie  Gewerbe ,  als 
Tapezierer,  Buchdrucker,  Mechaniker,  Friseurs,  Papparbeiter 
u.  8.  w.  wenden  und  durch  ansehnliche  Lehrgelder  anlocken 
müssen.  Ausser  diesen  trägt  der  Verein  die  Kosten  der  Beklei- 
dung,' oft  sogar  selbst  der  Beköstigung  der  Knaben  und  ertheilt  den 
Gesellen  Reisegeld  und  die  nöthigsten  Handwerksgeräthe.  Jeder 
Vater  hat  bei  der  Aufnahme  seines  Sohnes  durch  besonderen 
Revers  seine  väterliche  Autorität  während  der  Lehrjahre  der  des 
Vereins  unterzuordnen.  Die  Verwaltung  besteht  aus  sieben 
Directoren  und  acht  Deputirten,  und  die  Einnahme  im  Wesent- 
lichen aus  den  Beiträgen  der  Contribuenten ,  dann  aus  den 
Zinsen  des  Fonds,  einer  1856  erloschenen  Subvention  aus  der 
Gemeindecasse,  verschiedenen  Legaten  und  den  Zinsen  des  Capitals 
der  ehemaligen,  jetzt  ausgestorbenen  «Gesellschaft  der  Freunde». 

Wie  diese  Anstalt  für  die  Handwerkcarriere,  so  sorgt  der  ötipen^'i*'^ 
«Israelitische  Stipendien- Verein» ,  1829  gestiftet,  für  junge  Stu- 
dirende.  Er  verausgabt  jährlich  ungefähr  1000  Mark  in  Sti- 
pendien (auch  für  Künstler),  die  der  Stipendiat  bei  verbesserten  Um- 
ständen wo  möglich  ersetzt.  DerVerein  deckt  seine  Ausgaben  durch  die 
Jahressubscriptionen  und  die  Zinsen  eines  1848  bereits  10000  Mark 
betragenden  Capitals.  Die  Verwaltung  besteht  aus  fünf  Directorep 
und  zwei  Deputirten. 


17» 
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Die  der  öffentlichen  Erziehung  gewidmeten  Gelder  betragen 


Üebersicht 
des 

Brsiehnngs- (E^idö  1865)  in  dieser  Gemeinde: 


Wesens. 


Capital. 

circa 

■■ 
Ausgaben. 

jährlich  circa 

Gemeinde- 

ZU80hU88. 

Couraut-Mark 

Courant-Mark 

Couraut-Mark 

Talmud-Tora-Schule 

52000 

exclnsive  Haus 

13000 

«625 

und  Pensionen 

Israelitische  Freischule 
Israelitische    Mädchen- 

94000 

inclusive  Haut) 

8000 

3000 

schule 
Israelitische    Mädchen- 

21000 

4900 

4000 

und  das  Haus 

schule  von    1798 

14000 

4100 

800 

Verein  zur  Beförderung 

1 

nützlicher  Gewerbe 

36000 

2900 

Drei    Schulkinder  -  Be- 

kleidungsanstalten 

39000 

4000 

100 

Stipendien-Verein 

14000 

1000 

270000 

37900 

1 

14525      i 

1 

Diese  Capitalien  sind  sämmlich  erst  seit  1805  angesammelt.*) 


*)  Die  Seite  144  erwähnte,  im  November  1845  gestiftete  Ge- 
sellschaft für  politische  und  sociale  Interessen  der  Juden  bestand 
nur  kurze  Zeit,  was  uns  indess  nicht  hindern  darf,  ihrer  abermals 
zu  gedenken.  Veranlasst  durch  die  «ungenügende  Stellung  der  Juden 
Deutschlands  in  der  Gesellschaft  und  im  Staate»  traten  einige  gleich- 
gesinnte  Männer,  Juden  sowohl  als  Christen,  zusammen,  um  auf 
diesem  Gebiete  das  den  vereinten  Kräften  von  Privaten  Erreichbare 
zu  erstreben.  Nach  mehreren  Versuchen  in  Bezug  auf  einzelne 
Zweige  des  Schulwesens  und  der  Gewerbthätigkeit  und  nachdem  die 
Gesellschaft  etwa  400  Mitglieder  zählte,  wandte  sie  sich  an  das 
grössere  Publicum  durch  Veranstaltung  von  wöchentlichen  Versamm- 
lungen  zur   Abhaltung  von   Reden   und   Debatten,    an    denen    auch 


Instituten    ist    nocb    die    •Hiimliurgische    ] 
■  "feraeli tische  Waiaenanatalt*  beizuzählen,  ohgleicli  sie  keine  eigene 


Niohtmitgliedar  und  Gog'ner  Theil  nehmen  durften,  in  der  Tonhalle. 
Vorher  und  zwar  am  23.  September  1846  wurden  durch  Circulare 
die  folgenden  Grundsätze  bekanr.t  gemacht; 

I.  Die  Aufgabe,  den  trennenden  Einfluas  confeaeioneller  Ver- 
schiedenbeit  auf  das  politische  und  sociale  Leben  zu  beseitigen, 
macht  in  ihrer  Anneudung  auf  die  VerhältniBae  der  Juden  den 
Inhalt  der  Judenfrage  aua. 

n.  So  weit  aioh  die  JndenfrsB^e  auf  die  Einräumung  der  zur 
Zeit  noch  vorenthaltenen  bürgerlichen  und  politischen  Rechte  bezieht, 
ist  sie  ein  interpretireuder  Theil  der  allgemeineren  Frage  der  Ge- 
wi seensfreiheit. 

in.  So  weit  sie  aich  auf  die  Auagleichung  der  auf  dem  Ge- 
biete des  Verkehrs  und  des  geselligen  Lebens  noch  vorhandenen 
Verschiedenheiten  bezieht,  ist  aie  mit  anderen  nationalen  Beatre- 
bongen  darauf  gerichtet,  durch  Eiuigung  in  Geist.  Geainnung,  Sprache 
und  Sitte  die  Einheit  dea  GesammtvaterlandeB  zu  fordern. 

IV.  In  der  Judenfrage  sind  die  beiden  erwähnten  an  sich 
aelbst&adigen  Aufgaben  nicht  ohne  die  lebendigste  Weobael Wirkung. 
Die  Vorentbaltung  bürgerlicher  Hechte  setzt  einer  vollständigen 
aocialen  Ausgleichung  unüberwindliche  Hioderniaae  entgegen.  Anderer- 
seits würde  ein  einigeres  gegenseitiges  Anacbliessen  der  Bekenner 
verschiedener  Religionen  ein  tieferea  allseitiges  Bedürfniaa  nach 
bürgerlicher  Gleichstellung  hervorrufen. 

V.  Die  ohnehin  einem  wesentlich  anderen  und  zwar  durchaus 
selbe ta tändigen  Gebiete  angehörenden  religiösen  Fragen  innerhalb 
des  Judentbums  aind  im  Interesse  sowohl  der  Gewisaenafreiheit  als 
der  nationalen  Einigung  von  der  Judenfrage  scharf  ku  aondern. 

1)  Zweck  der  Gesellschaft  ist,  zur  Lösung  der  Judenfrage,  wie 
diese  in  den  voranatehenden  fünf  Sätzen  dargestellt  ist,  beizutragen, 
demnach  auf  die  Beseitigung  der  politiachsn  und  aocialen  Hindernisse 
hinzuwirken,  die  zur  Zeit  nocb  das  Aufgehen  in  das  nationale  Lehen 
erschweren. 

2)  and  3)  bestimmen  den  Namen  und  die  Verfassung  der 
Gesell  achaft. 

Die  praktischen  Versuche  der  Gesellschaft  bestanden  in  der 
Begründung  eines  ebenfalls  kurzlebigen  Wochenblattes,  «der  Phönin, 
in  der  Stiftung  eines  aus  beiden  Rahgionsgenossenschaften  ge- 
mischten Frauenvereins  u.  b.  w.;  indessen  ist  weder  die  beabsich- 
tigte Ausbreitung, 


Schulanatiilt  besitzt,  die  Kinder  vieiinehr  die  Talmud- Tor aschula 
und  keine  undeie  besuchen.  Daa  ■  Waisenhaus-,  belegen  in  der 
2.  Marktstrnaee  No.  21,  ist  aeit  1841  eigener  Besitz  der  Anstalt, 
die  sich  bis  dahin  in  einem  Miethhause,  llütten  am  Wall,  befand. 
Sie  verdankt  ihren  Ursprung  den  seit  1766  in  den  drei  Gemeinden' 
namentlich  in  den  Altonaiachen ,  bestehenden  Waiaenpflege- 
Vereinen.      , 

Die    Geschichte    derselben    entlehnen    wir    der    1841    hier 
tanonym  von  L.  Dukesi  erschienenen  Schrift,  genannt  Uebersicht 


noch  die  gesell achaftliche  Annähernng  durch  die  üeaellschaft  irgend 
merklich  gefördert  worden,  und  ohne  den  Aufschwung  von  1848  — 
einen  Sturra ,  der  sofort  auch  dies  kleine  Licht  ausblies  —  wäre 
auch  auf  politiachem  Felde  nichta  bewivkt  wordan.  Vielmehr  ward 
gerade  in  den  Jahren  184ö  und  1847  die  Frage,  ob  jüdiache  Kauf- 
lente  zu  den  Veraamralun^en  des  «ehrbaren  Kaufmanns»  zuzulassen 
seien,  von  diesem  zweimal  abgelehnt.  Daa  einzige  Nachhaltige,  das 
aus  der  Gesellschaft  direct  entsprungen ,  ist  die  fortwährend  beste- 
hende hiesige  " Arbeit Bnachweisnngs-Austalt»  und  indirect  vielleicht 
der  «Arbeiter-Bildungsverein".  bei  welchen  beiden  indess  natürlich 
von  den  Juden  als  solchen  keine  Rede  ist.  Inzwischen  ist  um  diese 
Zeit  die  Zulasaigkeit  der  Juden  von  den  Hamburger  Freimaurer- 
Logen  beschlossen  worden,  während  bisher  die  hiesigen  jüdiaoben 
Maurer  nur  in  England  und  in  Frankfurt  a.  M.  aufgenommen  waren. 
Die  Logen,  preuasischer  Constitution  beharrten  jedoch  in  ihrer  Ex- 
ctusivetät. 

Die  gesellige  Annäherung  Ist  übrigens,  wie  schon  angedeutet, 
um  diese  Zeit  (1847)  noch  lehi'  zurückgebhehon  und  obgleich  das 
Geschäft  hieben  die  Männer  aus  dem  Kaufmanns-  und  dem  Juristen« 
stände  tagtäglich  mehr  aneinanderführte  ■  so  zeigte  sich  doch  nodi 
bei  der  für  Kastengeist  üherall  empfänglicheren  Damenwelt*},  von  der 
ja  das  Familienlehen  abhängt,  ein  bedeutendes  Widerstreben,  das 
nur  langsam  und  zwar  groasentheila  mit  Hülfe  des  sich  immer  mehr 
entwickelnden  musikalischen  Zusammen  streben  s  weicht. 

Hierher  gehört  noch  der  damalige  Entschluas  einer  Anzahl 
jüdischer  Firmen  öfl'entlich  zu  erklären,  dass  sie  (waa  freilich  in  der 
Praxis  schon  lange  geschehen  ivar)  von  dem  ihnen  durch  die  da- 
malige Hamburgische  Wechsel-Ordnung  eingeräumten  Privilegium 
(siehe  Seite  21)  keinen  Gebrauch  machen  würden. 

•)  Hiebt  nmionn  l^gt  Bchlller  die  ichnckUcli-DUveii  Wone:   •Ki  alaJ  J>  Kitxor, 
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aller  wohlthätigen  Anstalten  und  Stiftungen  der  DeutBch-Iaraeli- 
tiBcheu  Gemeinde  in  Hamburg  (Druck  u.  Verlag  v.  J.  J.  Halber- 
Btadt,  8".  u.  164  S.),  einem  zuverlässigen  Werkchen,  dem  wir 
mehrere  Notizen  und  Aaszüge  entnehmen  werden. 

Die  wesentlichsten  Statuten  des  genannten  Waisenpflege- Wi 
Vereins  (Chelirat  de-megaddele  Yetomim)  waren  die  folgenden. 
Die  Mittel  deti  Veieine  bestanden  in  wöchentlichen  Beiträgen  von 
dnem  Schilling  und  aus  dem  Ertrage  der  Büchsen,  die  er  inabe. 
besondere  auf  jeder  Familienfeier  (Hochzeiten  etc.)  zu  collecfiren 
berechtigt  war  teruer  aus  aonstigeu  Geschenken  und  Syna- 
gogen-Offerten. Die  Zahl  der  Waisen  (es  wurde  nur  für  Knaben 
gesorgt,  wie  noch  heute)  ward  nach  Maassgabe  der  Einnahmen 
festgesetzt ,  und  sie  wurden  entweder  bei  der  Mutter  gelassen 
oder  sonst  bei  Privaten  untergebracht ,  wofür  hia  zum  neunten 
Lebensjahre  5  Mark  und  von  da  an  B  Mark  monatliches  Kost' 
geld  bezahlt  ward.  Die  Vorsteher  und  Deputirten  mussten  sie 
beaufsichtigen  und,  so  sagen  die  Statuten,  in  dieselben  Schulen 
schicken,  als  ihre  eigenen  Söhne.  Für  diesen  Unterricht  ward 
indess  nichts  bezahlt,  da  jeder  jüdische  Schulmeister  von  der 
Gemeinde  verpflichtet  war,  eine  gewisse  Zahl  von  Waisen  gratis 
aufzunehmen. 

Bis  zum  13.  Jahre  muss  der  Knahe  unterrichtet  werden 
im  jüdischen  Gesetz;  zeigt  er  Talent,  so  kann  er  bis  zum 
15.  Jahre  beim  Unterricht  bleiben.  Will  er  sich  dem  Gesetz- 
atudium  gänzlich  widmen,  so  wird  er  nach  einer  Rabbinerschule 
(Jeschiba)  geschickt ,  wo  ihm  noch ,  bis  er  sich  in  dem  neuen 
Ort  eine  Einnahme  durch  Unterricht  verschaAt  hat,  8  Schill,  täglich 
zu  bezieben  gegönnt  sind-  Auch  das  Keisegeld  zahlt  der  Verein. 
Hat  der  Knabe  ein  Alter  von  10  Jahren  erreicht  und  wünscht 
er  ein  Handwerk  zu  erlernen ,  so  müssen  die  Vorsteher  ea  ihn 
lernen  lassen,  jedoch  darf  das  Lehrgeld  die  Summe  von  hundert 
Mark  nicht  übersteigen.  Erreicht  er  das  12.  Jahr  und  wünscht 
frauzüaiach  oder  eine  andere  Sprache  zu  erlernen,  so  wird  er  auf 
drei  Monat  zu  einem  Lehrer  auf  Probe  gegeben:  wenn  er  dann 
Talent  und  Lust  zeigt ,  kann  er  die  Erlernung  der  Sprache 
fortsetzen,  jedoch  darf  der  Unterricht  nicht  mehr  als  10  Thaler 


L 
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jfihrlich  koateu.  Schreiben  müssen  ftlie  Kinder  lernen,  sowohl 
ebräisch  ala  deutsch.*) 

Daä  Institut ,  obwohl  es ,  beaonder¥  durch  Lega,te ,  im 
Laufe  der  Zeit  Capitalien  sammelte,  gerieth  allmählig  in  Yerfall; 
die  Beiträge  minderten  sich  und  die  obigen  ErziehungsvorBchriften 
wurden  wenig  heaehtet.  Die  Anstalt  war  wenig  mehr  als  eine 
Maschine  zoi"  Abhaltung  der  Kaddischgehete  lur  kinderlos  ver- 
storbene Leute.  Während  der  französischen  Hen'schaft  starben 
die  Verwaltniigsmitglieder  last  alle  aus  und  der  Gemeinde  vorstand 
war  genöthigt  einzuschreiten  mid  die  Verwaltung  proviiorisch 
einem  iiberiehenden  Verwalter  zu  übertragen.  Die  Zinsen  der 
Capitalien  wui'den  inzwischen  nicht  gehoben ,  vielm.ehr  bei  der 
Gemeinde  accumulirt. 

Am  8.  April  1828  fand  eine  Gener alversaiu ml ung  der  Con- 
tribuenten  Statt,  welche  auf  den  6.  November  desselben  Jahren 
eine  Revisions-Commission  ernannte.  Diese  beschäftigte  sich 
nicht  weniger  als  8  Jahre  lang  fruchtlou  mit  neuen  Einrichtungs- 
Eutwüri'en,  bis  endlich  durch  den  Euer  eines  Mitgliedes,  des  Kauf- 
manns Jnlius  Horwitz,  eine  Generalversammlung  der  Contribuenten 
neue  Grundsätze  feststellte,  nnd  endlich  nach  zeitweiliger  Be- 
nutzung einea  Mietlihauses  bei  den  Hätten  sah  das  Jahr  1838  die 
Begründung  und  zeitgemäsaere  Einrichtung  eines  Waisenhauses, 
dessen  Hauptzweck  es  ist,  hint«rbli ebene  Waisen  männlichen  Ge- 
Bcbleohts**)  von  Gemeiudemit  gliedern  und  Angehörigen  inrechtmäa- 
sigerEhe  erzeugt,  aufzunehmen  und  ihnen  eine  religiöse  nndhürger- 
licLe  Erziehung  in  dflm  Locale  der  Anstalt  zu  ertheilen.  Die  Rang- 
ordnung rücksichtlich  der  Aufnahme  ist  die  folgende : 

a)  Kinder  von  hiesigen  Gemeindemitgliedern ,  welche  auch 
Contribuenten  der  Anstalt  waren. 


*)  In  diesen  Bestimm ungen,  die  sehr  von  gleiclizettigen  in  den 
Binuenlands-Gemeiuden  abstechen,  weht  Hamhurgieche  Luft[ 

**)  Für  weibliche  Walaen  zu  sorgen,  sobald  os  die  Mittel  er- 
Uubeu,  wird  zwar  immer  als  die  Absicht  der  Anstalt  aufgestellt; 
dooh  steht  hier  der  Umstand  sehr  im  Wege,  daas  Mädchen  nicht 
Eaddiach  sagen  dfirfen,  wie  dies  von  den  meisten  Wohlthätem  aas- 
bedungen  wird.    {Siehe  übrigens  Paulinenatift.) 


I 
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b)  Kinder  auswärts  wohuender  und  Coutribuenten  der 
Anstalt  gewesener  Mitglieder  der  Gemeinde. 

:)  Kinder  hiesiger  Contribueutei]  der  Anatalt ,  die  aber 
'■icht  Gemeindeuiitglieder  wsreu. 

d)  Kinder  hiesigei-  jüdischer  Eltern  im  Allgemeinen ,  mit 
Vorzug  für  die  Gemeindegenoasen. 

Giaaz  elterulose  Kualien  sind  jederzeit  zu  bevorzugen. 

Vor  dem  6.  Jahre  wird  kein  Knabe  autgenommeu  und  vor 
dem  14.  nicht  entlassen,  es  sei  denn,  dass  ihn  jemand  adoptiren 
wollte.  Knuben  über  12  Jahre  wei-deu  gar  nicbt  aufgenommen. 
Die  Mutter  eines  aufzunehmenden  Knaben  hat  durch  Revers 
aller  Einmischung  in  Unterricht  und  Erziehung  zu  entsagen. 
Sie,  und  späterhin  der  Knabe  seihst  ist  bei  verbesserten  Ver- 
mögensumständen zum  Ersatz  von  Courant-Mark  90  für  jedes 
Jahr  verpflichtet.  In  Krankheitsfallen  ist  es  den  Verwandten 
in  der  Regel  gestattet,  das  Kind  zur  Verpflegung  zeitweilig  zu 
sich  zu  nehmen,  wo  ihnen  dann  die  Begünstigungen  der  Armen- 
anstalt zu  Thetl  wei'den.  Den  Unterricht  erbalten  die  Knaben 
zwar  in  der  Talmud-Toraschule,  doch  gehört  der  «Waisenvater» 
dem  Lehreratande  an ,  ergänzt  den  Unterricht  und  leitet  die 
Erziehung.  Die  Einkünfte  der  Anstalt  bestehen  jetzt  aus  den 
Beiträgen  der  Contribueuten ,  dem  Zinsengenusae  des  Fonds, 
welcher  statuteiigemäs»  bei  der  Gemeinde  belegt  sein  muss, 
einer  Anzahl  tea tarn entarisc her  Renten,  Büchsensammlungen  und 
Spenden  für  das  Kaddiach -Lesen  während  eines  Trauerjahres, 
wofür  Mitglieder  Cour.-Mark  50,  Nichtmitglieder  Conr.-Mark  100 
zu  erlegen  haben.  Wer  dem  Inatitute  äOÜO  Mark  vermacht, 
kann  dafür  auf  ewige  Zeiten  einen  Kaddisch  an  seinem  Jahr- 
zeitstage  atifteu.  Das  gegenwärtige  Waisenhaus  ist  angeschafft 
durch  Darlehen  auf  zinsbare  Actien,  von  denen  jährlich  zwei  zu 
100  Mark  ausgelooat  und  zui'ückgezahlt  wurden.  Die  Zahl  der 
Waisenknaben  ist  ungefähr  16  und  wird  immer  um  einen  ver- 
grösaert,  sobald  die  ilinkOnfte  sich  um  Courant-Mark  250  ver- 
mehrt haben.  Die  hypothekarisch  zu  belegenden  Cap Italien 
bedürfen,  wie  dies  auch  bei  den  meisten  anderen  Stiftungen  der 
Fall  ist,  zur  Umschreibung  etc.  des  ConsenBes  des  Gemeinde- 
vor  taudeij-     Die  Verwaltung  besteht  aus  fünf  Directoren,  denen 


ein  AuaschusB  vou  acht  Deputirteii  berathend  zur  Seite  steht. 
Zwei  CommiBBnrieii  des  Gemeindevoratandes  treten  in  gewiaaen 
Fällen  der  Directioo  bei. 

Wir  Laben    hier   noch   einiget  Stiftungen  von  Privaten   zu 
erwähnen,  die,  obwohl  an  sich  ganz  unabhängig  von  der  Gemeinde- 
Verwaltung,   doch   einen  gewisaeu  öffentlichen  Charakter  haben. 
'  a.     Die  Hermann  Heine'sche  Stiftung    ist    im  Jahre    IS37 

am  21.  April  fundirt  von  Salomon  Heine  zum  Ändeaken  an 
Beinen  früh  verstorbenen  Sohn  Hermann  mit  einem  Fonds  von 
100000  Mai-k  Banco,  worunter  40000  Silberrubel  fiinfproEeutiger 
russischer  Inscriptionen  in  einer  Piece  auf  den  Namen  der  Stif- 
tung gestellt.  Der  Zweck  ist  laut  §  3  der  Statuten,  «unbemit- 
telt« hiesige  Einwohner  in  ihrem  Broterwerb ,  bestehe  derselbe 
in  Handelsgeschäften,  in  einem  Handwerk,  einer  Kunst,  einem 
Fabriltwesen ,  Landbau  oder  irgend  einem  sonstigen  ehrbaren 
Gewerbe ,  durch  Darieihung  eines  Capitals.  welches  Vorschrift; 
mäaaig  zurückgezahlt  und  mit  3  pCt.  Conrant  von  Banco  prc 
anno  ve;-zinat  werden  soll,  zu  unterstütz en». 

Die  sonstigen  wichtigeren  Beatimmungen  sind  die  folgendeo, 
von  dem  Stifter  atipulirten ; 

§  4.     Die  Beengungen ,  welche  zur  Zeit  noch  in  dieserj 
Stadt  auf  meinen  Glaubensgenossen   lasten    und  welche  ihneS'1 
die  Wege  ihres  Fortkommens  mehr  ala  den  übrigen  Einwoh- 
nern erschweren,  veranlassen    mich   die  Woblthaten   der  Stif-  1 
tung  vorläufig   auf  die  Mitglieder  der  hiesigen  Israeli  tischen; 
Gemeinden  zu  beschränken.      Mit    dem   Tage   jedoch ,   wo   die 
Juden  in  Hamburg  zur  ungehinderten  Ausübung  jeder  bürger- 
lichen Erwerbsthätigkeit  gleich  den    Christen    geaetzlich  zu- 
gelassen  werden,  soU  diese   Beschränkung  aufhören. 

§  7.  Ea  soll  kein  Darlehen  unter  Banco-Mark  1000 
abaeiten  der  Stiftung  geleistet  werden.'  Das  Maximum  einei 
Darlehens  aoU  innerhalb  der  ersten  fünf  Jahre  der  Anstalt 
Banco-Mark  2000,  füi-  alle  Folgezeit  Banco-Mark  6O0O  nicht 
übersteigen. 
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§  9.  Wer  ein  Üariehen  von  der  Stiftung  bu  erhalten 
wünscht,  hat  eine  schriftliche  Anmeldung  dazu  hei  den  Ad- 
ministratoren der  Stiftung  einzureichen,  welche  begleitet  sein 
mu83  a)  von  einem  Zeugnisse  von  mindestens  zwei  achtbaren 
hiesigen  Einwohnern,  welches  ühei'  seinen  Charakter  eine 
genügende  Auskunft  ertheilt ;  b)  von  einer  genauen  Uebersicht 
I  seiner  finaocielleu  Verhältnisse  und  c)  falls  er  ein  Handwerker 

►  oder  Künstler  ist,    von    einem    Gutachten    Sachverständiger 

t  hinsichtlich  seiner  technischen  oder  künstlerischen  Fähigkeiten, 

in  so  weit  ein  solches  zu  erlangen  steht. 

I  §  10.     Die    Darlehen    sollen    in    der    Regel    ohne    alle 

Bürgschaft    oder  sonstige   für   die  Rückzahlung  zu   stellende 

Sicherheit    geleistet    werden;    in    einzelnen    Fällen    steht    es 

jedoch    der    Administration    zu,     hievon    eine    Ausnahme    zu 

K  machen.     (Diese  Ausnahme  ist  allmählig  fast  zur  allgemeinen 

Hegel  geworden ,  da  das  Anerbieten  einer  genügenden  Bürg- 

i  Schaft,  das  in  den  meisten  Fällen  erfolgte,  das  Gesuch  eines 

Entlehners  ja  nicht  schlechter  macht,  als  ein  bürgschaftsloBes.) 

ä  12.     Von  den  von  der  Stiftung   erhaltenen  Darlehen 

I  findet    im    ersten    Jahre    nach    der    Entleihung    kein    Abtrag 

Statt.     Nach  dessen  Ahlauf  aber  soll  die  Rückzahlung  binnen 
filnf  Jahren  in  zehn  gleichen,   am  31.  Januar   und   am  31.  Juli 
jedes  Jahres  tSlligen  Terminen  erfolgen. 
|.  §  13-     Der  Zweck  des  ganzen  Instituts  verlangt,  wenn 

I  nicht   seine    wohlthätigen    Wirkungen    und    deren    möglichste 

[  Ausdehnung    vereitelt   werden    und    der  Gesammtzweck   unter 

dem  Missbrauch  Einzelner  leiden  soll,  dass  die  entschiedenste 
Strenge  in  Betreff  der  Rückzahlung  der  dargeliehenen  Gelder 
I  zum  festen  Princip    gemacht  werde.     Es  soU   daher   die   Ad- 

r  ministration  verpflichtet  sein,  wenn  ein  Zahlungstermin  nicht 

eingehalten,  auch  nicht  etwa  eine  anderweitige  Sicherheit 
durch  Pfänder  oder  Bürgen  für  den  ialligen  Tenainalabtrag 
gesteüt  wird,  vor  Ablauf  von  2  Monaten  nach  dem  Verfall- 
tage zur  gerichtlichen  Klage  zu  schreiten ,  und  soll  sodann 
das  ganze  noch  schuldige  Capital  fällig  und  klagbar  sein. 
Nor    in    den    Fällen,    wo    die   Administration   die  feste  und 


iichere  moralische  Uebers-.euguug  gewonnen  hat ,  dasB  auf 
gerichtlinhem  Wege  keine  Befriedigung  weder  ganz  noch 
theilweise  werde  erlangt  werden  können,  ist  sie  berechtigt, 
ein  Arrangement  mit  dem  Sfihuldner  durch  Stiindungs-  oder 
Remis sioiiB vertrage  zu  treffen. 

§  15.  Die  Administration  besteht  aus  fünf  PersoiiBii, 
deren  Ernennung  ich  mir  vorbehalte.  Die  zuerst  Ernannten 
werden  drei  Jahre  in  ihrem  Amte  verbleiben.  Hiernach  tritt 
aJ^äbrlich  einer  der  AdininistrBt{>ren  nach  der  Beihenfolge, 
in  welcher  sie  ernannt  sind.  aus.  und  geschiebt  die  Ersetzung 
in  diesem  Folie  so  wie  bei  jedem  anderweitig  veranlassten 
Ausscheiden  durch  Wahl  von  den  Administratoren  selbst. 
Der  Ausgetretene  kann  nach  Ablauf  Ton  2  Jahren  von  Neuem 
erwählt  werden. 

§  20,  Die  Administration  ist  unter  keinem  Yorwando 
gehalten,  den  Entscheidungen,  welche  sie  auf  eingereichte 
Darleheasgesuche  gieht ,  Motive  hinzuzufügen.  Gegen  ihre 
Entscheidungen  soll  keinerlei  Recurs  oder  Beschwerdeiöhmng 
den  Betheiligten  auf  irgend  einem  denkbaren  Wege  stattfinden 
können. 

Aus  §  21.  Dagegen  aber  wird  alljährlich  der  Bestand' 
der  Stiftung  und  die  inzwischen  gefllhrte  Verwaltung  von 
einem  Revisor  geprüft  werden,  den  einen  H.  und  H.  Rath 
aus  seinen  Mitgliedern  alljährlich  geneigtest  zu  ernennen  icl 
ersuche,  und  dem  zu  diesem  Ende  sämmtliche  Bilanzen, 
Bücher,    Protokolle,  Belege  und  Documente  vorzulegen  sind. 

§  12.  Die  zur  Verwaltung  der  Anstalt  erforderlichen 
Unkosten,  zu  denen  auch  ein  jährliches  Ehrengeschenk  von 
einem  Portugalöser  an  jedes  Administrationsmitglied  gehört, 
HO  wie  ein  jährliches  Ehrengeschenk  von  einem  Portugalöser. 
welches  ich  den  S.  T.  Herrn  Revisor  anzunehmen  ersuche, 
sollen  aus  den  jedesmal  vorhandenen  Fonds ,  wie  sich  von 
selbst  versteht,  ^     w  g  g      mm      w    d  Uebrigens  können 

alle  augenblickli  h  t  1     d      F  nds  zur  Discontirung 

von  hiesigen  solid  k  fmann  h  ^^  hseln,  unter  Ausschluss 
von  eigeneu  oder     g  n  unten  S  1  w     1     In  verwendet  werden. 
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Das  Original  ist  verlesen  un^  bestätigt  durch  Conclnsnm 
des  Senats  vom  19.  April  1837. 

In  Befolgung  des  §  4  ist  1849  bei  erlangter  bürgerlicher 
Gleichstellung  der  Stiftungsfonds  durch  Schenkung  des  Sohnes 
und  Haupterben  des  Stifters  um  abermalige  Banco-Mark  100000 
vermehrt,  die  Wohlthaten  der  Stiftung  auch  hiesigen  christlichen 
Bürgern  zugänglich  gemacht  und  die  Zusammensetzung  der 
Verwaltung  aus  Bekennern  beider  Religionen  angeordnet  worden. 
1865  aber  hat  derselbe  Carl  Heine  die  Stiftung  wiederum  um 
Banco-Mark  100000  testamentarisch  bereichert  und  das  Statut 
entsprechend  modificirt. 

Am  21.  April  1865  hatte  diese  Stiftung  zufolge  ihres 
publicirten  Berichts  ausgeliehen  Banco-Mark  225570  in  264  mehr 
und  minder  abgelösten  Obligationen  und  seit  ihrem  Bestehen 
Banco-Mark  13115.  12  als  dubiös  erklärt.  Der  Fonds  selbst 
hatte  sich  auf  Banco-Mark  509329.  13  vergrössert. 

b.  Das  Lazarus  Gumpel  -  Stift ,  belegen  Schlachterstrasse  Lazami 
No.  40 — 42,  ist  enichtet  bei  Lebzeiten  von  dem  Kaufmann  Lazarus  "°*^® ' 
Gumpel  am  8.  December  1837.  Es  besteht  aus  zwei  Häusern 
an  der  Strasse,  welche  zur  Deckung  der  Abgaben  und  Repara- 
turen und  zur  allmähligen  Bildung  eines  Fonds  von  30000  Mark 
für  einen  vorausgesehenen  einstigen  Umbau  vermiethet  werden, 
und  aus  51  Freiwohnungen,  von  denen  10  an  der  Strasse  und 
41  im  Hofe.  Die  wichtigsten  Bestimmungen  der  Stiftungsacte 
sind  die  folgenden: 

§  3.  Von  den  in  dem  Hofe  befindlichen  41  Wohnungen 
soll  eine  dem  von  der  Administration  zu  bestellenden  Inspector 
eingeräumt  werden;  die  übrigen  40  sollen  an  nüchterne,  recht- 
schaffene, unbescholtene  und  friedliche  Personen,  die  hier  in 
Hamburg  zurückgekommen  sind,  oder  bei  redlichem  Fleisse 
doch  ihre  Miethe  nicht  aufbringen  können,  Eheleute  oder 
Wittwer  und  Wittwen  mit  Kindern  oder  ohne  solche,  oder 
auch  betagte  unbescholtene  Jungfern  zur  unentgeltlichen  Be- 
wohnung  für  so  lange  Zeit,  als   sich   ihre  Verhältnisse  nicht 
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olcheii   Unter-  1 


in    der  Art   verbeaBert  haben,   dass  sie  einer  solchen  1 
Stützung    offenbar    nicht  mehr  bedürfen ,    verliehen    werden ; 
jedoch  also,  dass  sie  eich  jedenfalls  dem  diesen  Statuten  bei- 
gefügten Reglement  zu  unterwerfen  haben  sollen. 

§  4.  Sogenannte  eingeschriebene  Arme  oder  solche, 
die  bereits  ginzlich  verarmt  sind  und  regelmässige  Geld- 
untcrstützungen  aus  einer  Armencasae  erhalten,  sollen,  wenn 
auch  nicht  ganz  ansgeschloBHen  sein ,  doch  weniger  zur  Auf- 
nahme in  diese  Wohnungen  berücksichtigt  werden,  als  solche 
Personen,  die  noch  einigermaBsen  sich  selbst  zu  ernäiiren  im 
Stande  sind  und  bei  welchen  diese  Aufnahme  gerade  einer 
Bolcheu  totalen  Verarmung  vurzubeugen  im  Stande  ist. 
Eigentliche  Bettler  aber  sollen  überall  nicht  aufgenommen 
werden. 

§  8.  Die  Aufzunehmenden  müssen  sich  (mit  Ausnahme 
von  §  10,  die  Dienstboten  des  Stifters  und  seiner  Ehefrau, 
die  hei  deren  Tode  im  Dienste  sind,  betreffend)  zur  Israeli- 
tischen Religion  bekennen  ,  und  muss  aiicii  in  der  Regel  das 
Familienliaupt  wenigstens  40  Jahre  alt  sein.  Nin-  ausnahms- 
weise, falls  besondere  Gründe  dafür  obwalten,  dürfen  jüngere 
Personen  aufgenommen  werden. 

§  7.  Eine  jede  Wohunng  eoll  einer  Familie  für  sich 
oder  auch  zweien  zu  einandei'  passenden  Franen  oder  Jung- 
frauen  verliehen  werden. 

§  8.  Das  Recht  der  ertheilten  freien  Wohnung  vererbt 
sich  weder  auf  die  Wittwe  noch  auf  die  Kinder.  Der  Wittwe 
soll  aber,  namentlich  wenn  sie  Kinder  hat  und  nicht  besondere 
Gründe  dagegen  sprechen ,  auf  ihr  Kachsuchen  in  der  Regel 
die  freie  Wohnung,  so  lange  sie  deren  bedarf,  verbleiben. 

§  9.  Alles  was  von  den  in  diese  Stifts  Wohnungen 
Anf genommenen  an  Betten,  Hauageräthen  oder  sonst  mit 
hinein  gebracht  wird,  ohne  alle  Ausnahme,  verbleibt  deren 
Eigenthum  und  wird  bei  Räumung  der  Wohnung  von  ihnen 
selbst  oder  nach  ihrem  Tode  von  ihren  Erben  wieder  zurück- 
genommen. 


p 


271 

§  17,  Di^Be  Stiftung  hoD  zu  ewigen  Tagen  unter  der 
Verwaltung  dreier  Mitglieder  der  hieeigen  Deutsch  -  Israeli- 
tischen Gemeinde  stehen ,  welche  dies  Amt  wenigstens  sechs 
Jahre  verwalten  uiüasen,  daeselhe  aber  nach  Ablauf  dieser 
Zeit,  falls  aie  dazu  geneigt  sind,  noch  ferner  behalten  dürfen, 
jedoch  müasen  sie  es  alsdann  wiederum    für  drei  Jahre  fiber- 


t  Bei  einer  nach  meinem  Ableben  {während  seiner  Lebens- 

zeit behielt  er  sich  die  Emetinung  selbst  vor)  durch  Todes- 
fall  oder   sonst   eintretenden  Vaeanz   sollen    die  beiden  nach- 
^  bleibenden  Administratoren  binnen  4  Wochen  dem  Collegium 

W  der    Herren  Voreteher    der   Deutsch-Israölitischen   Gemeinde 

f  zwei  anerkannt  recht schaifene  Männer  vorschlagen,  von  denen 

das  gedachte  Collegium  einen  zui'  Ergänzung  der  Administra- 
I  tion  an  des  Abgegangenen  Stelle  wiederum    zu  erwählen  hat- 

■  Aus  §  13.      Die    Administration    verleihet    sowohl    das 

f  erstemal   als   auch    späterbin    bei    eintretenden    Vacanzen    die 

Wohnungen    nach    einer    gemeinschaftlichen    Berathung    mit 
Stimmenmehrheit   an   diejenigen,    die  sie    nach   ihrem  besten 
I  Wissen  und  Gewissen  und  nach  den   in  §§  3  —  8  dieser  Sta- 

k  tuten   von    mir  aufgestellten   Grundsätzen   dazu    für  geeignet 

hält;  ist  auch  berechtigt,  den  Aufgenommenen,  wenn  sie  wegen 
Verbesserung    ihrer    Verhältnisse    der    freien    Wohnung    nicht 
mehr  bedürfen,  dieselbe  zu  kündigen  oder  auch,  falls  sie  gegen 
I  das     von    ihnen    unterschriebene    Reglement    Verstössen ,    sie 

f  wieder  auszuweisen. 

§  22 ,    Absatz  5.      Das    Collegium    der    Vorstehea'    der 

Deutsch  -  Israelitischen    Gemeinde    ist    jedesmal    zu    ersucheni 

k  aar  jährlichen    Rechnungsabiage    zwei    seiner    Mitglieder    zu 

f  deputiren ,   und  soll   diesen   das    Recht    zustehen,    über   etwa 

'  dabei  bemerkte  Abweichungen  von  den  Statuten  oder  sonstige 

Unregelmässigkeiten  Aufklärung  zu  verlangen  und,  wenn  der 

Fall  es  erfordert,  darüber  an  E,  H,  Rath  zu  referiren. 

§  23.     Eine  Abschrift   der  jährlichen  Abrechnung  und 

I  ein    sammarischer  Bericht   über   die   Jahres  Verwaltung   sollen 

innerhalb    vier  Wochen    nach    der   Rechnungeablage   von   der 
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Administration  E.  E.  Ratfa  überreiclit  werden,  Hochweichen 
ich  gehorsamst  ersucht  haben  will,  solche,  wie  sich  v 
versteht,  ohne  alle  Verantwortlichkeit,  anzunehmen  und  ad 
acta  zu  legen.  Hochdemselben  soll  das  Recht  zustehen ,  zu 
jeder  Zeit  eine  Revision  anzuordnen  und  sich  zu  diesem  Be- 
hufe  alle  Bücher,  Protokolle,  Dokumente  und  sonatige  Belege 
vorlegen  zu  lassen;  auf  den  Grund  solcher  Revisionen,  wenn, 
was  hoffentlich  nie  der  Fall  sein  wird,  sich  eine  unverkenn- 
bare Pfiichtverletzung  ergehen  oder  sonst  hinreichende  Ur- 
Hache vorhanden  sein  wird ,  die  Administration  oder  das  be- 
treffende Mitglied  derselben  zu  entsetzen  und  auf  i-inen 
Vorschlag  der  Gemeindevorsteher  dieselben  oder  denselben 
durch  andere  rechtsohaflene  Gemeindemitglieder  zu  ersetzen, 
ohne  dasB  dagegen  ein  Recurs  Stattfinden  soll. 

Aus  §  24.  Ein  Duplicat  der  Rechnung  und  des  Be- 
richts soll  in  derselben  Frist  dem  Coilegium  der  Herren 
Vorsteher  mehrgedaohter  Geiueiiide  eingereicht  werden,  so 
auch  ein  Triplicat  an  den  jedesmaligen  ältesten  männlichen 
Nachkommen  des  Stifters,  su  lange  dieselben  sich  am  hieaigsi] 
Platze  befinden. 


Das  Original  ist  verlesen  und  bestätigt  durch  Conclusum 
E.  E.  Senats  vom  5.  Januar  183Ö. 

Der  Bericht  der  Verwaltung  von  18Ö5  meldet,  dass  der- 
mitlen  164  Individuen  das  Stift  aewohnen,  und  dass  das  Reserve- 
Capital  auf  fast  Banco-Mark  30000  angewachsen  ist. 


™  t.     Die   Joseph-Simon-Behrens'sche  Stiftung   ist  errichtet 

1843 —  1844  durch  Frau  Lorette  Leo  geborene  Behrens  zum 
Andenken  an  ihren  jung  verstorbenen  Sohn  {erster-  Ehe)  mit 
einem  Capital  von  Banco-Mark  70000,  die  in  fünfpro centigen 
Ruaaischeu  Inscriptionen  angelegt  wurden.  Von  den  jährlichen 
Zinsen  kommt  '/'*  an  die  Israelitischen  Armen  in  Pyrmont,  dem 
Geburtsort  der  Stifterin ,  und  '/u  an  die  in  Altena.  Von  dem 
Reste  fallen  Couraiit-Mark  440  an  Israelitische  Studiosen,  Kunst- 
oder  Uandwerka-Lehrlinge  in   Rath^ii    von   40  bis   100   Mark.      Es 
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ist  Regel,  dass  dies  Hamburger  sein  aollen ,  doch  Bind  auch  ge- 
wisse Kategorien  von  Ausnahmen  angedeutet. 

Mark  ^00  werden  halbjährlich  zur  Miethzeit  an  10  Arme, 
die  sich  dazu  melden,  in  Portionen  von  20  Mark  verloost;  der 
Hest  ist  ebenfalls  zur  Miethezahluiig  für  Arme  bestimmt,  und 
zwar  in  lebenslänglichen  Uaben  von  30  bis  60  Mark  halbjährlich. 

§  9  der  Stiftungsacte  lautet :  Ich  habe  die  Wohlthaten 
dieser  Stiftung  vorläufig  auf  hülfsbe dürftige  Personen  iaraeli- 
tiachen  Glaubens  beschränkt ,  weil  die  mannigfachen  bürger- 
lichen und  gewerblichen  Beschränkungen,  die  in  dieser  Stadt 
noch  auf  meinen  Glaubensgenossen  lasten,  mir  eine  ausschliess- 
liche Berücksichtigung  derselben  zu  rechtfertigen  und  zu 
fordern  acheinen.  Wenn  aber  dieser  Grund  dermaleinst  durch 
eine  vollständige  Gleichstellung  der  Israeliten  Hamburgs  mit 
dessen  christlichen  Bürgemiu  allen  bürgerlichen  Rechten  hinweg- 
gefallenaeinwird.soaoll  diese  beschr&ukte  Verwendung  aufhören, 
wie  auch  geschehen  ist,  und  es  sollen  dann  die  Wohlthaten  dieser 
Stiftung,  so  weit  dieselben  für  Hamburgische  Einwohner  be- 
stimmt aind,  zur  einen  Hälfte  chriatlichen  und  zur  anderen 
israelitischen  Hülfabedürftigen  zufallen.  Ea  versteht  sich, 
dass  im  eintretenden  Fall  diese  Bestimmung  nur  allmählig 
in  dem  Maasse,  wie  die  Ansprüche  aolcher  Hülfabedürftigen, 
welchen  eine  Unterstützung  für  ihre  Lebenszeit  oder  für 
einen  bestimmten  Zweck  auf  mehrere  Jahre  zugedacht  worden, 
hinwegfallen,  zur  Anwendung  kommen.  In  Betreff  der  nach 
Altona  und  nach  Pyrmont  bestimmten  Summen  behält  es  bei 
der  Verwendung  für  israelitische  Arme  für  alle  Zeiten  sein 
Bewenden. 

Die  Stiftung  hat  fünf  Administratoren,  welche  ursprünglich 
von  der  Stifterin  ernannt  sind  und  sich  fernerhin  selbat  ergänzen. 
Jede  neue  Wahl  muss  jedoch  findeas  erst  nach  dem  Ableben  der 
Stifterin  und  ihres  Mannes)  von  dem  iaraelitiaohen  Gemeinde- 
Torstande  bestätigt  sein,  welchem  auch  jährlich  die  Abrechnung 
vorgelegt  werden  muss,  dessen  Bestätigung  überhauptzu  wichtigeren 
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organischen  Aenderungen  erforderlich,  und  unter  dessen  besoudere 
Oberaufsicht  die  gesaramte  Stiftung  gestellt  ist,  weshalb  ihm 
Vollmacht  zusteht,  bei  etwa  vorkommender  Misaleitung  einzu- 
schreiten. Eiu  Theil  der  wohlthätigen  Bestimmungen  dieser 
Stiftung  trat  übrigens  erst  nach  dem  (1852  erfolgten)  Ableben 
der  Stifter  in  und  einiger  ihrer  persönlichen  Stipendiaten  in 
Wirksamkeit,  indem  sie  sich  für  ihre  Lebenszeit  mehrere  der- 
artige Terfügungea  vorbehalten  hatte.  h 


d.     Isaac  Hartvig'sche  Stiftungen. 
,  Dieselben  werden  administrirt  durch  den  ersten  geistlichen 

Beamten  der  Gemeinde  und  zwei  Mitgliedern  des  Vorsteher-Col- 
leginms,  nämlich  den  ältesten  Cultns Vorsteher  und  den  ältesten 
Cassirer.     Sie  bestehen  ans; 

1)  der  Stiftung  bei  Lebzeiten  von  1834,  von  Crt.-Mark  241 
jährlich,  wovon  das  Krankenhaus  und  die  Talmud -Tora- Schule 
jedes  80  Mark  erhalten  und  der  Rest  an  arme  Hausväter  zum 
Wein  am  Osterabend  vertheilt  wird. 

2)  die  Stiftung  von  1839,  ebenfalls  bei  Lebzeiten,  jährlich 
400  Mark,  welche  in  acht  Portionen  zu  50  Mark  an  dieser 
Gemeinde  angehörige  dürftige  Hausväter,  Wittwer  oder  Wittweu 
von  40  Jahren  und  darüber  durchs  Looa  vertheilt  werden ,  und 
zwar  werden  drei  dieser  Gaben  jedesmal  auf  fünf  Jahre  mit 
Anspruch  auf  Yerlängerung  für  Lebenszeit  nach  Belieben  der 
Verwalter,  die  anderen  fünf  immer  nur  auf  das  einemal  gewährt. 
Von  den  zum  Looa  Gemeldeten  darf  die  Verwaltung  zwei  Drittel 
ZDrücklegen  und  nur  zwischen  dem  übrigen  Dritttheil  losen. 
Die  Losung  geschieht  kurz  vor  dem  jüdischen  Neujahr. 

3)  die  von  1840,  ebenfalls  bei  Lebzeiten,  aus  welcher  die 
Waisenanstalt  120  Mark,  die  Talmud-Tora-Schüler-Bekleidungs- 
Anstalt  15  Mark  und  die  Gesellschaft  zur  Vertheilung  von 
Feuerung  82  Mark  8  Schillinge  erhält. 

4)  die  testamentarische  Stiftung  giebt  ebenfalls  an  acht 
von  der  Verwaltung  auf  Lebenszeit  erwählte  Hausväter  jedem 
jährlich  50  Mark  zur  Miethe,  femer  einem  Hauevater  oder  einer 
Wittwe    jüdischer    Religion     durchs    Loos     (wo    ebenfalls    zwei 
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Drittel  der  Anmeldungen  zurückgelegt  werden  dürfen)  jährlich 
150  Mark;  dann  einem  armen  über  16  Jahre  zählenden  Mädchen 
»BS  der  Gemeinde  zum  Brautgelde  200  Mark  durch  Verlosung 
(dieae  beiden  Verloaangen  finden  am  Todestage  des  Stifters  den 
28.  Ab  Statt).  100  Mark  werden  jährlich  auf  Ostern  zu  Wein 
Tertheilt.  66  Mark  an  zehn  arme  Männer  zu  Abhaltung  des 
Gottesdienstes  am  Todestage ;  720  Mark  erhalten  verschiedene 
wohlthätige  Anstalten  nnd  Vereine  in  der  Gemeinde  und  400  Mark 
jährlich  sind  für  eine  einstige  jüdische  Warteschule  bestimmt. 
Der  dann  noch  übrig  bleibende  Saldo  Yon  beiläufig  5—6000  Mark 
Courant  fällt  zu  ein  Drittel  an  Altonaiache  und  zu  zwei  Brittel 
an  hiesige  jüdische  Arme;  es  soll  nämlich  «der  Ueberschuss  der 
Einkünfte  zu  uwei  Drittel  an  die  Hamburger  und  zu  ein  Drittel 
an  die  Altonaer  israelitischen  Armen  zu  gelegenen  Zeiten,  nämhch 
an  Feiertagen,  zur  Miethe  und  dergleichen  vertheilt  werden». 
Die  Verwaltung  hat  nun  bisher  das  betreffende  eine  Drittel  an 
das  Israelitische  Amien-Collegium  in  Altena  zugestellt  und  aus 
dem  Hamburger  Anfheil  jährlich  zwei  Verlosungen  in  Gaben 
meist  von  20  Mark  gehalten. 

So  lange  die  Wittwe  des  Stifters  lebte ,  genosa  sie  die 
Einkünfte  von  25000  fünfprocentigen  Silberrubeln.  Nach  ihrem 
Tode  ging  dieser  Betrag  jährlich  zur  Hälfte  an  ihre  überlebenden  . 
Sebweatern  und  nach  deren  Ableben  wird  aus  dem  ganzen  Capital 
ein  «Hartvig'aches  Pflegehaus»  gestiftet  als  Asyl  für  alie  bedürftige 
jüdische  Männer  und  Frauen, 

Das    geaammte    Capital     dieser    Hartvig'achen    Stiftungen 
beträgt  über  Banco-Mark  200000. 

Der   oroaste    Theil     der  in    dieser    Gemeinde    bestdieuden^"'''" 

°  SÜKoni 

testamentarischen    Stiftungen   ist,   wie  bereits  erwähnt,   hei   der^prGan 
Gemeinde  selbst  fundii-t.     üeber    die   Ernennung   der  jezeitigen 
Verwalter,    in    so    fern   selbige  nicht  noch  im  Testamente  selbst 
benannt  sind,   gilt  folgender   Beschluss  der  ehemaligen  Altoua- 
Hamburgiachen  Gemeinde  vom  6.  Elnl  5555  (Angust  1795) : 
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Oemeinde- 

befchluBB  von 

1795  wegen 

Verwaltung 

der  Legate. 


(Uebersetzung  aus  dem  Ebräischen.) 
«Da  bereits  vor  längerer  Zeit  die  Nothwendigkeit  an- 
erkannt worden,  wegen  der  bei  dieser  Gemeinde  in  Altena 
und  Hamburg  belegten  Capitalien  frommer  immerwährender 
Stiftungen  Aenderungen  in  der  Absicht  zu  treffen,  dass  kein 
Zweifel  und  keine  Unordnung  entstehen  können  und  dass  die 
Zinsen  genau  nach  dem  Willen  des  Stifters  ihre  Verwendung 
finden,  so  werden  für  jedes  zu  frommen  Zwecken  bei  der 
Gemeinde  belegte  Capital  zwei  Verwalter  nach  Vorschrift 
unserer  Verwaltungs-  und  Vormundschafts-Register  ernannt, 
nämlich  der  bereits  fungirende  Verwalter  und  ausserdem 
noch  ein  Verwandter  des  Stifters.  Solchergestalt  wird  es 
sein  wie  ein  Nagel,  eingeschlagen  in  eine  sichere  Stelle*)  und 
Zweie  werden  die  Absicht  des  Stifters  besser  und  sicherer 
ausführen  als  Einer  und  auch  dem  Gesetze  Gottes  gerecht 
werden,  dass  die  Worte  eines  Verstorbenen  in  voller  Krafc 
immerdar  zu  halten  sind  und  nicht  das  Geringste  davon  zu 
Boden  falle,  vielmehr  in  alle  Zeiten  bestehe.  Die  Auszahlung 
der  Zinsen  von  der  Gemeindecasse  soll  lediglich  an  die  ge- 
sammten  Verwalter  geschehen  und  muss  die  Quittung  mit 
ihren  sämmtlichen  Unterschriften  versehen  sein.> 

Demnach  haben  immer  beide  Verwalter  zu  quittiren. 
Wenn  einer  von  ihnen  stirbt  oder  sonst  abgeht,  so  geschieht 
die  Wahl  eines  neuen  durch  den  Gemeindevorstand  in  der  Regel 
auf  die  Präsentation  des  Ueberlebenden,  und  wo  möglich  aus 
der  Familie. 
Obergericht  j]s   ist  hier   ZU  bemerken,    dass  auch   der  Senat  und  die 

betreffs 

jüdiBcher  Gerichte  den  Gemeindevorstand  stets  als  geborenen  Ober-Curator 
Stiftungen,  sämmtlicher  jüdischen  Stiftungen  betrachtet  haben  **),  dies  möge 
in  der  Stiftungsurkunde   ausgesprochen   sein   oder  nicht.     Dem- 
zufolge ist  auch  denjenigen,  die  ihre  Capitalien  selbst  verwalten. 


*)  Bekannter  biblischer  Ausdruck. 

**)  Obergerichtliche  Entscheidung  in  Betreff  des  J.  H.  Oppen- 
heimer'schen  Legats. 


bei  vorgek< 
Hypotheken 
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GelegeElieiteu  vorgescbrieLen  woTden,  üre 
verclanauliren,  daas  jede  mit  deu  Posten  Tor- 
ideruug  des  Cunsenses  der  Vorsteher  bedarf. 
Ohnehin  verlangt  die  Stadt- Scixreiberei  von  jedem  dort  erachei- 
nenden  jüdischen  Testaments-,  Stiftungs-  oder  Vereias-Verwalter 
den  Beweis  seiner  Qualität  durch  ein  Attest  des  Vorateher- 
CoIlegiumB. 

Wir  antecipireu  hier    l'ulgeaden   BeschluBS   des   Gemeinde- 
Vorstandes  vom  22.  Januar  1852; 


Beschlossen:  dass  dieses  Vorateher-CoUegium  für  Letfate,  Bmchiim 

vun  IS62 

Stiftungen   und  Anstalten   hinfüi-o   weder  die  Vornahme  von  „^^^^  ^m 
Administratoren- Wahlen,  noch  die  Beilegung  hypothekarischer    LojiiB. 
Clausein  übernimmt,  -wenn   nicht  die  betrcDtnde  Verwaltung 
sich  verpäichtet,  jährliche  Berichte  und  auf  Verlangen  auch 
Statue  bei  demselben  einzureichen. 

Wie  schon   berichtet,   hat   die   hiesige  Gemeinde    bei  der  üBborein- 

IeudH  mit  d« 
Sepai'atiou   von    Altona    veimöge    der  Acte    vom  26.  April  lölSooiueindo  ij 

die  hiesiger  Seita  früher  contrahirtcn  Schulden  allein  iibcrnommen.     üto"» 
Dai-uuter  befanden  sich  Courant-Mark  237007.  13  und  Courant-    i^j»,^ 
Mark  31000,  zusammen    Courant-Mark  268007.  13    an  unkünd- 
baren Stütungsfonds ,    und  ist  darüber   am   19,   Mai    1812    die 
folgende  Uebereinkunft  getrofTen ; 


«Auf  Veranlassung  der  Administration  der  Gemeinde 
in  Hamburg,  die  verschiedenen  unkündbaren  Fonds  frommer 
Stiftungen  in  Hamburg,  von  denen  jährhoh  Verlosungen  für 
Arme,  für  Waisen,  für  Wittwen  oder  für  Bräute  *)  stattfinden 


L. 


*)  Alle  derartigen  VerloBuiigen  werden  einige  Wochen  vor 
dem  Termin  in  den  Synagogen  der  Gemeinde  durch  Ausruf  und 
Anschlag  pubUcirt  und  auf  der  Diele  des  Gemeindehauses  im  Kasten 
aufgestellt,  in  den  die  Thoiluohmer  ihre  Adresse«  warfen.  Vor  der 
Ziehung,  welche  im  Eoiseiu  der  Gemein debegl au bten  durch  die  Ver- 
walter geschieht,  wird  naehgeaeheu,  ob  sich  auch  kein  Kichtberech- 
tigter  mit  eingelegt  habe. 
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und  von  denen  auch  genannte  PeiBonen,  dir.  in  Ältona  wohnen, 
genossen  hahen,  betreffend.,  sind  die  Herren  Jacob  Oppenheimer 
und  L.  J.  Riesser  von  Seiten  gedachter  Administration  com- 
mittirt  und  bevolhnächtigt  worden,  mit  den  Vorstehern  der 
Altonaischen  Gemeinde,  unter  Genehmigung  des  Hochloblichen 
Rabbinatsgerichts,  darüber  einen  Vertrag  abzuschliesaen,  und 
haben  sich  zu  diesem  Ende  gedachte  Commissarien  von  einer 
Seite  und  die  Herren  J,  B,  Schiff  und  M.  B.  Cohen,  Aelteste, 
als  Bevollmächtigte  der  Gemeinde  Altona,  mit  Zuziehung  der 
Ehrw.  Herren  Rabbiner  Elieaer  Läse,  Präsident,  und  Salonion 
Samuel  und  Moaes  Jacob  Jaffe  (genannt  von  Halle)  ak  As- 
BBflBorea  versammelt  und  die  darauf  Bezug  habenden  Gegen- 
stände genau  erwogen  und  für  gut  befunden ,  folgende  Ein- 
richtung zu  treffen: 

1)  Alle  diejenigen  frommen  Stiftungen ,  davon  der 
Legatar  in  Hamburg  zur  Zeit  seiner  Legation  gewohnt  hat, 
Bollen  allein  diejenigen  Armen,  Waisen,  Wittwen  oder  Bräute 
geniesaen,  die  während  der  Vertheilung  derselben  ihr  gesetz- 
iiches  Domicil  in  Hamburg  haben:  und  die  in  Altona 
Wohnenden  sollen  eben  so  wenig  als  wie  jede  anderen  nicht 
hier  Domicilirten  einigen  Antheil  von  beute  an  unter  keinem 
erdenklichen  Verwände  geniessen,  selbst  in  dem  Falle,  wo 
durch  das  Testament  des  Verstorbenen  oder  durch  irgend  ein 
anderes  Document  das  Gegentheil  zu  erweisen  wJire. 

2)  Der  Artikel  1  ist  mit  allen  seinen  Glauseln  und 
Bedingungen  anwendbar  auf  alle  diejenigen  frommen  Stiftungen, 
wovon  der  Legator  zur  Zeit  seiner  Legation  in  Altona  oder 
im  Königlich  Dänischen  Gebiete  wohnte,  (in  dem  Sinne)  dasa 
nur  diejenigen  Armen,  Wittwen,  Waisen  oder  Bräute  davon 
von  heute  an  geniesaea,  die  ihr  gesetzliches  Domicil  in  Altona 
haben,  ohne  daas  unter  irgend  einem  Vorwande  die  Hamburger, 
sie  mögen  vormals  zni'  Altonaer  Gemeinde  gehört  haben  oder 
zu  irgend  einer  anderen  Gemeinde,  Anspräche  darauf  machen 
können,  sobald  sie  nicht  während  der  Vertheilung  ihr  gesetz- 
liches Domicil  in  Altona  haben. 


279 

3)     In  Ansehung   derjenigen  hier  benannten  vier  Pöste 
frommer  Stiftungen,  ale : 

a.  Ton  P.  H.  Minden  in  Charleaton,  von  denen 
gemssa  gerichtlichen  ErkenntnisBea  die  Zinsen 
hisher  an  «Arme  aus  Alton a  und  Hamburg» 
vertheilt  worden, 

b)  von  David  Linn  Goldsohmidt, 

c)  von  Samaon  Lefünann  rectius  Leffinana  Samson 
Hertz, 

d)  von  Heymann  Joachim  Cohen, 

bei  welchen  drei  letzten  Fällen  die  Legatores  (die  in  Ham- 
burg wohnten)  nicht  zur  Altonai sehen  Gemeinde  gehörten, 
und  nicht  deetoweniger  tur  Arme  der  Gemeinde  «Altona  und 
Hamburg»  bestimmt  waren,  ist  verordnet  und  bestimmt,  dase 
der  fünfte  Theil  der  jährlichen  Interessen  an  die  Gemeinde 
in  Altena,  an  die  jedesmaligen  Vorsteher  derselben  in  Altena 
zur  Vertheilung  an  diejenigen ,  die  in  Altena  ihr  Domicil 
haben,  zugestellt  werden  soll. 

(Folgen  die  oben  erwähnten  Unterschriften.) 

Nachdem  wegen  der  Ausführung  obiger  Convention  mehrere 
Modalitäten  versucht  waren  und  immer  neue  Miss  Verständnisse 
daraus  entstanden  waren,  ward  sie  endlich  in  einer  neuen  lieber- 
einkunft  beider  Gemeinde  vorstände  am  13.  Mai  1839  bestätigt, 
und  zugleich  festgesetzt: 

«dass  besagte  vier  Legate  in  allen  folgenden  Jahren  für  ^"p"' 
Altonaer  und  Hamburger  Interessenten  gemeinschaftlich  ge-Q„^j|t 
zogen  und  bei  jeder  Verloosung  vier  Hamburger  gegen  einen*'""" 
Altonaer  zngelaasen  werden  sollen.» 

Dies  geschieht  n&mliob,  indem  jedesmal  aas  den  Altonaiachen 
Anmeldungen  eine  und  aus  den  Hamburgiachen  vier  Serien 
gebildet  werden  und  das  Laos  zuerst  zwischen  diesen  Serien 
entscheidet.  Die  Verlosungen  geschehen  übrigens,  wie  alle 
rein  Uaiaburgiscben ,  auf  der  hiesigen  Gemeindeatube  unter 
Assistenz  der  hiesigen  Beamten. 
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IM»  L«gRt«.  Die  Stiftungen  sind  die  folgenden : 

Legat  Lazarus  Aaron, 
gestiftet  1816. 

Capital  Courant-Mark  1500.     Rente  Courant-Mark  45, 
Verwendung:  Grottesdienst  am  Jahrzeitstage. 

Legat  Grerson  Austerlitz, 

gestiftet  1766. 

Capital  Courant-Mark  1500.     Rente  Courant-Mark  60. 

Verwendung:  Arme  (vorzüglich  Verwandte)  39  Mark, 
die  Clause  in  Altona ,  die  hiesigen  Vereine  für 
Krankenpflege  und  für  Brautgelder  jeder  6  Mark, 
die  Beerdigungs-Brüderschaffc  3  Mark. 

Legat  Bendix  Herz  Beifus  und  Frau, 
gestiftet  183^. 

Capital  Courant-Mark  1000.     Rente  Courant-Mark  30. 
Verwendung:    Für  arme  Männer,  die  den  Gottesdienst 

der  Morgenwarte  (schomer  la  boker)  besuchen,  und 

für  arme  Schriftgelehrte. 

Legat  Herz  Beifuss,  genannt  Schoyer, 
gestiftet  1790,  vermehrt  1838. 

Capital  Courant-Mark  4300.    Rente  Courant-Mark  149. 
•         Verwendung:  Courant-Mark  ÖÖVa  an  zwei  Talmudlehrer 
und  Courant-Mark   93V«    für    den  Gottesdienst  der 
Morgenvirgilie. 

Legat  Marcus  Isaac  Beit, 
gestiftet  1761. 

Capital  Cour.-Mark  525.     Rente  Cour.-Mark  25.  8. 
Verwendung:  Courant-Mark  22 Va  die  Clausen,  Courant- 
Mark  3  die  Aussteuer-Gesellschaft. 

Legat  Marcus  Salomon  Beit, 
gestiftet  1810. 

Capital  Banco-Mark  8000.      Rente   Courant-Mark  320. 

Verwendung:    Mark    100  an   verschiedene  Schul-   und 

Wohlthätigkeitsanstalten  in  der  Gemeinde,  Mark  60 
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für  den  Jahrzeits-Gottesdienst,  #  130  zum  Verlosen 
zwischen  Arme,  #  30  dem  Küster  für  die  Mühe- 
waltung. 

Legat  Simon  Leffmann  Beit, 
gestiftet  1847. 

Capital  Cour.#  3000.     Rente  #  90. 
Verwendung:  An  sieben  verschiedene  Schul-  und  milde 
Anstalten  in  der  Gemeinde. 

Legat  Nathan  Marcus  Beit, 

gestiftet  1794. 

Capital  ? 

Verwendung:  netto  7V"  "^  für  eine  arme  Braut. 

(Das  Capital  ist  beim  Magistrat  der  Stadt  Dresden 
belegt,  woselbst  der  Stifter  zuletzt  gewohnt  hat.) 

Legat  Moses  Hirsch  Bauer, 
gestiftet  1839, 

Capital  Cour.gt  1500.     Rente  Cour.#  45. 
Verwendung:  Zur  Vertheilung  am  Jahrzeitstage. 

Legat  Samson  Berend  Cohn  Wittwe, 
gestiftet  bei  Lebzeiten  1840. 
Capital  Cour.#  1000.     Rente  Cour.#  30. 
Verwendung:  Zu  Wachskerzen  in  der  Synagoge,  Neuer- 
steinweg. 

Legat  Abraham  David  Cohen, 

gestiftet  1798. 

Capital  Cour.#  20500.     Rente  Cour.#  707. 

Verwendung:  ^  120  an  zwei  hiezu  angestellte  Tal- 
mudisten  für  bestimmte  Pensa,  #  40  zum  Jahrzeits- 
Gottesdienst ,  -j^  150  zut  Ausstattung  einer  armen 
Braut  durch  Verloosung,  #  lö  für  die  Krankenpflege, 
/  375  an  zwei-  Claus-Rabbiner.  Ausserdem  #12 
jährlich  für  die  Ten-a  Santa-Armen. 

Legat  Jacob  Cleve, 

gestiftet  1759.     Termin  im  März. 
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Capital  Cour.Jt  10200.    Rente  #  510. 

Verwendung:     #    300    Rrautgeld    durch    Verloosung 
#  144  an  vier  Theologen,   #66  für  den  Jahrzeits- 
Gottesdienst  an  Clausrabbiner  und  Waisenknaben. 

Legat  Joachim  (Nahum)  David  Cohen, 
gestiftet  1767. 

Capital  Cour.Jt  600.     Rente  Cour.#  30. 
Verwendung:  an  arme  Verwandte. 

Legat  Heymann  Joachim  Cohen, 

gestiftet  1804. 

Capital  Cour.*  12000.     Rente  Cour.#  450. 

Verwendung:  V^  175  zu  einem  Brautgelde, 
V^  100  an  zwei  Theologen,  ^  35  zur  Jahrzeitsfeier, 
V^  80  an  die  Clausen,  #  30  für  die  Terra  Sancta- 
Armen,  |^  30  zu  Wachskerzen  in  der  Synagoge. 

Legat  Zacharias  Cohen  (Issachar  Daniel), 
gestiftet  1722. 

Capital  Cour.#  8717.  12.    Rente  Cour.*  349. 
Verwendung :  Halbjährliche  Vertheilung  zwischen  armen 
Verwandten. 

Legat  Gottschalk.  Levy  Cohen, 
gestiftet  1760. 

Capital  Banco#  3000.     Rente  Cour.*  150. 
Verwendung:    #  105   an  die   Clausen,    *  45   an  arme 
Verwandte. 

Legat  Berend  Danziger, 
gestiftet  1768. 

Capital  Cour.*  1200.     Zinsen  Cour.#  60. 
Verwendung:  *  24  für  Jahrzeits-Gottesdienst,  *  36  an 

arme  Verwandte,  vorzugsweise  einer  verlobten  Braut 

zur  Aussteuer. 

Stiftung  Joseph  Jacob  Emden, 

gestiftet  1808  bei  Lebzeiten.     Termin  im  Mai. 
Capital  Cour.*  10000.    Zinsen  Cour.^  400. 


t 
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Verwendung:  ^  200  au  arme  Hausväter  oder  Wittwen 
durch  Verlosung,  ^  150  den  Seniores  seiner  Nach- 
kommen zur  Aus t Heilung  nach  bestem  Ermessen. 
-C  20  zu  Feuerung,  ^  10  zur  Krankenpflege,  #  20 
zur  Jahrzeitsfeier. 
Legat  Matthias  Salomon  Eleaa, 
gestiftet  1817. 

Von  dem  Fonds    ist   nnr  ein  Theil   bei  der  Gemeinde 
belegt,  nämlich  nur  Coia.U  2700,  Zinsen  Cour.#  81, 
von  denen  #  45    zum  Jabrzeits-Gotteedienst ,    #  12 
für  Clause»  in  Altona ,  ^  15   für   die  Waisenanstalt 
und  /  9  für  die  Terra  Sancta-Ärmen  bestimmt  sind. 
Die  Hauptstiffung  hat  ihi'e  CapitaJien  theils  in  Häusern 
und  Hauspösten ,   theils  in   Staatspapieren  angelegt. 
Es  Bind  daraus  jährlich  bestimmt: 
Cour.#  150  durch  Verlosung    ara   Sterbetage  an  einen 
armen    Hausvater    oder    Wittwe    aus    der 
Gemeinde, 
150  durch    Verlosung    am    Sterbetage    an    ein 
dazu  angemeldetes  unbescholtenes  Mädchen 
aus  der  Gemeinde  von  18  Jahren  oder  älter 
zu  einem  Brautgelde, 
«         10  an    die  Küster    für  Publication  dieser  Ver- 
losungen, 
«       450  zur  Handwerks -Erlernung  zweier  hier  gebo- 
renen 13jährigen  Knaben  aus  der  Gemeinde. 
«       300  zur  Bekleidung  armer  Kinder  beiderlei  Ge- 
schlechts, die  die  Talmud -Tora-Schule  oder 
die   Mädchen -Unterrichts- Anstalt  besuchen, 
«       400  an    seinen    nächsten    lebenden    Verwandten 
mit    Bevorzugung     eines    notorisch    Armen 
und  mit   Ausschluss    der   zu   einer  anderen 
Kirche  Ueb ergetretenen, 
200  zur  Besoldung  eines  Verwftltungs-Substituten 
und 
3  Portugalöser  für  die  Administratoren. 
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Von  dem  Saldo  der  Einkünfte  fallt  je  V*  an  die  Talmud- 
Tora-Schule,  an  das  Krankenhaus  und  an  dieFeuerung- 
Vertheilungs-Gesellschaft,  V«  an  die  Mädchen-Unter- 
richts-Anstalt von  1798  und  je  V^«  an  den  Greisen- 
ünterstützungs- Verein  und  an  deu  Frauenverein  für 
arme  Wöchnerinnen. 

Die  durch  Entwerthung  der  Grundstücks  verminderte 
Einnahme  hat  bisher  die  Ausführung  einiger  dieser 
Bestimmungen  verhindert. 

Legat  Salomon  Elsas, 

gestiftet  1797. 

Capital  ein  Hausposten  von  Bco.#  8000,  dessen  Zinsen 
zu  einem  Brautgelde,  und  Cour.#  300,  deren  Zinsen 
der  Terra  Sancta-Armencasse  bestimmt  sind. 

Legat  Jacob  Salomon  Elsas, 
gestiftet  1800. 

Capital  Cour.#  1250.     Zinsen  Cour.#  50. 
Verwendung;   Jt  14   zur  Krankenpflege,   #  30  für  den 
Jahrzeits-Gottesdienst,  #  6  demKüster  für  Aufwartung. 

Legat  Gella  Emanuel  geb.  Fürst, 

gestiftet  1811. 

Capital  Cour.  #2000.     Zinsen  Cour.  80. 

Verwendung:  Cour.#  65  durch  Verloosung  an  einen 
armen  Hausvater  oder  eine  Wittwe  in  der  Gemeinde, 
#15  dem  Oberküster  für  die  Besorgung. 

Legat  Zipora  Ellingen  geb.  Halberstadt, 
gestiftet  1777. 

Capital  Cour.#  900.     Zinsen  Cour.#  45. 
Verwendung :  Vertheilung  an  Arme,  zunächst  aus  ihrer 
Verwandtschaft. 

Legat  Joseph  Ernst, 

gestiftet  1845. 

Capital  Cour.#  300.     Zinsen  Cour.#  9. 

Verwendung:  Für  die  Terra  Sancta- Armen. 


I 
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Legat  Meyer  Frank, 

gestiftet  1828. 

Capit«!  Banco-fl  321.  llVs.     Zineen  Conr.-^l  9.  10. 
Verwendung:  Talmud- Tora-Sohule  Coar.#  4. 10,  Armen- 
aastalt  Cour.j'  5. 
Legat  Samuel  Friedburg, 
gestiftet  1816. 
■  Capital  Cour.#  200. 
Verwendung ;     Armen-Krankenpflege. 
Legat  Asaur  Joseph  Getting, 
gestiftet  ISIO. 

Capita!  Cour.#  300.     Zinsen  Cour.it  12. 
Verwendung;    An  Clausrabbiner   für  Sterbetags-Gebete. 
Legat  Abraham  Lion  GoldBohmidt  und  Frau  Fanny, 
gestiftet  1800. 

Capital  Banco#  6000  und  Cour.#  6000.  ZinaenCour.II  552. 
Vei-wendung :  Cour.  J  300  an  eine  arme  Braut  zur  Ver- 
heirathung    aus    seiner    Familie    und    in    deren   Er- 
mangelung   ang    der   Gemeinde    durch   übliche  Ver- 
losung  zu   bestimmen    und  mit  3  pCt.  Zinsvergütung 
bis  nach  geschehener  Copulation  zu  bewahren.  #  120 
zu  den  Jahrz ei ts feiern  der  Stifter,    #  12  an  die  Terra 
Sancta-Armen,  J/.  120  an  einen  armen  Hansvater  aus 
der  Gemeinde  durch  Verlosang. 
Legat  David  Lion  Croldschmidt  und  Frau  Frummaid, 
gestiftet  1792. 

Capital  Bco.^  6000  und  Cour.#  3000,  Zinsen  Cour.?  432. 

Verwendung :    Cour.  Jf  300  an  eine   arme  Braut  durch 

Verlosung,  aufzubewahren  mit  3  pCt.  Zinsvergütung, 

*  90  zu  beiden  Jahrzeitefeiem ,  #  30  zur  Kranken- 
pflege, ^  12  an  die  Terra  Sanctft-Armeu. 

Legat  Moses  Aaron  Goldschmidt, 
gestiftet  1758. 
Capital  J  500,  Louisdor  k  5  Thaler  gerechnet.     Zinsen 

#  18.   10. 
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Verwendung:   #  2   zur  ewigen  Lampe,   j^  18  an  ver- 
schiedene wohlthätige  Vereine. 

Legat    Moses    Gottschalk    (Levi)    und    dessen    Wittwe    Mathe 

geborene  Popert, 
gestiftet  1786—1803. 

Capital  Bco.#  3600  u.  Cour.#  11000.  Zinsen  Cour.#  680. 

Verwendung:  #  380  für  Talmudstudien,  #  60  zu  zwei 

Jahrzeitsfeiern ,    ^  45   an   die   Clausen ,    ^    100   an 

Arme  aus  der  Gemeinde   durch  Verloosung,    ^   95 

der  Talmud-Tora-Schule,  #10  der  Waisenanstalt. 

Legat  Hirsch  Levin  Gottschalk, 
gestiftet  1816. 

Capital  Cour.#  625.     Zinsen  Cour.#  25. 
Verwendung:    ^  12   an   die   Waisenanstalt,    ^   13    der 
Talmud-Tora-Schule. 

Stiftung  Abraham  Simon  Goldzieher, 
.gestiftet  1838—1839. 
Capital  Cour.#  1650.     Zinsen  Jt  49.  8. 
Verwendung:     Die   Jahrzeitsfeiern    setner   Eltern    und 
seiner  ersten  Ehefrau. 

Legat  Levin  Halberstadt, 
gestiftet  1720. 

Capital  Cour./f  600.     Zinsen  jC  36. 
Verwendung:  Clause  in  Altona. 

Legat  Berend  Samuel  Halle  alias  Beer  Cleve, 

gestiftet  (theilweise  bei  Lebzeiten)  1835 — 1843. 
Capital  BancoJ^  2800,    Cour.-^  2000,    in   Obligationen 

1000  Stück  Species.  Zinsen  Cour.#  315. 
Verwendung:  Cour.#  100  für  eine  arme  Braut  durch 
Verlosung,  j^  150  in  fünf  Gaben  ä  30  |C  zwischen 
armen  Familienvätern  und  Wittwen  aus  der  Gemeinde 
zu  verlosen,  Jf^  42  an  die  Clausrabbiner  zu  gleichen 
Theilen,  #  10  an  zehn  Männer  für  Abhaltung  der 
Jahrzeitsfeier,   j^  3  an   den  Küster  und  Cantor  der 
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Synagoge  Elbstrasae,   #  10  dem  Oberküstfir  für  die 
Besorgung. 
Legat  Joseph  Abraham  Cohen, 

gestiftet  1863. 

Capital  Bancojl  36000.    Kein  beatimmter  ZinsfuBS. 

Verweadang:  Der Ziuien ertrag  fällt  in  neun  verschiedenen 
jährlichen  Verthiilungen  an  Ariue  zur  Miethe, 
Feuerung  etc.  Einiges  zu  jährlichen  Trauer -Ritaalien 
und  fast  100  Thlr,  erhält  die  Waiaenanatalt.  Für 
die  Verwaltung  aind  25  Thir.  ausgesetzt. 
Legat  Heymann  Engel,  unter  separater  Verwaltung, 

gestiftet  1858. 

Capital  Banco^  15000,  ia  bestimmten  Manspösten  auf 
Namen  dieses  Testaments. 

Verwendung:   Die  Zinsen  an  18  Terschiedene  jüdische  und 
christliche    Anstalten    lüerseibst    und    auch    an    die 
jüdische  Gemeinde  in  Malchin,  dem  Geburtsort«  de> 
Stifters. 
Legat  Betty  GxjJdschmidt  geb.  Assar, 

gestiftet  1860. 

Capital  Bancoli  2000. 

Verwendung :  Die  Zinsen  nach  Ableben  einer  Schwester 
für  Arraen-Unterstütznng  zu  verwenden. 
Legat  Rahen  Meyer  Goldscbmidt,  unter  eigener  Verwaltung, 

gestiftet  1863. 

Capital  BancoJI  34000. 

Eine  unter  geringer  Oberan&loht  der  Gemeinde  stehende 
FamiUenst  iftung . 
Legat  Jonas  Meyer  Goldschmidt,    abgesondert  zu  verwalten, 

gestiftet  1862. 

Capital  circa  100000. 

Verwendung :  Die  Zinsen  werden  nach  Erloschen  mehrerer 
lebenslänglicher  Pensionen  in  Portionen  von  50  ^ 
zur  Miethezahlung  verloost ,  mit  Ausnahme  von 
1000  #,  welche  jährlieh  an  versebiedeae  wohlthatige 
Anstalten  fallen. 
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Legat  (zweites)  Abraham  Simon  Goldzieher, 
gestiftet  1859. 

Capital  Banco#  2000  inhiesigenFeuerca^sen-Obligationeu. 
Verwendung:  Für  die  Talmud-Tora-Schule. 

Legat  Samuel  Levy, 

gestiftet  1859. 

Capital  ßanco  j^  120000  in  verschiedenen  Staatspapieren 
und  Eisenbahn-Prioritäten. 

Verwendung:  Die  Einkünfte  (jedoch  erst  nach  dem 
Ableben  einiger  auf  Lebenszeit  bedachten  Persön- 
lichkeiten) für  eine  Stiftung  von  Freiwohnungen. 

Legat  Joachim  Levysohn, 
gestiftet  1860. 
Capital  Bco.iJ^  5000. 
Verwendung:  Ritualien  adi  Sterbetage  des  Stifters. 

Legat  Isaac  Moses  Buben, 
gestiftet  1854. 

Capital  25000  Bubel  in  fünfprocentigen  Obligationen. 
Verwendung :  Die  Zinsen  zur  Ausstattung  von  Bräuten 
aus  seiner  Nachkommenschaft  und  Blutsfreundschaft  in 
Gaben  von  5000  #.  Diese  Familienstiftung  fallt  nach 
Ablauf  einiger  Generationen  an  die  Gemeinde. 

Legat  Bebecca  Sander  Jacob, 
gestiftet  1859. 

Capital  Bancoj^  7000.      Zinsen  nach  Ertrag. 
Verwendung:  Für  eine  bejahrte  dürftige  Jungfrau  und 
einige  Jahrzeits-Bitualien. 

Legat  A.  H.  von  Halle, 
gestiftet  1800. 

Capital  Cour.#  300.     Zinsen  #  12. 
Verwendung :  Feuerungs-Vertheilungs-Gesellschaft. 

Legat  Elias  Wolf  Abraham  von  Halle  und  Frau  Jette. 

Capital   Banco#   13000  und  2504.  1    und  Cour.Jt  432. 
Zinsen  Cour.j^  553.  5. 
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NB.  Die  Banco#  2504.  1  (Hausposten  in  Species- 
Bco.?^  2500)  sind  im  Jalire  1834  von  den  Testaments- 
Vollstreckern  des  Sohnes  der  Stifter,  Wolf  Elias 
von  Halle  auf  deren  Namen  zum  Be  ^ten  der  Talmud- 
Tora-Schule  eingezahlt. 

gestiftet  1805  und  1834. 

Verwendung:  Cour.#  120  der  Feuerungs-Vertheilungs- 
Gesellschaft,  ^  52  für  religiöse  Uebungen  am  Sterbe- 
tage, 2^  17.  5  der  Waisenar  stalt  und  siebenmal  #  52 
an  die  Armenanstalt,  die  Ki  ankenpflege,  die  Talmud- 
Tora-Schule,  die  Terra-Sai  cta- Armen,  die  Waisen- 
Anstalt,  den  Wohlthätigkeits  verein  Gemilat  Chassadim 
und  die  Aussteuergesellschalt  Hachnassat  Kalla. 

Legat  Samuel  Wolf  von  Halle, 
gestiftet  1759. 

Capital  Bco.#  9000.     Zinsen  Cour.#  360. 
Verwendung :  Arme  Verwandte,  zum  Theil  zur  Aussteuer. 

Legat  Wolf  Abraham  von  Halle's  Wittwe  Märli, 
gestiftet  1759. 

Capital  Bco.#  3000.     Zinsen  Cour.#  187.  8. 
Verwendung:  Vertheilung  an  Arme,  vorzugsweise  Ver- 
wandte,  namentlich    an   Bräute   zur  Verheirathung. 

Legat  Pesschen,  Moysus  Hamm's  Wittwe, 

gestiftet  1763. 

Capital  Cour.#  1650.  Zinsen  #  66  (oder  im  Ganzen 
#  3300  mit  #  132  Zinsen,  wovon  1842  jede  der 
Gemeinden  zu  Hamburg  und  Altona  die  Hälfte  über- 
nommen hat). 

Verwendung  der  hiesigen  Hälfte:  #  12  die  hiesige 
Clausen,  ^  SG  die  Clause  in  Altona,  -^  84  zu  einer 
Mitgabe  für  ein  Mädchen  aus  der  Verwandtschaft. 

Legat  Meyer  Herschel  Wittwe, 
gestiftet  1840. 

Capital  Cour.#  1200.     Zinsen  #  48. 
Verwendung:  Vertheilung  an  Arme. 

19 
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Legat  Reine,  Michel  Herschels  Wittwe, 
gestiftet  1782. 

Capital  Cour.  1500.     Zinsen  #  45. 
Verwendung:   Nach  Ermessen   der  Verwalter    entweder 

an  Arme  oder  an  Theologen  zu  vertheilen  oder  einer 

Braut  zur  Ausstattung. 

Legat  Elias  Abraham  Hertz, 
gestiftet  1802. 

Capital  Cour.Jt  1800.     Zinsen  Cour.#  72. 
Verwendung:  Cour.#  47  zur   Jahrzeitsfeier ,   #  25  zur 
Vertheilung  an  Arme. 

Legat  Frummaid  Hertz  geb.  Meyer, 
gestiftet  1847. 

Capital  Cour.Jt  900.     Zinsen  Cour.#  27. 
Verwendung:   Jahrzeitsfeier   durch   zehn  arme  Männer. 

Legat  Hartwig  Hertz, 
gestiftet  1803. 

Capital  Cour.#  300.     Zinsen  -Jt  12. 
Verwendung :  #  4  Jahrzeitsfeier,  J^  8  Terra-Sancta-Armen- 
Casse. 

Legat  Jacob  Moses  Hertz, 
gestiftet  1833. 

Capital  Cour.#  500.     Zinsen  #10. 
Verwendung:  An  zwei  arme  Männer,  um  am  Jahrzeits- 
tage an  seinem  Grabe  zu  beten. 

Legat  Isaac  Hesse  und  Frau  Ester  geb.  Delbanco, 

gestiftet  1804 — 1807,  zum  Theil  bei  Lebzeiten. 
Capital  Cour.  #  12000.     Zinsen  #  480. 
Verwendung:  #  240    an  vier  arme  Wittwen,  #  240  in 
zwei  Verlosungen  an  Arme  aus  der  Gemeinde. 

Legat  Lefiraann  Saruson  Hertz  und  Frau  Händl, 
gestiftet  1761—1864. 
Capital  Bco.#  7000.     Zinsen  Cour.#  350. 


r 


s  Wittwe, 

m  #  50. 

Bi'uags-Verthei  lungs-Ges  ell- 
iwd- Tora-Schule ,    #  14    der 


Verweniiung  i   U  10  zur  Jahr  zeit  sfeier .    P  150  an  am 
Verwandte,      U   150    und    jl   40    diirt:h   Verlosung  z 
Bi'autgelderu. 
Legat  Lbvin  Sumsou  Herlz, 

gestiftet  1772. 

Capital  CouT.il  56.     Zinsen  #  2,  4. 

Verwendung :  Jahrzeit  sfeier. 
Legat  Levy  Hertz  genannt  Neu 

gestiftet  1810. 

Capital  Cour.,^'  1250. 

Verwendung  r    -^  16  der  Feu 
fichaft,    #    16    der    Talni 
Clause,   ^  4  der  V^'aiaenanKtult. 
Legat   Panison  Lcffmann  Hertz, 

gestiftet  1812. 

Capital  Cour-ii  550  und  Bco.Ü  1000.    Zinsen  Cour.#  72. 

Aerwendung :  ^  32  Jalirzeit sfeier,   ^  50  durch  VerloBung 
an  einen   armen  Familienvater. 
Legat   Salomon  Hey  mann, 

gestiftet  1839. 

Capital  Cour.#  1000.     Zinsen  Cour.ll  30. 

Verwendung ;  Almosen. 
Legat  Rüben  Hildesheim, 

gestiftet   1764. 

Capital  Cour.^  4000.     Zinsen  160. 

Verwendung :  Vertheilung  an  arme  Verwandte,  mit  be- 
sonderer Berücksichtigung  armer  Bräute. 
Legat  Hejniann  Joseph  alias  Josky, 

gestiftet  1773. 

Capital  Cour.(l  125.     Zinsen  |f  6.  4. 

Verwendung:  Jahrzeitsfeier. 
Legat  Salomon  Isaac  genannt  Glogan, 

gestiftet  1799. 

Capital  Cour.#  3000.     Zinsen  Cour.il  106. 
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Verwendung :  Durch  Verlosung  an  einen  armen  Haus- 
vater oder  eine  Wittwe  aus  der  Gemeinde. 

Legat  Jacob  Lazarus  (Kyck), 

gestiftet  1717  bei  Lebzeiten. 
Capital  Cour.#  1000.     Zinsen  Cour.#  40. 
Verwendung :  Einer  armen  Verwandten  zum  Brautgelde, 
so  oft  sich  eine  dazu  meldet,  doch  nie  über  300  j^. 

Legat  Jacob  Levin  Lazarus  (Kyck), 

gestiftet  1782. 

Capital  Cour.-Jt  3475.     Zinsen  Cour.#  139. 

Verwendung :  #  72  an  zwei  Talmudlehrer  für  tägliches 
Lesen  eines  Pensums,  #12  zur  Vertheilung  an  arme 
Verwandte,  #15  für  die  Jahrzeitsfeier,  #  12  an  die 
Beglaubten  der  Gemeinde. 

Legat  Elias  Lehmann  (oder  Leining), 

gestiftet  1800. 

Capital  Cour.  Jt  moO  u.  Bco.#  10000.  Zinsen  Cour.#  944. 

Verwendung :  Cour.#  500  zur  Erziehung  von  zwei 
Hand  Werkslehrlingen  aus  der  Talmud-Tora-Schule, 
#  300  in  je  monatlichen  Gaben  #  25  an  die  zuerst 
niederkommende  arme  Wöchnerin,  #  144  an  fünf 
verschiedene  Anstalten. 

Legat  Gumpel  Levison  (alias  Schnober),  Dr.  med., 

gestiftet  1797. 

Capital  Cour.t?^  8000.     Zinsen  Cour.|t  240. 

Verwendung :  Arme  Verwandte ,  die  sich  melden ,  mit 
alleiniger  Berechtigung  der  näheren  Grade.  Wenn 
sich  keine  Verwandte  melden,  ein  Armer  aus 
der  Gemeinde,  auszulosen  aus  fünfzig  von  den  Ge- 
meindevorstehern erwählten  und  ins  Loos  gelegten 
Hausvätern  oder  Wittwen. 

Legat  Bella  geb.  Minden,  verwittw.  Moses  Baruch  Levy, 
gestiftet  1840. 
Capital  Cour.#  1000.     Zinsen  Cour.|t  30. 


f 


Verwendung:    #  23  an  arme  Verwandte,   #  2  f ür  eint* 
Jahrzeitfi-Kerze. 
Legat  Jacob  rectias  Jonathan  I.ion, 

gestiftet  1847. 

Capital  Cour.j:  5000.     Zinsen  Cour.#  150. 

Verwendung :  Für  seine  nnd  seiner  ersten  Frau  Jalir- 
zeitsfeier  jede  #  30  und  ausserdem  ^  10  an  zwei 
Talmudisten,  ^  75  durch  Verlosung  au  einen  armen 
nicht  unter  vierzig  Jahre  alten  Hausvater  oder  dgl. 
Wittwe  aus  der  Gemeinde,  #  5  dem  Küster  für  die 


Legat  Hirsch  Levin  Magnus, 
gestiftet  1812. 

Capital  Cour.#  1575.     Zinsen  ^  63. 
Verwendung ;  Verlosnng  an  Arme  beiderlei  Ges 
aus  der  Gemeinde. 
Legat  Rüben  Marcus  (genannt  Poaener), 
gestiftet  17G7. 
Capital  Cour.#  300.     Zinsen  ^  12. 

:  Jahrzeitsfeier  nud  Gedächtniss. 


Legat  Samuel  Marcus*)  und  Frau  Besehen, 
gestiftet  1777—1797. 
Capital  Cöur.^  6800.     Zinsen  ^  272. 
Verwendung:    -^  37    an    zwei    Talmud-Tora-Schüler  als 
Prämien,   ^  72   an  zwei  Kabhiner  für  Ponsa-Leaeu, 
^  103  an  arme  Verwandte,  #  30  zur  Jahrzeitsfeier, 
#  15  an  Terra-Saoota-Arme,  #  15  der  Waisen anstalt. 
Legat  Salomon  Meseritz, 
gestiftet  1750. 

Capital  Cour.#  2775.     Zinsen  Jl  111. 
Verwendung:  ^1  75  an  einen  Talmudisten  für  Pensalesen, 
^  36  an  die  Clause  in  Altoun. 


*)  Siehe  Seite  29  die  Anmerkui 
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Legat  Gebrüder  Hirsch  und  Wolff  Minden, 
gestiftet  1846. 

Capital  Cour.|t  1500.     Zinsen  #  45. 
Verwendung :  Jahrzeitsfeier. 

Legat  Levin  Hertz  Minden, 

gestiftet  1746. 

Capital  Bco.|t  3600.     Zinsen  Cour.#  157.  8. 

Verwendung:  Cour.J^  120  einer  Braut  aus  der  Ver- 
wandtschaft eventuell  aus  der  Gemeinde,  |l  37  8  /f 
der  Clause  in  Altona. 

Legat  Philipp  Hirsch  Minden, 
gestiftet  1796. 

Capital  Bco.#  1271.  14  (Lstrl.  100).  Zinsen  Cour.Jt  63.  12. 
Verwehdung:  An  Arme  durch  Verlosung. 

Legat  Hein  Moses  (Friesländer), 

gestiftet  1803. 

Capital  Cour.#  2600.     Zinsen  Cour.Jt  98.  14. 

Verwendung:  #  60  an  einen  Armen  durch  Verlosung, 
|t  22.  14  Jahrzeitsfeier,  |t  4  Unterrichtsanstalt  für 
Mädchen,  #12  Terra-Sancta-Armen. 

Legat  Lipmann  Moses, 

gestiftet  1815. 

Capital  Cour.#  10000.     Zinsen  Jt  400. 

Verwendung:  #  180  an  drei  Arme  durch  Verlosung, 
|t  100  der  Talmud-Tora-Schule,  #  60  für  die  Jahr- 
zeitsfeier, #  6  dem  Küster  für  die  Bedienung,  #  24 
Feuerungs- Vertheilungs-Gesellschaft,  Jt  1 5  dem  Verein 
zur  Unterstützung  armer  Greise,  |t  15  der  Kranken- 
lade Bickur  Cholim. 

Legat  Hertz  Moses, 

gestiftet  1804. 

Capital  Bco.#  9750.     Zinsen  Cour.#  487.  8. 
Verwendung:  Cour.#  150  an  zwei  durchs  Loos  zu  be- 
stimmende  arme  Hausväter  oder  Wittwen    aus   der 
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Gemeinde, 


ädern  H  75,  Coucjl  220  an  zwei  Stbrift- 
I  täglicb,  auch  am  Sahbath  und  au  Fest- 
tagen, vor  mindestens    zehn  Zuhörern   in   der  Syna- 
goge Elbatrasse  ein  bestimmtes  Fensum  Talmud  vor- 
zatragen)  jedem  110  Ji,    #  22.    8  denselben   beiden 
Gelehrten  nebst  noch  einem  dritten  (um  am  Sterbe- 
tage sein  Grab  zu  besuchen)  jedem  Jl  7.  8,   ^  80  der 
FenerungB-Yertheilunga-Geaellachaft,  Ji  20  dem  Verein 
Mischenet  Sekenim,   J!  15  jeder  der  Clouseu  im  Ham- 
burg, der  in  Altona  und  der  Waisenanatal t. 
Legat  Abraham  Nathan, 
gestiftet   1842. 
Capital  Cour.Ji  2000.     Zi 
Verwendung :  Seiner  und 
dienat,  jedesmal  30  ^. 
Legat  David  Nathan  (in  Gnoyen  i 
gestiftet  1834. 

Zinsen  {I  23.  2. 
gen  Clausrabbinei 


L   ]/.   liO. 


i  Jahrze  its- Gottes - 


1  Mecklenburg), 


Capital  CouT.#  i 
Verwendung:  De 
Legat  Moses  Nathan, 

gestiftet   1809. 

Capital  Cour.*  500.     Zinsen  #  20. 
Verwendung:  DenCIausrahhinernI4J!,demGlausin8ti  tu  teji. 
Legat  Salomon  Nehemias, 
gestiftet  1746, 

Capital  Cour.#  3600.     Zinsen   ^  162. 
Verwendung:  Alle  zwei  Jahre  324  JI  an  eine  Braut  su 
verlosen.     Verwandte  werden  bevorzugt. 
Legat  David  Süskind  Oppenheim, 
gestiftet  1788. 

Capital   Co«r.#  2000.      Zinsen  ^  80. 
Verwendung  :  An    seinem    und    seiner   Frau  Sterbetage 
je   V-    20  an   Arme   und  ^  20  an  die  Clausrabbiner 
zu  vertheilen. 


L 
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Legat  Hersch  David  Oppenheim, 

gestiftet  1828. 

Capital  Species-Banco#  4000  (nicht  bei  der  Gemeinde, 
sondern  besonders  hypothekarisch  belegt)  u.  Cour.#  300 
(bei  der  Gemeinde).     Zinsen  Cour.Jt  189. 

Verwendung:  Cour.#  58  zum  Jahrzeits- Gottesdienst, 
#  57  zu  einer  Verlosung  zwischen  armen  Hausvätern 
und  Wittwen,  #15  der  Waisenanstalt,  #  30  der 
Feuerungs-Vertheilungs-Gesellschaft,  #20  der  Talmud- 
Tora-Schule,  #  9  den  Terra-Sancta-Armen. 

Legat  Moses  Oppenheim  und  Frau  Gütel, 

gestiftet  1799. 

Capital  Cour.#  6600.     Zinsen  Cour.#  264. 

Verwendung:  #  60  an  zwei  Schriftgelehrte  für  täg- 
liches Lesen  im  Talmud,  #  12  an  drei  Schriftgelehrte 
für  Talmudlesen  am  Jahrzeitstage ,  #  16  der  Clause 
in  Hamburg,  #  8  der  in  Altona,  #  24  dem  Greisen- 
Unterstützungsverein ,  #  24  der  Ärmenanstalt  der 
Gemeinde ,  #  120  einer  vaterlosen  Jungfrau  zur 
Aussteuer  durch  öffentliche  Verlosung. 

Legat  Rahel  Oppenheim,  Abraham's  Wittwe, 
gestiftet  1733. 

Capital  Cour.#  1000.     Zinsen  Cour.#  40. 
Verwendung:  Zu  einer  ewigen  Lampe  in  der  Synagoge 
in  Altona. 

Legat  Süskind  Moses  Oppenheim, 

gestiftet  1811. 

Capital  Bco.#  7400.     Zinsen  Cour.^  370. 

Verwendung:  #  60  Gottesdienst  am  Jahrzeitstage,  #  70 
die  Clausrabbiner,  #  40  Feuerungs - Vertheilungs- 
Gesellschaft,  #18  Verein  zur  Unterstützung  armer 
Greise,  #  40  Armenanstalt  der  Gemeinde,  #12  der 
Waisenanstalt,  #  80  zwei  Talmudisten  für  tägliches 
Mischnalesen ,  #  50  Jahrzeitsgottesdienst  der  Frau 
des  Stifters. 
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Legat  Salomon  Sü'^kind  Oppenheim, 

gestiftet  1830. 

Capital  Bco.|t  I0666V'.     Zinsen  Cour.^  400, 

Verweniinng:  #  50  an  verschämte  Ilausarme,  ]/■  50  dem 
neuen  israelitischen  Tempel,  je  ^  50  der  Talmud- 
Tora-  und  der  Freischule,  J  40  der  MaJchcn-Unter- 
richtsanstalt ,  ■#  40  der  Feuerungs-Verth eilung s- Ge- 
sellschaft, ^  30  Verein  zur  Beförderung  nützlicher 
Gewerbe,  ^  80  an  ^ier  Wohlthütigkeits- Vereine 
jedem  #  20. 
Legat  Amsel  Hirsch  Oppenheimer, 

gestiftet  1811  Ton  seinen  Söhnen. 

Capital  Cour.*!  3200.     Zinsen  Cour.#  160. 

Verwendung :  An  arme  Vei'wandte. 
Legat  Heiraann  AmKel  Oppenheimer, 

gestiftet  1807. 

Capital  Cour.^f  300.     Zinsen  ¥  15. 

Verwendung;  Der  Ausatcuer-Gäsellachaft. 
Legat  Hirsch  Heimann  Oppenheimer, 

gestiftet  1820. 

Capital  1000  Thlr.  Cour,  in  einer  Schleswig-Holstein. 
Ohügation.     Zinsen  Conr.Zi  120. 

Verwendung:  Vertheilung  an  arme  Verwandte,  in  spä- 
terer Zeit  Verlosung  zwischen  Armeii, 
Legat  Joel  Heiinann  Oppenlieimer, 

gestiftet  1834. 

Capital  6500  Speoiesli  und  2500  Thlr.  Coar.  in  Schlea- 
wig-Bolstein.  Obligationen.     Zinsen  Cour-il  1312.  8. 

Verwendung :  Cour.y  337,  8  an  arme  Verwandte  bis 
zum  sechsten  Grade,  ap&terhiu  das  Kraukenhaus  der 
Gemeinde,  A  325  der  Talmud- Tora  schule  zu  beson- 
deren Ausgaben  nach  Befinden  der  Verwaltung, 
-Ji  200  zu  Prämien  für  zwei  Schüler  dieser  Anstalt, 
4i  150  an  zwei  Arme  durch  Verlosung,  #  60  der 
Bekloidungäaustalt  für   Talmud-Tora-Schülcr ,    J  40 
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für  die  Jahrzeitsfeier,  #110    an   diverse  Anstalten, 
Jt  90  für  die  Verwaltungskosten  dieses  Legats. 

Legat  Hirsch  Theodor  Oppenheimer, 
gestiftet  1830. 

Capital  Cour.#  600.     Zinsen  #18. 
Verwendung:    ^t  12  dem   Krankenhause  der  Gemeinde, 
|t  6  der  Talmud-Toraschule. 

Legat  Lipmann  Osterode, 
gestiftet  1720. 

Capital  Cour.-Jt  yOSV^-     Zinsen  #  31.  8. 
Verwendung :  Jahrzeitsfeier. 

Legat  Jacob  Meyer  Polack; 
gestiftet  1833. 

Capital  Bco.#  1000.     Zinsen  Cour.#  37.  8. 
Verwendung :  Jahrzeitsfeier. 

Legat  Meyer  Hartog  Popert, 

gestiftet  1768. 

Capital  ConrJ  2700.  Zinsen  #108  (eigentlich  #  161.  10, 
wovon  #  53.  10  von  der  Gemeinde  in  Altona  über- 
nommen sind). 

Verwendung:  #  30  einer  armen  Braut,  #  36  den  Claus- 
anstalten, #12  der  Waisenanstalt,  |t  15  Jahrzeits- 
feier,  y  68.  10  armen  Verwandten. 

Legat  Freudchen,  Falk  von  der  Porten  (Knorr)  Wittwe,  geb.  Levy, 
gestiftet  1748—1783. 
Capital  Cour.Jt  1500.     Zinsen  #  60. 
Verwendung:    #    36   an  arme   Verwandte   mit  Vorzug 
des  näheren  Grades,  #  24  die  Clausanstalten.     - 

Legat  Rüben  Samuel  Renner, 

gestiftet  1802. 

Capital  Cour.y  2000.     Zinsen  Cour.|t  80. 

Verwendung:  Cour.#  25  Jahrzeitsfeier,  Cour.#  50  Ver- 
losung zwischen  arme  Hausväter,  #  5  dem  Küster 
für  die  Publication.  Ausserdem  noch  |t  12  für  die 
Terra  Sancta-Armen, 
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Legat  Edel  Rein  gel».  Delbanco, 

gestiftet   1750. 

Capital  Boo.|i   2142.    14.      Zinsen   Bco.#  85.    II. 

Verwendung :    Armen    Verwandten ,    wo    möglich    einer 
Braut. 
Legat  Amsel  Rubeu, 

gestiftet  1803. 

Capital  Cour.A  400.      Zinsen   Ji   16. 

Verwendung :  Jahraeits-Gottes dienst. 
Legat  Jacob  Kuben, 

gestiftet  1814. 

Capital  Cour.  !i   400.      Zinsen   #   16. 

Verwenduiiy :     Vertbeilung  an   Ainie. 
Legat  Leman  Rubeu, 

gestiftet  1807. 

Capital  BancoH  3000  und  fourantli  600.  Zinsen 
Cour.JI  13Ö.  8. 

Verwendung:    Cour.*   112.   8  einer  Uraut  aus  der   Ver- 
wandtschaft   zur    Aussteuer,    [:■    24   l^'euyiuugs-Ver- 
tlieilungs-Gesollschaft. 
Legat  Sande  r-Jiicob, 

gestiftet  179G. 

Capital  Speoies-Bco.  Jl  70(;0.  Zinsen   p  280. 

Verwendung:    #    180   für    Talniudislen ,    100   an    Avine, 
namentlich  Verwandle. 
Legat  Meyer  Seligmann  und  Frau  Esther  geb.  Wiener, 

gestiftet  1823—1842. 

Capital  Cour.  Jl  1500  und  Bco.#  1500.  Zinsen  Cour.Zt  135. 

Verwendmig  :  Di''  Clause,  die  Tal  niud-To  rase  hui  e ,  die 
Mädchen-UnterrichtsaUBtalt,  die  WaiBeuaustalt  und 
die  Feuer ungaTertheilungEgesell«cbaft  jede  Cour.|i  12, 
#  70  einem  armen  Hausvater  oder  einer  Wittwe 
durch  Verlosung  (fall»  sich  nicht  etwa  Verwandte 
gemeldet  haben),  Jl  5  zu  den  Spesen  der  Verlosung. 


Legat  Meyer  Stern  und  Frau, 

gestiftet  1758. 

Capital  Cour.Ji  1275.     Zinsen  #  57.  4. 

Verwendung:  9  36.  12  der  Clanae  in  Hamburg  #  18.  8 
der  Clause  in  Altoaa,  $  2  der  Waiaenanatii.lt:, 
I  Legat  Hirsch  Stettiner  und  Frau  Büschen  geb.  Borchardi, 

gestiftet  1845—1847. 

Capital  Cour.il  3000.     Zinsen  -j:  112.  8. 

Verwendung:  An  beiden  Jahrzeitstagen  jedesmal  ^  40 
durch    Verlosung    an    einen    armen  Hausrater   oder 
eine  Wittwe,   ^  11.   4  an   drei   Clausrabbiner   and 
4i  5  dem  Oberküater. 
Legat  Abraham  Isaac  Tentler, 

gestiftet  1803. 

Capital  Cour,^  1500  u.  Bco.#  10000.  Zinsen Cour-Ji 402. 8. 

Verwendung ;  U  150  einem  respectabeln  Armen  aus  der 
Gemeinde  durch  Verlosung,  #  200  einem  Mädchen 
durch  Verlosung  zur  Aussteuer,  #  II.  4  zur  Kranken- 
casse,  ^  41.  4  zum  Jahrzeitsgottesdienst,  1 

Legat  Levin  Joseph  Victor, 

gestiftet  1769. 

Capital  Cour.#  150.     Zinsen  $.  6. 

Verwendung:  Zur  Vertheilong  an  Arme  am  letzten  Tage 
des  jüdiEchen  Jahres. 
Legat  Abraham  Israel  Wagner, 

gestiftet  1848. 

Capital  Coiir.#  5500.     Zinsen  Cour.#  165. 

Verwendung;   Cour.#    135  an  einen  armen  Hausvater 
oder    eine    Wittwe   durch  Verlosung,    ^    6    für   die 
Spesen  hierbei,  -J£  24  für  Jahrzeits-Ritualien. 
Legat  Hertz  Wallach  und  Frau  Chaya  geb.  Popert, 

gestiftet  1801. 

Capital  Bco.!i  1500.     Zinsen  f.  75. 

Verwendung:  Tahnudlehrer  für  Ritualien  aii  beiden 
Jahrzeitstagen. 
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Legat  Daniel  (Jechiel)  Salomon  Wallich, 
gestiftet  1790. 

Capital  Cour.it  4000.     Zinsea  Cour.-|i  162. 
Verwendung;  ^  100  einem  Mädchen  aus  der  Verwandt- 
schaft zur  Aussteuer. 
Legat  Salomon  Wallich, 
gestiftet  1748. 

Capital  Cour.il  7000.     Zinsen  Cour.Ji  350. 
Verwendung   Cour.[l    100  und    Cour.^t  75   durch   Ver- 
losung   an  zwei  Mädchen  zur  Aussteuer,    y-  25   der 
Clause  in  Altona,  ^  150  armen  Verwandten, 
Legat  Elias  Marcus  Warburg, 
gestiftet  1832. 

Capital  Dco.j:  6000.     Zinsea  Cour.|t  225. 
Verwendung:  ^  150  der  Waisenanstalt ,  #  75  an  arme 
Verwandte,  später  ebenfalls  der  Waisenanstalt, 
Legat  Joael  Aaron  Wiener, 
gestiftet  1832. 

Capital  Cour-H  300,     Zinseu  Cour,#  12. 
Verwendung:  Jahrzeits-Kitualien. 
Legat  Meyer  Aaron,  genannt  Wiener, 
gestiftet  1799. 

Capital  Cour.# 5900  n.  Bco,|i  486. 9.  Zinsen  Coür.it  257.  6. 
Verwendung :  Durch  Verlosung  an  Arme  zweimal  $  40, 
T*  4  der  Waiaenanatalt,   p  30  für  Jahrzeits-Rituaüen, 
der  Rest  an  C  laus  ans  talten  hier  und  in  Altona. 
Legat  Seligmaun  Wulff  (Cohen)  in  Altona, 
gestiftet  bei  Lebzeiten  1802. 
Capital    (in    Hamburg    belegter    Theil)     Cour-^!    6550. 

Zinsen  Conr,^  229.  4. 
Verwendung :  #  100  an  eine  Braut  zur  Aussteuer,  p  60 
einem   armen   über   fünfzig  Jahre  alten  Verwandten, 

#  40  einer  armen  Wittwe,  ,S<  40  dem  OberraLbiner, 

#  30  dem  Clausrahbiner  in  Altona,  &  30  Feuerungs- 
Austheilung  in  Altona,  #  36  einem  armen  Verwandten' 
■C  10  Talmud-Toraacliule  in  Altona,  ^  4  den  beiden 
Küstern  der  Gemeide. 
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An  diese  Anstalten  und  Stiftungen  reiht  sich  eine 
namhafte  Zahl  von  Vereinen  und  Genossenschaften ,  die  wir 
nach  ihrem  entweder  religiösen  oder  mildthätigen  oder  gegen- 
seitigen Unterstützungszweck  ordnen,  obgleich  diese  Classification 
nicht  ausreicht,  da  die  meisten  derselben  ihre  Wirksamkeit  in 
mehreren  dieser  Kichtungen  zugleich  entwickeln. 

Von  den  religiösen  Vereinen  sind  Tempel,  Clausen  und 
Beerdigungs-Brüderschaften  bereits  erwähnt.     Es  folgen  nun: 

Moheiim-  Der  Mohelim- Verein. 

Verein. 

Er  wurde  1836  unter  den  Auspicien  des  geistlichen  Beamten 
gestiftet,  indem  sämmtliche  fungirende  Beschneider  dieser  Ge- 
meinde sich  vereinigten  und  mehrere  Regeln  für  die  gefahrlosere 
Ausübung  ihrer  Kunst,  so  wie  für  die  Aufnahme  neuer  Mohelim 
festsetzten.  Der  Verein  ist  inzwischen,  wenn  nicht  als  aufgelöst, 
doch  (1847)  als  der  Auflösung  nahe  zu  betrachten,  da  die  wichtigsten 
Statuten,  z.  B.  die  Vorschrift ,  dass  bei  jeder  Beschneidung  ein 
zweiter  Mohel  mit  anwesend  sein  muss,  wenig  mehr  beobachtet 
werden.  Ohnehin  machen  die  meisten  hiesigen  Mohelim  aus 
ihren  früherhin  gratis  geleisteten  Diensten  ein  zu  honorirendes 
Gewerbe. 


Verein  zur  p^r  Verein  zum  Trost  der  Trauernden  (Menachem  Abelim). 

Tröstung 

Leid-  Er    besteht    über    ein    Jahrhundert    und    lässt   nach    dem 

tragender  Todesfall  eines  seiner  Mitglieder  die  üblichen  Gebete  und  Psalmen 

(Menachem  _  _  •        ri    i 

Abelim).  lesen  und  in  den  ersten  sieben  Trauertagen  das  allgemeine  Gebet 
durch  zehn  Mitglieder  in  dem  Sterbehause  verrichten.  Auch 
erhalten  die  Mitglieder  in  der  Trauerwoche  drei  Mark  an  Geld- 
unterstützung. Die  Verwaltung  besteht  aus  drei  Vorstehern 
und  zwei  Deputirten. 

Geratter-  J)qy  Gcvatter-Vereiu 

besteht  seit  1820  zu  dem  Zweck,  armen  Familienvätern  die 
Kosten  der  Beschneidungsfeier  zu  bestreiten,  indem  er  ihnen, 
sie  mögen  Mitglieder  des  Vereins  sein  oder  nicht,  einen  Be- 
schneider  und  einen  Gevatter  verschafit   und  sie  auch  mit  einer 
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kleinen    Geldsumme    unterstützt.     Verwaltung:    Drei  Vorsteher^ 
welche  einander  alle  sechs  Monate  ablösen. 

Schass-chebra  (Gesellschaft  zum  Studium  des  Talmud). 

Dieselbe  besteht  seit  undenklicher  Zeit,  ist  aber  bis  auf 
wenige  Mitglieder  ausgestorben.  Die  Versammlungen  waren 
ursprünglich  allabendlich. 

Der  Verein  Talmud-Tora  und  Gemilath  Chassadim  (Tora-  ^ 
Studium  und  Wohlthätigkeit) ,  auch  Talmud-Tora- 
Lern verein  von  1707  genannt, 
hat  einen  hübschen  Betsaal,  in  dem  alltäglich  Gottesdienst  ge- 
balten wird.  Auch  -hält  er  einen  Kabbi,  der  täglich  eine  Stunde 
die  Bibel  erklärt,  bei  Trauer  fällen  die  Gebete  anordnet  u.  s.  w. 
Verwaltung:  Drei  Vorsteher. 

Betvereine.  ^* 

Bei  der  Leichtigkeit,  mit  der  sich  im  alt  -  israelitischen 
Eitus  Betvereine  bilden  und  wieder  auflösen  können,  giebt  es 
begreiflicherweise  häufig  solche,  deren  ephemeres  Dasein  sie  nicht 
für  das  gegenwärtige  Verzeichniss  qualificirt. 

Von  den  eigentlich  wohlthätigen  Vereinen  sind  die  für 
den  Unterricht,  die  Schüler-Bekleidung  u.  s.  w.  an  ihrem  Orte 
schon  erwähnt.     Es  sind  hier  nun  die  folgenden  zu  nennen: 

Gesellschaft  zur  Vertheilung  von  Feuerung  an  die  Israeli-  ^ 
tischen  Armen.  qp 

Dieselbe  ist  gestiftet  1788  und  besitzt  nicht  unbeträchtliche 
Capitalien,  da  er  nicht  leicht  in  einem  liberalen*)  Testamente 
übergangen  wird.  In  seinem  Titel  ist  sein  Wirkungskreis  aus- 
gesprochen. Die  Armen  erhalten  die  Feuerung  —  Torf  oder 
Steinkohlen  —  theils  in  wöchentlichen  ins  Haus  geschickten 
Lieferungen,  theils  —  bei  verschämten  Familien  —  in  grösseren 
Quantitäten  zu  Wagen  vor's  Haus  gebracht.  Die  Verwaltung 
besteht  aus  neun  Personen. 


*)  NB.  jüdischen;  denn  obwohl  gewöhnlich  in  jedem  jüdischen 
Vermächtniss  christliche,  wenn  auch  exclusive,  Anstalten  bedacht 
werden,  kommt  das  Reciproke  fast  gar  nicht  vor. 
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Schillings-  Der  Schillings- Verein, 

yerein. 

gestiftet  1825  zum  Zweck  der  Unterstützung  bejahrter  Witt  wen 
und  Jungfrauen,  theils  durch  kleine  lebenslängliche  Pensionen, 
theils  durch  einmalige  Gaben.  Die  Einnahmen  bestehen  ausser 
den  Gaben  der  Contribuenten  in  den  Zinsen  eines  massigen 
Capitals.  Die  Verwaltung  besteht  aus  sechs  Damen  und  drei 
Herren. 

Mischenet  pj^  Gesellschaft   (Mischenet   Sekenim)   zur   Unterstützung 

Sekenim- 

Yerein.  armer  Greise, 

gestiftet  1796.  Mit  den  Zinsen  seines  aus  Legaten  entstandenen 
Capitals,  so  wie  mit  den  Beiträgen  der  Contribuenten  versorgt 
der .  Verein  einige  rechtliche  arme  Greise  auf  Lebenszeit  mit 
wöchentlichen  Gaben.  Die  Verwaltung  besteht  aus  drei  Direc- 
toren  und  vier  Deputirten. 

Unter-  p^j.  Unter stützungs verein  von  1829 

Btützunga- 

Verein  von  vertheilt  jährlich  sine  beträchtliche  Anzahl  von  Winterröcken  an 
^^29.      arme  jüdische  Männer  und  Frauen,  die  von  den  einzelnen  Con- 
tribuenten dazu  empfohlen  werden.     Die  Verwaltung  besteht  aus 
drei  Directoren,  denen  zum  Behuf  der  Controlle  eine  Commission 
von  fünf  Personen  zur  Seite  steht. 

Franenverein  p^j,  Frauenverein  zur  Unterstützung  armer  Wittwen, 

aur  Unter- 

Stützung   gestiftet   1827,   vertheilt  lebenslängliche   Pensionen   und   besitzt 
armer     einiges  Capital.     Vier  Damen  und   ein  Revisor  führen  die  Ver- 

Wittwen.  ^  ^ 

waltung. 
Frauenverein  -q^^,  Frauenverein  zur  Unterstützung  armer  Wöchnerinnen 

zur  Unter-  ^  ^       " 

Stützung  in  der  Israelitischen  Gemeinde, 

armer  wöch-  j.^  jg^  g^j^  jgjg  j^  Wirksamkeit,   besitzt  ansehnliche  Ca- 

nerinnen. 

pitalien  und  namhafte  Contribuenten.  Seine  jährliche  Ausgabe 
übersteigt  bisweilen  die  Summe  von  4000  Mark.  Arme  unbe- 
scholtene Israelitische  Frauen,  seit  wenigstens  zwei  Jahren 
gesetzlich  verheirathet,  erhalten  nach  Umständen  von  demselben? 
insoweit  die  Armenanstalt  dies  nicht  leistet,  Hebamme,  Geburts- 
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helfer,  Arzt,  Wärterin,  Bett-  und  Leitiwlsche  (welche  zurück- 
gegelieu  werden  muss),  Ktnderzeng,  Feuerung,  einiges  Geld,  ja 
hin  und  wieder  sogar  eine  Änime ,  und  dies  Allts  in  den  scho- 
nendsten Formen. 

Die  Verwaltung  besteht  aus  acht  Damen,  denen  drei  Herren 
als  Revisoren  in  der  äusseren  Geschäftsführung  beistohon. 

Der  Verein  (Schebetuth  Orechim)  zur  Verköstigung  armer  ^ 
Fremder  an  Sabbathen. 

Die  Aufgabe  dieses  Vereins  ist  die  Ergänzung  derjenigen 
Unterstützung,  die  armen  Durchreisenden  durch  die  Fremden- 
Pflege-Commission  und  durch  sonstige  Privatspenden  gereicht  wird. 
Ehemals  war  es  Gebrauch,  arme  Fremde  zu  den  Sabbathsmahl- 
zeiten  der  einheimischen  Familien  zu  laden,  was  bei  den  jetzigen 
socialen  Verhältnissen  nicht  mehr  ausführbar  ist,  und  so  muss 
denn  auf  dem  "Wege  der  Association  nachgeholfen  werden ,  äa, 
jüdische  Anue  nicht  am  Sabbath  zum  Fortreisen  angehalten 
werden  können.  Die  Vorsicht  gebietet  indoss,  durch  diese  AagtjiU 
nicht  eine  ungebührliche  Zahl  fremder  Almosenempfänger  hii^ier 
ZD  locken.  Der  Verein  besteht  lediglich  durch  jährliche  Beitrage 
und  war  auch  schon  mehrmals  gänzlich  eingegangen.  Die  Vcir- 
waltuug  ist  einigen  Vorstehern  übergeben. 

Ausser  den  hier  aufgeführten  giebt  es  noch  einige  Vereini; 
zur  Vei-tbeilung  von  Geld,  Fleisch  etc.,  deren  Wirksamkeit  sicli 
auf  einen  kleineren  Kreis  beschränkt. 

Die  zahlreichste  Classe  von  Vereinen  ist  die,  welche  im 
Allgemeinen  den  Charakter  der  gegenseitigen  Unterstützung 
tragen,  obwohl  die  meisten  eine  grosse  Anzahl  von  Contrihuenten 
zählen,  die  itkr  sich  selbst  auf  jeden  Genuss  verzichten,  so  wie 
viele  dieser  Vereine  auch  an  das  oultuelle  Gebiet  streifen,  sei  es 
durch  eine  perennirende  Bet Versammlung ,  sei  es  durch  Trauer- 
Ritualien  U.   s.  w.     Die  wichtigsten  sind  die  folgenden : 

Der  AuBstattnngs verein  von  1 S40.  *° 

Derselbe  hat  eine  sehr  grosse  Zahl  von  Mitgliedern,  indem 
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die  meisten  Mädchen  dee  Mittel8t»ndflB  dieser  Gemeinda  dazn 
gehören  und  das  mitunter  von  der  Geburt  an.  Für  jedea  wird 
1  Schilling  wöchentlich  gezahlt  und  dei'  totale  Betrag 
in  Portionen  von  1000  Mark  KU  Mitgifteu  verlost,  welche 
den  Gswinnerinnen  bia  drei  Tage  nach  ihrer  nach  israe- 
litischem Ritus  zu  vollziehenden  Copulation  gewöhnlich 
durch  Belegung  beim  Gemeinde  vorstände  aufbewahrt  worden. 
Die  Zinsen  dieser  Summen  kommen  nicht  den  eiuzetneu  Bethei- 
Ugten ,  Bondern  der  Gesammtheit  des  Vereins  in  der  Weise  zu 
Gute,  dass  sie  jährlich  zwischen  den  süniratlichen  im  Laufe  des 
Jahres  verheii'stheteu  Mitglitdern,  mit  Ausnahme  der  Inhaber  innen 
TOD  1000  Mark- Portionen,  zu  gleichen  Theiien  gegeben  werden. 

Mehr  wie  einmal  kann  kein  Mädchen  dit  1000  Mark  ge- 
winnen, und  im  Fall  ihres  Todes  in  unverehelichtem  Stande 
fällt  das  Geld  an  den  Verein  zu  weiterer  Veilosung  zurück, 
wenn  sie  nicht  etwa  eine  Schwester  hinterlässt ,  die  ebenfalls 
dem  Verein  angehört:  diese  würde  dann  ohne  Weiteres  für  sie 
in  die  Berechtigung  eintreten.  Jede  Gewinnei'in  muss  bia  zur 
Verheiruthung  fortfahren  zum  Verein  beizutrag'en .  und  falls 
diese  Verheirathung  im  ersten  Jahre  nach  der  Verlosung  ge- 
schieht, so  werden  ihr  ein  für  allema!  30  Mark  zum  Besten  de: 
Vereins  gekürzt. 

Die    Verwaltung   ist   einer    Direction    vc 
Commission  von  sechs  Mitgliedei  n  übergeben. 

Zu  den  Ziehungen  werden  zwei  Mitglie<lei  des  Vursteher- 
CoUegiums   geladen. 

Der  Verein  Agudda  Jesc.hara  (ledlicher  Bund). 
,.  Er  bestehtseit  17M0  und  unterhält  eine  stehende  Betversamm- 

lung, ertheilt  auch  seinen  Mitgliedern  Ki-anken-  und  Begräbnias- 
gelder,  Beihülfe  am-  Miethe,  zu  Aussttiuern  u.  s.  w. ,  alles  aus 
de»  Beiträgeu  der  Mitglieder  und  den  Zinsen  eines  kleinen 
Oapitals.  Uei'  Verein  liält  auch  einen  eigenen  Prädikanteu  und 
trägt  zur  Unterhaltung  einiger  Waiaenliuiiben  bei.  Er  wird 
durch  vier  Direotoren  verwaltL-t. 


fünf   1 
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Der  Verein  Attereth  Bachurim  (Krone  der  Jünglinge), 
welcher   nur    inännüclie    Mitglieder    zwischen    13   und.  45  Jahren 
aufnimmt,  ist  einfach  eiae  Krankencasae.     Beitrag  4  bis  5  Schil- 
linge wöchentlich,     Verwaltung  durch   vier  Directoren    und  drei 
Deputirte. 

Der  Verein  Bickur  Cholim  u-Mischmoroth  (Ki'ankenpflege 
und  Bewachung). 
Reataurirt  1826,  Krankencasse  und  Verpflichtung  der  Mitglieder 
zum  peraöclichen  Besuch  der  Kranken ,  namentlich  (auch  hei 
Niohtmit gliedern)  in  der  Todesstunde.  Verrichtung  der  letzten 
Gebete  am  Sterbebette  durch  die  Vorsteher ,  wie  anch  des  all- 
gemeinen Gebetes  vor  und  nach  der  Beerdigung.  Von  Nacht- 
wachen sind  die  Mitglieder  über  50  Jahren  befreit.  Bei  Leichen 
trird  eine  Büchse  aufgestellt. 

Verein  Eerath  Achim  (brüderlicher  Hülfsverein), 
eine  1822  gestiftete  Krankenlade.  Beitrag  2  bis  3  Schillinge 
wöchentlich.  Der  Verein  unterhält  einen  ständigen  Gottesdierist 
in  einem,  dazu  gemietheten  Local.  In  der  Trauerwoche  erhält 
jedes  leidtragende  Mitglied  eine  Gelduater Stützung.  Verwaltung; 
ein  Vorstand  aus  vier  und  eine  Commission  aus  sieben  Mitgliedevn. 

Hachnaaeat  Kallah  oder  Aussteuer-GeBellsohaft,  b» 

ein  achoD  über  125  Jahre  bestehender  Verein,  der  schon  mebitie  , 
Umgestaltungen  erfahren  hat,  aber,  auf  mangelhaften  Piincipieii 
errichtet ,  häufig  ausser  Stande  war,  seine  Verheissnngen  zu  cr- 
fftllen.  Eb  soll  jedes  Mitglied,  das  zehn  Jahre  4  Mark  contri- 
buirt  hat,  zur  AuastAttung  einer  Tochter  150  Mark  erhalten. 
Jetzt  ist  festgesetzt,  dass  nur  vier  solcher  Gaben  im  Jahre  aus- 
getheilt  und  keine  Zusagen  mehr  von  einem  Jahr  ins  andere 
er th eilt  werden  aoUea,  Das  Capital  diesea  Vereins  ist  nicht 
bedeutend  und  die  Verwaltung  besteht  aua  drei  Vorstehern  und 
zwei  Deputirten. 

Der  Israelitische  Versorgungs- Verein. 
Er  besteht  aeit  1827  als  eine  Krankeulade.  die  von  secbs  Di 
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toren  verwaltet  wird.  Der  Beitrag  beträgt  8  Schill,  monatlich, 
das  Krankengeld  wöchentlich  6  Mark  für  die  ersten  drei  Monate, 
dann  4  Mark  wieder  auf  drei  Monate,  dann  3  und  endlich  nur 
2  Mark,   ausser   freiem   ärztlichen   und  wundärztlichen  Besuch. 

Verein  Verein  Kelilat  Jofi  (vollkommene  Schönheit), 

unterhält  einen  ständigen  Gottesdienst  mit  einem  Prädikanten 
und  verlost  halbjährlich  einige  Gewinne  zu  10  Mark  zwischen 
seine  Mitglieder.  Der  Beitrag  ist  3  Mark  12  Schillinge  jährlich. 
Verwaltung:  eine  Direction  und  eine  Commission,  jede  von  drei 
Mitgliedern. 

Verein  für  Verein  für  Krankenpflege, 

Kranken- 
pflege,    gestiftet    1830    für    unverheirathete   unbescholtene   Männer    von 

18  bis  40  Jahi'en,  die  jedoch  bei  IJeberschreitung  dieses  Alters 
oder  Verehelichung  nicht  auszutreten  brauchen.  Beitrag  6  Mark 
jährlich,  Krankengeld  3  bis  6  Mark  wöchentlich,  wozu  noch 
besonderes  Verpflegungsgeld  bis  zu  8  Mark  wöchentlich  kommen 
darf,  und  ausserdem  nach  Belieben  des  Patienten  auch  freier 
ärztlicher  und  wundärztlicher  Besuch.  Das  Verpflegungsgeld 
darf  zurückgewiesen  werden,  das  Krankengeld  aber  nicht.  Jedem 
Genesenen  wird  die  Vereinsbüchse  versiegelt  auf  einen  Tag  zu- 
geschickt. Jeder  Kranke  kann  sich  eine  Anzahl  von  Mitgliedern 
zum  fortwährenden  abwechselnden  Besuch  auswählen,  und  die 
unverheiratheten  gesunden  Mitglieder  sind  zu  diesen  Besuchen 
verpflichtet.  Der  Verein  besitzt  ein  nicht  unbedeutendes  Capital 
und  wird  durch  fünf  Directoren  und  zehn  Deputirte  verwaltet. 
Generalversammlungen  finden  jährlich  Statt. 

Neuer  Israelitischer  Krankenverein  von  1852, 
Neuer  israeLgij^g  Krankenlade.     Beitrag  2  SchiU.  wöchentHch.     Eintrittsgeld 

Kranken-  ... 

yerein  v.1852.2  Mark.     Eintritt  zulässig  mit  16  bis  40  Jahren.     Krankengeld 
erst  8,  dann  4,  endlich  3  Mark  wöchentlich.     Arzt  gratis. 

Weiblicher  Israelitischer  weiblicher  Krankenverein, 

Kranken- 
verein    gestiftet  1852.     Eine  Krankenlade,   ähnlich    der    obengenannten* 
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Der  Israelitische  Miethe  Verein,  UrMUima 

gestiftet  1828,  um  UdLemittelfen  die  ius^ibp  für  die  Miethe 
za  orleichtern.  Jeder  rontiihuent  zahlt  juartaliter  13  Schill 
aus  welchen  Gewinne  zu  30  Mal  k  gegen  die  Miethe 
zahlungszeit  durch  \eilosung-  den  Mitgliedern  zugptheilt  »er  len 
Der  Verein  zählt  eme  grosse  Alenge  \üi  Mitgliedern  welche 
die  ihnen  zufallendeii  Gewinne  nicht  seihst  benutzen  eondem  sie 
ihren  armen  Beknonten  zuwenden  Seit  1840  besteht  die  Lin 
richtung,  dasH  neben  jedem  Gewii  u  noch  3  Mark  zurückgelegt  und 
aus  diesem  Gelde  nebst  den  Zinsen  des  durch  \  ermiichtnisse 
und  Geschenke  erwachseneu  Capitals  des  Vereins  allmahbg  eme 
Anzahl  von  Freiwohnnngen  angeschafft  und  ebenfalls  durch  \  er 
losuug  auf  Lebenszeit  zugesichert  werden  Wer  eine  solche 
Vereins  Wohnung  gewinnt  und  sie  nicht  selbst  beziehen  will 
kann  sie  nnr  einem  \  erem«  f  ontribuenten  ubertiagen  Die 
Verlosungen  geschehen  öffentlich  und  die  gewinnenden  Nummern 
werden  publicirt.  Die  Verwaltung  ist  einer  Direction  Ton  sieben 
Mitgliedern  übertragen. 

Der  Israelitiflohe  Stellvertreter- Verein.  israpiitiieh 

Derselbe  ist  1837  gestiftet  und  sein  Zweck  ist  die  Anschaffung  TcmiD. 
von  Stellvertretern  für  den  Kriegs dieu st.  Die  ersten  Stifter 
glaubten  diesen  Zweck  mittelst  geringer  Beiträge  von  1  Schul, 
wöchentlich  erreichen  zu  können ,  indem  sie  irrthümlich  auf 
eine  grosse  Anzahl  von  Wohltliätern  rechneten,  nämlich  solcher 
"Contribuenten,  die  bloa  für  Andere  beitrugen,  ohne  für  sich  und 
die  Ihrigen  Nutzen  ziehen  zu  wollen.  Es  sind  demzufolge 
die  Statuten  mehrfach  umgeändert  worden,  ao  daas  neuerdings 
innerhalb  des  Vereins  die  Dienstpflichtigen  Jedes  Jahres  einen 
besonderen  Kreis  bilden,  der  die  Stellvertreter,  deren  er  bedarf' 
in  gemeinachaftücher  Eechnung  und  unter  Hinzutritt  der  Vereina- 
casae  auf  einer  gewissen  Höhe  der  Ausgabe  tragt.  Die  fort- 
währende Erhöhung  des  Preises  für  einen  Stellvertreter  wird 
'ndeas  noch  weiter«  Modiflcationen  uöthig  machen. 
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Die  Verwaltung    besteht   aus    sieben  Directoren    und   acht 
Deputirten. 


TerelnTiferet 
BAchurim. 


Verein  Tiferet  Bachurim  (Jünglings-Schmuck), 
gestiftet  1833,  ist  eine  Krankencasse,  die  Mitglieder  von  13  bis 
36  Jahren  aufnimmt  und  auch  während  der  Geschäftsstörung 
durch  Trauerfälle  seine  Mitglieder  unterstützt.  Einkaufsgeld 
mindestens  2  Mark.  Beitrag  2  Schillinge  wöchentlich,  Kranken- 
geld 4  bis  6  Mark  wöchentlich.  Trauergeld  5^  bis  11  Mark. 
Verwaltung:  eine  Direction  von  drei  und  eine  Commission  von 
fünf  Mitgliedern. 


Cigarren-  p^j,  Cigarrenmacher-Verein ,    nachmals   Kranken  verein   von 

macher- 

Verein.  1820  genannt, 

gestiftet  1820,  ist  ebenfalls  eine  Krankencasse,  deren  Mitglieder 
ursprünglich  nur  Cigarrenmacher  waren.  Der  Beitrag  ist  2  bis 
2^  Schilling  wöchentlich  und  das  Krankengeld  wöchentlich  3  bis 
6  Mark  ausser  Arzt,  Wundarzt  und  Medicamenten.  Die  Ver- 
waltung  führen   vier   Directoren  und   sechs    Commissionsglieder. 

bIItTmTs  ^^^  Verein  Zoreche  Kebura  (für  Beerdigungskosten), 

kosten,  ist  eine  Todtenlade  und  zahlt  seinen  Mitgliedern  bei  Beerdigungen 
erwachsener  Leichen  42  Mark  und  bei  Kinderleichen  6  bis  27  Mark. 
Der  Verein  hat  einiges  Capital  bei  der  Gemeinde  belegt  und 
wird  von  drei  Directoren  nebst  vier  Deputirten  verwaltet. 


Verein  Refuat  ha  nefesch, 


Verein 
Refnat  ha 

nöfescii.  gestiftet  1851 ,  vertheilt  an  jedem  Sabbat  und  Festtag  Rind- 
fleisch und  Mehl  an  bedürftige  Familien  aus  der  Gemeinde. 
Beitrag  der  Mitglieder  1   Schilling  wöchentlich. 


Unter-  Israelitischer  Unterstützungs-Verein  von  1862. 

ätiitzuugs  - 

Verein  ron  Beitrag    24    Schillinge   jährlich.      Zweck:    discrete    V^ertheilung 


1862.      yQjj  Geldunterstützungen. 


^l_ 

Verein  zur  Vertheilung   von  Kleidun^aBtücken    unter  arme  Vfrtiii  ii 
hiesige  Israeliten.  ^^m 

Gestiftet  1863.  Beitrag  24  Schillinge  jährlitiii  Tendenz:  dem  •''■'Wd«!!. 
vorigen  ganz  gleich. 

Israelitischer  Wohlthätigkeits- Verein  von  1863.  larssiiHtc] 

Beitrag  1  Schilling  wöchentlich,  Drei  Viertel  der  Einnahme  ^,[,j.y^^ 
werden  in  Raten  von  40  Mark  an  verschämte  Arme  durch  die  •"■'  >^ 
vom  Loos  bestimmten  Mitglieder  vertheilt,  der  Keat  angesammelt. 


Dies  sind  nun,  am  Vorabend   einer  tiefgreifenden  und  nicht    * 
so    bald    erwarteten    Umwälzung,    die    öffenllichen    Verhältnisse 
dieser  Gemeinde,    eines  Vereins   von  etwa  12000  Seelen,  an  den 
sich   beständig   noch  eine    namhafte,    durchschnittlich   auf  weit 
über  1000  Personen  zu  schätzende  Anzahl  von  Fremden  knüpft. 

Das  jüdisch  religiöse  Leben ,  das ,  obgleich  den  Meisten 
kaum  bewusst,  das  eigentliche  Band  war,  welches  sie  Alle  um- 
schlang und  vereinigte,  bat  sich  in  ihr  auf  die  vielfältigste 
Weise  entwickelt,  und  es  sind  hier  nicht  nur  alle  graduellen' 
sondern  auch  die  meisten  specifischen  Verschiedenheiten  desselben 
reif  und  unreif  anzutreffen :  uur  eine  fehlt  gänzlich  oder  ist  nur 
in  äusserst  wenigen  Persönlichkeiten  repräsentirt,  und  das  ist 
das  exclusjv  rabbiniseh-gelehrte  Leben ,  das  freilich  auch  Rchou 
im  vorigen  Jahrhundert  hier  nicht  ho  zahlreich  verti'eten  war, 
als  in  anderen  groasim  Gemeinden.  Wenn  demnach  talmudische 
Gelehrsamkeit  in  Verbindung  mit  strieter  Observanz  fast  nur  bei 
den  dazu  angestellten  Theologen  und  ihren  Hausgenossen  ge- 
funden wird,  so  findet  sich  dem  gegenüber  die  änsserste,  krasseste 
UnwissenheitinjüdiNchveligiüseuDingen  ebenfalls  nur  selten,  ausser 
bei  einigen  Bildungs-Karrü^aturen  beider  Geschlechter,  die  da 
glauben,  diese  Unwissenheit  gehöre  nothwendig  mit  zur  Coltur. 
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Bei  dieser  Mannichfaltigkeit  der  Beataudtheile  wird  die 
Erhaltung  dar  Eintracht,  so  weit  aie  zum  Zusammengehen  nöthig, 
die  ständige  Aufgalie  derjenigen,  die  durch  Stellung  oder  Beruf 
hier  Eiafluas  zu  üben  haben :  eine  Aufgabe,  die  indessen  durch 
das  Alles  doiniuireude  Hamhurgisch«  Handelsleheii  ungemein  er- 
leichtert wird,   dem  ja  der  grössere  Thed  der  Gemeinde  angehört. 

Aus  diesem  Grunde  wird  auch ,  oh  zwar  kaufmännische 
Weltbildung,  Sprachkenntniase  u,  a.  w.  sehr  verbreitet  sind,  in 
Wiasanachaften  and  Künsten  -^  wenn  wir  hier  Musik  und  alleu- 
fttOs  Schauspielkunst  ausnehmen  —  nicht  viel  geleistet,  und  da 
vorläufig  (1847)  wenig  Aussicht  auf  Staatsämter  vorhanden  ist,  so 
redScirt  eich  der  geeammte  Gelehrtenstand  ausser  einigen  Theo- 
logen, Lehrern  und  Puhlicisten  auf  20  bis  30  Äerzte  und  2  bis 
3  Juristen,  die  ihre  Advocatur  unter  fremdem  Namen  betreiben, 
während  eigentliche  Wissenschaftlichkeit  nur  hie  und  da  dilet- 
tantisch cultivirt  wird. 

So  ist  denn  auch  der  Ilaudwerksstand  um  diese  Zeit 
weder  zahlreich  noch  begütert,  und  selbst  Fabrikanten  giebt  es 
verhältnissmassig   nur  wenige. 

Inzwischen  hat  doch  jede  Hichtung  im  Judenthum  Hamburg 
Etwas  zu  verdanken,  und  zwar  1)  einen  vollständigen  reformirten 
Gottesdienst  (im  Tempel),  2)  den  ersten  deutsch  lebenden  und 
deutsch  predigenden  Rabbinar  (Bernays),  3)  den  Begründer  and 
nach  fortwährenden  Chef  der  sogenannten  neuorthodosen  Schule 
(S.  R.  Hirsch)  und  4)  Gabriel  Riesser. 

Der  Wohlstand  in  der  Gemeinde  kann,  inaofem  er  auf 
Capital  gegründet  sein  soll,  nur  kaum  ein  mittlerer  genannt 
werden,  und  dem  kann  auch  nicht  anders  sein,  so  lange  die 
bürgerlichen  Verhältnisse  die  Sicherung  grosser  Reichthümer  in 
einer  Familie  nicht  begünstigen.  Es  giabt  demnach  der  Mil- 
lionaii's  unter  den  hiesigen  Juden  nur  wenige  (zumal  diese  Classe 
häufig  zur  christlichen  Kirche  übertritt)  und  die  Zahl  der 
Hochvermögenden  ist  beschränkt,  die  der  Armen  und  Hülfs- 
hedürftigen  hingegen  gross.  Die  überwiegende  Zahl  der  Nicht- 
Armen  besteht  aus  Familien,  die  ein  geringeres  VermÖgeo 
besitzen,  mit  welchem  sie  einen  nach  dem  kostspieligen  Ham- 
burgisühon  Muassatab  sie   anatändig  ernährenden    Waarenhandel 
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betreiben.  Die  fortwährend  steigende  Auswanderungalust  der 
mäunlicheii  Jugend,  welcher  nachgerade  immer  weniger  diejenigen 
Hemmnisse  in  den  Weg  treten,  die  ihren  Vätern  als  Juden  Zu- 
gang, Aufenthalt  uud  Niederlasanng  in  fremden  Ländern  {nennen 
wir  nur  Oesterreich,  Holstein,  beide  Mecklenburg,  Hessen  etc.) 
theils  unmöglich  machten,  theils  verleideten,  dürfte  schon  in 
wenigen  Jahrzehenden  hierin  wesentliche  Aenderungen  hervor- 
bringen. Bis  zn  dem  hier  genommenen  Zeitstandpunkte ,  dem 
Schlüsse  des  Jahres  1847,  kann  sogar  die  directe  Theilnahme 
der  hiesigen  Juden  an  dem  Hamburgischen  Welthandel  nur  eine 
geringe  eein,  da  ihre  Güter  unter  Hambui'giacher  Flagge  nicht 
gleich  denen  ihrer  christlichen  Cononrrenten  Tom  Stader  Zoll 
befreit  sind. 

Verschweigen  wir  indesa  nicht  bei  dieser  Schilderung,  dass 
Elend  und  bitterer  Mangel ,  in  Hamburg  überhaupt  nicht 
heimisch ,  unter  den  jüdischen  Armen  —  Dank  den  Anstalten 
und  Schulen  —  fast  gar  nicht  vorkommen  und  dass  selbst  auf 
ihrer  untersten  Stufe  der  eigentlich  heimathlose,  kein  Familien- 
band kennende  Proletarier  und  der  ihm  verwandte  Säufer  sich 
fast  nie  findet.  Hinsichtlich  der  wirklichen  Verbrechen  kann 
man  ungefähr  das  Nämliche  sagen ,  doch  kaum  noch  in  Bezug 
auf  öffentliche  Birnen. 

Es  wird  häufig  behauptet,  die  jüdischen  milden  Anstalten 
würden  durchgängig  reeÜer  und  zweckmässiger  vorwaltet  als 
die  christlichen.  Ob  und  wie  viel  Wahres  hieran  ist,  müssen 
wir  dahin  geatellt  sein  lassen;  zu  bewundern  wäre  indess  ein 
solches  Verhältniss  nicht,  wenn  man  bedenkt,  wie  viele  prak- 
tische und  intellectuelle  Kräfte  jüdischer  Männer  auf  dies  einzige 
Gebiet  öffentlicher  Thätigkeit  angewiesen  sind,  da  der  Staat  sie 
bisher  nicht  anderweitig  benutzt. 

Trotz  dieser  Nichtbeachtung,  trotz  dieses  gänzlicben 
Mangels  an  Aussiebt  (1847)  zu  irgend  einem  Staatsdienste,  zu  irgend 
einem  Amte,  es  sei  nun  eines  wo  Ehre  die  Haupt  belohn  ung  und 
materieller  Nutzen  das  Accidens  ist  oder  umgekehrt,  ist  es 
indessen  doch  nicht  minder  wahr ,  dass  die  Liebe  zu  Hamburg 
im  Allgemeinen  bei  den  Juden  durchaus  nicht  schwächer  iat, 
als  bei  den  übrigen  Bewohnern,  und  dass  der  in  der  nachfolgenden 
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•riode   hinzukomuipiulo    Bürgereid   einen   Hpacidlen    Anläse   zur 
VergrÖBserung  derselben   durch.ius  nicht  haben   konnte. 

Es  sei  nunmehr  gestattet,  nachstehende  kurze  Entwickeln  ngB- 

geschichtc  des  Handels  bei  den  hiesigen  Juden  zu  geben,  ho  wie 

?nBverzeiehnis3  von   jüdisnhen  Gelehrten   und  Künstlera, 

1  Jflhrhundert  entweder  in  dieser  Gemeinde  geboren 

sind,    oder    kürzere    oder  längere  Zeit  in   ihr  gelebt  haben  oder 

noch  jetzt  leben. 

Der  Hflndel  der  cleutBchea  Juden  ^  abgesehen  von  den 
Portugiesischen ,  welche  inoiatBiis  als  reiche ,  im  Welthandel  be- 
schäftigte Kaufleute  hierher  kamen  —  hier  in  Hamburg,  wo  sie 
aeit  der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  doniicilirt  sind,  während 
sie  Bchou  lange  zuvor  in  den  benachbarten  Holsteinischen  Orten, 
in  Altona,  Wandsbeck,  Ottensen  u.  b.  w.  Bich  aufhielten,  hat 
aioh  aus  kleinen  AnfSagen  allmählig  entvrickelt.  Hie  stammen, 
wie  ihr  Dialect  beweist ,  aus  dem  unk  aufm  änni  scheu  südwest- 
lichen Deutschland  und  briichteu  weder  transatlantische  Ver- 
bindungen mit,  wie  ihre  Portugiesischen,  noch  sarmatische,  wie 
ihre  Polnischen  Glaubensgenossen.  Für  eine  besondere  Aus- 
benfung  des  Zins-  und  Wuchergeschäfts  war  hier  glücklicher- 
weise kein  Boden,  und  so  kann  man  wohl  annehmen,  dflSB  die 
Art.  9,  10  und  11  des  Jndenreglements  von  1710  nicht  von 
Hamburgern  ausgegangen  sind. 

Die  kleinen  Anfänge  ihres  Handels ,  m  welchen  'tie  jedoch 
keineswegs  ohne  Concurrenz  von  Christen  arbeiteten,  waren  Aite 
Kleider  und  sonstige  Abfälle;  Schlachtvieh  n.  dessen  Zubehmungen, 
als  Häute,  Hörner,  Haare,  Federn  etc, ;  dann  solche  EUenwaaien, 
die  nicht  unter  die  Privilegien  der  Krämergilde  fielen  Landes 
producte  geringeren  Belanges  (\on  ihnen  -Bciwame»  genanntl 
und  Hand-Geldweclisel  Hs  scheint,  daas  vor  dem  18  Jahrhundert 
keine  namhaften  Firmen  unter  ihnen  bestanden,  auch  nicht 
dtiBB  etwa  ein  Millionair  oder  Favoritjude  uene  Bahnen  für  seine 
Glaub ensb rüder  gebrochen  hätte,  oder  dass  der  mit  eingewanderte 
Juweleahandel  zu  weiterem  Geld-  und  Präti ose» -Geschäft  ausge- 
dehnt worden  wäre:  sie  schritten  nur  langsam  im  Verein  mit 
Hamburgs  übrigen  Bewohnern,  und  ohne  je  irgeud  ein  Winkel- 


terrain  das  Greschäfts  zu  monopolisiren ,  periodenweise   vorwärts. 
Diese  könnte  maa  etwa  auf  folgende  Weise  abgrenzen : 

A.  (1680 — 1760.)  Zuziehung  der  Neustadt  zur  Stadt.  WohnungB- 
freiheit  im  grössten  TLeil  derselben.  Durch  diese  ward  der 
ambulante  Trödler  zum  angeaesaenen  Kteiderselier  etc.,  derall- 
mählig  auch  neue  EUenwaare  verkaufte,  Geldwechael- 
Comtoire ,  Wechselmakler.  Silberraffinerieeu.  Altona'a  Auf. 
blüheu  nöthigt  Hamburg  zu  grösserer  Toleranz. 

B.  (1770—  1800.)  Bliithe  der  Hamburgisohen  Kattuudjuckereien, 
hfiufig  von  Juden  und  dui-ch  Juden  betrieben.  Der  Handel  mit 
Farhestoffenknüpft  sich  hieran. Cigarrenfabrikation.Producteii- 
handel  zwischen  dem  Norden,  Holland  und  England  häufig  durch 
hiesige  Juden  vermittelt.  Pelzhandel.  Jüdische  Waaren- 
makler,  HauB-  und  Assecuranzmakler.  Lager  uuf  den  Messen 
zu  Leipzig,  Braunschweig,  Frankfurt  etc.  mit  ganz  freiem 
Betriebe. 

C.  Zeiten  der  Sevolutions-  und  der  franzö  Bis  eben  Kriege, 
Grosse  jüdische  Bankhäuser.  Liberalere  Erziehung  der 
jüdischen  Jugend.  Vei'hreitung  mercantilischer  und  Sprach- 
kenntnisse. Einige  jüdische  Lieferanten,  doch  fasst  dies 
Geschäft  nicht  Wurzel, 

D.  Friede  1815.  Der  grössere  Handel  mit  englischen  Manu- 
faoturwaaren.  Filial  -  Etablissements  in  Manchester  und 
anderen  englischen  Fabrikstädten.  Grössere  Häuser  im  Fach 
von  Metall-  und  Quincailleriewaaren.  Frequente  Verbin- 
dungen mit  Nordamerika.  Wollhandel,  meist  von  Mecklen- 
burgischen, Getreidehandel,  meist  von  Preussischen  Juden 
zugebracht. 

E.  Brand  1842.  Völlige  Wobnungsfreibeit.  Grosse  offene 
Läden.  Kao&nannshäuser.  Filial-Etablissements  inSt.Thomaa, 
Mexico,  New-Orleans,  Westküste  von  Amerika,  China. 

F.  (1845.)  Änaehluss  Hannovers  und  der  benachbarten  Staaten  au 
den  deutschen  Zollverein.  Dadurch  werden  viele  jüdische  Manu- 
factnrwaarenhändler  gezwungen,  andere  Handelszweige  zu 
aultiviren.  Handel  nach  Californieu,  Australien.  SchtSs- 
rhederei   in    Folge   der   durch   die  Emancipation   bewirkten 
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Befreiung  vomStaderZoll.  Jüdische  Conunia  häufiger  beiChriaten 
angestelit.  Jüdische  Comm erat ürger.  1855  Erweitertes  Bank- 
geBchäftundauchdeaFoudahaadelsinllamburg.  Verzweigutigtiii 
in  allen  Weitgegeudeii.  Die  jüdiBchen  Knabe afreischulen  immer 
mehr  diesem  Zweok  angepasst.  Die  Auswanderungsluat  der 
juugen  Leute  hewii  kt ,  daaa  kaum  eine  jüdische  Familie 
exiatirt,  die  nicht  einen  Tlieil  der  Ihrigen  über  See  etablirt 
hätte.  Doch  zielen  die  Jüdischen  iaiimen  Handels beziehungen 
mehr  auf  die  relativ  neueren  Hände  Isländer,  als  auf  die 
älteren,  zumal  aildeiirapäi»cheu,  so  wie  auch  in  Folge  der 
älteren  Verhältniaae  wenige  Juden  in  dem  Handel  mit  Wein, 
Holz,  Gewürzwaaren  und  Südfrüchten  betheiligt  sind, 
Verseichniss  jüdischer  Schriftsteller  und  Künstler, 
welche  in  diesem  Jahrhundert  in  Hamburg  geboren  sind  oder  der 
Gemeinde  küraere  oder  längere  Zeit  angehört  haben  oder  angehören. 
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Mich.BernaysDr.T 
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M.  J.   Haller.  T 

J.  Wolffaon  Dr. 
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Prof.  Wilda.  T 

J.  Stettenheim. 

Samuel  Hannover. 

Dr.  WUda.  T 

Dr.  Bonfort.  T 

Eud.  Warbuig  Dr. 

DrNathan(Es3enna) 

B.  A.  Herrmann.  T 

Leo  Wolf  Dr. 

Dr.  Roinhold.  T 

Herrn.   Schiff  Dr. 

A.  Jonas  Dr. 

Dr.  M.  A.  Levy. 

M.  n.  Bresslau. 

A.  Meidola,  Notar. 

M.  Hinrichaen. 

Bernhard  Hesslein. 

M.J.Bresselau,Not. 

H.   S.   Hertz. 

Dr.M.Hecksehar.T 

E.  Kley  Dr. 

Dr.  Frankfurter. 

Dr.  Ferd.  Beit. 
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Kunstler. 

J.  Herzfeld,  T.  Schauspieler. 

Isaac  Bär,  T.  Musiker. 

J.  Canthal,  T.  Musiker. 

It,ud.  Lehmann,  T.  Maler. 

H.  Ballin,  Concertmeister. 

Heinr.  Lehmann,  T.  Maler. 

Carl  Cqbelli,  Componist. 

Heilbuth,  Maler. 

Barthold  Cobelli,  Componist. 

Jacob  Bliiinenthal,  Componist. 

Frau    Gurau,    geb.    Schloss, 

?FelixMendelssohn-Bartholdy.T 

Gesanglehrerin. 

A.  Michael,  Maler. 

Isaac  Nathan,  Medailleur. 

A.  Rosengarten, 

Nathansen,  Kupferstecher. 

Frau  Würzburg  -  Gabillon ,  T. 

H.  Möller,  Graveur. 

Schauspielerin. 

Francisca  Barn,  Sängerin. 

H.  David,  T.  Concertmeister. 

Otto  Goldschmidt,    T.    Ton- 

Pater Hermann(Cohen)Musik.  T 

künstler. 

L.  Lee  Cello-Virtuos  e. 

E.  Hamel,  Componist. 
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Nach  1847. 

Der  Schilderung  der  bisherigen  äusseren  und  inneren 
Verhältnisse  dieser  Gemeinde  folgt  nun  naturgemäss  die  der 
Entwickelung  derselben  von  1848  an.  Es  war  eine  während  des 
damaligen  Gewitters  aus  der  Hülse  gesprungene,  übrigens,  wie 
man  gesehen  hat,  schon  völlig  zeitige  Frucht,  deren  Geburt, 
von  unrichtiger  Lage  blos  verzögert,  numnehr  durch  einen 
heftigen  Anstoss  beschleunigt  ward.  Wäre  das  nicht  der  Fall 
gewesen,  so  hätte  die  neue  Errungenschaft  das  Schicksal  so 
mancher  gleichzeitigen  anderen  getheilt. 

Der  Gang  der  Ereignisse,  von  Punkt  zu  Punkt  gleichzeitig 
verzeichnet,  war  der  folgende: 

1848.  —  4.  März.*). 
Es  wird  im  Hause  der  patriotischen  Gesellschaft  eine  von  Dr.  Wille 
verfasste  Supplik  zunächst  an  den  Senat  um  Ertheilung  gleicher 
politischer  Berechtigung  an  sämmtliche,  auch  der  bisher  ausge- 
schlossenen Staatsangehörigen  ausgelegt  und  mit  vielen  Unter- 
schriften versehen. 
Beform-  8.  März.  —  Convocation  der  Bürgerschaft  auf  den  13ten 

cpu  a  lon.  ^^^  Genehmigung  und  Erwählung  einer  Reform-Deputation. 
Politische  9.  März.    —   Grosse   Aufregung    in    den   rasch   gebildeten 

politischen  Vereinen,  welche  den  Zweck  ihres  Strebens  auf  diese 


*)  Der  Herausgeber  glaubt  seinen  Lesern  gerechter  zu  werden, 
wenn  er  seine  Tag  für  Tag  gemachten  Aufzeichnungen  nicht  iu 
«synthetischer  Weise  ordnet,  wobei  die  lobendige  Darstellung  jeden- 
falls verlieren  würde. 
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Weise  verschleppt  fürchten.  Volk avers am ni hing  in  der  TonhaUe 
unter  provisorischem  Vmaita  hiesiger  Leiter  des  seit  einigen 
Jahren  bestehenden  und  vor  Kurzem  hier  versammelt  gewesenen 
allgemeinen  deutschen  Juristen  Vereins.  Unter  denselben  zwei 
Juden:  Dr.  Rieaaer  und  Dr.  Wolffson.  Es  werden  zwölf  Reform- 
postulate  festgestellt;  einer  davon  ist  die  hürgerliche  Gleich- 
stellimg  aller  Staatsangehörigen.  Das  börgerschnftliche  CoUegium 
der  ISOer  adoptirt  diese  zwölf  Punkte  mit  grosser  Majorität.  Bogen, 
aufdenensie  verzeiLhnet  imd  werden  m  vielen  öffentlichen  Lokalen 
ausgelegt  und  zahli  ich   unter schnehen 

10.   Mäi'z.     —     FortsetianfT     dei     gestrigen     tumultuaiisch 
aufgelösten  Votksve: Sammlung      Firi  drei/nhntei  Punkt     zeitge  '"' 
mäasB  Umgestaltung  dei  7 unlt Verhältnisse  betreuend    wir  1  hinzu 
getilgt.      Ein    von   einem    der    Anwesenden    \oigeschligeiiei    /ug 
nach  dem  Rathhause  wird  vei  boten 

n.  März.  —  Der  Senat  publicirt  die  dreizehn  Punkte 
als   Anhang  zu   seinen  sonstigen   Propositioiien. 

13.  März.  —  Die  Reform-Deputation  wird  angenoramen. 
Die  Wahlen  hürgerschaftliolierseits  faileu  jedoch  ohne  Ausnahme 
auf  Erbgeaessene,  was  Unzufriedenheit  erregt,  da  man  von  diesen 
keine  Verallgemeinerung  der  ihnen  jetzt  ausschliesslich  zustehenden 
VoiTechte  erwartet.  Abends  Kravall,  besonders  in  der  \'or8tftdt  ' 
St.  Pauli,  von  Juden  ist  dabei  nicht  die  Hede. 

14.  März.  —  Man  veraucht.  die  Änlregung  allmahlig  in"" 
ihre  alten  Kanäle,  nämlich  gegen  die  Juden,  au  leiten,  und  dies 
scheint  in  manchen  Kreisen  nicht  UD(,'eni  gesehen  zu  werden. 
Ohne  einen  eintretendeu  Regen  wäre  es  an  diesem  Abend  höchst 
wahrscheinlich,  wie  um  dieselbe  Zeit  in  mehreren  Gegenden  Süd- 
deutsuhJauds,  zu  einem  Judenkrawall  gekommen. 

15.  und  11).  März.  —  Die  Aufregung  gegen  die  Juden 
wird  auf  verschiedene  Weise  weiter  angfaoht.  Aufhetzende 
Zettel  werden  ausgetheilt.  An  der  Börse  und  sonst  werden 
jüdische  Häuser  namhaft  gemacht,  die  Geld  ausgetheilt  haben 
sollen,  um  Unruli.jii  in  der  Stadt  anzustiften,  nämlich  um  das 
erwähnte  dreizehnte  Postulat  den  Zünften  gegenüber  zu  erzwingen. 
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Nach  1847 

Der  Schilderung  der  bisherigen  äusseren  und  inneren 
Verhältnisse  dieser  Gemeinde  folgt  nun  naturgemäss  die  der 
Entwickelung  derselben  von  1848  an.  Es  war  eine  während  des 
damaligen  Gewitters  aus  der  Hülse  gesprungene,  übrigens,  wie 
man  gesehen  hat,  schon  vöUig  zeitige  Frucht,  deren  Geburt, 
von  unrichtiger  Lage  blos  verzögert,  nunmehr  durch  einen 
heftigen  Anstoss  beschleunigt  ward.  Wäre  das  nicht  der  Fall 
gewesen,  so  hätte  die  neue  Errungenschaft  das  Schicksal  so 
mancher  gleichzeitigen  anderen  getheilt. 

Der  Gang  der  Ereignisse,  von  Punkt  zu  Punkt  gleichzeitig 
verzeichnet,  war  der  folgende: 

1848.  —  4.  März.*). 
Es  wird  im  Hause  der  patriotischen  Gesellschaft  eine  von  Dr.  Wille 
verfasste  Supplik  zunächst  an  den  Senat  um  Ertheilung  gleicher 
politischer  Berechtigung  an  sämmtliche,  auch  der  bisher  ausge- 
schlossenen Staatsangehörigen  ausgelegt  und  mit  vielen  Unter- 
schriften versehen. 
Beform-  8.  März.  —  Convocation  der  Bürgerschaft  auf  den  13ten 

cpu  a  lon.  ^^^  Genehmigung  und  Erwählung  einer  Reform-Deputation. 
Politische  9.  März.    —   Grosse   Aufregung    in    den   rasch   gebildeten 

politischen  Vereinen,  welche  den  Zweck  ihres  Strebens  auf  diese 


*)  Der  Herausgeber  glaubt  seinen  Lesern  gerechter  zu  werden, 
wenn  er  seine  Tag  für  Tag  gemachten  Aufzeichnungen  nicht  iu 
synthetischer  Weise  ordnet,  wobei  die  lobendige  Darstellung  jeden- 
falls verlieren  würde. 
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Weise  verschleppt  förchten.  VölksversftmminQg  in  der  Tonhalle 
imter  proviBorischera  Vorsitz  hieaigw  Lüiter  dea  seit  einigen 
Jahren  beateheudeu  und  vor  Kurzem  hier  verBammelt  gewesenen 
nllgera einen  deutschen  Juristeuvereina.  Unter  denselben  zwei 
Juden :  Dr.  Rieaser  und  Dr.  Wolffaon.  Ea  werden  zwölf  Reform- 
postulate  festgestellt;  einer  dnvon  ist  die  bürgerliche  Gleich- 
stellung aller  Staatsangehörigen.  Daa  bürgerschnftliche  Cüllegium 
der  180er  adoptirt  diese  awölf  Punkte  mit  grosser  Majorität.  Bogen, 
auf  denen  sie  verzeichnet  sind,  werden  in  vielen  öffentlichen  Lokalen 
ausgelegt  und   zahlii'ich   unterschrieben. 

10.  März,     —    Fortsetzung    der    gestrigen    tunuiltuarisch 
aufgelösten  Volksversammlung.     Ein  dreizehnter  Punkt,    zeitge-^"' 
mäase  Umgestaltung  der  Zuuftverhättniase  betreffend,  wird  hinzn- 
gelügt.     Ein    von   einem    der    Anwesenden    vorgeschlagener  Zug 
nach  dem   Bathhause   wird  vei'boten. 

11.  März.  —  Der  Senat  publicirt  die  dreizehn  Punkte 
als   Allhang  zu   aeineii  sonstigen   Propositioneu. 

13.  März.  "  Die  Reform -Deputation  wird  angenommen. 
Die  Wahlen  burgerscbaftliolierseits  fallen  jedoch  ohne  Ausnahme 
auf  Erbgeaesaene,  was  Unzufriedenheit  erregt,  da  man  von  diesen 
keine  Verallgemeinerung  der  ihnen  jetzt  awischliesslich  zustehenden 
Vorrechte  erwartet.  Abends  Kravall,  besonders  in  der  Vorstadt  ' 
St.  Pauli,  von  Juden  ist  dabei  nicht  die  Rede. 

14.  Mäi-B.  —  Man  vevaucht  die  Aufregung  allmählig  in"^ 
ihre  alten  Kanäle,  nämlich  gegen  die  Juden,  zu  leiten,  und  dies 
scheint  in  manchen  Kreisen  nicht  ungern  gesehen  zu  werden. 
Ohne  einen  eintretendeu  Regen  wäre  es  an  diesem  Abend  höchst 
wahrscheinlicli,  wie  um  dieselbe  Zeit  in  mehreren  Gegenden  Süd- 
deutachlande, zu  einem  Judenkrawall  gekommen. 

15.  und  lö.  März.  —  Die  Aufregung  gegen  die  Juden 
wird  auf  vei'scbiedene  Weine  weiter  augfaoht.  Aufhetzende 
Zettel  werden  auagetheilt.  An  der  Börse  und  sonat  werden 
jüdische  Häuser  namhaft  gemacht,  die  Geld  auagutheilt  haben 
sollen,  ura  Unnihcn  in  der  SljiJt  anzustiften,  nämlich  um  das 
erwähnte  dreizehnte  Postulat  den  Zünften  gegenüber  zu  erzwingen. 


d   dem    Gemeinde  vorstände 

Beines  Mitgliedes  Dr.  Kiesaer 

DemisaioD   an,    welche  jedoch 


Von  jüdischen  Reactio 
das  angebliiih  demagogic 
vorgeworfen.     Dieser  bietet   i 
nicht  angenommen  wird. 

17.  Mära.  —  Die  Gemeindevorsteher  statten  dem  in  ihren 
Angelegenheiten  besonders  hewanderten  Senator  Hndtwalker*) 
'  einen  officiellea  Besuch  ab  behufs  Widerlegung  der  oben  erwähnten 
noch  immer  nicht  erloschenen  Gerüchte  und  um  ihm  den  Vorgang 
mit  Dr.  Riesser  mitzutheilen. 

lg  18.  bia  25.  —   Die  Aufregung  gegen   die   Juden    steigert 

'sich,  da  sie  von  vielen  Seiten  ans  verschiedenen  Motiven,  ins- 
besondere aber  ofienbai'  um  sie  zu  Blitzableitern  zu  gebrauchen, 
genährt  wird.  .  Doch  die  Vorgänge  dieser  Woche  in  Wien  und 
in  Berlin  nehmen  plötzlich  alle  Aufmerksamkeit  in  Anspruch 
und  so  wird  ftuch  nicht  mehr  an  die  Juden  gedacht, 
übrigens  laut  authentischer  Berichte  in  Wien  vier , 
gar  zwanzig  Juden  auf  den  Barricaden. 

s-  21,  bis  24.  März.  —  Aufruf  an    Freiwillige  zum   Kampfe 

für  Seh  leBwig- Hol  stein.  Es  ziehen  auch  von  hier  mehrere  Juden 
mit,  ao  wie  sich  überhaupt  in  dieser  Gemeinde,  zuraaJ  unter 
jnngen  durch  frühere  Erfahrungen  uicht  gewitzigten  Leuten 
viel  Sympathie  für  die  Sache  zeigt.  Aeltere  Leute  sympathisiren 
weniger  ,  weil  sie  mit  Sicherheit  voraussehen  —  was  sich  auch 
hernach  bewahrheitete  — ,  dass  in  dieser  Zeit  kaum  einem  Volke 
die  Emancipation  der  jüdischen  Mitbürger  ferner  liegt,  als  dem 
ScIileBwig- Holsteinischen ,  während  die  Dänische  Regierong  die 
erste  und  auf  lange  Zeit  in  diesen  Gegenden  die  einzige  war, 
die  ihren  jüdischen  Untorthanen  volle  bürgerliche  Rechte  bewilligt 
und  auch  den  Hamburgiachen  Judeu  bei  allen  bösen  Vorkomm- 


Es  fielen 


•)  Der  Herauageher.  welcher  in  diesen  unil  dun  folfrenden 
Jahi'en  mehrfach  mit  diesem  gelehrten,  orthodoxen  nml  tifif  religiösnii 
Mann  in  den  jüdischen  Angelegenheiten  ku  verhandeln  Imtte,  kauu 
es  sich  nicht  versagen,  seinem  Andenken  hier  einige  Worte  verek- 
rungavoUer  Erinnerung  2u  widmen.  Besonders  iat  das  Gesetz  über 
die  Mischehen  (1851)  wohl  gaaz  sein  Werk. 
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niesen  Schutz  und  Asyl  gewährte.  Inzwisohnri  wird  freilich  zu 
der  Schleswig-Hol steinischen  Landesvereamralung  ein  Jude  ge- 
wählt und  zugeiassen. 

33.  bia  24.  März.  —  Mehrere  Juden,  von  hier  Dr.  Riesaer, 
werden  ins  deutsche  Vorparlament  berufen. 

25.  März.  —  Auf  Veranlassung  des  Commereiums  werden  ^ 
Bogen  aasgelegt,  in  welchen  fünf  Candidaten  für  das  Frankfurter »« 
Nationalparlament  Hamburgs  Bürgern  und  Ein  wohnern  (womit 
also  das  Wahlrecht  der  Juden   als  selbstverständlich  angenommen 
war)  empfohlen  werden.     Es    wird    zu    diesem    Endo   eine   Ver- 
Bammlung  des   «Ehrtaren  Kaufmanns»  gehalten,  bei  welcher  de  ■ 
Vorsitzende,  ein  ehemaliger  Jude,  doch  ein  ganz  wohlmeinender 
Mann,  aus  blosser  Schüchternheit  die  Tactlosigkeit  begeht,   von 
den  beiden  von  hier  zum  Vorparlament  berufenen  Depntirten  in 
seinem  Vortrage  blos  den  Professor  Wurm    zu    nennen    und  den 
Juden  Dr.  Kiesser  zu  ignoriren.     Dieser   kleine    Verstoss  veran- 
lasst  jedoch    die   Entfremdung    der   meisten  Juden  von  der  sich     ' 
damals  bildenden  sogen.  Börse nparthei. 

26.  März.  —  Abreise  Riessera  nach  Frankfurt  zum  Vor- 
parlament. 

4.   April.   —  Erste    Nacbrichten   vom    Vorparlament.      Die 
Wahlen    zar    constituirenden    deutschen    National- Versammlung  ^ 
sollen  ohne  Rücksicht   auf  das  Religion shekenntniss  hinsichtlich 
Wahlrecht  und  Wählbarkeit  geschehen. 

11.  April.  —  Die  laut  ausgesprochene  Absicht,  die  h 
Wahlen  für  die  Nationalversammlung  blos  durch  die 
Bürgerschaft  vornehmen  zu  lassen ,  scheitert  an  der  Gewalt  der 
Öffentlichen  Meinung,  zumal  da  auch  die  Krone  Preussen,  Ange- 
sichts der  Festigkeit  des  Vorparlaments,  die  Wahlen  für  Frankfurt 
nicht  durch  den  Landtag,  sondern  durch  Ui'wähler  vornehmen  lässt. 

12.  April.  —  Nachdem  von  Judenkra wallen  im  südwest- 
licben  Deutschland  Meldung  anlangt,  fangen  einige  hiesige  und 
Bremer  Zeitungen  wieder  an,  Aufwiegelungen  gegen  die  Juden, 
namentlich  heim  Handwerkerstände  zu  versuchen;  Erzählungen 
von  Häuserstürmen ,  die  das  Volk  in  Berlin  gegen  die  Juden 
unternommen  hätte ,   werden   herumgetragen  und  verbreitet.     Es 


i 
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h&t    sich    inzwischen    ganz    im    Gegentheil    durch    actenin aasige 
UnterBuchung  ergeben,  dass  man  den  Berliner  Proletariern  ver- 
geblich 8    SilbergroBchen  pro    Mann    für  eine  Attacke   auf   die 
dortigen  Juden  geboten  hat. 
TTMiijinft».  j3^  April.   —  Publication  dea  Hamburgiachen  Wahlgesetzefl 

zu  den  Wahlen  für  die  Frankfurter  Nationalversammlung,     Die 


hiesigen   Juden    haben    eich    zur 

durch  ihre  Gemeindemitgliedscbeii 

Wenige   aulohe  Scheine   besitzen, 

'"  bis   17.   gratis  erlbeilt. 

,„'  H.  April.  —  Petition    der 

°  sociale  Interessen  der  Juden  an  di 


Theilnahme  an  diesen  Wahlen 
e  zu  legitimiren.  Da  nur  sehr 
30  werden    dieselben    vom    14, 

Gesellschaft  für  politische  und 
I  Reformdeputatioa  um  sofortige 


Promulgation  völlige  Gleichberechtigung    aller  Religio ns genossen 
(Protocoll  dieser  Deputation,  9.  Sitzung). 
"■  20.  April.  —  Nachdem    auch  Bürgersöhne   und  Gemeinde- 

mitglieds söhne  für  wahlberechtigt  erklärt  sind,  werden  von  der 
''-  Gemeinde  auch  letzteren  Legitimationsscheine  gratis  ertheilt. 

22.  April,  —  Publication  des  "Wahlresultats.  Biesser  hat 
nur  1163  Stimmen  erhalten. 

20.  bis  30.  —  Es  gehen  Nachrichten  ein  über  wehr  und 
minder  bedeutende  Judenkrawalle  in  Pest,  Pressburg,  Prag  etc. 
Die  hiesigen  Zeitungen  wagen  aus  Furcht  vor  Nachahmung  nicht 
sich  darüber  auszulassen. 

20.  April.     Der   an   diesem    Tage   publicirte   Entwurf  der 
•'■  siebenzehn  Vertrauensmänner  beim  deutschen  Bunde  nennt  unter 
„  den  zu  garantirenden  Volksrechteu  Gleichstellung  aller  Bebgions- 
partheien  in  poHtischer  und  bürgerlicher  Hinsicht. 

8.  Mai.  —  Eine  Bücheranzeige  von  einem  jüdischen 
Antiquar,  in  welcher  eine  demokralischo  Parodie  des  upostoliscben 
Glaubensbekenntnisses  vorkommt,  wird  von  einer  Seite  mit  Eifer 
ergrifTeu,  nm  gegen  die  Juden  aufzuwiegeln.  Es  zeigt  sich 
jedoch,  dass  der  Veriosser  kein  Jude,  vielmehr  ein  lutherischer 
Chriet  ist; 

iHner  tdo  ]2.  Mai.  —  Biesser  zum  Mitglied  der  Nationalversammlung 

ffowiwt.*  för  das  Herzogthum  Lnuenburg  gewühlt.      Er  reist   am   16.   Mai 

ab,  nachdem  ihm  Abends   zuvor  von   zahlreichen  Frenaden  SIQ, 

Bankett  gegeben  worden. 
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27.  Mai  bis  3.  Juni.  ■—  Die  Reformdeputation  erklärt  sicli  »Usch-Ehor 
füi*  die  Zulässigkeit  von  Civilehen  zwischen  Personen   von  jüdi- 
scher   und    christlicher    Religion;     desgleichen     für    bürgerliche     Gioich- 
Register  statt  der  bisherigen  Kirchenbücher  im  ganzen  Staat.  Antrag. 

14.  Juni.  —  Auf  Dr.  Baumeisters  am  10,  gestellten  Antrag 
beschliesijt  die  Reformdeputation  mit  13  gegen  3  Stimmen:  Das 
Princip  habe  in  der  künftigen  Versammlung  Anerkennung  zu 
finden,  dass  die  bürgerlichen  und  politischen  Rechte  unabhängig 
sein  sollten  vom  religiösen  Bekenntnisse,  vorbehaltlich  etwaiger 
modificirender  Bestimmungen  so  wie  der  nothwendigen  Ver- 
fügungen für  einzelne  Verhältnisse.  Die  weitere  Ausarbeitung 
wird  an  eine  der  Sectionen  verwiesen. 

8.  Juli.   —   Generalversammlung  der  Gesellschaft  für  poli- Gesellschaft 
tische   und   sociale  Interessen   der  Juden.     Sie   beschliesst,   sich  ^^^^  sociale 
von   den  Gemeindevorstehern  Materialien   für   die   bevorstehende  Interessen 
Umformung  zu  erbitten.  Die  Vorsteher  lehnen  diese  Mittheilungen 
bis  auf  Weiteres  ab. 

12.  Juli.  —  Die  Gemeindevorsteher  setzen  aus  ihrer  Mitte  Gemeinde- 
eine Commission  von  drei  Mitgliedern  für  die  politischen  Ange-fQ^  poütigch« 
legenheiten  nieder,    welche  jedoch   nur  zwei  Sitzungen  gehalten    Rechte, 
hat.     Sie  erlässt  ein  Schreiben  an  die  Reformdeputation   (abge-  Schreiben 
druckt  im  28.  ProtocoU  der  letzteren),   in   welchem  sie  dieselbe  ^lo  Reform- 
auf  Grund  des  oben  erwähnten  Beschlusses  bittet,  sie  möge  sich  deputation. 
wegen  der  Gesammtangelegenheiten  der  hiesigen  Juden  mit  dem    Roicha- 
Gemeinde  vor  stände  auf  angemessene  Weise  in  Beziehung  setzen.  Erzherzog 

lÖ.  Juli.  —  An   diesem    Sabbathtage   wird  der  Erzherzog    Johann. 
Johann    als    Reichsverweser    in    dem    jüdischen    Kirchengebete 
genannt. 

1.  bis  20.  August.  —  Alle  politischen  Clubbs  in  Hamburg,      Con- 
zu  welchen  jetzt  auch  die  Gesellschaft  für  politische  und  sociale      y^^, 
Interessen  der  Juden  zählt,   erklären  sich  für  die  Niedersetzung  «ammiung. 
einer   constituirenden  Versammlung,   zu   welcher   alle   mündigen 
Staatsangehörigen   ohne  Unterschied    der   Religion    wählen   und 
gewählt  werden  können. 

21* 
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'"■  28.   August.    —    Die    Nation nlverBammlong    in   Frankfurt 

genehmigt  in  erster  Lesung  den  §  13  (nachmals  §  16)  dea 
ni  Artikels  der  Grundrechte  der  Deutschen,  in  welchem  das 
Prinzip  der  Gleichherechtigung  aller  Religionen  ausgesprochen  ist. 

'■  7.  September.  —  Rath-  und  Bürgers chluss.     Annahme  des 

Gesetzes  über  die  Einsetzung  der  constituirenden  Terse.minlung. 
Alle    mündigen  Staat  Hangehörigen    wahlberechtigt    und   wählbar. 

'■  10.  September.  —  Publication  des  Wahlgesetzes. 

"  26.  November.  —  Der  patriotische  Verein,  der  am  meist«) 

aristokratische  der  damaligen  politischen  Clnbbs,  erklärt  sioli 
durch  Acclamation  für  die  gi eiche  Berechtigung  aller  Beligiona- 
genossen. 

"■■  bis  5.  December.  —  Die  "Wahlen  zur  constituirenden  Ver- 

ij  Sammlung  beendigt.     Es  sind  14  Juden  gewählt.     Später  treten 

'''  aus  den  Ersatzmännern  noch  2  ein. 

"•'  8.  bis  9.  December,  —  In  den  Synagogen  und  im  Tempel 

(in  letzterem  am  Sonntag)  besondere  Gebetsfeierliclikeiten  für 
die  constituirende  Versammlung. 

°B  14.   December.  —   Eidesleistung   der  Mitglieder   der    con- 

stituirenden Versammlung.  Es  wird  entschieden  ,  dass  die  jüdi- 
schen Mitglieder  ganz  so  schwören  aollen,  wie  die  Chrieten, 
nämlich :  So  wahr  mir  Gott  helfe ! 

27.  December.  —  In  Frankfurt  werden  die  Grundrechte 
der  Deutschen  und  das  Einfiihrungsgesetz  promalgirt,  worauN 
die  folgenden  Artikel  besonderes  Interesse  für  die  Juden  haben. 
(NB,  Die  Preussische  Verfassung  von  1S49  hat  diese 
Verfassung  mit  geringen  Varianton  angenommen ,  weshalb 
hier  Hinweisungfn  beigefügt  sind.) 

u,  A.     Grundreohte  der  Ceutachen. 

,  Einleitung :    Dero  deutschen  Volke  sollen  die  nachstehenden 

Grundrechte  gewährleistet  sein.  Sie  sollen  den  Verfaaaungen 
der  deutschen  Einzelstaaten  zur  Norm  dienen  und  keine  Ver- 
fassung oder  Gesetzgebung  eines  deutschen  Einzelstaates  soll 
dieselben  je  aufheben  oder  beschränken  können. 
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Entwurf. 

Erste 
Abstimmung. 

DeflnitivQ 
AbBtimmung. 

Art.  1.     §  1. 

Art.  1.     §  1. 

Reichsverfass.   131. 
Preussische   129. 

Jeder  Deutsche 

.     Jeder   Deutsche 

Das  deutsche  Volk 

hat  das  allgemeine 

hat    das    deutsche 

besteht   aus   den 

deutsche   Staats- 

Reichsbärgerrecht. 

Angehörigen  der 

hürger recht,   die 

Ueber    das    Recht, 

Staaten,  welche  das 

ihm     kraft     dessen 

zur  deutechen 

deutsche  Reich 

zustehenden  Rechte 

Reichsversammluiig 

bilden. 

kann    er    in   jedem 

zu  wählen,  verfügt 

§  2. 

deutschen  Lande 
ausüben . 

-    das  Reichswahl- 
gesetz. 

Jeder   Deutsche 
hat    das     deutsche 

Dieihmkraft  dessen 
zustehenden  Rechte 
kann   er   in   jedem 

deutschen  Lande 
ausüben,  Ueber  das 
Recht,zurdeutscheij 
Reichsversammlung 
zu  wählen,   verfügt 

das  Reichswahl- 
geaetz. 

§  2,  jetzt  §  3. 
Reichsverfass.    132. 

§  2. 

Preussische    130. 

Jeder  Deutsche 

Jeder  Deutsche 

Jeder   Deutsche 

darf  an  jedem  Orte 

hat  das  Recht,  an 

hat  das  Recht,   an 

eines  deutschen 

jedem  Orte  des 

jedem  Orte  des 

Staates   Aufenthalt 

Reichsgebiets 

Reichsgebiets 

nehmen,  sichnieder- 

seinen     Aufenthalt 

Beinen      Aufenthalt 

lassen,  Grundeigen- 

und    Wohnsitz    zu 

und    Wohnsitz    zu 

thum  erwerben, 

nehmen,  Liegen- 

nehmen, Liegen- 

Kunst und  Gewerbe 

schaften  jeder  Art 

schaften  jeder  Art 

treiben,  das   Ge- 

zu    erwerben    und 

J 

Erste 

De&nitive 

Entwurf. 

Abstimmung. 

meindebiirjjerrecbt 

darüber  zu  ver- 

darüber zu   ver- 

gewinnen,   vorerat 

fügen,    jeden  Nah- 

fügen,  jeden  Nah- 

unter  denselben 

rungazweig   zu  be- 

rungazweig    zu  be- 

Bedingungen,    wie 

treiben,  das  Ge- 

treiben, das  Ge- 

die Angehörigen  des 

meindebürgerrecht 

meindebürgerrecht 

betreffenden 

zu   gewinnen.     Pie 

zu   gewinnen.      Die 

Staates,  bis  ein 

Bedingungen  für 

Bedingungen  für 

Reichs geaetz  die 

den  Aufenthalt  und 

den  Aufenthalt  und 

zwischen    den    Ge- 

Wohnsitz     werden 

Wohnsitz      werden 

setzen  der  eineeinen 

durch  ein  Heimats- 

durch  ein  Heimafs- 

Staaten  noch  ob- 

gcaetz,  jene  für  den 

geaetz,  jene  für  den 

Gewerbebetrieb 

Gewerbebetrieb 

denheiten  völlig 

durcbeinfi  Gewerbe- 

durch eine  Gewerbe- 

ansgleinht. 

ordnung,    für  ganz 

ordnung,  für  ganz 

Deut  Bchl  and  von 

Deutschland  von 

der  Keiühsgewslt 

der  Keicbsgewalt 

festgesetzt.  Bis  zur 

festgesetzt. 

Erlaasnng    der  be- 

treffenden   ßeichs- 

geaetze     ateht     die 

Ausübung    der   ge- 

s 

dachten   Rechte 

2. 

jedem  DeuUchen  in 

"■ 

jedem   einzelnen 

1 

StaateDeutschUnds 

nuter  denselben  Be- 

dingungen wie  den 

Angehörigen  dieses 

Staates    zu.      Kein 

deutscher  Staat 

W 

darf  zwischen  eetnen 

7| 

Angehörigen      und 

u^^. 

den       Angehörigen 

H|| 

eines  andern  deut- 

schen Staates  einen 

E|-I 

Unterschied  bezüg- 

^ w  '"^ 

lich  des  bürger-     ' 
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Entwurf. 

Erste 
Abstimmung. 

Definitive 
Abstimmung. 

■ 

liehen,  peinlichen 
oder    Processrechts 
machen ,     wodurch 
Letzterer   als  Aus- 
länder zurück- 
gesetzt würde. 

§3. 

Die  Aufnahme  in 

§3. 
Die    Aufnahme    in 

N 

das     Staatsbürger- 
thum     eines    deut- 

das    Staatsbürger- 
thum    eines    deut- 

schen Staates   darf 

schen  Staates   darf 

keinem   unbeschol- 

an   keine    anderen 

W 
cd' 

tenen  Deutschen 
verweigert  werden. 

Bedingungen      ge- 
knüpft werden,  als 
welche  sich  auf  die 

Unbescholtenheit 

• 

und   den   genügen- 
den  Unterhalt    des 

Aufzunehmenden 

für  sich  und  seine 

> 

/ 

Familie     beziehen. 

§4. 
Kein  deutscher 
Staat  darf  zwischen 
seinen  Angehörigen 
und  anderen  Deut- 
schen einen  Unter- 
schied   in    bürger- 
lichen ,     peinlichen 
xmd  Processrechten 
machen,  welcher 
die  letzteren  als 
Ausländer    zurück- 

• 

setzt. 
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Entwurf. 


Erste 
Abstimmung. 


Definitive 
Abstimmung. 


Die  Auswan- 
derungsfreiheit    ist 

vou  Staatswegen 
nicht      beschränkt. 

Abzugsgelder 
dürfen  nicht  erho- 
ben werden. 


§  11. 

Jeder   Deutsche 
hat  volle  Glaubens- 
und Gewissens- 
freiheit. 


§  12. 
Jeder  Deutsche 

ist  unbeschränkt  in 

der  gemeinsamen 

häuslichen  und 

öffentlichen  Uebung 


Nebenstehendes  mit 
dem  Zusätze: 
Die  Auswan- 
derungsangelegen- 
heit steht  unter 
dem    Schutze    und 
der    Füi'sorge    des 
Beichs. 


§  n. 

Jeder  Deutsche  hat 
volle  Glaubens-  und 
Gewissensfreiheit. 
Niemand    ist    ver- 
pflichtet, seine  re- 
ligiöse Ueber- 
zeugung    zu   offen- 
baren ,     oder    sich 
irgend    einer    reli- 
giösen Genossen- 
schaft anzu- 
schliessen. 

Wie   nebenstehend. 


§  5,  jetzt  §  6. 
Reichs  verfass.  136. 
Preussische  134. 
Die  Auswan- 
derungsfreiheit   ist 
von  Staatswegen 
nicht  beschränkt. 
Abzugsgelder  dür- 
fen   nicht    erhoben 
werden.     Die  Aus- 
wanderungsange- 
legenheit steht 
unter  dem  Schutze 
und   der   Fürsorge 
des  Eeichs. 

§  11,  jetzt  §  14. 
Reichsverfass.  144. 

Jeder  Deutsche 
hat  volle  Glaubens- 
und Gewissens- 
freiheit.     Niemand 
ist  verpflichtet, 
seine  religiöse 
Ueberzeugung     zu 
offenbaren. 
Preussische  144 
blos  der  erste  Satz. 


§  12,  jetzt  §  lö. 
Reichsverfass.   145, 

Preussische  143. 
Jeder  Deutsche   ist 

unbeschränkt   in 

der  gemeinsamen 


1 
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Erste 

Deflnitive 

Entwurf. 

Abatinuuung. 

Abstimmuns. 

Beiner  Religion. 

Verbrechen  und 

öffentlichen  üebung 

Vergehen ,     welche 

seiner  Religion. 

bei  Aasübung  dieser 

Verbrechen  und 

Freiheit    begangen 

Vergehen,  welche 

werden,    sind  nach 

bei  Ausübung  dieser 

dem  Gesetze   zn  be- 

Freiheit   begangen 

strafen. 

werden,  sind  nach 
den  Gesetzen  zu 

bestrafen. 

§13. 

Wie    nebenstehend. 

§  13,  jetzt  §  16. 

Durch  das  religiöse 
Bekenntniss   wird 

Eeichsverfaas.    145. 
Preussische   143. 

der  Genuss  der 

Durch  das  religiöse 

bürgerlichen      und 

Bekenntniss   wird 

staatsbürgerlichen 

der  Genuss  der 

Rechte    weder    be- 

bürgerlichen und 

dingt  noch  be- 

staatsbürgerlichen 

Bcbrankt.      Den 

Rechte    weder    be- 

staatsbürgerlichen 

dingt  noch  be- 

Pflichten darf  das- 

schränkt.     Den 

selbe  keinen  Ab- 

staatsb ärgerlichen 

bruch  thun. 

Pflichten  darf  das- 
selbe keinen  Ab- 

bruch thun. 

§  14. 

§   14. 

§  14,  jetzt  g  17. 

Neue  Religions- 

Jede ReÜgions- 

Reichsverfass.  146. 

gesellschaften   dür- 

gesellBchaft(Kirche) 

Preussische  144. 

fen  sich  bilden; 

ordnet   und  ver- 

Jede Religions- 

einer Anerkennung 

waltet    ihre    Ange- 

gesellschaft   ordnet 

ihres  Bekenntnisses 

legenheiten    selhst- 

und  verwaltet  ihre 

durch  den  Staat 

ständig,  bleibt  aber 

Angelegeniieiten 

bedarf  es  nicht. 

wie  jede  andere 

Selbstatändig, 

Gesellschaft  im 

(Preussische:     und 

Staate,  den  Staats- 

bleibt  im  Besitz  und 

L 

M 
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Entwurf, 


Erste 
Abstimmung. 


Definitive 
Abstimmung. 


8  15. 
Niemand  soll  zu 
einer  kirchlichen 
Handlnng  oder 
Feierlichkeit  ge- 
zwungen werden. 


gesetzen  unter- 
worfen.   Keine  Re- 
ligionsgesellschaft 
geniesst  vor  andern 

Vorrechte  durch 
den  Staat ;  es  besteht 

fernerhin  keine 
Staatskirche.   Neue 

Keligionsgesell- 
schaf  ten  dürfen  sich 
bilden ;  einer  Aner- 
kennung ihres  Be- 
kenntnisses durch 
den  Staat  bedarf 
es  nicht. 


§  15. 
Wie    im    Entwurf 
mit   dem   Zusätze : 
Die  Form  des  Eides 
soll    eine   für  Alle 
gleichmässige ,     an 
kein   bestimmtes 
Eeligionsbekennt- 
niss  geknüpfte  sein. 


GenusB  der  für  ihren 
Cultus,  Unterrichts- 
und Wohlthätig- 
keits-Anstalten  und 
Stiftungen    gesam- 
melten Fonds), 
bleibt  aber  den  all- 
gemeinen Staats- 
gesetzen unter- 
worfen.    Keine 
Religionsgesell- 
schaft geniesst  vor 
andern  Vorrechte 
durch  den  Staat; 
es  besteht  fernerhin 
keine  Staatskirche. 

Neue  Religions- 
gesellschaften  dür- 
fen sich  bilden, 
einer  Anerkennimg 
ihres  Bekenntnisses 
durch  den  Staat 
bedarf  es  nicht. 

§  15,  jetzt  §  18. 
Reichsverfass.  147. 
Preussische  145. 
Niemand  soll  zu 
einer  kirchlichen 
Handlung  oder 
Feierlichkeit  ge- 
zwungen werden. 

§  19. 

Die  Formel  des 

Eides   soll  künftig 
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Entwiirf. 


Erste 
Abstimmiuig. 


■1 


Definitive 
Abstimmung. 


§  16. 
Die  bürgerliche 
Gültigkeit  der  Ehe 
ist  nur  von  der 
Vollziehung  des 
Civilactes  ab- 
hängig, die  kirch- 
liche Trauung  kann 
erst  nach  der  Voll- 
ziehung des    Civil- 
actes stattfinden. 


§  17. 
Die      Wissenschaft 
und  ihre  Lehre  ist 

frei. 


§  18. 
Unterricht    zu    er- 


Die  bürgerliche 

Gültigkeit  der  Ehe 

ist   nur   von  der 

Vollziehung    des 

Civilactes  abhängig; 

die  kirchliche 
Trauung  kann  nur 
nachder  Vollziehung 
des  Civilactes  statt- 
finden.     Die   Reli- 
gionsverschieden- 
heit ist  kein  bürger- 
liches Ehehinder- 
niss.     Die  Standes- 
bücher werden  von 

den  bürgerlichen 
Behörden    geführt. 


Unverändert. 


Unterricht    zu    er- 
theilen,  so  wie 


lauten :    «So    wahr 
mir  Gott  helfe». 

§  16,  jetzt  §  20. 

Reichsverfass.  15. 

Preussische   148. 

Die  bürgerliche 

Gültigkeit  der  Ehe 

ist  nur  von  der 

Vollziehung  des 

Civilactes  abhängig; 

die  kirchliche 
Trauung  kann  nur 

nach  der  Voll- 
ziehung  des   Civil- 
actes stattfinden. 
Die  Religions- 
verschiedenheit  ist 
kein  bürgerliches 
Ehehinderniss. 

§  21. 

Reichsverfass.  151. 
Preussische   149. 

Die   Standesbücher 
werden   von  den 
bürgerlichen  Be- 
hörden geführt. 

§  17,  jetzt  §  22. 

Reichsverfass.  152. 

Preussische  150. 

Die  Wissenschaft 

und  ihre  Lehre  ist 

frei. 

§  23. 
Das  Unterrichts 
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Erste 

Definitive 

^^H               £nlvurf. 

AbatimmuBg. 

Abstimmung. 

^^1        tlieUen  ond  Unt«!-- 

Unterrichte-  und 

und  Erziehungs- 

^^^1        richfsanstalten     zn 

weaen    steht    unter 

^^^1          begründen,  Bt«ht 

t«n      zu     gründen, 

der  Oberaufsicht 

steht  jedi-'m    Deut- 

des Staates,  er  übt 

^^^K         tenen  Deutschen 

schen  l'rei,   wejin  er 

sie  aus  durch  eigene 

^^H 

seine    moralische 

vou    ihm    ernannte 

und     wiBsenschaft- 

Behörden,   und  ist, 

liche   tesp.  tech- 

abgesehen vom  Re-     ^^ 

nische    Befähigung 

ligions  Unterricht,     ^^^| 

der    betreffenden 

derBeaufsichtigung  ^^^| 

Staatsbehörde 

der  Geistlichkeit     ^^| 

uachgewieaea    hat. 

als  solcher  ent-      ^^^| 

Der  deutschen 

^H 

Jugend  wird  durch 

^1 
Reichsverfass.  156,  ^H 

genügende  Öffent- 

liche Schulanstalten 

Freussiache    153.      ^^^| 

das  Recht  auf  aU- 

Unterrichts-  und     ^B 

Erziehungs- 

und Bürgerbildung 

anstalten   zu  grün- 

gewährleistet. 

den,   zu  leiten  und 

Niemand    darf   die 

in    solchen    Unter- 

ihm    anvertraute 

rtobt    zu  ertheilen, 

Jugend     ohne    den 

steht  jedem    Deut- 

GradvonUnterricht 

schen  frei    wenn  er 

lassen,  der  für  die 

seine  Befähigung 

unteren  Volks- 

der   betreffenden 

schulen  vorge- 

Staatsbehörde nach- 

schrieben ist.     DaB 
gesammte  Unter- 

gewiesen hat.    Der 
häusliche   Unter- 

richts- und  Er- 

richt unterliegt 

ziehungswesen 

keiner  Beschrän- 

steht unter  der 

kung. 

Oberaufsicht  des 

Staates. 

1                  k 

•^H 

^^^ 

3^3 

„ 

Erste 

Deanitive 

Abstimmung. 

Abstimmung. 

§25. 

ReicliBverfass,    155. 

Preussiacho    153. 

Für  die  Bildung 

der  deutschen 

Jugend   soll    durch 

öffentliche    Schulen 

überall  genügend 

gesorgt  werden. 

Eltern    oder    deren 

Stellvertreter    dür- 

fen ihre  Kinder 

oder    Pflegebefohle- 

nen nicht  ohne  den 

Unterricht  lassen, 

welcher  för  die 

unteren   Volks- 

echnlen  vorge- 

schrieben  ist. 

§  26. 

Die  öffentlichen 

Lehrer  haben  die 

Rechte    der  Staats- 

diener.    Der   Staat 

stellt  unter  gesetz- 

lich geordneter 

Betheiligung  der 

Gemeinden  aus  der 

Zahl  der  Geprüften 

die  Lehrer  der 

Volksschulen  an. 

§  li). 

§27. 

ht 

Für  den  Unterricht 

Reichs  verfasa.    157. 

in  Volksschulen  und 

PreuBSische  165. 

niederen    Gewerbs- 

Für  den  Unterricht 

334 


am 


BB 


Entwurf. 


Erste 
Abstimmung. 


ai 


Definitive 
Abstimmung. 


Gewerbsschulen 
wird  kein  Schulgeld 
bezahlt.   Allen  Un- 
bemittelten soll  auf 

öffentlichen 
Bildungsanstalten 
freier  Unterricht 
gewährt  werden. 


§  20. 
Es  steht  jedem  frei, 
seinen  Beruf  zu 
wählen  und  sich 
für  denselben  aus- 
zubilden, wie  und 
wo  er  will. 


schulen  wird   kein 
Schulgeld    bezahlt. 
Unbemittelten    soll 
auf  allen  öffentlichen 
Bildungsanstalten 
freier  Unterricht 
gewährt  werden. 
Armenschulen 
finden  nicht  Statt. 
Die  Gemeinden  be- 
solden   die   Lehrer 
in   angemessener 
Weise.     Unver- 
mögenden Gemein- 
den kommen  hiebei 
Staatsmittel  zu 
Hülfe. 

§  20. 
Wie  im  Entwurf. 


in  Volksschulen 
und  niederen  Ge- 
werbeschulen  wird 

kein   Schulgeld 
bezahlt.     Unbemit- 
telten soll  auf  allen 
öffentlichen  Bil- 
dungsanstalten 
freier  Unterricht 
gewährt  werden. 


§  28. 

Reichsverfass.  158. 

Preussische   156. 

Es  steht  einem 

Jeden   frei,    seinen 

Beruf  zu  wählen 
und  sich   für   den- 
selben auszubilden, 
wie  und  wo  er  will. 


Aus  dem  Einfuhr nngagesetz.  ^''' 

Aue  Art.  I.  Mit  diesem  ReicLsgesetz  treten  in  Kraft 
die  Bestimm ungen  der  §  1  uud  2.  §  3  jedoch  in  Beziehung 
ftuf  Aufenthalt,  Wohnaita,  Gewerhehetrieh  unter  Vorbehalt  der 
jn  Aussicht  gestellten  ^^ichegesetze.  §  4.  6.  14.  15.  16  ao 
wie  des  zweiten  Absatzes  in  §  17  und  des  §  18,  der 
§§  22.  25.  27. 

Art.  2.  In  Bezug  auf  den  im  §  17  ausgesprochenen 
GrundsatK  der  Selbstständigkeit  der  Religionsgesellschaften 
sollen  die  organischen  Einrichtungen  und  Gesetze,  welche  für 
die  bestehenden  Kirchen  zur  Durchführung  dieses  Princips 
erforderlich  sind,  in  den  Einzelstaaten  möglichst  bald  getroffen 
und  erisssen  werden, 

Art.  3.  Abänderungen  oder  Ergänzungen  der  Landes- 
gesetzgeh ungen,  soweit  dieselben  durch  die  folgenden  Bestim- 
mungen der  Grundrechte  geboten  sind,  sollen  ungesäumt  auf 
verfasBungBmäBsigcm  Wege  getroffen  werden,  und  zwar 

6.  durch  Erlassung  der  nach  §  19.  20.  21  erforder- 
lichen Vorschriften  über  Eid,  Ehe  und  Stande sbü eher. 

7.  durch  Einrichtung  des  Schulwesens  auf  Grund  der 
§§  23.  26.  27. 

Motiv  hiezu  (pag.  3883  der  gedruckten  Protooolle). 
Eine  eigenthümliche  Stellung  nimmt  bei  unbefangener  Auf- 
fassung die  in  §  16  ausgesprochene  Selbstständigkeit  der 
ReligionagesellBchaften  in  Ordnung  nnd  Verwaltung  ihrer 
Angelegenheiten  ein.  Wenn  auch  das  Princip  als  unmittelbar 
geltend  au  denken  ist,  dass  von  nun  an  Künftiges  eich  danach 
regelt,  so  haben  doch  die  in  Deutschland  gegenwärtig  be- 
stehenden Kirchen,  die  katholische  sowohl,  als  die  evangelische, 
rücksichtlich  ihrer  Angelegenheiten  mannichfache  Beziehungen 
zum  Staate,  welche  im  beiderseitigen  Interesse  nicht  einfach 
als  aufgehoben  betrachtet  werden  können,  sondern  vorher  he- 


das  Princip  frei  Walter 


CommissoriHin    des    Senata     an    die    G»- 
die    erste    derartige    Comniunication.     Sie 


<.  Januar  1849.    Die  Grundrechte  nebst  EinfiilirungB- 
Publicandum    des  Se- 
len,   die    aicli     bei     dei    Wedde     Bum 
werden    deshalb    an    den   Kath    ver- 
wiesen. 

22.  Jannar. 
meinde vorstände : 
lautet  wie  folgt: 

Extractus  Protocolli  Senatna  Hamburgensis. 
Lunae   d.  22.  Januarti  1849. 
ConolDSumet  commiBSum  Sr.  Wohlweisheit  Herrn  Schröder 
als  Weddeherrn,  den  Torstehern  der  Portugiesischen  und  der 
Deutacben  Israelitischen  Gemeinde  Folgeodes  mitzutheilen. 

E.  H.  Bath  beabsichtige  zur  Muglicbmachung  des  §  16 
der  Grundrechte  des  Deutschen  Volks  eine  Verordnung  zu 
erlassen,  nach  welcher  die  Mitglieder  der  Gemeinden  und 
deren  Söhne,  in  so  weit  sie  solches  wünschen  würden,  jetzt 
gleich  das  Bürgerrecht  gewinnen  könnten.  Wenn  nun  auch 
das    desfalls    zu  Verfiigende    einen    provisorischen    Charakter 


i 


rügen  Juden,    di( 


haben  kann,  daher  auch  i 

alter irt  worden  sollten,  so 

vorzuschreiben,    dasB    diejer 

wollten,  vorher  eiuen  festen  Familien-Zunami 

den  bisherigen  beibehalten  müssten,    welcher 

werden  dürfe  und  gleichfalls  unverändert  auf  die 

übergebe.    Zur  Entgegennahme  der  desfallsigen  Erklärungen, 


dabei  nicht 
erlässlich,  dabei 
Bürger  werden 
I  annehmen  oder 
nicht  verändert 
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bei  denen  jedoch  Namensveränderungen  möglichst  vorzubeugen 
aeiu  werde,  scheine  es  E.  H.  Rathe  am  angemessensten,  unter 
dem  Vorsitze  des  Wohlweisen  ältesten  Weddeberrn  für  jede 
Gemeinde  eine  auB  zwei  Mitgliedern  des  Vorstandes  bestehende 
Commisaion  zu  bilden,  zn  welcher  der  Registratur  jeder  Ge- 
meinde zuzuziehen,  während  der  erste  "Weddebeamte  das 
Protocoll  führe. 

E.  H.  Rath  wünsche,    and    zwar  bald  th  unlieb  st,   zu  er- 
fahren, ob  der  Gemeinde  vorstand  dabei  etwas  zu  bemerken  finde, 
unterz.  E.  Schlüter,  Dr. 

gez.  C,  M.  Schröder, 
Weddeherr. 

20.  Januar  1849.  —  Antwort   des    Gern  ein  de  vorstand  es.  *° 


,  Hoch-  und  Wohlweise, 

Hochgelahrte,  Wohlgeborene, 

Ho cbzu verehrende  Hei-ren  I 
Von  Eines  Hoehedlen  Raths  Conclusum  vom  23.  d. 
haben  wir  gehorsamst  Unterzeichneten,  Vorsteher  der  Deutsch- 
Israel.  Gemeinde  Einsicht  genommen  und  können  nicht  umhin, 
hiemit  ihre  Freude  und  Genugthuung  auszusprechen,  unsere 
wichtigste  Angelegenheit  zu  der  gewünschten  Entscheidung 
gebracht  zu  sehen.  —  Was  die  zutreffenden  provisorischen 
Verfügungen  anbelangt,  worauf  Hochderselbe  in  Betreff- 
unserer  Verhältnisse  hinweist,  so  zweifeln  wir  nicht,  daas  sie 
dasselbe  Gepräge  des  Wohlwollena  tragen  werden,  dessen  wir 
uns  abseilen  Dieses  Hochedlen  Käthes  zu  jeder  Zeit,  und 
selbst  dann  zu  erlreueu  hatten,  als  der  Sinn  für  Gleichstellung 
aller  Staatsangehörigen  in  unaerm  Freistaat  noch  nicht  all- 
gemein erwacht  war.  —  Mit  der  Absicht  Eines  Edlen  Raths, 
diese  Gelegenheit  zu  benutzen,  uro  die  TJnzuträgiichkeiten  zu 
beseitigen,  die  noch  bei  einem  obzwar  nicht  grossen  Theil 
iinaerer  Gemeinde  bezüglich  der  Familiennamen  herrscht,  er- 
klären   wir    uns    vollkommen    einverstanden.  —  Zugleich   er- 

22 


laubeD  wir  uns  die  Bemerkung,  dasB  bei  dem  lebhaften  An- 
dringen vieler  Gemeindemitglieder,  das  Bürgerrecht  sofort  zu 
erlangen,  es  höchst  wünsehenawerth  scheint,  dasB  diese  An- 
gelegenheit ohne  Zogerung  geordnet  werde.  Zu  der  verlangten 
CommiBsion  waren  wir  uascreraeits  emnnnt ;  Die  Herren 
J.  Jessel  und  N.  P.  Nathan.  Wir  eehen  nunmehr  den  An- 
ordnungen des  H.  E.  Raths  entgegen  und  haben  die  Ehre  zu 
sein  etc.  etc. 

Den  6.  Febmar  1849.  —  Ausgabe  der  Senatsproposition 
zur  Beliebung  einer  provisorischen  Verordnung  Behufs  Ans- 
führnng  des  §  19  der  Grundrechte  dea  Deutschen  Volks  in 
Bezug  auf  die  Israeliten. 

Anlage  No.  1.  Bekanntlich  schreibt  §  16  der  von  der 
Reichs  Versammlung  zu  Frankfurt  beliebten,  und  demnächst 
von  der  provisorischen  Centralgewalt  als  Reichagesetz  ver- 
kündeten Grnndrechte  dea  deutschen  Volks  vor, 
dss8  der  Genuas  der  bürgerlichen  und  staats- 
bürgerlichen Rechte  durch  das  religiöBe  Bekennt- 
niBB  weder  bedingt  noch  beschrünkt  werden  soll, 
und  nach  dem  zugleich  pubücirten  Einführungageaetze  gehört 
dieaer  Satz  zu  denjenigen,  die  sogleich  ins  Leben  treten 
sollen.  Es  wird  dadurch  für  Hamburg  nothnendig,  die  po- 
litische Stellung  der  hiesigen  Israeliten,  welche  bisher  das 
Bürgerrecht  nicht  erlangen  konnten,  an  verändern.  Definitiv 
kann  dies  zwar  noch  nicht  geschehen,  weil  die  noch  ob- 
Bchwebendo  Verfassungsfrage,  so  wie  die  noch  zu  erwartenden 
Reichsgesetze  über  das  Heimatharecht  und  über  den  Gewerbe- 
betrieb von  EinfluBS  darauf  sein  können.  Aber  es  erscheint 
als  Pflicht,  es  zu  verwirklichen,  daaa  die  Judeä.  jetzt  gleich 
so  gestallt  werden,  dass  der  Unterschied  der  Religion,  soweit 
die  VerhäitnisBB  es  irgend  zulassen,  ihnen  nicht  mehr  im 
Wege  steht;  und  da  hält  E.  E.  Rath  es  füi-  das  Richtigste, 
ihnen  sofort  diejenigen  Rechte  zuzugestehen,  in  deren  Besitz 
die    nichtlutheriachen  Christen    sich    dermalen    hier   befinden- 


I 
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Zwar  muBS  auch  di?r  Unterschied,  der  bisher  noch  zwischen 
diesen  und  den  Lutheranern  besteht,  und  der  sich  bekannt- 
lieh nur  auf  die  WaLlfäliigkeit  in  die  bürgerlichen  Collegien 
bezieht,  wegfallen;  es  ist  aber  unmöglich,  dies  vor  beendigter 
Revision  der  Verfassung  auszuführen.  Die  ganze  Angelegen- 
heit bis  zu  diesem  Zeitpunkte  auszusetzen,  kann  noch  weniger 
gerechtfertigt  werden,  auch  haben  sich  bereits  mehrere  hiesige 
Juden  zur  Erlangung  des  Bürgerrechts  gemeldet. 

Der  rechtliche  Standpunkt  ist  dann  im  Uebrigen  der, 
dass  diejenigen  Israeliten,  die  sich  als  Mitglieder  einer  der 
beiden  hiesigen  Gemeinden  (der  portugiesischen  und  der 
deutsch-israeh tischen) ausweisen  können,  ak  heimatlisber echtigt, 
aber  nicht  als  Bürgerasöhne  zu  betrachten  sind,  mit  alleiniger 
Ausnahme  derjenigen,  die  bereits  das  den  Kosten  des  Grosa- 
bfirgerrechts  grosstentheils  gleichkommende  Recht  der  Tran- 
sitodeclaration  und  der  eignen  Bankconto  erlangt  haben,  und 
der  Söhne  derselben;  für  diese  wird  die  Vorschrift  des  ersten 
Anhanges  der  \'erordnung  über  das  hamburgischc  Bürger- 
recht vom  29.  October  1845  unter  No.  10  massgebend  sein 
möasen.  —  Ausserdem  hält  E.  E.  Rath  zur  Verwirklichung 
des  Eintritts  der  Juden  in  die  Rechte  des  hamburgischen 
Bürgers  einige  trän sitoris che  Verfügungen  über  die  Feststel- 
lung der  jüdischen  Namen,  hinsichtlich  welcher  bisher  zum 
Theil  eine  grosse  Unaicherheit  bestand,  so  wie  ferner  über 
die  Abstattung  des  Bürgereides  und  über  das  Terhältniss  zu 
den  bestehenden  Aeratem  für  erforderlich,  wie  dies  Alles  näher 
aus  der  beigefügten  Ordnung  seihst  hervorgeht. 

Den  provisorischen  Charakter  dieser  Verordnung  hat 
aber  E.  E.  Rath  auch  in  einigen  anderen  Beziehungen  fest- 
halten zu  müssen  geglaubt.  Das  Verhältnis s  der  beiden 
Juden  gemeinden  war  bisher  ein  ganz  eigenthümliches.  Der 
Eintritt  in  die  Gemeinde  ist  von  der  Staatsgewalt  unabhängig, 
die  Bestimmung  darüber  liegt  in  den  Händen  des  Vorstandes, 
der  aich  in  der  Weise  seihst  ergänzt,  dass  für  jedes  aus- 
tretende Mitglied  E.  E.  Rath  zwei  Personen  vorgeschlagen 
werden,  aus  denen  dieser  eine  erwählt.  Gleichwohl  erlangt 
22* 


jedes  neue  Gemeindeglied,  durch  die  Zulassung  des  Voratandes 
alle  diejenigen  Rechte,  in  deren  Besitz  die  Juden  bisher  hie- 
aelhat  waren,  wie  dieselben  im  Wesentlichen  aus  den  Juden- 
reglements  von  1710  (abgedruckt  in  Klefekev's  Sammlung 
hamburgiach er  Gesetze  und  Verfassungen,  Th.  II.,  Sa.  386  fgg.) 
hervorgehen ,  deren  Bestimninngei)  übrigen  in  vielen  Be- 
Biehiingen  durch  mildere  Zeitansichten  mehrfach  modificirt, 
wie  auch  durch  den  Rath-  und  Büi-gerachluss  vom  Isten  De- 
cember  1842  verstattet  worden  ist,  dass  die  Israeliten  überall 
wohnen  und  Grundeigenthum  erwerben  köaueu.  Dagegen 
liegt  nun  den  Juden  gemeinden  ihre  Armen  Versorgung  im  wei- 
testen Umfange  ganz  allein  ob,  sie  erheben  zu  diesem  Zwecke 
Communalab gaben,  bei  deren  Betreibung  ihnen,  wenn  es  er- 
forderlich ist,  die  Staatsgewalt  Hülfe  leistet,  sowie  sie  Behufs 
der  Aufsicht  auf  fremde  und  durchreisende  Juden  von  der 
Polizei  unterstützt  werden.  In  diesem  Verhältnisse  liegt  bis- 
her die  Sicherung  vor  dem  Zudrange  fremder  und  armer 
Israeliten, 

E.  E.  Ralh  ist 
davon  ausgegangen,  dies  Vei 
zu  lasaeQ.  Deshalb  legt  die  Ven 
Pflicht  auf,  das  Bürgerrecht  zu  gewinnen,  sondern  sie  er- 
theilt  ihnen  nur  das  Recht  dazu,  und  es  soll  in  dem  Com- 
munalverhfiltniase  durch  Erwerbung  des  Bürgerrechts  nichts 
verändert  werden.  Die  Gründe  hiefür  sind  schon  oben  an- 
gedeutet worden;  sie  liegen  in  der  ohschwehenden  Revision 
unserer  Verfassung  und  in  der  von  Reichswegen  (nach  §  3 
der  Grundrechte)  zu  erwartenden  Heimatha-  und  Gewerbe- 
ordnung. 

Hieran  knüpft  aiuh  die  Frage  nach  den  Verpflichtungen, 
welche  den  Israeliten,  dem  Staate  gegenüber,  künftig  obliegen 
werden.  Denn  der  §  16  der  Grundrechte  fügt  zu  dem  schon 
oben  Hingeführten  Satze  auch  den  hinzu,  dasa  das  reli- 
giöse EekenntnisB  den  staatslfirgerlichen  Pfli  ch- 
ten  keinen  Abbruch  thun  dürfe.  Nun  iat  es  bekannt, 
dass    die  Juden    schon    bisher    hinsichtlich    aller  Staatslastpii 


der  anliegenden  Verordnung 
srhältnisH  unverändert  fortbestehen 
Ordnung  den  Juden  nicht  die 
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den  Christen  gleichgestelll  sind,  wie  sie  denn  aucb  seit  1814 
der  Militair-  und  Bürgermilitairpflichtigkeit  gleich  diesen 
unterworfen  wurden.  In  dieser  Hinsicht  bedarf  es  also  keiner 
Terfügungen,  wie  es  sich  auch  von  seihat  versteht,  dass  die- 
jenigen Juden,  die  das  Bürgerrecht  erlangen  werden,  sich 
allen  sonstigen  damit  verbondenen  Lasten,  z.  B.  hinsichtlicb 
der  Uebemahme  von  bürgerlichen  Aemteni,  eben  so  nnter- 
ziehen  müssen  wie  die  christlichen  Bürger. 

Aber  es  tommen  hier  noch  zwei  folgende  Punkte  in 
Betracht : 

1)  DerEinflnss,  der  den  jüdischen  Feiertagen  hinsicht- 
lich des  Wechsel  Verkehrs  bisher  gesetuHcb  zugestanden  ist. 
Derselbe  ergieht  sich  aus  dem  Art.  13  {und  indii'ect  auch 
aus  dem  Art.  lö)  der  Wechselordnung.  Dieser  Einfluss  wird 
mit  der  am  1.  Mai  d.  J.  eintretenden  Gesetzeskraft  der  all- 
gemeinen deutschen  Wechselordnung  von  selbst  wegfallen ;  es 
acheint  daher  überflüssig,  schon  jetzt  darüber  Verfügungen 
zu  erlassen,  die  jedenfalls  schwierig  sein  würden  und  dem 
Wechselgeschäft,  statt  dasselbe  zu  erleichtern,  nur  «nnöthige 
Verwiekelungen  zuziehen  dürften. 

Eine  sonstige  gesetzliche  Berücksichtigung  finden  die 
jüdischen  Feiertage  in  Rechtsgeschäften  und  bei  gerichtlichen 
Handlungen  bei   uns  nicht. 

2)  Die  den  Israeliten  im  Art,  23  des  Judenreglements 
zugestandene  Befugnis  3,  in  Matrimonial-,  Tesfamenls- 
und  Er bschaftssachen  nach  Inhalt  der  mosaischen  Gesetze 
zu  verfahren,  insoweit  dies  nicht  ebendaselbst  beschränkt  wird. 

Darüber ,  dass  dies  künftig  wegfallen  muas ,  kann 
schwerlich  ein  Zweifel  obwalten;  schon  jetzt  darin  etwas  zu 
Andern,  dies  kann  E.  E.  Bath  mit  dem  Standpunkte  nicht 
Wühl  für  vereinbar  halten,  von  dem  er  bei  der  ganzen  Sache 
für  jetzt  ausgeht.  Auch  ist  die  Unbeqnemlichkeit,  welche 
daraus  in  einzelnen  Ffillen  für  die]  Gerichte  entsteht,  nicht 
so  erhebiich,  als  dass  sie  nicht  füglich  bis  zur  definitiven 
Feststellung  des  ganzen  Verhältnisses  ertragen  werden  könnte; 
andere  daraus  für  die  chrisÜicha  Bevölkerung  entspringende 
Nachtheile  sind  E.  E.  Bathe  bisher  nicht  bekannt  geworden. 
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Die  Vorschrift  des  Art.  22  des  Judenreglements  über 
jüdische  Vormundschaften  ist  bereits  durch  die  Vormund- 
schaftsordnung abgeändert  worden. 

Man  könnte  übrigens  auch  die  Frage  aufwerfen,  ob 
jene  Befugnisse  nicht  wenigstens  für  diejenigen  Israeliten 
gleich  wegfallen  müssten,  die  das  Bürgerrecht  gewinnen 
werden.  Es  ist  aber  einleuchtend,  dass  daraus  nur  Ver- 
wirrung und  Rechtsunsicherheit  entstehen  würde,  so  lange 
man  die  Gewinnung  des  Bürgerrechts  der  freien  Wahl  der 
Juden  anheimstellt. 

Das  sind  im  Wesentlichen  die  Motive,  von  denen 
E.  E.  Rath  bei  Abfassung  der  provisorischen  Verordnung 
Behufs  Ausführung  des  §  16  der  Grundrechte  des  deutschen 
Volks  in  Bezug  auf  die  Israeliten  ausgegangen  ist,  auf  deren 
Mitgenehmigung  durch  Erbges.  Bürgerschaft  er  jetzt  an- 
trägt und  mit  welcher  Sechziger  sich  einverstanden  erklärt, 
während  Ehrb.  Oberalten  ihre  Zustimmung  nur  unter  der 
Voraussetzung  ertheilt  haben,  dass  der  Gebrauch  des  mosai- 
schen Rechts  in  Matrimonial-  und  Erbschaftssachen  von 
Seiten  der  Israeliten  gleich  jetzt  wegfalle. 


Emancipa- 
tiunsgesetz 

vom 
!3.  Februar 

1849. 

aalification. 


Provisorische  Verordnung 
Behufs  Ausführung  des  §  16  der  Grundrechte   des  deutschen 

Volks  in  Bezug  auf  die  Israeliten. 

Art.  1.  Juden,  welche  sich  bei  der  Wedde  als  Mit- 
glieder der  hiesigen  Portugiesischen  oder  Deutsch-Israelitischen 
Gemeinde  oder  als  Söhne  eines  Mitglieds  einer  dieser  Ge- 
meinden durch  ein  Attest  der  Vorsteher  ausweisen,  können 
das  Bürger-  und  Landbürgerrecht,  sowie,  wenn  sie  sich  sonst 
dazu  eignen,  das  Schutzbürgerrecht  erwerben. 

Sie  werden  bei  der  Gewinnung  des  Bürgerrechts  als 
heimathsberechtigt  betrachtet,  und  haben  dasjenige  zu  leisten, 


die  Verordnung  über  das  hambui'gische  Bürgerrecht  vom 
29.  October  1845  vorschreibt ;  diejenigen  Israeliten  jedouh, 
welche  nachweisen ,  das  Recht ,  ein  eigenes  Bankconto  zn 
halten  und  auf  TranBito  an  declariren,  bereits  erlangt  zu 
haben,  können  das  Grossbürgerrecht  ohne  weitere  Unkosten, 
als  Bezahlung  des  Stempels,  des  Bürgerbriefs  und  der  Ge- 
bühren (mit  zusammen  S  #  S  ß)  erwerben.  Söhne  solcher 
Isra,eliten  sind  als  Gros abürgera söhne  anzusehen. 

Art.  2.     Diejenigen  Juden,    welche  das  Bürger-,    Land-  ^ 
bürger-  oder  Schutzbür gerrecht  gewinnen  wollen,  müssen  feste 
Vor-  und  Familiennamen  annehmen    oder   die  bisherigen  bei- 
behalten   zu    wollen  evklftren.     Diese   dürfen    nicht  verändert 
werden    und    geht    der    Familiennamen    unverändert    auf    die 


Zur  Entgegennahme  der  desfallsigeu  Ei  klärnugen  wird, 
unter  dem  Vorsitze  des  ältesten  Weddeherrii,  eine  aus  zwi^i 
Mitgliedern  der  Versteh  er  seh  aft  jeder  der  beiden  laraeKtischeu 
Gemeinden  bestehende  Cominission  ei'nannt  werden,  zu  welcher 
der  Gemeinderegiatrator  (sie)  jeder  Gemeinde  zuzuziehen  ist, 
während  der  erste  Weddebeamte  das  ProtocoU  führt.  Namens- 
änderungen ist  dabei  in  der  Regel  vorzubeugen;  wenn  sie 
jedoch  zugelassen  werden,  ist  bei  der  im  §  7  der  Verordnung 
über  das  Hamburgiaohe  Bürgerrecht  vorgeschriebenen  Be- 
kanntmachung auch  der  frühere  Name  zu  pubiiciren. 

Vor  Erlangung  des  Bürgerrechts  u.  s.  w.  muss  mittelst 
eines  Attestes  dieser  Commission  dargethan  werden,  daas  dei' 
Vorschrift  dieses  Artikels  Geniige  geschehen  ist. 

Art.  3.     Der  Bürgereid    wird    den  Juden    bis    zur  Er-  * 
lassung  einer  allgemeinen  Verordnung  nach  Maassgabe  des  §  19 
der  Grundrechte,    von    dem    Weddeherrn,    den    Patronen    der 
Vorstädte  und  den  Landherren   in   der  bisher  bei  Judeneiden 
gebräuchlichen  Form  abgenommen.  *) 


")  Seit    Einführung    der    allgemBinen    Eidesformel    so.n 
Chiisten  und  Juden  au  gleicher  Zeit  und  auf  gleiche  Weise. 


£ir" 


ürtulilB- 


Art.  4.  Durch  Erwerbung  dea  Bürgerrechts  oder  Land- 
büi'gerrechts  erlangen  die  Israeliten  alle  Kechte,  welche  dem 
christlichen  nichtlutheri sehen  Bürger  oder  Landbürgtr  der- 
malen zustehen. 

Die  Vorschrift  des  §  17  der  Mail  er  Ordnung  von  1824 
hinsichtlich  des  Vorrechts  christlicher  Makler  in  Äuctionen, 
sowie  die  Vorschrift  des  Rath-  und  Bilrgerschlusses  vom 
2&.  HailS40  hinsichtlich  der  beschränkt«n  Zahl  der  jüdischen 
Notarien  ist  aufgehoben. 

Art,  5.    In  Ansehung  der  zünftigen  Gewerke  wird  i 
besondere  Folgendes  Yorfügt; 

IJ    Söhne    hiesiger    Juden    können    als    Lehrlinge    bei 
ÄmtsmeiBtern  eingeschrieben  werden.     Statt  des  im  §  39  des 
General- Reglements    für    die  Aemter    und  Brüderschaften    i 
wähnten     Tauf-     und     Confirmationascheines     haben    jüdische    | 
Lehrhnge    ihren  Geburtsachein  einzureichen,    und    darEuthun,    i 
daas  sie  einer  der  jüdischen  Gemeinden  angehören. 

Die  Frage    wegen   des  Arbeitens    am  Snbbath   und   i 
deren  jüdiachea  Feiertagen  bleibt  der  Uebereinkunft  der  Be-   ■ 
theiligten  überlassen,   doch  muss  bei  der  Ginschreibung  fest-  i 
gesetzt  werden,  wie    es  damit  gehalten  werden  soll.     Ist  dies  ■ 
unterblieben,  so  muas  der  Bursche  sich  nach  der  Hausordnung 
des  Meisters  richten. 

Jüdiache  Gesellen  können  augelasaen  werden,  wenn 
den  Erfordernissen  dea  §  62  des  General- Reglements  der 
Aemter  genügen ;  doch  müssen  sie,  weuu  sie  zuerst  bei  einem 
christlichen  Meister  in  Arbeit  treten,  dasselbe  leisten,  was 
christlichen  Gesellen,  die  ausserhalb  Amtes  gearbeitet  haben, 
nach   §   ß4  dea  General-Reglements  obliegt. 

Es  ist  aber  kein  christlicher  Meister  genöthigt,  einen 
jüdischen  Geaellen  in  Arbeit  zu  nehmen,  uouh  umgekehrt,  der 
jüdische  Geselie  bei  einem  christlichen  Meister  in  Arbeit  zu 
gehen.  Die  Bestimmung  wegen  des  Arbeitens  an  jüdischen 
Feiertagen  bleibt  der  gegenseitigen  Uebereinkunft  überlassen. 

Im  üebrigen  finden  die  Vorschriften  des  General- 
Reglements  für  die  Aemter  und  Brüderschaften  auch  auf 
jüdische  Zonftgenosaen  Anwendung. 
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Art.  6.  Sowie  es  in  sonatigen  Beziehungen  hinsichtlich  ^' 
der  RechtsTerhaltnisse  der  hiesigen  Juden  hia  auf  Weiteres 
Bein  Bewenden  behält,  so  wird  namentlich  durch  die  Gewin- 
nung des  Burger-,  Laadhürger-  oder  Schutzbürgerrechts  in 
dem  Verhältnisse  des  Betheiligten  zu  seiner  Gemeinde  nichts  ^^ 
verändert  und  bleibt  er  namentlich  den  jüdischen  Communal- 
lasten  nach  wie  vor  unterworfen. 


9.   Februar   1849.   —  Auf  Veranlassung   des  Disaensea   der   ^' 
Oberalten  bezQglith  der  einstweiligen  Beibehaltung  der  jüdischen 
Matrimonial-   und    Er bge setze   hatte   der    (Gemeinde vorstand   fol- 
gendes  Schreiben  an  den  Senat  erlassen. 

Ans  der  in  diesen  Tagen  zur  Publicität  gekommenen 
Propoeition  E.  II.  Raths  an  Erbg.  Bürgerschaft  behufs  Aus- 
fiihrung  des  §  16  der  Grundrechte  des  deutschen  Volks  in 
Bezug  auf  die  Israeliten  glauben  wir,  die  ergebenst  unter- 
zeichneten Vorsteher  der  Deutsch -Israelitischen  Gemeinde  zu 
erseiiea,  dasa  E.  II.  Kttth  von  der  Voraussetzung  ausgeht, 
das»  die  hiesigen  Juden  auf  den  Portbi-stand  des  jüdischen 
Rechts  in  Matrimonial-  und  Erbschafts  Sachen  in  der  bisherigen 
Weise  ein  entscheidendes  Gewicht  legen. 

Wiewoiü  wir  Unterzeichneten  nun  selbstverständlich 
nicht  in  der  Lage  sind,  im  Nameu  jedes  einzelnen  Gemeinde- 
gliedea  über  derartige  Fragen  eine  Erklärung  abzugeben,  so 
können  wir  doch  nicht  umhiü,  zu  bemerken,  dasa  nicht  nur 
ein  grosser  Theü  der  Mitglieder  unserer  Gemeinde,  wie  wir 
selbst,  ganz  abgesehen  von  der  bürgerlichen  GleichsteUnng, 
eine  Gl eicli Stellung  in  Bezug  auf  die  obigen  Rechtsgebiete 
immer  dringend  gewünscht  und  die  letztere  insbesondere  fiir 
ganz  unzertrennlich  von  der  Erlangung  der  Bürgerrechte  be- 
trachtet haben;  sondern  dass  wir  uns  auch  für  verpflichtet 
halten.    Diesem    Hochedleo    Katb    die    feste  Veraicheruug  zu 


geben,  daea  auf  die  Beibehaltung  dieser  Gesetze  kein  solcher 
Werth  gesetzt  wird,  der  irgend  in  Betracht  kommen  könnte, 
wenn  es  eich  dabei  um  die  Verzögerung  des  au  erUngenden 
Bürgerrechte  handelt. 


13.  Februar  1849,    —    Der  Senat   antwortet  auBWeiohend, 
er  möge  an  den  einmal  auegegebeuen  Fropositiünen  nichts  melir 
ändern,  um  nicht  die  ganze  Sache  uniiöthigerweise  zu  verzögern, 
*  17.   Februar.    —    Es    wird    einige    Unzuiriedeaheit   in    der 

,,  Gemeinde  laut,  weil  nicht  zugleich  der  Gemeindezwang  und  die 
apecielle  jüdische  Eidesformel  aufgehoben  werden  soll.  Ein  Arzt 
veranstaltet  eine  öffentliche  Versammlung  von  Gemeindegliedem 
in  der  Tonhalle  und  proponirt,  auf  Grund  von  §  li  der  Grand- 
rechte  sich  vom  Gemeinde  verbände  ioszusagen.  Die  Versamm- 
lung löst  sich  tum ultii arisch  und  ohm;  allen  Erfolg  auf. 

21,  Februar.  —  Annahme  des  Entwurfs  durch  die  Bürger- 
schaft. 
'  22.  Februar.  —  Anzeige   im    «ehrbaren  Kaufmann«,  dass 

fortan  auch  jüdieche  Kauüeute  zu  dessen  Versammluiigeu  Zutritt 

'■  23.  Februar.  —  Publication  der  Verordimag  unter  diesem 

"■  Dato. 

'•  24.  Februar.  —  Sabbath.     Dankfaier  der  Juden.     Die  Ge- 

meindevorsteher zeigen   an,    dasa  sie  baldigst   eine   Darstellung 
der  Finanz  Verhältnisse  der  Gemeinde  publiciren  werden. 

25.  Februar.    —  Grosse    allgemeine    Feierlichkeit    wegen 

Besitzergreifung  der  deutschen  Grundrecht«,   veranstaltet  durch 

""-die  vereinigten  politischen    Clnhba.     Die  Illumination  filJlt  seht 

schwach  aus. 
'  27.  Februar.  —  Erste  Anmeldung  von  Juden  zum  Bürger- 

in werden.  Erste  Sitzung  der  Commission  für  die  Familiennamen. 
Eodeni.  Bekanntmachung  der  Verwaltung  der  Hermann 
1  Heine- Stiftung,  daas,  nachdem  nun  die  Bedingung  des  Stiftungs- 
briefes  erfüllt  sei,  auch  christliche  Bürger  Darlehen  von  ihr  er- 
halten können,  zu  welchem  Zweck  der  Sohn  des  Stifters,  Carl 
Ueine,  das  Capital  um  Banco-Mark  IDOÜOO  aus  seinen  Mitteln 
vergrösaert  habe. 


r 
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14.  März.  —   Zuerst   von   zwei  Juden    der  Bürgereid    ge- 


leistet. 

22.  März,  —  Zuerst  Juden   ins  Ki'ameramt  aufgenommen. ''''«ni«''' 

16.  April,  —  Zuerst  Juden  in  der  Versammlung  erbgeaes-^ft's^»'" 
sener  Bürgerschaft  anwesend. 

1.   Mai.   —  Publication   der    nBueii   deutschen   Wechselord-    Wrcha 
nung,  durch  welche  §  13  der  alten  Hamburgi scheu,  welcher  den 
Juden      gewisse     Kicemptiouen      für      ihre     Feiertage      einräumt, 
wegfällt. 

29,  Juni,  ~    Publication    des    durch    Kath-    und    Büi'ger- EWesfoi 
Bublaas   festgesteUteu  neuen    Gesetzes    wegen    der    Eidesformeln, 
nach  welchen  alle  Keligionspartheien  gleichmassig  «So  wahr  mir 
Gott  helfe»  schwören. 

Bisher  hatten  die  Christen  geschworen;  «So  wahr  mir 
Gott  helfe  und  sein  heihges  Wort»,  und  die  Juden;  «Bei  dem 
wahren  Gott  Adouai-  und  Letztere  hatten  dabei  die  rechte  Hand 
auf  die  hetreffeude  Stelle  des  Dekalogs  in  einer  geöSneten  ge- 
druckten ebräischen  Bibel  zu  legen.  Eide  in  der  Synagoge 
fanden  hier  nie  Statt ,  ausser  in  seltenen  Fällen  auf  auswärtige 
Requisition.  Eiue  sehr  orthodox  gefärbte,  jedoch  keineswegs 
besonderes  Misstrauen  verrathende  Verwarnung ,  die  der  Gegner 
dem  vor  Gericht  Schwörenden  vorlesen  lassen  durfte,  was  jedoch 
fast  nie  geschah,  fiadet  sich  als  Anhaug  des  Hamburgischen 
Statutenbuches, 

17,  Juli.  —  Publication  des  folgenden  Berichts, 

Bericht  über  die  finanziellen  Verhältnisse  f-,^^ 

Deutsch  -  Israelitischen    Gemeinde    in   Hamburg. 

Abgestattet  von  dem 

Vorsteher- CoUegium  derselben. 

Ausgegehen  am  17.  Jnü  1849.  -  -  Druck  von  J.  J,  Haiberstadt. 

4*.     45  Seiten  Test,  34  TabeOen  und  eine  Populations- Statistik, 

Der  Text  legt  die  Formen  der  damaligen  Verhältnisse  dar, 

die    dem    grössteu    Theil   der    Gemeinde   wenig    bekannt  waren. 

Dann  folgen  die  letaten  Jahresbilanzen  der  Gern  ein  docsssse  sowohl. 


rIb  aller  einzelnen  Zweige,  der  Schulanstslten  etc.  etc.  Hieranf 
specielle  Uebereicbten  aller  dieser  verschiedenen  Gassen  seit  1817 
bis  1847  incl.,  Jahr  fOr  Jahr  nach  den  Rubriken  der  Einnahme 
und  der  Ausgabe. 

Die  Total-Einnahme  stieg  in  dieser  Periode  von  Courant- 
Mark  77400  auf  123100,  die  erhaltenen  Einkaufsgelder  (Nach- 
zahlungen) von  Courant-Mark  4200  auf  30500,  die  Hochzeits- 
abgaben von  2000  auf  faat  1 1000  Mark. 

Die  Ausgaben  fürs  Arnienwesen  in  seinem  ganzen  Umfang 
von  4ß000  auf  73000  Mark,  für  die  Cultus -Institute  von  4200 
bis  auf  11300,  fOr  das  Erziehangswesen  von  5000  bis  auf  10350, 
für  ungedeckte  Zinsen  blieben  es  unverändert  circa  15000  Kark, 

Die  auBgeachriebenen  Steuern  wuthsen  von  57000  Mark 
von  535  Hiesigen  und  8600  Mark  von  126  angeaessentn  "Fremden 
auf  85000  Mark  von  1450  Hiesigen  und  9700  Mark  von  HO 
Fremden. 

Feste  Armengelder  stiegen  von  Mark  17000  auf  21000, 
bei  von  325  bis  auf  291  abnehmender  Zahl  der  unterstützten 
Familien.  Die  Kosten  des  Krankenhauses  stiegen  von  12000  auf 
18600  Mark. 

In  der  Populations- Angabe  ist  eine  Zunahme  der  Gemeinde 
selbst  seit  1816  um  3361  Personen  nachgewiesen,  was  nach  der 
Zählung  (S.  78)  mit  den  nicht  zur  Gemeinde  gehörigen  Israeliten 
eine  Seelenzahl  von  beiläufig  12500  Personen  darstellt. 

Die  Mortalitätslisten  weisen  nach,  dass  von  den  jüdiachea 
Knaben  8  bis  10  pCt.  mehr  das  21.  Jahr  erreichten,  als  bei  der 
übrigen  Bevölkerung. 

Es   gab    113   bei   der   Gemeinde   fundirte   testamentarische 
Stiftungen   mit  Courant-Mark    27040  jährlicher  Revenuen,    von 
welchen  bestimmt  waren; 
zu  öffentlichen  Auslosungen  an  arme  Familien  Cour. -Mark  13172, 

für  Wittwen  speciell .  480, 

für  Kranke  speciell -:  300, 

für  Waisen  speciell -  588, 

für  Mädchen  zur  Aussteuer -  3700, 

au  verschiedene  wohlthätige  Vereine    ...  *  930' 
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für  Jahrzeitatags-BetverBammlungen  ....  Cour.-llai'k  1666, 

für  religiöse  Studien  uiid  Klaua-Anstalten  ,      .              «  3050, 

zu  Scliiil-  und  Ej-ziehungsz wecken      ....             *  2160, 

zu  kirchlichen  Zwecken ■  625, 

Der  Bericht,  welcher  nicht  ip  den  Buchhandel  kam,  wurde 
in  2000  Exemplaren  gedruckt,  und  die  Mitglieder  der  Gemeinde 
wurden  eingeladen,  solche  gratis  in  Empfang  zu  nehmen.  Dies 
thaten  aber  nur  etwa  80 ,  ohgleich  dieses  Publicum  von  der 
Thätigkeit  und  Begelmässigkeit  der  Verwaltung  sehr  über- 
raacht  war. 


März  1850.  —  Wahl   des   Dr.  Rieaaer   zi 
der  Stadt  Hamburg  für  daa  Erfurter  Parlament.  p, 

Verschiedene  hiesige  Aemter ,  namentlich  die  der  Tischler 
und  Schuster,  versuchen  die  Aufnahme  jüdischer  Lehrlinge  und 
Meister  abzulehnen ,   werden  jedoch  gerichtlich  dazu  gezwungen. 

16.  Mai.  —  Annahme  der  sogenannt.  Neuner  Verfassung 
durch  Rath-  und  Bürgei'schluss.  In  derselben  ist  die  Gleich- 
berechtigung aller  Religio  nageuosaefa  abermals  garontirt.  Die 
Publication  dieser  Verfassung  ausgesetzt. 

10. —  15.  Juni.  —  Aufregung  in  der  Gemeinde,  da  ein 
durch  den  Senat  einzubringender  und  den  Voratehern  bereits 
zur  Begutachtung  zugesandter  Gesetz  Vorschlag  über  die  ge- 
mischten Ehen  im  Publicum  bekannt  wird,  Ea  werden  sowohl 
opponireade  als  zuatimmecde  Versammlungen  gehalten  und  von 
beiden  zu  Rath  supplicirt.  Der  ostensible  Streitpunkt  ist  in- 
dessen nicht  die  Zulässigkeit  dieser  rein  bürgerlichen  Eben  an 
sich,  sondern  namentlich  die  Stipulationen,  dass  die  christliche 
Wittwe  eines  Juden  fortfahren  solle,  jüdisches  Gemeindeglied  zu 
sein,  und  die,  dasa  Kinder  aus  solchen  Ehen  durch  die  blosse, 
wenn  auch  nicht  weiter  hethätigte  Erklärung  der  Eltern  dem 
Judenthum  sollten  beigezählt  werden.  Formell  ward  auch  die 
Registrirung  der  Geburten  solcher  Kinder  zur  Hauptfrage  ge- 
macht. Der  Senat  umging  die  obigen  Anstöasigkeiten  und  das 
Gesetz  ward  späterhin  publicirt  wie  folgt: 
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Provisorische  Verordnung, 
i  zwischen  Chrigten  und  Juden  betreffend, 
Rath-  und  BilrgerachluBS   am    25.  Sept.  1851. 
Publicirt  den  24,  October  1851. 
Daa  bestehende  Verbot  der  Ehe  zwischen  ChriBten 
und  Juden    ist   in    Hamburg   und   desaen  privativem  Gebiete 
aufgehoben. 

§  2.  Die  Erlaubniaa  zur  Eingehung  einer  solchen  Ehe 
wird,  sowohl  für  die  Stadt  als  für  die  Vorstädte  und  für  das 
Landgebiet,  bei  der  Wedde  nachgesuclit  und  nach  den  Vor- 
schriften des  bestehenden  Ehcrechts  und  der  sonstigen,  die 
Eingehung  von  Ehen  betreffenden  gesetzlichen  Verfügungen 
ertheilt. 

Würde  nach  den  bestehenden  gesetzlichen  Verfügungen 
die  Erlauhnisa  zur  Eingehung  einer  derartigen  Ehe  nicht 
von  dem  Weddeherrn,  sondern  von  einem  der  Herren  Patrone 
oder  von  einem  der  beiden  Landherren  erforderlich  sein ,  ho 
ist  der  Wedde  ein  Attest  der  competenten  vorstädtischen  oder 
Landbehörde  darüber,  daas  der  Ehe  vou  Seiten  des  PatronatB 
oder  der  Landherrschaft  nichts  entgegenstehe,    beizubringen, 

§  3.  Statt  der  in  anderen  Fallen  erforderliehen  kirch- 
lichen Proclamatioa  erfolgt  eine  Bekanntmachung  der  Wedde 
in  einem  Öffentlichen  Blatte  nach  Maassgabe  der  deshalb  be- 
stehenden Vorschriften,  die  Eingehung  der  Ehe  seibat  aber 
durch  Erklärung  der  Betheiligten  vor  dem  Weddeherrn  und 
durch  dessen  Bestätigung. 

§  4.  Eine  dergestalt  eingegangene  Ehe  ist  hinsichtlich 
ihrer  Rechtsgültigkeit  und  aller  ihrer  rechtlichen  Folgen 
einer  durch  kirchliche  Einsegnung  vollzogenen  Ehe  gleich, 
und  daher  auch  die  in  einer  solchen  Ehe  erzeugten  Kinder 
für  eheliche  zu  achten. 

Eine  kirchliche  Prociamation  ist  bei  einer  solchen  Ehe 
80  wenig  nothwendig ,  als  eine  kirchliche  Einsegnung  oder 
eine  Eintragung  der  Namen  der  Ehegatten  in  die  christlichen 
Kirchenbücher   oder   in  die  Trauregiater  der  Jadengemeinde. 


Die  Wedde  führt  eigene  Register  über  die  rroclamation 
und  Abachlieaaung  derartiger  Ehen  und  ertheilt  die  darauf 
bezüglichen  Protocollauazüge  gegen  eine  festzustellende  Gebühr 
nod  Stempel. 

§  5.  Der  eine  Chrietin  heirathende  Israelit  muas  jedesmal 
vor  seiner  Verheiratbuog  das  Bürger-  oder  Lnndbürgerrecht 
oder  die  Schutz  Verwandtschaft  nach  Maasagabe  der  proriso' 
rischen  Verordnung  vom  23.  Februar  18i9  in  Bezug  auf  die 
Israeliten  gewinnen  und  mithin  namentlich  vorher  den  Vor- 
Bchriften  der  Artikel  l  und  2  der  letztgenannten  Verordnung 
nachkommen. 

§  6.  Die  Bestimmung,  in  welcher  Religion  die  Kinder 
zn  erziehen  sind ,  bleibt  der  Uebereinkunft  der  Eltern  über- 
lassen; doch  ist,  zur  Vermeidung  künftiger  ITngewissheit 
darüber ,  bei  Eingehung  der  Ehe  der  Wedde  eine  Anzeige 
davon  au  machen  und  zu  Protokoll  zu  nehmen.  Von  dieser 
Bestimmung  darf,  bis  die  Kinder  das  AJt-er  erreichen,  wo  sie 
-selbst  daiTiber  entscheiden  können ,  nur  durch  Uebereinkunft 
beider  Ehegatten  abgewichen  werden.  Namenthch  dient  diese 
Bestimmung  bei  einer  etwa  eintretenden  Bevormundung  der 
Kinder  zur  Richtschnur, 

§  7.  Von  jeder  erfolgten  Geburt  eines  in  einer  solchen 
Ehe  erzeugten  Kindes  ist  innerhalb  der  im  §  9  vorgeschrie- 
benen Termine  im  Weddebureau  mittelst  eines  ausgefüUten 
Formnlars  Anzeige  zu  machen,  hei  einer  widrigenfalls  vom 
Weddeherm  zu  verfügenden  und  sofort  exeoutiviach  beizu- 
treibenden Strafe  von  1 — 10  Thaler  für  die  zur  Anzeige  ver- 
pflichtete Person  (§  9).  Auch  von  todtgebornen  oder  vor 
der  Anzeige  wieder  verstorbenen  Kindern  ist  hinnen  derselben 
Termine  und  zwar  unter  Beibringung  des  Todtenacheins  der 
Wedde  eine  Anzeige  zu  machen. 

§  8.  In  diesen  Formularen ,  welche  im  Weddebureau 
für  2  Schill,  ausgegeben  werden,  aind  auszufüllen:  die  voll- 
ständigen Vor-  und  Zunamen  der  Eltern ,  das  Gewerbe  und 
die  Wohnung  des  Vaters,  das  Geschlecht  des  Kindes,  Jahr, 
Tag  und  Stunde  der  Geburt,  die  Namen,  welche  dem  Kinde 


352 


beigelegt  werden  sollen,  ao  wie  der  Name  des  Gebiirtahelfers 
oder  der  Hebamme, 

§  9.  Diese  schriftliche  Anzeige  iet  vom  Vater  inner- 
halb ftcht  Tagen,  oder  im  Fall  des  Todes,  der  Abwesenheit, 
oder  sonstiger  erweislicher  Verhinderung  desselben ,  von  der 
Mutter ,  und  zwar  von  dieser  spätGStens  innerhalb  aecba 
Wochen  zu  machen.  Sind  beide  Eltern  todt  oder  behindert, 
so  sind  die  Gtrosseltern,  Geschwister  der  Eltern,  oder  sonstige 
nächste  Anverwandte  die  nämliche  Anzeige,  und  awar  binnen 
sechs  Wochen,  welche  gleich faUa  von  der  Geburt  des  Kindes 
an  zu  berechnen  sind,  zu  macheu  verpflichtet. 

§  10.  Eb  ist  dabei  die  Ehebeacheinigung  der  Eltern 
(§  4}  beizubringen  und  sind  zwei  Zeugen  zu  sistiren,  welche 
die  die  Erklärung  machende  Person  genau  kennen  und  deren 
Identität,  so  wie  die  Richtigkeit  der  Anzeige  auf  Bürgereid 
oder  an  Eideastatt  zu  bezeugen  und  sich  selbst  durch  Vor- 
zeigung ihres  Bürgerbriefs,  Schutzverwandten  Scheins  oder  als 
Mitglieder  einer  hiesigen  Israelitischen  Gemeinde  zu  legiti- 
miren  haben. 

§  11.  Im  Weddebureau  werden  sodann  die  gemachten 
Angaben  nach  erfolgter  Prüfung  der  beigebrachten  Documente 
und  genauer  Erwähnung  derselben  in  der  darüber  auizuneh- 
menden  Registratur  in  ein  eigenes,  für  Kinder  aus  solchen 
Ehen  zu  führendes  Geburtsregister  unter  fortlaufenden  Jahres- 
nnramern  eingetragen;  welclies  Protocoll  von  den  Declaranton 
und  Zeugen ,  mit  Angabe  des  Gewerbes  und  der  Wohnung 
der  Letzteren  zu  unterzeichnen  ist. 

§  12.  Die  beigebrachten  Documente  werden  den  Be- 
theiligten  nach  erfolgter  Eintragung  zurückgegeben,  auch  den 
Declaranten  demnächst  auf  Verlangen  gegen  eine  festzu- 
setzende Gebühr  und  Stempel  ein  vom  Weddeherrn  beglau- 
bigter Geburtsschein  zugestellt,  worin  das  Kind  als  ein  nach 
den  Gesetzen  des  Staate  eheliches  zu  bezeichnen  ist. 

§  13.  Sowohl  bei  der  Taufe  der  in  aolchen  Ehen  er- 
zeugten Kinder,  als  wenn  dieselben  nach  den  bei  den  Israeliten 
bestehenden    Religion svorachriften   in   das    Judenthum   aufge- 
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1  werden,  eind  diese  Kinder  bei  ihrer  Eintragung  in 
die  betreffenden  Register  gegen  Vorzeigung  des  von  der 
Wedde  au agea teilten  Geburtsscbeins  {§  12)  elienfalls  als  nach 
den  Gesetzen  des  Staats  eheliche  Einder  zu  bezeichnen.  Die 
dem  Einde  beigelegten  Namen  (§  8)  dürfen  dabei  nicht 
geändert  werden. 

§  14.  Für  aUe  gemischten  Ehen  dieser  Art  ohne  Aus- 
nähme  tritt  hinsichtlich  aller  privatrechtlichen  Verhältnisse 
das  Hamburgische  Ehe-  und  Erbrecht  ein,  und  zwar  letzteres 
rücksichtlich  der  Kinder  auch  dann ,  W'3na  sie  nach  den 
jüdischen  Religion svoraohriften  in  das  Jßdenthum  aufgenommen 
worden  sind. 

§  15.  Ehen  dieser  Art,  die  schon  bisher  im  Anstände 
geschlossen  worden ,  sind  als  rechtmässige  Ehen  anzuseheni 
und  zwar  vom  Tage  ihrer  erweislichen  Eingehung  an ,  wenn 
die  Ehegatten  die  erfoigte  Schliessong  derselben  innerhalb 
drei  Monaten  vom  Tage  der  Pnblication  dieses  Gesetzes  bei 
der  Wedde  anzeigen  und  gehörig  nachweisen ,  und  diese 
sodann  bei  ihrer  Genehmigung  kein  gesetzlich  begründetes 
Bedenken  findet.  Hinsichtlich  der  Eintragung  dieser  Ehen 
in  die  Wedde- Register  wird  sodann  nach  §  4  verfahren. 

Hinsichtlich  der  iu  einer  aolchen  Ehe  erzeugten  oder 
künftig  zu  erzeugenden  Kinder  ist  sodann  ebenfalb  nach  den 
Vorschriften  dieses  Gesetzes ,  namentlich  nach  dem  §  6  und 
folgenden  zu  verfahren.  Auch  todtgeborne  oder  vor  der  An- 
zeige verstorbene,  oder  bereits  getaufte  oder  dem  Judenthum 
einverleibte  Kinder  sind  unter  Beibringung  der  erforderlichen 
Beweise  ebenso  zur  Anzeige  zu  bringen  und  die  noch  am 
Leben  befindlichen,  aber  bereits  getauften  oder  in  das  Juden- 
thum aufgenommenen  in  das  Geburtsregister  (§  11)  einzu- 
tragen. 

Für  alle  diese  Kinder  tritt  die  Bestimmung  des  §  14 
ebenfalls  ein. 

§  16.  Für  das  Amt  Ritzebüttel  erfolgt  die  Nach- 
Buchung  solcher  Ehen  und  die  Eintragung  der  Kinder  in 
desfalls   zu  haltende  Geburtsregister  bei  dem  dortigen  Herrn 


Amtmann,   welcher  daselbst  die  Functionen  der  Wedde  nach 
Maassgabe  dieser  Verordnung  wahrnimmt.*) 

'■  Juni.  —  Die  isrnelitiache  VorsoSiuss- Anstalt  gewährt  unter 

besonders  erleichterten  Bedingungen    Voraehüase  an  Juden ,    die 
beabsichtigen,  zünftige  MeiBter  zu  werden. 

"■  Juli  und  August  1850.   —  Einige  hieaige  Mischehen  vom 

Pastor  zu  Wandahecli  copnlirt. 
Erlassen  wurde  folgende 

Bekanntmachung 

tie         wegen  Aufhebung  der  Grundrecht«  des  deutschen  Volkes. 

K  Nachdem  durch    BundeatagsbeschluBa  vom   33.  August 

(,,        1851   verfugt  worden  ist,   daas  die  in  Frankfurt  a,   M.  unter 

dem  27.  Decomber  1848  erlaaaenen ,   in  dem  Entwürfe    einer 

Verfaasung  des  deutschen  Reiches  vom  28.  März  1849  wieder- 


holten sogenannte 
als  Reichsgesetz, 


für 


ReichsverfasBung 
erklärt 
deshalb  insoweit 
erklären  seien:  s 


I  Grundrechte  des  deutschen  Volkes  weder 
noch ,  80  weit  sie  nur  auf  Grund  des  Ein- 
om  27.  December  1848  oder  als  Theil  der 
in  den  einzelnen  Staateu  für  verbindlich 
rechtsgültig  gehalten  werden  können  und 
n  allen  Bundesstaaten  als  aufgehoben  zu 
wird  dieses  "  iermit  zur  öfFentlichen  Kunde 


gebracht,  und  treten  die  am  28.  December  1848  von  der 
provisorischen  Centralgewalt  Deutachlands  und  in  Folge  dessen 
hier  am  19.  Januar  1849  publicirten  Grundrechte  sammt  dem 
Einföhi-ungsgeseta  hierdurch  ausser  Wirkung,  insofern  nicht 
einzelne  Bestimmungen  derselben  durch  Rath-  und  Bürger- 
Bchlüsse  für  Stadt  und  Gebiet  gesetzliche  Kraft  erlangt  haben. 
Gegeben  in  Unserer  Baths Versammlung, 
Hamburg  den  22.  September  1851. 


*)  Endo  I86Ü  existirten  hier  1(9  aolcher  Miachclien.  Bei  58 
derselhen  war  der  Mann,  liei  41  die  Frau  jüdischer  EeUgion.  Bei 
79  wurden  die  Kinder  fürs  Christentlium ,  bei  30  fürs  Judenthum 
bestimmt  und  von  Utztoreu  war  bei  3  dar  Vater  ein  Chriat. 


r' 
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30.  September.  —  Concl.  Senatus  wegen  Einsetzung  einer  (^o 

Commission    von  drei  Rathsherren    {I)r.   Hudtwalker,   Schröder    g 

und  Dr.  Binder)    und   zwei   VorateLeru   (Dr.  Riesser   und    Jassel"' 

zur    Vorbereitung    eines    Gesetzes    über    die  jüdischen   Separat- 

Verhältnisse.  Demzufolge  bringt  Senator  Dr.  Hudtwalker 
Entwurf  in  dieae  Commission ,  welcher ,  da  keine  vollständige 
Einigung  zu  erreichen  war,  von  dem  GemeiadevorstanJe  mit 
einem  Doppelvotum,  doch  erat  im  April  1851  beantwortet  wird. 
Diese  Vota  erscheinen  hier  in  Extenso,  weil  ihr  Standpunkt  für 
diese  Gegenstände  auch  für  die  Zukunft  als  erschöpfend  bezeichnet 
werden  kann,  namentlich  bezüglich  derjenigen  Momente,  über 
welche  beide  Vota  einig  sind. 

Hndt Walker' scher  Entwurf.  hu. 

«Forderungen,  die  der  Staat  au  machen  haben 
würde,  um  das  YerhältnisB  der  Israeliten  in  Hamburg  defini- 
tiv zu  ordnen : 

1)  Alle  Juden  müssten  in  den  Fällen,  wo  di^  nach 
der  Verordnung  über  das  Hamburgische  Bürgerrecht  vom 
29.  October  I8i5,  nach  der  Verordnung  über  die  Schutz- 
verwandtHchaft  vom  27.  Februar  1843  und  nach  dem  Regle- 
ment der  öffentlichen  Verhältnisse  der  Vorstädte  St,  Georg 
und  St.  Pauli  vom  11.  November  1833  und  der  Öffentlichen 
Verhältnisse  der  Laudherreuschaften  vom  16.  November  1835 
für  Christen  erforderlich  ist,  resp.  das  städtische  Bürger- 
recht, die  Schutzverwandtschaft  und  daa  Landbürgerrecht 
gewinnen  (oder  nach  der  Verfassung  vom  23.  Mai  1850  resp. 
das  Gemetndebürgerrecht)  dazu  wäre  ein  gewisser  Termin  an- 


2)  Da  nach  der  provisorischen  Verordnung  vom 
23.  Februar  1849  die  Juden,  insofern  sie  nicht  schon  daa 
Recht,  ein  eigenes  Bankcoiito  zu  halten  und  auf  Transito  zu 
declariren,  erlaugt  haben,  beiErwerbung  dea  Bürgerrechts  u.s.w. 
zwar  als  heimathsbcrechtigt  betrachtet  werden  sollen,  mithin 
die  Caution  der  Fremden  nicht  zu  bestellen  brauchen,  sonat 
aber  hinsichtlich  der  Kosten  als  Fremde  betrachtet  werden, 
28» 
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80  würde  es  Gegenstand  der  Unterhaadluug  sein  können,  ob 
und  weiche  Erleichterungen  ilinen  etwa  in  dieser  Hinsicht 
zugeBtandeu  und  ob  sie  nicht  als  Söhne  von  Kleinbürgern 
behandelt  werden  kannten. 

3)  Dabei  wäre  übrigens  nach  Art.  2  der  gedachten 
Verordnung  vom  23.  Februar  1849  zu  verfahren. 

4)  Hins  ich  tlicb  des  Zunftverhältnissea  wäre  Art.  5, 
No.  2  in  Bezug  auf  GeauUeu  in  der  Art  abzuändern,  dass  die 
jiidiachen  GeBellun  eben  eo  zu  chriatliubea  Meistern  in  Arbeit 

i  und  umgekehrt  von  diesen  in  Arbeit  genommen  werden 
müBsten,  wie  es  bei  Chrieten  der  Fall  ist. 

5)  Zugleich  wäre  es,  wenn  auch  nicht  gerade  noth- 
wendig,  doch  höchst  erwünscht,  wenn  zur  Abfindung  solcher 
Israeliten,  die  achou  jetzt  ein  zünftiges  Gewerbe  treiben ,  mit 
der  bezüglichen  Zunft  eine  allgemeine  Vorschrift  gegeben 
Würde.  Man  müsste  wo  möglich  zu  erreichen  streben ,  dass 
solche  Juden  zwar  ein  Meisterstück  mauhen  müasten ,  aber 
ein  geringes  Meistergeld  zahlten.  Künftig  fiele  das  Letatere 
natürlich  weg. 

6)  Der  Gebrauch  des  jüdischen  Erb-  und  EherechtB 
müsste  von  einem  gewissen  Zeitpunkte  an  aufhören,  das 
Material  zu  einer  desfalls  zu  erlassenden  transitori sehen  Ver- 
fijgimg  liegt  schon  in  den  Anträgen  des  Senats  zur  bürger- 
lichen Verbesserung  der  Juden ,  welche  bereits  vor  einigen 
Jahren  ao  E.  Oberalten  gelangten.  lieber  den  Gebrauch  der 
ebräischen  Sprache  und  Schrift  wird  eine  besondere  Vorschrift, 
welche  man  übrigens  damals  auch  beabsichtigte,  kaum  erfor- 
derlich sein, 

7)  Der  jüdische  Gemeindeverband  würde  lediglich  den 
Charakter  einer  Religionsgenossenschaft  anzunehmen  haben 
wobei  AUes,  was  sich  auf  den  Cultus  und  damit  zusammen- 
hängende Verhältnisse  be.'iieht ,  lediglieh  der  Genossenschaft 
überlassen  bliebe.  In  wieweit  sich  dies  anch  auf  Armen- 
versorgung und  Schulwesen  zu  erstrecken  haben  wird,  bleibt 
weiterer  Ueberiegung  anheimgestellt.  Eine  neue  Gemeinde- 
Ordnung  vom  Staat  zu  sauctioniren,  so  weit  letzteres  nöthig 
sein   wird,  muss   entworfen    werden.     Wenn  irgend  möglich, 


muBS    dabei,    wie  bisher ,    eine    Absonderung    der    sich    zum 
Tempel  haltenden  Juden  vermieden  werden.  *) 

A.  Die  jüdische  Fvemrlenpolizei  würde  als  getrennte 
Einrichtung  aufhören  und  fremde  .luden  den  allgemeinen 
PoliKeivorschriften  und  der  Aemterpolizei  unterzogen  werden, 

B.  Die  Zulassung  fremder  Juden  zum  Bürgerrecht 
u,  8.  w.  würde  der  Wedde  überwiesen,  wie  bei  Christen. 
Die  Aulnahme  derselben  in  die  religiöse  Gemeinde  müsse 
lediglich  von  dem  Eintritt  in  den   Nexus  abhängen. 

C.  Die  BefugniBs  der  Vorsteher,  fremden  Juden  hieselbst 
gegen  eine  Vergütung  an  die  fiemeindecasse  das  Betreiben 
bürgerlicher  Nahrung  üu  gestatten,  fiele  weg. 

D.  Zu  Verheirathungen  wäre  der  Consens  der  Gemeinde- 
vrirsteher  nicht  weiter  erforderlich.  Es  wäre  nur  nachzu- 
weisen, dass  ein  jüdischer  Geistlicher  bereit  sei,  die  Ehe  zu 
yollüiehen.     Bei  EinfiihruQg  der  Civilehe  fiel   auch  dieses  weg' 

Major  itäts -Votum  « 

des  Vorstandes  der  Deutsch -Israelitischen  Gemeinde 

auf  den  Hu dtwalk ersehen  Entwurf.  *) 

Indem  der  Vorstand  der  Deutsch -Israelitischen  Gemeinde 

in  Veranlassung  und  auf  Grundlage  eines  ihm  durch  \'ermit- 

telung    sein-^r  Commissarien  abseilen   der  S.  T.  Herren  Com- 

missarien  E,  H.  Raths   gewordenen    schrifUicben  Mittheilung 

seine  Ansichten  über   die   schliessliche  Feststellung    der  Ver- 

hÄltnisse    der    hiesigen    Israeliten    äussert,    glaubt    er    einige 

Worte  über  den  Standpunkt,  welchen  er  bei  dieser  Aeusserung 

einnimmt ,    vorausschicken    za    müssen.      Der    Vorstand  legt 

sich  näinlich  die  fiefugniss  zur  Begutachtung  der  vorliegenden 


*)  Oder  liesse  dies  VerhältniB«  eine  andere  Anffasenng  za? 
Dies  hat  vielleicht  sehr  seine  zwei  Seiten.  Es  kannte  dies  auf 
Litt  D.  Einflass  haben. 

**)  Dies  Votum  ist  von  Riesser  ausgearbeitet.  Es  wird  seinen 
hinterlasseuen  Freunden  angenehm  sein,  zu  erfahren,  wie  er  damals 
über  diese  Angelegenheit  dachte. 


* 


Fragen  nur  in  der  EigenBchnft  eines  bfiratiicuden  Collegii 
bei,  welches  mit  dem  wärmsten  Eifer  füi'  die  Sache  die 
KenntniBS  der  vorliandenen  Verhältnisae  verbindet.  Käme  es 
bei  dieser  Verhandlung  auf  eine  Transaction  zwischen  Rechten 
und  Interessen  der  Gemeinde  und  ihr  entgegne nstehenden,  auf 
Verpflichtungen,  die  ihr  aufzulegen,  auf  Verzichte,  die  von 
ihr  zu  leisten  wären ,  an ,  so  mügste  der  Vorstund  daran 
erinnern,  dass  er,  als  nicht  von  der  Gemeinde  gewählt,  zu 
deren  rechtlicher  Vertretung  zu  solchen  Zwecken  nicht  befiigt 
sei.  Da  ea  sich  aber  hier  vielmehr  um  ein  Werk  der  Gesetz- 
gebung, um  die  Durchführung  des  Grundsatzes  der  Rechts- 
gleichheit, unter  Berücksichtigung  unabweialich  gegebener 
Verhältnisse,  da  es  sich  darum  handelt,  zu  ermitteln,  was  an 
sich  gut  und  recht  und  zweckmässig  ist,  so  trägt  der  Vor- 
stand kein  Bedenken,  auf  den  Wunsch  der  S.  T.  Herren 
Commissarien  seine  Ueberzeugungen ,  die  Resultate  gewiasen- 
hafteater  Erwägung,  auszusprechen  und  die  Prüfung  ihres 
Wertbs  der  geaetzgehendan  Gewalt  unseres  Staats,  in  deren 
Händen  allein  die  Entscheidung  ruht,  anhetm zustellen. 

ad  1.  Die  Festsetzung  einer  allgemeinen  Zwangspflicht 
zur  Erwerbung  des  Bürgerrechts  auch  für  Diejenigen,  welche 
schon  als  Gemeindeglieder  eine  selbst  ständige  Stellung  er- 
worben hatten ,  erscheint  uns  als  in  hohem  Grade  heilsam 
und  wünschen swei'th ,  ja  als  die  Bedingung  einer  durch- 
greifenden Umgestaltung  im  Sinne  der  Heciitsgleichheit.  Die 
BefugnisB  der  Gesetzgebung  zur  Feststellung  einer  solchen 
Zwangspflicht  halten  wir  unsererseits  iiir  unzweifelhaft. 
Sollten  wider  VerhofTen  einzelne  Fälle  eines  gewiss  nur  von 
äusserst  Wenigen  zu  erwartenden  und  in  keiner  Weise  zu 
motivirenden  uoch  zu  entschuldigenden  Widerstrebens  vor- 
kommen, so  würde  es  die  Aufgabe  der  Gesetzgebung  sein, 
die  geeigneten  Präjudize  festzus teilen.  Für  die  muthmaasslich 
häufigeren  Fälle,  wo  bei  völlig  mangelndem  materiellen  Inter- 
esse nnd  bei  gänzlichem  Unvermögen  die  Ausgabe  gescheut 
würde,  liease  eich  wohl  auf  eine  oder  die  andere  Weise  ein 
Abkommen  treffen. 


^^  359 

ad  2.  Die  in  Auasiclit  gestellten  Erleichterungen,  ins- 
besondere die  Behandlung  zum  Hürgeirecht  gelangender  liie- 
aiger  Juden  gleich  den  Söhnen  von  Kleinbürgern ,  acheinen 
uns  in  den  Verhältnissen  und  in  der  Billigkeit  begründet  zu 
sein,  und  wir  werden  zur  schleunigeren  Erledigung  der  An- 
gelegenlieit  gewiss  beitragen. 

ad  3.  Sind  wir  eijjTerstanden  unter  der  sich  wohl  von 
selbst  verstehenden  Voraussetzung,  dass  die  Bestimmung  nur 
für  denjenigen  Termin  gilt ,  welcher  den  hier  bereits  aiiaäs- 
sigen  Juden  für  die  Erlangung  des  Bürgerrechts  gesetzt  wird; 
bei  den  künftigen  regelmässigen  Fällen  des  Biirgerwerdens 
wird  für  dieses  wenn  auch  ganz  unbedenkliche,  doch  immerhin 
exceptionelle  Verfahren  durchaus  kein  Grund  vorhanden  sein. 

ad  4.  In  dieser  Bestimmung  erkennen  wir  einen  wesent- 
lichen, in  hohem  Grade  wünsch ens wer then  Fortschritt.  Doch 
müssen  wir  bemerken,  dass  in  dieser  Einrichtung,  sowie  in 
dem  durchaus  uneriässlichen  Wegfall  des  besonderen  jüdischen 
Fremdenwesens ,  von  dem  weiter  unten  die  Bede  sein  wird, 
eine  ausserordentliche  Harte  liegen,  und  einer  Anzahl  Fami- 
lien, die  sich  bisher  durch  ihre  Arbeit  ernährt  haben,  un. 
verroeidliche  Verarmung  drohen  würde,  wenn*  nicht 

ad  5)  das  im  höchsten  Grade  wünsch  ens  werthe  Ab- 
kommen mit  mehreren  Aemtern  vorher  getroffen  würde.  Wir 
haben  über  dieses  Verhältniss  iu  Beziehung  auf  die  jridiBchi'TL 
Schneider  vor  längerer  Zeit  eine  auatührliclie  VorsteUung  an 
E.  H  Rath  gerichtet.  In  diesem  Gewerbe  würde  die  Zahl 
der  Leidenden  die  grösste  sein ;  aber  auch  in  mehreren  anderen 
Gewerben  giebt  es  Ai'beiter  in  nicht  ganz  geringer  Zahl,  die 
ins  Unglück  gestürzt  werden  würden,  wenn  man  ihnen  jede 
Hülfe  durch  Mitarbeiter  entzöge,  ehe  sie  Gelegenheit  gefunden, 
unt«r  billigen,  ihren  Verhältnissen  angemessenen  Bedingungen 
das  Meisterrecht  zu  erwerben.  Wir  können  daher  die  sub  5) 
angedeuteten  Rücksichten  dei'  Billigkeit  und  Milde  E.  H.  Rath 
nicht  dringend  genug  ans  Herz  legen.  Dass  diese  Rücksicht 
nur  den  jetzt  schon  ansässigen  und  verheiratheten  Gewerb- 
treibenden  gilt  und  in  Zukunft  gäuzlicii  wegfällt,  versteht 
sich  von  selbst. 


ad  6)  Das  Wegfallen  eiaes  besonderen  CivilreohtH 
Ehe-  und  Erbschafts aachen  ist  seit  länger  aia  e 
«Iter  als  eine  nothwendige  Folge  der  erlangten  Znlasaung 
«um  Bürgerrecht  angesehen  werden;  wir  sind  daher  hiemit 
unbedingt  einverstanden,  erlauben  uns  jedoch  den  Wunsch 
heizuMgen;  es  mögen  die  bereits  exiatirenden  Testamente  nnd 
Ehecontracte  in  Kraft  bleiben  und  in  allen  ihren  E 
nach  den  bisherigen  Stande  benrtheilt  werden. 

ad  7)  Wir  kommen  hier  an  den  Cardinalpankt  i 
ganzen  Frage.  Wir  sind  mit  dem  an  die  Spitze  gestellten 
Grundsatz,  dasa  der  jü  irische  Gemeinde -Verband 
lediglich  den  Charakter  einer  Bei igiona-Genoasen- 
echaft  ansunehmen  halie,  vollkommen  und  unbedingt 
einveratanden.  Wir  erkennen  alle  und  jede  aus  diesem  Satze 
abgeleitete  Folgerungen,  den  gänzlichen  Wegfall  des  beson- 
deren jiidiachen  Fremdenwesens,  die  Ueberweisung  der  Auf- 
nahme fremder  Juden  an  die  Wedde,  gleich  der  der  Chriaten, 
die  Beseitigung  der  Classe  contribuir ender  fremder  Juden, 
daa  Aufhören  des  Erfordernisses  des  Conaenses  der  Gemeinde- 
Vorsteher  bei  Heirathen  und  alles  dessen,  was  dem  irgend 
uihängen  mag  —  im  weitesten  Umfange  an.  Aber  wir  sind 
auch  der  festen  Ueberzeugung,  dass  jener  Grundsatz  niemals 
such  nur  zu  einem  Anfange  der  Verwirklichung  gelangen, 
dass  keine  einzige  seiner  Folgerungen  jemals  ins  Leben  treten 
kann,  ao  lange  nicht  auch  die  eine  gleich  wesentliche  und 
gleich  nothwendige  Consequenz,  der  Wegfall  einer  bleibenden 
und  regelmäsaigea  communalen  Verpflichtung  zur  eigenen 
Armenpflege  und  einer  zwangsweise  auferlegten  Besteuerung 
zu  diesem  Zweck  realisirt  wird.  Einer  Commune,  die  ihre 
Armen  verpflegen  m  u  s  s ,  die  ihren  Mitgliedern  zu  diesem 
Zweck  Lasten  rein  bürgerlicher  Art  aufzulegen  berechtigt 
und  genöthigt  ist,  kann  man  das  Recht  nicht  wohl  streitig 
machen,  wider  die  Aufnahme  von  Mitgliedern,  die  ihr  ange- 
hören und  sie  möglicherweise  belasten  a ollen,  ein  Wider- 
spruchsrecht geltend  zu  machen,  man  wird  ihr  nicht  wehren 
können,    in    dieaem  Widerspruchs  recht    eine   Qnelle    des  Ein- 
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kommens  durch  den  Anspruch  auf  eine  Vergütung  abseiten 
aaa  der  Fremde  Anziehender  zu  finden.  Dehnt  man  vollends, 
wie  ea  die  Praxis  unter  uns  anf  die  entschiedenste  "Weise 
gethan  hat,  diese  cominunalejP flicht  der  Armenpflege  auch  anf 
Fremde  einer  gewissen  Classe  aus,  so  kann  man  umnöglich 
derjenigen  Oemeinde.  welche  allein,  bei  dem  Andränge  der 
Armen  dieser  Classe  betheiligt  ist,  wehren,  selbständige  Mass- 
regeln gegen  solchen  Andrang  zu  treffen,  so  wie  auch  für  die 
Gefahr  der  Belastung,  die  ihr  aus  dem  längeren  Aufenthalt 
einee  Fremden  erwachst,  eine  Vergütung  in  Anspruch  nehmen. 
Ohnehin  wird  der  Ausfall,  der  in  den  Finanzen  der  Gemeinde 
durch  den  Wegfall  zweier  Einnahme-Quellen,  der  Vergütung 
abseit«n  derer,  welche  in  die  Gemeinde  treten,  und  der  Bei- 
träge der  contrihuir enden  Fremden,  entsteht,  so  bedeutend 
sein,  dass  ohne  eine  ausserordentliche,  ganz  unausfüiirbare 
Erhöiiung  der  Belastung  der  Einzelnen  die  jetzigen  Ausgaben 
nicht  mehr  bestritten  werden  können.  Das  gegenwärtige,  von 
allen  Seiten  als  unhaltbar  erkannte,  mit  den  erlangten  bürger- 
lichen Rechten  in  grellem  Widerspruch  stehende  und  deshalb 
dem  Gefühle  Aller  widerstrebende  Verhältniss  einer  bürger- 
lich getrennten  Gemeinde  lässt  eine  durchgreifende  Umge- 
staltung oder  das  Aufhören  einer  bürgerlichen  Pflicht 
der  Armen- Versorgung  auf  keine  Weise  zu.  Dass  die  Ge- 
meindemitglieder darum  der  moralischen  und  religiösen 
Verpflichtung  der  Fürsorge  für  ihre  Armen  sich  nicht  ent- 
ziehen, das  sie  mit  Erfolg  beflissen  sein  werden,  den  Staat 
die  nach  dem  Grundsatz  der  Rechtsgleichheit  übernommene 
Belastung  nicht  als  drückende  Last  empfinden  zu  lassen, 
glauben  wir  mit  Zuversicht  erwarten  zu  dürfen,  und  manche 
in  andern  Ländern  gemachte  günstige  Erfahrung  bestätigt 
diese  Hofinung.  Dass  die  Sammlungen  der  allgemeinen  Ärmen- 
anstalt,  insoweit  ea  nicht  schon  geschieht,  auch  bei  Juden 
durchweg  geschehen  müssen,  und  dass  überhaupt,  wenn  in 
irgend  einem  Punkte  die  Juden  in  ihren  Beiträgen  für  öfl'ent- 
liche  Zwecke  noch  zurückstehen  sollten  ,  für  die  ToUatändige 
Ausgleichung  Sorge  getragen  werden  müsse,  versteht  sich 
von  selbst. 


Ee  wird  nun  aber,  um  die  Sache  praktisch  z 
ermittelt  werden  müssen,  üb  Thatsacheu  vorhanden  sind,  die 
auf  einem  oder  den  andern  Punkte  der  Verschmelzung  ent- 
gegenstehen, oder  doch  eine  längere  oder  kürzere  Uebergangs- 
Feriode  erforderlich  machen.  In  dem.  Bereiche  der  Armen- 
verpflegung durch  wöchentliche  oder  ausserordentliche  Unter- 
stützung, 30  wie  der  Pflege,  welche  den  Kranken  in  ihren 
Häusern  zu  Theil  wird,  Termögen  wir  keinen  durchgreifen- 
den Grund  zu  irgend  einer  Auanahrae  zu  finden.  An  einzelnen 
Uebelfitänden,  an  begründeten  und  unbegründeten  Klagen, 
wird  es  auch  hier,  wie  bei  jedem  Uebergang  aus  dem  schlimmen 
in  einen  entschieden  gerechteren  und  besseren  Zustand  nicht 
fehlen.  Allein  es  wird  die  Sache  der  freiwilligen  Mildthätig- 
keit  der  Juden  sein,  solchen  Uebelatänden  abzuhelfen,  solche 
Klagen  nach  Kräften  zu  beseitigen.  Der  Uebergang  aber 
wird  durchgeführt  werden  müssen. 

Inwieweit  in  allseitigem  Interesse  auf  administra- 
tivem Wege  durch  Vereinbarung  zwischen  der  allgemeinen 
'Armenanetalt  und  derjenigen  jüdischen  Armenpflege,  die,  durch 
freiwillige  Beiträge  unterhalten,  fortbestehen,  wird  ein  pas- 
sender Zustand  angeordnet  werden  können,  ist  eine  Frage, 
welche  die  Gesetzgebung  nicht  zu  lösen  hat,  und  welche 
uns  deshalb  ausserhalb  der  Aufgabe  der  gegenwärtigen  Be- 
gutachtung zu  liegen  scheint.  Für  die  Gesetzgebung  scheint 
nns,  wenn  das  gegenwärtige  Verhältniss  eine  wirkliche  Um- 
gestaltung erfahren  soll,  der  Grundsatz  der  Anwendung  der 
allgemeinen  städtischen  Armen- An  stalten  auch  auf  die  Hülfs- 
bedürftigen  unter  den  Juden  der  einzige  haltbare  zu  sein. 

Unter  den  Angelegenheiten  aber,  die  einer  näheren  Er- 
wägung der  in  Betracht  kommenden  Thatsachen  bedürfen 
und  die  sich  durch  die  blosse  Aufstellung  eines  Grundsatzes 
nicht  erledigen  lassen,  nimmt  das  Schulwesen  die  erste 
Stelle  ein. 

Die  Gründe,  welche  es  tmtbunlich  erscheinen  lasseu, 
auch  den  besten  und  eifrigsten  Willen  vorausgesetzt,  das 
jüdische  Amieu-Schulwesen  sofui't   oder  in  ganz  knrzer   Frist 


dem  christlichen  eiozuTerieilien,  sind  theils  äaBserer,  theilfl 
innerer  Art,  theüs  in  den  christiichen,  theils  in  den  jüdischen 
Verhältnissen  begründet.  Wir  zweifeln,  ob  selbst  die  Räum- 
lichkeit der  atildtiachen  Armenachulen  einen  plötzlichen  Zu- 
wachs von  etwa  600  Kindern,  der  sich  wesentlich  ungleich 
yertheUen  würde,  gewachsen  Hein  würde.  Dazu  kommt,  dass 
die  Frage,  inwieweit  der  geaammte  Volksunterricht  mit  den 
kirchlichen  Lehren  in  lebendigem  Zusammenhang  stehen 
müsse,  auf  dem  chriattichen  Gebiete  seiner  Entscheidung  noch 
entgegensieht,  einer  Entscheidung,  auf  welche  die  Juden  Ein- 
fluBs  zu  üben  nicht  im  Stande  sind,  von  deren  Ausfall  aber 
die  andere  Frage,  ob  eine  Religionapartei,  die  eine  geringe 
Minorität  im  Staate  bildet,  ohne  ein  eigenes  Volks- Schulwesen 
bestehen  könne,  wesentlich  abhängt.  So  tief  die  grosse 
Mehrzahl  der  Juden  die  Wohlthat  empfindet,  welche  für  die 
Ausgleichung  mancher  Verschiedenheiten  und  Miss  Verhältnisse 
in  einem  gemeinsamen  Schulwesen  liegen  wüi'de,  so  würden 
doch  die  Meisten  Bedenken  tragen  —  und  zwar  die  ver- 
schiedensten religiösen  Auffassungen,  eine  jede  im  eigenen 
Interesse  —  so  lange  das  Verhältniss  zwischen  Kirche  und 
Schule  in  der  gegenwärtigen  Gährung  begriffen  ist,  das 
eigen  Schulwesen  vollständig  fallen  zu  lassen.  Zudem  ist  die 
selbständige  Religionaachule,  die  bei  dem  Wegfall  des  übrigen 
Schulwesi'ös  als  eines  gesonderten  nothwendig  gebildet  werden 
mflsste,  in  unserer  Gemeinde  noch  nicht  vorhanden,  da  bisher 
in  den  öffentlichen  jüdischen  Schulen  der  Religions- Unterricht 
mit  dem  gesamraten  Elementar-Unterricht  zusammen  ertheilt 
wurde:  die  Religions  schule  würde  demnach  erat  einer  neuen 
Organisation  bedürfen,  die  wiederum  von  der  künftigen  Or- 
ganisation der  Religions-Gemeinde  abhangt. 

Ob  aber  in  Zukunft  die  Religions -Schule  genügen,  oder 
ob  es  nach  wie  vor  ein  unabwüis liebes  Bedürfniss  der  Beli- 
gions-Gemeinde  als  solcher  bleiben  wird,  eine  vollständige 
Volksschule  au  unterhalten,  hängt  grosaentheils  von  der  kün- 
tigen  Entwickelung  des  allgemeinen  Volksschulwesens,  das  ja 
von    der  Gesetzgebung    eine    neue  Organisation    zu    erwarten 


hat,  ab.  Es  iat  nun 
die  jüdische  Religioi 
bürgerlichen  Zwang  v 
Beligioua-Scbule,  wei 
■tandige  Volksschule, 


mit  voller  Zuversiclit  zu  erwarten,  dass 
LS-G-emeiüde  freiwillig  und  ohne  allen 
I  einem  wie  in  dem  andern  Fall  für  die 
in  diese  genügen,  so  wie  für  die  voll- 
wenn    dioae    erforderlich  bleiben   sollte. 


^■  "ihrer  moralischen  Pflicht  genügen  und  die  nöthigen  Mittel 
durch  freiwillige  Beiträge  aufbringen  wird.  Indessen  bedarf 
es  hierzu  einer  neuen  Organisation,  zu  welcher  erst  nach  der 
Erledigung  von  mancherlei  Voriragen  wird  geschritten  werden 
können.  IIa  nun  die  Angelegenheit  des  Schulwesens  eine  zu 
wichtige  iat,  um  dieselbe  auch  nur  für  die  allerkürzeste  Frist 
dem  Zufall  überlassen  zu  dürfen,  da  ferner  das  Interesse,  wie 
das  Recht  und  die  Pflieht  des  Staates,  für  die  Eraiehung  dei- 
Unmündigen  alier  Ciaasen  Sorge  za  tragen,  ausser  Zweifel 
steht,  so  stellt  sich  in  dieser  Hinsicht  die  Herstellung  eines 
Uebergangszu Standes  als  unerlässlicli  heraus.  Wir  glauben, 
dass  ein  Zeitraum  von  zwei  oder  drei  Jahren  für  diesen 
Uebergangszustand  vollkommen  genügen  wird.  Während  dieses 
Zeitraums  müssten  die  Mittel  für  den  Unterricht  der  Kinder 
jüdischer  Armen  durch  Besteuerung  nach  Art  der  bisherigen 
Weise  aufgebracht  werden.  Nacb  Ablauf  desselben  hätte  diese 
Anomalie  aufzuhören,  da  es  sich  bis  dabin  einerseits  heraoB- 
gestellt  haben  wird,  inwieweit  die  Öffentlichen  Schulen  ihre 
Fürsorge  auch  auf  die  Kinder  jüdischer  Armen  erstrecken, 
andererseits  die  jüdische  Religio ns- Gemeinde  die  erforderlichen 
Anstalten  freiwillig  zu  unterhalten  gerüstet  sein  wird. 

In  mancher  Hinsicht  anders  verhält  es  sich  mit  dem 
weiter  in  Betracht  kommenden  Bedürfniss  eines  eigenen 
Krankenhauses.  Wir  setzen  hierbei  voraus,  dass  das  all- 
gemeine, zum  grössten  Theil  durch  Staatsmittel  unterhaltene 
Krankenhaus  fortan  auch  den  jüdischen  Kranken  geöffiiet 
Bein  wird.  Dennoch  wird  ein  eigenes  judisches  Kranken- 
haus, wie  in  allen  grösseren  judischen  Gemeinden  ohne  Aus- 
nahme   —  auch    in    solchen,    deren   AngehÖnge    den    vollsten 
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Anspruck  auf  die  ÖffeBÜiclieu  Anstalten  haben  —  unentbehr- 
lich sein.  Der  Grund  liegt  wesentlich  in  den  religiösen  Speise- 
Vorschriften,  HiernuB  folgt,  dass  eia  gesetzlicher  Zwang  zur 
Unterhaltung  einea  solchen  Instituts  den  Mitgliedern  der 
Eeiigions -Gemeinde  nicht  aufgelegt  werden  kann,  sondern  dass 
sie  der  ihnen  obliegenden  humanen  und  religiösen  Pflicht 
aus  freien  Stücken  zu  genügen  haben.  Wir  zweifeln  auch 
nicht,  dass  dies  in  entsprechendem  Maaase  geschehen  werde. 
Sollte  uns  diese  Hoffnung  wider  alles  Erwarten  täuschen,  so 
können  wir  doch  darum  in  keiner  Weise  zugehen,  dass  es  in 
den  Befugnissen  der  Staatsgesetze  liege,  die  Bekenner  einer 
Religion  zu  nöthigen,  dass  sie  ihre  armen  und  kranken 
Glaubensgenossen  in  den  Stand  setzen,  den  religiösen  Cere- 
Dionialgesetzen  gemäss  zu  leben.  Für  einen  Beitrag  aus  Staats- 
mitteln spricht  hier  freilich  der  Billigkeitsgrnnd,  dass  jeden- 
falls die  allgemeinen  Kraukenan stalten,  deren  Verpflichtung 
zur  Aufnahme  jüdischer  Kranken  vorausgesetzt,  durch  das 
Bestehen  eines  jüdischen  Krankenhauses  faktisch  einea  Theils 
ihrer  Last  entledigt  werden.  Wir  überlassen  diesen  Punkt 
dem  billigen  Ermessen  Derer,  denen  die  Entscheidung  obliegt. 
Um  den  Kreis  derjenigen  Angelegenheiten,  auf  welche 
die  Autorität  der  Staatsgewalt  wesentlich  einzuwirken  berech- 
tigt und  verbundea  ist,  vollständig  zu  übersehen,  müasen  wir 
noch  einen  Punkt,  nämlich  die  Schulden  der  Gemeinde,  ins 
Auge  fassen.  Wenn  eine  Gesellschaft,  welcher  der  Staat  die 
Rechte  einer  politischen  Gemeinde,  einschliesslich  des  Ee- 
steuerungsrechts,  in  der  umfassendsten  Weise  thatsächlich 
eingeräumt  hat,  in  dieser  ihrer  Eigenschaft  Schulden  con- 
trahirt  hat,  so  liegt  dem  Staat  bei  der  Auflösung  dieser  poli- 
tischen Gemeinde  als  solcher  die  Verpflichtung  ob,  daiiir 
Sorge  zn  tragen,  dass  ihre  Verpflichtungen  erfüllt,  daaa  also 
ihre  Mitglieder'  zur  Einhaltung  ihrer  Verbindlichkeiten  in 
dieser  Hinsicht  zwangsweise  angehalten  werden.  Da  jene 
Schulden  wesentlich  auf  Grundlage  des  Steuererhebungsrechts 
contrahirt  werden,  so  versteht  es  sich,  dass  die  Beitragaver- 
hindliehkeiten  zu  ihrer  Tilgung  nach  dem  bisherigen  Modus. 


d,  h.  nach  der  Steuerkraft  zu  repartiren  sind.  Dasa  sich  aber 
dieser  Verbindlichkeit  fortan  Keiner  durch  seinen  Austritt, 
auch  nicht  durch  Orta-  oder  Glaubens  Wechsel  entziehen  könne, 
ist  eine  im  Rechte  begründete  Forderung.  Eine  erbebliche 
materielle  Schwierigkeit  liegt  in  der  Ordnung  dieses  Verhftlt- 
lÜBses  nicht,  da  die  Schutdeulaat,  wenn  mau  das  Eigentbum 
der  Gemeinde  dagegen  in  Anschlag  bringt,  eine  verhältnisa- 
mäsaig  nicht  bedeutende  und  die  Verzinsung  und  höchst 
wünsch enswerthe  allmnblige  Tilgung  derselben  ohne  eine  sehr 
grosse  Belastung  der  Einzelnen  geschehen  kann. 

Ea  wiire  hiernach  gesetzliche  Fürsorge  dafür  zu  treffen, 
daas  für  die  Verzinsung  und  Tilgung  der  Schulden  bis  nach 
deren  gänzlicher  Abtragung  und  für  die  Unterhaltung  dea 
Schulwesens  während  des  Uebergangszustandea  Steuern  er- 
hoben und  wie  bisher  auf  administrativem  Wege  beigetriehen 
werden  können.  Die  Erhebung  raüsste  nach  dem  genau  er- 
mittelten Bedürfniss  und  nach  einem  festen  und  gerechten 
Massstab,  etwa  nach  Analogie  des  Modus  der  Brand-  oder 
Entfestigungs Steuer  geschehen,  so  dass  Reclamationen  auf  die 
Basis  einer  bestimmten,  auf  einem  gerechten  Grundsatz  be- 
rohenden  eidlichen  Erklärung  hin,  wie  hei  den  Staatssteuern 
erledigt  werden  mössten.  Dadurch  würde  Yielfache  Ungleich- 
heit und  Unzufriedenheit  beseitigt  werden,  welche  durch  das 
jetaäge  Verfahren  hervorgerufen  worden  sind.  Da  die  ge- 
rammten hier  in  Rede  stehenden  Geschäfte  mit  den  eigent- 
lichen Religions-  und  Cultusangelegenheiten  durchaus  nichts 
zu  thun  haben,  sondern  sich  blos  auf  die  Abwickelung  der 
fixeren,  bürgerlich  communalen  Verhältnisse,  beziehunga- 
weise  auf  die  einstweilige  Fortdauer  eines  Theils  derselben, 
beziehen,  so  sind  diese  Geschäfte  einem  Vorstände  oder  Aus- 
BchuBse  anzuvertrauen,  dessen  Mitgheder  wohl  von  der  Ge- 
meinde gewählt  oder  vorgeschlagen  werden  könnten,  aber 
von  dem  Senate  bestätigt  werden  müsaten  und  der  überhaupt 
unter  der  directen  Controlle  des  Senats  stehen  müsste.  Eine 
Leitung  der  Verhandlungen  desselben  durch  einen  Commia- 
aariuB  des  Senats  würde  uns  höchst  wünschenswerth  erscheinen. 
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Eb  versteht  sich,  dass  demselheü  Collegio  auch  die  Verwaltung 
des  gesommten  Eigenthunis  der  Genibinde  zustehen  müsste. 
Die  jedeamalige  Jahres -Abrechnung  über  Einnahme  und  Aus- 
gabe müsste  veröffentlicht  werden. 

Hiermit  halten  wii-  den  Kreis  derjenigen  Gegenstände, 
welche  einer  Erledigung  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung 
bedürfen  und  eine  solche  zulassen,  für  abgeschlossen,  Allee 
Uebrige,  namentlich  die  allerdings  in  ihrem  Bereich  in  hohem 
Grade  wichtigen  Fragen  der  künftigen  Constituirung  der 
rein  religiösen  und  gotteBdienstlichen  Gemeinde,  haben  nicht 
Ton  der  Gesetzgebung,  sondern  im  Wesentlichen  von  der 
freien  Selbstbestimmung  der  Gemeinde  ihre  Losung  zu  er- 
warten. Das  sorgfältige  Auseinanderhalten  dieser  zwiefachen 
Ausgabe,  der  legislativen  und  der  wesentlich  die  Gemeinde 
allein  angehenden,  scheint  uns  für  die  Lösung  der  vorhandenen 
Schwierigkeiten  von  grosser  Wichtigkeit  zu  sein.  Es  kann 
aber  eine  gedeihliche  Thätigkeit  in  der  letzteren  Richtung 
erst  dann  beginnen,  wenn  die  Vorfrage  wegen  der  Beseiti- 
gung der  bisherigen  bürgerlichen  Beschaffenheit  des  Gemeinde- 
verbandes durch  die  Gesetzgebung  entschieden  ist.  Es  ist 
unmöglich,  dass  eine  Religions  -Gemeinde  sich  eine  snt' 
sprechende  Verfassung  gebe,  so  lange  nicht  festgestellt  worden 
ob  ein  verwickelter  Complex  von  Verpflichtungen  und  Be- 
rechtigungen rein  bürgerlicher  Art,  welche  bisher  das  religiöse 
Moment  gänzlich  in  den  Hintergrund  gedrängt  haben,  besei- 
tigt oder  beibehalten  werden  solle.  Dieser  Umstand,  dass  die 
Erledigung  der  bürgerlichen  Fragen  füi'  die  Constituirung 
der  Religions -Gemeinde  präjudiciell  ist,  könnte  in  Betracht 
der  Ausgaben  für  den  Cultus  ein  kurzes,  sehr  unbedenkliches 
Provisorium  erforderlich  machen.  Wenn  z.  B.  die  Regelung 
der  Hauptfragen  im  Lauf  des  nächsten  Jahres  so  weit  gediehen 
sein  sollten,  dass  vom  1.  Januar  1852  an  die  Verpflegung 
der  jüdischen  Armen  auf  den  Staat  überginge,  mithin  von  da 
an  Steuern  von  den  Mitgiiedern  der  Gemeinde  zwangsweise 
nur  noch  fiir  die  Schulden  und  nach  dem  Obigen  für  das 
Schulwesen  erhoben  würden,  so  würde  gewiss  eine  Anordnung 


wenig  Widerapruch  tinden,  nact  welcher,  1 
Bteltang  der  gottesdienatlicheii  Ängelegenheiteu  einige  Zeit  z 
laHBen,  für  das  Jahr  1852  auacahmaweise  noch  so  viel  Steuern 
e/hoben  würden,  um  iu  diesem  Jahre  noch,  in  dem  Maasse' 
wie  es  hieher  geschehen,  einen  Theil  der  Ausgaben  des  Cultus 
aus  der  Gemein decasse  zu  bestreiteu. 

Dasa  später  und  für  die  Dauer  diese  Äuegaben  auf 
mtlich  verschiedene  Weise,  daas  aie  allein  und  ans- 
achlieaalich  durch  freiwillige  Beitrage,  —  was  naturlich 
e  Verpflichtung  des  Einsielnen  gegen  die  ReÜgions -Gemeinde 
für  längere  oder  kürzere  Friijt  nach  Maassgabe  dos  Gemeinde- 
Statuts  nicht  auBSchlieast,  —  bestritten  werden  müBaen,  er- 
scheint uns  als  unzweifelhaft.  £a  hat  gewiss  niemals  in  der 
Absiebt  des  Geaetzes  gelegen,  daas  zur  Bestreitung  des  früher 
nur  geduldeten  Cultus  der  Minderzahl  ein  rechtlicher  Zwang 
geübt  werden  sollte,  wie  er  in  entsprechender  Weise  nicht 
u  Gunsten  des  herrschenden  Cultus  stattgefunden  hat. 
Das  Moment,  weiches  den  Staat  bewog  und  nöthigte,  zur 
zwingenden  Erhebung  von  Abgaben  die  Hand  zu  bieten,  lag 
offenbar  in  den  communalen  Verpflichtungen  der  Armenpflege 
und  Armenerziehung,  nnd  es  ist  rein  zufäüig,  daas  aus  der  in 
solcher  Weise  gebildeten  Casse  eiu  ZiischusB  zu  den 
des  CultuB  geleistet  wurde.  Daas  die  Anwendung  < 
satzes  freiwilliger  Unterhaltung  des  Cultus  für  die 
desselben  durchaus  keine  Gefahr  mit  aich  führt, 
jedem  der  Verhältniase  Kundigen  sowohl  aus  Innerei 
wie  auch  schon  darum  zugegeben  werden,  weil  auch  bisher 
Dur  der  kleinere  Theil  der  wirklichen  Ausgaben  für  den  Cultus 
aus  der  Gemeindecasae  zuschussweise  beatritten  worden  ist. 

Ueber  die  Frage,  ob  sich  nach  den  verschiedenen  gottes- 
dienatlichen  Formen  verschiedene  Cultus -Gemeinden  bilden, 
oder  ob  die  Anhänger  jener  verschiedener  Formen  ea  vor- 
ziehen werden ,  in  irgend  einem  äusseren  Zusammenhange 
mit  einander  zu  bleiben,  dessen  nähere  Bedingungen  unter 
ihnen  durch  Uebereinkunft  festzustellen  wären,  wird  späterhin 
die  Gemeinde  durch  eine  geeignet«,  zu  diesem  Ende  ins  Werk 


Ausgaben 
es  Grund- 
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zu  setzende  Vortratung,  unter  Berücksichtigung  gerechter  An- 
sprüche der  Minorität,  eine  Entscheidung  zu  treffen  haben. 
Für  das  religiöse  Leben  ist  die  ganz  äuseerliche  Frage  gleich- 
gültig. Auch  der  Staat  hat  bei  ihrer  Beantwortung  durchaus 
kein  latoresae,  sobald  die  bürgerlich  communalen  Anforde- 
rungeu  thejls  aufgehört  haben,  theils  für  die  Befriedigung 
derselben  in  ganz  selbständiger  Art ,  abgesehen  von  der 
Bildung  der  gotteadienatlichen  Gemeinden,  Sorge  getragen 
worden  ist.  Wenn  die  Obrigkeit  früher  auf  die  Erhaltung 
des  Gemeinde- Bandes  bei  abweichenden  gott  es  dienstlichen 
Formen  gedrungen  hat,  so  hat  dabei  ohne  Zweifel  ganz  allein 
die  Rücksicht  auf  jene  bürgerlich  communalen  Obliegenheiten 
zu  Grunde  gelegen. 

Die  Ertheilung  von  Corporat ionsrechten,  soweit  solthß 
bei  reinen  Eeligions-Geineindon  in  Frage  kommen,  wird  nach 
dem  hier  geltenden  Recht  nicht  Sache  der  Gesetzgebung, 
sondern  der  höchsten  Staatsbehörde  sein.  Dieser  Gegenstand 
wird  wohl  keine  Schwierigkeiten  machen.  Die  Sjnagogen- 
(iemeinde  wird  die  Congregationsrechte  von  der  alten  Com- 
mune —  natürlich  nach  den  veränderten  Verhältnissen  in  be- 
Hchränkter  Weise  —  gleichsam  überkommen;  der  Tempel- 
Verein  hat  jene  Rechte  stillschweigend,  durch  Geatattung  eines 
auf  seinen  Namen  zu  sclu'eibenden  Grunde igenth um a,  vor  län- 
gerer Zeit  erhalten.  Es  ist  nicht  wahrscheinlich,  dass  andere 
Vereine  Corp  oratio  nsrechte  in  Anspruch  nehmen;  wäre  es  der 
Fall,  so  würde  die  Staatsbehörde  sowohl  die  moralischen 
Bürgschaften,  wie  die  äusseren  Garantien  des  Bestandes  und 
der  Dauer  zu  prüfen  haben.  Privat-Betvereine,  wie  sie  unter 
den  Juden  immer  stattgehabt  haben,  die  keine  Corporations- 
r echte  ansprechen  und  Niemandem  Anlas s  zur  Beschwerde 
geben,  wird  man  natürlich  nicht  hindern  wollen.  Die  Ver- 
richtung von  Trauungen,  die  der  Staat,  so  lange  sie  zugleich 
die  Stelle  des  Civilactea  verti'eten,  uothwendig  überwachen 
musa,  wird  für  jützt  gleichfalls  nur  den  von  der  Synagoge 
und  dem  Tempel- Vereine  dazu  angestellten  Personen  zustehen, 
nur  durob  aaadrücklichB  Ermächtigung  abseitea  des  Senats 
24 
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könnte  der  Kreis  der  Berechtigten  erweitert  werden.  Wenn 
nach  Einführung  der  Civiiehe  die  religiöse  Trauung  nur  Ge- 
wissenssache bliebe,  so  mlrde  sich  natUrhch  dieses  Yerbältniss 
weaentlich  ändern. 

Wir  knüpfen  an  das  zuletzt  Erwähnte  schliesslich  den 
Ausdruck  der  zurersichtlichen  HoShung  an,  dasa  die  Zulassung 
der  gemischten  Ehen  (deren  Verzögerung  die  Mehrheit  unseres 
Collegii  mit  dem  innigsten  Bedauern  wahrnimmt),  in  die  be- 
absichtigten Reformen  ^sentlich  einbegriffen  Bein  werde,  zu- 
mal da  auch  die  Bedenken,  welche  von  einem  Theile  der  Ge- 
meinde gegen  die  beabsichtigten  Modalitäten  der  Zulassung 
solcher  Ehen  erhoben  worden  sind,  durch  die  bevorstehenden 
Aenderuiigen  in  den  Gemeinde  Verhältnissen  am  besten  ihre 
Erledigung  finden  werden. 

Minorität  a  -V  otum. 

Die  unterzeichnete  Minorität,  welche  sowohl  dem  Vor- 
behalt der  Incompetenz  dieses  Vorstehe r-CoHegiums,  als  den 
Erklärungen  über  §  1 — 6  vollständig  beitritt  und  auch  den 
Wunsch  der  Majorität  theüt,  dass  die  Angelegenheit  der  ge- 
mischten Ehen,  jedoch  mit  der  Bestimmung,  dasa  Kinder 
nichtjüdischer  Mütter  der  jüdischen  Kirche  und  Gemeinde 
nicht  ohne  deren  canonisch  vorgeschriebenen  Aufnahms- 
Bitualien  aufgedrungen  werden,  ihre  Eegulirnng  erhalten 
möge,  sieht  sich  veranlasst,  den  §  7  des  Entwurfs  mit  einem 
Separatvotnm  zu  beantworten ,  das  sich  mit  möglichster 
Schonung  der  Freiheit  jedes  Einzelnen  auf  die  zwei  nach 
unserer  Meinung,  bewnndten  Umständen  nach,  für  jetzt  un- 
erlssaliciifai  Punkte:  Gesicherte  eorporative  Einheit  der 
jüdischen  Bevölkerung,  und  vorläufig  noch  separirte 
jüdische  Armenpflege,  stützt. 

Was  den  ersten  Punkt  betrifft,  so  gehen  wir  davon  aus, 
dasa  das  jetzige  Judeuthum  keine  ihm  eigcnthümliche  Kirchen- 
verfnssung    besitzt,    wie   solche   bei  allen  christlichen  Confes- 
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;n.  Um  eine  jüdische  Gemeinde  zu  bilden,  brancht 
bloa  eine  Anzahl  von  1(J  erwachsenen  Männern  zusammen  zu 
treten,  und  es  bedarf  von  dem  religiösen  Standpunkte  aus 
keiner  tirchenregimeotlichen  Erlaubuiss  und  uocb  weniger  einer 
prieaferlichen,  da  Priester  und  von  höherer  Autorität  eingesetzte 
GeiBtliche  bei  uns  nicht  existiren.  Aua  diesem  Grunde  erklärt 
eB  Bich,  dasa  die  Gesetzgebungen  sowohl  derjenigen  Länder,  die 
ihre  Jüdischen  Einwohner  seit  vielen  Jahren  nahezu,  als  dei'- 
jenigen,  die  sie  vollständig  emancipirt  haben,  zu  gleicher 
Zeit  diese  Lücke  sttpplirt,  und  eine  jüdische  Kirchen-  und 
Geme  ndeordnung  eingeführt  haben.  Unter  den  ersteren  nennen 
wir  Württemberg,  Dänemark,  Baden,  Brauns chweig,  Hannover, 
Bayern,  das  österreichische  Italien;  unter  den  letzteren 
Frankreich,  Belgien  und  Holland.  Dia  erste  Grundlage  oller 
dieser  Gesetze  ist  die  Sicherstellung  der  corporativen  Einheit 
der  jüdischen  Gemeinden.  Das  französische  Gesetz,  welches 
in  Jeder  Stadt  nicht  mehr  als  Eine  jüdische  Gemeinde  er- 
laubt, ist  so  präcia,  dass,  wenn  die  fritnzösische  Herrsohaft 
hier  in  Hamburg  nur  noch  Ein  Jahr  länger  gedauert  hätte, 
sogar  die  Portugiesische  Gemeinde  mit  der  unarigen,  unge- 
achtet der  verschiedenen  ia  den  respect.  Synagogen  geltenden 
Liturgien,  hätte  zusammentreten  müssen,  wie  das  Gleiche  denn 
auch  wirklich  in  Paria,  Bordeaux,  Bayonne,  Avignon  etc.  der 
Fall  ist.  Wir  heben  dies  Factum  hervor,  weil  es  genügt,  um 
nachzuweisen,  daaa  es  nicht  die  Verschiedenheit  der  Gebet- 
bücher und  Ceremonien  ist,  welche  jüdische  Bethäuser  ver- 
hindert, eine  vereinigte  Gemeinde  zu  bilden,  und  wir  können 
uns  bei  dieser  Veranlassung  auch  auf  mehrere  ausführliche 
Eingaben  des  hiesigen  Israelitischen  Tempel- Vereins  an  unser 
Vorateher-Collegium  beziehen,  in  welchem  der  Wunsch  nach 
festem  und  dauerndem  AnschlDsa  auf  das  Feierlichste  ausge- 
sprochen ist. 

Die  Majorität,  die  den  Werth  eines  gemeinschaftlichen 

Zusammenwirkens   keinesweges    bestreitet,    erwartet    daaselbe 

von    dem    freien    Willen     der    jüdischen    Bevölkerung     und 

glaubt,  dass  administrative  Bedenken  hinsichtlich  Ertheilung 
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von  Corp orationsr echten  an  etwa  späterhin  sich  meldende  ' 
Religion sgeuossenschaften,  der  aJlzngro säen  Zersplitterung'  schon 
Gränzen  setzen  dürften.  Wir  könneo  una  dieser  Zuversicht 
nicht  hiugeben,  denn  die  G-efahr  der  Zersplittemng  droht 
nach  nnserm  Dafürhalten  nicht,  wie  man  etwa  annehmen 
möchte,  von  Seiten  des  Tempel- Vereins,  sondern  znerst  von 
den  zahlreichen  Bet vereinen  minder  bemittelter  Glaubens- 
genossen, die  gar  keiner  Corporationsreebte  bedürfen;  sodann 
von  Reichen,  die  einfach  «m  ihr  Geld  zu  sparen  sich  der 
Gemeindfl  entziehen,  und  drittens  von  einwandernden  Fremden, 
die  nm  so  leichter  und  wohlfeiler  ihre  etwanigen  caltuellen 
Bedürfnisse  befriedigen  können,  als  die  Last  der  Gemeinde- 
schulden,  die  unbedingt  auf  uua  und  unseren  Nachkommen 
haftet,  ihnen  fremd  bleibt. 

Eine  noch  grössere  Gefahr  aber,  und  gerade  diese  ist 
es,  die  uns  bewog,  das  Verlangen  nach  corporativer  Einheit 
bis  zum  Zwang  zu  steigern,  finden  wir  in  der  grossen  Nahe 
von  Ältona  und  von  Wandsbeck,  unmöglich  können  wir  uns 
der  Toraussetzung   hingeben,    man    dürfe    es    getrost   darauf 


ankommen  lassen, 
getretener  sich  zu 
etwa  bei  ( 
gangen   u.    dgl. 


;in  Einwandernder,  ein  von  uns  Aus- 
halte  oder  nicht,  —    denn  am  Ende, 

3n  Copulationen,  Beerdigungen,  Kirch- 
er ja  doch  zu  uns  kommen,  —  wir 
glauben,  wie  gesagt,  es  nicht  auf  diese  Zuräliigkeiten  an- 
kommen lassen  zu  dürfen,  wenn  wir  erwägen,  dass  es  einem 
solchen  ja  freistehen  würde,  sich  für  solche  Fälle  durch  eine 
geringe  Recognition  die  Benutzung  der  Institute  der  obigen 
Gemeinden,  in  deren  Gebiet  ja  sogar  unsere  eigenen  Friedhöfe 
belegen  sind,  zu  sichern.  Hat  aber  erst  eine  Anzahl  Einge- 
wanderter diesen  Weg  betreten,  so  bildet  sieh  hier  nach 
wenigen  Jahren  wieder  eine  Hamburgiache,  eine  Ältonaische 
und  eine  Waudshecker  Gemeinde ,  und  wir  erleben  wieder 
einen  durch  schwere  Opfer  vor  38  Jahren  beseitigten  Znstand, 
■  den  wohl  kein  der  Verhältnisse  und  der  Vergangenheit  Kundiger 
zurückwünschen  kann. 
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Es  käme  mmmehr  darauf  an,  nachzuweisen,  daas  das 
Zuaamme  ah  alten  der  gesammten  jüdischen  BevÖlkeruag  sein 
Vortheilhaftea,  ihr  Au  aein  ander  treten  sein  Nachtheiliges  iahe. 
Wir  unsererBöitB  sprechen  die  volle  Ueherzeugung  aus,  daas 
der  unverkennbare  Fortachritt  der  Juden,  inabesoadei-e  unserer 
Gemeinde,  in  bürgerlicher  Tüchtigkeit  und  vaterländischer 
Gesittung  vor  Aliem  der  segensreichen  Wechselwirkung  der 
mcbr  fortgeschrittenen  und  der  mehr  zurückgebliebenen  Mit- 
glieder zu  danken  ist.  Sagten  diese  beiden  Richtungen  sich 
von  einander  los,  oder  vielmehr  blieben  sie  nicht  in  Einem 
gemeinschaftlichen  Verbände;  so  verfielen  jene  dem  haltlosen 
Nihilismus  und  diese  isolirten  sich  in  der  starrsten  Ahge- 
BchJedenheit.  Diese  Klippen,  diese  fcistreme  sind  bisher  ver- 
mieden, Versöhnlichkeit  und  Verträglichkeit  sind  die  hervor- 
tretenden Charaktere  unserer  Gemeinde,  und  wir  möchten 
diesen  segensreicbea  Zustand  nicht  zerstört  sehen,  der  auch 
direct  dein  Staate  njitzt,  indem  er  den  Bestand  einer  Anzahl 
von  Inatituten  sichert,  die  der  Verarmung  und  Entsittlichung 
einer  bedeutenden  Zahl  seiner  Angehörigen  entgegen  arbeiten, 
welche  ihm  sonst  auf  vielfältige  Weise  zur  Last  fielen. 

Was  nun  die  eigentliche  Armenpflege  betrifft,  so  sind  wir 
zwar  weit  entfernt,  iu  der  commuualenUebornahme  derselben  eine 
Alteration  des  Charakters  der  blossen  Religions-Gesellschaft  za 
finden;  gestehen  jedoch,  dass  auch  da  die  Aufhebung  der  alten 
Scheidewände  erwünscht,  dass  auch  wir  gerne  den  jüdischen 
Armen  zum  chvistüchenPfleger  und  den  christlichen  zum  jüdischen 
gehen  sahen,  und  dass  auch  wir  es  für  einenUebeistand  betrachten, 
daas  jedei-  nur  seinen  eigenen  Glaubensgenossen  aufsuchen 
rousa.  Allein  überwiegende,  der  vorhandenen  Sachlage  ent- 
nommene Gründe  haben  uns  auf  die  nächste  Zeit  noch  für 
das  System  einer  abgesonderten  jüdischen  Armenpflege  be- 
stimmt, wobei  wir  es  natürlich  dem  Ermessen  überlassen,  ob 
diese  vom  Staate  direct,  oder  durch  die  Vermittelung  der 
allgemeinen  Arioenanbtalt  nach  dem  ohne  Schwierigkeit  KU 
ermittelnden  Populationsverhältniss  subventionirt  werden  soll. 
Jene  Gründe  bestehen  vorzüglich  iu  dem  noch  merklich  ver- 
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BChiedensn  Charakter  US! 
liehe u,  welche  aach  eine 
Leiacht.  Dass  ein  Volk  - 
Tage,    und    nicht  in   eine; 


;rer  Armen  von  dem  der  christ- 
rerachiedene  Behaudlunga weise  er- 
'  so  zu  sagen  —  nicht  in  Einem 
Jahrzehend   umgewandelt  werden 


kann,  weiss  ein  Jeder,  und  nicht  minder,  dasa  Bi>ligion  und. 
habituell«  Beechilftigung  zunndat  die  Eigenthümlichkeit  eines 
Menschen  bestimmen.  Nuu  sind  aber  unsere  Armen  zum  groeaten 
TheilzurückgekomraeneHandelsleuto,  während  die  meisten  unter- 
atützungsbedürftigeu  Christen  zurückgekommene  Handarbeiter 
sind,  und  dieser  gana  Terschiedene  Lebensgewohnheiten  bedin- 
gende Umstand  macht  neben  der  Religion  und  des  damit  zuaam- 
nienhäugendeuFamilien Verhältnisses,  eine  gleich eBehandlung  für 
jetzt  fast  unmöglich.  Die  Mittel,  mit  deueu  dem  Einen  ge- 
holfen ist,  haben  oft  für  den  Andern  gar  keinen  Wertli, 
Wir  könnten  dies  durch  zahlreiche  Beispiele  belegen,  ohne 
noch  gar  an  diejenigen  Funkte  zu  gelangen,  die  bei  den 
Juden  in  das  Gebiet  des  Eeligiöaen  ^uein  ragen,  z.  B.  die 
Beerdigungen,  die  Unterbringung  im  Werk-  und  Armenhauae, 
die  Suppenvertheilung ,  das  Krankenhaus  u.  dgl.  m.  Dazu 
käme  noch  das  Unzuträgliche,  den  jüdischen  Armen  entweder 
ihre  längs tgekannten  Pfleger  plötzlich  zu  entziehen,  oder  dem 
allgemeinen  Arraen-CoUegium  zuzumuthen,  eine  Zahl  dieser 
Pfleger  plötzlich  in  seine  Mitte  auizunehmen'  und  ihrenthalben 
manche  Aenderung  zu  brüskiren. 

Wir  sind  zu  unserer  Freude  mit  der  Majorität  einver- 
standen hinsichtlich  der  Nothweudigkeit  eines  jüdischen 
Pflichtverbandes  bezüglich  des  Schulwesens  und  des  Armen- 
und  Religions-Schul Wesens,  mit  Ausnahme  der  selbst  im  aUer- 
günstigsten  Falle  für  die  ümwandelung  unzureichende  Periode 
von  zwei  oder  drei  Jahren.  Wir  glauben  jedoch,  dass  man 
noch  weiter  gehen  müsse,  und  nicht  umhin  können  wird,  auf 
irgend  einem  Wege,  auch  zu  dem  von  uns  unumwunden  auf- 
gestellten Verbau d  für  daa  Cultua-  und  für  Armenwesen, 
wenigstens  für  den  Theil  des  letzteren  zu  gelangen,  der  mit 
dem  Cultus  zusammenhängt.  Dieser  Theil  aber  ist  gar  nicht 
so  unbedeutend :    er    umfaaat  ausser    den  Armeuschulen  noch 
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das  Kraukenhaus  ganz,  die  Hauskraukeiipflege  zum  Theil,  die 
Mazzoth- Versorgung,  die  Beerdigungen  und  die  Sparauppea. 
Alle  diese  Itema  aber  bilden  schon  ein  ganz  namhaftes  Aus- 
gabe n-Eudget,  selbst  nachdem  der  Staat  die  eigentliche  Armen- 
pflege vollständig  übernomiuen  hahen  wird ,  und  es  ist  nicht 
abzusehen,  wie  diese  Summe  auf  sichere  und  constante  Weise 
herbeigeschafft,  wie  eine  Yerwaltuug  hergestellt  und  geführt 
werden  soll,  wenn  kein  Gesetz  den  Bestand  sichert  und  AUea 
dem  Zufall ,  der  Müde ,  der  Willkühr  soll  anheim  gegeben 
werden,  Ueberdies  rauss  ja  unbedingt,  so  lange  keine  reine 
Civilehe  hier  eingeführt  ist ,  die  Copulation  ausschliesslich 
Dur  von  den  geistlichen  Beamten  der  Gemeinde,  die  mithin 
eine  feste  Existenz ,  eine  exceptionelle  Anerkennung  besitzen 
müssen,  vollzogen  werden. 

In  beigehe ndeu  Punkten  hahen  dje  Unterzeichneten 
eatwurfswciao  gesucht,  die  ihnen  unei'lässlich  scheinenden 
Grundzüge  des  künftigen  Verhältnisses  niederzulegen ,  um 
dabei  die  von  ihnen  eben  sowohl  als  von  der  Majorität  per- 
horrescirten  jüdischen  Fremdanpoliz«^i  und  die  communale 
Varpflegungspflicht  fremder  Juden  gründlich  zu  beseitigen. 
Was  nämlich  die  hlos  dui' ehr  eis  enden  Armen  anbelangt,  SO 
werden  sie  der  allgemeinen  Fremdenpolizei  dii'oct  zur  Auf- 
sicht zufallen;  der  kleine  Zehrpfennig,  den  sie  etwa  gewohnt 
sind  von  ihren  Glaubensgenossen  zu  empfangen,  wird  ihnen 
schon  von  irgend  einem  Privatverein  verabreicht  werden ; 
Handwerksburschen  aber  würden  von  ihren  Zunftgenosseu 
gleich  den  christlichen  versorgt.  Durch  Ansässigmachung 
aber  würden  weit  weniger  unbemittelte  Jaden  hier  einwandern, 
wenn  sie  dies  Becht  nicht  wie  bisher  durch  das  blosse  Hei- 
rathen  einer  Hiesigen  erhalten,  sondern  gehörig  Bürger  werdea 
und  die  gesetzlichen  Garantien  herst^Uen  müssen. 

Schliesslich  noch  die  Ursache,  weshalb  wir  eine  sechs- 
jährige Geltung  für  die  gesetzlichen  Beatimmungen  vorschlagen. 
Sie  hängt  mit  dem  im  Eingang  bezüglich  der  Nichtbefugnias 
Collegiums  Gesagten  zusammen.  Wir  erwarten  nämlich, 
is    dahin   die  Gemeinde  vermöge  des  neuen  Gemeinde- 


atatuta  eine  competente  von  ihr  selbst  ausgehende  I 
tation    beaitzeB    wird,    die    aich    dann,    gestützt   auf  die  bis 
dahin   gemacbteu   Erfaiirungen   für    Verlängerung    oder   Auf- 
bebung   dieses   Zustaadea   der  Staatabebörde   gegenüber  aus- 
sprechen wird. 
Ad  §  7. 


Vom  Termin,  bis  zu  dem  alle  Juden  das  Bürgerrecht 
gewonnen  haben,  hört  die  communale  Verpflichtung  der  Juden 
ZOT  Vereorgtmg  ihrer  Armen  auf  und  gebt  auf  den  Staat  über 
b. 

Der  Staat  yoÜEieht  diese  Versorgung  während  der 
nächsten  sechs  Jahre  in  der  Weise,  daas  er  den  jüdischen 
Gemein  de- Verwaltungen  nach  Verhältniss  der  Bevölkerung 
berechnete  jährliche  Zuschüsse  bewilligt ,  vermöge  welcher 
diese  die  Mittel  und  die  entsprechende  Pflicht  haben,  die 
hier  ansässigen  jüdischen  Armen  zu  verpflegen 
und  die  erforderlichen  Armenschiüen  zu  erhalten. 


Die  jüdischen  Gemeinden  nehmen  den  Charakter  blosser 
Beligiona-Gesellschaften  an.  Die  Aufnahme  in  eine  derselben 
ist  nicht  meki'  Vorbedingung  des  Bürgerrechts  und  der  An- 
Bässigmachung.  Die  Classe  jüdischer  angeseasener  Fremder  und 
die  jüdische  Fremdenpoliaei  als  gesonderte  Einrichtung  sind 
aufgehoben.  Fremde  Juden  sind  den  allgemeinen  Vorschriften 
und  der  Aemterpolizei  direct  unterworfen. 


Einwandernde  Juden  haben  sich  zum  Behuf  ihrer  Nieder- 
lassung, gleich  den  Cln-isten,  an  die  Wedde  zu  wenden  und 
ihre  daselbst  laut  §  10  der  Verordnung  vom  29.  October  1845 
geatellto  Bürgschaft  oder  deponirte  Caution  haftet  der  jüdischen 
Ai'menanstalt,  so  lange  eine  solche  abgesondert  besteht.  Sie 
sind  überdies  verpflichtet,  innerhalb  eines  Jahres  nachzuweisen, 
1  der  hiesigen  jüdischen  Gemeiudeu  eingetreten 
sind,  und  ihre  oben  erwähnte  Caution  oder  Bürgschaft  um- 
fasst  auch  diesen  Punkt,     Hiesige  Juden  haben  diesen  Nach- 
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weis  binnen  sechs  Monaten  n.ith  ihrem  b 
EtshliBsement  zu  liefern.  Die  Aufnuhme  kann  nicht  verweigert 
werden  ilem,  der  bei  der  Wedde  gehörig  legitimirt  ist;  doch 
liann  Seitens  der  Gemeinde  ein  gesetzlich  nach  Classen  zu 
normireudea  mäasigeB  Eintrittsgeld  gefordert  werden. 

Es  können  in  Stadt  und  Vorstädten  nicht  mehr  jüdische 
Gemeinden  existiren,  als  die^heiden  jetzt  bestehenden,  nämlich 
die  portugiesische  und  die  deutache.  Das  Terhältniae  dieser 
beiden  gegen  einander  bleibt  das  bisherige.  Das  VerhältJiisa 
des  Neuen  Israelitiachen  Tempel  Vereins  zu  der  Deutsch- 
Israelitischen  Gemeinde  ist  durch  ein  contractliches  Regle- 
ment zu  ordnen. 

f. 

Eine  sofort  auszuarbeitende  und  nach  erhaltener  Be- 
stätigung seitens  der  Staats- Gesetzgebung  ebenfalla  auf  aecha 
Jahre  gültige  Gemeinde- Ordnung  wird  die  Verfassung  der 
jüdischen  Religionsgenossenschaft,  die  Rechte  und  Pflichten 
der  gegenwärtigen  und  zukünftigen  Mitglieder,  den  Maaas- 
stab  für  die  Repartition  der  Ausgaben,  den  Tarif  der  Eintritta- 
gelder  und  Gebühren,  etc.  feststdlen  und  zugleich  die  Recura- 
behörde  für  vorkoromendo  Beschwerden  —  am  liebsten  aus 
Commissarien  des  Senats,  welche  zugleich  die  Gemeinde-Ver- 
waltung im  Ganzen  beaufsichtigen  könnten  —  bestimmen, 
g- 

Die  so  umgebildeteh  Gemeinden  bleiben  bezügUch  Besitz, 
Forderungen,    Schulden,   Verpflichtungen   und  Exapectanzien 
unbedingte  Rechtanachfolgerinnen  der  bisherigen, 
h. 

Nur  die  von  den  beiden  Gemeinden  dazu  designirten 
Peraonea  dürfen  Copiilationen  und  sonstige  kirchliche  Mi- 
nisterialhandlungen  vornehmen.  Die  Gemeinden  sind  berech- 
tigt, von  Hieaigeu  zu  verlangen,  dass  sie  vor  der  Copulation 
als  Gemeindemitglieder  eintreten. 

Das  von  jeder  Gemeinde    durch    ihre   statutenmässigeu 


Organe  angeDommene ,  das  Schuldenwesen ,  den  Cnltna,  das 
SchulweHen  und  den  mit  dem  Cultna  zuBammenhängenden 
Theil  der  Armonvei'aorguug  umfassende  Budget  ist  verpflich- 
tend für  die  sämmtUcheD 


Der   Senat   erlieBs   hierauf  den  : 
dem  24.  März  1852. 


i  Beschluss    unter 


1 


Conclusum  et  commisanm  Sr.  Wohlw.  Herrn  Schröder 
als  Weddelierj'n ,  den  Voratehern  der  Deutsch-Israelitischen 
Gemeinde  unter  Bezugnahme  auf  das  Conclusum  vom  25.  Sep- 
tember 1850  Folgendes  aazuzeigen: 

E.  H.  Rath  habe  von  seinen  Commiesarien  die  im 
Januar  1851  eingereichten  Gutachten  der  Majorität  and 
Minorität  des  Vors teher-CoUegi ums  entgegen  genommen  nad 
die  Frage,  ob  die  Verhältnisse  der  Israeliten  hieselbst  schon 
jetzt  definitiv  zu  ordnen  seien,  reichlich  erwogen,  sei  aber 
der  Ansicht,  dass  dies  dermalen  noch  nicht  zu  beschaffen  Bei, 
da  der  Gegenstand  sehr  umfangreich  sei  und  noch  vielfache 
Verhandlungen  vorhergehen  müssten.  Dagegen  bedürften 
zwei  Punkte  vorweg  einer  endlichen  Erledigung,  indem  diese 
durch  die  wesentlich  veränderte  Stellung  bedingt  werde, 
welohe  die  Juden  in  Hamburg  durch  den  Rath-  und  Bürger- 
Bchluss  vom  21.  Februar  1849  erlangt  hättoa.  Die  Aufnahme 
neuer  Mitglieder  in  die  Gemeinde  verleihe  danach  den  Auf- 
genommenen nicht  allein,  wie  schon  früher,  das  Heimatrecht, 
sondern  sie  gewähre  ihnen  auch  nach  Art.  1  der  Verordnung 
vom  23.  Februar  1849  hinsichtlich  der  Erwerbung  dea 
Bürgerrechts  eine  Anwartschaft,  worüber  die  Entscheidung 
unmoghch  den  Vertretern  der  Gemeinden  allein  überlassen 
bleiben  könne  und  wobei  nicht  bloa  die  durch  das  Conclusnm 
vom  1.  September  gewahrten  polizeilichen  Rücksichten  in 
Betracht  kämen.  Der  Senat  beabsichtige  daher  auf  verfas- 
sungsmässigem Wege  die  Vorschrift  herbeizuführen,  daaa  alle 
Israeliten,  die  von  einem  gesetzlich  festzustellen  den  Zeitpunkte 
au,    sei   es  wegen  beabsichtigter  Verheirathang    oder  wegen 
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selbstständigen  Betriebes  bürgerlicher  Nahrung ,  sie  neue 
Mitglieder  in  die  Gemeinde  aufgenommen  würden ,  Fremde 
wie  Einheimische  gleichzeitig  in  den  bürgerlichen  Nexus 
treten  müBsten,  so  dasa  mithin  zwar  kein  Jude  zum  Bürger- 
reclit  oder  Schntzbürgerrecht  zugelassen  werde ,  der  nicht 
von  den  Vorstehern  als  Gemein deglied  annehmbar  befunden 
worden,  andererseita  aber  auch  die  definitive  Verleihung  der 
Geraeindemitgliedschaft  erst  dann  erfolgen  könne,  wenn  der 
Betheiligte  darthue ,  daaa  er  von  der  competenten  Staats- 
behörde zum  Eintritt  in  den  Nesus  admitttrt  worden  und 
das  desfaUs  zu  Leistende  prästirt  habe.  Dadurch  bedinge 
es  sich  zugleich ,  dass  auch  die  bisher  übliche  temporaire 
ZulasGung  fremder  Israeliten  zum  hiesigen  Geschäftsbetrieb 
und  vollends  zur  Verheiratbung  gegen  einen  jährlich  zu 
zahlenden  Beitrag  an  die  Gemeindecaase  ohne  definitiven 
Eintritt  in  die  Gemeinde  gänzlich  aufhören  müsse,  und 
wurden  diese  Maassregeln  am  Beaten  die  demnächst  ferner 
in  Ueberlegung  zu  nehmende  definitive  Regelung  der  geaammten 
Verhältnisae  der  laraeliten  vorbereiten  und  anbahnen. 

E.  H.  Rath  erwarte  übrigens,  dass  die  Vorateher  bis 
dahin ,  dass  obige  Punkte  gesetzlich  festgestellt  seien ,  mit 
der  Zulassung  fremder  Juden  in  eine  wie  in  die  andere  Ka- 
tegorie mit  möglichster  Umsicht  und  Zurückhaltung  verfahren 
würden. 

gez.  H.  L.  Behn, 


I8Q2,  Mai.  —  DerSchilhngs verein  fürFrei Wohnungen,  welcher  ^ 
1850  zuerst  von  Juden  zum  GedächtnJsa  ihrer  Emanoipation 
gestiftet  und  dessen  Verwaltung  eine  Anzahl  christlicher'" 
Bürger  sich  beigesellt  hatten,  zu  dem  Zweck  einer  fortwährenden 
allgemeinen,  die  ganze  Stadt  und  Vorstädte  umfassenden  Ver- 
sorgung der  minder  bemittelten  Klassen  mit  Freiwohoungen, 
findet  sich  in  Folge  fortdauernden  Widerstandes,  namentlich  der 


allgemeinen  Ärmenanstalt  und  in  Folge  dessen  des  Senats,  ge- 
nöthigt,  diesen  Plan  aufsugeben.  Für  dua  eingegangene  Geld, 
einige  und  20000  Mark ,  erwarb  und  orrichtete  er  ein  mona- 
mentalee  Gebäude,  Ecke  vom  Eichholz  und  Hafeuthor,  in  welchem 
zwölf  Frei  Wohnungen ,  für  secha  christliche  und  sechs  Jüdische 
Familien.  Eb  trägt  die  Inschrift:  «Stiftang  zum  Andenken  an 
die    bürgerliche   Gleichstellung   der   Israeliten»    und   erhält   Tom 

on(Senat  Coucesaion  und  Exemtion  von  der  Grundsteuer,     Am  18. 

""  und  19.  October  ward  dasselbe  dem  Publicum  zur  Besichtigung 
geofCnet.  Zur  Deckung  der  jährlichen  Kosten  für  Reparatur 
etc.  bildete  sich  ein  Verein,  dessen  Glieder  jährlich  drei  Mark 
beitragen. 

"  October  1852.   —    Das    Maleramt    ertheiit    einigen   Juden 

„r.das  Meisterrecht, 

October   1852   bis  Schlnss    1853.    —  Es    hatte   aicli   bald 

'•  herausgestellt,  dass  das,  obwohl  in  den  Motiven  sum  Emancipo' 
tionageaetz  angeführte  Yerhältuiss,  vermöge  dessen  die  jüdischen 
Gemeinde  vor  stände  ohne  alle  ControUe,  ja  ohne  Vorwissen  der 
Staatsbehörden  fremde  Individuen  und  Familien  in  den  Ham- 
burgischen  Staatsverband  aufnehmen ,  —  nicht  weiter  bestehen 
konnte.  Man  hatte  zwar  den  Fehler  begangen,  in  jenem  Gesetz 
die  Juden  nicht  zum  Bürgerwerden  zu  verpflichten,  hatte  viel- 
mehr Jedem  die  Wahl  gelassen,  das  Bürgerrecht  zu  gewinnen 
oder  blosses  Mifglied  der  jüdischen  Gemeinde  zu  bleiben  resp. 
es  zu  werden.  Allein  da  die  Gemeindemitgliedschaft  jetzt  ohne 
Weiteres  zum  Bürgerrecht  berechtigte,  so  blieb  die  praktische 
Wirkung  dieselbe,  und  der  Fremde,  der  sich  heute  mit  der 
Judongemeinde  verständigt  hatte  und  ihr  Mitglied  geworden 
war,  hatte  morgen  einen  unabweisbaren  Anspruch  auf  das  Ham- 
burgische Bürgerrecht.  Ueberdiea  bildeten  die  jüdischen  ange- 
sessenen Fremden  eine  Zwitterklasse,  über  deren  Bechtastand 
manche  Unsicherheit  herrschte.  So  lange  der  alte  Zustand  im 
Ganzen  unberührt  blieb ,  konnte  bei  aller  Unauträgliclikeit 
hierin  kein  Wandel  geschaffen  werden,  und  auch  jetzt  noch 
wünschte  der  Senat  das  Nöthige  zu  beschaffen,  ohne  die  Grenze 
zu  überschreiten,  wo  die  Einwilligung  von  Collegien  und  Bürger- 
Bchaft  nöthig  war. 
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Nachdein  dahor  die  jüdische  Gemeinde  durch  daa  ohen 
gegebene  CommissoriuBi  angewiesen  worden,  keine  hiesigen  neuen 
Mitglieder  aufzunehmen,  bevor  sie  Heweise  gebracht,  dasa  sie 
hier  ihrer  Militairpfiicht  genügt,  erfolgte  auch  unterm  24.  März 
1852  auf  gleiche  Weise  die  Verfügung,  daas  die  Gemeinde  keinen 
Fremden  zum  Mitglied  aufnehmen  möge,  ohne  vorher  Aufrage 
bei  der  Polizeibehörde  wegen  seinea  Charafetera  zu  machen.  Es 
ward  hierauf  verfügt,  dasa  der  aufzunehmende  Fremde,  nachdem 
er  aich  mit  der  fiemeindevenraltung  abgefunden  hatte ,  von 
dieser  aa  die  Polizei  verwieaen  wurde,  und  ein  Attest,  daaa  der 
Polizei  nichts  Nachtheiligea  über  ihn  bekannt  sei,  zui'ückzubringen 
habe.  Es  zeigten  sich  indesa  häufig  Hemmniaae  hei  dieaer  Mo- 
dalität; denn  es  war  der  Gemeinde  zwar  eingeräumt,  daaa  die 
Polizei- Atteste  lediglich  Charakter zeugniaae  aeien,  —  die  Benr- 
theiluug  df.r  Subsistenziähigkeit  aber  ihr,  da  sie  ja  die  Folgen 
eines  Yerarmungafallea  zu  tragen  haben  würde,  allein  zuatehen 
solle ;  allein  der  Polizeiherr  konnte  nicht  umhin ,  bei  solchen 
jüdischen  Handwerkern,  die  sich  nur  mit  Genehmigung  ihrer 
Zunft  etabliren  durften,  auch  hierauf  Rücksicht  zu  nehmen, 
während  die  Gemeinde  aber  bei  den  Schwierigkeiten,  die  hier 
noch  entgegen  standen  (indem  nach  den  Zunftgeaetzen  Niemand 
hier  Meister  werdeu  konnte,  der  nicht  mehrere  Jahre  hier  zünftig 
gearbeitet  hatte),  nach  §  5  dea  Emancipationagesetzes  mehrere 
Aelteraieiater  damals  den  fremden  jüdischen  GeseUen  gar  nicht 
zn  längerer  zünftiger  Arbeit  kommen  liessen ,  dies  beim  bis- 
heriger! Stande,  nämlich  der  stillschweigenden  Geatattnng  ausaer- 
zünftiger  Arbeit  beiaasen  wiaaen  wollte,  bia  radical  Wandel  ge- 
achaffen  aei.  Ea  fand  nun  eine  ziemlich  lebhafte  CoiTeapondenz 
Statt  und  die  Verhitndluug  dauerte  bis  Endo  1853,  wo  die 
Schlussredactioa  des  Regulativs  (S.  383  ff.),  welches  daa  Datum 
des  23.  Januar  1854  trägt,  von  einer  Bekanntmachung  des  Ge- 
meindevorstandes  (S.  388}  begleitet,  publicirt  wurde. 

Es  ist  zu  bemerkeu,  dass  der  Gemeinde- Vors  fand  in  der 
leisten  bezüglichen  Eingabe  ausdrücklich  erklärt  hatte,  dass 
seine  Zulässigkeits- Zeugnisse  für  Fremde  keine  Bedeutung  in 
Bezug  auf  Charakter  und  auf  Zünftigkeit  haben  sollen,  sondern 
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blos  die,  dasa.der  Betreffende  sich  mit  der  Gemeinde  in  peou- 
niärer  und  adminiBtratiTer  RückBicht  auseinandt^rgeaetzt  habe- 
Die  1849  eingesetzte  ComniisBion  für  die  romiliennamen 
j  hatte  sich  blos  mit  denjenigen  Hiesigen  za  beschäftigen,  die  bei 
der  Aufnahme  fila  selbatatäadige  Genieindeglieder  eine  Aenderung 
ihres  Namens  beabsichtigten.  Solche  Äenderungen  wurden  aber 
nur  in  seltenen  Fallen  und  auH  dringenden  Oründen  gestattet, 
und  bei  Vornamen  nur  dann,  wenn  der  Eintretende  nachwies, 
einen  von  den  gewöhnlichen  Umänderungen  jüdischer  Namen  in 
Widere  (z.  B.  Lob  in  Ludwig)  ,von  Jugend  aa  bei  allen  Gelegen- 
heiten geführt  zu  haben.  Auch  ward  gewöhnlich  gestattet,  dass 
man  den  Vornamen  seines  Vaters  als  zweiten  Vornaraea  feststellte, 
waa  bei  dem  Gebrauch,  jüdischen  Kindern  nur  einen  Vornamen 
zu  ertheilen,  nützlich  erschien. 
Kin-  Ein  wesentlicher  Punkt  der  ErÖiterung  betraf  diejenigen 

■  Fremden ,  welche  durch  Heirath  in  die  Gemeinde  traten  und 
deshalb  vom  Kinkaufagelde  beA'eit  waren.  Bisher  wurden  diese 
erst  nach  vollaogener  Copulation  als  Genieindeglieder  betrachtet; 
^^^_  jetzt  aber  .sollten  sie  eine  geraume  Zeit  zuvor  Bürger  und  Ge- 
^^^B  meindeglieder  werden.  Wie  aber,  wenn  die  Verlobung  rückgängig 
^^^H  ward?  Es  blieb  kein  anderer  Ausweg,  als  der  im  Artikel  2,  2. 
^^^B  der  Bekanntmachung  angegebene,  dass  nämlich  ein  solcher  Ter- 
^^^H  lobter  sich  vorerst  füi'  Geld  einkaufe,  wie  jeder  Andere,  dies 
^^^B  Einkaufsgeld  aber  nach  vollzogener  Ehe  zurück  erhalte. 
^^^H  Die    Schemata  zur  Ausfüliruug   des  Regulativs   waren  die 

^^^1      folgenden 

^^^B  1)  Anfnahme-Frotokoll  nebst  Verpflichtung,  lautend: 

^^^^  «Hierdurch    übernehme    ich   alle  Obliegenheiten  und 

^^^H  «Leistungen,   zu  welchen  ein  Mitglied   der  Deut^cb- 

^^^^^  «Israelitischen  Gemeinde  verpflichtet  ist,  bis  zu  meiner 

^^^H  'etwanigen    Entlassung     aus     dem    Hamburgischen 

^^^^P  «Staats  verbände.» 

P  3)  Zulässigkeits-Attest.  3)  Wed de- Attest  für  Hiesige.  4)  Wedde- 

I  Attest  für  Fremde.     5)  Gepieinde- Mitglieds -Attest. 

I  Die  Aufnahm s gebühren  bei  der  Gemeinde  wurden  zugleich 

I  definitiv  festgestellt  auf  Courant-Mark  9  fürHiesige  und  Courant- 


Mark    15    für    Fremde.      Die    obige    Verpflichtung    wurde    erst 
unter  dem  Datum  der  definitiven  Aufnahme  unterzeichnet. 
Folgendes  ist  das  angedeutete 

Regulativ  ^ 

in  Betreff  der  Zulassung  fremder  Israeliten  |j; 

in    Hamburg,  ^ 

§  1. 

Answärtige  Israeliten,  die  im  eigenen  Namen  oder  für 
eigene  Rechnung  hieselbst  ein  Geschäft  treiben,  oder  sich  ein 
Grundstück  zuschreiben  lassen,  oder  sich  verhoirathen  wollen 
müssen  sich  zuvorderst  mit  den  Vorstehern  der  beikommenden 
hiesigen  israelitischen  Gemeinde  über  die  Bedingungen  ihrer 
demnäcbstigen  Aufnahme  als  Gerne  indem  itglied  abfinden,  so- 
dann aber  wie  jeder  andere  Fremde,  nach  Massgahe  der  Ver- 
ordnung über  das  hamburgische  Bürgerrecht  vom  29.  Oct.  1845 
und  der  provisorischen  Verordnung  vom  23.  Febr.  1849  ent- 
weder das  stadtiache  Bürgerrecht,  oder,  insoweit  solchea  zu- 
lässig, das  Land  bürg  errecht  gewinnen. 
§  2. 

Zu  diesem  Eade  haben  sie  der  Wedde  oder  der  com- 
petenten  vorstädtischen  oder  Landbehörde  ausser  den  sonst 
erforderlichen  Legitimations-Documenten,  wozu  allemal  auch, 
nach  Anleitung  des  §  9  der  Verordnung  über  das  hamburgische 
Bürgerrecht ,  das  dort  vorgeschriebene  Polizeiattest  gehurt, 
eine  Bescheinigung  des  betreffenden  Gemeinde  vor  Standes  dar- 
über beizubringen,  dass  von  Seiten  desselben  ihrer  dem- 
nächstigen Aufnahme  als  Gemein deraitglied  nichts  entgegen- 
stehen würde.  Dagegen  brauchen  sie  die  durch  §  10  der 
Verordnung  über  das  Hamburgische  Bürgerrecht  vor  ge- 
schriebene Gftution  nur  dann  zu  besteUen,  wenn  sie  bisher 
ein  hieselbst  zünftiges  Gewerbe  betrieben  haben,  in  welchem 
Falle  übrigens  der  §  4  der  Verordnung  über  das  Hamburgische 
Bürgerrecht  zur  Anwendung  kommt ;  wollen  sie  ein  solcheB 
Gewerbe  auch  ferner  betreiben,  so  haben  sie  sich  nach  Maass- 
gabe desselben  Paragraphen  mit  dem  betheiligten  Amte  ab- 
zufinden. 
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Auch  versteht  ea  sieh  von  selbst,  dasa  wenn  solch« 
Israeliten  in  einer  der  beidun  Vorstädte  oder  anf  dem  Land- 
1  daselbst  concessionspflichtigea  Gewtrbe  zu  treiben 
Jen,  sie  der  erforderlichen  Concession  des  Herrn 
Patrons  oder  des  Landherrn  bedürfen. 


Die  Entsdieidtiug  über  die  Zulassung  solaher  Juden 
zum  Bürger-  oder  Landbärgerrecht  bleibt  dem  Weddeherrn 
oder  sonst  competenten  Behörde  anhei  rage  stellt,  doch  steht  im 
Falle  'der  Abweisung  den  Betheiligten  frei,  sich  mit  einer 
Bittschrift  an  den  Senat  zu  wenden, 

Ist  diese  Zulassung  erfolgt  und  hat  der  Betheiligte  das 
Bürgergeld  deponirt,  so  wird  ihm  darüber  ein  Attest  der 
Wedde  oder  der  sonst  competenten  Behörde  ertheilt.  Dieses 
hat  er  den  Vorstehern  der  hetreffendeu  Israelitischen  Gemeinde 
vorzulegen,  welche  ihn  sodann  förmlich  zum  Mitglied  der 
Gemeinde  aufnehmen.  Der  darüber  auszustellende  Schein 
(Gemeindeschein)  wird  hierauf  von  dun  Vorstehern  der  Wedde 
oder  der  sonstigen  competenten  Behörde  zugesandt  und  nun 
erst  kann  die  Ableistung  des  Bürgereides  von  Seiten  des 
Aspiranten  des  Bürgerrechts  erfolgen. 

Der  Gemeindeschein  wird  vom  Weddeherrn  oder  von 
dem  competenten  Herrn  Patron  oder  Landherrn  mit  einem 
Vidi  versehen  und  dem  neuen  Bürger  mit  dem  Bürgerbriefe 
ausgehändigt. 

§1. 

Hinsichtlich  solcher  fremder  Israeliten,  die  sich  nur 
zeitweilig  hier  aufhalten  und  nicht  unter  der  Kategorie  der 
im  §  1  erwähnten  Fälle,  mithin  namentlich  als  Commis,  Ge- 
sellen, Arbeiter,  Dienstboten  u.  s.  w.  hier  verweilen,  verbleiht 
eH  bei  der  bestehenden  Einrichtung,  der  zufolge  sie  gleich 
allen  anderen  Fremden  unter  der  städtischen  Fremdenpolizei 
stehen.  Die  erforderliche  polizeiliche  Aufenthaltakarte  wird 
ihnen  nur  auf  desfallsiges  Gesuch  der  Vorsteher  derjenigen 
Judengomeinde  ertheilt,  der  sie  angehören.  Ebenso  wird  bei 
Prolongation  der  Aufenthaltskarte  verfahren. 


Juden,  die  nach  Mufiasgabe  der  Terordnung  über  daa^^ 
Heiraatharecht  vom  27.  Februar  1843  das  hiesige  Heimaths- 
recht  bereits  besitzen  oder  künftig  erwerben  (welches  jedocb 
in  Anleitung  der  §  1—3  dieses  Regulativs  iu  Zukunft  nicht 
mehr  duroli  die  Aufnahme  zum  Mitgliede  einer  hiesigen  Israe- 
litischen Gemeinde  geschehen  kann),  sind  gehalten,  selbständi- 
ges Mitglied  der  beikommenden  hiesigen  Isrnelitischen  Ge" 
meinde  zu  werden,  wenn  sie  in  eigenem  Namen  oder  für 
eigene  Rechnung  hieselbat  ein  Geschäft  treiben,  oder  sich  ein 
Grundstück  zuschreiben  lassen,  oder  sich  verheirathea  wollen. 
§6- 

Zu  diesem  Zwecke  haben  solche  hei  mathsberechtigte 
Israeliten  sich  zuTorderst  bei  den  Vorstehern  der  betreffenden 
Gemeinde  zu  melden  und  die  Bescheinigung  nachzusuchen, 
dass  ihrer  Aufnahme  als  Gemeindemitglied  von  Seiten  des 
Vorstandes  demnächst  nichts  entgegenstehe.  Dabei  hat  der 
Betbeiligte,  insofern  dieser  Gegenstand  nicht  etwa  schon  bei 
einem  früheren  Anlasse  erledigt  sein  sollte,  anzugeben,  welche  ' 
feste  Vor-  und  Familiennamen  er  künftig  führen  will ;  selhige 
dürfen  später  nicht  verändei't  werden  und  geht  der  Familien- 
name auch  auf  die  Descendenten  über. 

Diese  Bescheinigung  überreicht  er  sodann  der  Wedde 
und  hat  dieser  sein  hiesiges  Heimathsrecht  nachzuweisen  und 
dazu  die  von  dieser  Behörde  erforderlich  erachteten  Docu- 
mente  beizubringen.  Wird  jedoch  das  Heimathsrecht  nur  auf 
Grund  eines  fünfzehnjährigen  ununterbrochenen  Aufenthalts 
beanaprucbt,  so  muss  das  durch  §  1,  No.  4  der  Verordnung 
über  des  Heimathsrecht  vorgeschriebene  Polizeiattest  bei  der' 
Polizei  nachgesucht  und  sodann  der  Wedde  vorgelegt  werden. 

Findet  die  Wedde,  welcher  übrigens  auch  nach  Maass- 
gabe  des  Senats-Conclusum  vom  10.  November  1852  von 
einem  hieselbst  militärpflichtigen  Aspiranten  des  Gemeinde- 
rechts durch  ein  Attest  der  ßewaffnangs-Commission  dargothaii 
werden  rauss,  daaa  derselbe  seiner  Kriegs  die  nstpüicht  Genüge 
le,  nun  kein  weiteres  Bedenken  bei  der  Zulassung 
25 
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eines  solchen  heimathsberechtigten  Israeliten,  so  ertheilt  sie 
ihm,  jedoch  nur  zum  Zweck  seiner  Aufnahme  in  die  Ge- 
meinde, eine  Bescheinigung,  nach  deren  Aushändigung  an  die 
Gemeindevorsteher  diese  die  Aufnahme  in  die  Gemeinde  vor- 
nehmen, den  Gemeindeschein  an  die  Wedde  gelangen  lassen. 
Hier  wird  derselbe,  mit  dem  Tidi  des  Weddeherm  versehen, 
dem  neuen  Gemeindegliede  zugestellt.  Erst  nun  erwirbt  das- 
selbe das  Recht,  ein  Geschäft  zu  betreiben,  sich  ein  Grund- 
stück zuschreiben  zu  lassen  und  sich  zu  verehelichen,  wobei 
übrigens,  wenn  das  Geschäft  in  einer  der  Vorstädte  oder  im 
Landgebiete  betrieben  werden  .  soll,  die  Vorschrift  des  §  2 
dieses  Regulativs  hinsichtlich  der  erforderlichen  Concession 
ebenfalls  in  Anwendung  kommt.  Gegen  abschlägige  Ver- 
fügungen des  Wedde-  oder  Polizeiherrn  in  diesen  Fällen 
kann  von  den  Betheiligten  an  den  Senat  supplicirt  werden. 

§7. 

Heimathsberechtigte  Juden,  welche  gleichzeitig  das 
Bürger-,  Schutzbürger-  oder  Landbürgerrecht  zu  erwerben 
beabsichtigen,  oder  welche,  nach  Maassgabe  des  General- 
Reglements  für  die  Aemter  und  Brüderschaften  (weil  sie  ein 
zünftiges  Gewerbe  betreiben  wollen)  zur  Erwerbung  des 
Bürgerrechts  verpflichtet  sind,  haben  hinsichtlich  des  Nach- 
weises ihres  Heimathsrechts,  und  insoweit  dies  in  Betracht 
kommt  (s.  §  6),  der  Erfüllung  ihrer  Kriegsdienstpflicht  ebenso 
zu  verfahren,  wie  im  §  6  vorgeschrieben  ist.  Sie  haben 
ferner  sodann  ihre  Aufnahme  in  die  beikommende  Israelitische 
Gemeinde  in  gleicher  Weise  zu  beschaffen  und  werden  erst, 
nachdem  der  Gemeindeschein  der  Wedde  oder  der  sonst  com- 
pctenten  Behörde  zugeschickt  worden,  zur.  Ableistung  des 
Bürgereids  zugelassen.  Der  mit  dem  Vidi  der  Behörde  ver- 
sehene Gemeindeschein  wird  ihnen  sodann  mit  dem  Bürger- 
briefe zugestellt.    " 

Haben  sie  die  Gemeindegliedschaft  schon  früher 
erworben,  so  wird  hinsichtlich  ihrer  nach  Maassgabe  der  pro- 
visorischen Verordnung  vom  23.  Februar  1849  verfahren. 
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Die  Vorsteher  beider  Israelitiacher  Gemeinden  dürfen 
künftig  überall  keine  Heiaiathsclieine  auestellen.  *)  Gemeinde- 
mitglieder,  die  derselben  für  andere,  als  die  im  §  6  nnd  7 
dieses  EegulafivB  erwähnten  Zwecke  bodürfeii,  haben  sich  an 
die  Polizei  zn  wenden,  welche  jedoch,  wenn  der  betreffende 
Israelit  nicht  schon  das  Bürger-,  Schutzbürger-  oder  Lnnd- 
bürge|recht  erworben  zn  haben  nachweist,  den  Heimaths schein 
erst  auf  vorherige  Aufrage  bei  dem  Gemein  de -Vorstand  aus- 
atellen  wird. 

Künftig  auszustellende  Duplikate  eines  Gemeinde  Scheins 
müssen  vor  ihrer  Aushändigung  jedesmal  mit  dem  Vidi  des 
Weddeherrn  versehen  werden,  Bescheinigungen  über  ein  vor 
dem  Inkrafttreten  dieses  Regulativs  erworbenes  Gern  ein  de  recht 
aber  künftig  das  Datum  der  Erwerbung  dieses  Rechts  durch 
Steuerzahlung,  hesiehungs weise  durch  Geburt  oder  Heiratb, 
enthalten,  und  ebenfalls  mit  dem  Vidi  des  Weddeherrn  ver- 
seben werden. 

Der  bisherige  Gehrauch,  wonach  iremden  Juden  hieselbst, 
ohne  ds^B  sie  definitiv  in  eine  Israelitische  Gemeinde  ein- 
treten, gegen  eine  jährliche  Vergütung  an  die  Gemeindecasee 
verstattet  worden  ist,  hieselbst  für  eigene  Rechnung  Geschalte 
zu  treiben,  wird  abgeschafft.  AUe  diese  sogenannten  con- 
tribuir enden  Fremden  müssen  innerhalb  fünf  Jahren, 
nach  Anleitung  dieses  Reglements,  entweder  das  Bürgeireclit 
gewinnen,  oder  wenn  sie  das  Heiuiathsrecht  besitzen,  oder 
dasselbe  inzwischen  erlangt  haheu,  definitive  Mitglieder  der 
hiesigen  Judengemeinde  werden  oder  von  hier  wegziehen. 

Das  Nähere  in  dieser  Beziehung  bleibt  den  Gemeiude- 
vorständen  überlassen;   doch  haben    sie  der  Wedde  innerhalb 


*)  Das  Imtten  sie  auch  bisher  nicht  gethan ;  denn  welche  sus- 
wärtice  Behörde  hatte  wohl  eini^n  solchen  Schein  respectirt?  Sie 
erthoilten  vielmehr  hlös  Empfehlungen  an  die  Polizeibehörde,  welche 
dann  den  Heimat  hasche  in   ausstellte. 

26* 


L. 
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'glementa  SBi^^^^l 
enten    einan-  I 


Tier  Wochen  TOm  Tage  der  Erlassong  dieaes  Beglementa  t 
an    vollatäDdi|;es    Verzeichniss    dieser    Contribaenten 
reichen  und  nach  Ablauf  von  fünf  Jahren  darüber  zn  btrich- 
ten,  wie  dieses  VerhältiÜBB  sich  abgewickelt  bat. 
§  10. 

Gegenwärtiges  Regnlatir,  welches  nur  als  pravisoriscbe 
Verfügung  zn  betrachten  ist  und  dessen  Abänderung  oder 
Wiederaufhebtmg  der  Senat  sieh  jederzeit  vorbehält^  tritt  mit 
dem  1.  März  d.  J.  in  Kraft. 

Gegeben  in  Unserer  Raths- Versammlung. 
Hamburg,  den  25.  Januar  1854. 

Bekanntmach  ung 
Tom  5.  Februar  1854. 
ITacbdem    Ein  Hochedler  Eath    nach    vorangegangeni 
Verhandlung     mit     dem    unterzeichneten    Gemeindevorstai: 
unterm  2it,  Januar  d.  J.  ein 

«Ilegulativ  in  Betreff  der  Zulasaung  fremder  laraelite 

in  Hamburg    und  in  Beziehung  auf  deren  und  hei 

mathsberechtigter  laraeliten  Aufnahme  in  eine  hiesig« 

Israelitische  Gemeinde» 

erlassen    hat,    welches    mit    dem    bevorstehenden    1,  Mära  i 

Kraft    tritt,    so    bringen    die  "Vorsteher  der   Gemeinde   nacli.<i| 

folgende  Bestimmungen  zur  Kenntniss  der  Betheitigten; 

Art.  1. 

Die  Aufnahme  sowohl  Hiesiger  als  Auswärtiger  i 

Gemeinde    geschieht    in    aOen    Fällen    durch    den    Gemeiud»^ 

vorstand;  doch  ist  dazu  die  Bestätigung  der  Wedde  oder  dei 

sonstigen  coropetenten  Staats  betör  de  erforderlich.  Auswärtig 

müssen  zugleich  Dilrgor  werden. 

Art,  2. 

Die    Einkaufssumme    für  Auswärtige    wird    wie    bisher 

Tou  den  Gemeindevorstehern   festgesetzt   und  musa  entrichtet 

BOin,  bevor  der  Betreffende  sieh  an  die  Wedde  wenden  kann. 

Der  Nachweis  der  Abstammung  von  ehemaligen  hiesigen  Ge- 

meindeglicdern  ist  nicht  mehr  erforderlich.    Ein  Auswärtigeri 
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welcher  die  Tochter  oder  Wittwe  eines  Gemeindegliedes  hei-  ' 
rathet,  hat  eine  angemessens  Einkanfssuiume  baiir  zu  depo- 
niren  und  erhält  solche  zurück,  Bohald  die  Ehe  mit  der  he- 
zeichueten  Person  innerhalb  einer  festzustellenden  Frist  voll- 
zogen worden.  Im  entgegengesetzten  Fall  wird  die  deponirte 
Summe  als  Einkaufsgeld  betrachtet  und  verbleibt  der  Ge- 
meinde. Dieses  Depositum  bleibt  unabhängig  von  der  ge- 
wöhuliclieii  Bürgschaft,  die  bei  Verheiratliungen  gestellt  wird. 
Art    3.  A 

Ea  findet  fernerhin  keine  Aufnahme  sogenannter  con- 
ti'ibuirender  Fremder  Statt,  auch  keine  Erneuerung  der  des- 
fnllsigea  Concession  nach  Ablauf  der  gestellteu  Bürgschaften. 
Die  zur  Zeit  contribuirenden  Fremden  haben  sich  demnach 
fördersamst  mit  dem  Gemeinde  vorstände  wegen  ihrer  defini- 
tiven Aufnahme  bu  verständigen,  widrigenfaUs  verlieren  sie 
das  Recht  zur  Betreibung  eines  Gewerbes  hieselbat. 

Art.  4.  B^ 

Das  Besteuerungsrecht  der  Gemeinde  gegen  alle  sich 
längere  Zeit  mit  festem  Wohnsitze  hier  aufhaltende  Juden, 
selbst  wenn  sie  kein  Geschäft  betreiben,  so  wie  gegen  aus- 
wärtig lebende  jddiache  Theilhaber  hiesiger  Firmen  bleibt 
unverändert. 

Art.  5. 

Der  Eintritt  sowohl  Hiesiger  als  Fremder  in  die  Ge- 
meinde geschieht  nach  vorausgegangener  Anerkennung  seitens 
der  Wedde  oder  der  sonstigen  competenten  Staatsbehörde, 
mittels  eines  protoo ollarischen  Actes  vor  dera  Gemeindevor- 
Btande.  Das  neue  Mitglied  hat  sich  durch  Unterschrift  zur 
Theilnabme  an  den  Gemeindel ästen  und  Abgaben  für  alle  Zeit 
(mit  Ausnahme  des  Falles,  wo  es  etwa,  aus  dem  hamburgischen 
Staataverbande  entlassen  würde)  zu  verpflichten  und  erhält 
aodann  die  Gemeindemitglieds  -  Bescheinigung  durch  die  be- 
treffende Staatsbehörde.  Späterhin  werden  nur  vidimirte 
Duplioate  des  Originalscheins  ertheilt. 
Art.   6. 

Die  Einzeichnung  in  das  Anmeldangs-Protocoll  und  die 


ngB-  Ertheilung  der  Zulässigkeitfi -Atteste  gescbieht  ordnungsiuäaBig 
auf  dem  Gfiaeinde-Burea«  an  jedem  Sountage  um  ]2'/i  Uhr 
Mittags  und  die  wirkliche  Aufnahme  als  Gemeindemitglied 
am  Mittwoch- Abend  um  6  Uhr.  Die  Besorgung  der  Gemeinde- 
Boheino  hleiht,  wie  bisher,  dem  Gemeinde -Seeretair  übertragen, 
erfordert  jedoch  fernerhin  auch  für  die  schon  jetzt  zur  Ge- 
meinde gehörigen  Mitglieder  in  der  Regel  einige  Tage  Zeit 
zur  Ausfertigung  und  Visirung  durch  die  Wedde, 

Im  Allgemeinen  halten  die  Vorsteher  eich 
vorpflichtet,  die  Mitglieder  dieser  Gemeinde,  und 
namentlich  die   neu  eintretenden  Söhne    derselben 


gend   aufzuf o 
n    Jahren    ein 


in     Hechte, 
rlangen,  r 


cht  fle 


burgische  Bürg  er  rec 
Gebrauch  zu  machen. 

Hamburg,  den  5.  Februar  1854. 

Das  Vorsteher- Co  lieg  ium 
der  Deutach-Israeli  tischen  Gemeinde. 
Die  Ausführung  dieser  neuen  Ordnung  ging  ohne  Schwie- 
rigkeit von  Statten  bis  auf  den  schon  früher  coiitentiöaen  Punkt 
der  Beurtheilung  der  Suhsistenzfähigkeit  eintretender  fremder 
Juden,  welche  die  Wedde  mehrmals  yersuchte  in  ihre  Competenz 
zu  ziehen.  Endlich,  nachdem  ein  ErlaES  des  Senats  vom 
22,  April  1857  dem  Gemeinde  vorstand  diesen  Gegenstand  mehi- 
ins  Gewissen  geschobeu  hatte  *),  erschien  das  folgende  Cuncluaum, 
mit  welchem  die  Sache  iiir  jetzt  erledigt  war. 


*)  Dieser  besagte  nämlich:  Wenn  nun  auoh  der  aus  der  Auf- 
nahme eines  solchen  verachuldetea  Individuums  hervorgehende  peeu- 
niaire  Nachtheil  die  Gemeinde  selbst  treffe,  so  sei  doch  auch  der 
Staat  in  anderer  Beziehung  dabei  interessirt,  von  solchen  unqualifi- 
cirtcD  Angehörigen  frei  zu  bleibeu,  und  spreche  deshalb  der  Senat 
die  Erwartung  ans,  dass  der  Gemaiu  de  vorstand  künftig  mit  der 
äussersten  Vorsicht  hinsichtlich  der  Aufnahme  fremdur  Juden  in  die 
Gemeinde  verfahren  werde. 

(Aus  einem  Decretum  Senatus.  22.  April  1857.) 
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Concl    Seuat    vum  12    August  1857. 
\.d  lectaa  Supplicas  abseiten  dpr  ^  orstelier  der  Deutsoli- 
Israeliti sehen  Gemeinde   pto    Aufnahme    fremder  laraeliten   in^"'»"'«''»'* 
die   Ge  neinde    und    dabei    anzustellende  Untersuchung  wegen  GBmtiiide- 
ihrerVermogensverhaltnisaeConol«sum,dem  Wolilweisen  Wedde-'"''«''""'«'- 
herm  in  Erwiderung    auf  dessen  Bericht   Vüm    31.  Juli    d.   J. 
anzuzeigen,    dasa   det   Senat   bei   den  obwaltenden  Schwierig- 
keiten nunmehr  damit  emvoratanden  sei,  es  zum  Versuch  nud 
bis   sich    etwd  hesuudere  Unzutragluhkeiten    zeigen   möchten, 
Bventualit«!    bis    zu  cmer  Revision  der   Verordnung  üher  daa 
HamburgiBche  Burgen  echt  hinsithtlich  fremder  Juden  hei  der 
früheren  Einrichtung  zu  helasaen,  wonach  die  Wedde  hei  vor-  i 

liegenden  zuitimm enden  Erklaiungen  der  Gemeindevorsteher 
keine  besondere  Untertuchung  ubei  die  Vermögens  Verhältnisse 
der  Burg ei  recht 8- Aspiranten  anzastellen  hat. 

concoidit  gcz    J    H.   Sieveking,  Dr. 

Meyer, 

Weddeherr. 


Hiermit  schliest  die  'Aufzählung  derjenigen  Maassnahmen, 
welche  bis  dahin  üher  die  hürgerliohen  Separat  Verhältnisse  der 
Juden  walteten. 

Ein  Gegenstand  von  minderer  Allgemeinheit,  indessen  noch^'''' 
wichtig  genug,  blieb  auf  dieser  Stufe  noch  zu  erledigen.  Es  be- 
fanden sich  nämlicb  hier  eine  nicht  unbedeutende  Zahl  aus 
voriger  Zeit  etahlirter  Handwerker,  der  grösseren  Menge 
nach  Schneider,  meistens  fremde  durch  Heirath  mit  hiesigen 
Frauen  eingetretene  Gemeindeglieder.  Im  bisherigen  Zustande 
war  ihnen  das  Arbeiten  von  den  Behörden  nachgesehen  worden, 
insofern  sie  nicht  öffentlich  als  Meister  auftraten  und  blos  mit 
jüdischen  Gesellen,  die  ja  doch  keine  zünftige  Arbeit  erhalten 
konnten,  arbeiteten.  Jetat  aber  war  kein  Gruad  zu  dieser  Nacli- 
sicht  und  dennoch  konnten  sie  nach  der  Aemterordnung  nicht 
zünftig  werden,  wenn  sie  nicht  mehrere  Jahre  wieder  als  Gesellen 
eintraten,  —  was  wiederum  nicht  zu  verlangen  war.  Glücklicher- 
weise  war  Herr  Senator  Hudtwalker  Patron   des  Schneideram  Is, 
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Und  durch  dessen  Bemühungen  kam  nachstehender  Vergleich  zu 
Stande,  dem  im  Jahr  1856  ein  ähnlicher  mit  dem  Schuhmacher- 
amte folgte.  Durch  diese  Transactionen  sind  beiläufig  52  Schneider 
und  35  Schuhmacher  zünftige  Meister  geworden.  Die  Kosten  des 
Bürgerwerdens  wurden  vom  Senat  und  Kämmerei  auf  25  #  für 
jeden  ermässigt,  und  es  betrugen  die  Gesammtkosten  über 
12000  #  Courant,  von  denen  die  Gemeindecasse  cii'ca  6500  #,  der 
«Verein  zur  Beförderung  nützlicher  Gewerbe  unter  den  Israeliten» 
circa  4000  #  trug  und  der  Rest  von  den  obwohl  grösstentheils 
unbemittelten  Handwerkern  selbst  getragen  wurde, 

"8'«^*^**  Vergleich  mit  dem  Schneideramte. 

üt  dem 

leideramt  ^  * 

Sämmtliche  israelitische  Schneider  werden  in  das  hiesige 
Schneideramt  aufgenommen  und  dagegen  Eins  für  Alles,  statt 
des  Meistergeldes  von  300  #,  l|t  8ß  an  die  Gesellenverpfle- 
gungs-Casse  und  1  ^  f ür  das  Artikelbuch,  Ct.#  8000  seitens 
der  Deutsch-Israelitischen  Gemeinde  bezahlt.  Ausserdem  hat 
jeder  israelitische  Meister  4  #  Stempel  für  den  Meisterbrief 
zu  entrichten. 

2. 

Alle  diese  israelitischen  Schneider  müssen  die  gesetzlich 
erforderlichen  Papiere,  mithin  Geburts  schein,  Lehrbrief,  Nach- 
weis der  Wanderzeit  und  Bürgerbrief  einliefern;  hinsichtlich 
des  Lehrbriefs  und  der  Wanderzeit  kann  jedoch,  wenn  nur 
die  Erlernung  des  Gewerks  genügend  nachgewiesen  wird,  vom 
Herrn  Amtspatron  Dispensation  erfolgen. 

3. 

Diese  Schneider  müssen  zwar  kein  eigentliches  Meister- 
stück machen,  wohl  aber  auf  dem  Amthause  eine  Probe  ihrer 
Fähigkeit  zur  Schneiderarbeit  dadurch  ablegen,  dass  jeder 
von  ihnen  zwei  Stunden  lang  an  mitzubringender  Schneider- 
arbeit arbeitet,  welche  Arbeit  von  der  dazu  bestehenden 
Comite  geprüft  wird. 

4. 

Die  jetzt  aufzunehmenden   israelitischen  Schneider  sind 
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weiiei-  verpflichtet  noch  berechtigt,  in  die  Armen-  und  Unter- 
BtütziiugBcaHfle,  noch  in  die  Krankenoflsae,  noch  in  die  Todten- 
lade  dfiB  Sohneideramts  einzutreten,  haben  daher  auch  dafür 
keine  Beiträge  za  leisten  und  eiad  von)  Leichentrageo 
befreit.  *) 

Die  von  der  Deuts oh-Israeli tischen  Gemeinde  einge- 
richtete GeseDenzn Schickung  hört  auf;  BämnitJiche  hier  vor- 
handene israelitische  Schneiderßo seilen  müssen  sich  beim  Amte 
einschreiben  lassen.  Zuwandernde  Gesellen  müssen  auf  dem 
Amthause  aufwandem. 

Hinsichtlich  ein  zu  sehr  ei  hend  er  Lehrlinge  verbleiht  eB 
bei  der  Vorschrift  des  Art.  5  der  provisorischen  Verordnung 
vom  23.  Februar  1849;  so  anch  hinsichtlich  der  Gesellen 
jedoch  für  diese  mit  der  Ausnahme,  dass  kein  christlicher 
Meister  sich  weigern  darf,  einen  jüdischen,  noch  ein  jüdischer 
Meister  einen  christlichen  Gesellen  in  Arbeit  zu  nehmen. 
Können  dieselben  sich  über  dos  Arbeiten  an  jüdischen  Feier- 
tagen und  über  die  Beköstigung  nicht  einigen,  so  kann  der 
Geselle  fremd  gegeben  werden,  oder  umgekehrt,  sich  fremd 
machen. 

Zuwandernden  christlichen  oder  jüdischen  Gesellen, 
welche  sich  weigern,  bei  Meistern,  die  nicht  ihres  Glaubeas 
sind,  zu  arbeiteu,  wird  der  hiesige  Aufenthalt  nicht  gestattet 

Die  etwa  jetzt  vorhandenen  israelitischen  Lehrhurschen 
sind    für   den  Rest   ihrer  Lehrzeit    sofort    beim  Amte  einzu- 
schreiben und  haben  die  dafür  festgesetzte  Gebühr  von  5^8ß 
an  die  Amtscasse  zu  entrichten. 
6. 

Die  solchergestalt  aufzunehmenden  jüdischen  Meister 
werden  gleich  den  übrigen  von  dem  Herrn  Amtspatron  mittelst 


•)  Es  liegt  ülirigeiiB  dem  Gefühl  und  der  AnachauungSweiüe  der 
Juden,  antiker  sowohl  als  moderner  Richtung,  gar  tu  fern,  die  Behand- 
lung und  Bestattung  der  Leichen  nach  der  Profession  zu  ordnen,  z.B. 
Bäcker  durch  Bäcker,  Weber  durch  Weber,  Seefahrer  durch  Seefahrer 
zur  Gruft  bringen  zu  lassen. 
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Handschlags  auf  die  feste  Haltung  und  genaue  Befolgung  der 
Amtsgesetze  verpflichtet. 

7. 

Die  Israelitischen  Schneider  erwerben  durch  ihre  An- 
nahme zu  Meistern  an  das  hiesige  Schneideramt  nur  für  sich, 
ihre  resp.  Ehefrauen  und  ihre  nach  ihrer  Annahme  etwa  er- 
zeugt werdenden  Kinder  Rechte,  nicht  aber  auch  für  die  bis 
zur  Annahme  bereits  erzeugten  Kinder, 

8. 

Die  ganze  Uebereinkunft,  welche  dem  Herrn  Amtspatron 
zur  Bestätigung  vorzulegen  ist,  bezieht  sich  nur  auf  die  jetzt 
vorhandenen  jüdischen  Schneider,  welche  das  Gewerbe  schon 
bisher  selbständig  betrieben  haben.  Ein  Verzeichniss  der- 
selben wird  binnen  4  Wochen  von  den  Vorstehern  der  Deutsch- 
Israelitischen  Gemeinde  dem  Herrn  Amtspatron  vorgelegt 
werden.  Alle  nicht  in  diesem  Verzeichniss  enthaltenen,  künftig 
das  Meisterrecht  nachsuchenden  jüdischen  Schneider  müssen 
Alles  leisten,  was  christlichen  Schneidergesellen  bei  Erlangung 
des  Meisterrechts  obliegt. 

Hamburg,  den  11.  August  1854. 

Folgen  die  Unterschriften  der  Aeltermänner. 

In  ähnlicher  Weise  ward  1856  mit  dem  Schuhmacheramte 
contrahirt  und  die  vorhandenen  jüdischen  Schuster  theils  als 
Amts-  und  theils  als  Freimeister  aufgenommen. 


Auf  welche  Weise  die  hiesigen  Israeliten  die  Emancipation 
sofort  benutzten,  ersieht  man  aus  den 

«Beiträgen  zur  Statistik  Hamburgs,> 
•  publicirt  August    1854.  Perthes,  Besser  und  Mauke.    S.  38. 


Es  erlangten  Juden  das  Bürgerrecht: 


A.  Grossbürgerrecht: 

Jnhaber  von  Bankfolien 

Grossbürger  für  750  Mark 

Grossbürffer-Söhne 

1849 

1850 

1851 

1 
1852 

182 

6 
27 

6 

2 

8 

1 

11 

2 

8 
8 

• 

3 

4 

1 
7 

3 

V       ^/«J.g^X    K^VrXAXiX^ 

Kleinbürger  durch  Nachzahlung  von 
700  Mark 

Kleinbürger  durch  Nachzahlung  von 
710  Mark 

Als  Kleinbürgersöhne  für  187  Mark 
8  Schillinge 

•"■'»•*"^'« ••••• 

Total 

223 

22 

19 

15 

B.  Kleinbürgerrecht: 

Hiergeborne     durch     Zahlung     von 
40  Mark 

70 

101 

3 

14 
21 

28 
31 

19 
36 

1 

4 

1 

Heim athsber echtigte   durch  Zahlung 
von  50  Mark 

Als  Hanseaten   von    1813  und  3814 
GTratis 

Kleinbürgersöhne  für  25  Mark  .  ,  . 
Fremde  für  80  Mark     

Als  obige  Kleinbürger     

Total  Kleinbürger 

Summa  Grossbürger    ....  279 
Kleinbürger     ....  319 

174 

8 

35 
2 

59 

61 

166 

33 

59 

61 

598 

.  Sisich-  Obwohl  uuu  ftlle  bürgerlichen,  üb  mit  Elii-e,  ob  mit  Geldo 

ealarirten  Aomter  dem  Juden  offen  standen,  ist  doch  bia  185B 
blos  ein  einziger  Jude  zu  eiaem  Ehreuarate,  nämlicli  zum  Com- 
merabürger  gewählt,  was  als  Forts ehrittssymptoni  nicht  viel 
sagen  will,  da  es  ja  auch  beim  nUen  Zustande  widersinnig  ge- 
wesen ist,  die  mercaatiliachen  Talente  der  Juden  nicht  für  daa 
Geraeinweaeu  zu  beniitzen.  Sonst  ist  weder  der  geringste,  und 
sei  es  ein  Nacht  Wächter  dienst,  noch  die  Charge  eines  Bürger- 
offiziers  einem  Juden  zu  Theil  geworden.  Hier  kann  nur  die 
1  Zeit  wirken,  *)  (Dies  ist  wie  gesagt  der  Standpunkt  von  1855.) 

inarm  Ver-  Inzwischen  ist  das  innere  Verhiiltniaa  der  Gemeinde  anaog' 

Cootoda.  gesetzt,  imd  nicht  zum  ersichtlichen  Nachtheil,  der  eigenen  Ent- 
wickelung  üherlasaen  geblieben.  Ueher  das  finanzielle  Verh&ltnias 
geben  die  pubücirten  Bei'icbte  Nachricht  und  die  Fortschritte 
des  üfienthchen  Gottesdienstes  und  den  Gemeindeschulwesena 
liegen  am  Tage.  Die  bestehende  Geiaeindevcr Fassung  erhielt 
sogar  bei  Jeu  zwei  folgenden  Gelegenheiten  eine  ergänzende 
Saaction  durch  den  Senat. 
:8ap.r«.  Es  hatten  nämlich  früh  im  Jahre  1853  die  zu  den  Cultua- 

geschäften  verordneten  Vorsteher  bei  einer  Gelegenheit  eine  se- 
parate Eingabe    an    den    Senat    gebracht    und    dieser   deoretirto 
[  darauf  unt«rm  6.  April 

I  «dasa    da    verfassungsmässig    E.    E.    Bathe    gegenüber 

^^^_  nnr  das  Vorstehar-CoUegium  der  Deutsch -Israel  {tischen  Ge- 
^^^b  meinde  das  Organ  der  Gemeinde  für  deren  sämmtliche  Ange- 
^^^B  legenheiten  ist,  und  der  Senat  mit  etwa  vorhandenen  einzelnen 
^^  Sectioneo,  namentlich  mit  eiaem  sogen.  Cultus -Vorstände  nicht 
zu  verhandeln  hat,  das  Gesuch  der  zu  diesem  Antrage  überall 
nicht  berechtigt  erscheinenden  Supplicanten  keine  Statt  finde. 
Et  detur  Copia  hujus  Decreti  dem  Vorsteher -CoDegium  der 
Deutsch-Israelitischen  Gemeinde  at  notitiara. 

Bei    dieser    Gelegenheit     ward    unterm     1.    Fehrar    1854 
im  Gern  ein  de  vorstände  die  Competenz  nach  Inhalt  des  Geschäfts- 


•)  Beim  Militair  finden  flic':i  indessen  Juden  als  Gefreite  und 
üöteroffl eiere,  und  der  Platz-Adjutant  ist  aus  der  untersten  Stellung 
von  Stufe  zu  Stufe  za  dieser  Charge  aufgestiegen  uud  ist  Jude. 
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Keglemenfs  von  1815  aufa  Neue  festgestellt  in  den  Worten ; 
Unter  der  Benennung  Cultua -Vorsteher  sind  zwei  Mitglieder  des 
Vorsteher  -  Collegi Hin a  beaaftragt,  dasselbe  instructionsmäsBig  zu 
vertreten  in  der  Verwaltung  der  Synagogen  and  der  sonstigen 
Anstalten  nnd  Hülfsmittel  des  öffentlichen  Cultus  zur  Ueberwachung 
der  dabei  angesteUten  Peisonen  und  der  in  den  Synagogen  statt- 
findenden Bekanntmachungen.  In  geeigneten  Fällen  treten  aie 
innerhalb  derGienzen  ihier  Conipetenz  mit  den  ersten  geistlichen 
Beamten  der  Gemeinde  zu  einer  Commission  zusammen,  welche  den 
Namen  Cultus-Vorstand  luhrt.  AuBserdeni  ward  reglementarisch 
festgestellt:  dass  obwohl  das  CoUegium  seinen  Mitgliedern  nicht 
verbieten  könne,  gegen  ordnungsmässig  gefasste  Beschlüsse  zu  Bath 
einaukoramen,  die  Kosten  solches  Verfahrens  nie  aus  Gemeiude- 
mittela  au  bestreiten  sein  sollen. 

Der  zweite  Fall  wür  der,  daas  eine  Anzahl  von  Gemeinde- 
mitgliedern,  die  sieb  als  die  zum  Synagogen -Cultus  gehörig  be- 
zeichneten, auf  Anlass  der  bekannt  gewordenen  Praesentation 
des  Dr.  Wolffsou  zum  Gemeindevorsteher  beim  Senat  Beschwerde 
führten;  es  wurden  zu  Wenige  aus  ihrer  Mitte  präaentirt  und 
deswegen  ihre  speciellen  Angelegenheiten  hintangesetzt.  Der  Vor- 
stand rechtfertigte  sich  gegen  die  letzte  Anschuldigung  und  der 
Senat  decretirte  unterm  10,  August  1854  -«iiach  abgestattetem 
Bericht  der  Wohlweisea  Herren  CommissarieB» 

dasa  hei  der  in  commissione  abgegebenen  Erklärung  der 
Vorsteher,  dass  zwei  derraalige  Mitglieder  des  Vorateher- 
Collegiums,    nämlich    die   Srs.        —  —  —  — 

dem  Synagogen-Cultus  angehören,  an  die  Stelle  des  verfas- 
sungsmässig austretenden  Hrn.  N.  N.  Hr.  Dr.  Isaac  Wolffson  zum 
Mitglicdc  des  Vorstandes  der  Deutsch-Israelitischen  Gemeiade 
xn  erwählen.  Et  detar  Copia  hujus  Decreti  dem  Wohlweisen 
Ersten  Weddeherrn  ad  notitiam. 

Endüch  ward  auch  1855"  wegen  der  Strafsumme  für  Nicht-  ^""'k*"" 
annähme  des  Vorsteheramts  ein  Praecedens  [gegeben,   indem  derBDuahme  d» 
Senat  bei  dem  vorgekommene nF all  unterm  12. Sept.  1855  decretirte,  ^"■'"''"f 
dass   Supplicant,    soviel   sein  Hauptgesuch    betrifft,    lediglich 
auf  den  Schiusasatz  des  Art.  6  der  Verordnung  in  Bezug  anf 
die   Israeliten   vom   23.  Februar  1849   zu  verweisen,    in  Be- 
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rück  sich  tigung  Eeinea  eventuellen  Gesucha  aber  die  durch  das 
Coacluaum  vom  39.  August  A.  J.  festgesetzte,  im  Fall  der 
Niolitaniluhme  des  Vorsteheramta  von  ihm  an  die  Ärmen- 
sastalt  der  Deutsch  -  Israelitischen  Gemeinde  zu  zahlende 
Summe  (Nli.  von  Bco,#  3000)  auf  Bco-it  1000  zu  emäBsigen. 
und  ist  dieses  Decret  an  die  Vorsteher  der  Deutsoh-Iaraeliti- 
Bchen  Gemeinde  su  communiciren 
Eier  ist  folgendes  Actenstiick  einzuschalten 
na  ExtractuB  Piot    Senat  Hamhurgensia 

^^_  Veuerii  d    10  Januar  1333, 

.  auf  verlesene  Vorstellung  abseiten  der  Vorsteher  der  Deutsch- 
Israelitischen  Gemeinde  betreffend  die  Verpflichtung  der  Ge- 
meindeglieder zur  Ueheraahme   von  Gemeinde  -  Verwaltungen 

und  Obliegenheiten, 
Conclusnm  dentur  Supplicae  Sr.Wohlweisheit  Herrn  Hasse  Dri. 
et  commissum  Eldenj  den  Supplicanten  anzuzeigen,  dass  zwar 
solche  in  der  Synagoge  zu  affigirende  Verordnung  unter 
obrigkeitlicher  Autoriaation  zu  erlaasen,  dieser  Verordnung 
jedoch  der  Zusatz  beizufügen,  dass  es  denen,  welche  durch 
die  Conferirnng  der  quäst.  Administration  eich  für  beschwert 
achten,  unbenommen  bleibe,  dieselbe  ihre  etwaigen  Beschwerden 
ad  Senatum  gelangen  zu  lassen. 

Concovdat  gez.  C,  H.  Heise. 

gez.  Rentzel,  Dr. 
noie.  Herrn  Senator  Hasse. 
Femer  gehört  hierher  noch  Folgendes ; 

Das  Obergericht  der  freien  Hansestadt  Hamhm-g  bezeugt 
auf  geziemendes  Ansuchen  des  Herrn  John  Eaphl.  Beit,  Pra- 
Bidis  des  Voisteher-Collegiuma  der  Deutsch-Israolitiscben  Ge- 
"*■  meinde,  Supplicanten  hiemit :  dass  das  Collegium  der  Yor- 
I  Steher  der  Deut  seh -Israelitischen  Gemeinde  als  eine  von  Einem 
Hochweisen  Senat  der  gedachten  Gemeinde  für  die  Genieinde- 
verhültnisss  zunächst  vorgesetzte  Behörde  fungirt,  als  solche 
im  Besitze  der  Geburts-,  Copulations-  und  Sterbe-Register 
der  Gemeinde,  sowie  der  Gemeinde-Stenerbücher  und  sonstiger 
die  Gemeinde  Verhältnisse  betreffenden  Urkunden  sich  befindet 
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und  aua  eolchen  unter  ihrer  Ohnrleituiig  und  zu  ihrer  Ver- 
fügung stehenden  Büchern  und  Urkunden  Extracte  unter  dem 
dem  Vorsteher-Collegiuni  zuständigen  Gerne  in  desicgel  zu  er- 
theilen  befugt,  auch  solchen  Extracten  voUkommener  Glauben 
beizumessen  ist. 

Urkundlich  etc.  gez.   Ed.   Schlüter,   Dr., 

Secretair. 

In  kirchlicher  Äziehung  ist  zuvürdcrst  zu  berichten,  dass  Chscium 
der  Chacham  Bernays   am    1.   Mai   1849    plötzlich    gestorben   ist. 
Es  wnrde  vom  Gemeindevorstand  sofort  eingesetzt:  als  Rabbinats- 
Terweser  —  der  sehr  alte  Rabbi  Isaak  Metz,  ehemaiiger  Lehrer  Kabbinuti- 
dea   verstorbenen  Bernays,    welcher    mit    demselben  hierher    ge-[jj^„^y,^ 
kommen  war,    und   als    dessen  Adjunct    ein  hiesiger  junger  Tal-    aoituob 
mudist,  Rabbi  (nachmals  Dajan)  Gottlieb  Moses.     Diese  standen 
den  Rabbiuatsgeachäften  vor,   und   es  blieb  darin  Alles  ziemlich 
unverändert,  mit  der  Ausnahme,    dass    die  Predigt  in  den  Syna- 
gogen nun  ganz  wegfiel.     In  der  Talmud-Tora -Seh  nie,  woselbst''-''''""""''"' 
der  Verstorbene  nicht  als  Oberlehrer  oder  activer  Schuldireotor, 
sondern   als  leitendes  Verwaltungsmitglied  mitgewirkt  hatte,  über- 
nahmen  die    übrigen  Directoren,    obwohl    Geschäftsleute ,    neben 
allem  TechnisLhen  nnd  FinaDziellen,  die  Oberaufsicht  über  Lehrer 
nnd  Schüler  in  der  Weise,  dass  täglich  Einer  von  ihnen  mehrere 
Sijinden  in  der  Schule  anwesend  war.  Bios  der  höhere  Talmud- 
Unterricht,  welchen  Bernays  nnr  einigen  wenigen  Selectanern  er- 
theilt  hatte,  musste  einstweilen  durch  subalterne  Lehrer  gegeben 
werden,  Bernays  wurde  auf  demGrindel-Fricdhof  begraben,  wo  der 
ernannte   Adjunct,    Rabbi  Gottlieb  Moses    eine    Grabrede    hielt. 
Die  eigentliche  Trauerrede  wuide  bald  darauf  in  der  Elb  Strassen - 
Synagoge    durch    den    hierzu    eingeladenen    Altonaiseben    Ober- 
rabbiner Ettlinger    gehalten  nnd  der  Wittwe  eine  Pension   anf 
gewisse  Jahre  bewilligt.  Baricht  «bM 

Im  Juli  1856    wurde    ein   mit  162  Unterschriften  von  Ge-      ,,^l 
meindemitgliedern  versehenes  Gesuch  um  Anstellung  eines  neuen 
Rabbiners     beim    Vorsteher  -  Collegium    eingereicht,    and    dieses 
begann  sogleich  die  Vorarbeiten.     Es  wurde  öffentliche  Concur- 
renz  zur  Wahl  eines  «MorehZedek>  ausgeschrieben  und  den 
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Fähigkeiten  auch 
stellt.  Der  ohen 
worden,  weil  niai 
Wesentlichen  nur 
alles  Uebrige,  sei 
erwünschte  Zugabt 


Schema 


Aufgabe    ihn 


3  Skizze  der  Anatellungsbedingungen  zuge- 


Titel  war  auch  deshalb  gewählt 
die  Stellung  des  künltigen  Geistlichen  im 
Is  die  eines  Ritual-Consalenten  ftuffasate  und 
jt  das  Predigertftlent,  als  mehr  oder  minder 
betrachtete.  Nachdem  so  die  sämnitlichen 
und  das  amtliche  Verhältniss  featgeateUt,  soUte  die 
inbedingt  lehenalän gliche,  BOndem  eine  jeder- 
zeit kündbare  sein.  Die  Verfügung,  d.isa  der  RabbiDcr  keine 
Teniporalieu  haben  sollte,  ward  dahin  modificirt,  dass  DouoeuTB 
für  Copnlationen  gestattet  sind.  Der  Vorstand  nahm  die  Mel- 
dungen der  Candidaten  entgegen,  forderte  dann  die  ganze  Ge- 
meinde auf  zur  Errichtung  eines  Walil-Comites  aus  ihrer  Mitte, 
i"  um  flieaem  die  Wahlaugelegenheit  völlig  zu  übergeben  und  jeder 
Verantwortlichkeit  für  den  Erfolg  zu  entgehen.  Dieaea  wurde 
nun  auf  folgende  Weise  ausgeführt.  Sämmtliche  —  ungefähr  1700 
—  contribiiirende  Gemeiudeglieder  erhielten  gedruckte  Schemata 
zur  Bezeichnung  von  21  Wnhlheri'en  und  acht  Eraatzniäjinem, 
wobei  jedes  Gemeindemitglied,  mit  Ausnahme  der  gegenwärtigen 
Vorsteher  und  Beamten  für  wählbar  ei'klärt  wurde.  Eine  im 
Gemeindehauae  vom  5.  bis  10.  Deceraher  aufgestellte  veraiegelta 
Wahlurne  empfing835  solcher  aufgefüllten  Zettel.  Drei  verschiedene 
Wahlvereine  hatten  sich  gebildet,  von  deren  jedem  eine  besondere 
Candidatenliate  umhergesandt  war.  Geöffnet  und  ausgezogen 
wurden  dieselben  von  einigen  Vorstehern,  Beamten  und  besonders 
erbetenen  Particuiiers.  Nach  ermittelter  Majorität  und  nachdem 
vier  Ersatzmänner  hatten  eintreten  müssen,  weil  die  Erwählten 
ablehnten,  ward  das  Wahl-Coraite  von  21  Mitgliedern  am 
25.  Decemher  1850  durch  einen  Gemeindevorsteher  eröffuet,  dem- 
selben seine  Compotenz  und  allgemeine  Geschäftsordnung  be- 
zeichnet und  ihm  die  Anmeldungasch  reiben  mit  den  Belegen 
übergeben.  Diese  waren  im  Ganzen  28  von  competenten,  gröseten- 
theila  im  Amte  stehenden  Theologen,  ungerechnet  acht  bis  zehn, 
deren    Anachreiben    wegeu    mangelhafter    Qnahficatioo    zurück- 
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Das  Wahl-Comite  liesa  indessen  dem  Wahlgcschäffc  eine 
Prüfung  der  Anstellungstedingnngen  vorangehen  und  setzte  sich 
mit  dem  VorstaBde  in  Unterhandlung,  in  deren  Folge  die  awälf- 
monatliche  Kündigungsfrist  zwar  beibehalten  wurde ,  jedoch 
keinenfalla  vor  Ahlauf  der  ersten  3  Jahre  sollte  eintreten  können.  Zu- 
gleich wurde  das  Fixum  auf  eine  höh  ereSamme  nebst  fr  ei  er  Wohnung 
und  einem  Zuachuss  von  200  #  behufs  zu  beschaffender  Lebens- 
veraicheniDg,  der  Titel  aber  auf  den  eines  .Oberrabbiner s 
der  Deutsch-Israelitischen  Gemeiade.  erhöht.  Die 
übrigen  allgemeinen  AnstellungsbedinguTigen  wurden  schliesslich 
folgen dermaassen  redigirt: 

Art.  4. 
Seine  amtlichen  Obliegenheiten    sind    die  folgenden : 

1.  Entscheidung   aller  an  ihn  gebrachten,   in   der  Ge- B. 
meinde  vorkommenden  rituellen  und  religiösen  Fragen.  " 

2.  Vollziehung  der  in  der  Gemeinde  vorkommenden 
Copnlationen,  Ehescheidungen  und  Chalizot,  eratere  mit  Aus- 
nahme der  den  Herren  Predigern  des  hiesigen  Neuen  Israeli- 
tischen Tempels  zufallenden.  Alles  unter  Beobachtung  der 
von  dem  Staat  und  der  Gemeinde  darüber  Torgeschriehenen 
administrativen  Regeln  und  Gesetze.  Abhaltung  von  Tinu- 
reden  da,  wo  die  Betheiligten  es  wünschen.  ■ 

3.  Oberaufsicht  über  das  Schächtwesen  und  die  sonsti- 
gen cultuellen  Anstalten  und  Einrichtungen  der  Gemeinde. 

4.  Regelmässige  Predigten  in  den  Synagogen  der  Ge- 
meinde an  Sabbathen  und  Festtagen.  Gelegeoheitsroden,  Aus- 
übung derjenigen  höheren  Functionen  in  Schul-  und  Unter- 
richtswesen, die  ihm  von  dem  Gemeindev erstand  angewiesen 

Art.  5. 
Für  eintretende  Behinderungs fälle  kann  sich  der  Herr 
Obherrabhiner  nur  mit  Genehmigung  des  Vorsteher-CoUegiums 
einen   Substituten    ernennen.     Ebenso    bedürfen    der  bei   ge- 
wissen   Amtshandlnngen    erforderlichen    und   von    ihm    dann 
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vorzuschlagenden  Assistenten   jedesmal    der   Bestätigung    des 
Gemeindevorstandes. 

Vor  jeder  vorzunehmenden  Reise  hat  er  beim  Vorsteher- 
CoUegium  Urlaub  nachzusuchen,  der  ihm  in  billigen  Fällen 
nicht  verweigert  werden  soll. 

Art.  6. 
Der  Herr  Oberrabbiner  hat  Vorsitz  und  Vortritt  bei 
allen  herhömmlichen  cultuellen  und  Repräsentations-Gelegen- 
heiten, sowohl  in  der  Synagoge  als  ausserhalb  derselben.  Er 
hat  Sitz  und  Stimme  in  jeder  von  dem  Gemeindevorstand 
ressortirenden  Abtheilung  für  Cultus  und  Ritus,  mit  Berechti- 
gung und  Verpflichtung  den  Versammlungen  beizuwohnen, 

Art.  7. 
Er   ist   dem  Gemeindevorstand   amtlich  subordinirt: 

a)  Er  hat  dessen  Anweisungen  und  Auftägen  Folge  zu 
leisten,  insofern  solche  nicht  etwa  seinen  religiösen  Ueber- 
zeugungen  widersprechen. 

b)  Er  hat  die  ihm  vom  Vorstande  vorgelegten  Fragen 
religiöser  Beziehung  motivirt  und  nach  der  Fragstellung  zu 
beantworten,  demselben  auch  auf  Verlangen  schriftliche  moti- 
virte  Gutachten  zu  ertheilen.  Sonstige  Gutachten,  die  nicht 
reine  Privatinteressen  betrejGPen,  kann  er  nur  mit  Genehmigung 
des  Cremeindevorstandes  ausstellen. 

c)  lieber  alle  wichtigeren  Amtshandlungen  führt  er 
ein  ausführliches  deutsches  ProtocoU,  aus  welchem  er  dem 
Vorsteher-Collegio  auf  dessen  Begehren  gleichlautende  Aus- 
züge ertheilt. 

d)  Atteste  über  Copulationen  und  Ehescheidungen 
kann  er  nicht  ausstellen,  indem  die  Standes bücher  dieser  Ge- 
meinde durch  einen  bürgerlichen  Beamten  geführt  werden 
und  keinen  kirchlichen  Charakter  haben. 

e)  Er  hat  in  seinen  Predigten  Alles  zu  vermeiden,  was 
den  inneren  Frieden  und  die  äussere  Stellung  der  Gemeinde 
gefährden  könnte,  und  ist  verpflichtet,  falls  in  dieser  Be- 
giehung  Beschwerde  erhoben  wird,  dem  Gemeindevorstand 
Auskunft   über    die   betrefiißnden  gehaltenen  Predigten  zu  er- 
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theilen,  auch  deren  Mauuscript,  falls  ein  solches  existirt,  dem- 
Belben  mitzutheilen. 

f)  Die  Ordnung  bei  den  Predigten,  deren  Turnna  in 
den  verschiedeuea  Synagogen  und  waa  sonst  dahin  gehört, 
wird  von  dem  Cnltnavor stand,  vorbehaltlich  Eecurses  an  das 
Vorsteher-CoUegium  festgestollt. 

g)  Gelegenheitsreden  hat  er  nach  der  Änordnang  des 
Vorateher-CoUegiuntB  zu  halten. 

h)  Jede  von  ihm  zu  erlassende  amtliche  Bekannt- 
machung bedarf  zuvor  der  G-enehmigung  des  Gemeinde  Vor- 
standes. 

i)  Ohne  eine  solche  Genehmigung  kann  er  sich  von 
Amtawegen  nicht  mit  Gerichtastellen  und  Behörden  in  Com- 
munieation  setzen. 

Art.  8. 
Sollte  der  Herr  Oherrabiner  sein  hiesiges  Amt  verlassen 
oder    mit  Tode    abgeheu,    so    sind    seine    aämmtlichen  Amts- 
ProtocoUe   mit    den    untrennbar  dazu    gehörigen  Belegen   an 
das  Archiv  der  Gemeinde  abzuliefern. 

Art.  9. 
0er  Herr  Oberrabbiner  wird  jederzeit  den  Umstand  im 
Auge  behalten,  dass  die  Gemeinde,  die  ihn  in  ihrer  Gesammt- 
heit  anstellt,  in  religiöser  Hinsicht  aus  sehr  versi-hiedenen 
Elementen  zuaammengeaetzt  ist,  und  dasa  in  derselben  mehrere 
anerkannte  Institute  bestehen,  die  einer  divorgirenden  Rich- 
tung huldigen.  Es  wird  deshalb  auch  folgender  Artikel  aus 
der  Bestallung  seines  Vorgängers,  des  seh  Chachama  Bernaya, 
vom  Jahre  1821  hier  wieder  erneuert; 

«Es  gehört  nicht  zu  den  Attributen  des  geistlichen  Be- 
amten, Individuen  oder  Corporationen  in  unserer  Gemeinde, 
oder  fremde,  sich  hieaelbst  aufhaltende  Israeliten  wegen 
begangener  odgr  unteriassener  religiöser  oder  nichtreligiöser 
Handlungen,  von  welcher  Natur  sie  auch  aein  mögen,  zur 
Hede  zu  stellen,  ihnen  deshalb  kirchliche  Wohlthaten  zu 
entziehen,  oder  gar  sie  bestrafen  zu  wollen.» 
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Datirt  ist  diese  Bestallung  vom  1.  August  1851. 
Hinsichtlich  Art  7  a  ist  im  Protocoll  des  Vorsteher-Colle- 
giums  als  selbstverstehend  und  keiner  Erwähnung  im  Document 
bedürfend  erkannt,  dass  in  Fällen,  wo  der  Oberrabbiner  aus 
Gewissensscrupeln  eine  Function  ablehnt,  es  dem  Gemeindevor- 
stande unbenommen  bleibt,  diese  Function  durch  andere  Persön- 
lichkeiten ausführen  zu  lassen. 
Anscheistern  Die  Wahl  fiel  mit  grosser  Majorität  des  Wahl-Comitea  auf 

lehrerzuBad^^'^  damals  noch  unverheiratheteu  Herrn  Anschel  Stern,  bisheri- 
Homburg  gem  Religionslehrer  und  Prediger  zu  Bad  Homburg.  Drei  Co- 
mitemitglieder  waren  vorher  zur  persönlichen  Bekanntschaft  in 
Hannover  mit  ihm  zusammangewesen,  und  er  traf  bald  darauf 
hier  ein.  In  Harburg  hatte  ihn  im  Namen  des  Vorstandes  der 
Gemeindesecretair  bewillkommt,  und  in  dem,  auf  Kosten  der 
Gemeinde  möblirten  Rabbinatshause  (erste  Eibstrasse  21)  traf 
er  das  versammelte  Vorsteher-Collegium.  Seine  Antrittsrede  hielt 
er  am  Sabbath  den 

Da  unterlassen  worden  war,  den  Senat  zu  benachrichtigen, 
so  verlangte  derselbe  bei  erster  Gelegenheit  Mittheilung  der  Be- 
stallung, worauf  denn  nachstehende  Antwort  erfolgte ; 
Aeusserung  «Ew.  Wolilgeboren  habe    ich   im   Auftrage   des  Senats 

über  die  Bab-  anzuzeigen,  dass  E.  H.  Rath  die  Bestallung  des  A.  Stern  unter 
biner-Bestai-  den  in  der  jetzt  mitgetheilten  vom  1.  August  d.  J.  datirten 
Bestallung  enthaltenen  näheren  Bestimmungen  genehmigen 
und  mit  dem  Inhalt  dieses  mit  anerkennungswerther  Vorsicht 
abgefasster  Bestallung  auch  bei  dem  demselben  beigelegten 
Titel  eines  Oberrabbiners  ein  ernstliches  Bedenken  nicht  finde ; 
jedoch  in  Zukunft  erwarte,  dass  bei  Anstellung  eines  solchen 
geistlichen  Beamten  dem  Senate  vorher  eine  Anzeige  gemacht 
und  dessen  Zustimmung  eingeholt  werde. 
Hamburg,  den  8.  October  1851. 

gez.  C.  M.  Schröder. 

Senator  und  Weddeherr. 


lieBeibe  Zeit  waren  die  Finanzen  des  neuen  Tempel- 
L  Rückstand  geratlien.  In  einer  am  18,  August-  1850  i 
I  Versammlung  der  Mitglieder  ward  dargelegt,  dass  '' 
das  Institut  in  der  liiufendeu  Rechnung  ein  Deficit  von  gegen 
Ct.^  6000  habe  und  dass  überdies  hypotliekariaclie  Schulden 
zum  Belauf  von  27,000  #  Spec.  gekündigt  und  kaum  wieder  an- 
zuschaflen  seien.  Ein  hiezu  gewähltes  Comite  stattete  seinen 
Bericht  in  einer  zweiten  Versammlung  am  6.  October  ab  und 
das  mangelnde  Geld  ward  tlieils  durch  Geacheuke,  theils  durcb 
zinsfreie  in  12  jährigen  Raten  (bis  1863)  abzutragende  Darlehen 


*)   Wir  geben  hier  nachträglieh  das  Actenstück,  dareb  welches 
der  Tempel  vom  Staate  als  grandbeaitzföhig  anerkannt  ward: 
Extraetns  FrotocoUi  Senatus  Hamburgenaia 

Lunae  d,  27.  Februar  1843.  '' 

.Ad  lectaa  Supplicas   Herrn  G    Eieaser  Dr.,   Herrn   M.  Fränkel  Dr., 

E.  J.  Jonas  und  A    J.  Saalfeld  ^^ 

als  Dircctoren  des  neuen  Tempelvereins; 
Concluäum  et  oommiasnm  Doctori  Secrelario,  es  zu  verBtatten, 
das  Johann  David  Nioolaua  Mejn  zugeuchriehen  stehende,  in  dt-r 
PoolstraBso  zwischen  Johann  Jakob  Ranninger  und  Herrn 
Isaao  Gooa,  Prediger  der  Menoniten-Gemeinde,  Erben  belegene 
Erbe  mit  dem  ZuLehörigen,  ao  wie  ferner  des  Hi-rrn  Isaac  Gooa, 
Prediger  der  Meuoniten-Gemeinde,  zogeBclirieben  atehende,  in  dar 
Poolstrasee  zwisehen  Johann  David  Nikolaus  Meyn  und 
Friedrich  Wilhelm  Chriatiaii  Mcnk  Krl,e  belegenes  Erbe 
mit.  dem  Garten,  consensu  der  damaligen  F.igenthümcr,  nee  non  praevia 
resigiiaticme  et  praestitia  praestandis,  dem  neuen  Israelitischen  Tcmpel- 
verein  zugeschrieben  werden,  wobei  üogleich  festgeaetzt  wird,  daas 
zu  künftiger  Umachreihung,  ßeaohwerang  oder  Verclausulirung  dieser 
Grundslütke  der  Conaans  der  jedesmaligen  beiden  Ulteateri  Directoren 
des  gedacbleo  Vereins,  welche  aich  durch  einen  Auszug  aus  dem 
Protocolle  der  Direetiona-  und  Deputationa-Veraaaimlung  dazu  lu 
legitimiren  haben,  für  erforderlich  zu  achten, 

ConoluBum  et  Commiaanm  porro  Eidem  den  damaligen  Direc- 
toren, Herrn  Dr.  Rieaser  und  Herrn  Dr.  M.  Fränkel,  eine  Abschrift 
dieser  Concluai  zukommen  z^i  lassen. 

(unterz.)  F.  Schlüter,  Dr. 

Coucordat  (gez.)  W.  Schlüter,  Dr. 
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Tempel-   ^u   denen    auch   nicht  zum    Tempelverein    gehörige   Juden    und 

verein, 

zinsfreie  Christen  (unter  welchen  Letzteren  der  Senator  Merck  6000  #  bei- 
Anieihe.    trug),    herbeigeschafiFfc.      Inzwischen    wurden    vom    Tempel    aus 

Unterhandlungen  mit  dem  Gemeindevorstande  angeknüpft,  in  deren 
H.  J.  Merck.Folge  dem  Tempelverein  vorläufig  auf  die  drei  Jahre  1851 — 1853 

eine  jährliche  Subvention  von  1500  #  bewilligt.     Es  ist  rühmend 

Tempel- 
Subvention.  ZU  bemerken,  dass  von  den  religiösen  Gegnern  des  Tempels  gegen 

diese  Verfügung  kein  Widerspruch  laut  ward.  Ob  hier  die  An- 
erkennung des  gerechten  Anspruchs  eines  so  wichtigen  Theils 
der  Gemeinde,  seine  cultuellen  Bedürfnisse  wenigstens  theilweise 
mit  berücksichtigt  zu  sehen,  ob  die  Thatsache,  dass  der  hiesige 
Tempel  im  Laufe  von  35  Jahren  von  manchen  späteren  derartigen 
Instituten  des  Auslandes  auf  dem  Wege  der  Neuerungen  über- 
flügelt, immer  mehr  als  nicht  in  wesentlichen  Dingen  von  den 
anderen  Synagogen  abweichend  erkannt  wurde,  ob  endlich  die 
einfache  Liebe  zum  Frieden  zumeist  wirkte,  das  mag  auf  sich 
beruhen;  genug,  die  Thatsache  ist  da  und  giebt  ein  deutliches 
Zeugniss  von  der  hier  herrschenden  Verträglichkeit.  Im  Jahre  1855 
ward  die  Subvention  auf  2500  .^  erhöht,  doch  sind  die  zugelegten 
1000  #  kündbar. 
Beschnei.  J)Iq     stattgefundene    Verblutung     eines     neubeschnittenen 

Angelegen- ^i^^^s  liess  die  Nothweudigkeit  eines  Reglements   für   die  Be- 
^<^".      Schneider  (Mohelim)   empfinden.     Man  war   von  vornherein  dar- 

Verbiutung.  Über  einig,  dass  diese  Function   aufhören  müsse,   eine  ganz  un- 

controUirte,  Jedem  ins  Belieben  gestellte  zu  sein;   zumal  da  der 

Mohehm-  Mohelim- Verein  und  seine  Statuten  völlig  caduc  geworden  waren. 

Verein.  ^ 

Nach  langer  Redactionsarbeit,  zu  der  der  Oberrabbiner  zuge- 
Moheiim-  zogeu  wordcu  War,  ward  die  folgende  Mohelim-Ordnung  nebst 
Ordnung.  Instruction  publicirt.    Vorher  war  sie  der  Polizeibehörde  mitge- 

theilt   worden    und   erhielt   in    Folge    eines   Commissorium    des 

Senats  deren  Sanction. 

Reglement  für  die  Mohelim 
der  Deutsch -Israelitischen  Gemeinde. 
Das  Vorsteher  -  Collegium  hat,  sich   bewogen   gefunden, 
die    folgenden,    Ordnung    und   Sicherheit    bezweckenden   Be- 


407 

Btimraungen  für  die  AuBÜbung   der  Boschtieidungen    in  dieser 
Gemeinde  featzu stellen. 

§  1- 

Unter  dem  Namen:  Comraission  zur  Beaufsichtigung  der  ™ 
Be schneid ungen  ist  eine  besondere  Behörde  eingesetzt.  Die- 
selbe besteht  aua  Sr.  Wohlehrwiirden  dem  Herrn  Oherrahbiner, 
den  beiden  jedeamiiligeu  Cultus-Vorsteheru  und  drei  Mohelim_ 
Letztere  haben  bloa  berathende  Stimmen :  sie  werden  bei  Ein- 
setzung der  Commiasioa  voa  dem  Cultusvoratande,  hernach  in 
Sitzung  der  Commission  erwählt.  Alle  zwei  Jahre  geht  einer 
von  ihnen  ab,  kann  jedoch  wiedergewählt  werden, 
§2. 

Binnen  vierzehn  Tagen  nach  Publication  dieses  Regle- 
ments haben  sich  alle  hieselbst  fuugirenden  Mohelim  bei  dem 
Oberrabbiner  zu  melden,  um  in  eine  zu  eröffnende  Jlatrikel 
eingetragen  zu.  werden.  Auf  Verlangen  der  Cominiasion  muas 
der  ^Einzutragende  sich  einer  Prüfung  uuterweifen.  Bei  der 
Eintragung  hat  der  Mohel  schriftlich  zu  erklären,  dass  er 
sich  allen  eingeführten  und  noch  einzuführenden  Beatimmungen 
unterwirft  und  nach  denselben  handeln  werde. 
§3. 

Nur  Angehörige  der  hiesigen  Gemeinde  können  als 
Mohelim  immstriculiit  werden. 

§4. 
Zur  künftigen  Aufnahme  eines  neuen  Mo  heia  ist  erforderlich; 

a.  Der  Nachweis,  dasa  der  Aufzunehmende  diea  Fach 
bei  einem  anerkannten  Mohel  erlernt  hat  und  die  dazu  er- 
forderliche theoretische  Kenntnisa  und  praktische  Fähigkeit 
erlangt  hat.  Auch  hat  er  über  seinen  Gesund  hei  tazustand  ein 
genügendes  ärztliches  Zeugnis s  vorzulegen. 

b.  Ein  vor  der  geaanimteD  Commif*aion  ZU  bestehendes 
Sxamen. 

c.  Drei  in  Gegenwart  der  zu  der  Commission  gehörigen 
Mohelim  in  Chittuch,  Peria  und  Meziza  mit  Verband  ohne 
Beibülfe  nach  am  Tage  zuvor  unter  Asaistenz  vorgenommener 
Untersuchung  dea  Kindes,  zu  völliger  Befriedigung  vollzogene 


DieaB    drei  Beschnei Jungei 
halb  eines  Zeitraums  von  achtzehn  Monaten  Statt  finden. 

Nach  abgestattetem  Bericht  der  assistirenden  Mohelim 
ieschlieBst  dann  die  Commisaion  über  die  Aufnahme : 

A.  Im  Fall  der  Aufnahme  unterzeichnet  der  Betheiligte 
die  Verpilichtung  wie  im  §  2  und  erhält  eine  schriftliche 
Ausfertigung  über  seine  Eintragung  in  die  Matriliel. 

B.  Im  FaU  der  Zurückweisung  ist  die  CommiEsion  nicht 
verpflichtet  dem  Betheiligten  Gründe  anzugeben.  Dem  Zu- 
rückgewiesenen steht  jedoch  innerhiilb  vierzehn  Tagea  der 
Recurs  an  das  Vorsteher-Collegiiim  zu,  welches  nach  einge- 
zogenem Bericht  der  Commission,  und  bei  einer  durch  reli- 
giöse Motive  veranlassten  Zurückweisung  auch  des  Herrn 
Oberrabbiners,  endgültig  eotscbeidet. 

Die  Aufnahmeprüfungen  finden  halbjährlich  im  Monat 
Ijar  und  Cheschwan  Statt. 


h 


Es  wird  den  Mohelim  abseiten  der  Commission  eine 
luBtructiou  zugestellt,  welche  sowohl  für  Beschneidungen  in 
den  Synagogen  als  in  Privathäusern  für  sie  bindend  ist. 

§ «. 

Wenn  ein  hiesiger  Mohel  ausserhalb  Hamburgs  eine 
Beschneidang  vornimmt,  so  hat  er  gleichwohl,  insoweit  es  die 
Verhältnisse  gestatten,  die  hiesigen  Vorschriften  zu  beob- 
achten. 

Auswärtigen  Mohelim,  die  zur  Function  hieseihst  be- 
rufen werden,  soll,  wenn  sie  als  tüchtige  Mohelim  hieselbst 
bekannt  siiid,  oder  sich  über  ihre  Tüchtigkeit  gehörig  legiti- 
miren  können,  selbstverständlich  nuter  dem  Versprechen  ge- 
nauer Beobachtung  der  hier  bestehenden  Regeln,  namentlich 
hinsichtlich  der  Assistenz  eines  zweiten  Mohels,  die  Eriaub- 
uiss  hiezu,  doch  immer  nur  für  das  eine  Mal,  ertheitt  werden, 
insofern  sie  eich  rechtzeitig  darum  bewerben. 


WiU  6 


.  Vater,    der  nicht  als  Mohel   immatrikulirt  ist, 
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an  aeinom  Sohne  sellist  die  Beachneidung  vollziehen,  6 
er  Ton  den  drei  zur  Comniission  gehörigen  Mohelim 
Befähigung  bescheiaigen  und  sifh  hei  der  Function  voi: 
activen  Mohelim  assistirea  au.  lassen. 


Wann  die  Vermutlmng  vorliegt,  dase  der  Gesandheite-'^«* 
zustand  eines  Mohela  in  Bezug  auf  seine  Function,  eine  ä.Tzt-^^^ 
liehe  Untersuchung  erheischen  könne,  so  hat  derselbe  auf 
Verlangen  der  Commission  und  nach  deren  Anordnung  eich 
einer  solchen  au  unteraiehen.  Ausserdem  hat  ein  jeder  Mohel 
von  seinem  60.  Lehensjahre  an  und  weiter  alljahrlicli  ein 
ärztliches  Zeugnias  von  einem  ihm  von  der  Commission  auf- 
zugehenden Arzte  über  seine  forthe stehende  körperliche  Be- 
fähigung zur  Vollziehung  des  Beachneidungaactes  bei  der 
Commission  niederzulegen. 

§  10. 
Die  Commission  ist  befugt: 

A.  Die  Mohelim  für  einzelne  Uebertretungen  ihrer 
Functionen,  selbst  wenn  solche  keine  nauhtheilige  Folgen 
herbeigeführt  haben,  in  Strafe  von  1  bis  10  ThaJer  zum 
Besten  der  Armencasae  zu  nehmen. 

B.  F.inem  Mohel  auf  gewisse  Zeit  oder  gäozlich  das 
Beschneiden  zu  untersagen  und  diea  auf  zweckdienliche  Weise 
zu  publiciren : 

1)  wenn  derselbe  üheri'ühi-t  wird,  zwei  auf  einander  folgende 
Beschnei  düngen  so  schlecht  vollzogen  zu  haben,  dass 
eine  Nachbeschnei  düng  vorgenommen  werden  musste; 

2)  wenn  er  durch  irgend  einen  Fehler  bei  der  Beschneidung 
eine  Gefahr  für  das  beschnittene  Kind  herbeigeführt  hat ; 

3)  wenn  sein  vorgerücktes  Alter  oder  ein  körperliches  Leiden 
ihn  nach  Aussage  des  Arztes  (§  9)  zu  dieser  Function 
als  nicht  vollständig   befähigt  erscheinen  lassen. 

Gegen  diese  Straf-Dictate  der  Commission  bleibt  den 
Betheiligten  innerhalb  vierzehn  Tagen  der  Recurs  an  das 
Vorsteh  er- Co  lieg  ium  vorbehalten. 
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§  lt. 
Wer  unbefugter  Weise  die  Function  eines  Mohels  in 
hiesiger  Stadt  und  Vorstädten  ausübt,  der  wird,  er  möge  nun 
Gefahr  und  Schaden  veranlasst  haben  oder  nicht,  unnach- 
sichtlich  der  Polizeibehörde  zur  Bestrafung  durch  Geld-, 
eventuell  Gefängnissstrafe  überwiesen. 

Unbefugt  ist  sowohl  derjenige,  welcher  gar  nicht  in  die 
Matrikel  eingetragen,  als  der,  welcher  auf  Zeit  oder  gänzlich 
vom  Dienst  entfernt  worden  ist. 

Hamburg,  den  1.  November  1852. 
Nach  erfolgter  Hoher  Obrigkeitlicher  Bestätigung  publi- 
cirt  den  1.  Juli  1853.     , 

Das  Yorsteher-CoUegium 
der  Deutsch-Israelitischen  Gemeinde. 

Instruction  für  die  Mohelim 
der  Deutsch  -  Israelitischen  Gemeinde. 

§1- 

Mohelim-  Angehende  Mohelim,  die  nach  erstandener  Prüfung  von 

der  Commission  zur  selbständigen  Vornahme  des  Beschneidungs- 
amtes autorisirt  sind,  haben  dennoch  bei  den  ersten  neun 
Beschneidungen  bei  der  Untersuchung  des  Kindes  einen 
Mohel,  bei  der  Beschneidung  aber  zwei  Mohelim,  von  denen 
Einer  ein  Commissionsmitglied  sein  muss,  zuzuziehen, 

§  2. 
Findet  die  Beschneidung,  welche'  ein  solcher  angehender 
Mohel  vorzunehmen  hat,  ausserhalb  der  Stadt  und  Vorstädte 
Statt,  so  hat  derselbe  dafür  zu  sorgen,  dass  wenigstens  noch  ein 
fungirender  Mohel  der  Gemeinde  bei  dem  Beschneidungsacte 
zugegen  sei,  kann  jedoch  nicht  verlangen,  dass  diese  Assistenz 
unentgeltlich  geleistet  werde. 

§  3. 

Sind  solche  neun  Beschneidungen  nach  Erklärung  der 

assistirenden  Mohelim   gut   und  leicht  von  Statten  gegangen, 

so  spricht  die  Commission  den  angehenden  Mohel  für  fernere 

Functionen   von   dieser  ausserordentlichen  Vorsichtsmassregel 
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frei  und  tritt  sodann  für  denselben  die  allgemein 
des  §  7  ein. 

§4- 
Jeder  Mohel  kann  einem  bei  ihm  sich  heranbildenden 
Lehrling,  sobald  dieser  bei  ihm  mindesteas  achtzehn  Beschnei- 
dungen  beigewohnt  hat,  mit  Genehmigung  der  Commiaaiun, 
einen  Theil  eines  BeschneidungBactes  übertragen;  doch  darf 
dies  selbstverständlich  nur  mit  Einwilligung  der  Eltern  des 
Kindes  und  nur  unter  seiner  (des  Moheis)  Verantwortlichkeit 
geschehen. 

§5- 
Bei  unehelichen  Kindern  bleibt    wie    bei   allen   andern 
ten  die  Wahl  dea  Moheis  den  nächsten  Angehörigen 
Der  Mohel  hat   sich  übrigens   in  solchen  Fällen 
zu  überzeugen,  dass  die  Mutter  des  Kindes  eine  Jüdin  sei. 
§6. 
Jeder  Mohel,   der  in  der  Stadt   und  in  den  Vorstädten 
eine  Beschneidung  vollzieht,    hat  sich  mindestens  durch  noch 
einen  seiner  Collegen  hei  den  Functionen  assistiren  zu  lassen. 
Letzterer  iat   sodann    verpflichtet,   jeden  Ton  ihm  bemerkten 
Fehler  sofort  der  CommiEaiou  anzuzeigen. 
§7- 
Jeder  Mohel   hat   am  Tage   vor   der  Beschneidung    das 
Kind   zu    uuterauchen :    findet    er   daBselbe    schwächlich   oder 
kränklich,    oder  erregt  seine  körperliche   Beschafienheit    den 
mindesten  Anstand,    so   darf  er   die  Beschneidung  nicht  vor- 
nehmen,  bis  ein  Arzt,    der    das  Zutrauen  der  Eltern  besitzt, 
die  Vollziehung  für  unbedenklich  erklärt  hat. 
§8. 
Wünschen  die  Eltern,  dasa   ein  Arzt  der  Beschneidung 
beiwohne,    so   hat  der  Mohel  sich  diesem  Wunsche  zu  fügen; 
selbstverständlich  darf  die  Beachneidung  hicdureh  keinen  Auf- 
schub erleiden. 

8  9- 
Der  Mohel  hat  die  Eltern  darauf  aufmerksam  zu  machen, 
ihr  Kind   gehörig  in  die  Geburtsregister   eintragen   zu  lassen. 


J 
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§10. 
Der  Moliel  muss,  wenn  er  das  beschnittene  Kind  ver- 
lässt,  die  gehörigen  blutstillenden  Mittel  zurücklassen  und  ist 
ausserdem  verpflichtet,  einige  Stunden  nach  der  Beschnei- 
dung und  weiter  bis  zur  Heilung  nach  dem  Befinden  des 
Kindes  zu  sehen. 

§  11. 

Jedem  Mohel,  der  von  den  Angehörigen  eines  Kindes, 
das  entweder  von  ihm  selbst,  oder  von  einem  Andern  be- 
schnitten worden,  wegen  Nachblutens  in  Anspruch  genommen 
wird,  muss  sich  sofort  mit  zu  dem  Kinde  verfügen,  um  die 
gewöhnlichen  blutstillenden  Mittel  anzuwenden.  Sollten  diese 
Mittel  nicht  sogleich  wirken,  so  ist  er  bei  Strafe  von  5  bis 
50  Thalern  verpflichtet,  unverzüglich  ärztliche  Hülfe  nachzu- 
suchen und  so  lange  bei  dem  Kinde  zu  verbleiben  bis  der 
zugezogene  Arzt  das  Nöthige  verordnet  hat.  Ueberdies  hat 
er  sofort  den  Vorfall  dem  Präses  der  Commsssion  anzuzeigen. 

§12. 

Wenn  ein  Mohel  von  den  Angehörigen  eines  Kindes 
aufgefordert  wird,  zu  untersuchen,  ob  dasselbe  gesetzmässig 
beschnitten  sei,  so  hat  er,  gleichviel  ob  er  selbst  oder  ein 
Anderer  die  bezweifelte  Beschneidung  vollzogen,  hierüber 
sogleich  an  die  Commission  zu  berichten,  die  dann  das  Nöthige 
verfügen  wird. 

§  13. 
Ist  ein  Mohel   durch  Krankheit  im  Munde   oder   durch 
sonstiges  Unwohlsein  verhindert,    die  Meziza   selbst  zu  über- 
nehmen,   so    soll   er  dieselbe  einem  andern  Mohel  übergeben. 
Sonst  ist  aber  eine  solche  üebertragung  nicht  gestattet. 

§  14. 
In  den  Fällen,  wo  nach  den  obigen  Bestimmungen  die 
Assistenz    eines    oder    zweier    Mohelim    erforderlich    ist,    soll 
folgende  Ordnung  eingehalten  werden: 

a.  Jeder  Mohel   assistirt  nach   der   Reihenfolge   seiner 
Immatriculation. 

b.  Bei  Verhinderungsfallen  hat  er  bei  Vermeidung  einer 


von  der  Commission  zu  dictirenden  Geldstrafe  selber  dafür 
zu  sorgen,  dass  einer  seiner  CoUegea  die  AsaiBtenz  übernehme. 
Die  Reihenfolge  geht  dann  woitiT,  wie  wenn  er  selbst  assi- 
stirt  hätte. 

c.  Nur  persönliche  Krankheit siälle,  die  am  Ausgehen 
hindern,  Abwesenheit  am  Tage  der  Beachneidung  und  Be- 
schäftigung bei  einer  von  ihm  seihst  zu  derselben  Zeit  vor- 
znnehinenden  Besclmeidung  machen  eine  Ausnahme  und  ea 
geht  in  solchem  Falle  die  Piücht  der  Assistenz  von  seibat 
auf  den  nächstfolgenden  Mohel  über. 

d.  Zwischen  den  drei  zur  Commission  gehörenden 
Mohelim  alterirt  das  Senoriat  alle  sechs  Monate.  Der  jedea- 
maUge  Senior  führt  die  Register  und  die  Controlle  über  die 
Assistenz,  macht  den  betreffenden  Mohelim  wo  möglich  am 
Tage  vor  der  Beschneidung  die  nÖthigen  Anzeigen  und  ist, 
80  lange  sein  Senoriat  dauert,  für  seine  Person  vom  Assi- 
atiren  befreit. 

§  15. 
Behufs  der  Controlle  und  um  jeden  besonderen  Vorfall  8'^i"i'"iff" 
leichter    heurtlieilen    zu    können,    hat  jeder  Mohel   innerhalbderBeagiinB; 
acht  Tagen    nach    vollzogener   Beachneidung    hei    dem   Ober-     '''"'*■ 
rabbiner  eine  schriftliche  Anzeige  zu  machen,  enthaltend 
den  Namen  des  Kindes, 
«         «       der  Eltern, 

«         «        des  oder  der  assistirenden  Mohelim, 
■"        des  etwa  zugegen  gewesenen  Arztes, 
Tag  und  Stunde  der  Beschneidung  und  etwanige  be- 
sondere Bemerkungen  über  den  Verlauf. 
Zu    diesen    Anzeigen    werden    den    Mohelim    Formulare 
zugestellt,    und   es  hat  der   fungirende  Mohel,;;  und  im  Fall, 
dass    ein    auswärtiger  Mohel    beschnitten    hat,    derselbe    uad 
der    assistirende    hiesige,    solche   mit    seiner  Unterschi-ift  zu 
versehen. 

Hamburg,  November  1852. 

Das  Vorsteher- Coli egiura 
der  Deutsch-Israelitischen  Gemeinde. 
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Extractus  ProtocoUi  der  Polizei -Behörde. 
Hamburg,  den  27.  April  1853. 
Erkannt:  Dass  das  von  den  Vorstehern  der  hiesigen 
Deutsch-Israelitischen  Gemeinde  eingereichte  Reglement  sammt 
Instruction  für  die  Mohelim  der  Gemeinde,  den  Isten  No- 
vember 1852  hiemittelst  zu  bestätigen  ist,  die  Vorsteher  jedoch 
zugleich  zu  verpflichten  sind,  jederzeit  dafür  Sorge  zu  tragen, 
dass  ein  Mohel  vorhanden  sei,  welcher  auf  Verlangen  von 
Eltern  oder  Vertretern  die  Beschneidung  des  Bandes  auch 
ohne  Vornehmung  der  Meziza  beschaffe. 

Die  Commission  hat  übrigens  gleich  bei  ihrer  Eröffnung 
den  Oberrabbiner  zu  ihrem  Präses  ernannt.  Wegen  Ausführung 
der  Schlussverfügung  obigen  Conclusums,  welches  sich  auf  ein 
früheres  Senats-Decret  (siehe  Pag.  194)  stützt,  ist  jedoch  damals 
nichts  geschehen. 

Unterm  1.  Mai  1850  wurde  folgender  neuer  Contract  mit  der 

Knochenhauer-Brüderschaft  am  neuen  Schrangen  abgeschlossen :  *) 

Behufs     zweckmässigerer     Regulirung     der    jüdischen 

Heuer  Con- 
tract mit  der      Schächterei  am  neuen  Schrangen  ist  zwischen  dem  Amte  der 

Knorhen-        Kuochenhauer  vom  neuen  Schrangen  einerseits  und  dem  Vor- 
schaft vom       steher-Collegiums  der  hiesigen  Deutsch-Israelitischen  Gemeinde 
neuen  andererseits,  die   nachfolgende   contractliche  Ueberein- 

kunft  verabredet  und  geschlossen  worden. 

Art.  1. 
Die  drei  angestellten  jüdischen  Schächter,  welche  die 
einzigen  sind,  die  überhaupt  hieselbst  schachten  dürfen,  er- 
halten vom  10.  Mai  d.  J.  an  keine  Natural-Gefälle  an  Fett  etc. 
von  dem  geschächteten  Vieh  mehr  und  tritt  an  die  Stelle  ein 
von  jedem  betreffenden  Knochenhauermeister  zu  erlegendes 
Schächtgeld  von  Acht  Schillingen  für  jeden  koscher  geschäch- 


*)  Bis  dahin  wurde  blos  im  neuen  Schrangen  jüdisch  geschach- 
tet. Bald  nachher  ward  ein  ähnlicher  Contract  mit  der  Brüderschaft 
vom  alten  Schrangen  geschlossen. 


teten  Ochsen  und  von  Einem  Schilling    für  jedes  koscher  ge- 
Bchäühtete  Kalh,  Lamm  oder  Hammel. 

Es  ist  zugleich  festgesetzt  worden,  daas  die  Schächtcr 
nicht  mehr  für  ihren  eigenen  Bedarf,  unä  noch  weniger  für 
Ändere,    Ochsenfleisch    von  den  Knochenhauern  direct  kaufen 

Art.  2. 

Zur  Erleichterung  der  Abrechnung  der  Gemeinde  mit 
den  Schftchtern  wird  das  Amt,  neben  der  hisherigeu  Fleisch- 
Coutrolle,  vierteljährlich  aufgeben,  wie  viele  Ochsen  koscher 
und  wie  viele  Ochsen  terefa  geschachtet  worden,  desgleichen 
auch  die  Stückzahl  der  terefa  geschächteten  Kälber,  Hammel 
und  Lämmer. 

Art,  3. 

Diese  veränderte  Einrichtung  ist  versuchsweise  auf  ein 
Jahr,  vom  10.  Mai  d.  J.  festgestellt,  und  falls  bis  dahin 
keine  Kündigung  von  einem  der  Contrahenteu  erfolgt,  läuft 
solche  stillschweigend  fort  auf  jeder  seit!  ge  sechsmonatliche 
Kündigung.  Wird  gekündigt,  ohne  dass  eine  neue  "Verein- 
barung getroffen  ist,  so  tritt  nach  Ablauf  der  vorherige  Zu- 
stand wieder  ein. 

Art.  4. 

Es  wird  ausdrücklich  bemerkt,  dasa  die  augestellten 
Scliächter,  ungeachtet  sie  nach  Art.  1  von  den  Herren  Knochen- 
hauern nach  der  Stückzahl  direct  bezahlt  werden,  nach  wie 
vor  in  der  Stellung  wirklicher  Gemeindebeamtea  verbleiben 
und  lediglich  den  Anordnungen  der  Cultusbchörde  dieser  Ge- 
meinde unterworfen  sind. 

Von  obiger  üebereinkunft,  welcher  die  am  22.  April  d,  J, 
abgehaltene  Couforeuz  zu  Grunde  liegt,  sind  zwei  gleich- 
lautende Exemplare  ausgefertigt,  und  sowohl  Seitens  des 
Amtes  als  des  Gemeindevorstandes  durch  die  hierzu  abge- 
ordneten Verwaltung smitglieder  unterzeichnet  und  mit  den 
respectiven  Siegeln  versehen. 


So    geschehen    in    Hamburg,    dea  Sten  Mai  Aohtzebn- 
hundert  und  fünfzig. 

(Folgen  die  beiderseitigen  Unterschriften.)! 

Hiermit  zusammenhangend  ist  ein  neues  Eeglemei 
die  Schächter. 


Dnl  n^uUch 
GemuiDde. 


Hierher    gehört   nachfolgender   Vergleich   mit    der  Portu- 
Gemeinde    bezüglich    des   Schäehtgeldea.      Das    alten 
Verhältniss  hatte  lediglich  nach  Herkommen  bestanden. 

In  Niedergerichtlichen  Äppellationflsachon  dor  Vorsteher 
der  Portugiesisch-Jüdischen  Gemeinde, 
Kläger,  Äppellaten, 
wider  die  Vorsteher  der  Deutsch-Israelitischen  Gemeinde, 
Beltlagte,    Äppellaten, 
ist  am  heutigen  Tage  in  commisaione  dea  Obergerichts  nach- 
stehender Vergleich  geschioasen  worden; 

1,  Die  Deutsch-Israelitische  Gameinde  entrichtet  der 
Po rtugiesisch-Jüdi sehen  Gemeinde  fortah,  so  lange  eine  Por- 
tugiesisch-Jüdische  Gemeinde  in  Hamburg  eiistirt,  anstatt 
des  derselben  bisher  entrichteten  Viertheils  des  Reinertrages 
der  Abgabe,  welche  von  dem  Verkehr  mit  Fleisch  erhohen 
wird,  ein  Achttheil  dea  Reineitrages  dieser  Abgabe.  Nach 
demselben  Maassstabe  wird  die  Zahlung  für  die  verflossenE  Zeit 
während  welcher  der  Antheil  der  Portngiesisch-Isra elitischen 
Gemeinde  einbehalten  worden,  das  ist  für  die  Zeit  seit  dem 
31,  December  1853  entrichtet,  und  zwar  für  die  Jahre  1854 
und  1855  und  füi'  das  laufende  Quartal  des  gegenwärtigen 
Jahres  am  31.  März  d.  J,  und  künftig  alle  Quartale,  mithin 
zuerst  wieder  am  30.  Juni  1856.  Die  Deutsch -Israelit!  sehe 
Gemeinde  ist  veipflicbtet,  der  Portugiesisch -Israelitischen  Gre- 
meinde  am  Schlüsse  eines  jeden  Kalenderjahrs,  und  zwar 
spätestens  bis  Ende  Februar  eines  jeden  Jahres,  vollständige 
Abrechnung  für  das  verflossene  Jahr  einzureichen,  und  thut 
solches   auch  zum  erstenmal   am  31.  März  d.  J.  lü 


d 


seit  Anfang  1854. 
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2.  Sollte  sich  die  Deutsch -Israelitische  Gemeinde  über 
kurz  oder  lang  veranlasst  sehen,  die  bisherige  Fleischabgabe 
aufzubeben  oder  bu  luodificiren,  so  erlischt  oder  modificirt 
sich  der  Antheil  der  Portugiesisch -Jüdischen  Gemeinde,  je 
nach  der  von  jener  Gemeinde  getroffenen  Maaasregel.  Selbst- 
verständlich ist  dabei  von  der  Deutsch-Israelitischen  Gemeinde 
bona  fide  zu  verfahren,  und  hat  jede  andere  Abgabe  oder 
sonstige  Einnahme,  welche  sie  eich  an  StcUe  der  bisherigen 
Flei  schab  gäbe  verschafft,  sofern  sich  dieselbe  auf  den  Verkehr 
mit  Fleisch  bezieht,  auch  der  Portugiesischen  Gemeinde  gegen- 
über an  die  Stelle  der  bisherigen  Abgabe  zu  treten,  und  zwar 
unter  welcher  Form  auch  immer  die  neue  Abgabe  oder  Ein- 
nahme erhoben  werden  mHg.  Eine  Wiedereinführung  der 
etwa  aufgehobenen  oder  ermässigten  Abgabe  kommt  der  Por- 
tugiesisch-Jüdischen Gemeinde  verhältnissmässig  zit  gut,  gleich 
wie  ihr  eine  Wiederermässigung  der  etwa  eriiöheten  Abgabe 
verhältuissmässig  zur  Last  kommt. 

3.  Die  Vorsteher  der  Portugiesisch -Israelitischen  Ge- 
meinde acceptiren  die  obigen  Zusagen  ihrem  ganzen  Umfange 
nach  und  wird  zugleich  beiderseits  festgesetzt,  dass  die  Diffe- 
renzen, welche  in  Beziehung  auf  den  vorliegenden  Vergleich 
künftig  zwischen  den  Transigenten  entstehen  mochten,  durch 
vom  hochpreialichen  Obergeriehte  auf  desfaUsigea  Ansuchen 
zu  ernennende  Schiedsrichter,  unter  Ausschliessung  aller  Be- 
rufung zu  Gericht  und  aller  sonstigen  Rechtsmittel,  sie  haben 
Namen  wie  sie  wollen,  entschieden  werden  sollen.  Die  Zahl 
der  zu  ernennenden  Schiedsrichter  bestimmt  das  Obergericht, 
je  nach  den  \'erhältnissen  des  einzelnen  zur  Entscheidung 
versteUten  FaUes. 

4.  Beide  Theile  renuuciireu   liti  et  causae  compensatia 


Urkundlich  beider  Partheien  und  der  Wohlw 
Commissarien  eigenhändiger  Unterschrift, 
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So    geschehe^    zu  Hamburg   auf   dem   Rathhause,    den 
7.  März  1856. 

(Unterz.) 
Benj.  de  Lemos,  p.  t.  Präses  der  Port. -Jüdischen 

Gemeinde,  • 
Simon  R.  Henriques,  p.  t.  Vorsteher, 

E.  J.  Jonas  )  als  dazu  committirte  Vorsteher 

J.  Wolffson,  Dr.  j     der  Deutsch-Israel.  Gemeinde. 

(Sign.) 

Hudtwalker,  Dr.,  als  Commissarius, 

Lutteroth  Legat,  als  Commissarius, 

concordat 

H.  S.  Behn,  Dr., 

Secretarius. 

Dasjenige  frische  Ochsenfleisch,  welches]  zum  Räuchern 
und  Pökeln  für  die  Ausfuhr  geschachtet  wird,  ist  seit  1850 
von  der  Fleischabgabe  befreit. 


Beerdjgungs-  Jm   April    1851    Wurden    die   Statuten    der    Beerdigungs- 

statuten.  Brüderschaft  aufs  Neue  auf  Ö  Jahre  sanctionirt,  nachdem  selbige 
dahin  modificirt  worden,   dass  nicht  die  Brüderschaft  als  solche, 
^^J^^^^^^'sondern  ein  Ausschuss  derselben,  genannt: 
Commission .  Beerdigungs-Cassen-Commission, 

unter  Vorsitz  eines  Gemeindevorstehers  alle  Geldsachen  über- 
nehme und  mithin  die  sämmtlichen  Beerdigungskosten  auslegte 
und  von  den  Particuliers  eincassirte.  Die  Sanction  lautet 
folgendermassen : 

Bestätigung  der  neuen  Statuten 

der 

Beerdigungs-  Gesellschaft. 

Vorstehende  Statuten  nebst  zwei  Anhängen  werden  hier- 
mit   abseiten    des   Vorsteher  -  CoUegiums   auf  fünf  Jahr    vom 


{6  (3.  April   1851)  an  bestätigt,    und    s 
den  folgenden  näheren  Bestimmungen: 


Daas  jähi-lich  eine  Rechnungsablage  der  Verwaltunga- 
Conunission  der  Beerdigungscasae  beim  Gemeindevorstand  ein- 
gereicht werde. 

2. 

Dasa  die  Brüderschaft  dafür  sorge,  dass  bei  jeder  durch 
aie  beschafften  Beerdigung  einer  männlichen  oder  weiblichen 
Leiche,  ausaer  dem  Boten  mindestens  ein  Grabbay  und  vier 
active  Mitglieder  der  Brüderschaft  auf  dem  Friedhofe  in 
Function  anwesend  seien. 


Dass  nach  wie  vor  die  polizeiliche  Autorität,  die  Auf- 
rechthftltung  der  Ordnung  auf  dem  Friedhofe,  sowohl  wäh- 
rend als  ausser  den  Beerdigungen,  lediglich  Sache  des  Ge- 
meinde vor  Standes,  hezi eh ungs weise  des  dazu  dcputirten  Vor- 
atehera  oder  der  Bauverwaltung  der  Gemeinde  bleibt. 


Dass  alle  durch  die  Brüderschaft  bestatteten  Leichen 
nach  herkömmlicher  Observanz  innerhalb  der  gewöhnlichen 
GrSberreihen  nach  Alter,  Geschlecht,  ehelichem  und  ledigem 
Stande,  Kindheit  und  Tod  im  Wochenbette,  gelegt  werden, 
und  in  den  für  aämmtliche  Grabstätten  bestimmten  Reihen 
kein  Platz  reseryirt  und  unbelegt  bleibe,  die  Karka  Betula- 
Plätze  (reservirte  Plätze  für  Ehegatten)  ausgenommen. 


Es  werden  daher  jederzeit  aeitens  des  Gemeindevor- 
stondes  zehn  Reihen  angewiesen,  und  kann  keine  neue  Reihe 
ohne  vorherige  Zuatimmung  der  für  die  Beerdigungs- Ange- 
legenheiten  eommittirten  Gemeindevorsteher  eröffiiet   werden. 


Icein    Bota    oder    besoldeter    Begleiter  ^geate 
f  mit  Geaehmiguiig  iles  couunittirenden  Gemeiade- 


werde,  ausse 
Vorstehers. 

Die  Brüderschaft  hatte  aomit  die  ganze  Comptohilität  über 
die  Beerdigungskoateu  auf  die  Gemeinde verwaltiuig  gewälzt. 
Man  versprach  sich  dadui-ch  ein  namhaftes  Ersparniss;  da  diese 
jedoch  nicht  erfolgt,  vielmehr  bis  Ende  1857  die  Ausgaben  für 
die  Gemeindecasse  fortwährend  anwuchsen,  so  ward  diese  Com- 
mission  im  April  1838  aufgehoben  tmd  eine  nicht  aus  der 
Brüderschaft  roievirenden  BeerdiguQgs-Caasen-Commiflsion,  be- 
stehend aus  einem  Gemeindevorsteher  und  vier  Particuliera,  für 
diese  Geschäfte  eingesetzt. 

'''  Eine    1852    nöthig    gewordene  Vorailngerwahl    ward    Toll- 

zogen    durch   eine  Couimission,    bestehend    aus  zwei  Vorstehern, 

vier  Sjndicit   und   sechs    aus   der  Gemeinde  gezogenen  Wühlern. 

Obgleich  die  neuere  Praxis,  und  namentlich  das  Mischebea- 

gesetz  von  1851    es  den  hiesigen  Juden  freistellt,  Proselyten  zu 

,.  machen,  so  sind  in  dieser  Zeit  dennoch  den  Aufnahmen  in  das 
i^f's-  Judentbum,  sogar  den  Kindern  aus  Mischehen  (von  einer  christ- 
lichen Mutter),  von  dem  Rabbinat  mancherlei  Schwierigkeiten  in 
den  Weg  gestellt,  wodurch  solche  Heceptionen  entweder  aus- 
wärts oder  hier  vor  jüdischen  Privatzeugen  vollzogen,  wobei 
jedoch  die  hiesige  Gemeinde -Mi  kwa  zu  dem  erforderlichen  ri- 
tuellen Bade  benutzt  wurde.  Ferner  hatte  der  Gemein  de  vor  stand 
mehrmals  Veranlassung,  mit  Zustimmung  des  Weddeherrn,  von 
der  Synagogen-Proclamation  solche  Ehen  zu  dispeusiren,  die  da- 
selbst wegen  des  Abaroni den- Stammes  des  Bräutigams  falls  die 
Braut  eine  Geschiedene  war,  wegen  umgangeuerCbaliza,  sogar  einmal 
wegen  umgangenen  rabbiaischen  Scheid ungsactes  etwa  Aergbr- 
niss  erregt  halien  würden.  In  ersteren  Fällen  copnÜrten  die 
Prediger  des  Tempels,  als  eine  laxere  Observanz  befolgend,  im 
letzteren  geschab  die  Copulntion  im  Auslande.  Das  erste  aus 
einer  derartigen  Ehe  geborene  Kind,  so  wie  auch  die  in  Misch- 
ehen erzeugten,  wurden  auf  besonderen  Befehl  des  Senats  in  die 
gewöhniieheu  jüdischen  Geburtsregister  als   ehelich    eingetragen. 
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Ebenso  ward  die  jüdische  Eegish'irung  und  nachmals  die  Be- 
erdigung unbeschnittener  männlicher  Leichen  auf  den  Friedhöfen 
der  Gemeinde,  bei  denen  die  Vornahme  einer  posthnmea  Be-''"' 
Bctneidnng  verlangt  wurde,  Schritt  vor  Schritt  von  dem  den 
freieren  ÄnBichten  abgeneigten  Theü  der  Gemeinde  bestritten, 
doch  jedesmal  vom  Senat  nach  der  liberalen  Seite  hin  ent- 
Bcljieden.  Das  Vorateher-CoUegium  hatte  sich  jedesmal  neutral 
gehalten  und  in  Fidlen,  wo  Fractionen  der  Gemeinde  einander 
opponirend  entgegenstanden ,  es  diesen  selbst  überlassen ,  die 
definitive  Entscheidung  des  Senats  herbeizuführen.  Die  in  diesen 
Haterien  abgegebenen  Erlasse  des  Senats  sind  die  folgenden : 

Extraotus  Protocolli  der  Wedde,  Esi 

Hamburg,  den  27.  September  1847.  'J 

In  Geraässheit  Gommisaorii  Amplissimi  Seu.,  d,  20.  d,  M.    t, 


F.  E.  S.,  Kaufmann,  wohnhaft     —  —  —  ,c 

welcher  erklörte: 

•Er  sei  Mitglied  der  Deutsch- Israeliti sehen  Gemeinde 
«schon  seit  vielen  Jahren  und  habe  sich  im  Mai  vorigen 
«Jahrs  hieselbst  verheirathet.  Er  habe  jetzt  die  Eintragung 
«seines  erstgeborenen  Sohnes  in  die  Geburtsregister  dieser 
«Gemeinde  beantragt,  ohne  sich  dRriiber  au  erklären,  ob 
«sein  Sohn  beschnitten  worden  sei  oder  nicht.  Er  glaube 
«nicht,  daas  er  zu  einer  Erklärung  darüber  verpflichtet 
«sei,  vielmehr  sei  nach  seiner  Meinung  die  Eintragung  in 
«die  Geburtsregister  davon  ganz  unabhängig.  Er  habe 
«seine  Pflicht  erfüllt  durch  die  simple  Anzeige,  welche  er 
«bei  der  betreffenden  Behörde  gemacht  habe,  dass  ihm  ein 
«Kind  geboren  worden  sei. 

«Zu  einer  Erklärung  darüber,  ob  sein  Sohn  beschnitten 
■sei  oder  ob  er  demselben  beschneiden  lassen  wolle,  könne 
«er  sich  nicht  verstehen  und  hatte  sich  dazu  nicht  ver- 
«pflichtet. 

«Er  wolle  nach  wie  vor  Mitglied  der  Israelitischen  Ge- 
«meinde  bleiben  und  wolle  dieselbe  Berechtigung  für  seinen 


■Sobn  durch  dessen  Eintragung  in  die  Geburtsregister  der 
■Israelitischen  Gemeinde  erwirken.» 

Vorgelesen  und  genehmigt. 
Uuterz.  Untere. 

F.  E.  S.  CiauBBeu,  Dr. 

Extractua  Protocolü  Senatus  Hamburgensis, 
Lunae,  d.  8.  Novemhria  1847. 
Concluaum  et  Commissum  dem  Wohlweiseu  Weddeherrn, 
den  Torfltehern  der  Deut  seh- Israelit!  sehen  Gemeinde  auf  ihre 
an  den  Wohl  weisen  Weddeherrn  gerichtete  Eingabe  Tom 
9.  Sept.  d.  J.,  die  Eintragung  des  Sohnes  des  Gemeindemit- 
gliedea  F.  E.  S.  in  die  jüdischen  Geburtsregister  betreffend 
KU  erwidern,  daaa,  da  die  Führung  der  jüdischen  Geburts- 
regiater  hieselbst,  so  wie  sie  durch  die  Verordnung,  die  Ein- 
jjchtung  der  Geburts-,  Trau-  und  Todtenregiater  betreffend, 
vom  30.  November  1815  vorgeschrieben  worden,  eine  rein 
olvilrechtliche  und  nicht  religiöse  Bedeutung  habe,  auch  der 
mit  der  Führung  dieser  Register  beauftragte  Beamte  obrig- 
keitlich angestellt  und  beeidigt  werde,  der  Umstand,  daaa 
F.  E.  S,  seinen  neugebornen  Sohn  nicht  beschneiden  lassen 
wolle,  der  Eintragung  desselben  in  die  Geburtsregister  der ' 
Deutech-Israeli tischen  Gemeinde  und  der  demnächstigen  AuB- 
BteiliiDg  eines  Geburtsscheines  nichts  entgegenstehe. 


3  GeburtsBche 
gez. 


nea  nichts  ( 

Eduard  Schlüter,  Dr. 
Concordat 

C.  M.  Schröder,  Weddeherr. 


Exirnctus  Pro  to  colli  SenatüB  Huuihurgenais, 

Veneria,  d.  10.  Deceraber  1845. 

Auf    verlesene    Bittschriften    Simon    von    Halle,    Jacob 

Mfttthiaaon,  M.  J.  Michael  Dr.,   B.  E.  Nathansen   und    H.  B. 

Oppenheimer  für  sich  und  die  in  der  Anlage  unterzeichneten 

Mitglieder     der     hiesigen     Deutsch  -  Israelitischen    Gemeinde, 


Sapplicanten,  ao  wie  der  in  auplicis  uut erzeichneten  Mitglieder 
der  Deutsoh-Tsraelitiachen  Gemeinde  hie  selbst,  Snp])Ucanten 
and  auf  ah  gestatteten  Bericht  des  Wohlweisen  ältesten  Wedde- 
herrn  in  Bezug  auf  die  AusfüLrung  des  Senats-Conclusi  vom 
8.  November  d.  J.  Concluaum  et  commissuni  dem  Wohlweisen 
ältesten  Weddeherm 

1. 

den  Vorstehern  der  Deutach -Israeli  tischen  Gemeinde  Folgendea 

luitzutheilen; 

Am  10.  Nov.  d.  J.  sei  E.  Hocbedlen  Rathe  eine  Bitt- 
Bchrift  von  einer  Anzahl  Mitglieder  der  Dentfich-Ifiraelitiachen 
Gemeinde  zugegangen,  welche  diia  am  8.  desselben  Monata  in 

der  Allgelegenheit   der  Eintragung   des  Kindes    von 

in  die  Geburtsregister  der  Deutsch-Israelitiechen  Gemeinde 
erlassene  Concluaum  A.  Senatus  nach  nicht  gekannt,  jedoch 
gebeten  hatten,  die  Sache  in  der  Weise  zu  entscheiden,  wie 
solches  geschehen  sei.  Insofern  nun  diesen  Supplicanten,  deren 
Anwalt  Herr  Dr.  Eden  sei,  daa  gedacht«  Conclusura  nicht 
etwa  inzwischen  roitgetheilt  werden,  so  beauftrage  E.  H.  Rath 
die  Vorsteher  hiemit,  ihnen  dasselbe  bekannt  zu  machen. 

Dagegen  seien  in  einem  am  12.  November  d,  J.  von 
Simon  von  Halle,  Jacob  Matthiason  und  einigen  anderen 
Mitgliedern  der  Deutsch-Israelitischen  Gemeinde  überreichten 
Supplicat,  dem  auch  das  Dnplicat  einer  von  einer  grossen 
Anzahl  von  Gcmeindegliedern  uoterschriebenen  ähnlichen  an 
die  Vorsteher  gerichteten  Eingabe  beigelegt  worden,  drin- 
gende Vorstellungen  gegen  das  den  Supplicanten  bekannt  ge- 
wordene Concluaum  vom  8.  ■November  gemacht  und  gebeten 
worden,  dasselbe  einstweilen  zu  suapendiren  und  vorgängig 
eine  Comraissioa  zur  Erledigung  der  Sache  anzuordnen. 

Was  Letzteres  anbetrifft,  so  trage  E.  H.  Rath  Bedenken, 
in  eiuer,  die  Supplicanten  nicht  persönlich  betreffenden  Sache 
anders,  als  durch  das  Organ  des  Gemeinde  Vorstandes  au  ver- 
handeln und  beauftrage  daher  die  Vorsteher,  diesen  Bittstellern 
Folgendea  zu  eröffnen: 

So   sehr  E.  H,  Rath   die  religiösen  Gefühle    ehre    und 
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von  denen  die  Supplioauten  geleitet  wurden, 
HO  könne  er  doch  nicht  umhin,  es  bei  dem  Concluso  vom 
8.  November  d.  J.  lediglich  zu  belassen.  E.  H.  Rath  könne 
es  durchaus  nicht  atatuiren,  daaa  die  früher  nicht  vorhanden 
geweaenen,  lediglich  durch  den  Rath-  und  Bürgerschluss  vom 
16.  Novemfcer  1815  eingeführten  Jüdischen  GebartBregister, 
mit  jüdischen  Religio  na  angelegenh  ei  ten  in  irgend  einem  Zu- 
sammenhange stünden.  Sie  seien  lediglich  eine  obrtgkeitUolie 
Anordnung,  beschränkten  sich  deshalb  auch  nicht  anf  das 
männliahe  Geschlecht  und  nähmen  von  der  für  dieses  durch 
jüdische  Religions  vor  Schriften  gebotene  Beschneidung  überaJl 
keine  Notiz,  wodurch  sie  sich  also  wesentlich  von  den  chriat- 
licheu  Taufregistern  unterschieden.  Nicbtadeato weniger  wurden, 
wie  schon  aus  No.  6  der  Verordnung,  die  Einrichtung  der 
Geburts-,  Trau-  und  Todtenregister  betreffend,  vom  30.  No- 
vember 1815  hervorgehe,  auch  die  Kinder  solcher  christlichen 
Religionaverwandteu,  welche  die  Kindertaufe  nicht  anerkennen, 
in  die  Taufregister  eingetragen.  Die  Supplicanten  stellten 
pag,  9  snppl.  die  Behauptung  auf,  diiss  wenn  jetzt  Israeliten 
ihre  Söhne  nicht  beschneiden  lassen  wollten,  diese  zusehen 
möchten,  wie  sie  sich  am  besten  eine  Stellung  unter  den 
Staatsangehörigen  schaffen  konnten,  sie  wollten  nicht  ge- 
zwungen sein,  sie  unter  sich  aufnunehmen. 

Das  könne  der  Senat  unmöglich  zulassen ;  so  lange  ein 
Judo  nicht  zum  Chriatenthum  übei'getreten  sei,  müsse  der 
Staat  ihn  als  Israeliten  betrachten  imd  beliandelu,  ohne  darnach 
zu  fragen,  ob  er  die  Vorschriften  seiner  Religion  genau  be- 
folge oder  nicht.  Von  diesem  Gesichtspunkte  ausgehend  habe 
der  Senat  von  jeher  die  jüdischen  Angelegenheiten  betrachtet, 
und  gerade  aua  Achtung  für  die  Gewissensfreiheit  der  Israe- 
liten eich  h\  religiöse  Fragen  derselben  nie  gemischt.  Er 
Bweifle  nicht,  dasa  die  Supplicanten,  bei  nochmaliger  ruhiger 
Erwägung  dieser  Sachlage,  sich  überzeugen  würden,  dass  der 
vorliegende  Fall  eiue  andere  Auffassung  von  Seiten  der 
Staatsbehörde  ohne  sonstige  erhebliche  Inconvenienzea  gar 
nicht  zulasse. 


Nunniehro   das  Concluso   vom   8.  Novemlier   d,  J.   hin- 
sichtlich   der  Eintragung   des  Kindes   des —in  dio  Ge- 

bui-tsregiater  der  Douts  oh- Israeli  tischen  Gemeinde  und  hin- 
eichtlich  der  demnächstigen  Ausstellung  einea  Gehurtsacheins 
für  dasselbe,  ohne  Weiteres  in  Ausfülirung  zu  hringen,  sich 
auch,  dasa  Bolchea  geschehen  sei,  nachweisen  zu  laasen  und 
demnächst  liarüher  ad  Protocolhira  zu  röferiren. 

uuterz.  Ed.  Schlüter,  Dr. 

coucordat 

C.  M.  Schröder,  Weddeherr. 

Exti'actus  Protocolii  Senafua  Hambui'gensiB. 
Mercurii,  d.  5.  November  1851. 
Ad    lectas    supplicaa   J.  L.  LDhweoz    und   S,  II.  Jouaa, 
als    derzeitigen   Cultns Vorstehern    im   Vorateher-Coilegium   der 
Deutsch-Israel itiachen  Gemeinde,    verlesenen  Bericht   der   Ma-  ^^' 
jorität  und  Minorität    der  übrigen  Mitglieder  dea  Vorstehor- 
Collegiums,  et  ad  lectas  supplicas,  Frau  N.  N.,  dea  N.  N.  ge- 
schiedene   Ehefrau  c.  Curat.  Conclusum   et  Commiasum    dem 
"Wohlweisen  Weddeherm,  dem  gesaramten  Vorateher-Coilegium, 
ein achlj esslich  der  Supplicanten  Lehwenz  und  Jonas,  anzuzeigen, 
daas  E.  H.  Rath  die  von  dem  Vorstcher-Collegium  in  dem 
vorliegenden  Fall  der  geschiedenen  Frau  N.  N.    intendirte 
Trennung    der    administrativen    und    der    religiösen  Rück- 
sichten nach  den  ganzen,  durch  frühere  Conclusa,   uament- 
lith   durch   die  vom    17.  September  1819,    5.  Januar    1821 
nnd  12.  Januar  1842  vorgeschriebene  SteUung  dea  Vorsteher- 
Collegiums    nicht    anerkennen    könne,    und    das    Collegiura 
vielmehr    verpflichtet    sei,    die  Erlaubniss  zu    der  in  Rede 
stehenden  Ehe    entweder    pure    ku    ertheilen  oder  zu   ver- 
weigern, und  nach  gefasstem  Beschlüsse  die  Betheiligten  von 
dieser  ihrer  Eiitscbeidung  in  Kenntniss  zu  setzen,    welcher 
Entscheidung    daher   in  dieser  Sache  fördersamst  entgegen 
gesehen  werde.  unterz.  H.  L,  Pthn,  Di-, 

concordat  C.  M.  Schröder,  Weddeherr. 
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ExtractttB  Protocolli  Senfttus  HamburgenBis. 
Mercurii,  d.  12.  Martii  1856. 
Ad  lectaa  SuppÜcas  F.  E.  S.  et  Consorten  Supplicanten, 
Conclusum  et  commissum  dem  WoUweiaen  Weddeherrn,  den 
Vorstehern  der  Deutsch-IsraelitischenGemeinde  anzuzeigen,  dass 
sie,  da  überall  nicht  nachgewiesen  worden,  dasfl  eine  mosaische 
Vorschrift  vorhauden  sei,  welcher  zufolge  die  Leiche  eines 
unbesohnittenen  Israeliten  nicht  ohne  vorherige  Vollziehung 
dieser  Ceramonie  auf  einem  jüdischen  BegräbniBsplatze  be- 
erdigt werden  dürfe,  überdies  die  Festhaltung  an  diesem 
Gebrauche  ersichtlich  und  namentlich  bei  der  Beerdigung 
von  Erwachsenen,  zu  erheblichen  Uebelständen  führen  könne, 
hiemit  verpflichtet  würden,  jeden  Zwang  zur  Vollziehung  der 
Beschneidung  an  einer  Leiche  von  nun  an  zu  verhindern  und 
die  Beerdigung  derselben  überall  nicht  dai'nach  aufzuhalten, 
Conclusum  porro  et  commisaum  Eidem,  dem  Suppli- 
canten   —    dieses   Conclusum    ebenfalls    zu    publicireo, 

auch  ihm  auf  sein  Verlangen  Abschrift  desselben  zukommsD 
za  lassen. 

unterz,  F.  H.  Sieveking,  Dr. 

Coocordst 

G.  0.  L.  Meyer,  Weddeherr. 


Extraotua  Protocolli  Senatns  Hamburgenais. 
Mercurii,  d.  26.  Martii  1656. 
Ad  lectas  Supplicaa  N.  N.,  Supplicanten,  Conclnsni 
Da  der  eigentliche  Sinn  des  §  13  der  provisorischen  Vc^ 
Ordnung,  die  Ehen  zwischen  Christen  und  Juden  betreffe 
durch  den  damaligen  Antrsg  an  Erbg.  Bürgerschaft  (p.  6  i 
Abdrucks)  ausser  Zweifel  gesetzt  wird,  indem  daselbst  von 
der  nach  der  formellen  Aufnahme  ins  Judenthum  zu  beschaf- 
fenden demnächstigen  Eintragung  von  Kindern  aus  einer 
Mischehe  in  die  jüdischen  Gebui'tsregister  die  Rede  iat,  unter 
diesen  aber  nur  die  damala  schon  vorhandenen  durch  die 
Verordnung  vom  30.  November  1815  vorgeschriebenen  ver- 
standen werden  können, 
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dasB  dns  Senats-Concltiaiim  vom  12.  December  v,  J, 
wieder  »ufzuheben,  die  fraglichen  Söhne  des  N.  N.  vielmehr 
nunmehr,  als  nach  den  Gesetzen  des  Staats  eheliche  Kinder, 
in  die  Geburtsregister  der  Deutsch-Israelitischen  Gemeinde 
einzutragen. 

Et  detur  eine  Ausfertigung  dieses  Coiiclusi  dem  Wohl- 
weisen Weddeherrn,  et  Coiumissum  Eidem,  dasselbe  dem 
Snpplicanten  S.  M.  den  Voi'Btehem  der  Deutsch-Isi'aelitischen 
Gemeinde,  so  wie  dem  Registratur  May  mitzutbeilen,  auch 
ihnen  eyentualitei-  eine  Abschrift  desselben  zukommen  zu  lassen, 
nnd  dem  May  anzubefehlen,  dass  er  nunmehr  ohne  Weiteres 
sowohl  hinsichtlich  der  Kinder  des  N.  N.,  als  sonst  in  ahn. 
liehen  Fällen,  nach  Massgabe  dieses  Conclusi  verfahre. 

Unterz.  J.  H.  Sieveking,  Dr. 

Concordat 

G.  C.  L.  Meyer,  Weddeherr. 

Am   21.  September  1853    hat  der  Oberrabbiner  Stern  bei 
inem  vorgekommenen  Fall  folgendes  Gutacbten  ertbeilt. 

Gutachtliche  Erklärung  über  eine  vom  Hoch  löblichen  Vor-  "^ 
steber-Collegium     der    Deutscb-Israelitischen    Gemein  de,)  j,, 
vorgelegten    Aufrage    E.    Hochlöbl,    Vormundachafs-De- 
putation,  unter  Anlage  der  behufigen  Acten,  die  Wieder- 1„^ 
vereheiichung  des  E,  A.  G.  betreffend. 
Abgesehen  davon,   dass  es  den  hiesigen  Israeliten  gesetz- 
lich   gestattet    ist,    in  Ehe-    und  Erb  Schafts  Sachen   nach  den 
mosaischen  Rechten  und  Gebräuchen  zu  verfahren  nnd  solche 
zu  benutzen,  und  hiernach  ein  Vater   bei  einer   wie   im  vor- 
liegenden Fall   stattfindenden   Wiederverehelichung  nicht   ge- 
halten   ist,  mit   seinen  Kindern  früherer  Ehe  abzutheüen,    so 
finde    ich    im    fraglichen  Falle    der  G — 'scheu   Angelegenheit 
nach    genauer    Einsicht    der    betreffenden,    uach    mosaischem 
Recht  und  Brauch  abgefassten  Ehepacten, 

dass  insbesondere  nach  Art.  5,  E,  worin  ea  schliesslich 
heisst;  der  Ehemann  G —  sei  (unter  den  hier  zutreffenden 
Umständen    unbedingt)    als  Universalerbe    seiner    Frau    zu 
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betrachten,   E. 
im  iiiindeBteu 
Ehe  verpflichtet  -i 
Hamburg, 


lelichang   nicht 
Kindern    erste 


.  G.  bei  einer  Wiedervere 
r  Ähtheilting    mit    . 

i  halten  ist. 
1  8.  November  1853. 

A.  Stern,  Oberrabbin 

Hier  galt  es  nämlich  eiuen  Fall,  wo  gar  kein  Ehecontr 
TOrlianden  war,    und    wo   man    sich    nicht    : 
Inhalt    eines    solchen    berofen    konnte ;    somit    ist  hier 
mosaische   Eherecht  als  überall   bestehend  anerkannt, 
das  Gegentheil  ausdrücklich  süpulirt  ist. 

Unterm  4,  December  1854  ist  ein  Rahbinats-Gutachtei 
gleichen  Inhalts,  betreffend  die  Nichtabtheilunga-Pflichtigkeit  d 
zur  Wiederyerheirathung  schreitenden  Wittwe  abgegeber 
eingesandt  hei  einem  sehr  markirten  Falle,  wo  die  jüdische  Fran 
einen  Christen  in  Civilehe  heirathete. 

1851  im  Januar  ward  ein  zur  «freien  Gemeinde»  ühev- 
getretenea  Gemeindemitglied  erst  dann  entlassen ,  nachdem  er 
nachgewiesen  hatte,  dass  er  vom  Prediger  dieser  freien  Gemeinde 
chriatlicb  getauft  worden  sei.  Ohne  diesen  Nachweis  durfte 
man  ihn  nicht  entlassen,  weil  die  freie  Gemeinde  nicht  zu  den 
anerkannten  Confessionen  gehörte, 
'"f  Im  Jahre  1853    konnte    ein   Plan,  zur   Vergrösaerung    des 

Friedhofs  auf  dem  Grindel,  durch  Ankauf  des  benachbarten 
Grundstückes,  nicht  ausgeführt  werden,  wegen  Widerspruchs 
einiger  umwohnender,  die  nur  dann  von  der  für  ihren  Gesund- 
hezitaustand  vorgeschützten  Furcht  abzustehen  bereit  waren,  wenn 
ein  Streifen  des  he  treffenden  Feldes  zu  einer  ihnen  Nutzen 
bringenden  Fahrstrasse  abgetreten  würde.  Hierdarch  ward 
denn  ein  gänzlich  abweisendes  Gutachteu  de«  Gesundheits- 
raths  veranlasst.  Schon  18i8  hatte  der  Senat  der  Gemeinde 
ein  Stück  Feld  schenken  wollen,  doch  stellte  die  Kammer 
dabei  den  nach  reUgiösen  und  herkömnüichen  Regeln  für  eine 
jüdische  Gemeinde  freiwillig  zu  übernehmen  unmögliche  Be- 
dingung, dass  nicht  allein  auf  diesem  neuen,  sondern  auch  auf  dem 
(dt en  Gräberfelde  die  Leichen  auf  Verlaugeu  des  Staats  soUten  wieder 


aiiBgegi-aberi  und  wegtransportirt  werden  dürfen.  JtidiscLerseits 
war  vergeblich  vorgestellt  worden,  dass,  da  der  Staat  das  Wieder- 
aufgraben  der  Leichen  sicherlich  nur  in  einem  sehr  dringenden  Noth- 
faUiä  verlangen  würde,  ein  alsdann  erlassener  Eegiernngabefehl  dies 
Resultat  ohne  Weiteres  herbeiführen  würde,  eine  contractliehe 
Verpflichtung  daher  überflüssig  sei.  Die  Sache  kam  nicht  zu 
Stande. 

Im  Jahre  1857.  Dr.  CSotthold  Salomon  tritt  aus  Gesund-"'- 
heitsrücksichten  von  seinem  Amt  als  Prediger  am  neuen  Tempel 
zurück  und  wird  auf  Ruhegehalt  gesetzt.  An  seine  Stelle  wird 
aus  verschiedenen  zur  Probepredigt  hier  eingetroffenen  Candi- 
daten  Dr.  Hermana  Jonas,  bisher  Prediger  zu  Neuenburg  an  der 
Warthe,  durch  das  Wahl-Comite  des  Tempels,  welchem  eine 
Priifuugs-Commissioii  vorangegangen  war,  erwählt  und  tritt  am 
20.  August  1858  sein  Amt  an,  wovon  mit  Hinsicht  auf  die  vor- 
kommenden Copulationen  sowohl  dem  Vorsteher-Collegium  als 
der  Weddebehörde  Anzeige  gemacht  wird. 

Am    3.   März  1857    ward    der    Grundstein    zu    der    neuen  Gen 
Hamburger    Synagoge,    belegen    auf   den    -«KohLhöfen»,    gelegt. 
Schon   im  Januar  185fi    war    zu  Beitragen  aufgefordert    worden 
durch  folgendes  Circular : 

Hamburg,  im  Januar  1856. 
P.  P. 
Die  Vorsteher  der  Deutsch-Israelitischen  Gemeinde  be- 
ehren sich,  Ew.  Wohlgeboren  einen  Gegenstand  von  dem  all- 


Unsere  Gemeinde  besass  in  frflhoren  Zeiten  sechs  öffent-   < 
liehe  Synagogen,  welche  alimählig  auf  drei  zusammengezogen  " 
waren,    als   bei   dem  grossen  Brande  vou  1S42,    die  auf  dem 
Alten  wall    belegene,    nebst    den    damit    verbundenen    miethe- 
tragenden   Wohnhäusern    in    Asche    gelegt    wurde,    und    der 
Grund  durch  Espropriationen  in  andere  Hände  überging. 

Die    bereits    1654    begründete,    nach    und   nach    durch 
Hinzuziehung   einiger    Wohn-Etageu    vergrösserte    Synagoge 


auf  dem  neuen  Steinweg  iat  bekanntlich  in  einem  solchen 
Zustande,  dass  wir  dem  Zeitpunkt  entgegen  sehen  müssen 
wo  itre  fernere  Benutzung  nicht  mehr  statthaft  sein  wird. 
Sie  enthält  übrigens  nicht  mehr  ola  176  Sitze  für  Männer 
und  123  für  Frauen. 

Die  Synagoge  auf  der  ElbstrasBe  enthält  deren  398  für 
Männer  und  219  für  Frauen. 

Es  bedarf  keiner  besonderen  Nachweisung,  dass  diese 
Zahl,  seihst  mit  Hinzuzählnng  der  Sitze  im  neuen  Tempel 
(380  für  Männer  und  260  für  Frauen)  weit  unter  dem  Be- 
dürfnias  der  Gemeinde  bleiht;  und  wirklich  hat  man  als 
Nothbehelf  seit  einer  Reihe  von  Jahren  jedesmal  an  den  hohen 
Festtagen  eine  Hülfssynagoge  in  einem  Speicherraum  ein- 
richten müssen. 

Unter  diesen  dringenden  Umständen  ist  die  Änfmerk- 
aamkeit  des  Gemeindevor  Standes  seit  vielen  Jahren,  und  be- 
Bondera  seit  1842  auf  die  Erbauung  einer  neuen  geräumigen 
Synagoge  gerichtet  gewesen,  and  er  hat  jetzt  die  Freude, 
mittheilen  za  können,  daas  er  einen  der  dazu  passendsten 
Plätze,  das  bekannte  von  Sienen'sche  Erbe  auf  den  Eohl- 
höfen  mit  seinem  sehr  geräumigen  von  Westen  nach  Osten 
sich  erstreckenden  Garten  für  die  Gemeinde  erstanden  hat, 
und  dass  dieser  Kauf  und  die  beabsichtigte  Benutzung  von 
E.  H.  Rath  gutgeheissen  worden  iat.  Am  1.  Mai  d.  J.  werden 
wir  in  den  Besitz  dieses  Grundstücks  gesetzt. 

Der  Kaufpreis  desselben  beträgt  Spec.Boo.^l  82,000  und 
nachdem  ein  Theil  des  Grundes  an  die  Tobnud-Toraschnle  zn 
ihrem  Neubau  verkauft  ist  und  die  Nehenlocalltäten  yer- 
miethet  sind,  wird  der  Grund  des  Gebäudes  nebst  den  freien 
Seitenplätzen  und  einem  24  Fuss  breiten  voUig  offenen  Zu- 
gang von  der  Strasse,  jährlich  noch  mit  circa  Crt.  #  2000 
auf  der  Gemeindecasse  lasten. 

Die  Synagoge  auf  dem  neuen  Steinweg  wird  demnächst 
geschlossen  werden  und  die  neue  Synagoge,  welche  ungefähr 
800  Sitze  für  Männer  and  400  für  Frauen  enthalten  soll,  in 
allen  sonstigen  Beziehungen  an  ihre  Stelle  treten. 
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An  speciell  zu  dem  Bau  verfügbaren  Mitteln  beflitzen 
wir  jetzt  Bco.-Jl  58,000,  herrührend  aus  den  gesammten,  für 
das  1842  abgebrannte  Erhe  eingegangenen  F euere asaen- Ent- 
schädigung ageldern  nebet  einem  dazu  gekommenen  Legate 
und  einigen  Spenden,  welche  seitdem  insgesammt  a.h  Syna- 
gogen-Baufands  separat  verwaltet  und  die  erworbenen  Zinsen 
jährlich  zum  Capital  geschlagen  sind. 

Ein  Gebäude  von  der  bezeichneten  Grösse,  wenn  auch 
ohne  Prunk,  doch  in  geziemender  äusserer  Würde  uod  Äua- 
stattnng  herzustellen,  und  es  mit  den  gegenwärtig  anwend- 
baren Apparaten  für  Erwärmung,  Beleuchtung,  WaSser- 
leitang  a.  e.  w.  zu  versehen,  das  erfordert  indessen  einen 
Aufwand  von  90—100,000  Mark  und  der  Vorstand  wendet 
sich  an  die  Gemeinde  selbst,  mit  der  Aufforderung,  die  feh- 
lende Summe  durch  eine  allgemeine  freiwillige  Subseription 
zusammenzubringen. 

Zu  dieser  Subsoriptioa  sind  wir  ao  frei,  Ew.  Wohlge- 
horen  hiemit  einzuladen,  und  bitten  Sie  um  Ihre  eigene 
Zeichnung  sowohl,  als  um  die  Förderung  derselben  unter 
Ihren  Freunden  und  Bekannten,  sowie  unter  Angehörigen 
unserer  Gemeinde,  die  im  Auslande  leben. 

Der  Gegenstand  steht  zu  hoch,  um  einer  directen  An- 
preisung zu  bedürfen,  und  die  offentHche  Meinung  ist  schon 
längst  hinreichend  vorbereitet,  indessen  glauben  wir  uns  doch 
die  Bemerkung  gestatten  zu  dürfen,  dass  so  wie  hier  einer- 
seits das  religiöse  Interesse  und  die  angemessene  Herstellung 
eines  nnserm  ehrwürdigen  Gottesdienste  gewidmeten  Gebäudes 
in  Betracht  kommt,  auch  die  Ehre  unserer  Gemeinde  eine 
besonders  ernste  Berücksichtigung  verdient,  zumal  da  dies 
das  erste  Gebäude  ist,  welches  wir  nach  erlangten  bürger- 
lichen Rechten  in  dieser  Stadt  Öffentlich  errichten. 

Fast  alle  grösseren  und  kleineren  jüdischen  Gemeinden 
haben  während  der  letzten  Jahrzehende  in  dieser  Beziehung 
Vieles  geleistet,  und  wir  fürchten  nicht,  dass  Hamburg  hinter 
ihnen  zurückbleiben  wird.  Ein  Moment  kommt  jedoch  in 
Betracht,  in  welchem  unsere  Gemeinde  den  meisten  von  ihnen 
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vorangeht,  nämlich  die  Eintracht  zwischen  den  verschiec 
religiösen  Richtungen,  in  welche  sich  ihre  Mitglieder  theilen. 
Diese  Eintracht,  bis  auf  diesen  Tag  von  den  einzelnen  Mit- 
gliedern sowohl  als  dem  Vorstände  sorgfältig  gepfie^  und 
erhalten,  wird  sich  hoffentlich  auis  Neue  bewähren  und  es 
bewirken,  dass  alle  Israeliten  unserer  Stadt  diesen  Bau,  ein 
Denkmal  wahrhaft  religiöser,  weil  wahrhaft  friedliebender 
Gesinnung  nach  Kräften  fordern  werden. 

Sobald   der  Bauplan    völlig    ausgearbeitet   ist,    soll   den 
geehrten  Gebern  ein  Abdruck  davon  mitgetheilt  werden.        _ 


Ew.    Wohlgeboren     erhalten    hieneben    ein    Formular, 
welches  Sie    mit    Ihrer    beliebigen    Spende    ausfüllen    wollen. 
Dasselbe  wird  baldmöglichst   durch  die  Hennen  Commissarien 
bei  Ihnen  abgefordert  werden,  insofern  Hie  ea  nicht  vorziehen, 
dasselbe  an  eine  der  hier  bezeichneten  Adressen  einzusenden. 
Das   Vorsteher- CoUeginm 
der  Deutsch-Israelitischen  Gemeinde. 
Ueber   den   Ertrag   dieser  Subscription  und    die   auf  den 
Bau  verwendeten  Kosten  siehe  weiterhin. 

Die  Anrufung   an   die   Eintracht    der  Gemeinde    ward   be- 
lohnt, denn  auch  die  Niohtbesucher  spendeten  reichlich. 

ineugoii-  Stiftung   des    •iSynagogenvereius>    einer  Muster- Synagoge 

aroin.  belegen  auf  dem  grossen  Neumarfet,  als  Vorbild  zu  einer  künf- 
tigen neuen  Synagogen- Ordnung.  Eine  Anzahl  von  Synagogen- 
Besuchern  erhielten  dieselben  ans  eigenen  Mitteln  mehrere  Jahre. 

December  1857.  Ein  hiesiger  sehr  gelehrter  reactionistisch 
iM-krii'B.  gesinnter  Hauptpastor  greift  ohne  weitere  Veranlassung  eine 
«Fraction  hiesiger  Juden-  an.  «Sie  hätten  das  Commercium,  die 
einzige  Behörde,  in  der  sie  sitzen,  mit  destructiven  Grundsätzen 
inficirt  u.  s.  w.»  Dieser  Angriff  verfehlte  seinen  Zweck  in  einem 
solchen  Grade,  dtiss  der  allgemeine  Unwillen  aller  Classen  den 
gelehrten  Mann    zu   einer  ausdrücklichen  Zurücknahme   nothigt. 
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Mai  1859.  Ptiblication  der  «ÄUgemeinen  Ordnung  für  die 
ynagogen  der  Deutsch -Israelitischen  Gemeinde»  vom  Jahre 
619  (1859),  von  welcher  Folgendes  die  Hauptstücke: 

Die  mit  den  specieUen  Angelegenheiten  der  Cultns- 
Inetitute  beauftragten  Gerne  lade -Vorsteher ,  Herren  B.  Lion 
und  J.  Bromherg,  haben  dem  Vorsteher -Collegium  eine  neue 
Synagogen-Ordnung  vorgelegt  und  dieselbe  zur  Bestätigung 
und  demnächatigen  Einführung  empfohlen. 

Das  Vorsteher  -  Collegium  hat  Beinerseits  in  Erwägung 
gezogen,  dasB  es  unverkennbar  dem  Bedürfniss  und  dem  Be- 
ruf unserer  Zeit  entspricht,  die  äusseren  Formen  unserer 
gottesdienstlichen  Versammlungen  unaerm  dermaligen  BildungB- 
stande  näher  zu  bringen  und  dazu  beizutragen,  dass  unsere 
heranwachsende  Jugend  sich  einer  innigeren  Beziehung 
Bwiachen  Cultua  und  Lehen  bowusst  werde.  Fast  alle  jüdi- 
schen   Gemeinden    Europas    sind    auf    diesem    Wege    voran. 


1  haben  diese  Ausarbeitung  geleitet. 
Zuerst  musste  selbst  der  Schein  eines  Verstosses  gegen  an- 
erkannte und  in  Wirksamkeit  stehende  Dinim  und  Minhagim 
(Gesetze  und  Gebräuche)  vermieden,  dann  aber  dui'ften  auch 
den  Besuchern  der  Synagogen  keine  neuen  Eim-ichtungen 
geboten  werden,  die  ihren  Ansichten  und  Gefühlen  nicht  zu- 
sagten. 

Zu  diesem  Ende  wandten  sich  die  Herren  Cultusvor- 
Bteher  an  den  Herrn  Oberrabhiner  Stern,  welcher  behufa  Aus- 
gleichung der  bei  dieser  Gelegenheit  hervargetretenen  Meinungs- 
verschiedenheiten sich  mit  der  anorkennungswerthesten  Bereit- 
willigkeit und  Ausdauer  mit  Männern  der  verschiedenen  Rich- 
tungen ins  Eiavemehmen  setzte  und  nach  fortgesetzten,  oft- 
mals schwierigen  Verhandlungen  den  rituellen  Theil  der  Arbeit 
für  den  ganzen  Jahrgang  in  einer  solchen  Weise  erledigte, 
dasa  derselbe  in  seiner  gegenwärtigen  Gestalt  der  übergrossen 
Mehrzahl,  hoffentlich  der  voUen  Gesammtheit  zum  Wohlge- 
fallen und  zum  erhöhten  Erbauungamittel  gei-eichen,  und  der 
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eifrigen    Mitwii'kung     aller    betreffenden    Gemeindemitglieder 
sich  erfreuen  wird. 

Das  Vorsteher-Collegium  hat  dem  Entwürfe  die  Bestim- 
mungen wegen  Einsetzung  der  Verwaltungsbehörde  hinzu- 
gefügt, welche  die  erste  Abtheilung  der  nachstehenden  Syna- 
gogen-Ordnung bilden. 

Somit  publicirt  das  Vorsteher-Collegium  hiemit  die 
Allgemeine  Ordnung   etc.  etc. 
und   zwar   für   die    Synagoge  Eibstrasse    sowohl    als   für    die 
ihrer  Vollendung  und  Eröffnung  nahe  <neue  Hamburger  Sy- 
nagoge» auf  den  Kohlhöfen. 

Der  Zeitpunkt  ihrer  wirklichen  Einführung  wird  auf 
den  der  Eröffnung  des  regelmässigen  Gottesdienstes  in  der 
neuen  Synagoge  festgestellt,  von  wo  an  ihre  Bestimmungen 
für  alle  Stelleninhaber  und  Besucher,  wie  auch  für  die  An- 
gestellten und  Beamten  bindend  sind.  Die  nöthigen  Vorbe- 
reitungen werden  jedoch  schon  in  nächster  Zeit  ihren  Anfang 
nehmen. 

Und  so  möge  diese  neue  Synagogen-Ordnung  zur  Förde- 
rung wahrer  Andacht  in  unserer  Gemeinde  kräftig  beitragen. 

Hamburg,  Mai  1859. 

Das  Vorsteher-Collegium 
der  Deutsch-Israelitischen  Gemeinde. 


Zuschrift  des  Cultus- Vorstandes 
an  das 
Vorsteher-Collegium. 
Hochgeehrte  Herren! 
Nachdem  sich  in  der  Gemeinde,  speciell  in  Veranlassung 
des  Synagogenbaues,  in  Bezug  auf  den  Gottesdienst  verschiedene 
Meinungen    und  Wünsche   kundgegeben    haben,    hat   sich  der 
Cultus-Vorstand    in  Anbetracht    dessen    wie   in  Hinblick    auf 
die   nunmehr   mit   der  Hülfe  Gottes   bevorstehende  Eröffnung 
der   neuen    Synagoge   veranlasst    gesehen ,    eine    Synagogen- 
Ordnung  —  selbstverständlich  in  Üebereinstimmung  mit  dem 


Ritualgesetze  —  zu  berathen  und  auszuurbeiten,  welche  unter 
möglichster  Berücksichtigung  unil  Ausgleichung  der  hei  dieser 
Gelegenheit  hervorgetretenen  Richtungen,  den  Gottesdienst, 
namentlich  auch  durch  Verbesserung  desaen  Vortrags-  und 
Gesangaweise,  in  einem  bestimmter  geregelten  und  geordneten 
Modus  festsetzt. 

Der  Cultua-V erstand  beehrt  sich  zu  dem  Ende,  das  zu 
Beinem  Ressort  gehörende  unter  Abtheüung  2  und  3  erfolgende 
Statut  Einem  Woh  Hob  liehen  VorBteher-Collegium  anbei  mit 
dem  Ersuchen  zu  überreichen,  dasselbe  behufs  baldiger  Ein-  ■ 
fdhrung  in  die  Gemeinde -Synagogen  geneigt«st  genehmigen 
EU  wollen. 

Hamburg,  im  Monat  Nissan  5619. 

Mit  vollkommener  Hochachtung 

Der  Gultus- Vorstand 

der  Deute ch-Israeli tischen  Gemeinde: 

Ä.  Stern,  Oberrabbiner, 

Bennj  Lion,     Julias  Bromberg, 

als  die  mit  den  Cultua- Angelegenheiten 

beauftragten  Gemeinde- Vorsteher. 


Erste  Abtheilung. 
Verwaltung   und   äussere  Ordnung  der  Synagogen, 

§  1. 

Die  Synagogen  stehen   unter  Oberleitung  und  Aufsicht 
des   Vorsteher- Collegiums    nnd    werden    von    einer    besonders 
eingesetzten  Synagügen-Verwaltungs-Behörde  administrirt. 
§2. 

Diese  Behörde  besteht  aus  nenn  Personen,  nämlich  aus 
vier  Commissarien  aus  jeder  der  beiden  Synagogen  und 
einem  Inspector  (§  5),  den  sie  immer  auf  ein  Jahr  abwechselnd 
AUS  jeder  Synagoge  mit  Sitz  und  Stimme  in  ihre  Mitte 
beruft. 

Von  den  Commissarien  werden  zwei  für  jede  Synagoge 
vom    Vorsteher -Collegium     ernannt    fund    diese    führen    die 


Speciul Verwaltung  und  Laben  den  Vorrang),  und  zwei  werdet 
von  den  männlichen  Stelleninhabern  —  so  viele  deren  : 
Wahl  theilnehmen  -^  nach  eiufacher  M^ajorität,  aaf  eine  eeiner 
Zeit  näher  zu  bestimmende  Weiae  erwählt.  Ea  kann  ihnen 
Seitens  des  Gemein  de  Vorstandes  ein  Wshlaut'satz,  Jedoch  un- 
beschadet der  Wahlfreiheit,  vorgelegt  werden. 

§  3. 
Der  Wir kunga kreis  dieser  Behörde  umfasst  die  eänimt- 
lichen  ^' er waltunga- Angelegenheiten  der  Synagoge  und  des 
darin  gehaltenen  Gotteitdienstea.  Namentlich  ist  ihre  Aufgabe 
die  Einführung  und  Aufrechthaltung  der  gegenwärtigen  neuen 
Synagogen-Ordnung,  so  wie  die  Beachlussnahme  über  Vei- 
ToUatändigungen  oder  Abänderungen  innerhalb  der  religions- 
geaetzlichen  Grunzen,  beides  Letztere  jedoch  unter  Vorbehalt 
der  Bestätigung  des  Cultns-Varstandes.  Zu  diesem  Ende  hat 
sie  die  Befugniss,  vorbehaltlich  Genehmigung  des  Vorsteher- 
Gollegiuma  angemesaeae  Persönlichkeiten  in  zweckmässige 
Zahl  und  auf  eine  beBtimmtä  kürzere  odei-  längere  Zeit,  — 
jedoch  hüchstens  je  auf  2  Jahre,  —  zu  berufen  und  daraus 
eine  Fach-Commisaion  zu  bilden.  Es  ist  nicht  nöthig,  daas 
diese  Fach-Cummission  aus  lauter  Stelleninhabern  bestehe. 

8  4- 
Daa  Amt  eines  Synagoge n-Commissaira  endet  mit  Ablauf 
seines  65aten  Lebenajahres ;    seine   amtlichen  Ehrenrechte  be- 
hält er  zeitlebens. 

§5. 
Ausserdem  werden  vom  Vorsteher -Co  llegiura  aus  den 
Stelleninhab  ern  vier  Inspectoren  für  jede  Synagoge  ernannt 
die  die  Ordnung  und  Ruhe  wahrend  der  gottesdienstlichen 
VersammluEigen  handhaben  und  auch  die  S teilen vermiethuDg 
und  die  Eincasairung  der  Mietbgeider  besorgen.  Bei  künftigen 
Vacanzen  wird  nicht  das  Vorsteher- C olle gi um,  sondern  die 
Stelleninhaber  jeder  Synagoge  werden  vorbehaltlich  deaseu 
Bestätigung  die  Inspectoren  wählen. 

Eine    entsprechende  Anordnung   wird  auf  den  Fraueu- 
lectoren  eingeführt  werden. 
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§6. 

Alle  besoldeten  Sjaagog'eti -Beamten  sind  dienstlich  der 
Syuagogen-Verwaltnngs-Beliörde  untergeordnet,  und  bei  ein- 
tretenden Vacanzen  hat  sie  das  Vorachlagsrecht  beim  Vor- 
st«h  er-Collegium. 

§  '?■ 

Die  Synagogen- Verwaltungs-Behörde  wird  vom  Präses, 
den  sie  aus  ihrer  Mitte  wählen  wird,  convocirt,  und  derselbe 
ist  jederzeit  verpflichtet,  auf  Verlangen  von  drei  Mitgliedern 
baldmöglichst  eine  Sitzung  zu  halten.  Ihre  Beschlüsse,  zu 
(leren  Gültigkeit  die  Gegenwart  von  fünf  Mitgliedern  genügt, 
geschehen  durch  absolute  Majorität  der  Anwesenden. 
§  8- 

Beschwerden  über  die  Beamten  oder  wegen  sonstiger 
Synagogen-Angelegenheiten  sind  bei  der  Verwaltungsbehörde' 
vorbehaltlich  schlieaslichen  Recursea  an  das  Vor  steh  er-Collegium 
zn  bringen, 

§9- 

Die  VertheiluQg   der   einzelnen  Functionen,    so    wie  ihr 
gesammter  Geschäftsgang  bleibt  der  Behörde  selbst  überlassen. 
§.  10. 

Alle  regulären  Wahlen  finden  ini  (!)otober  oder  November 
statt.  Das  Amtsjahr  beginnt  iind  schlteBBt  mit  dem  gewöhn- 
lichen deutschen  Kalenderjahr.  Die  im  Laufe  von  1659  ge- 
wählten Personen  fungiren  bis  Ende  1860. 


Zweite  Abthdlting. 
Verhftltungsregeln  und  Statuten. 


Beim  Eintritt  in  die  Synagoge  muss  sich  ein  Jeder 
ohne  Geräusch  auf  dem  kürzesten  Wege  an  seine  Stelle  be- 
geben. Fremden  oder  hiesigen  Besuchern,  die  keine  eigenen 
Stellen  haben,  wird,  so  weit  es  der  Kaum  gestattet,  durch 
die  Beamten  eine  Stelle  angewiesen.  Dasselbe  gilt  auch  auf 
dem  Frauenlector. 


§2. 

Keine  Stelle  darf,  sei  es  durch  Erwachaeiia  oder  Kinder, 
mehrfach  besetzt  werden,  sobald  ein  Nachbar  sich  darüber 
beschwert.  Das  Nebenstehen  eines  Kindes  ist  jedoch  in  der 
Regel  erlaabt. 

§  3. 
Jede  Störung  durch  unruhiges  Bewegen,  durch  Auf- 
steigen auf  die  Sitze,  durch  uunötbigea  Fallenlassen  der  Sitz- 
klappen, namentlich  aber  durch  Zwiegespräch  wäkrend  des 
Gebets,  des  Gesangs,  der  Vorlesung,  der  Predigt  oder  des 
Verleseas  von  Bekanntmachungen  ist  untersagt.  *) 

§4. 
iJfts  Heraustreten  aas  den  Reihen,  selbst  während   des 
Ein-  und  Ausbebens  der  Sepher  Tora  ist  untersagt;    ebenso 
das  Zusammengruppiren  in  der  Synagoge  vor  und  nach  dem 
Gottesdienste. 

§s. 

Kinder  unter  fünf  Ja.hren  dürfen  überall  nicht  mit  in 
die  Synagoge  gebracht  werden.  Aeltere  Kinder  sind  von  ihren 
Angehörigen  und  in  deren  Ermangelung  von  den  Synagogen- 
dienein  zu  beaufsichtigen. 

§6. 

Das  An-  und  Ablegen  der  üblichen  Kittel  an  R.  H. 
und  J.  K.  darf  nur  in  den  Gar  de  roher  äumen  stattfinden, 

§'. 

Die  Eingangsthüren  werden  durchgängig  eine  Viertel- 
et nnde    vor    Beginn    des    Gotteadieuates    geöffnet.      Das    An- 


•)  Diese  Verfügung,  wulche  in  keiner  Synagogen-Ordnung 
fehlen  kann,  ist  iibriguua  hiiT  in  Hamburg  fast  ganz  überHÜBsig; 
denn  von  habitnpDpn  nnrubipem  Benehmen  uod  Störung-on  in  den 
Synagogen  ist  hier  zu  keiner  Zeit  viel  zu  bemerken  gewesen,  ausser 
dasB  vielleicht  wahrend  der  Tora -Vorlesung  Kinder  ab-  und  zuge- 
lanfen  sind,  oder  hie  und  da  einige  Erwachsene  halblaut  mitgebeten 
oder  kurze  leiae  Unterhaltungen  geführt  haben,  weshalb  auch  jedes- 
mal vor  diesem  Akt  einige  warnende  Worte  ausgerufen  wurden. 


Künden    der  Lichter    und    alle    sonstigen  Vorbereitungen    ge- 
schehen vorher.  Die  Tom  Oberrabhiner  festzustellende  AnfaagB- 
zeit  wird  an  passenden  Stellen  auf  Tafeln  angezeigt. 
§8. 

Nnr  solche  rerheirathete  Stelleninhaber,  welche  das 
Chaber-Prädicat  besitzen,  können  in  der  Eegel,  wenn  sie  den 
Todestag  ihrer  Eltern  (Jahrzeit)  begehen,  an  'Wochentagen 
mit  Ausnahme  von  aUgemeiaen  Fest-  und  Sehchot-Tagen, 
Neumond,  Chanuka,  Purim  undFeat-Mitteltagen  zum  Vorbeten 
zugelassen  werden.  In  allen  30  Trauertagen  wie  im  ganzen 
Trauerjahr  ist  jedoch  auch  diesen  das  Vor  beten  nicht 
gestattet ;  es  sei  denn,  dass  denselben  die  besondere  Ge- 
nehmigung der  Synagogen 'Coinmissarien  und  des  löblichen 
Cuitus- Vorstandes  dazu  ertheilt  worden  wäre.  Zum  Vor- 
betea  des  «Aachre»  und  «Ubale  Zion»  kann  indessen  jeder 
verheirathete  Stelleninhaber  in  vorstelieiiden  Fällen  zugelassen 
werden.  Auch  bleibt  jedem  Mohel  die  Befngniss  «we  charot» 
voizubeten.  Allen  nicht  angestellten  Vorbetem  für  die  Selichoth 
und  hohen  Feste  ist  alljährhch  die  Genehmigung  der  Tei"- 
waltunga-Behörde  erforderlich. 
i  9. 

Jeder  Störende,  der  nicht  auf  die  erste  Zurechtweisung 
Folge  leistet,  wird  aus  der  Synagoge  gewiesen.  Uebrigens 
bleibt  es  bei  der  obrigkeitlichen  Verordnung  vom  lOten  No- 
vember 1815,  nach  welcher  die  Sjnagogenbehörde  jeden  Un- 
ruhstifter in  Strafe  bis  Ku  15  H'  Ort.  nehmen  kann. 


§  10. 
Die  Feststellung    der  Gaben   für    die  Ehrenoffioien  und 
Aufgänge    ist    Sache    der    ^"erwaltungsbehörde.     Sie    werden 
durch  Anschlag   bekannt    gemacht   und  sind  füi'  beide  Syna- 
gogen gleich.     * 

S  11- 

Die  an  Wochentagen,  Sabbathen   und  Halbfeateu    nicht 
verkauften  Ehrenofficien    und  Aufgänge    werden    den  Stellen- 
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inhabern  nach  der  Nummemfolge  zugetheilt,  doch  nur  in 
sofern  sie  bei  dem  dermaligen  Gottesdienste  anwesend  sind, 
und  ohne  dass  die  wegen  Abwesenheit  Uebergangenen  einen 
Anspruch  auf  nachträgliche  Berücksichtigung  haben. 

Obige  Anordnung  hat  an  sämmtlichen  Feiertagen  keine 
Geltung;  es  bleiben  dann  die  unverkauften  Objecto  zur  Ver- 
fügung der  Behörde,  welche  auch  an  Sabbathen  das  Recht 
hat,  besuchenden  Fremden  damit  eine  Ehrenbezeugung  zu 
erweisen. 

§  13. 

Jeder  der  vorerwähnten  (§  12)  Berechtigten  hat  sich  als 
solcher  bis  spätestens  am  Donnerstag- Abend  bei  dem  Oberküster 
seiner  Synagoge  anzumelden,  widrigenfalls  er  sich  selbst  die 
Schuld  beizumessen  hat,  wenn  er  nicht  äIs  Chiub  berücksichtigt 
werden  kann.  Ein  Bar  Mitzwa,  der  vorzulesen  wünscht,  hat 
sich  vierzehn  Tage  zuvor  bei  dem  Oberküster  zu  meldem 
und  sich  auch  rechtzeitig  bei  dem  betreffenden  Vorleser  exa- 
miniren  zu  lassen,  ob  er  zum  Vorlesen  zulässig  sei.  Der 
Oberküster  wird  demgemäss  Niemandem,  welcher  eine  Aliah 
erstehen  will,  eine  solche  vor  Freitag  bestimmt  zusagen. 

§  15. 

Den  Haftara- Vortrag  wird  der  fungirende  Commissarius 
nur  einem  solchen  Manne  verehren  oder  verehren  lassen,  von 
dem  er  voraussetzen  darf,  dass  derselbe  die  Haftara  correct, 
laut  und  vernehmlich  vorzutragen  im  Stande  ist.  Die  Ge- 
meinde wird  ferner  nur  mit  ganz  leiser  Stimme  folgen. 


Dritte  Abtheilung. 
Kituelle  Bestimmungen. 

§  1- 

Alle  bisher  in  den  hiesigen  Gemeinde- Synagogen  be- 
stehenden Gebetstücke  und  Piutim  jeder  AVt  und  Benennung 
für  Feiertage,  Sabbathe,  Halbfeste,  Fast-  und  Wochentage 
bleiben  unverändert.  Auch  ihre  Vortragsweise  bleibt  überall, 
wo  keine  besondere  neue  Bestimmung  getroffen  ist,  unverändert. 
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§2. 

Ueberall  wo  die  Geliräuche  der  nnnmehr  zu  schliessen- 
den  Synagoge  Neuenateinweg  mit  denen  der  Synagoge  Eib- 
atrasse  nicht  übereinstimmen,  sind  die  der  letzteren  für  die 
neue  Synagoge  massgebend,  bia  anf  die  für  die  'Matnat  Yad> 
üblichen  «Jiskor»,  weiche  ferner  nur  in  angemessen  zusammen- 
gefassten  Ahtheilungen  abgelesen  werden  sollen.  Mit  dieaer 
einzigen  Ausnahme  wird  mithin  eine  völlige  Gleichheit  des 
Gottesdienstes  in  den  beiden  Synagogen  Statt  haben. 

Uebrigens  bleibt  es  bei  der  bestehenden  Anordnung, 
dass  alle  Bekanntmachungen  und  Anschläge  der  Torgäugigen 
Genehmigung  des  Vorsteher-CoUegiams,  resp.  der  Ciiltus< 
Vorsteher  bedürfen, 

§3- 

Der  Vorsänger  muBS  die  Gebete  mit  Würde  und  Feier- 
lichkeit, und  die  altherkönmihche  hiesige  Cantilene  ohne  alle 
■wiDkürliche  Verzierung  und  gewaltsame  Anstrengung  der 
Stimme,  insbesondere  aber  ohne  Einmischung  von  profanen 
oder  der  Synagoge  fremden  Sangesweisen  vortragen.  Nament- 
lich darf  er  ausammengehörige  Worte  und  Sylben  nicht  aus- 
einanderreissen  und  auch  nicht  einzelne  Sätze  oder  Worte 
wiederholen. 

Auf  Grundlage  dieser  Vorschriften  wird  die  hierzu  an- 
geordnete Fach-Commission    aUe   vom    Vorsänger   allein   vor- 
zutragenden Gesangstücke  nach    musikalischen  Regeln  arrau- 
giren  lassen  und  ihre  Einübung  leiten. 
§4. 

Bei  allen  für  den  Vortrag  des  Cantors  allein  bestimmten 
Gesängen  und  Gebetstücken  hat  sich  Jeder  des  Kitsingens 
oder  des  hörbaren  Mitbetens;  so  auch  bei  dem  Vorlesen  der 
Tora  des  Mitlesens  za  enthalten. 

§■  s- 

Sämmtlicbe  von  der  Gemeinde  abzuhaltenden  Gebet- 
stücke  und  Keaponsen  mit  Einschluaa  der  Piut-Stücke,  dürfen 
von  der  Gemeinde  niemals  vor  dem  zweiten  Cautor  oder 
dessen  Vertreter  laut  begonnen  oder  nach  ihm  laut  geachlossen 
werden.    Der  zweite  Cantor  hat  solche  (aber  doch  keinenfalls 


bevor    der    Voibeter    den    von    ilim    vorzutragenden    Ges 
oder  Geiiettheil    ganz  beendigt  hat)    in  entap rechender  WeS 
zu  beginnen.     Für    die  Stücke    selbst   ist  jedocli   f 
im  §  7   anadrücklich    benannten    keinerlei    bestimmte  Gebet 
oder  Vortragsweise  vor  zuschreiben,  Der  Vorbeter  anderer 
wird  wiederum  den  vöUigenSchlusa  des  zweit enCantorB  abwai 
§8. 

Wer   sich    dem  Gesänge  nicht  in  geordneter  Weise  g 
schlieesen  kann,  folge  mit  leiser  Stimme,  bis  er  die  Gesanj 
wei?e    sich    angeeignet.      Jedes  überlaute   Beten    imd 
Einzelner  ist  unstatthaft. 

(Es  folgen  noch  25  Paragraphen,  worin  die  detaillirl 
Bestimmungen  wegen  der  ebräiacheu  Gebräuche  fürs  g: 


Mai  1859.   Siebenzigater  Geburtstag  des   jetat    er 
Oberlehrers  der  Freischule,  Dr.  Eduard  Kley.     Von   se 
maligen  Schülern    wird    bei    dieser  Gelegenheit  eine   Stiftung  f 
alte  Lehrer  unter   dem   Namen    «Eduard  Kley    Stiftung» 
mit  5000  U  Capital  begründet. 

11.  August.     Neue  Hamburgische    Verfassungsgesetze.  i 
Bürgers chaftswahlen  angeordnet. 

12.  September.      Einweihung    der    neuen    Hamburgisc 
Synagoge  auf  den  Kohlhöfen,   erbaut  dai-ch  Albert  Itoaeugart« 
einem  Mitglied  diei^er  Gemeinde.  Kosten  des  Baus  Bco.^  1413^ 
(ohne  das  Areal,  welche  sich  auf  Bco.  [I  34000  berechnet  hatt 
Diese  Kosten    waren    gedeckt    mit   Feueroaaaengelder    des    ISfl 
abgebrannten  Erbes    nnf   dem  AltenwaU    (S.  181)  Bco.?   3743( 
Spenden  1843  Bco.#  462,  Zinsen  seit  1843  Boo.Ii!  2B863,  Legat  5 
lomun  Heine  Bcn.-C  4000,    Spenden   zum  Bau  in  Folge  des  Gn 
oulara  S.  431  Bco.^  17883.  2,  Werth  der  freigewordenen  LocB 
täten  der  alten  Synagoge  auf  dem  neuen  Steiuweg  Bco.#  10,0( 
Hypotheklast  im  Geb&udo  bleibend  Bco.^  40,000,  ZuschuBs  v 
Geroeindecasse,    resp.  Spar-   und  Tilgungafond   Dco.  ^   41,734--.i| 
Stellen  zu  verkaufen  hatte  man  vermieden.  DieSynagoge  zählt  geg 
600  Stellen  fürMänner  und  400  für  Frauen.  Sie  ist  in  Backstein  » 
geführt  und  hat  eine  Kuppel  und  zwei  Ziunen,  wie  auch  e: 
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räum  für  den  Alltagsdienst  in  der  Winterzeit,  welcher  durch  eine 
Glaswand  abgesondert  ist  und  besonders  geheizt  werden  kann. 
Das  Tabernakel  hat  marmorne  Säulen  und  Bekleidung  und  dessen 
innere  Raum  erhalt  sein  Licht  durch  ein  separates  Glasdach. 

12.  September.     Umzug    der  Talmud  Tora-Schule   in    ihr 
neues  Schulhaus   auf  den  Kohlliöfen,  neben  der   Synagoge.     Zu  ^'^^"^ 
den    Baukosten  hat   die  Anstalt   Bco.*   8000    zinsfrei    angeliehen i,r  xi 
und  die  Gemeinde   zahlt   diese   mit  jähi'lich  Bco.#  500    zurück.''""-^' 
Der  Schulplan   ward  zugleich  um  einige  Disciplinen.  namentlich 
fremde  Sprachen,  Turnunterricht  etc.  erweitert, 

(I65Ö.)     Eröffnung     einer    von    Privaten    strengreligiöser 
Richtung    unterstützton,    damals    von    Dr.  Placzek,    später   von  q„^„ 
Dr.  Koreff  geleiteten  lai-aelitiachen   -höheren   Bürgerschule».  hchers 

November  1859.      Einige    Privatleute    aus    der    Gemeinde 
suppliciren  zu  Rath   gegen  die  Bestimmungen    der  neuen  Syna-Opposi 
gogen-Ordnung  und  werden  abgewiesen,  weil  der  Senat  die  jjüdi- 
schen    Angelegenheiten    einzig    dem    Vorsteher-CoUegium    anver- 
traut habe. 

Wichtigen  und  andauernden  Disput  veranlasste  die  mit  Er- 
laubnifls  des  Vorsteher-CoDegiums  durch  einen  Prediger  des  neuen 
Tempels  vollzogene  dritteCopulationeinerhiesigenFrau,  deren  erster  schoit 
Mann  sie  böslich  verlassen  hatte,  worauf  vom  Obergerioht  die  Ehe  in"  "^ 
Abwesenheit  desselben  für  aufgelöst  erklärt  worden  war  und  ein  lun 
auswärtiger  Rabbiner  sie  im  Auslände  mit  einem  zweiten  Mann 
getraut  hatte,  der  aber  bald  diir;iuf  kinderlos  starb  und  die 
nun,  wie  gesagt,  zur  dritten  Ehe  achritt.  Eine  Parthei,  der 
sich  auch  die  Klausrabbiner  ganz  unbefugterweiae  anschlössen' 
betrachtete  nänilich'die  erste  Ehe  als  kirchlich  noch  fortbestehend, 
weil  kein'^  Scheidebrief  von  dem  jersten  Mann  erfolgt  war, 
während  die  Vorsteher  und  die  Tempelprediger,  welche  beide 
Irüherhin  die  zweite  Trnuung  abgelehnt  hatten,  in  der  Frau  nur  eine 
Wtttwe  erblickten,  über  deren  frühere  durch  einen  au BwärtigenOh er- 
Land-Rabbiner  vollzogene  Copulation  jetzt  nicht  mehr  zu  urtheilen 
sei.    Es  war  damals  noch  keine  Civüehe  hier  allgemein  zulässig. 

11.  September.  Die  Synagoge  auf  dem  neuen  Sieiuweg  *'' 
wurde  verlassen  und  das  Inveotarium  an  Messing,  hölzernen  .„rui 
Gestühlen  etc.  wurde  verauctjouirt. 


Bürger-  October.     Wahlen  zur  nenen  Bürgerschaft  von  193  Abge- 

ordneten, worunter  zehn  von  jüdischer  Religion,  wae  fast  genau 
dem  Verhältnisa  der  Bevölkerung  gieichkommt.  Tu  den  ersten, 
ungefähr  das  bisherige  Ob  eralte  a-Coileg:  um  ersetzendeo,  20  Mit- 
glieder zählenden  Bürger- Auaschu es  werden  drei  Juden  gewählt. 
Beerdigung»-  1858 — 1859.     Errichtung     einer     von     der    Beerdigungs- 

'^*"''     Brüderschaft  gänzlich    getrennten  Verwaltung   der  Beerdigonga- 
Casee.     Ein  neuer  Kosten- Tarif  wird   liei  die 
geführt, 
jijjj^^j^  Am  2.  Juni  1859  ward  vom  Vorsteher-CoUegium  i 

OiMniien.  erweiterter  Benutzung    des    Begräbnissplatzes    ; 


Es  können  auch  solche  Personen,  die  nicht  zu  dem  Stamm 
der  ehemaligen  altbamhurgischen  Gemeinde  g'ehöreu,  auf  dem 
Begräbnissplatz  zu  Ottenaen  beerdigt  werden. 

Motive:  Nach  den  Privilegien  Friedrichs  III.  vom  löten 
Juli  1664  ist  von  den  -fremden,  nicht  im  Schutz  begriffenen 
Judentodten-,  die  auf  dem  Ottenaer  Kirchhofe  beerdigt  werden, 
eine  Recognition  erhoben  worden.  Es  ist  also  im  sich  gewiss 
nichts  dagegen  einzuwenden,  dass  diejenigen  Mitglieder  der  hie- 
eigen Gemeinde,  die  nicht  von  Mitgliedern  der  früheren  Ham- 
burger Gemeinde  abstammen,  auf  dem  Ottenser  Kirchhof  be- 
erdigt werden.  Aber  auch  die  Zahlung  der  Recognition  fiir 
diese  Mitglieder  ist  nicht  erforderUch,  da  die  jetzige  Gemeinde 
nur  als  Nachfolgerin  der  frühereu  apeciell  Hamburgischen  Ge- 
meinde anzusehen  ist,  der  dänische  (holsteinische)  Schute  die 
neu  aufgenommenen  Mitglieder  nicht  von  den  ursprünglichen 
unterscheidet,  wie  denn  auch  iu  den  späteren  Actenstücken  ans 
Ottensen  nur  von  »Hochdeutscher  Juden-Nation  in  Hamburg»  die 
Rede  ist  und  schliesslich  sogar  die  «Deutsch-Israelitische  Ge- 
meinde in  Hamburg»  als  berechtigte  Besitzerin  des  Kirchhofes 
angesehen  ist  (siehe  die  Convention  über  Abtretung  eines  Streifene 
zur  "Wegeregulirung  mit  der  Commune  Ottensen  vom  29.  No- 
vember 1S47  und  die  Bestätigung  des  Altonaer  Ober präsidi ums 
und  auf  dem  Couvert).  Es  ist  daher  auch  bei  Aufgabe  der 
dänischen  (holsteinischen)   Regierung   zu  zahlenden  Recognition 


keine  Notiz  voa  den  auf  dem  Ottanaer  Ku'chhof  spiitei'  beerdigten 
recipirten  Gemeindegliedern  zu  nehmen. 

1860,  Juni.  Eröffnung  des  neuerbauten  rituellen  Bade-^ 
hauaes  (Mikwah)  auf  dem  Platz  hinter  der  Eibatrassen- Synagoge. 
Architect  war  ein  Mitglied  der  Gemeinde,  Max  Koppel,  die  Bau- 
kosten betrugen  Bca.^  22000,  wozu  von  Männern,  die  sicii 
für  diese  Anstalt  besonders  inteieeBirten,  Bco.^  3000  gespendet 
wurden.  Sie  enthält  acht  Badecahinette  iu  Fächerform  und  im 
Mittelpunkt  eine  Kufe,  worin  sich  das  (rituell  das  Fluaswasser 
ersetzende)  Regenwasser  sammelt  und  bei  einer  gewissen  Wasser- 
höhe durch  einzelne  Oefihungen  mit  den  Cabinetten  in  genügen- 
der Menge  iu  Verbindung  tritt. 

Da  der  Uehertritt  von  Proselytea  in  das  Judenthnm  nicht 
mehr  verboten   ist,    so  finden    hier   auch  Proselytentaiifen  statt,  Ji 
wozu  jedesmal  eine  specielle  Order    des  präaidirenden  Gemeinde- 
vorstehers   an    den  Badepächter    erforderlich    ist.      Die  Anstalt 
ist  in  Contract  vei-pachtet. 

August.  Vornahme  bedeutender  Reparaturen  und  neuer  g 
Eim'ichtungen  in  der  Elbstrassen-Synagoge,  die  sonst  Gefahr 
läuft,  ihr  ganzes  Publikum  an  die  neue  Synagoge  zu  verlieren. 
Mit  einem  Aufwände  von  circa  Bco'JL  25000  wird  eine  fest 
durchgebaute  Verbindung  mit  dem  Vorderhause,  neue  ateinsrne 
Loctor treppen,  Gaaebleuchtung  und  Heizung  hergestellt  u.  s.  w. 

28,  September,  Puhlication  der  neuen  Hamburgischen 
StaatBverfassung.  Die  Israeliten  sind  hei  folgenden  Artikeln 
speüiell  interessirt: 

Art.  3.  ^ 

Angehöriger    des   Hamb  urgiachen  Staates    ist" 
Jeder,     welchem    nach    gesetzlicher    Bestimmung 
das  Hcimathsrecht  in  demselben  zusteht. 

Hiermit    allein    ist    nun    die    bisherige    gesetzliche  Bestim- 
mung   nicht   aufgehoben,    welche    für  Juden    die    Gemeindemit- 
gliedschaft voraus  bedang,    und  daraus  erklärt  es  sich,   weshalb 
die  Gemeinde  rechte  u.  w.  d.  a.  noch  unverändert  blieben. 
Art.  23. 
Die  dem  Staate  zustehende  Oberaufsicht  über 
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die   bürgerlichea  nnd   religiösen  Gemeinden   wird 
T«m  Senate  ausgeübt. 

Da   die  jüdische  BevöUierung  von   aOen   mchtlutberisclien 
die  sahlreichBte  ist  und  es  wohl  noch  lange  bleiben  wird,  so  ist 
diese  BeHtimmimg  für  sie  von  ganz  besonderer  Wichtigkeit,  was 
eich  erat  sp&terhin  recht  deutlich  zeigen  dürfte. 
Ai-t.  94. 
Sämmtlieho  milde  Stiftungen  und  WohlthBtig- 
keits-Auatalten     stehen    unter    Oberaufsicht    d«s 
Staats.     Das  Nähere  bestimmt  das  Gesetz. 

Dasa  diejenigen  Stiftungen,  deren  Capital  hei  der  jüdisoheo 
Gemeinde  oder  durch  dieselbe  belegt  und  fundirt  sind,  werden 
durch  den  Art.  94  der  Gemeinde  Oberaufaieht  nicht  entaogen, 
doch  steht  diese  mit  allen  ihren  Verwaltungsaweigen  unter  dem 
Senat  als  höchster  Instanz. 

(8ter  Abschnitt.  Vou  den  religiösen  Gemeinschaften.) 
Art.  110. 
Volle  Glaubens-  und  Gewisaenafreiheit  wird 
gewährleistet.  Durch  das  religiöse  Bekenntnias 
wird  der  Oenuss  der  bürgerlichen  und  der  staata- 
bilrgerlicben  Rechte  weder  bedingt  noch  be- 
schränkt. 

Den  bürgerlichen  und  staatsbürgerlichen 
Pflichten  darf  dasselbe  keinen  Abbruch  thun. 

Ueber  die  Bedingungen  zur  Bildung  neuer  re- 
ligiöser Gemeinschaften  entscheidet  das  Gesetz. 

Die  gesetzmässig  bestehenden  nnd  diekünftig 
sich  bildenden  religiösen  Gemeiuschaftea  ver- 
walten ihre  Angelegenheiten  selbständig,  jedoch 
unter  Oberaufsicht  des   Staats. 

Diese  Oberaufsicht  wii'd  nach  Art.  23  vom  Senat  allein 
ausgeübt,  welcher  sie,  wie  man  gesehen  hat,  auch  in  der  frühereu 
Zeit  ohne  bürgerschaftlicbe  Mitwirkung  ausgeübt  hat.  Dasa  die 
jüdische  Gemeinde  auf  diese  Weise  in  den  reorganisirten  Staat 
eingefugt  wird,  üben-aschte  Diejenigen  nicht  wenig,  die  das  Wort 
Trennung  zwisohenStaatundEiiche  lieber  ganzverwirklieht  gesehea 
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hätten.,  so  dass  beide  gar  keine  Nutiz  von  einaudcf  nähmen;  in- 
dessen war  das  jüdische  Publikum  doch  durchweg  sehr  befrie- 
digt, da  Jeder  mehr  oder  odei'  weniger  einsah,  dass  was  die  staat- 
liche Existenz  in  Hambui'g  betrifft,  er  erst  jetzt  ein  festes  Funda- 
ment habe.  Das  Erfreulichste  war,  dass  von  keiner  Seite  das 
Princip  angefochten  wurde,  der  pragmatische  Ausdruck  desselben 
vielmehr  als  ganz  selbstverständlich  hingenommen  ward. 

September.  Ausarbeitung  einer  Instruction  für  den  separat  " 
angestellten  Mohel,  hauptsächlich  Kum  Zweck  der  Unterlassung 
der  Meziza  und  des  Bedarfs  für  Kinder  n ich tjüdis eher  Mütter 
ans  Mischehen  und  sonstiger  Proselyten.  Es  scheint,  daas  diese 
Maassregel  zu  spät  kam,  denn  die  gänsliche  Unterlassung  der 
Eeschneidung  ward  immer  häufiger  unter  Denjenigen,  die  über- 
haupt die  jüdischen  Observanzen  wenig  oder  gar  nicht  beobachten. 
Wie  vieJ  der  Umstand  hierzu  beigetragen  hat,  dass  die  Ortho- 
doxen die  Sache  eben  in  Betreff  der  Meziza  auf  die  Spitze  ge- 
trieben, ist  schwer  zu  sagen;  dazu  beigetragen  hat  er  jedenfalls. 
Uebrigens  gab  dieser  separate  Mohe!  sein  Amt  aus  Mangel  an 
Beschäftigung  1864  schon  wieder  auf. 

12.  November.  Dr.  Riesser  Obergerichtsrath  hieselbrt 
Der  erste  und  von  vielen  Eegierungen  im  Princip  noch  bean- 
standete Fall,  dass  ein  Jude  in  Deutschland  ein  höheres  richter- 
liches Amt  bekleidet.  It;  Holland,  Frankreich  n.  m.  ist  das  frei- 
lich schon  länget  vorgekommen. 

März  ISGL     Dr.  Riesser  und  Dr.  Wolffson   beantragen  in"'«" 
der  Bürgerschaft    die   Aufhebung    der    sogenannten    mosaischen 
Erb-  und  Ehehereohte.  (Siehe  S.  159  das  Gesetz  v.  1.  Juni  1864.) 

21,  Juni.  Publication  des  Gesetzes  über  die  einzuführende^™' 
fftoultative  Civilehe  u.  w.  d.  a.,  wodurch  das  Specialgesetz  über 
die  Ehen  zwischen  Christen  und  Juden  vom  October  1851  ausser 
Wirksamkeit  fällt.  Ein  bi-idcraeita  jüdisches  Brautpaai',  welches 
sich  blns  bürgerlich  cupuliren  lässt,  muss  dennoch  die  Abgabe 
an  die  Gemeinde,  mit  Ausnahme  der  speciellen  Vergütungen  an 
di^  kirchlichen  Beamten,  berichtigen. 

December  1860.  Das  Vorsteher-CoUegium  publieirt  einen 
-Finanzbericht»    über    die  Jahre  1849  bis  1860    als    Fort- 


Betzung  des  1849  publicirten.  la  demselben  wird  zuerst  der 
Wunsch  ausgesprochen,  dosB  immer  mehr  und  mehr  Gemeinde- 
mitglieder  das  Bürgerreclit  erlangen,  was  zu  thun  oder  au  unter- 
lassen damals  in  ihrem  Belieben  stand.  Hierauf  erklärt  das  Vor- 
Bteher-Collegium,  es  habe  sehr  gegen  seinen  Willen  die  Ter- 
waltung  noch  in  bisheriger  Weise  fortführen  müssen,  habe  jedoch 
in  den  wichtigsten  Fällen,  worunter  die  AasteUuBg  eines  Ober- 
rabbinera,  der  Bau  einer  neuen  Synagoge  u.  s.  w.,  sieb  anf 
verschiedene  angemessene  Weise  der  Beipflichtnng  zahlreicher 
Gemeiudeglieder  versichert.  Die  beigefügten  Eechnungstab eilen 
wiesen  nach,  dasa  ungeachtet  vermehrter  Bevölkerung  die  Aus- 
gaben der  Gemeinde  fast  unverändert  geblieben  seien,  .so  daes 
die  Abrechnung  eines  Jahrs  zugleich  als  Voranschlag  zn  dem 
folgenden  habe  dienen  können.  «Nur  ein  Zweig»,  heisst  es 
weiter,  «kostet  von  Jahr  zu  Jahr  mehr;  dies  aber  zu  grosser 
und  gewiss  allgemeiner  Befriedigung,  nämlich  unser  ünter- 
richtawesen  dessen  Kosten  in  diesem  Zeitraum  von  Ct.^  9911 
auf  Ct.|£  15000  gestiegen  sind.  Selten  ist  wohl  Geld  auch  in 
materieller  Beziehung  hesser  verwendet  worden,  denn  went»  in 
unserer  Mitte  der  Wohlstand  vermehrt,  die  Armuth  vermindert 
iat,  so  verdanken  wir  dies  vor  Allem  unsern  vier  öffentlichen 
Schulen,  in  welchen  Ende  des  Jahres  1860  764  Kinder  beiderlei 
Geschlechts  grösstentheils  ganz  unentgeltlich  unterrichtet  wurden. 
Es  muss  hier  erwähnt  werden,  daes  von  diesen  Schulen  nur  eine, 
die  Mädchenschule,  gänzlich  von  der  Gemeinde  erhalten 
wird,  während  die  übrigen  nur  bestimmte  Subventionen  er- 
halten. -■  Die  ungedeckte  Schuldenlast  der  Gemeinde  hat 
sich  selbstverständlich  weder  in  diesem  Zeiträume  noch  überhaupt 
aeit  1817  (der  Errichtung  unserer  Depositen- Gas se  milder  Stif- 
tungen) vonoehren  können.  Sie  beträgt  an  ewigen  Renten 
für  hei  der  Gemeinde  belegte  Stiftuugs-Capitalien  ca.  Ct.#  15000 
jährlich,  wozu  noch  Cr.^  14000  ähnlicher  Renten  kommen,  die 
durch  active  Zins-Einnahme  hinlänglich  gedeckt  sind.  Ausserdem 
bestehen  noch  etwa  Ct,/  20,000  anderer  gesicherter  Einnahmen 
derjenigen  Stiftungen,  die  (wie  z.  B.  die  Hartvigsche)  zwar 
unter  Oberleitung  der  Gemeinde  stehen,  aber  ihre  Gelder  separat 


449 

verwalt-en.  Dieae  geBammten  jährlichen  Ct.|l  49,000,  ohne  nennens- 
werthe  Ausnahme,  IcommeQ  in  verechiedener  Gestalt  den  Armen, 
den  Kritnken,  den  Waisen  und  den  Anstalten  unserer  Gemeinde 
zu  Gute,  ohne  dase  dadurch  unserer  Arinencaase  eine  directe 
Erleichterung  erwachsen  dürfte,  da  die  Intention  der  Stifter  nur 
war,  den  Hülfsbe dürftigen  etwaa  zu  leisten,  waa  ihnen  die  regel- 
luilasige  Armenpflege  nicht  gieht. 

Die   Gesamintausgabeii    unserer    Gemeindecasse    fallen    für 
1858—60  mit  ungefilhr : 

56    pCt.  auf  das  eigentliche  Arraenwesen, 

nj     .       .       .      (Armen-)   Schulweaen, 


«7^  pCt. 

2i     ' 

Ruhe-  und 

Wittwengehalte, 

m  • 

Ronteu  voi 

n   der  Gemeii 

ideschuld, 

9J    - 

die  Cultus- 

■Anstalten, 

2      - 

Erhaltung 

der  Grundst 

ücke  1 

ind 

6^    < 

Verwaltungskoaten. 

100  pCt. 

Unsere  Einnahme  besteht  hauptsächlich  in  der  Ge- 
meindesteuer. Bieae  hat  in  dieser  Periode  so  ermässigt 
werden  können,  dass  die  1950  Contribueaten  von  1860  nur  8  pCt. 
mehr  aufzubringen  hatten  als  1560  Contribuenten  im  Jahre  1845. 
Auch  iat  das  Minimum  eines  vollen  Beitrages  von  Ct.#  18  auf 
Ctjl.  9  und  der  1821  vom  Senat  gesetzte  Maaasatab  von  3  pCt. 
des  Einkommens  thatsäcblich  auf  2  pCt.  erniedrigt.  Ferner  iat 
man  mehr  dahin  gelaugt,  längere  Rückstände  zu  vermeiden,  und 
fast  die  geaamraten  Beiträge  gehen  jetzt  im  laufenden  und  apäte- 
stena  im  nachfolgenden  Jahr  ein.  Die  Zahl  der  Steuer-Recla- 
mationen  i»t  nicht  bedeutend,  und  von  den  aiigeaetzten  Quoten 
gehen .  nach  sechsjährigen  Perioden  zusammengestellt ,  durch 
Moderationen  und  Zufälle  durch achnittlich  nur  etwa  6  pCt,  ver- 
loren, eiu  Resultat,  daa  seinen  Grund  auch  darin  hat,  daas  die 
Gemeindesteuer  von  aehr  Vielen  mit  einer  gewissen  religidsen 
Pietät  betrachtet  wird. 

Aus  den  verachiedenen  Tabellen  geben  wir: 
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Haupt -Gasse  der  Deutsch- 

E  i  n  u  a  h  m  e.  Ct.jC     ß 

Einkaufsgelder 24:276.— 

Ct.jt    ß 

Beiträge  von  1860 73037. 12 

Reckstände  von  1859 34180.  8 

do.     *  1858 2692.— 

do.     -  1857 722.— 

do.     «  1856 310.— 

do.     ältere    ........       1296.  10 

112238.  14 

Recognitionen 675.  — 

Bräutigams-Abgaben,  als : 

A.  Fürs  Hospital 13299.    3 

B.  Stolgebühr 1732.— 

C.  Traugebühr 686.    4 

15717.    7 

Grabstättenverkauf  (an  Fremde) 1065.  — 

Familiengräber 500.  — 

Beerdigungs-Cassen-Ueberschuss 600.  — 

Ct.jt  155071.    5 


Bestand  war  in  Cassa  am  1.  Januar  1860  . 


266.    9 


Ct.#  155337, 14 
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Israelitisolieii  Gemeinde.  1860. 

.Ausgabe.  Ct.Ji     ß 

Arinenweseu,  als;  Ct.|i    ß 

Armenanstftlt  und  Krankenhaus  63200.  — 

Durohreiaende  Arme 2992.    9 

Mazzoth-ZuBchuaa 2831. 14 

Extra-Unterstützungen 320.  — 

693«.    7 

Erztehungswesen,  als : 

Talmud-Tora-Schule [    6000.  — 

Besonderer  Zuachuss  an  dieaelbfi    .     .  >      937.— 
Schüler-Bekleidungs-Anstalt  .     .     .     •         100.— 

Zusehuss  zur  Freiachule 3000.  — 

Mädchenschule  der  Gemeinde     .     .     .       3650.  — 

do.  von  1798.  Zusehuss     .         800.  — 

Paulinenstift 480,  — 

14967.  — 

Zinsen  und  Renten 29081.  15 

Davon  sind  durch  Einnähmet)  gedeckt     14376.    4 

14705. 11 

Cultus-Institute,  als: 

Sftlarien 10097.    6 

Zusehuss  zur  Cultua-Casse     ....       1190. — 
zum  neuen  Tempel      .     .     .       2300.  — 

13787.    e 

Bauverwaltung,  Zusehuss 1900. — 

Ruhe-  und  Witt  wen  gehalte 2773.    4 

Administrationak  Osten 8196.    1 

Cassirte  Caaaenbillete 133.    8 

Ct.#  125807.    5 

Abgelieferter  üeberschuBS 29000.  — 

Bestand  bHeb  in  Cassa  am  31.  Seoember  1660  .  530.    9 

Ct.*  155337. 14 
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s  t 

a  t  u  s 

A  c  ti  va  : 

Ct.#    ß 

A.  Immobilien:  Feuercassen-Taxe. 

unver- 
brennlich : 

ver- 
brennlich : 

Iste  Eibstrasse     .     .     . 

Ct.it 
.     40000. 

ct.# 

115750.— 

Neuersteinweg .     .     . 
Kohlhöfen:    Haus.     .     . 

.     29400 
8433 

77500.  — 
27750.  — 

do.          Synagoge    . 
Breitergang      .... 
Hütten     ...... 

50000 
2208. 
1750. 

164000.  — 
17500.  — 
43000.  — 

.    Krankenhaus  St.  Pauli . 

•          •          • 

• 

150000.  — 

4  Begräbnissplätze    .     , 
Haus  etc.  auf  dem  Grir 

idel     .     . 

• 

17000.  — 

( 

H.# 

744291.-- 

angenommen  für Ct.#  500000.  — 

Ab :  Sämmtliche  Hypotheken  und 

die  capitalisirte  Grrundhauer     «      117717.    3 


382282.  13 


B.  Mobilien : 

Silberne  und  andere  Effecten  in  den  Synagogen, 
Inventar  des  Krankenhauses,  Bücher  etc.  für 

C.  Depositen-Casse  milder  Stiftungen: 

für  Depots Ct.#  325328. 12 

für  ihren  Reservefond   .     .     .      «  6530.  — 


60000.  — 


331858.  12 

I).    Depoiiirte  Valuten  für  diverse  Stiftungen :  für  483549.    8 

E.  Testamentenfonds  für  einige  Stiftungen,  hypo- 

thekarisch belegt  auf  deren  Namen    .     .     .  28750.  — 

F.  Spar-  und  Tilgungsfond 114316.— 

Gr.    Bestand  der  Hauptcasse 530.    9 

Ct.#  1401287.  10 


ultimo  1860. 


Passiva:  Ct.#     ß 

A.  Unkündbare  Schulden: 

Ct.it     ß 

Fonds  von  121  Stiftungen     .     .     .  975530.  — 

Klaus-Institut 48789.    8 

Talmud  Tora-Schule 32614.10 

Deutsch -Israelitische  Waisenanstalt  22625.    2 
Talmud  Tora-Schüler  -  Bekleidungs- 
Anstalt  4939. 10 

Drei  verschiedene  Vereine ....  3300.  — 

L.  S.  Cohn  Hauptlegat      ....  1250.J — 

1089048. 14 

B.  Temporäre  Schulden; 

49  Pöste,  bis  zu  bestimmten  Vorgängen  deponirt      63095. 12 

(Die    Brautgelder   aus  Legaten    sind  nicht 
hierunter  begriffen.) 

C.  Kündbare  Schulden  von  dreizehn  verschiedenen 

Vereinen     ,     .     .' 91279.    1 

D.  Uneigentlich  sogenannte  Schulden,     Ct.|t     /? 
als:    Krankenhaus  der  Gemeinde     .     69353. '12 

Armen-Anstalt  «  <         .     .     5987.    8 

Mädchenschule*  <         .     .  12208.    9 

Interimistische  Cassenbillets 

(als  ä-Conto-Zahlungen  von  Con- 

tribuenten  zu  betrachten  .     .       4250. — 

91799.  13 


Ct.#  1265223.  8 
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December  186].  Dr.  Isaac  WolfFson.  Mitglied  des  Vor- 
eteher-Collegiums  dieser  Gemeinde,  wird  auf  1862  (und  nachmals 
auch  auf  1863)  zum  Präsidenten  der  Büi-geraohaft  gewählt.  Auch 
werden  1862  zuärst  laraeiiten  zu  Steuer-Schätzungshürgera 
gewählt. 

20.  Februar  1862.  Erste,  von  einigen  Rednern  berufene 
Versammlung  von  Gemein  dem  itgliedern  (in  Zinggs  Hotel)  zur  *" 
Berathung  und  Besah lussn ahme  Aber  die  Anflöaung,  Reorgaui- 
sation  oder  Reform  der  Gemeinde.  Ea  wird  dabei  die  eingäng- 
üche  Erklärung  der  Vorsteher  in  obigem  Finauzhericht  zum 
Ausgangspunkt  genommen.  Die  Versammlung,  welcher  noch  eine 
zweite,  schwächer  besuchte  folgt,  ergiebt  kein  Resnltat,  da  es 
zu  keiner  Abstimmung  kommen  kann,  dagegen  entwerfen  die 
Leiter  bald  darauf  das  folgende  Memoire  nii  das  Vorsteher- 
Collegium,  welches  mit  169  Unterschriften  versehen,  an  dasselbe 
abgegeben  wird  und  daa  wii-  hift-  eben  wie  die  damit  zusammen- 
hängenden S  1  ft  t  i  k  d  w  g  ollständig  geben,  weil  durch 
diese  Corresp  d  n»  da  a  hf  Igende  Schicksal  der  Körperschaft 
als  solcher  gr      t  ntl     1    test  nmt  wurde.  Es  lautet: 

•D  n  w  hn  nd    Ü  berzeiigung,  dass  dieses  ver- 

ehrliche V  th  Cllgmmt  uns,  und  wahrscheinlich  noch 
mehr  als  wir,  das  Unleidliche  und  Ungerechte  der  gegen- 
wärtigen Verhältnisse  der  israelitischen  Gemeinden  anerkennt, 
veranlasst  uns  zu  der  gegenwärtigen  Vorstellung  und  Bitte. 
Die  Beschwerden,  welche  wir  vorzutragen  haben,  sind 
nicht  neu,  sie  sind  von  älterem  Datum.  Waren  sie  aber  schon 
früher,  zu  einer  Zeit,  in  welcher  der  Staat  den  Juden  eine 
provisorische  exceptionelle  ungeregelte  Stellang  zuwies,  be- 
gründet, so  müssen  sie  es  um  so  mehr  jetzt  sein,  da  man  an- 
erkannt hat,  dass  die  Verfassung  unseres  Staates  eine  Unter- 
scheidung nach  dem  religiösen  Bekenntnisse  nicht  mehr  auf- 
stellen dürfe.  Die  Zustände  in  der  Israelitischen  Gemeinde 
sind  mit  unseren  Zeit  Verhältnissen  in  gar  keinem  Einklänge 
und  wahrlich  oft  genug  und  noch  in  jüngster  Zeit  haben 
Stimmen  von  den  verschiedensten  Seiten  her  dies  ausge- 
sprochen. Die  Stellung  der  Israelitischen,  sowohl  der  Deutschen 
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wie  der  Portugiesischen  Gemeinde  zum  Gemeindewesen,  welche 
sie  als  Staaten  im  Staate  erscheinen  lässt,  *)  die  ahnorme  Ver- 
waltung unseres  Armen-  und  Schulwesens,  die  Ueberwachung 
der  hieselbst  sich  aufhaltenden  fremden  Israeliten  durch  eine 
besondere  Commission,  die  Vereinigung  der  verschiedenen,  in 
ihrem  Cultus  so  sehr  von  einander  abweichenden  religiösen 
Gemeinschaften  unter  einer  Behörde,  die  daraus  erwachsenden 
Unzuträglichkeiten,  die  exceptionelle,  zuweilen  sehr  drückende 
Steuerlast,  welche  den  Mitgliedern  der  Gemeinde  aufliegt,  die 
Art  und  Weise  der  Besteuerung,  die  grossen  Abgaben,  durch 
welche  die  Domicilirung  der  Israeliten  in  Hamburg  so  sehr 
erschwert  wird :  alle  diese  und  viele  andere  ähnliche  Umstände 
haben  zu  den  lebhaftesten  Beschwerden,  ja  häufig  zu  den 
unerquicklichsten  Streitigkeiten  Veranlassung  gegeben. 

In  der  That  sind  denn  auch  die  erhobenen  Beschwerden, 
in  der  grossen  Mehrzahl  deii  Fälle  als  gerechtfertigt  zu  be- 
trachten. 

Es  ist  eine  Wahrheit,  dass  die  Israeliten  in  Hamburg 
ausser  unter  der  allgemeinen,  auch  noch  unter  einer  besonde- 
ren, für  sie  allein  geschaffenen  Regierung  stehen.  Das  Vor- 
steher-CoUegium  wird  vom  Staate  als  eine  obrigkeitliche,  als 
eine  den  Anhängern  eines  bestimmten  Glaubens  vorgesetzte 
Behörde  betrachtet.  Die  Wedde  lässt  keinen  Israeliten  zur 
Erwerbung  des  Bürgerrechtes  zu,  der  nicht  vorher  bescheinigt 
dass  er  Mitglied  einer  der  israelitischen  Gemeinden  geworden. 
Das  Vorsteher  -  CoUegium  hat  das,  sicherlich  nur  dem  Staate 
zuständige  Recht,  Steuern  und  Abgaben  von  den  Personen, 
welche  zu  der  Gemeinde  gehören  müssen,  zu  erheben  und 
Execution  gegen  säumige  Zahler  zu  verfügen,  ein  zum  Vor- 
steher gewähltes  Gemeindemitglied   bei  hoher  Strafe  zur  An- 


*)  Diese  landläufige,  aber  unhistorische  und  kenntnisslose 
Bezeichnung  ist  und  war  auch  früher  völlig  unpassend;  weit  tref- 
fender wäre  ein  Vergleich  mit  den  hiesigen  Zünften,  die  freilich  viel 
exclusiver  bei  Aufnahmen  waren  und  auch  nicht  unentgeltlich  ver- 
waltet wurden. 


nähme  der  Wahl  anzuhalten  und  eine  Reihe  von  anderen 
Prärogativen,  welche  es  als  wahre  OhrigUeit  kennzeichnen 
und  welche,  wenn  auch  mit  vorzüglicheter  IHscretion  ge- 
hftndhabt,  doch  nur  allzuhäufig  Beschränkungen  der  perBön- 
lichen  Freiheit  herheiführen  niüssen.  Veratösst  es  nicht  geradezu 
gegen  positive  Gesetze,  dass  ein  hiesiger  Staatsangehöriger, 
welcher  einige  Zeit  im  Auslände  galeht  hat,  ohne  zu  den  Ge- 
nieindelasten  zu  utenern,  dadurch  gewissermaasen  sein  Hei- 
mathsrecht  verloren  hat  und  hei  seiner  erneuten  Niederlassung 
in  Hamburg  erat  der  Gemeinde  volle  Nachzahlung  der  Steuern 
für  aUe  Jahre  seiner  Ab weeeoheit  leisten  muss?  Steht  es  nicht 
mit  gaiiz  bestimmten  staatlichen  Conventiouen  im  ^\  idersprnch, 
dass  fremde  eingewanderte  Juden  ohne  Ausnahme  erst  dann 
zum  Bürgerrecht  zugelassen  werden,  wenn  sie  ein  enorme? 
Eiukaufsgeld  an  die  Gemeinde  bezahlt  habeu?  Uass  diese 
Einrichtung  viele  wohlhabende  Juden  zurückgehalten  hat, 
nach  Hamburg  zu  ziehen,  ist  Thatsache.  Auch  über  die  Art 
und  Weise  der  Steuererhebung  in  der  Gemeinde  liesse  sich 
noch  manches  treffende  Wort  sprechen;  ist  es  nicht  in  Wahr- 
heit geradezu  traurig,  wenn  man  von  einem  Heirathsgute  eine 
Abgabe  fordert  und  den  Beti-effenden  zwingt,  seine  intimsten 
Vei-hältnisse  zur  Kunde  Dritter  zu  bringen?  Sind  es  doch 
niuht  einmal  die  \  orsteher  allein,  welche  davon  Act  nehmen, 
sondern  selbst  untei'geordnete  (iemeindebeamte. 

Es  ist  nicht  zu  rechtfertigen,  dass  während  unsere 
Mitbürger  der  Stimme  der  Gerechtigkeit  Gehör  gegeben  und 
uns  Israeliten  den  übrigen  Staatsangehörigen  gleichgestellt 
haben,  unsere  Armen  der  Unterstützung  des  Staates  nicht, 
wie  die  Armen  christlichen  Glaubens,  theilhaftig  werden,  dass 
wir  folgeweise  verpflichtet  sind,  ausser  den  Steuern,  welche 
man  von  uns,  wie  von  unsern  nichtjüdiscben  Mitbürgern  ver- 
langt, auch  noch  besondere  sehr  bedeutende  Steuern  zur  Unter- 
haltung dieser  Armen  zu  zahlen.  Man  mag  die  Unterstützung 
der  Armen  von  Seiten  der  Obrigkeit  als  ein  Werk  der  Barm- 
herzigkeit oder  als  ein  Werk  der  Staats  Weisheit  ansehen, 
immer  wird  man  zugestehen  müssen,  dass  der  Glaube  des  zu 


untei'Btützenden  Armen  keiuen  Kinfluas  auf  dieselbe  üben 
katin.  Der  kraulte,  alte,  hölfsbediirffige  Jude  iat  nicht  weniger 
bemitleidenswerth,  als  der  in  derselben  Lage  sich  befindende 
Chriat  und  wenn  es  dem  Staate  darum  zu  thuu  ist,  daas  in 
seinem  Gebiete  keine  nftlu-ungaloae  und  daher  unzuJriedene 
Personen  seien,  so  wird  er  füi"  die  Beseitigung  der  Armuth 
sowohl  anter  den  Juden  wie  unf.ei'  den  Christen  Soi'ga  zu 
tragen  haben.  Der  Anspruch  an  den  Staat,  im  Verarmungs- 
falle eine  Unter^tiit^ung  zu  erhalten,  ist  in  dem  Heimnths- 
teehte  liegröndet,  und  wenn  das  in  der  Israelit ischeu  Ge- 
meinde noch  jetzt  bestehende  Veriiültnisa  einer  abgesonderten 
vom  Staate  nicht  untertützten  Armen  Verwaltung  vielleicht 
durch  die  exceptionelle  Stellung  der  Juden  zu  vertheidigen 
war,  obgleich  es  schon  längst  ein  den  gerechten  Anforderungen 
der  he imathsber echtigten  Juden  geradezu  widerstreitendes 
gewesen,  so  muss  es  jetzt  nach  dent  Momente,  in  welchem 
jeder  Unterschied  der  Confesnionen  gefallen,  geradezu  als  ein 
schreiend  ungerechtes  bezeichnet  werden.  Es  ist  also  kein 
Grund  vorhanden,  aus  welchem  die  jüdischen  Armen  von  der 
Unterstützung  des  Staates  ausgeschlossen  sein  sollten. 

Nicht  wegzuläugnen  sind  die  UnzuträgUchkeiten,  welche 
so  häufig  im  Innern  di?r  hiesigen  Gemeinde  selbst  vorge- 
kommen sind  und  welche  ihren  Ursprung  in  dem  Umstände 
haben,  dass  man  die  heterogensten  Elemente  zu  einem  Gauzen 
verbunden  hat.  Die  Spaltung,  welche  uuter  den  Hambm'gischen 
Israeliten  vor  fast  einem  halbei  Jahrhundert  bei  Gründung 
des  neuen  Isi'aeli tischen  Tempelvereins  stattgefunden,  hat,  wie 
das  von  Niemandem  geleugnet  wird,  zwei  Parteien  in  der 
Gemeinde  geschaffen,  die,  wenn  auch  nicht  in  den  Lehren  des 
Glaubens  und  der  Ethik,  doch  in  der  Ausübung  des  Gottes- 
dienstes, sowohl  des  häuslichen  wie  des  öifent  liehen,  und  in 
ihrer  ganzen  Lebensweise  ausserordentlich  verschieden  von 
einander  sind.  Nichtsdestoweniger  wird  dasTorsteher-CoUegiuni 
noch  immer  nächst  dem  Senate  als  die  oberste  Kirchenbehörde 
für  sämmtliche  Juden  betrachtet.  Als  solche  hat  es  mehrfach 
und    noch    in   jüngster  Zeit  Entscheidungen    gegeben,    welche 
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nach  deii  Rechts  anachauiingfn  einer  der  beideD  Parteien 
geradezu  ungerechtfertigt  waren,  während  die  andere  Partei 
eie  als  durchaus  begründet  ansah. 

Wir  sind  gewiss  w^jt  claTon  entfernt,  diesem  verehr- 
lichen  Vorsteher-Collegio  irgend  welche  Schuld  an  diesen 
traurigen  Zustfinden  aufzubürden,  wir  wissen  recht  wohl,  dass 
die  exceptionelle  Stellung  der  Juden  es  nothweudig  gemacht 
hat,  sie  mit  ausserordentlichen  Abgaben  zu  belasten  und  dass 
alle  die  aufgezählten  Abnormitäten  Folgen  derselben  sind. 
Aber  gerade  gegen  diese  exceptionelle  Stellung  ziehen  wir 
zu  Felde,  sie  musa  gebrochen  werden  und  zwar  durch  dieses 
Collegium  selbst,  welches  in  energischer  Weise  geeignete» 
Ortes  gegen  die  Perpetuirung  protestiren  muss. 

Wir  dürfen  auch  nicht  unterlassen,  hier  auf  einen 
ferneren  wichtigen  Punkt  aufmerksam  zu  machen.  Wenn  die 
Unleidlichkeit  der  nur  beispielsweise  hier  angeführten  üebel- 
stände  jedem  auch  nur  halbwegs  aufmerksamen  Beobachter 
unserer  öffentlichen  Zustände  längst  einleuchten  muaste,  so 
ist  in  jüngster  Zeit  zu  der  Ueherzeugung,  dasa  der  Geraeinde- 
Terhand  dem  wahren  Bedürfnisse  nicht  mehr  entspreche,  auch 
der  Zweifei  an  der  Bechtsbes tändigkei t  desselben  ge- 
treten. Seitdem  nämlich  der  Art.  110  der  neuen  Verfassung 
ansgesprochen  hat,  dass  volle  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit 
gewährleistet  und  dass  durch  das  leligiöse  Bekenntnisa  der 
Geanas  der  bürgerlicbeii  und  staatsbürgerlichen  Rechte  weder 
bedingt  noch  beschränkt  werde,  —  bat  die  Ansicht  grossen 
Raum  gewonnen,  dass  in  der  für  Israeliten  bestehenden  Noth- 
wendigkeit,  vor  Erlangung  des  Bürgerrechts  Mitglied  der 
Israelitischen  Gemeinde  zu  werden,  eine  Beschränkung  der 
bürgerlichen  und  staatsbürgerlichen  Freiheit  liege.  Wir  wollen 
nun  auf  die  Frage,  ob  diese  Ansicht  eine  berechtigte  sei 
oder  nicht,  hier  nicht  eingehen,  wir  haben  auch  keine  Ver- 
anlassung aul  dieselbe  einzugehen.  Denn  es  ist  nicht  unsere 
Absicht,  durch  die  gegenwärtige  Schrift  ein  wohlerworbenes 
Recht  dem  Voi'steher-CoUegio  gegenüber  geltend  zu  machen  — 
sondern  dieVermittlung  desselben  zurHerbeiführung  wünschens- 
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werther  Zustände  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  zu  er- 
bitten. Freilieb  dürfen  wir  dennocb  nicht  die  Bemerkung 
unterlassen,  dass  wir  durch  Einreichung  einer  Bittschrift  auf 
unsere  etwaigen  Rechte  nicht  verzichtet  haben  wollen,  dass 
wir  uns  dieselben  vielmehr  im  weitesten  Umfange  reserviren, 
dass  das  Gesuch  um  Abänderung  der  gegenwärtigen  Zustände 
auf  verfassungsmässigem  Wege  keine  Anerkennung  der  Rechts- 
beständigkeit derselben  sein,  dass  vielmehr  die  Frage,  ob 
diese  Rechtsbeständigkeit  vorhanden  sei  odf^r  nicht,  hier  gänz- 
lich unerörtert  bleiben  soll. 

Es  wird  aber  um  so  leichter  von  einer  Erörterung  der 
Rechtsfrage  abgesehen  werden  können,  als  die  Annahme,  dass 
nicht  nur  alle  Parteien  der  Gemeinde  selbst,  ja  sogar  die 
nichtjttdische  Bevölkerung  Hamburgs  übereinstimmend  eine 
Abänderung  der  gegenwärtigen  Gemeindezustände  für  wün- 
schenswerth  erachtet,  gerechtfertigt  sein  dürfte. 

Und  nicht  nur  ist  es  das  allgemeine  Verlangen  geworden, 
dass  eine  Aenderung  überhaupt  stattfinde,  sondern  längst 
schon  haben  sich  auch  über  die  Art,  über  die  Einzelheiten 
dieser  Aenderung  feste  Ansichten  gebildet.  Daher  sind  wir 
im  Stande,  dem  verehrlichen  Yorsteher-Collegio  eine  Anzahl 
von  Punkten  vorzulegen,  welche  unserer  Ueberzeugung  nach 
nicht  nur  unsere  Wünsche,  sondern  auch  die  Wünsche  einer 
grossen  Anzahl  anderer  Gemeindemitglieder  enthalten.  Geneige 
das  Vorsteher-Collegium,  diese  Punkte  sorgfältig  in  Betracht 
zu  ziehen  und  mit  etwaigen,  demselben  nothwendig  erschei- 
nenden Modificationen  dem  Senate  mit  der  Bitte  vorzulegen, 
baldmöglichst  einen  auf  ihre  Realisation  abzweckenden  Gesetz- 
entwurf der  Bürgerschaft  zu  unterbreiten. 

Bevor  aber  diese  Punkte  genannt  werden,  möge  es  uns 
gestattet  sein,  einen  mehrfach  erhobenen  Einwand  gegen  die 
Zweckmässigkeit  der  Anregung  von  Reformen  im  jetzigen 
Zeitpunkte  zu  widerlegen.  Dieser  Einwand  besteht  darin, 
dass  der  gegenwärtige  Augenblick  zur  Ergreifung  der  zu 
einer  solchen  Abänderung  der  bestehenden  Zustände  erforder- 
lichen Massregeln  deswegen  nicht  der  geeignete  sei,  weil  wir 


-  erst  die  GesetaeBvorlage  über  die  Organisation  der  religiösen 
GemeiascLaften  und  des  Schulwesens,  welche  nothwendiger 
Weise  auch  auf  die  Organisation  der  Israelitischen  Gemeinde- 
Verhältnisse  influiren  müssten,  abzuwarten  hätten.  Aber  dieses 
Bedenken  und  eben  so  das  weitere,  dass  die  Emancipatiou 
der  Israeliten  noch  von  allzu  neuem  Datum  sei  und  die  Be- 
völkerung es  übel  Termerken  würde,  wenn  die  Juden  schon 
jetzt  mit  scheinbar  neuen  Ansprüchen  aufträten  —  diese  Be- 
denken kiinnen  wir  nicht  theilen,  weil  wir  ihnen  jede  Be- 
rechtigung absprechen  müssen.  Unserer  Meinung  nach  ist  es 
immer  die  rechte  Zeit,  Uebelstände  zu  beseitigen ;  wer  gün- 
stigere Zeit  Verhältnisse  abwarten  will,  wird  nur  allzuleicht 
dahin  gelangen,  seinen  Vorsatz  nie  auszuführen.  Wer  handeln 
will,  muas  rasch  handeln.  Die  Ansprüche,  welche  wir  erheben, 
gehen  nicht  auf  etwas  Neues,  sondern  geradezu  auf  die  Er- 
füllung des  Wesentlichen  der  Emancipation,  welche  ohne  die- 
relbe  eine  Unwahrheit  wäre.  "Von  einer  Ueherstürzung  kann 
keine  Rede  sein,  denn  vorausaichÜich  wird  noch  eine  geraume 
Zeit  vergeben,  bis  unsere  Gesetzgebung  sich  mit  den,  die  re- 
ligiösen Gerne  insehaften  betreffenden  Gesetzen  beschäftigen 
kann.  Diese  Zeit  aber  müssen  wir  benutzen,  es  muas  vorbe- 
reitet werden,  es  rauss  dem  Senate  das  Anomale  unserer  Lage 
vorgestellt  und  ihm  das  Material  zn  Propoaitionen  an  die 
Bürgerschaft  zum  Zwecke  der  Abhülfe  desselben  gegeben 
werden,  damit  seine  die  obengenannten  Gesetze  betreffenden 
Vorlagen  unsere  gerechten  Forderungen  nicht  to  dt  schweigen. 
Wer  bürgt  dafür,  dass  die  Gesetzgeber  unsere  gerechten  Be- 
schwerden berücksichtigen  werden,  wenn  man  sie  ihnen  nicht 
laut  und  vernehmlich,  zur  rechten  Zeit,  also  vor  Erlassung 
jener  Gesetze,  vorträgt?  lat  das  Gesetz  einmal  erlassen,  ohne 
anscre  Verhältnisse  berücksichtigt  zu  haben,  dann  stehen  wir 
da,  wo  wir  seit  lauger  Zeit  stehen,  und  nur  die  grössere 
Schwierigkeit  erhebt  sieh,  dass  wir  wieder  als  ein  exceptio- 
nellea  Etwas  von  der  Gesetzgebung  stationirt,  unseren  Kampf 
allein  ohne  die  übrigen  Religionsgemeinschaften  ausznkämpfea 
haben  werden. 


Wir  fürchten  auch  nicht  die  Stimme  der  Bevölkerung; 
wo  dieselbe  bisher  noch  gesprochen  hat,  hat  sie  nur  dem 
Rechte  das  Wort  geredet.  Wir  haben  Vertrauen  zu  uuaeren 
Mitbürgern,  zu  der  unter  den  Augen  der  Bevölkerung  tagen- 
den Bilrgeracbaft ;  wir  sind  überzeugt,  dasü  man  uns  unaer 
gutes  Recht  nicht  vorenthalten  werde.  Der  jetzige  Moment  ist 
der  gebotene,  versäumen  wii-  ihn,  so  sehen  wir  uns  auf 
lange  Zeit  zurückgedrängt.  Unsere  veralteten  Zustände 
könnten  nach  einer,  docji  immerhin  denkbaren,  Keaction  Ge- 
legenheit geben,  uns  wieder  ganz  auf  den  Budeu  mittelalter- 
licher Inatitutionen  zurückzuverweisen.  Will  man  auf  die 
Stimmen  der  Zaghaften  boren,  so  mag  man  dagegen  wohl 
erwägen,  wie  ea  heute  um  die  Juden  Hamburgs  stehen  würde, 
wenn  nicht  im  Jahre  1848  einige  Männer,  unbeirrt  durch  die 
Reden  solcher  Zaghaften,  mit  der  dringenden  Forderung  nach 
ihrem  Rechte,  der  Ausführung  des  §  16  der  deutscben  Grund- 
rechte, aufgetreten  wären. 

Um  nun  aber  die  unsere  Wünsche  enthaltenden  Punkte 
namhaft  zu  machon,  eo  ist  der  wesentlichste  derselben  in  der 
Bitte  enthalten: 

dasa  die  Deutseh-IsraeUtische  Gemeinde  als  solche 
Bufgelöat  werden  möge. 

Die  ferneren  Wünsche  steUen  sich  gl  eich  massig  als 
Postulate  der  Gerechtigkeit  und  Zweckmässigkeit,  wie  als 
Folgeu  der  Realisation  diases  ersten  Punktes  dar.  Wir  be- 
antragen daber,  daas  das  verehriiche  Vorsteber-CoUegium  die 
geeigneten  Schritte  thue,  um: 

1)  die  Ausübung  des  jüdischen  Gottesdienstes  und  die 
Yornahme  der  mit  demselben  zusammenhängenden 
Handlungen,  einzelnen  privaten  religiösen  Gemeia- 
sohaften  zu  überlassen; 

2)  die  Liquidation  des  Vermögens  der  Gemeinde  her- 
beizuführen und  zum  Zwecke  der  Deckung  eines  et- 
waigen UeberachuBses  der  Pasiiva   über  die  Activa, 
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die  EJusetüung  einer  Comniissioii  zu  vei'anlasaen, 
welcher  eventuell  das  ReiiLt  zustände,  auch  in  Zu- 
kunft, und  zwar  bloa  zur  Tilgung  aämmtlicher  Ge- 
meinde schuldeu,  Steuern  von  den  hieselbat  wohnen' 
den  Israeliten  einznfordern ; 

3)  die  Uebemahme  unseres  Armen-  und 

4)  nnserea  Schulwesens  dui'ch  den  Staat  zu  bewirken. 

Eb  ist  selbstverständlich,  dass  wir  es  der  besseren  Ein- 
sicht und  umfassenderen  Kenntniss  des  verehrlichen  Vorsteher- 
Collegii  überlassen  müssen,  die  Art  und  Weise  au  bestimmen, 
in  welcher  diese  Wünsche  realisirt  werden  können.  —  Die 
Möglichkeit  der  Realisation  dieser  Ansichten  kann  jedoch 
nicht  geleugnet  werden ;  eine  detaillirtere  Ausarbeitung  ent- 
hält  beispielsweise  das  dieser  ergebenen  Schrift  beigefügte 
Promemoiia.  Wie  sich  von  selbst  versteht,  kann 
dasselbe  weder  nach  der  Ansicht  der  Concipien- 
ten  noch  der  Petenten  Anspruch  darauf  machen, 
als  ein  massgebender  Entwurf  für  die  Reorgani- 
sation der  Verhältnisse  betrachtet  zu  werden, 
allein  ea  wird  doch  die  Anregung  zu  tieferen,  gründlichen 
Forschungen  über  unsere  Zustände  und  demnächst  zu  An- 
trägen in  Betreff  derselben  an  die  gesetzgebende  Gewalt 
geben. 

In  dieser  Hoffnung  richten  wir  unsere  ergebene 
Bitte  dahin: 

Ein   verehrliches    Vorsteh  er- Collegi  um    der  Deutsch- 
Israelitischen   Gemeinde    geneige,    den   Hohen    Senat 
um  baldige  Vorlage  eines,  die  Realisirung  der  obigen 
Punkte  herbeiführenden  Gesetzes  an  die  Hohe  Bürger- 
schaft fordersamst  zu  ersuchen. 
Wir  verharren  mit  der  vollkommensten  Hochachtung 
Eines  verehrlichen  Vorsteher-CoUegii 
ergebenste 
(folgen  die  Unterschriften). 
Hamburg,  den  20.  Febmar  1862. 
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AJb  GegeuBtück  ward  nun  von  den  Freunden  der  Conti- 
nuität  dieser  G-emeinde  eine  andere  kurze  Erklilrung  entworfen 
und  nach  einigen  Tagen  mit  459  Unterachriftun  von  Gemeinde- 
mitgUedern  ftu  den  Vorstand  eingesandt; 

Angesichts  der  augenblicklieb  vorbereiteten  Supplik 
wegen  Auflösung  und  Liquidation  der  Gemeinde  fühlen 
<  die  Unterzeichneten  sieb  gedrungen,  zu  Händen  eiuew  verehr- 
liclien  \  orateber-Collegiuma  beifolgende  Erklärung  abzugeben : 
Wiewohl  wir  der  Ueberzeugung  sind,  duss  eine  radikale 
Umgestaltung  unserer  Gemeinde- VerfftSBung  ein  30  allgemein 
gefühltes  Bedürfuiss  ist,  dass  demselben  jedenfalls  in  kürzester 
Zeit  Rechnung  getragea  werden  muäs,  sü  wollen  wir  uns 
dennoch  auf  daa  Allerentschiedcnste  gegen  die  in  jener 
Supplik  angestellte  totale  Auflösung  der  Gemeinde  aus- 
sprechen. Nach  unserem  Dafürhalten  würde  das  gewünschte 
Ziel  der  Reorganisation  unserer  Genie indev--rhultaiaae  durch 
ein  gemeinsames  Zusammenwirken  des  Vorsteher-Colleginma 
mit  einer  aus  der  Gemeinde  zu  berufenden  Deputirten- Ver- 
sammlung zu  erreichen  sein. 

Das  Vorsteher-Cüllegium  ertheilte  hierauf  unterm  28.  April 
an  die  169  folgende  Antwort: 

Das  Vorateher-Collegium  hat  die  ihm  eingereichte  Vor- 
B  Stellung  und  Bitte,  betreffend  Reguliruag  der  Gcmeindeange- 
legenheiten,  gleichzeitig  mit  einem  Gesuche  von  Gemeinde- 
mitgHedern,  welche  unter  Widerspruch  gegen  die  Auflösung 
der  Gemeinde  die  ReorgaoiBation  der  Gemeinde  Verhältnisse 
durch  das  Vorsteher-C  ollig  iura  und  eine  aus  der  Mitte  der 
Gemeinde  zu  berufende  Deputirten- Versammlung  als  das  zu 
erreichende  Ziel  bezeichnen,  in  reifliche  Erwägung  gezogen. 
Das  CoUegiuni  theilt  die  vou  den  Unterzeichnern  der 
erwähnten  Eingabe  ausgesprochene  Ansicht,  daas  der  zur 
Zeit  noch  gesetzlich  bestehende  Zustand,  demzufolge  die  Er- 
werbung des  Bürgerrechtes  für  den  Israeliten  von  dem  vor- 
gängigen  Eintritt  in  die  Gemeinde  abhängig  ist,  und  kein 
Mitglied  der  Gemeinde  aus  derselben  scheiden  kann,  ohne 
sich    entweder    einer    anderen    Religionsgenossenschaft    zuza- 
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WBDiIeD,  oder  ganz  aus  dem  staatlichen  Nexua  zu  treten 
nicht  im  Einklang  mit  den  in  Art.  IIU  der  Verfassung  ana- 
gesprochenea  Grundsätzen  steht,  und  dass  daher  die  voll- 
ständige Ausführung  dieser  Grundsätze  eine  Einrichtung  er- 
forderlich macht,  der  znfolge  auch  für  deii  IsraeUten  der 
Erwerh  und  Genusa  der  bürgerlichen  und  Ktaatshürgeilichen 
Rechte  unahhängig  von  seinem  Verhalten  zu  dieser  oder  jeuer 
kirchlichen  Gemeinde  möglich  ist.  Sobald  aher  eine  solche 
Einrichtung  herh  ei  geführt  sein  wird,  ist  auch  den  Einzelnen, 
der  dann  nach  seiner  Wahl  entweder  in  der  Gemeinde  ver- 
bleiben oder  ohne  Einbusse  an  seinen  bürgerlichen  und  staats- 
bürgerlichen Rechten  aus  derselben  scheiden  kann,  die  volle, 
im  Art.  110  der  Verfassung  gewährleistete  Freiheit  einge- 
räumt, einerlei,  in  welcher  Weise  die  in  der  Gemeinde  Zu- 
rückbleibenden, namentlich  ob  sie  gemeinschaftlich  oder  in 
getrennten  Corporationen  für  die  Wahrnehmung  ihrer  religiö- 
sen und  anderen  damit  zusammenhängenden  Interessen  Sorge 
tragen  werden. 

Die  Herbeiführung  des  im  Vorstehenden  bezeichneten, 
der  Verfassung  entsprechenden  Zustandcs  wird  aber  allerdings, 
wie  das  von  den  Unterzeichnern  der  Eingabe  auch  anerkannt 
wird,  eiuer  Mitwirkung  der  gesetzgebenden  Gewalt  bedürfen, 
indem  namentlich 

1)  die  Erwerbung  des  Bürgerrechtes  für  den  Juden 
uuter  Aufhebung  des  Art.  1  der  provisorischen  Verordnung 
behufs  Ausführung  des  §  IG  der  Grundrechte  vom  23.  Fe- 
bruar 1849  von  dem  Gemeinderecht  unabhängig  werden,  da- 
gegen aber  auch  jedem  Juden  unter  denselben  Voraussetzungen 
wie  anderen  Glaubensgenossen  zur  Pflicht  gemacht  werden  muss ; 

2)  die  Sorge  für  die  Israelitischen  Armen  und  für  den 
Unterricht  der  Kinder  von  unbemittelten  Israeliten,  nament- 
lich gegen  die  Eventualität,  dass  die  Gemeinde  durch  den 
Austritt  einer  grösseren  Anzahl  vermögender  Mitglieder  zur 
Erfüllung  ihrer  desfallsigen  Pflichten  nicht  melir  im  Stande 
sein  sollte,  sicher  gestellt  werden  mues,  und 

3)  die  Leistungen    festgestellt  werden    müssen,    welche 
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das  aus  der  Gemeinde  scheidende  Mitglied  zu  übemelimen 
hat,  und  von  den,  aus  seiner  bisherigen  Theilnahme  an  der 
Gemeinde  entstehenden  Pflichten  frei  zu  werden. 

Das  Vorsteher-CoUegium  erachtet  es  allerdings  als  seine 
Aufgabe,  in  dem  geeigneten  Zeitpunkte,  dessen  Bestimmung 
nur  von  dem  Fortschritte  der  übrigen,  mit  den  besprochenen 
Fragen  im  Zusammenhange  stehenden  Arbeiten  der  gesetz- 
gebenden Gewalt  abhängig  ist,  mit  den  ihm  zu  Gebote  stehen- 
den Mitteln  für  die  Herbeiführung  eines  der  Verfassung  ent- 
sprechenden Zustandes  in  der  vorstehend  bezeichneten  Rich- 
tung thätig  zu  sein,  ohne  indessen  durch  diese  Erklärung 
irgendwie  die  selbständige  Thätigkeit  der  einzelnen  Gemeinde- 
mitglieder für  die  in  Rede  stehenden  Zwecke  irgndwie  beein- 
trächtigen zu  wollen. 

Erst  dann,  wenn  der  im  Vorstehenden  als  der  Ver- 
fassung entsprechende  Zustand  herbeigeführt  sein  wird,  wird 
die  Frage  zur  Entscheidung  kommen  können,  in  welcher 
Weise  fernerhin  für  die  Wahrnehmung  der,  der  Gemeinschaft 
dann  noch  verbleibenden  Aufgabe  Sorge  getragen  werden 
soll,  und  muss  sich  bis  dahin  das  Vorsteher-Collegium  die 
weiteren  Entschliessungan  darüber  vorbehalten,  auf  welchem 
Wege  dasselbe  alsdann  eine  massgebende  Aeusserung  aus  der 
Mitte  der  Gemeinde  selbst  über  diese  Frage  herbeiführen  wird. 
Dies  Schreiben  ward  erwidert  durch  folgende  Eingabe: 

Durch  die  geehrte  Erwiderung  des  verehrlichen  Vor- 
steher-CoUegii  auf  die  Demselben  eingereichte  Vorstellung  und 
Bitte,  betreffend  Regulirung  der  Gemeinde-Angelegenheiten, 
sehen  wir,  die  ergebenst  Unterzeichneten,  welche  als  Comite 
die  Abfassung  und  Ueberreichung  der  erwähnten  Vorstellung 
und  Bitte  herbeigeführt  haben,  uns  zu  den  folgenden  Be- 
merkungen veranlasst. 

Wir  ersehen  mit  Freude,  dass  das  verehrliche  Vor- 
steher-Collegium den  jetzt  bestehenden  Zustand  der  Gemeinde- 
Angelegenheiten  als  nicht  im  Einklänge  mit  den  Grundsätzen 
der  Verfassung  stehend  betrachtet,  und  es  als  seine  Aufgabe 
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ansieht,  für  die  Herbeifühning  eines  der  Verfassung  ent- 
sprechenden Znstandes  tliätig  zu  sein.  Wir  bedauern  aber, 
aus  der  Bemerkung,  dass  die  Bestimmung  des  zu  solcher 
Thätigkeit  geeigneteten  Zeitpunktes  nur  von  dem  Fortschritte 
der  übrigen  mit  den  besprochenen  Fragen  in  Zusammenhang 
stehenden  Arbeiten  der  gesetzgebenden  Gewalt  abhängig  sei, 
flchliessen  zu  müssen,  dass  das  verehrliche  Vorsteher-Collegium 
den  jetzigen  Zeitpunkt  als  den  geeigneten  nicht  betrachtet. 
Da  wir  aus  den  in  der  Supplik  entwickelten  Gründen  diese 
Ansicht  nicht  zu  theilen  vermögen,  vielmehr  ein  Aufschub 
der  zur  Herbeiführung  eines  andern  Zustandes  erforderlichen 
Arbeiten  uns  bedenklich  erscheint,  so  werden  wir  nnnmebr 
versuchen,  die  uns  nothwendig  erscheinenden  Abänderungen 
herbeizuführen. 

Wenn  wir  auch  nicht  mit  allen  von  Einem  Verehrlichen 
Vorstehe r-CoUegio  entwickelteo  Ansichten  uns  einverstanden 
erklaren  können,  so  wollen  wir  hier  doch  nicht  in  eine 
Polemik  eintreten,  sondern  uns  nur  hauptsächlich  gegen  die 
Annahme,  als  ob  wir  ausgesprochen  hatten,  dass  nach  unserer 
Meinung  der  gegenwärtige  Zustand  ein  gesetzlicher  sei,  ver- 
wahren. Wir  haben  bei  Abfassung  der  Supplik  die  BachtB- 
frage  gänzhch  uucrürtei't  gelassen. 

Wir  verharren  Eines  Verehrlichen  Vorsteher-CoUegü 
Ergebenste 
Adolph  Hinrichsen,  S.  J.  Cahen, 

Sam.  Israel,  Julius  Horwitz, 

E.  L.  Raphael,  Dr.  J.  Lazarus, 

John  Israel  Dr.,  Dr.  C.  Gerson. 

Die  459  erhielten  folgenden  Protoooll-Äuazug ; 

Beschlossen;  Das  Vorsteher-CoUegium  iheilt  den  Unter- 
zeichnern der  von  dem  Herrn  Ph.  Simon  eingereichten  Er- 
klärung mit,  dass  das  Collegium  unter  heutigem  Tage  auf 
die,  in  diesem  Gesuche  erwähnte  Vorstellung  wegen  Keguli- 
rong  ie/r  Gemeindeverhiiitnisse  den  hiehei  iu  Abschrift  an- 
liegenden Bescheid    ertheilt    hat,    in    dem    zugleich  auch  die 
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Entschliessnng    des  Collegiiima    in  Bezug 
Herrn  Ph.  Simon  cingei-elchte  Erklärung  t 


Ata   die  Petition   der  169    dem  Senat  übergeben   war  und 
dieser  eine  gutachtliche  Äeusaerung  forderte,    sprachen  die  Vor- 
steher sich  für  eine  vorherige  Befi'agung  der  Gemeinde  aus: 
Hochverehrter   Herr   Senator! 

(NB.  Ür.  Weber,  Weddeherr.) 

Der  uns  durch  Ew.  Hochwohigeboren  übermittelten 
Auffordemng  E.  H.  Senats,  d.  d.  30.  Januar,  uns  über  die 
Supplik  der  HH.  Dr.  Juhn  Israel  und  Consorten  auszusprechen 
und  zwar  im  Hinblick  auf  das  künftige  Gesetz  über  das 
Hamburgische  Heimaths-  und  Bürgerrecht  beehren  wir,  die 
ergebenst  unterzeichneten  Vorsteher  der  Deutsch-Israeli  tischen 
Gemeinde,  uns  in  Folgendem  zu  entsprechen. 

Jener  Supplik  ist  im  März  v.  J.  eine  an  unser  Colle- 
gium  gerichtete  Vorstellung  ähnlichen  Inhalts  vorangegangen 
und  gleichzeitig  erfolgto  eine  Eingabe  von  wesentlich  ver- 
schiedener, der  Erhaltung  des  Gemeinde  Verbandes  günstigerer 
Tendenz,  unterzeichnet  von  anderen  Gemeindegliedern  in 
grosser  Zahl.  Beiden  haben  wir  im  April  v.  J,  eine  und  die- 
selbe Antwort  ertheilt,  welche,  wie  wir  wissen,  eben  wie  die 
Eingabe  selbst  dem  Hohen  Senate  vorliegt. 

An  den  in  jener  Antwort  dargelegten  Grundsätzen 
halten  wir  noch  jetzt  fest.  Wir  finden  die  Anflosung  der 
Gemeinde  und  eine  materielle  Liquidation  ihres  Eigenthums 
weder  nöthig  noch  nützlich,  wir  wollen  unsern  obligatorischen 
Verband  in  einen  facultativen  umgebildet  wissen  und  Ein- 
und  Austritt  sollen  einem  Jeden  unter  bOligen  Bedingungen 
freistehen,  da  unser  Gerne  inderecht  aufhört,  Vorbedingung 
znm  Bürgerrecht  zu  sein.  Hierin  glauben  wir  die  Ansicht 
wohl  sämmtlicher  Geraeindegenoasen  auszusprechen. 

Aber  wir  wollen,  wie  ebenfalls  in  jener  Antwort  gesagt 
ist,  die  Sorge  für  uoser  Schuldenwesen  für  unsere  Schul-  und 
Cultus- An  stalten  so  wie  ancli  die  Sorge  für  unsere  Armen 
(so  weit  diese  uns  verbleiben  wird)  gegen  pecnniaire  Schwächung 
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durcli  den  Aastritt  zahlreicher  Contribiienten  sichern,  und 
wir  bedürfen  hierzu  der  geBetzlichen  Fesstellung  derjenigen 
Vergütung,  die  ein  Austretender  zu  leisten  hat.  Ferner 
wünschen  wir  das  künftige  Gemeindestatut  in  seinen  Grund- 
zügen festzustellen,  weil  nur  dann  jeder  seinen  Entschluss 
auszutreten  oder  zu  verbleiben,  heziehungs weise  neu  einzu- 
treten, mit  genügender  Sachkenntniss  wird  fassen  können. 

Obwohl  nun  lediglich  ein  Gutachten,  eine  Meinunga- 
abgabe  von  uns  verlangt  wird,  ao  haben  wir  uns  dennoch 
hei  gegenwärtig  vorhandener  Sachlage  und  bei  der  muth- 
masslichen  Tragweite  der  Ueberzeugung  nicht  verschlieesen 
können,  dass  wir  die  Gränzen  unserer  Conipeteuz  überschreiten 
würden,  wenn  wir  dies  Gutachten,  das  überdies  nur  ein  rein 
persönliches  sein  würde,  E.  H.  Senate  zustellten,  ohne  vorher 
die  Gemeinde  selbst  itm  ihre  Ansicht  befragt  zu  haben,  und 
wir  sind  demnach  zu  dem  Entschlüsse  gelangt: 

eine  Berathungs-Commission  von  zwölf  Männern  aus 
der  Gemeinde  zu  berafen,  um  mit  ihr  die  ganze  An- 
gelegenheit zu  behandeln.  Diese  zwölf  Männer  Bollen 
in  allgemeiner  ^'ahlhandlung  von  aämmtliohen  mit 
ihrem  Beitrag  von  18fi3  nicht  im  Rückstande  befind- 
lichen Contribuenten  durch  Stimmenmehrheit  in  der 
Weise  gewählt  werden,  dasa  die  Höherbesteuerten 
sechs  und  die  Minder  besteuerten  ebenfalls  sechs 
Personen  wählen.  Ihnen  treten  dann  drei  aus  unserer 
Mitte  bei.  so  dass  die  ganze  Coramission  aus  fünfzehn 
stimmbei' echtigten  Personen  besteht.  Vorsitz  und 
Aufsicht  bei  den  Wahlen,  so  wie  die  etwa  nöthigen 
Anordnungen  über  den  Geschäftsgang  der  Commiasion 
bleibt  unserm  CoUegio,  beziehungsweise  den  drei 
Abgeordneten  übertragen.  Die  Beschlüsse  der  Com- 
mission  werden"  schliesslich  durch  uns  E.  H,  Senat 
übersandt   und   wenn   es    uns  dienlich  erscheint  mit 


einem  Separatrotui 

Zur  Berufung    dieser  Comniiasiou    erbitten   wir   biemit 

lusdrückliche  Autorisation  des  Hohen  Senats.  Wir  glauben 


uäinlich,  dasa  Art.  23  der  VerfaBaung  uub  dem  Anspruch  an 
Hochdeaaelben  Sanction  bei  dieser  für  unsere  Gemeiade  so 
hoch  wich  tigeu  Angelegenheit  vorliegt  und  dass  unter  seinen 
Auapicien  das  temporäre  Organ,  welches  wir  herstellen  wollen, 
Ansehen  und  Einfluaa  gewinnen  wh-d. 

Wenn  E.  H.  Senat  unserer  Bitte  willfahrt,  so  fügen 
wir  noch  das  Geauch  um  möglichst  haldigeu  Bescheid  hinzu, 
da  wir  die  Sache  dann  sofort  in  Angriff  nehmen  und  Alles 
thun  werden,  damit  die  intendirte  Berathunga-CommiaBion 
recht  raach  zum  Schiusa  kommen  kann. 

Der  Senat  widerräth  jedoch  dieser  Versammlung  und  so 
wird  vom  Vorstände  (im  Juni  1863)  ein  Entwurf  ausgearbeitet 
und  eingesandt,  welcher  die  vorzüglichste  Grundlage  zu  dem 
nachmals  publicivten  Gesetze  bildet, 

1862,  October.  Poblication  des  Gesetzes,  welches  den  die 
Juden  betreffenden  Art  9  der  Vormunds chaftsordnung  (s.S.  154) 
aufhebt. 

1863,  18.  Januar.  Ein  junger  jüdischer  Doctor  der  Phi- 
losophie weigert  sich  in  seiner  Declarotion  zum  Bürgerwerden 
die  bisherige  Rnbrik  «welcher  Religion»  auszufüllen,  «weil  er 
sich  keiner  der  bestehenden  Religionen  auschliessen  iMögB», 
welche  Erklärung  jedoch  unerlässiicli  Hieb,  so  lauge  die  Juden 
noch  eine  abgesonderte  Armenpflege  ku  unterhalten  haben.  Dia 
Sache  geht  bis  an  die  Bürgerschaft,  die  Entacheiduiig  bleibt 
aber  nach  bis  sie  sich  durch  die  Aufhebung  dieser  Armenpflege 
von  seihat  erledigt.  Aehnlich  geht  ea  mit  der  Weigerung  einiger 
junger  jüdischer  FajnilienvBter,  welche  die  Geburt  ihrer  Kinder 
nicht  in  die  speciell  jüdischen  Register  eintragen  lassen  mögen. 
Es  findet  im  Publikum  wenig  Beifall,  dass  dergleichen  Versuche 
ansBchliesslich  von  Juden  ausgehen;  ebenso  wie  ein  ebendaher 
an  die  Gesetzgebung  gebrachtes  Gesuch  um  Einräumung  eines  se- 
paraten Begräboissplatzes   für  Confessionslose. 

März.  Der  penaionirte  Prediger  Dr.  Gotthold  Salomon 
stirbt  und  wird  auf  dem  Grindelfriedhof  begraben. 

22.  April,  Tod  des  Obergevichtsraths  Dr.  Gabriel  Riesaer- 
Groases    Leichenbegängmss.     1865    wird     dessen    monumentale 
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LeiLheuatfcin  emgeweilit      Er  eiitlialt    des  altjüdiechun  Sitte  un- 
geachtet, m  maimornem  Ba^iehef  em«  meubchlicho  Figur. 

Juni  Oeffentlicher  \  erkauf  der  dei  Gemeinde  gehörigen 
Grundatucke  auf  dem  Neuen stemw  eg,  in  denen  eine,  jetzt  ver- 
lassene, Synagoge  war  Der  kleine  Begrabnissplatz  hinter  dem- 
selben (k,  S.  X19)  wird  als  ein  Beparatee  Grundatiick  im  Stadt- 
Erbebache  der  Gemeinde  zugeschrieben  und  der  Besitzer  des 
Vorderhauses  bleibt  verpäichtet,  dazu  einen  anständigen  Eingang 
von  der  Strasse  einzurichten  und  zu  erhalten. 

21.  Juai.  Publication  des  Gesetzes,  (S.  159).  Es  kommen 
zufällig  einige  I'älle  vor,  welche  die  wohlthätigen  Bestimmungen 
des  dadurch  herbeigeführten  Zustandes  an  den  Tag  legen, 

18.  December.   Der  Senat  hi-ingt  den  Entwurf  zum  Gesetz 
über    die  jüdiscien   Gemeinde  Verhältnisse    bei   der   Bürgerschaft 
ein  mit  folgendem  Promemoria.  (Das  Gesetz  selbst  s.  weiterhin.) 
Antrag  des   Senats,   betreffend  Gesetz  über   die    Verhältnisse 
der  hiesigen  Israelitischen  Gemeinden.  q^ 

In  einer  Mittheilung  an  die  Bürgerschaft  vom  16.  v.  M.  ^i 
hat  der  Senat  die  Mitgenehmigung  von  drei  vorgelegten,  einj, 
zusammengehöriges  Ganzes  bildenden,  Gesetz -Entwürfen  bei  <= 
dei-  Bürgerschaft  beantragt,  von  denen  der  erste  auf  die 
Staatsangehörigkeit  und  das  Bürgerrecht  sich  bezieht.  Die 
diesem  ersten  Gesetz-Entwürfe  beigefügten  Motive  heben  es 
hervor,  dass,  nach  Inhalt  desselben  für  die  Juden  der  Erwerb 
des  Heim aths rechtes  nicht  mehr  durch  die  Abstammung  von 
Israelitischen  Gemeindeangehörigen  bedingt  und  der  Erwerb 
des  Bürgerrechts  nicht  mehr  von  der  vorgäugigen  Aufnahme 
zum  Mitgliede  einer  der  Israelitischen  Gemeinden  abhängig 
sein  soll,  dass  mithin  die  Juden,  in  Beziehung  auf  bürgerliche 
und  politische  Rechte  allen  übrigen  Staatsangehörigen  künftig 
völlig  gleichgestellt  sein  werden.  Dabei  musste  aber  vom 
Senate  darauf  hingewiesen  und  erklärt  werden,  dass  diese 
Gleichberechtigung  der  Juden  die  vorgängige  Feststellung 
neuer  gesetzlicher  Bestimmungen  über  die  Israelitischen  Ge- 
meindeverhältnisse  nothwendig  voraussetze,  und  daes  so  lange 
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diese  Feststellung  nicht  erfolgt  sei,  das  in  Beziehung  auf 
Heimaths-  und  Bürgerrecht  tiestehende  Verhältniss  der  Israe- 
liten in  Kraft  erhalten  bleiben  müsse.  Um  diese  Eventualität, 
so  viel  an  ihm  liegt,  abzuwenden,  legt  der  Senat,  seiner  er- 
theilten  Zusage  entsprechend,  den  beifolgenden  Gesetz-Ent- 
wurf über  die  Israelitischen  Gemeindeverhältnisse  der  Bürger- 
schaft zur  Mitgenehmigung  vor. 

Der  Zweck  dieses  Gesetz-Entwurfes  ist  demnach  dahin 
gerichtet,  die  Ausführung  der  Gleichstellung  der  Juden  mit 
den  übrigen  Staatsangehörigen  und  Bürgern,  wie  solche  durch 
das  der  Bürgerschaft  vorgelegte  Gesetz  über  Staatsangehörig- 
keit und  Bürgerrecht  eingeführt  werden  soll,  durch  eine  ent- 
sprechende Umgestaltung  der  Israelitischen  Gemeindeverhält- 
nisse zu  ermöglichen. 

Bis  jetzt  ist,  nach  den  Vorschriften  des  provisorischen 
Gesetzes  vom  23.  Februar  1849  und  des  Regulativs  vom 
23.  Januar  1854,  jeder  Jude,  welcher -das  hiesige  Bürgerrecht 
erwerben  will,  so  wie  ausserdem  jeder  hier  heimathsberechtigte 
Jude,  welcher  ein  selbständiges  Geschäft  beginnen  oder  sich 
verheirathen  will,  verpflichtet,  vorher  seine  Aufnahme  zum 
Mitgliede  einer  der  hiesigen  Israelitischen  Gemeinden  zu  er- 
wirken. Vi'enn  diese  Verpflichtung  nach  Inhalt  des  beabsich- 
tigten neuen  Bürgerrechts-Gesetzes  künftig  wegfällt,  einem 
jeden  Juden  also  der  Erwerb  und  der  Genuss  der  bürgerlichen 
und  politischen  Rechte  unabhängig  von  seinem  Verhalten  zur 
Israelitischen  Gemeinde  gestattet  werden  soll,  so  kann  daneben, 
und  da  die  Jüdischen  Gemeinden  durch  ihre  solchergestalt 
veränderte  Stellung  im  Staate  und  durch  die  damit  verbun- 
denen Consequenzen  von  bürgerlichen  Corporationen  in  reli- 
giöse Gemeinschaften  umgestaltet  werden,  der  bisherige  Ge- 
meindezwang künftig  nicht  fortbestehen.  Es  muss  wie  der 
Eintritt  so  auch  das  Verbleiben  in  der  Gemeinde  der  freien 
Wahl  der  Einzelnen  anheim  gestellt  sein.  Diese  Umgestaltung 
des  Gemeinde- Verbandes  aus  einem  obligatorischen  in  einen 
facultativen,  ist  im  §  1  dos  Gesetz-Entwurfes  ausgesprochen; 
und  wird  wegen  der  Erwerbung  der  Staatsangehörigkeit  und 
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des  Bürgerrechts  auf  das  aueli  für  die  Juden  anzuwendende 
Gesetz  über  Staataangehörigkeit  und  Bürgerrecht  im  §  3 
verwiesen. 

Die  übrigen  Paragraphen  dee  Gesetz-EBt Wurfes  ent- 
halten die  durch  daa  im  §  1  neu  gestaltete  Gemeindeverhält- 
□isB  Qoth wendig  werdenden  weiteren  gesetzlichen  Anord- 
nungen. 

Das,  in  Beziehung  anf  die  Gemeindeangehörigkeit,  in 
§  1  angenommene  Princip  der  Freiwilligkeit  bringt  es  mit 
sich,  dasH  auch  den  jetzigen  Gemein  de  mitgliedern  und  deren 
Angehörigen  der  Austritt  aus  der  Gemeinde  zu  gestatten  ist. 
Es  kann  indessen  eine  solche  Befugniss  nicht  bedingungslos 
eingeräumt  werden. 

Um  mit  der  nothwendigen  Reorganisation  der  Gemeinden 
verfahren,  und  um  die  Mittel,  welche  der  künftigen  Gemeinde 
zur  Verfügung  stehen,  berechnen  zu  können,  wird  die  Anbe- 
raumung einer  Frist,  —  welche  in  §  2  auf  drei  Monate,  von 
der  Zeit  der  Publication  dieses  Gesetzes  an  gerechnet,  feat- 
gestcllt  wird,  —  nothwendig,  innerhalb  welcher  di^enigen 
jetzigen  Gern  ein  de- Mitglieder  und  deren  Angehörige,  welche 
aus  der  Gemeinde  auszuscheiden  beabsichtigen,  verpflichtet 
sind,  diese  ihre  Absicht  mittelst  schriftlicher  Anzeige,  dem 
Vorstfiber-CoUegio  zur  Kenntniäs  zu  bringen.  Wer  von  dieser 
Frist  keinen  Gebrauch  macht,  gilt  nach  §  5  als  Mitglied  der 
künftigen  Gemeinde  nnd  ist  hinsichtlich  des  auch  später  ihm 
freistehenden  Austritts  aus  der  Gemeinde  an  die  desfallsigeu 
Bestimmungen  der  neu  z«  errichtenden  Gemeindeata tuten,  bis 
dahin  aber,  dass  solche  eingeföhi't  sein  werden,  an  der  Vor- 
schrift §  8  dieses  Gesetzes  gebnnden. 

Eine  weitere,  durch  die  Aufhebung  des  bestehenden 
Gemeinde  Zwanges  uoth  wendig  werdende,  Bedingung  enthält 
der  §  4,  welcher  Bämmtliche  jetzigen  Genieinderaitglieder  und 
deren  Angehörige  verpflichtet,  zur  Erfüllung  der  bereits  be- 
stehenden finanziellen  Verbindlichkeiten  der  betreffenden  Ge- 
meinde beizutragen.  Dass  auch  der  aua  der  Gemeinde  Aus- 
scheidende sich  dieser  ihm  obliegenden,  durch  seine  bisherige 


TheilnaLme  an  der  Oemeinde  begründeten  Pflicht  nicht  ent- 
aiehen  kann,  ergiebt  sich  aus  des  i'echtlichen  Natur  der  be- 
etehenden  Gemeindeverhältnisses. 

Für  die  nur  kleine,  in  glinatigea  finanziellen  ^'erhält- 
niasen  sich  befindende  Portugiesische  Gemeinde  wird  das 
Maas  dieser,  den  jetzigen  Mitgliedern  und  Angehörigen  ob- 
liegenden, \  ei-pflichtung  kein  erhebhches  sein.  Die  Feststel- 
lung desselben  kann  deshalb  unbedenklich  in  der  im  §  4  an- 
gegebenen Weise,  und  zwar  am  passendsten  dann  erfolgen, 
wenu  über  die  Zahl  der  bleibenden  und  auatretfinden  Mit- 
glieder und  Angehörigen  Gewisaheit  erlangt  ist. 

Für  die  DeutBch-Israelitische  Gemeinde  macht  dagegen 
die  vorhandene  erhebliche  Gemeindeachuld,  —  deren  Sicherheit 
wesentlich  auf  der  Organisation  der  Gemeinde  und  auf  der 
Contributionspflicht  sämmtlicher  Mitglieder  und  Angehörigen 
begründet  ist,  —  eine  Liquidation  und  eine  sofortige  Fest- 
stellung der  von  sämmtllohen  jetzigen  zur  Gemeinde  ge- 
hörigen Israeliten  zu  leistenden  Ijiquidationsbeiträge  noth- 
wendig. 

Die  näheren  Bestimmmuugen  in  Betreff  dieser  Liqui- 
dation, —  zu  welcher  der  §  4  die  jetzigen  sämmtlichen  Mit- 
gheder  und  Angehörigen  der  Deutsch-Israelitischen  Gemeinde 
verpflichtet  erklärt,  —  sind,  so  weit  sie  der  gesetzlichen 
Feststellung  beJürl'en,  in  den  §§  11 — 15  enthalten  und  be- 
dürfen zn  ihrer  Erläuterung  nur  weniger  Bemerkungen. 

Die  von  der  Liquidation  ausgenomraenen,  in  §  11  er- 
wähnten, zu  Cultus-,  Wohlthötigkeits-  und  ünterrichtsz wecken 
speciell  bestimmten,  Activa,  wie  namentlich  Synagogen,  Schul- 
häuser, Begrab uissplätze,  Kranke nhauslocali  täten  sammt  den 
dazu  gehörigen  Inventarien,  sind  ihrer  Bestimmung  und  ihrer 
Benutzung  nach  keine  dem  Verkehre  Angehörige  und  zur 
Realisirung  geeignete  Objecte.  Sie  müssen  ihrem  ursprüng- 
lichen Zwecke  erhalten  werden  und  bleiben  mithin  auch 
künftig  das  Eigenthura  der  Gemeinde,  wekher  die  Verpflich- 
tung zur  Erhaltung  und  Ergänzung  derselben  obliegt. 
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Der  jahrliche  I.iqiiidntionsbeitrag  wird  in  §  12  bis  auf 
höchatens  1  pCt.  des  Erwerbes  festgestellt.  Diese  Feststellung 
gründet  sich  auf  eine  von  dem  Vorsteher-CoUegium,  —  dem 
die  Schuld  Verhältnisse  der  Gemeinde  aus  der  ihm  obliegenden 
Verwaltung  am  genauesten  bekannt  sind,  —  vorgenommenen 
Borgfältigen  Berechnung.  Es  steht  diese  Feststellung  zugleich 
im  Zusammenhange  mitder  interimis tischen  Beslimmnng  des 
§  7,  welcher  für  die  Folge  nnd  bis  zur  Einführung  des  zu 
entwerfenden  neuen  Genieindestatnts  den  für  die  Gemeinde- 
bedürfeiBSe  au  leistenden  Jahresbeitrag  der  künftig  die  Ge- 
meinde bildenden  Angehörigen  anf  höchstens  1  pCt.  vom  Er- 
werbe normirt.  Es  wird  mithin  für  das  eintretende  Interimi- 
sticum  der  jetzt  üblicbe  Beste ueruugss atz  von  2  pCt.  für  die 
bleibenden  Gemein deangebörigen  auch  durch  den  hinzukom- 
menden Liquidationsbeitrag  nicht  überschritten  werden  können. 
Das  Vor  Steher- Collegium  ist  dabei  der  Ansicht,  dass  durch 
den  solchergestalt  festgestellten  jährlichen  Liquidationsbeitrag 
der  Pflichtigen,  die  ungedeckte  Gemeindeschuld  jedenfalls  in 
zehn  Jabren  durch  Tilgung  oder  ausreichende  Deckung  voll- 
ständig liquidii-t  und  geordnet  sein  wird.  Hievon  ausgehend 
ist  den  Liquidafionspflichtigeu  im  §  15  das  Recht  eingeräumt, 
sich  von  der  jährlichen  Beitragspflicht  durch  die  einmalige 
Zahlung  des  fünffachen,  auf  2  pCt.  des  Erwerbs  berechneten 
letzten  Steueransatzes  frei  zu  machen.  Würde  diese  Befuguiss 
in  ausgedehnterem  Maasse  benutet  werden,  so  würde  dadurch 
das  Liquid atioasge Schaft  wesentlich  gefordert  und  vereinfacht 
werden. 

Die  Feststellungen  in  Betreff  des  Liquid ationsplanes 
und  dessen  Ausführung  fallen  der  Autonomie  der  Gemeinde 
anheim ;  nur  über  die  Liquid ationsverwaltnng  bedarf  es  noch 
einer  legislativen  Bestimmung.  Diese  ist  in  den  §§  13  und  14 
dahin  getroffen,  dass  das  T,iquidatiousgeschäft  dem  jetzigen 
zu  diesem  Zwecke  in  der  bisherigen  Weise  zu  ergänzenden 
Vorsteher- Collegium  übertragen  und  dass  demselben,  unter 
angemessenen  Competenzh  estimmun  gen,  ein  EeprSsentations- 
körper  von  15  Personen,    welche   aus  und   von  Allen  aur  Li- 


quidation  Beitragenden  erwählt  werden,  zur  Seite  gestellt  ist. 
Durch  diese  Best  Jim»  uug  wird  das  Interesse  aller  Betheiligten 
am  besten  und  aichereten  gewahrt  sein.  Da  ea  darauf  an- 
kommen musste,  das  umfängliche  und  müjisame  Liquidations- 
geschäft bewährten  und  sulchen  Händen  auKuvei-trauen,  welche 
durch  genaue  Kenntniss  der  VerhältniBse  der  Gemeinde  und 
speciell  des  Schulden wesens  derselben  in  den  Stand  gesetzt 
sind,  die  manchen  mit  demselhen  verknüpften  Schwierigkeiten 
zu  überwinden,  so  wird  die  von  deiu  Vorstther-CoUegio  er- 
klärte Bereitwilligkeit,  sich  dieser  Mitwirkung  von  Repräsen- 
tanten der  Betheiügten  unterziehen  zu  wollen,  dankbar  anzu- 
erkennen und  anzunehmen  sein. 

Die  noch  übrigen  Paragraphen  des  Gesetz- Entwurfes 
werden  zum  grössten  Theile  keiner  besonderen  Motivirung 
bedürfen.     Sie  betreffen; 

1)  Die  Constituirung  der  künftigen  Gemeinden,  worüber 
der  §  5  das  Erforderliche  und  von  seihst  sich  Ergebende 
enthält; 

2)  die  neuen  statutarischen  Bestimmungen,  welche,  nach 
Beseitigung  der  co  mm  analen  Gemeindebefugaisse  und  der 
damit  eintretenden  Veränderung  in  der  bisherigen  gesetzlichen 
Grundlage  des  Gemeinde  Verhältnisses,  für  die,  künftig  als  re- 
ligiöse Gemeinschaften  fortbestehenden,  Verbände  nothwendig 
werden.  In  Beziehung  auf  diese  neuen  Gemeinde -Statuten, 
deren  Feststellung  dem  Ermessen  der  jüdischen  Gemeinden 
auheimges teilt  bleiben  muss,  sind  im  §  6  nur  diejenigen  ein- 
leitenden ^'erfügungeu  getroft'en  worden,  welche  theils  nöthig 
sind,  um  ohne  Verzug  das  ordnuugs massige  Zustandekumnien 
und  die  Einführung  der  Statuten  ku  sichern,  und  wulche 
theils  durch  das  dem  Staate  verfasa uug sm assig  zustehende 
Oheraufsichtsrecht  begründet  sind. 

Es  massten  aber  ausser  diesen  in  §  6  getroffenen  An- 
ordnungen auch  einzelne  interimistische  Bestimmungen  für 
den  Zeitraum  festgestellt  werden,  welcher  zwischen  der  In- 
krafttretung  dieses  Geaetaea,  —  die  gleichzeitig  mit  dpr  In- 
krafttretung    der    im    Eingange    erwähnten    drei  Gesetze    zu 
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erfolgen  hat,  ~  und  der  Einführung  der  Gemeinde  Statuten 
nothwenÜg  liegen  muss.  Diese  in  §§  7  und  y  enthaltenen 
interimistischen  Verfügungen  hotreffen  die  Verpflichtung  zur 
Leistung  eines  Beitrags  für  die  tiemeindeheduilniBse  und  die 
Befugniss  zum  Austritt  aus  der  Gemeinde.  Ueber  don  ersten 
Punkt  (§  7)  ist  schon  bei  der  Motivirung  des  §  12  das  Nothige 
gesagt ;  wegen  des  zweiten  Punktes  (§  3)  ist  darauf  hinzu- 
weisen, dass  es  eben  so  zweckmässig  als  nnbedenklich  er- 
scheinen  niuss,  für  den  in  Betracht  kommenden  kurzen  Zeit- 
raum die  bisher  geltenden  Bestimmungen  unverändert  auf- 
recht zu  halten.  Es  empfiehlt  sich  diese  Verfügung  des  §  8 
schon  um  deshalb,  weil  ea  dadurch  vermieden  wird,  auf  die 
künftige,  der  Gemeinde  zuständige,  Feststellung  dieses  Punktes 
durch  die  GeBetzgehiing   irgend   welchen  Einflnss  zu  äussern. 

Endlich  betreffen  3)  die  §§  9  und  10  zwei  Gegenstände, 
welche,  wenn  die  Gemeinden  aufhören,  communaleCorporationen 
zu  bÜdeu,  der  Jüdischen  Gemeindeverwaltung  abgenommen 
werden  müssen,  und  rücksichtlich  welcher  eine  ausdrückliche 
Bestimmung  in  diesem  Gesetze  erforderlich  wird,  weil  diese 
Punkte  in  dem  Gesetze  über  Staatsangehörigkeit  und  Bürger- 
recht ihre  Regulirang  nicht  tindeu  konnten. 

Der  erste  und  wichtigste  dieser  Gegenstände,  auf  den 
der  §  9  sich  bezieht,  betrifft  die  Armen-  und  Kraukenpflege 
und  das  Armenschnlwesen  der  Jüdischen  Gemeinden,  Die  zur 
Zeit  in  dieser  Beziehung  bestehende  Verpflichtung  der 
Jüdischen  Gemeinden  gründet  sich  auf  ihre  bisherige  Stel- 
lung im  Staate.  Die  Gemeiudeangehörigkeit,  durch  welche 
allein  die  Staatsangehörigkeit  für  die  Juden  bisher  erworben 
wird,  hängt  von  der  Aufnahme  in  die  Gemeinden  ab,  worüber 
diese,  und  zwar  bis  zur  Erlassung  des  Regulativs  vom  23,  Ja- 
nuar 1854  in  völlig  selbständiger  "Weise,  verfügen,  dagegen 
aber  auch  für  diese  durch  die  Aufnahme  in  ihre  Gemeinden 
dem  Staate  zugeführten  Angehörigen,  bei  eintretendem  Unter- 
stüt Zangsbedürfnisse  Sorge  zu  tragen  haben.  Wenn  dagegen 
künftig  nach  dem  Gesetze  über  Staatsangehörigkeit  und 
Bürgerrecht  der  Erwerb  des  Heimatha-  und  Bürgerrechts  für 


die  Juden  unabbängig  von  dem  Verhöltuisse  zu  ihrer  Ge- 
meinde erfolgen  soll,  so  f&llt  damit  der  Grund  weg,  der  die 
Jüdischeu  Gemeinden    bisher    verpfiic biete,    für   ihre    hülfsbe- 


mau  der  Streage 
1  Besiehung  auf 
Bhörigkeit  durch 
der  bisherigen 
Itisaen,  so  würde 


dürftigen  Angehörigen  zu  sorgen.  Wollte 
nach  dieae  Verpflichtung  der  Gemeinden 
alle  diejenigen  Juden,  welche  die  StEmtsanj 
ihre  Aufnahme  abseiten  der  Gemeinden  i 
Weise  bereits  erworben  haben,  fortbestehen 
das  weder  billig,  noch  auch,  mit  Rücksicht  auf  die  Schwierig- 
keit der  Ausfiihi'ung,  empi'ehleaBwerth  sein.  Es  fragt  sich 
aber,  in  welcher  Modalität  die  künftige  Gleichstellung  der 
Jüdischen  und  der  übrigen  Staatsangehörigen,  in  Beziehung 
auf  die  im  Verarniungsfalle  zu  gewährende  ünterstfitzung  zu 
beschaffen  sein  wird.  Das  Armen-Collegium  und  die  Majorität 
des  Vorsteher-Cöllegiurns  der  Deutach- IsraelitiBchen  Gemeinde 
wünschen  den  Fortbestand  ihrer  obligntoriscben  Armenpflege 
und  tragen  darauf  an,  dasa  die  Ausgleichung  der  dadurch 
für  die  Gemeinde  entstehenden  Prägiavaiion  durch  einen  an- 
gemessenen, aua  der  Staatscasse  zu  gewährenden,  jährlichen 
ZuschuBH  an  die  Israelitischen  Woiilthätigkeits- Anstalten  be- 
schafft werde.  £a  läset  sich  nicht  verkennen,  dass  diesem 
Antrage  manclie,  und  im  Interesse  des  Armenwesens  nicht 
unwichtige  Momente,  zur  Seite  stehen.  Es  gehören  dahin 
die  wünschenswerthe  Erhaltung  der  bestehenden  gut  organi- 
airten  Gemeindeeinricbtungen,  die  Verschiedenheit  der  beim 
Armenweaen  in  Betracht  kommenden  religiösen  Vorschriften 
and  oonfessionellen  Rücksichten  und  vor  Allem  die  Berflek- 
sichtigung  der  vorliegenden  gimstigen  Erfolge  der  bisherigen 
Gemeindeverwaltung,  welche  bei  dem  kleineren  Kreise  der 
ihr  anvertrauten  Armenpflege  in  wirksamerer  Weise,  als  dies 
hei  den  grossen  Staatsanstalten  möglich  ist,  sowohl  den  Miss- 
brauch der  Unterstützung  Terhüten,  als  durch  fi-iihzeitig  und 
verschiedenartig  gewährte  Hülfe  der  vollständigen  Verarmung 
vorzubeugen  im  Stande  ist.  Wenn  dem  ungeachtet  im  §  9 
der  zweiten  sich  darbietenden  Modalität  der  Vorzug  gegeben 
worden  ist,  nach  welcher  die  bisherige;  in  Beziehung  auf  die 
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-Dpflege  bestellende,  Verpfliclitang  der  Jüdischen  Gemeinde 
wird  und  die  nötbig  werdende  Unterstützung 
künftig  den  Jüdischen  Staatsangehörigen  in  gleicher  Weise 
wie  allen  übrigen  Staatsangehörigen  durch  die  öffentlichen 
Wohlthätigkeita -Anstalten  gewährt  werden  soll,  so  liegen 
dieser  Bestimmung  die  Erwägungen  zum  Gründe:  dasa  einer- 
seits im  Interesse  einer  richtigen  Verwendung  der  zu  Wohl- 
thätigkeitsa wecken  bewilligten  Staatsmittei  so  weit  thunlich 
darauf  zu  halten  ist,  dass  die  zu  gewährenden  Unterstützungen 
durch  die  Öffentlichen  Behörden  nach  gleichen  Grundsätzen 
nnd  in  der  gleichen  Modalität  an  alle  zum  Empfange  von 
Hülfsleistungen  qualificirten  Staatsangehörigen,  gleichviel 
welcher  religiösen  Gemeinschaft  sie  angehören,  ertheilt  werden, 
und  dasa  dagegen  andererseits  durch  die  Aufhebung  der  den 
Israelitischen  Gemeinden  bisher  ohgelegenen  Verpflichtung 
keineswegs  für  dieselben  die  fernere  freiwillige  Ausübung  der 
Armenpflege  in  Beziehung  auf  ihre  Angehörigen  nnthunlioh 
gemacht  wird.  Wenn  die  hier  bestehenden  christlichen  nicht 
Kitheriachen  Gemeinden,  obschon  dieselben  von  den  Wohl- 
thätigkeits- Anstalten  des  Staates  nicht  ausgeschlossen  sind, 
fast  ohne  Ausnahme  ihren  dürftigen  Angehörigen  Unter- 
stützung alier  Art  und  deren  Kindern  freien  Schulunterricht 
zu  Theil  werden  lassen,  ao  wird  es  in  gleicher  Weise  den 
Jüdischen  Gemeinden  unbenommen  sein,  ihre  Einrichtungen, 
so  weit  die  bestehenden  Dotiruugen  derselben  and  die  ihnen 
für  solche  Zwecke  künftig  zukommenden  freiwilligen  Beiträge 
es  gestatten  werden,  auch  künftig  beizubehalten,  um  der 
Noth  und  der  Bedräugniss  ihrer  Angehörigen  in  der  ihnen 
zweckmässig  scheinenden  Weise  so  weit  thunlich  Abhülfe 
und  Erleichterung  zu  gewähren. 

Der  zweite,  den  laraelitiscben  Gemein  de- Vorständen  ab- 
zunehmende, Verwaltungs- Gegenstand  betrifft  die  Aufsicht 
über  die  sich  hier  aufhaltenden  fremden  Israeliten,  so  weit 
solche  zur  Zeit  noch  b^'steht,  so  wie  die  Verpflichtung  der 
Gemeinden  zur  Unterstützung  solcher  Fremden  in  vorkom- 
menden Nothfällen.     Dass   diese  Fremden-Con trolle   in  ihrem 


gtinzeu  Uni  fange  an  die  dfifiir  competeuten  Polizeibehörden  zu 
überweisen  ist,  ohne  dabei  die  bisherige  Mitwirkung  der 
Ja dis üben  Gemeinden  künftig  in  Anspruch  nehmen  zu  können, 
iBt  die  natürliche  Folge  der  eintretenden  veränderten  Stellung 
und  Bedeutung  dieser  Geiaeinden. 

Auf   den  Grund  dieser  ÄUBeinandersetzimg   ersucht  der 
Senat  die  Bürgerscbnft : 

dein  anliegenden,  die  Verhältnisse  der  hieaigeu  lerae- 
litischen  Gemeinde  betreffenden,  Gesetz -Entwürfe  in 
der  Weise  ihre  Mitgeiiehmigung  ertbeilen  zu  wollen, 
dass  dieses  Gesetz,  durch  dessen  Feststellung  die 
Anwendung  des  bei  der  Büigerachsft  in  Berathimg 
befindlichen  Gesetzes  über  Staat  saug  ehörigkeit  und 
Bürgerrecht  auf  die  Isnielitiscfae  Bevölkerung  be- 
dingt ist,  gleichzeitig  mit  den  der  Bürgerschaft  am 
16.  November  d.  J.  vorgelegten  drei  Gesetzen, 
innerhalb  drei  Monaten  nacli  erfolgter  Publication 
an  einem  vom  Senate  zu  bestimmenden  Tage,  in 
Wirksamkeit  treten. 

Die  Bürgerschaft  wählte  einen  Prüfunga-AusBchusa  von 
ßnf  Personen,  nämlich  die  Herren  Dr.  A.  Kee,  Samuel  Israel, 
Julius  Horwitz,  J.  Lafargue  und  L.  Uiex.  Dieser  Ausschuss 
forderte  Erläuterungen  von  dem  Vorsteher  der  Gemeinden  und 
trug  auf  Genehmigung  des  Entwurfs  mit  einigen  unwesentlichen 
Äenderungen  an  und  die  Bürgerschaft  genehmigt  denselben  in 
dieser  Gestalt  am  14.  April. 

Nachdem  nun  Senat  und  Bürgerschaft  einig  waren,  hätte 
die  Publication  des  Gesetzes  nach  den  Vorschriften  der  Staata- 
verfasBung  in  kürzester  Frist  erfolgen  müssen ,  da  aber  die  Ge- 
setze über  die  Bürgerrechte,  über  die  Gewerbe  und  über  die 
Realgerechtigkeiten  mit  demselben  in  engster  Verbindung  standen, 
so  zog  sich  die  Publication  hin  bis  zum  7.  November  1864 
mit  der  Bestimmung,  dass  es  nebst  den  übrigen  Gesetzen  am 
1.  Februar  1805  in  Kraft  tretn  soUe. 
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Gesetz, 
betreffend   die  Verhältnisse   der   hiesigen  Israelitischen 

Gemeinden. 
Auf  Befehl   E.   H.    Senats    der   freien    und  Hansestadt 
Hamburg,  publicirt  den  7.  November  1864. 

Der  Senat  hat  in  Uebereinstimmung  mit  der  Bürger- 
schaft beschlossen  und  verkündet  hiedurch  als  Gesetz,  das 
innerhalb  drei  Monaten  an  einem  vom  Senate  zu  bestimmenden 
Tage  in  Wirksamkeit  treten  wird,  was  folgt: 

§  1. 

Die  für  die  Israeliten  bestehende  Zwangspflicht  zum 
Eintritte  und  zum  Verbleibe  in  den  Verbänden  der  hiesigen 
Deutsch-Israelitischen  und  Portugiesisch-Jüdischen  Gemeinde 
ist  aufgehoben.  Die  Gemeinde-Mitgliedschaft  ist  mithin  für 
die  Israeliten  künftig  eine  freiwillige. 

§2. 

Die  Erwerbung  der  hiesigen  Staatsangehörigkeit  und 
des  Bürgerrechts  findet  für  die  Israeliten  unabhängig  von 
ihren  Verhältnissen  zur  Gemeinde  statt.  Das  Gesetz  über  die 
Staatsangehörigkeit  und  das  Burgerrecht  ist  dafür  maass- 
gebend. 

§  3. 
Den  Mitgliedern  der  genannten   hiesigen  Israelitischen 

Gemeinden  steht  mit  ihren  Angehörigen  (Frau  und  minder- 
jährigen Kindern),  wiewohl  unter  Vorbehalt  der  ihnen  nach 
§  4  obliegenden  Verpflichtungen,  mittelst  schriftlicher  An- 
zeige an  das  betreffende  Vorsteher-CoUegium  der  Austritt 
aus  dem  Gemeinde- Verbände  jederzeit  frei,  und  zwar  binnen 
drei  Monaten  nach  Publication  dieses  Gesetzes  ohne  weitere 
Verbindlichkeit,  von  da  an  bis  drei  Monate  nach  Publication 
der  neuen  Gemeinde-Statuten  (§  7),  nachdem  sie  ihren  Bei- 
trag für  das  laufende  Jahr  doppelt  geleistet,  und  nach  dieser 
letzten  Frist  endlich  in  Gemässheit  der  statutenmässigen  Be- 
dingungen. Mündig  werdende  Angehörige  von  Gemeinde- 
Mitgliedern  können  drei  Monate  nach  erlangter  Ghrossjährig- 
keit  ihren  Austritt  aus  der  Gemeinde  ohne  fernere  Verpflichtung, 
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mit  Ausnahme   derjenigen  für  die  Liquidation,  dui'ch  schrift- 
liche Anzeige  an  den  Vorstand  erklären. 

§4. 
Die  sämmtlichen  zur  Zeit  der  Publication  dieses  Ge- 
setzes im  Verbände  der  beiden  Israelitischen  Gemeinden  be- 
findlichen Mitglieder  und  die  Angehörigen  derselben,  mithin 
sowohl  diejenigen,  welche  im  Gemeinde-Verbände  verbleiben, 
als  auch  diejenigen,  welche  aus  demselben  austreten,  und  zwar 
auch  für  den  Fall,  dass  sie  zu  einer  anderen  vom  Staate  an- 
erkannten religiösen  Genossenschaft  übertreten  oder  aus  dem 
hiesigen  Staats  verbände  entlassen  werden,  sind  verpflichtet, 
die,  behufs  Erfüllung  der  bereits  bestehenden  finanziellen 
Verbindlichkeiten  der  Gemeinde  erforderlichen  Beiträge  zu 
leisten,  und  zwar, 

sofern  sie  der  Deutsch-Israelitischen  Gemeinde  an- 
gehören, nach  Maassgabe  der  Bestimmungen  der 
§§  12 — 17  dieses  Gesetzes; 

und,  sofern  sie  der  Portugiesisch-Jüdischen  Ge- 
meinde angehören,  nach  Maassgabe  einer  mit  dem 
Vorsteher-Collegium  dieser  Gemeinde  zu  treffenden 
Verständigung.  Sollte  eine  solche  nicht  zu  Stande 
zu  bringen  sein,  ist  die  Differenz,  zur  Entscheidung 
in  erster  und  letzter  Instanz,  an  den  Senat  zu  bringen. 

§5. 
Den  hiesigen  Iraelitischen  Gemeinden  gehören  künftig  an : 

a)  alle  diejenigen  jetzigen  Mitglieder  und  die  Ange- 
hörigen derselben,  deren  Austritt  aus  der  betreffenden  Ge- 
meinde nicht  nach  Vorschrift  §  3  innerhalb  der  dort  gesetzten 
Frist  angezeigt  worden  ist,  so  wie 

b)  alle  diejenigen  Israeliten  nebst  ihren  Angehörigen 
welche  späterhin  unter  den  festzustellenden  statutenmässigen 
Bedingungen  (§  9),  oder,  bis  zur  Feststellung  derselben, 
unter  den  von  dem  betreffenden  Vorsteher-Collegium  zu  be- 
stimmenden Bedingungen,  in  eine  der  hiesigen  Gemeinden 
eirtreten. 

Den  Neueingetretenen  steht   übrigens  selbstverständlich 
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der  Wiederaustritt  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des  §  3 
jederzeit  frei. 

§  6. 
Die  Vorsteher -Collegien   der    beiden  Gemeinden   haben 

drei  Monate  nach  Publication  dieses  Gesetzes  unter  Zuziehung 
von  gewählten  Gemeinde  -  Repräsentanten  die  künftigen  Ge- 
meinde-Statuten festzustellen. 

Die  zu  treffenden  Bestimmungen  über  die  Zahl  und 
über  die  Wahlart  dieser  zuzuziehenden,  aus  den  dann  vor- 
handenen Gemeinde-Mitgliedern  zu  entnehmenden  Repräsen- 
tanten, bleiben  den  Vorsteher-Collegien  vorbehalten. 

Die  neuen  Gemeinde- Statuten  sind,  behufs  Ausübung 
der  dem  Staate  zustehenden  verfassungsmässigen  Oberaufsicht, 
dem  Senate  vorzulegen.         , 

§  7. 
^Bis  zur  Feststellung  der  Gemeinde-Statuten  und  bis 
dahin  dass,  auf  Grundlage  derselben,  anderweitige  Bestim- 
mungen jgetroffen  worden  sind,  ist  jedes  in  einer  der  beiden 
bestehenden  Gemeinden  verbleibende  oder  neu  eintretende 
Mitglied,  so  wie  jeder  steuerpflichtig  werdende  Gemeinde- 
Angehörige,  sofern  er  nach  §  3  seinen  Austritt  nicht  erklärt 
hat,  zur  Leistung  eines  jährlichen  Beitrags  zu  den  Gemeinde- 
Ausgaben  in  der  Art  verpflichtet,  dass  dieser  jährliche  Bei- 
trag für  den  Steuerpflichtigen  der  Deutsch-Israelitischen  Ge- 
meinde, in  Berücksichtigung  des  ausserdem  zu  zahlenden 
Liquidationsbeitrags,  höchstens  bis  auf  1  pCt.  des  jährlichen 
Erwerbs  zu  bestimmen  ist;  und  für  den  Steuerpflichtigen  der 
Portugiesisch -Jüdischen  Gemeinde,  unter  Einrechnung  des 
etwa  erforderlich  werdenden  und  festzustellenden  Liquidatious- 
bei  trags,  die  bisher  bestehenden  Besteuerungsgränzen  nich 
überschreiten  darf. 

§8. 
Die  Armen-    und  Krankenpflege,    so    wie    das   Armen- 
Schulwesen  der  Israelitischen  Gemeinden  hört  auf  ein  obliga- 
torisches zu   sein.     Die   erforderlich  werdende  Unterstützung 
wird    den   jüdischen    Staatsangehörigen    künftig    in    gleicher 
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Weise  wie  allen  übrigen  Staatsangehörigen  durch    die  Öffent- 
lichen Wo hlthntigkeita- Anstalten  gewährt. 

Die  künftig  der  FoUzeihehörde  aueschliesBlbli  obliegende 
Aufsicht  über  die  sich  hier  aufhaltendeii  fremden  Judea,  aa 
weit  dieselbe  bisher  dnrch  das  Vorsteher-CoUegium  ausgeübt 
worden,  Bammt  der  damit  verbunden  gpweaenen  Unteratiitzang 
fveiiiJer  uothleidender  Juden,  ist  aufgehoben. 


ßestiminitngen,  betreffend  die  Liquidation 
der   bestehenden   finanziellen   Verbindlichkeiten    der    Deutach - 
Israelitischen  Gemeinde. 
§  10. 
Alle  nicht  zu  Cultus-,  Wohlthätigkeits-  und  Uftterrichta- 
z wecken    beatimmten    Activa     der    Deutsch-Iaraelitiachen    Ge- 
meinde Bind   zu  reaüsiren    und   iat    der  Erlös,  so  weit  er  zu- 
reicht,   zur  Bezahlung   der  Passiva    dieser  Gemeinde  und  zur 
Erfüllung    der    Verpflichtungen    derselben    gegen    Beamte  — 
so    weit    dieaelben    nicht   beibehalten  werden  müssen  —  und 
gegen    Pensionisten    oder    zur   Beschaffung    einer    vollständig 
ausreichenden  Sichere tellung  dieser  GemeindeTerbiudlichkeiteu 
zu  verwenden. 

§  11. 

Zum  Zwecke  der  Deckung  des  bei  dieser  Liquidimng 
aich  ergebenden  Deficits  sind  alle  zur  Zeit  der  Publication 
dieses  Gesetzea  im  Gemeinde -Verbände  befindlichen  Mitglieder 
ao  wie  die  Angehörigen  derselben  —  diese  letzteren  sobald 
sie  nach  den  jetzt  befolgt  werdenden  Grundsätzen  steuer- 
pflichtig werden,  —  mithin  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  aie 
fernerhin  in  dem  Gemein  de -Verbände  bleiben  oder  aus  dem- 
selben  austreten,  verpflichtet,  einen  jährlichen  Beitrag  bis 
zu  1  pCt.  ihres  Erwerbes  ao  lange  zu  zahlen,  bis  die  Tilgung 
oder  Deckung  sämmtlicher  Pasaiva.  der  Gemeinde,  einschliess- 
ünh  der  Verbindlichkeiten  gegen  die  Pensionisten  und  gegen 
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nicht   in   Function    bleibenden    Beamten,    so    wie    der    fallig 
werdenden  Renten   und  Zinsen  beschafft  ist. 

§  12. 
Diese  Liquidation  der  finanziellen  Verbindlichkeiten 
der  Gemeinde  ist,  unter  Beobachtung  der  Vorschriften  des  §  15, 
durch  das  Collegium  der  jetzigeÄ  Gemeinde-Vorsteher  zu  be- 
schaffen und  ist  dasselbe  zu  diesem  Zwecke  in  der  bisherigen 
Weise  zu  ergänzen. 

§  13. 

Dem  Vorsteher-CoUegium  wird  für  dieses -Liquidations- 
geschäft  ein  aus  15  Mitgliedern  bestehendes  selbständiges 
GoUegium  beigeordnet. 

Diese  15  Mitglieder  werden  von  und  aus  den  zu  Li- 
quidationsbeiträgen verpflichteten  und  mit  denselben  nicht 
im  Eückstande  befindlichen  Personen  erwählt.  ^ 

Die  Competenz  dieses  den  Gemeinde- Vorstehern  beige- 
ordneten Collegiums  erstreckt  und  beschränkt  sich  auf  die 
folgenden  Functionen.     Dasselbe  hat 

1)  gemeinschaftlich  mit  dem  Vorsteher -Collegium  den 
Liquidationsplan  festzustellen ; 

2)  das  alljährlich  von  dem  Vorsteher-CoUegium  ihm 
vorzulegende  Budget  der  Liquidation  zu  prüfen  und  zu  be- 
willigen ;  • 

3)  die  Höhe  der  auszuschreibenden  jährlichen  Liqui- 
dationssteuer zu  bestimmen; 

4)  die  ihm  vorzulegenden  jährlichen  Liquidations- 
abrechnungen zu  prüfen  und  die  Decharge  zu  ertheilen; 

5)  mit  dem  Vorsteher-Collegio  über  die  Bedingungen 
sich  zu  verständigen,  unter  welchen  auch  einzelne  der  zu 
realisirenden  Activa  für  die  Gemeinde  erhalten  bleiben  können; 

6)  mit  dem  Vorsteher-Collegio  die  näheren  Bestim- 
mungen über  die  fernere  Verwaltung  der  zur  Sicherung  der 
Gemeindeschulden  vorhandenen  oder  anzuschaffenden  Capi- 
talien  zu  vereinbaren. 

Bei  sich  ergebenden  Dissensen  in  Beziehung  auf  die 
Punkte    1,    5    und    6    steht,    in  Ermangelung   eines   anderen 
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Schiedsspruches  dem  Senate  als  Schiedsrichter    die  Entschei- 
dung in  erster  und  letzter  Instanz  zu. 

§14. 
Jeder  Beitragspflichtige  hat  das  Recht,  sich  und  seine 
minderjährigen  noch  nicht  besteuerten  Angehörigen  von  der 
Verpflichtung,  fernere  Liqifidationsbeiträge  zu  leisten,  dadurch 
gänzlich  frei  zu  machen,  dass  er  sofort  den  fünflachen  Betrag 
derjenigen  Summe  zahlt,  mit  welcher  er,  als  mit  2  pCt.  von 
seinem  Erwerbe,  in  dem  letzten  Jahre  des  bisherigen  Ge- 
meinde-Bestandes zu  den  Gemeinde-Ausgaben  besteuert  ge- 
wesen ist. 

Gegeben  in  der  Versammlung  des  Senats, 
den  7.  November  1864. 
Dieses  Gesetz,  das  in  manchen  seiner  einzelnen  Bestim- 
mungen nicht  völlig  präcis  ist,  ward  indessen  von  den  verschie- 
denen Partheien  mit  Befriedigung  aufgenommen,  indem  einerseits 
die  Continuität  der  Gemeinde  gesetzlich  gesichert  und  für  die 
flnanziellen  Verhältnisse  hinlänglich  gesorgt,  andererseits  aber 
das  Prinzip  einer  freiwilligen  Religionsgenossenschaft,  in  welche 
man  jederzeit  nach  Belieben  ein-  und  austreten  konnte,  festge- 
halten war.  Eine  eigentliche  ünterbilanz  war  nur  in  sofern 
vorhanden,  dass  die  Synagogen,  Schulhäuser  u.  s.  w.nicht  mehr  als 
einzuschätzende  Activa  und  als  dagegen  die  verschiedenen  Verpflich- 
tungen der  Gemeinde  an  Personen  und  Institute  auf  Capitalfuss 
aufzuführen  waren.  Dennoch  dauerte  die  Liquidation  länger  als 
man  vermuthete,  wie  weiterhin  zu  erwähnen.  Auch  ist  zu  bemerken, 
dass  der  Erfolg  im  Allgemeinen  als  ein  Sieg  der  Erhaltungs- 
Parthei  betrachtet  wurde. 

Consuiei.t.  DasVor^^her-CoUegium  stellte  schon  einige  Zeit  früher  einen 

besonderen  Consulenten  für  die  bevorstehenden  Arbeiten  an,  welcher 
allen  seinen  Sitzungen  beiwohnt. 

Anstritto.  1865,  7.  Februar.     Obgleich   das  Gesetz   schon  am  1.  Fe- 

bruar   in  Kraft  zu  t retten    bestimmt  war,    so  wurde  dennoch  die 
laut  §  3  für   den  Austritt    gestellte  Frist  vom   7.  November   an 
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gerechnet.  Bei  Schluss  dieses  Termius  waren  indessen  nur 
46  Austritts-Erklärungen  von  Contribuenten  und  sieben  von 
unbesteuerten  Mitgliedssöbnen ,  im  Ganzen  ungefähr  120  Seelen 
umfassend,  eingelaufen,  von  denen  einige  wieder  zurücktraten,  als 
hiezu  bis  den  8.  Juni  Frist  gegeben  ward.  Cassen- 

üm  dieselbe  Zeit  wurde  festgestellt,  dass  die  Gemeinde- 
casse  ausser  am  Sonntag,  auch  am  Dienstag-  und  Donnerstag- 
Vormittag  (statt  wie  bisher  am  Mittwoch-  und  Donners  tag- Abend) 
geöfl&iet  und  die  Steuer-Quittungen  von  zwei  Cassenbeamten  und 
nicht  mehr  von  zwei  Yerstehern  unterzeichnet  würden. 

1865,  25.  Januar.     Weil  das   Krankenhaus  der  Gemeinde,Cari  Heine'« 
welches  die  Ueberschrift:  «Erbaut  von  Salomon  Heine  zum  A-n-^^^  j-^^^^^^j 
denken  an    seine  Gattin  Betty  Heine»  trägt,   mit  Aufhören   der     hauses. 
obligatorischen     jüdischen     Armenpflege      seiner     wesentlichsten 
Subsistenz-Quelle  beraubt  war,  entschloss  sich  der  Sohn  des  Er- 
bauers,   der  Kaufmann  Carl  Heine,    durch    die  Schenkung    eines 
Gapitals  von  ungeföhr  Bco.i^  400,000  ein-    für  allemal  die  Aus- 
gaben   der  Anstalt    zu    sichern,    womit    zugleich    die  Trennung 
desselben    von    dem  Gemeinde-Rechnungswesen    eintreten    sollte. 
Das  Vorsteher-CoUegium  erklärte  sich  zur  Annahme  der  Dotation 
mit  gedachter  Bestimmung  bereit. 

1865,  Januar.  Es  war  nun  nach  §  6  des  Gesetzes  einCollegium  zwei 
zur  Ausarbeitung  des  neuen  Gemeindestatuts  zu  erwählen  und  nach  ^^ 
§  13  ein  anderes  für  die  Mitausführung  der  Liquidation.  Es  steht 
nicht  in  dem  Gesetze,  dass  Erster  es  ebenfalls  ein  selbständige? 
Collegium  sein  solle,  vielmehr  war  die  Ausarbeitung  des  Statuts 
Sache  der  Gemeindevorsteher  mit  blosser  Zuziehung  einer  nicht 
angegebenen  Zahl  von  gewählten  Repräsentanten.  Vielleicht  um 
sich  die  Verantwortlichkeit  zu  erleichtern,  zeigten  die  Vorsteher 
jedoch  an,  dass  auch  diese  Repräsentanten  als  ein  abgesondertes 
Collegium  arbeiten  sollten  und  blieb  die  'schliessliche  Verein- 
barung mit  den  Vorstehern  vorbehalten. 

Am    1.   Februar   wurde    die   Israelititische   PVemden-Com-  Fremden. 

Commlwion. 

mission  aufgelöst. 
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Wahlen  «um  j)Iq   Wahlen    zum    Liquidations-CoUegium    geschahen    am 

Liqnidations- 

coiiegiuin.  ^9.  Februar  und  folgenden  Tagen  ohne  alle  Wahlbeschränkung, 
als  dass  der  Wähler  mit  seiner  Steuer  für  das  verflossene 
Jahr  1864  nicht  im  Rückstande  sei. 


Bepraseutan- 

ten- 

CoUegioni. 


Wegen  der  Wahlen  der  Repräsentanten  erschien  folgendes 

Reglement. 

§  1. 

Die  künftigen  Gemeinde-Statuten  werden  vom  Vorsteher- 
Gollegium  und  einem  Repräsentanten- CoUegium  von  fünfzehn 
Mitgliedern,  vorbehaltlich  der  Genehmigung  des  Senats,  fest- 
gestellt. 

§  2. 
Die  Wahl  dieses  Repräsentanten- CoUegiums  erfolgt  in 
der  Art,  dass  neun  Mitglieder  in  allgemeiner  Wahl  von  der 
Gemeinde  erwählt  werden,  und  nach  Vollziehung  dieser  Wahl 
und  Bekanntmachung  des  Resultats  von  den  sechs  übrigen 
Mitgliedern  zwei  von  der  Synagogen- Verwaltung,  zwei  von 
den  Directoren  und  Deputirten  des.  neuen  Israelitischen 
Tempels  und  zwei  von  dem  bisherigen  Armen- CoUegium  er- 
nannt werden. 

§3- 
Zur  Theilnahme    an    der    allgemeinen  Wahl    berechtigt 

sind  alle  am  Tage  der  Wahl  im  Gemeinde-Verbände  befind- 
lichen männlichen  mündigen  und  steuerpflichtigen  Gemeinde- 
Angehörigen,  welche  mit  ihrem  Gemeinde-Beitrag  für  das 
Jahr  1Ö64  nicht  rückständig  sind. 

§  4. 
Wählbar  ist  jeder  nach  §  3  zur  Theilnahme  an  der  all- 
gemeinen   Wahl    Berechtigte,    mit    alleiniger    Ausnahme    der 
Mitglieder  des  Vorsteher-CoUegiums. 

§5. 
Bei    der  Wahl    entscheidet    die    relative  Majorität,    bei 
Stimmengleichheit  das  Loos. 
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Bei  Vacanzen  in  der  Zahl  der  durch  allgemeine  Wahl 
Erwählten  treten  Diejenigen,  welche  die  nächstmeisten  Stimmen 
auf  sich  vereinigen,  der  Keihe  nach  als  Ersatzmänner  ein, 
vorausgesetzt,  dass  sie  mindestens  ein  Zehntel  der  überhaupt 
abgegebeneu  Stimmen  erhalten  haben. 

§7. 
Die    allgemeine    Wahl    findet    statt    durch    persönliche 
Abgabe  eines  Stimmzettels   mit   neun  Namen.     Die  Stimm- 
Zettel  sind  verdeckt  zu  stempeln  und  vom  Wähler  persönlich 
in  einen  Wahlkasten  zu  werfen. 

§8. 
Als  Wahltage  sind  festgetzt,   der  12.,   13.  und  14.  Fe- 
bruar 1865,  und  zwar  findet  die  Entgegennahme  der  Stimm- 
zettel statt: 

Am   Sonntag,   den    12.  Februar, 

von  11  bis  3  Uhr  Mittags, 

in  Versammlungslocal  der  neuen  Synagoge,  Kohlhöfen. 

Am  Montag,  den  13.  Februar, 

von  12  bis  3  Uhr  Mittags, 

im    Weidenhof,    grossen    Burstah. 

Am  Dienstag,  den  14.  Februar, 

von  11  bis  3  Uhr  Mittags, 

im  Versammlungslocal  der  neuen  Synagoge,   Kohlhöfen. 

Hamburg,  den  11.  Januar  1865.. 

Das  Vorsteher- Collegium. 
.Es  sei  hier  die  Bemerkung  erlaubt,  dass  das  Wort  Liqui- 
dation  unglücklich  gewählt   sein  dürfte,   da   die  Gemeinde   eben 
nicht  liquidiren  (nach  dem  gewöhnlichen  Sinn  dieses  Ausdrucks), 
sondern  fortgeftthrt  werden  sollte.    Consolidation  oder  Schulden- 
Sicherung  hätte  vielleicht   die    hier  verstandene  Operation  deut- 
licher bezeichnet  und  mancher  Weitläufigkeit  vorgebeugt. 
Die  Wahlen  fielen 
a)  für  das  Liquidations-CoUegium  auf  Herren 

Sally  Elkan,   M.  J.  Emden,    Aug.  Hertz,    H.  S.  Hertz, 
J.  A.  Israel,    Louis   S.  Levy,    Dr.  B.   H.  Levy,    Moritz 
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Lipmano,  H.  J.  Mathias,  Jacob  Meyer,  H.  B.  Oppen- 
heimer  (später  ersetzt  durch  Salomon  Wolff),  £.  Bosen- 
bacher  (später  ersetzt  durch  L.  J.  Hess),  K  £.  Raben, 
Phil.  Simon,  Siegd.  Warburg; 

Präses  ward  Herr  H.  S.  Hertz,  Schriftführer  Herr 
Dr.  Levy; 

erö&et  ward  dies  Goilegium   am  9.  Februar; 
b)  zum  Repräsentanten-CoUegium,  durch  freie  Wahlen, 

die  Herren  Samuel  Enoch,  Jos.  M.  Heilbut.  H.  S.  Hertz, 
Dr.  M.  Isler,    Sally  Lewisohn,    Dr.  H.  May,    Dr.  S.  P. 
Nathan,  Dr.  B.  L.  Oppenheimer,  B.  A.  Simon. 
Es  wurden  deputirt: 
Vom  Armen  -  Goilegium 

die  Herren  H.  J.  Matthias   und  Phil.  Simon; 
von  der  Synagogen- Verwaltung 

die  Herren  L.  J.  Adler  und  D.  S.  Goldschmidt; 
von  der  Tempel-Direction 

die  Herren  Ad.  Hinrichsen  und  Moritz  Liepmannn; 

Präses  wurde  Herr  Dr.  Isler,  Vicepräses  Herr  Sally  Lewisohn, 

Schi'iftführer  Herr  Dr.  May  und   Hen*  Dr.  Oppenheim. 

Eröfl&iet  wurde  dies  Goilegium  am  23.  Februar. 

Dem  Liquidations-GoUegium   wurde   gleich  bei   der  EröflF- 

iqiii<utioiii.jj^jjg  ein  Exposö  der  finanziellen  Situation   der  Gemeinde  über- 

Projectc.  o  AT 

geben,    welches    (lithographirt)    in    zwölf  Folioseiten    Text   Und 
achtzehn  Tabellen    einen   genauen  Status  darlegt  und 

1)  einen  allgemeinen,  auf  zehn  Jahre  eingetheilten  Plan 
zur  Liquidation  und  Gonsolidirung  aller  Schulden  und  Obligos 
gegen  Institute  und  Beamte,  Pensionairs  etc.  und  sodann 

2)  ein  Liquidations-Budget  pro  1865  aufstellt  und  um 
Zustimmung  zu  demselben  so  wie  um  die  Genehmigung  der 
Liquidationsßteuer  pro  1865  ersucht.  Bios  die  letztere  ward  so- 
fort bewilligt,  die  ersten  beiden  Gegenstände  aber  zu  weiterer 
Discussion  vorbehalten. 

Eben  so  ward  vom  Gemeindevorstande  ein  Entwurf  zum 
Gemeindestatut  ausgearbeitet  und  gedruckt  den  Repräsentanten 
zugestellt,  welche  an  eine  Prüfung  desselben,  eventuell  an  Aus- 
arbeitung eines  Gegenprojectes  gingen. 
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Das  Jahr  1865    bringt    nun    vorläufig  keine  neuen    Thai- 
Bachen,   die  Arbeiten  der   beiden  neuen  CoUegien  und  ihre  Cor- 
respondenz  mit  dem  Vorstande  gingen  ihren  schwerfälligen  Gang 
und    in    der  Verwaltung    erhält    man    interimistisch    Alles    best- 
möglich im  bisherigen  Geleise. 

Bereits  1862  hatten  die  Mitglieder  des  jüdischen  Ai-men- Ar°»«°^o"' 
GoUegiums  Berathungen  gepflogen,  wie  bei  der  officiellen  Auf- 
lösung der  öffentlichen  jüdischen  Armen  Verpflegung  das  Interesse 
•  ihrer  grösstentheils  altbekannten  jüdischen  Pfleglinge  am  besten 
zu  wahren  sei.  Es  verlautbartete  später,  dass  der  Vorschlag, 
das  jüdische  Armenwesen  wenigstens  noch  eine  massige  Zahl 
von  Jahren  separat  als  von  der  Stadt  subventionirte  Anstalt 
fortbestehen  zu  lassen,  in  der  bezüglichen  Commissission  des 
Senats  mit  nur  einer  Stimme  unterlegen  sei,  und  ein  gedrucktes 
das  Datum  des  15.  April  tragendes  (aber  viel  später  übergebenes) 
von  sämmtlichen  Mitgliedern  unterzeichnetes  Promemoria  schliesst 
mit  dem  Gesuch,  das  Vorsteher-CoUegium  möge  «mit  allen  ihm 
zu  Gebote  stehenden  Mitteln  dahin  streben,  unsere  Armenanstalt, 
wie  auch  die  Verhältnisse  sonst  sich  gestalten  mögen,  intact 
und  unversehrt  zu  erhalten. >► 

Die  Vorsteher  waren  indessen  nicht  im  Stande,  hierauf 
einzugehen  und  sie  waren  nicht  wenig  erstaunt  gewesen, 
als  sogar  der  bescheidene  von  allen  jüdischen  Petenten  ge- 
machte Vorschlag,  die  jüdischen  Armenschulen  einstweilen  bis 
zur  Errichtung  der  Staatsschulen  besonders  zu  subventio- 
niren,  von  der  Gesetzgebung  ganz  unerwähnt  und  unbe- 
rücksichtigt   blieb.  *)      Mit     der     städtischen    Armen  -  Anstalt, 


*)  In  dem  Schreiben  vom  6.  Mai  1864,  in  welchem  die  Vor- 
steher ihre  Zustimmung  zu  eiuigeu  von  der  Bürgerschafts-Commission 
gemachten  Monituren  aussprechen,  sagen  sie:  Inzwischen  muss  sich 
das  Vorsteher  -  Collegium  vorbehalten,  faUs  es  sich  herausstellen 
sollte,  da8s  die  Gemeinde  in  Zukunft  nicht  in  der  Lage  wäre,  für  einen 
genügenden  Schulunterricht  der  Kinder  armer  Eltern  zu  sorgen, 
seine  Anträge  auf  eine  Staats-Subvention  für  diesen  speciellen  Zweck 
und  für  die  Zeit  bis  für  ausreichende  Armenschulen  von  Seiten  des 
Staats  Sorge  getragen  sein  wird,  zu  wiederholen. 
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welche  aioh  iibrigene  Auch  sohon  bisher  den  Nameu  ilei  <al 
meineD«  beigelegt  hatt«.  ward  den  gr^BBten  Theil  dieses  Jahrs» - 
tmterbandelt  und.  derBelben  zuletzt  aucb  eine  Reihe  von  einigen 
und  droissig  jüdischer  pingeaeichneter  Armer  überwiesen;  bo  wie 
denn  auch  die  Darlegung.  Aase  ein  FlaupthinderniBS  des  fÜntritte 
der  Juden  in  diese  Anstalt  in  dem  Zwange  bestund,  sich  dem  wenig 
anfltandigen  und  den  Juden  durchweg  widerstrebenden  Haufen- 
BegräbniBS  zu  unterwerfen,  die  wohlthiitige  Felge  hatte,  dass 
dieser  Zwang  im  November  durch  BeschiuBS  der  allgemeinen 
Armen-Anstalt  überhaupt  aufgehoben  wurde  und  jeder  Arme, 
ChrtBt  oder  Jude,    sich  nach    eigenem  Wunsch  konnte  begraben 


Inzwischen    wurde    sofort  die     laraelitiBche  Freinden-Cozn- 
1  officieU  auf  gelöst. 

"■  9.  September.  FünfundzwanKigj ähriges  Amts-Jubiläum  dal 

Predigers  Dr.  Frankfurter,  bei  welcher  Gelegenheit  ihm  unte 
Andern  ein  Capital  von  Ct.*  26000  von  seinen  Freunden  v« 
ehrt  wurde. 

''"  Im    Februar    war    die    vorerwähnte    Dotation     ■ 

Heine  für  das  Krankenhaus  von  ihm  eingezahlt  worden  i 
schon  am  3.  Juli  starb  der  noch  junge  Mann  auf  einer  Reise  i 
südlichen  Frankreich.  In  seinem  Testament  fand  sich  noch  « 
Legat  von  Bco.il  60,000  für  das  Krankenhaus  und  e 
Bco..^  100.000  für  die  Hermann  Heine'sche  Stiftung, 
kommt  eine  Reihe  von  Vermächtnissen  an  verwandte  und  1 
freundete  Personen,  an  das  Comptoir-  und  das  Domestiken-pM 
Bonal  und  endlich  Legate  an  fast  alle  jüdische  und  christliclM 
Privat-Anstalten,  worunter  Reo.?  12000  an  die  Talmud  Tori 
Schule,  10000  an  die  Israelitische  Freischule,  je  5000  i 
zwei  jüdischen  Armen-Mädchen  schulen,  8000  an  das  Israeli  tisch* 
Waiseninstitut,  6000  an  das  Panlinenstift,  5000  an  die  Israelitische 
Vorechussanstalt,  je  3000  an  die  jüdischen  jungen  Armenfreuude 
und  an  die  Anstalt  zur  Bekleidung  armer  Talmud  Tora-Schüler, 
je  4000  an  die  jüdischen  Frauenvereine  für  Wöchnerinnen  und 
Wittwen,  je  2000  an  die  Feuerung- Vertheilungs -Gesellschaft,  die 
Ed.   Kley   Stiftung,  den  Frauenverein  für  Krankenpflege   und  den 
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Mädchenbekleidungs-Yerein,  1000  an  den  Verein  zur  Beförderung 
nützlicher  Gewerbe  unter  den  Israeliten,  den  Wohlthätigkeits- 
Verein  von  1856  und  den  jüdischen  ünterstützungs  -  Verein 
von  1862,  1500  an  den  Verein  Mischenet  Sekenim,  3500  an 
den  Israelitischen  weiblichen  Krankenverein  von  1849,  500  an 
den  Israelitischen  Ünterstützungs- Verein  von  1829,  2000  au  die 
Stiftung  9um  Andenken  an  die  Emancipation  der  Juden  in 
Hamburg,  1000  an  den  Israelitischen  Stipendien-Verein,  1500  an 
den  Israelitischen  Feuerungs-Verein  von  1855,  2000  dem  (Portug.) 
Israelitischen  Verein  Oser  Dalim,  je  500  dem  Verein  zur  Ver- 
theilung  von  Kleidungsstücken  an  arme  Israeliten,  dem  Verein 
Refuot  ha  N6fesch,  dem  Israelitischen  Gevatter- Verein,  5000  dem 
Israelitischen  Miethe- Verein. 

Sodann  noch  über  Bco.j^  100,000  an  verschiedene  paritätische 
und  specifisch  christliche  Schulen,  Stiftungen  und  Vereine,  unter 
letzteren  sogar  an  zwei  Vereine  für  innere  Mission,  und  end- 
lich Bco.j^  200,000  an  die  hiesige  Gemäldegallerie. 

Die  von  der  !Reeperbahn  auf  das  Israelitische  Krankenhaus 
führende  Strasse  erhielt  den  officiellen  Namen  «Heine-Strasse». 

17.  November.  Publicatipn  des  durch  Senat  und  Bürger- 
schaft beschlossenen  «Civilstandsgesetzes«,  durch  welches  nun 
durch  ruhige  Entwickelung  das  frühere  Andrängen  einiger  Un- 
geduldigen als  ganz  zwecklos  erscheint.  Die  separaten  jüdischen 
Register  hören  auf.  Die  die  Judenschaft  besonders  interessirenden 
Stellen  sind: 

§  2  (AHnea  II). 
In  den  Landherrschaften  (NB.  die  bisher  mit  in  die  jüdischen 
städtischen  Register  gezogen  waren)  sind  bis  auf  Weiteres  in 
jeder  Gemeinde  die  abgesondert  von  den  zu  haltenden  Ein- 
standsregister von  den  herkömmlich  mit  Führung  der  Kirchen- 
bücher beauftragten  Predigern  oder  Kirchenbeamten  zu  führen. 

§  24. 
Die  Trauung    kann    mit    gleicher   bürgerlicher  Rechts- 
gültigkeit, nach  Wahl  der  Verlobten,    entweder   durch  einen 
Geistlichen    einer    der    Religionsgesellschaften,    welche    vom 
Staate    als    hierzu    berechtigt   anerkannt  worden  oder  durch 


494 


eiae  der  im  §18  genannten  (NB. bürgerlichen)Behördeii  vollzogen 
werden.  Die  Znatändigkeit  der  Ciirilbehürde  richtet  sich  nach 
dar  jeweiligen  Wohnung  der  Braut,  falls  diese  sich  nicht  hier 
aufliält,  nach  der  Wohnung  des  Bräutigams. 
§  31. 
Kein  GeiBtlicher    darf  eine  Trauung  vornehmen,    bevor 
nioht  von    der   zuständigen  Civilbehörde    die  im  §  18  vorge- 
schriebene BeBcbeiuigung  ertheilt  ist  und  zwar  hei  einer  von 
den  auetändigeu  Gerichten    zu    erkennenden  Strafe  von  aechs 
Monaten   Gefäiignisa    oder   üOO  Thalern,    wobei    zugleich    die 
Entziehung  der  Befugnias,  zu  trauen,  ausgesprochen  werden  kann. 
Auch    werden    die    Registratoren    beider    städtischen    Ge- 
meinden nach  dem  Durchschnitt  ihrer  Einnahmen  in  den  letzten 
Jahren  vom  Staate  auf  Lebenszeit  pensionirt. 

22.  November.  Bei  der  nunmehr  fundirten  Selbständig- 
keit des  Kraukenhauses  bedurfte  dasselbe  eiues  neuen  Statute, 
namentlich  bezüglich  finanzieller  Verwaltung  und  eines  gesicher- 
ten Zusammenhanges  mit  der  Gemeinde.  Die  Verhandlungen  hier 
über  wurde  bereits  bei  Lebzeiten  Carl  Heine's  begonnen  — 
welcher  die  •  Fundamental -Bestimmungen-  als  Bedingungen  seiner 
Schenkung  hinstellte  und  hemnch  mit  seiner  Wittwe  (und  üni- 
veraalerbin)  fortgesetzt  und  beendigt.  Sie  lauten  (siehe  Statuten 
des  Ki-ankenhauses  der  Deutsch-Israelitischen  Gemeinde,  publicii't 
durch  das  YorBteher-CoUegium   dieser  Gemeinde) : 


Das  Krankenhaus  der  Deutsch -Israeli  tischen  Gemeinde 
der  sei.  Frau  Betty  Heine  zum  Andenken  erbaut  von  ihrem 
Gatten,  ist  zu  ewigen  Zeiten  für  die  unentgeltliche  Pflege 
und  Heilung  armer  Israelitischer  Kranken,  welche  dem  Ham- 
bnrgischen  Staats  verbände  angehören,  bestimmt. 


So  weit  es  nach  Erfüllung  des  unter  1.  angegebenen 
Zweckes  thunlich  ist,  werden  auch  arme  Iiraeliten,  welche 
dem  hiesigen  Staatsverbande  nicht  angehören,  unentgeltlich, 
jedoch  unter  Vorbehalt  der  Ansprüche  an  ihre  Heimaths- 
behürde,      und     Kranke     aller     Confessioneu    gegen    ein     von 
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der  Verwaltung   jedesmal   zu    bestünmendes  Kostgeld    aufge- 
nommen. 

3. 

Sieche    und    Geisteskranke    finden   keine    Aufnahme    in 

der  Anstalt. 

4. 

Die  häuslichen  Einrichtungsn  sind  so  zu  treffen,  dass 
auf  die  religiösen  Anspräche  der  im  Krankenhaus  aufgenom- 
menen orthodoxen  Juden  jede  mit  dem  Charakter  des  Instituts 
zu  vereinbarende  und  sonst  thunliche  Rücksicht  genommen 
wird.  —   Der  Betsaal  ist  für  ewige  Zeiten  zu  erhalten. 

5. 

Kein  in  der  Anstalt  Aufgenommener  darf  zu  einer  reli- 
giösen Handlung  oder  zur  Theilnahme  an  einer  solchen  ge- 
zwungen, oder  auch  nur  von  Verwaltern,  Aerzten  und  Ange- 
stellten veranlasst  werden.  Jedem  ist  in  dieser  Beziehung 
innerhalb  der  Hausordnung  volle  Freiheit  zu  belassen. 

6. 

Die  Verwaltung  des  Instituts  inuss,  abgesehen  von  den 
Aerzten,  aus  im  hiesigen  Staats-  (Zusatz  in  den  Statuten  §  7: 
und  Gemeinde-)  Verbände  stehenden  Israeliten  bestehen. 

Fernere  Fundamentalbestimmungen,  vereinbart  mit  Frau 

Wittwe  Heine. 
1. 
In  dringenden  Nothfällen  darf  die  Aufnahme  Niemanden 
versagt  werden. 

2. 
Das  Stiftungs-Capital  ist  unantastbar. 

3. 
All    (NB.    die   Anstalt   betreffenden)    testament€u:ischen 
Bestimmungen,    besonders   die  des  sei.  Herrn  Salomon  Heine, 
sind  zu  allen  Zeiten  genau  zu  befolgen. 

4. 
Der    in    dem  Betsaal    befindliche  Stand  des   sei.  Herrn 
Salomon  Heine  und  die  im  Hause  befindlichen  Portraits  sind 
für  ewige  Zeiten  zu  erhalten. 
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5. 

Die  bestehende  Inschrift  auf  dem  Hause :  «Krankenhaus 

der  Deutsch-Israelitischen  Gemeinde,  der  sei.  Frau  Betty  Heine 

zum    Andenken    erbaut   von    ihrem    Gatten»,    ist   auf  ewige 

Zeiten  zu  erhalten. 

6. 

Diese  Fundamentalbestimmungen  müssen  im  Sitzungs- 
zimmer des  Erankenhaus-CoUegiums  angeschlagen  werden. 

Ausser  diesen  Fundamentalbestimmungen  sind  noch  50  Pa- 
ragraphen sonstiger  Statuten  vorhanden.  Wir  geben  daraus  die- 
jenigen, welche  auf  das  Verhältniss  der  Anstalt  zur  Deutsch- 
Israelitischen  Gemeinde  Bezug  haben. 

§  1- 

Das  in  der  Vorstadt  St.  Pauli  belegene  Krankenhaus 
der  Deutsch-Israelitischen  Gemeinde  ist  ein  unter  Oberaufsieht 
des  Vorstandes  dieser  Gemeinde  stehendes  Institut  zur  unent- 
geltlichen Heilung  armer  Israelitischer  Kranken  jedweden 
Alters  und  Geschlechts,  welche  dem  Hamburgischen  Staats- 
verbande angehören. 

§5. 

Die  Verwaltung  ist  einem  Collegium  von  sieben  Mit- 
gliedern anvertraut,  nämlich  fünf  Provisoren  und  den  beiden 
Aerzten  der  Anstalt,  welche  Letztere  berathende  Stimmen 
haben.  Die  Anzahl  der  Provisoren  kann,  falls  sich  ein  6e- 
dürfhiss  dazu  herausstellt,  durch  Beschluss  des  Collegiums 
mit  Genehmigung  des  Vorsteher  -  Collegiums  der  Deutsch- 
Israelitischen  Gemeinde  von  fünf  auf  sieben  erhöht  werden. 

§  6. 
Die  Wahl  der  Mitglieder  des  Krank enhaus-Collegiums 
erfolgt  durch  das  Collegium  selbst  mittelst  geheimer  Stimm- 
gebung  und  mit  Zutritt  zweier  vom  Vorsteher-Collegium  der 
Gemeinde  aus  seiner  Mitte  zu  deputirend^n  Mitglieder  mit 
gleichem  Stimmrechte. 

§  8  (AHnea  II). 
Die  Wahl    erfolgt   übrigens    durch    absolute    Stimmen- 
mehrheit.    Sollte    diese    in    zwei   Gängen  nicht  zu  erreichen 
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sein,  so  entscheidet  im  dritten  Wahlgange  die  relative  Mehr- 
heit; bei  Stimmengleichheit  das  Vorsteher-Collegium. 

§  19. 

Das   Krankenhaus  -  GoUegium   hat  die    Gehalte   sämmt- 

licher  Angestellten  festzusetzen.  Die  Gehalte  der  beiden  Aerzte 

und    des  Oekonomen    bedürfen  jedoch   der  Genehmigung  des 

Vorsteher-Collegiums. 

§  22. 

Das  Vorsteher  -  Collegium  führt  die  Ober  -  Aufsicht 
über  die  Verwaltung  des  Krankenhauses,  nöthigenfalls  unter 
Einholung  eines  Gutachtens  vom  Gesnndheitsrathe,  und  hat 
insbesondere  die  Verpflichtung,  für  strenge  Beobachtung  der 
Statuten  Sorge  zu  tragen. 

Das  Stiftungs-Capital  des  Krankenhauses  ist  unantastbar. 
Dasselbe  ist  auf  den  Namen  des  Krankenhauses  mit  der 
Clausel  zu  belegen,  dass  keine  Umschreibung  oder  Tilgung 
ohne  Consens  des  Krankenhaus-Collegiums  und  des  Vorsteher- 
Collegiums  der  Deutsch-Israelitischen  Gemeinde  vorgenommen 

werden  darf. 

§  24. 

■  Alle  für  das  Krankenhaus  künftig  eingehenden  Ge- 
schenke und  Vermächtnisse,  über  deren  Verwendung  nicht 
etwa  eine  besondere  Bestimmung  vorhanden  ist,  sind  zum 
Stiftungscapital  zu  schlagen  und  eben  so  zu  belegen.  Immer- 
währende oder  temporäre  Bestimmungen  der  Geber  sind  in 
gesetzlicher  Weise  jederzeit  zu  befolgen,  namentlich  die  Be- 
stimmungen im  Testament  des  sei.  Herrn  Salomon  Heine. 

§  25. 

Alljährlich  ist  vom  KrankenhauEhCoUegium  ein  Budget 
aufzumachen,  in  welchem  die  Ausgaben  durch  die  zu  erwar- 
tenden Einnahmen  gedeckt  sein  müssen  und  das  genau  inne 
zu  halten  ist. 

Das  Budget  sowohl,  wie  etwanige  durch  unvorher- 
gesehene Umstände  veranlasste  Nachforderungen  auf  dasselbe 
sind  stets  dem  Vorsteher-Collegium  der  Deutsch-Israelitischen 
Gemeinde  zur  Prüfung  und  Genehmigung  vorzulegen. 
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§  26. 
Das  Krankenhaus-CoUegium  hat  alljährlich  dem  Vor- 
steher-CoUegium  der  Deutsch-Israelitischen  Gemeinde  Rechnung 
und  Bericht  über  die  ökonomischen  und  statistischen  Verhält- 
nisse der  Anstalt  abzulegen.  Das  Vorsteher-CoUegium  hat 
beides  zu  prüfen,  seine  etwanigen  Monituren  zu  machen  und 
nach  richtigem  Befund  Decharge  zu  ertheilen. 

§  50. 
Abänderungen  dieser  Statuten  können  von  dem  Kranken- 
haus-Collegium  nur  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Vorsteher - 
Collegium  der  Deutsch-Israelitischen  Gemeinde  beschlossen 
werden.  Sie  sind  indessen,  bevor  sie  in  Kraft  treten,  dem 
Senate  vorzulegen,  um  zu  prüfen,  ob  sie  mit  den  Fundamen- 
talbestimmuiigen  nicht  in  Widerspruch  stehen  und  die  Sicher- 
heit des  Fundations-Capitals  nicht  präjudiciren. 


Gemäss  obigen  Statuten  ging  nun  die  administrative 
Trennung  vor  sich  und  wurde  das  bei  der  Gemeinde  belegte 
Guthaben  des  Krankenhauses  demselben  ausgeliefert. 

Unterm  14.  December  erliessen  die  Gemeinde- Vorsteher 
das  folgende 

Beglement, 

betreffend   die   Registerführung  in  der  Deutsch-Israelitischen 

Gemeinde  u.  w.  d.  a. 

§  1. 

Die  Deutsch  -Israelitische  Gemeinde  führt  einstweilen 
auch  nach  der  mit  dem  1.  Januar  1866  erfolgenden  Einfüh- 
rung von  allgemeinen  Civilstands-Registem  für  ihre  Ange- 
hörigen Geburts-,  Trau-  und  Leichen-Register. 

§2. 
Behufs  Führung  der  Geburtsregister  ist  von  jeder  Ge- 
burt eines  der  Gemeinde  angehörigen  Kindes  dem  Registrator 
der  Gemeinde  Anzeige  zu  machen.     Es  ist  zu  diesem  Zweck 
ein  bei    dem   Registrator   entgegenzunehmendes  Anmeldungs- 
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Formular  auszufüllen,  und  gleichzeitig  der  von  der  Civilstands- 
behörde  ertheilte  (Interims-)  Geburtsschein  vorzulegen. 

§3. 

Die  von  der  Gemeinde  zur  Vollziehung  von  Copulationen 
autorisirten  Geistlichen  dürfen  solche  nur  vornehmen,  wenn 
ihnen  ausser  dem  Copulationsscheine  der  Civilstandsbehörde 
auch  ein  Erlaubnisschein  der  Gemeinde -Vorsteher  vorge- 
legt wird. 

Die  Ertheilung  eines  solchen  Erlaubnisscheines  ist  bei 
den  casseführenden  Vorstehern  unter  Entrichtung  der  Copu- 
lationsgebühren  nachzusuchen. 

Der  Kegistrator  der  Gemeinde  ist  verpflichtet,  die  Co- 
pulationsscheine der  Civilstandsbehörde  behufs  Eintragung  in 
das  Eheregister  von  den  Geistlichen  einholen  zu  lassen,  welche 
dieselben  zu  diesem  Zwecke  mit  einem  den  Vollzug  der  Co- 
pulation  bescheinigenden  Vermerke  zu  versehen  haben. 

Die  Geistlichen  sind  nicht  befugt,  Atteste  über  die 
vollzogenen  Copulation  (Trauscheine)  auszustellen,  vielmehr 
dürfen  solche  Atteste  nur  vom  Registrator  der  Gemeinde  in 
Form  von  Auszügen  aus  dem  Eheregister  ertheilt  werden. 

§4. 

Eine  Beerdigung  auf  den  Begräbnissplätzen  der  Ge- 
meinde darf  nur  erfolgen  auf  Grund  eines  von  der  Civilstands- 
behörde eiHheilten  Beerdigungsscheines,  welcher  vom  Regi- 
strator der  Gemeinde  in  das  Leichenregister  eingetragen,  ab- 
gestempelt und  von  einem  der  dazu  committirten  Gemeinde- 
Vorsteher  unterschrieben  ist. 

Der  Beerdigungsschein  ist  vom  Aufseher  des  Begräb- 
nissplatzes nach  erfolgter  Beerdigung  dem  Registrator  der 
Gemeinde  wieder  einzuliefern. 

§5. 
Die  Eintragungen  in  das  Geburtsregister  erfolgen  kosten- 
frei;   für  Eintragungen    in    das  Trau-    und   in  das   Leichen- 
Register  sind  Crt.#  1  zu  entrichten,  welche  mit  den  übrigen 
betreffenden  Gebühren  erhoben  werden. 

32* 
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Für   Ausfertigungen  ist,   abgesehen   von   den  Stempel- 
gebühren, zu  entrichten: 
Gebühren.  ^us  dem  Geburtsregister     .     .     .     .     Ct.|t  2.  — 

«       «     Trauregister     .....       «      3.     8 
«       «     Leichenregister      ....       *      3.  — 
für  Nachweisungen  aus  den  Eegistern 
und  darüber  zu  ertheilende  No- 
tizen  «    — .  12 

§  6. 
Dieses  Reglement   gilt  nur   bis   zum  Inkrafttreten  der 
neuen  Gemeindestatuten. 


Dieses  Reglement  hatte  lediglich  den  Zweck,  der  künftigen 
Gemeindeverwaltung  nicht  die  Möglichkeit  abzuschneiden,  speciell 
jüdische  Register  zu  führen,  die  übrigens  bezüglich  Trauungen 
und  Beerdigungen  sich  von  selbst  herstellen.  Auch  hat  es  sich 
bald  gezeigt,  dass  die  Fortführung  besonderer  freiwilliger  Ge- 
burts-Register sich  nicht  bewerkstelligen  Hess. 

1866,  März,  ward  vom  Vorsteher-CoUegium  folgende  Be- 
kanntmachung erlassen: 

Es  wird  hiermit   zur   Kenntniss  gebracht,  dass   durch 

BeschiuBs        übereinstimmenden  Beschluss   des  Vorsteher  -  Collegiums   und 

wegen  ^^^    Liquidations-Colleffiums    der    Deutsch-Israelitischen    Ge- 

Liquidations*  *  ° 

Ablösung.        meinde  Folgendes  festgestellt  ist: 

Gemäss  §  14  des  Gesetzes  vom  7.  November  1864  bleibt 
es  auch  fernerhin  jedem  Liquidationspflichtigen  gestattet,  sich 
und  seine  minderjährigen  noch  nicht  besteuerten  Angehörigen 
jederzeit  durch  sofortige  Auszahlung  des  fünflachen  Betrages 
seiner  Gemeindesteuer  von  1864  von  der  ferneren  Beitrags- 
pflicht zur  Liquidation  frei  zu  machen.  Dem  Betreffenden 
werden  jedoch  die  Liquidationsbeiträge  für  die  Zeit  vor  dem 
Jahre,  in  dem  er  diesen  fünflachen  Beitrag  bezahlt,  nicht  in  die 
zu  zahlende  Summe  in  Anrechnung  gebracht.  Das  Verbleiben 
im  Gemeindeverbande  ist  von  dieser  Ablösung  unabhängig. 
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1865 — 66.  Die  eingeführte  Gewerbefreiheit  übt  nur  ge-Ai>«ai'e  t< 
ringen  Einfluss  auf  die  Fleischabgabe.  Es  etabliren  sich  aller-  Fleisch, 
dings  einige  nicht  von  der  Gemeinde  concessionirte  Fleisch- 
händler, welche,  da  die  von  der  Gemeinde  angestellten  Schächter 
nicht  für  sie  arbeiten,  ausserhalb  Hamburgs  geschächtetes  Fleisch 
verkaufen.  Doch  wirkt  eine  einfache  Anzeige,  dass  diese  Fleisch- 
händler nicht  unter  Aufsicht  der  Cultusbehörde  stehen,  ihnen 
genügend  entgegen. 

1866,  April.     Dr.  Frankfurter,  Prediger  am  Tempel,  stirbt  ^r.  Frani 
und  wird  auf  dem  Grindel-Friedhof  begraben.     Ein  Freund  des 


Wittwen« 
Gasse 

Bco.#  10,000  eine  Wittwencasse   für   die  Prediger  des   Tempels.des  Tempe 


Tempels,     der    Gemeinde  -  Vorsteher    A.    Alexander,     stiftet   mit 

^       '  '  Casse 


Den   24.   Mai    erliess   das  Vorsteher  -  CoUegium    folgenden  Gammen 
Beschluss :  gräber. 

Bei  vorkommenden  Todesfallen  sollen  ausser  der  sofort 
zu  benutzenden  Grabstätte  nie  mehr  als  noch  zwei,  also  im 
Ganzen  höchstens  drei  Grabstätten  zusammen,  als  Familiengrab 
verkauft  werden.  Der  Kaufpreis  ist  von  jetzt  an  auf  Ct.|^  50 
für  eine  Grabstätte,  auf  Crt.#  100  für  zwei  und  auf  Ct.#  150 
für  drei  Grabstätten  festgestellt. 

Die  übrigen  Bedingungen  (siehe  S.  212)  bleiben  un- 
verändert. 

Veranlassung  zu  diesem  Beschluss  war  der  Umstand,  dass 
mehrere  Mitglieder  der  Gemeinde  in  familienväterlicher  Vorsicht 
sich  eine  ungebührende  Anzahl  von  Grabstätten  auf  den  Fried- 
höfen der  Gemeinde  im  Voraus  gesichert  hatten  und  dass  man 
der  Gefahr  entgehen  wollte,  durch  eine  Ausbreitung  dieses  Bei- 
spiels das  öffentliche  Areal  zu  sehr  beschränkt  zu  sehen. 


Dem  Repräsentanten -Collegium  wurden  baldthunlichst  die 
folgenden,  durch  ein  vbn  Herrn  Dr.  Philipp  Hirsch,  dem 
Consulenten  der  Gemeinde  ausgearbeitetes  Vorwort  eingeleiteten : 
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Statuten-  «Grundzügo 

für  ein  Statut  der  Hamburger  Israelitischen  Gemeinde» 

übergeben. 

§  1. 

oieGemeinde  Die  Hamburger  Israelitische  Gemeinde,  bisher  deutsch- 

lieder  und       israeÜtische  Gemeinde  genannt ,   ist  der  Verband   der  in  der 

ingehörigen.      Stadt    Hamburg    und.  deren    Gebiet  —    mit  Ausnahme    des 

Amtes  Ritzebüttel    —    ansässigen  Israeliten,    die    nicht  dem 

portugiesischen  Ritus  angehören. 

§.  2. 
Gemeindemitglied     ist    jeder    männliche    mündig    Ge- 
meindeangehörige. 

§  3. 
Gemeindeangehörige  sind  alle  Diejenigen,  die  bisher 
der  deutsch-israelitischen  Gemeinde  angehört  haben  und  nicht 
nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  7.  November  1864 
ausgetreten  sind  oder  austreten,  und  alle  statutenmässig  Ein- 
tretenden mit  ihren  Familien- Angehörigen,  das  heisst  Frau 
und  minderjährigen  Kindern. 

§  4. 
Der  Eintritt  in  die  Gemeinde  setzt  den  Nachweis  voraus, 
dass  der  Betreffende  und  seine  mit  aufzunehmenden  Ange- 
hörigen Israeliten  sind,  und  femer  die  Bezahlung  eines  Ein- 
trittsgeldes. Dass  der  Betreffende  dem  Hamburgischen  Staats- 
verbande angehöre,  ist  nicht  erforderlich. 

§5. 
Der  Austritt  aus  der  Gemeinde  steht  den  Gemeinde- 
angehörigen binnen  drei  Monaten  nach  erlangter  Mündigkeit 
ohne  Weiteres  zu,  sonst  nur  gegen  Bezahlung  eines  doppelten 
Beitrages  für  das  laufende  Jahr.  Die  Gemeindeangehörigkeit 
geht  von  selbst  verloren  durch  Austritt  aus  der  israelitischen 
Religionsgemeinschaft  oder  durch  fünfjährige  Abwesenheit 
ohne  Zahlung  der  Gemeindesteuer.  Der  Gemeinde  bleibt  das 
Recht  auf  Erhebung  des  Austrittsgeldes  jedoch  auch  in  diesen 
Fällen  vorbehalten. 
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§6. 

Der  Gemeinde   liegt  die  Fürsorge    für   den  Cultus,   die  Pfli<^^*en '»« 

k  n  1  T       TT  •   1  Gemeinde. 

Armenpflege,  das  mit  dieser  zusammenhängende  Unterricnts- 
wesen  und  das  Begräbnisswesen  ob ,  nach  Massgabe  des 
Statuts  und  späterer  statutenmassig  gefasster  Gemeindebe- 
schlüsse. 

§7. 
Der  Gemeinde  liegt,  so  lange  der  Staat  darüber  nichts 
Anderes    bestimmt,    die   Führung   der    Gebuits-,    Trau-    und 
Todten-Register  für   ihre  Angehörigen    ob    gegen   Erhebung 
der  dafür  angesetzten  Gebühren. 

§8. 
Die  Fürsorge  für  den  Cultus  überlässt  die  Gemeinde  ^'"»"  ^'"""' 
zunächst  zwei  ganz  gleich  berechtigten  Cultusverbänden, 
nämlich  dem  Synagogenverband  und  dem  Tempelverband. 
Beide  sind  vollständig  autonom  in  Bezug  auf  ihre  inneren 
Einrichtungen,  auf  cultuelle  und  rituelle  Akte,  auf  die  An- 
stellung ihrer  Beamten  und  auf  ihre  Finanzen. 

§9. 
Die  Gemeinde  überlässt  dem  Synagogen  verbände,  ohne 

ihr  Eigenthumsrecht  daran  aufzugeben,  die  beiden  vorhandenen 

Svnagogen  so  wie  das  rituelle  Badehaus.    Dagegen  übernimmt 

dieser  Verband  der  Gemeinde  gegenüber  die  Fürsorge  für  den 

öffentlichen  Gottesdienst  in  beiden  Synagogen,  die  Erhaltung 

der  Gebäude   und   die  Besoldung  des  Oberrabbiners,    so    wie 

der    übrigen    bisher    von    der    Gemeinde    salarirten    Cultus- 

beamten.     Er  erhält  auch  das  Schächtwesen  und  bezieht  die 

aus    dem    Koscherfleischhandel    entstehenden    Gefalle.      Das 

Nähere  bestimmt  eine  darüber  zu  treffende  specielle  contract- 

liche  Vereinbarung. 

§  10. 
Proclamationen   und    Copulationen    können    nur    durch 
von  der  Gemeinde  autorisirte  Personen  und  nur  nach  erfolgter 
Entrichtung  der  Copulationsgebühren   an  die  Gemeinde   vor- 
genommen werden. 
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Vom 
Schulwesen. 


Vom 
Armenwescii. 


Die  Gemeinde  kann  jedoch  ihre  Autorisation  den  von 
beiden  Verbänden  ordnungsmässig  für  diese  Akte  ange- 
stellten Cultusbeamten  nicht  versagen  und  hat  auch 
keine  Cognition  über  die  kirchliche  Zulässigkeit  der  von 
diesen  Beamten  vorzunehmenden  Akte.  Von  den  Copulations- 
gebühren  wird  ein  Theil  nach  näher  festzusetzender  Modalität 
dem  betreffenden  Cultusverbande  ausgekehrt. 

§  11. 

Für  den  Fall,  dass  die  beiden  Verbände  in  Zukunft 
durch  irgend  welche  aussergewöhnliche  Umstände  ausser  Stand 
gesetzt  werden  sollten,  den  cultuellen  Bedürfnissen  der  Ge- 
meindeangehörigen überhaupt  oder  doch  ausreichend  zu  ge- 
nügen, bleibt  der  Gemeinde  eine  auf  statutarischem  Wege 
zu  fassende  Beschlussnahme  betreffs  der  Fürsorge  für  diese 
Bedürfnisse  vorbehalten, 

§  12. 
Die  Gemeinde  sorgt,  so  lange  und  so  weit  dies  nicht 
ausreichend  von  Seiten  des  Staats  geschieht,  für  den  Unter- 
richt der  armen,  der  Gemeinde  angehörigen  ^J^inder  in  ihren 
eigenen  oder  anderen  Schulen,  zunächst  in  den  bestehenden 
öffentlichen  israeHtischen  Schulen. 

§  13. 

In  Hinsicht  der  Armen-  und  Krankenpflege  gehören 
die  Gemeindeangehörigen  der  Hamburgischen  Stadtgemeinde, 
respect.  den  verschiedenen  Landgemeinden  an,  welche  nach 
dem  Gesetze  auch  zur  Fürsorge  für  die  israelitischen  Armen 
verpflichtet  sind. 

Die  Gemeinde  wird  jedoch  ihren  armen  und  kranken 
Angehörigen  freiwillig  eine  geregelte  Fürsorge  nach  Mass- 
nahme ihrer  Kräfte  widmen,  namentlich  so  weit  die  Armen- 
versorgung mit  religiösen  Vorschriften  in  Beziehung  steht, 
und  zu  diesem  Zwecke  die  in  der  Gemeinde  bestehenden 
öffentlichen  Wohlthätigkeitsanstalten  unter  ihrer  Obhut  be- 
halten. Das  Nähere  bestimmen  die  Statuten  der  Armen- 
Anstalt  und  des  Krankenhauses. 
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§  14. 
Die  Gemeinde  sorgt  für  die  Erhaltung  der  bestehenden^""^  ®^'*5m 

nisswcsei 

und  nöthigenfalls  für  die  Erwerbung  neuer  Begräbnissplätze 
und  in  Ermangelung  freiwilliger  Fürsorge  auch  für  die,  bei 
Mittellosen  kostenfrei  zu  beschaffende  Beerdigung  ihrer  Mit- 
glieder und  deren  israelitische  Angehörigen. 

§  15. 
Alle  Gemeindemitglieder  haben  das  Recht,  auf  Statuten-  Reciite  d< 
gemässe  Mitwirkung   bei   den  Gemeindewahlen   und   für   sich    ^  ^  ^®  ® 
und   ihre   israelitischen  Angehörigen   gleichen  Anspruch   auf 
Unterstützung    im    Verarmungs-   oder  Erkrankungsfalle,    auf 
freien  Schulunterricht  für  ihre  dessen  bedürftigen  Kinder  und 
auf  Benutzung  des  Begräbnissplatzes. 

§  16. 
Nur    Gemeindemitglieder    können    zu    Gemeindeämtern 

und  zur    Verwaltung   der   von   der  Gemeinde   ressortirenden 

Institute  erwählt  werden. 

§  17. 
Jedes    MitgHed    ist   zur  Beobachtung    dieser    Statuten  ^^^*^^|^^^ 
und   der    später   statutenmässig   beschlossenen  Abänderungen 
derselben  verpflichtet. 

§  18. 
Jedes  Mitglied  ist  zur  Leistung  von  jährlichen  Bei- 
trägen, die  jedoch  die  Höhe  von  1  pCt.  des  jährlichen  Ein- 
kommens nicht  übersteigen  dürfen,  für  die  Zwecke  der  Ge- 
meinde verpflichtet.  Die  gleiche  Pflicht  liegt  sonstigen  Ge- 
meindeangehörigen ob,  die  selbständiges  Vermögen  besitzen, 
so  wie  ungetheilten  Erbschaftsmassen. 

§  19. 
Jedes   Mitglied   ist   zur   Annahme   von  Ehren--Äemtern 
in  der  Gemeinde  verpflichtet.     Nur  Mitglieder,  die  schon  das 
Vorsteheramt  verwaltet  haben,  sind  von  dieser  Pflicht  befreit. 

§  20. 
Die  Verwaltung  der  Gemeinde  ist  anvertraut:  ^o"  ^^^ 

V     .,  -wr        ,        ^  Gemoind 

a)  dem  Vorstande,  ^^^i^^^^,, 

b)  dem  Repräsentanten-Collegium. 
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§  21. 
R.  Der  Vor-  j)er  Vorstand  besteht  aus  neun  Mitgliedern,  von  denen 

stand. 

alljährlich    eins    austritt.     Die   austretenden   Mitglieder   sind 
wieder  wählbar, 

§  22. 

Die  Neuwahl  von  Vorstandsmitgliedern  erfolgt  in  der 
Art,  dass  fünf  Mitglieder  des  Vorstandes  und  fünf  Mitglieder 
des  Repräsentanten-CoUegiums  ausgeloost  werden,  welche  zu 
einem  Wahl-Collegium  zusammenzutreten  und  mit  absoluter 
Majorität  die  Wahl  vorzunehmen  haben.  Ist  keine  absolute 
Majorität  zu  erzielen,  so  ist  mit  relativer  Majorität  noch  ein 
Mitglied  des  Vorstandes  oder  des  Repräsentanten-CoUegiums 
in  das  Wahl-Collegium  beizuziehen.  Ist  nach  wiederholtem 
Wahlgange  auch  keine  relative  Majorität  hierfür  zu  erzielen, 
so  ist  durch  das  Loos  zu  bestimmen,  ob  der  Vorstand  oder 
das  Repräsentanten-Collegium  noch  ein  Mitglied  in  das  Wahl- 
Collegium  zu  deputiren  hat. 

AUe  beim  Wahlakt  Betheiligten  sind  zur  Verschwiegen- 
heit verpflichtet. 

§  23. 
Der  Vorstand  hat  alle  Gemeinde-Angelegenheiten  in 
höchster  Instanz  zu  leiten.  Er  hat  die  Gemeinde  nach  Aussen, 
insbesondere  dem  Staate,  den  Gerichten  und  allen  Behörden 
gegenüber  zu  vertreten,  sowie  nach  Innen  den  Cultusver- 
bänden,  den  mit  der  Gemeinde  in  Verbindung  stehenden  In- 
stituten und  den  einzelnen  Mitgliedern  gegenüber. 

§  24. 
Der  Vorstand  hat  die  Oberaufsicht  über  alle  bestehen- 
den oder  künftig  zu  stiftenden  Legate,  deren  Fonds  bei  der 
Gemeinde  oder  durch  dieselbe  belegt  sind  oder  werden.  Er 
hat  die  Capitalien  dieser  Stiftungen  in  einer  besonderen  De- 
positencasse  zu  verwalten  und  die  speciellen  Verwalter  der 
Stiftungen  zu  ernennen,  welche  ihm  rechenschaftspflichtig 
sind.  Jedes  Legat  muss,  wenn  nicht  Stiftungsartikel  Anderes 
verordnen,  wenigstens  zwei  Verwalter  haben. 
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Der  Vorstand  hat  das  Gassen-  und  Rechnungswesen 
der  Gemeinde  zu  leiten,  die  Finanzen  der  Gemeinde  zu  ver- 
walten und  alljährlich  das  Gemeindebudget  aufzustellen. 

§  25. 
Der  Vorstand  hat  die  übrigen  verschiedenen  Zweige 
der  Gemeindeverwaltung  durch  seine  dazu  committirten  Mit- 
glieder allein  oder  in  Gemeinschaft  mit  Mitgliedern  des 
Repräsentanten-Collegiums  oder  andern  Gemeindemitgliedern 
leiten  zu  lassen,  und  übt  die  Oberaufsicht  über  dieselben  aus. 

§  26. 
Der  Vorstand  erwählt  alljährlich  eines  seiner  Mitglieder 
zum  Vorsitzenden   und   vertheilt  die  Aemter  unter  dieselben. 
Das  Amt  des  Vorsitzenden  darf  kein  Mitglied  länger  als  zwei 
Jahre  hinter  einander  bekleiden. 

§  27. 
Der   Vorsitzende   leitet   die   Geschäfte   des    Vorstandes, 
und  hat  wenigstens   ein  Mal   monatlich   eine  Sitzung   zu   be- 
rufen 

§  28. 
Zur  Beschlussfähigkeit  des  Vorstandes  ist  die  Anwesen- 
heit von  5  Mitgliedern  erforderlich. 

§  29. 
Das    Repräsentanten  -  CoUegium    besteht    aus    15    Mit- 
gliedern, von  denen  alljährlich  3  austreten. 

§  30. 
Die  Neuwahl  der  3  Repräsentanten  erfolgt  in  der  Art, 
dass  einer  von  denjenigen  Mitgliedern  des  Synagogenverbaudes, 
einer  von  denjenigen  Mitgliedern  des  Tcmpelverbandes,  welche 
Gemeindemitglieder  sind,  und  der  Dritte  in  allgemeiner  Wahl 
von  allen  Gemeindemitgliedern  erwählt  wird.  Bei  diesen 
Wahlen  ist  jedes  beitragende,  mit  der  Steuer  des  verflossenen 
Jahres  nicht  rückständige  Mitglied  stimmberechtigt. 

§  31. 
Die  Ergänzung  des  Repräsentanten-Collegiums  hat  regel- 
mässig im  Beginn  jedes  Kalender-Jahres    zu   erfolgen.      Tritt 
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im  Laufe  eines  Jahres  eine  Vakanz  ein,  so  hat  das  Repräsen- 
tanten-Collegium  darüber  zu  beschliessen,  ob  der  betreffende 
Wahlkörper  eine  Neuwahl  vorzunehmen  hat. 

§  32. 

Dem  Repräsentanten-Collegium  ist  vom  Vorstande  all- 
jährlich das  Budget  und  die  Modalität  sowie  die  Höhe  des 
auszuschreibenden  Steuer-Betrags  für  das  nächste  Jahr  zur 
Mitgenehmigung  vorzulegen.  Dasselbe  hat  die  Abrechnung 
des  verflossenen  Jahres  zu  prüfen,  und  dem  Vorstande  Decharge 
zu  ertheilen. 

§  33. 

Aus  den  üeberschüssen  jedes  Jahres  ist  ein  Reserve- 
fond zu  sammeln  und  speciell  zu  verwalten,  über  welchen  der 
Vorstand  nur  mit  Genehmigung  des  Repräsentanten- CoUegiums 
verfügen  darf.  Legate,  die  der  Gemeinde  ohne  eine  besondere 
Bestimmung  zufallen,  sind  diesem  Reservefond  einzuverleiben. 

§  34. 

Zu  allen  organischen  Gemeindeeinrichtungen,  zu  den 
Statuten  für  Gemeindeinstitute,  zum  An-  und  Verkauf  von 
ImmobiUen,  zur  Creirung  und  Gehaltsbestimmung  von  Be- 
amtenstellen und  zur  Bewilligung  von  Pensionen  an  Gemeinde- 
beamte ist  die  Zustimmung  des  Repräsentanten  -  Collegiums 
erforderlich. 

§  35. 

Das  Repräsentanten-Collegium  hat  über  sonstige  Vor- 
lagen des  Vorstandes  zu  berathen  und  zu  beschliessen,  hat 
aber  auch  das  Recht  der  Initiative  in  allen  Gemeindeange- 
legenheiten. 

§  36. 

Das  Repräsentanten-Collegium  deputiit  aus  seiner  Mitte 
Mitglieder  in  die  einzelnen,  im  Abschnitt:  «Verwaltung»  auf- 
geführten Verwaltungsbehörden. 

§  37. 
Die  Geschäfte  des  Repräsentanten-CoUegiums    leitet  ein 
aus  seiner  Mitte  auf  die  Dauer   eines  Jahres   erwählter   Vor- 


sitzender.      Als  Schriftführer   fungirt  ein  Mitglied  des  Colle- 
giums  oder  ein  Gemeindebeamter. 

§  38. 
Die  Versammlungen  des  Repräsentanten-CoUegiums  wer- 
den vom  Vorstände  berufen.  Ausserdem  ist  der  Vorsitzende 
berechtigt,  eine  Versammlung  zu  berufen,  und  auf  Verlangen 
von  5  Mitgliedern  dazu  verpflichtet,  wenn  seit  der  letzten 
Sitzung  mehr  als  3  Monate  verflossen  sind. 

§  39. 
Zur   Beschlussfahigkeit   des   Repräsentanten-CoUegiums 
ist  die  Anwesenheit  von  8  Mitgliedern  erforderlich. 

§  40. . 
Von  der  Zeit  und  Tagesordnung  der  Sitzungen  ist  dem 
Vorstande  jedes  Mal  Anzeige  zu  machen,  und  demselben  nach 
der  Sitzung  das  ProtocoU  mitzutheilen. 

§  41. 
Der  Vorstand  ist   berechtigt,   und   auf  Verlangen  des 
Repräsentanten-CoUegiums  verpflichtet,  Commissarien  in  dessen 
Sitzungen  abzuordnen. 

§  42. 
Für  die  einzelnen  Zweige  der  Verwaltung  werden  Mit-  Verwaitnng. 
glieder  des  Vorstandes  deputirt,  oder  Conmiissionen  aus  Mit- 
gliedern des  Vorstandes,   des  Repräsentanten-CoUegiums   und 
nöthigenfalls  auch  aus  andern  Gemeindemitgliedem  zusammen- 
gesetzt. 

§  43. 
Vorläufig  soUen  folgende  Commissionen  bestehen: 

a)  Aufhahme-Commission. 

b)  Schätzungs-Commission. 

c)  Schul-Commission. 

d)  Armen-Commission. 

§  44. 
Die  Aufnahme-Commission  hat  über  die  Aufnahme 
der    sich   zum   Eintritt    in    die   Gemeinde    meldenden   neuen 
Mitglieder  zu  beschliessen,  und  die  Höhe  des  Eintrittsgeldes 
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zu  bestimmen.  Sie  bestellt  aus  einem  Vorstandsmitgliede 
und  zwei  Repräsentanten.  Gegen  ihre  Entscheidungen  ist 
ein  ßecurs  an  den  Vorstand  gestattet. 

§  45. 
Die  Schätzungs  -  Commissi on  hat  die  statuten- 
mässig  bewilligte  jährliche  Gemeindesteuer  über  die  Mitglieder 
zu  repartiren.  Sie  besteht  aus  drei  Vorstandsmitgliedern  und 
zwei  Repräsentanten.  lieber  Reclamationen  gegen  ihre  Ver- 
fügungen entscheidet  in  letzter  Instanz  der  Vorstand.  —  Ihre 
Mitglieder  sind  ebenso  wie  die  Vorstandsmitglieder  und  die 
Gemeindebeamten  zur  Verschwiegenheit  in  Steuersachen  ver- 
pflichtet. 

§  46. 
Die  Schul-Commission  hat  die  der  Gemeinde  ge- 
hörigen Schulen  zu  verwalten,  respective  für  den  freien  Un- 
terricht in  andern  Schulen  nach  Maassgäbe  der  ihr  im  Budget 
auf  den  Vorschlag  dafür  bewilligten  Mittel  zu  sorgen.  Sie 
besteht  aus  zwei  Vorstandsmitgliedern  und  drei  Repräsen- 
tanten. 

§  47. 
Ueber   die   Zusammensetzung    und    den  Wirkungskreis 
der  Armen-Commission  bestimmt  das  Specialstatut  der  Armen- 
Anstalt  das  Nähere. 

§  48. 
Schiuss-  2u  Abänderungen  des  Statuts  ist  ein  übereinstimmender, 

beBtimmnng.  .  -rv   •       i     lur  t  ^ 

mit  zwei  Drittel  Majorität  von  beiden  Collegien  gefasster, 
und  nach  Verlauf  von  mindestens  4  Wochen  wiederholter 
Beschluss  des  Vorstandes  und  des  Repräsentanten-Collegiums, 
sowie  die  Genehmigung  des  Senats  erforderlich. 


Dieser  Entwurf  wurde  zuerst  von  den  Repräsentanten 
en  bloc  abgelehnt  (siehe  S.  490,  unten),  sodann  amendirt  und 
gegenamendirt;  ist  aber  bis  jetzt,  März  1867,  nicht  zum 
Abschluss  gekommen,  oder  durch  die  bezüglichen  Instanzen  ge- 
gangen. 
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Dennoch  mnsste  die  Yerlagshandlnng  sleli  ent- 
schliessen^  diesen  Entwurf  hier  abdrucken  zu  lassen 
und  damit  das  Werk  zu  schliessen^  um  den  Abnehmern^ 
so  weit  es  jetzt  möglich  ist,  gerecht  zu  werden. 
Sollten  die  Statuten  noch  in  Kurzem  ins  Leben 
treten,  so  werden  sie  gratis  nachgeliefert. 


Nachtrag 

zum  Vorsteher- Verzeichniss  S.  177. 

HeiT  Ad.  Alexander,  ausgetreten  am  16.  December  1866, 

Herr  Simon  May,  verstorben  am  9.  November  1867; 

an  ihre  Stelle 
am  19.  Januar  1867  eingetreten: 
Herr  Philipp  Simon, 
Herr  Sally  Lewisohn. 


Im  Personal  des  Liquida tions-  und  des  Repräsentanten- 
Collegiums  sind  im  Laufe  der  Zeit  durch  Austritt  u.  dgl.  einige 
wenige  Veränderungen  vorgegangen. 


Omission  S.  272. 
Herz  Joseph  Levy  Stift  ist  eine  Anstalt  •  für  Frei- 
wohnungen ,  belegen  am  Grossneumarkt  und  begründet  durch 
des  Genannten  Testament  im  Jalire  1864.  Die  Verwal- 
tung soll  so  viel  als  möglich  am  Verwandten  des  Stifters 
bestehen,  doch  ist  die  Oberaufsicht  dem  Gemeindevorstande  über- 
geben.    Die  Zahl  der  Freiwohnungen  ist  gegenwärtig  20. 
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